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Der Klimawandel ist heute eine wissenschaft-
lich belegte Tatsache. Aber die genaue Wirkung
des Ausstoßes von Treibhausgasen ist nicht
leicht zu vorherzusagen, und die Prognosefähig-
keit der Wissenschaft ist mit hohen Unsicher-
heiten verbunden. Immerhin wissen wir in-
zwischen genug, um zu erkennen, dass hohe
Risiken mit potenziell katastrophalen Folgen
bestehen, namentlich das Abschmelzen der Eis-
schilde Grönlands und der Westantarktis
(wodurch viele Länder überflutet würden) und
Veränderungen beim Verlauf des Golfstroms,
die drastische Klimaänderungen nach sich
ziehen würden. 

Die Vorsicht und die Sorge um die Zukunft
unserer Kinder und Kindeskinder gebieten uns,
jetzt zu handeln. Dies ist eine Form der Ver-
sicherung gegen möglicherweise enorm hohe
Verluste. Die Tatsache, dass wir weder die
Wahrscheinlichkeit solcher Verluste noch den
genauen Zeitpunkt ihres wahrscheinlichen Ein-
tretens kennen, ist kein Argument, das gegen
eine solche Versicherung spricht. Wir wissen,
dass die Gefahr existiert. Wir wissen, dass die

durch Treibhausgasemissionen verursachten
Schäden für lange Zeit irreversibel sind und
dass die Gefahr mit jedem Tag der Untätigkeit
wächst. 

Selbst wenn wir in einer Welt leben wür-
den, in der alle Menschen den gleichen Lebens-
standard hätten und in gleicher Weise vom
Klimawandel betroffen wären, müssten wir
dennoch handeln. Wäre die Welt ein einziges
Land, dessen Bürger alle ein ähnliches Einkom-
men hätten und alle mehr oder weniger den
gleichen Auswirkungen des Klimawandels aus-
gesetzt wären, könnte die drohende globale
Erwärmung dennoch bis zum Ende dieses Jahr-
hunderts das menschliche Wohlergehen und
die Prosperität erheblich beeinträchtigen. 

In Wirklichkeit ist die Welt ein heterogener
Ort. Einkommen und Wohlstand der Men-
schen sind höchst ungleich, und der Klimawan-
del wird sich auf die verschiedenen Regionen in
unterschiedlicher Weise auswirken. Das ist für
uns der vordringlichste Grund für ein rasches
Handeln. Heute schon machen sich in einigen
der ärmsten und anfälligsten Gemeinwesen der

Vorwort

Was immer wir heute hinsichtlich des Klimawandels tun, hat Konsequenzen, 
die hundert oder mehr Jahre andauern werden. Der durch Treibhausgasemissionen
verursachte Teil dieses Klimawandels ist in überschaubarer Zukunft nicht mehr
rückgängig zu machen. Die Treibhausgase, die wir 2008 in die Atmosphäre schicken,
werden bis 2108 oder darüber hinaus dort verbleiben. Die Entscheidungen, die wir
heute treffen, werden sich also nicht nur auf unser eigenes Leben, sondern noch viel
stärker auf das Leben unserer Kinder und Kindeskinder auswirken. Das unterschei-
det den Klimawandel von den Herausforderungen in anderen Politikbereichen und
macht seine Bewältigung schwieriger. 



unternommen würden, hätte der Klimawandel
dennoch erhebliche Auswirkungen auf die
ärmsten Länder. Die einzelnen Staaten werden
ihre eigenen Anpassungspläne entwickeln müs-
sen, aber die internationale Gemeinschaft muss
sie dabei unterstützen. 

In Reaktion auf diese Herausforderung und
auf die dringenden Anfragen von Politikern aus
Entwicklungsländern, insbesondere in Afrika
südlich der Sahara, riefen das Entwicklungspro-
gramm und das Umweltprogramm der Verein-
ten Nationen (UNDP und UNEP) während
der letzten Klimakonferenz im November 2006
in Nairobi eine Partnerschaft ins Leben. Die
beiden Organisationen verpflichteten sich, Ent-
wicklungsländern Hilfe bei der Verringerung
ihrer Anfälligkeit und dem Aufbau von Kapazi-
täten zu gewähren, damit sie in größerem
Umfang von den Vorteilen des Mechanismus
für umweltverträgliche Entwicklung (Clean
Development Mechanism – CDM) profitieren
können, beispielsweise für die Entwicklung sau-
bererer Technologien und erneuerbarer Ener-
giequellen, die Absicherung gegen Klimarisiken
und die Umstellung auf alternative Energie-
träger.

Diese Partnerschaft, die es dem System der
Vereinten Nationen ermöglichen wird, prompt
auf die Bedürfnisse von Regierungen einzuge-
hen, die die Auswirkungen des Klimawandels
in ihre Investitionsentscheidungen einbeziehen
wollen, ist ein lebendiger Beweis für die Ent-
schlossenheit der Vereinten Nationen, gegen-
über der Herausforderung des Klimawandels
einheitlich zu handeln. So können wir beispiels-
weise die Länder beim Ausbau ihrer Infrastruk-
tur unterstützen, damit ihre Bevölkerung
zunehmende Überschwemmungen und häu-
figere und stärkere Extremwetterereignisse besser
bewältigen kann. Auch könnten mehr wetter-
resistente Anbausorten entwickelt werden. 

Während wir die Anpassung vorantreiben,
müssen wir mit der Emissionsreduktion begin-
nen und andere Klimaschutzmaßnahmen
ergreifen, damit sich die irreversiblen Verände-
rungen, die bereits begonnen haben, nicht über
die nächsten Jahrzehnte hinweg verstärken.
Wenn der Klimaschutz nicht sofort ernsthaft
in Angriff genommen wird, werden die Anpas-

Welt die Auswirkungen des Klimawandels
bemerkbar. Eine weltweite Zunahme der mitt-
leren Temperatur um drei Grad Celsius (gegen-
über vorindustriellen Werten) während der
nächsten Jahrzehnte würde zu einer Bandbrei-
te lokaler Temperatursteigerungen führen, die
an bestimmten Orten doppelt so hoch liegen
könnten. Die Auswirkungen häufigerer Dürren,
extremer Wetterereignisse, tropischer Stürme
und ansteigender Meeresspiegel auf große Teile
Afrikas werden noch zu unseren Lebzeiten zu
beobachten sein. Gemessen am gesamten Welt-
Bruttoinlandsprodukt (BIP) mögen diese kurz-
fristigen Wirkungen nicht stark ins Gewicht
fallen. Aber für manche Menschen, die zu den
ärmsten Bevölkerungsgruppen der Welt zählen,
könnten die Folgen apokalyptische Ausmaße
annehmen. 

Auf lange Sicht stellt der Klimawandel eine
massive Bedrohung der menschlichen Entwick-
lung dar. Mancherorts untergräbt er heute
schon die Anstrengungen der internationalen
Gemeinschaft zur Verringerung der extremen
Armut. 

Gewaltsame Konflikte, unzureichende Res-
sourcen, fehlende Koordinierung und Schwä-
chen der Politik sind nach wie vor Hindernisse
für eine schnellere Entwicklung, vor allem in
Afrika. Dennoch gab es in vielen Ländern reale
Fortschritte. So war beispielsweise Vietnam in
der Lage, lange vor dem Zieldatum 2015 die
Armut zu halbieren und die allgemeine Grund-
schulbildung zu verwirklichen. Auch Mosam-
bik ist es gelungen, die Armut erheblich zu
verringern, den Schulbesuch zu erhöhen und
die Raten der Kinder- und Müttersterblichkeit
zu senken. 

Diese Entwicklungsfortschritte werden
zunehmend durch den Klimawandel behindert
werden. Daher müssen der Kampf gegen die
Armut und der Kampf gegen die Auswirkungen
des Klimawandels als miteinander verknüpfte
Anstrengungen gesehen werden. Sie müssen
sich gegenseitig verstärken, und ihr Erfolg muss
an beiden Fronten gemeinsam erkämpft wer-
den. Voraussetzung für diesen Erfolg sind
umfangreiche Anpassungsmaßnahmen, denn
selbst dann, wenn sofort ernsthafte Anstren-
gungen zur Verringerung der Emissionen
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sungskosten in 20 oder 30 Jahren für die ärms-
ten Länder untragbar werden. 

Die Stabilisierung der Treibhausgasemissio-
nen mit dem Ziel, den Klimawandel zu begren-
zen, ist eine lohnende Versicherungsstrategie
für die Welt als Ganzes, einschließlich der
reichsten Länder, und sie ist ein wesentlicher
Bestandteil unseres übergeordneten Kampfes
gegen die Armut und für die Millenniums-
Entwicklungsziele. Eine Klimapolitik, die diese
doppelte Zielsetzung verfolgt, sollte für die
politisch Verantwortlichen der ganzen Welt
hohe Priorität haben. 

Aber die Erkenntnis der Notwendigkeit,
den künftigen Klimawandel zu begrenzen und
die am stärksten gefährdeten Bevölkerungs-
gruppen bei der Anpassung an unvermeidliche
Auswirkungen zu unterstützen, ist nur der 
erste Schritt. Als nächstes müssen wir heraus-
finden, welche politischen Handlungskonzepte
dazu geeignet sind, uns bei der Verwirklichung
der angestrebten Ergebnisse zu helfen.

Dazu lässt sich vorab einiges feststellen. 
Erstens sind angesichts des Kurses, auf dem die
Welt sich befindet, mehr als nur marginale
Veränderungen erforderlich. Es bedarf umfang-
reicher Veränderungen und ehrgeiziger neuer
politischer Strategien. Zweitens werden erheb-
liche kurzfristige Kosten anfallen. Wir müssen
in die Begrenzung des Klimawandels investie-
ren. Auf lange Sicht werden dadurch hohe posi-
tive Nettoeffekte erzielt werden, aber zunächst
müssen wir, wie bei jeder Investition, bereit
sein, die Anfangskosten zu tragen. Dies bedeu-
tet eine Herausforderung für demokratische
Regierungssysteme, denn die verschiedenen
politischen Gruppen müssen zustimmen, dass
in der Gegenwart Kosten übernommen wer-
den, die erst langfristig einen Nutzen erbringen.
Es wird politische Führungsstärke erfordern,
den Blick über einzelne Wahlperioden hinaus-
zurichten. 

Wir sind nicht übermäßig pessimistisch.
Vor langer Zeit gelang es den Demokratien, bei
ihrem Kampf gegen sehr viel höhere Inflations-
raten durch die Schaffung von Institutionen
wie unabhängigere Zentralbanken und durch
Vorausverpflichtungen der Politik eine wesent-
lich geringere Inflation zu erreichen, trotz kurz-
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fristiger Versuchungen, die Notenpresse anzu-
werfen. Dasselbe muss im Hinblick auf das
Klima und die Umwelt erreicht werden: Die
Gesellschaften werden Vorausverpflichtungen
eingehen und um des langfristigen Wohlerge-
hens willen auf eine kurzfristige Befriedigung
von Wünschen verzichten müssen. 

Wir möchten hinzufügen, dass der Über-
gang zu einer klimaverträglichen Energienut-
zung und Lebensweise zwar kurzfristig Kosten
verursachen wird, jedoch einen höheren ökono-
mischen Nutzen bewirken könnte, als allein
durch die Stabilisierung der Temperaturen zu
erreichen wäre. Die Realisierung dieses Nutzens
wird wahrscheinlich auf Grund der von Keynes
und Schumpeter beschriebenen Mechanismen
erfolgen: Neue Anreize für massive Investitio-
nen stimulieren die Gesamtnachfrage und die
schöpferische Zerstörung führt zu Innovations-
und Produktivitätsschüben in einer Vielzahl
von Sektoren. Quantitative Voraussagen da-
rüber, wie groß diese Effekte sein werden, sind
nicht möglich, aber ihre Berücksichtigung
könnte zu einem günstigeren Kosten-Nutzen-
Verhältnis für eine gute Klimapolitik führen. 

Bei der Konzeption einer solchen guten
Politik darf nicht übersehen werden, dass es
riskant wäre, sich zu sehr auf bürokratische
Kontrollen zu verlassen. Während staatliche
Vorgaben vor allem wichtig sein werden, um
den negativen externen Effekt, den der Klima-
wandel darstellt, zu korrigieren, werden Märk-
te und Preise eine wichtige Rolle übernehmen
müssen, damit der Privatsektor auf natürli-
chere Weise zu optimalen Investitions- und
Produktionsentscheidungen gelangt. 

Es muss ein Preis für CO2 und CO2-Äqui-
valente festgesetzt werden, in dem die tatsächli-
chen gesellschaftlichen Kosten ihrer Nutzung
zum Ausdruck kommen. Dies sollte der eigent-
liche Kern jeder Klimaschutzpolitik sein. Die
Welt hat Jahrzehnte dazu gebraucht, in vielen
Bereichen, nicht zuletzt im Außenhandel, von
quantitativen Beschränkungen wegzukommen.
Es ist jetzt nicht der Zeitpunkt, wegen des
Klimawandels zu einem System massiver Kon-
tingentierung und bürokratischer Kontrollen
zurückzukehren. Zielvorgaben für Emissions-
minderung und Steigerung der Energieeffizienz
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Dazwischen stehen viele Länder mit mittlerem
Einkommen, deren Anteil an den Gesamtemis-
sionen in signifikanter Weise zunimmt. Den-
noch ist ihre Kohlenstoffschuld gegenüber der
Welt noch nicht so hoch wie die von den rei-
chen Ländern akkumulierte, und ihre Pro-
Kopf-Emissionen sind immer noch gering. Wir
müssen einen ethisch und politisch akzeptablen
Weg finden, der es uns ermöglicht, die ersten
Schritte zu tun – und sogar weiter auf ihm
voranzugehen, selbst wenn über die langfristige
Aufteilung von Belastung und Nutzen noch
sehr viel Uneinigkeit besteht. Wir dürfen nicht
zulassen, dass der Dissens über Verteilungsfra-
gen den Weg nach vorne blockiert, ebenso
wenig wie wir es uns leisten können, die volle
Gewissheit über den genauen wahrscheinlichen
Verlauf des Klimawandels abzuwarten, bevor
wir zu handeln beginnen. Auch hier hoffen wir,
dass der Bericht über die menschliche Entwick-
lung die Debatte fördern und den Antritt der
Reise erleichtern wird. 

spielen eine wichtige Rolle, aber die Erreichung
unserer Ziele muss vor allem durch das Preissys-
tem erleichtert werden. Dazu wird ein wesent-
lich eingehenderer Dialog zwischen Ökono-
men, Klimaforschern und Umweltschützern
geführt werden müssen als bisher. Wir hoffen,
dass dieser Bericht über die menschliche Ent-
wicklung zu einem solchen Dialog beitragen
wird. 

Die schwierigsten politischen Herausforde-
rungen werden im Zusammenhang mit der
Verteilung auftreten. Während das potenzielle
Katastrophenrisiko für alle besteht, wird die
kurz- und mittelfristige Kosten-Nutzen-Ver-
teilung höchst uneinheitlich sein. Diese Vertei-
lungsproblematik wird dadurch verschärft, dass
diejenigen, die das Problem überwiegend verur-
sacht haben – die reichen Länder – nicht dieje-
nigen sein werden, die auf kurze Sicht am meis-
ten darunter leiden werden. Am anfälligsten
sind die Ärmsten, die bisher wenig zu den
Treibhausgasemissionen beigetragen haben.

Die Analysen und politischen Empfehlungen dieses Berichts geben nicht unbedingt die Ansichten des Entwicklungs-
programms der Vereinten Nationen, seines Exekutivrats oder seiner Mitgliedstaaten wieder. Der Bericht ist eine unab-
hängige Publikation im Auftrag des UNDP. Er ist das Ergebnis einer fruchtbaren Zusammenarbeit zwischen einem Team
namhafter Berater und dem Team des Berichts über die menschliche Entwicklung. Sie wurde geleitet von Kevin Watkins,
dem Direktor des Büros für den Bericht über die menschliche Entwicklung.

Kemal Derviş Achim Steiner
Administrator Exekutivdirektor
Entwicklungsprogramm Umweltprogramm 
der Vereinten Nationen der Vereinten Nationen



Beiträge
Zu einem breiten Spektrum an Themen mit
Relevanz für den Bericht wurden Hintergrund-
studien, -dokumente und -notizen angefertigt.
Beiträge leisteten Anu Adhikari, Mozaharul
Alam, Sarder Shafiqul Alam, Juan Carlos
Arredondo Brun, Vicki Arroyo, Albertina
Bambaige, Romina Bandura, Terry Barker,
Philip Beauvais, Suruchi Bhadwal, Preety
Bhandari, Isobel Birch, Maxwell Boykoff,
Karen O’Brien, Oli Brown, Odón de Buen,
Peter Chaudhry, Pedro Conceição, Pilar Cornejo,

Caridad Canales Dávila, Simon D. Donner, Lin
Erda, Alejandro de la Fuente, Richard Grahn,
Michael Grimm, Kenneth Harttgen, Dieter
Helm, Caspar Henderson, Mario Herrero,
Saleemul Huq, Ninh Nguyen Huu, Joseph D.
Intsiful, Katie Jenkins, Richard Jones, Ulka
Kelkar, Stephan Klasen, Arnoldo Matus Kramer,
Kishan Khoday, Roman Krznaric, Robin Lei-
chenko, Anthony Leiserowitz, Junfeng Li, Yan
Li, Yue Li, Peter Linguiti, Gordon MacKerron,
Andrew Marquard, Ritu Mathur, Malte Meins-
hausen, Mark Misselhorn, Sreeja Nair, Peter

BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2007/2008 ix

Danksagungen

Dieser Bericht hätte ohne die großzügigen Beiträge der vielen nachstehend aufge-
führten Personen und Organisationen nicht erstellt werden können. Besonderer
Dank gilt Malte Meinshausen vom Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung, der
beständig und geduldig Auskunft zu einem breiten Spektrum technischer Fragen
gab. Viele andere Personen haben entweder direkt durch Hintergrundpapiere,
Kommentare zu Textentwürfen und Diskussionen oder indirekt durch ihre For-
schung zu dem Bericht beigetragen. Zu Dank verpflichtet sind die Verfasser auch
dem Vierten Sachstandsbericht des Zwischenstaatlichen Ausschusses für Klima-
änderungen, der eine unvergleichliche Quelle wissenschaftlicher Evidenz darstellte,
und der Arbeit von Sir Nicholas Stern sowie dem Team für seinen Bericht mit dem
Titel The Economics of Climate Change. Viele Kolleginnen und Kollegen im System
der Vereinten Nationen haben in außerordentlich großzügiger Weise Zeit geopfert,
Fachwissen zur Verfügung gestellt und Ideen beigesteuert. Kemal Derviş , der Ad-
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die menschliche Entwicklung überprüften und
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Mitglieder des Teams für den Bericht über die
menschliche Entwicklung profitierten einzeln
und kollektiv von einem weitreichenden Kon-
sultationsprozess. Teilnehmer an einer Diskus-
sion in einem Netzwerk für menschliche Ent-
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Armando Barrientos, Haresh Bhojwani, Paul
Bledsoe, Thomas A. Boden, Keith Briffa, Nick
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Fernando Calderón, Jacques Charmes, Lars
Christiansen, Kirsty Clough, Stefan Dercon,
Jaime de Melo, Stephen Devereux, Niky
Fabiancic, Kimberley Fisher, Lawrence Flint,
Claudio Forner, Jennifer Frankel-Reed, Ralph
Friedlaender, Oscar Garcia, Stephen Gitonga,
Heather Grady, Barbara Harris-White, Molly
E. Hellmuth, John Hoddinott, Aminul 
Islam, Tarik-ul-Islam, Kareen Jabre, Fortunat
Joos, Mamunul Khan, Karoly Kovacs, Diana
Liverman, Lars Gunnar Marklund, Charles
McKenzie, Gerald A. Meehl, Pierre Montagnier,
Jean-Robert Moret, Koos Neefjes, Iiris Niemi,
Miroslav Ondras, Jonathan T. Overpeck, Vicky
Pope, Will Prince, Kate Raworth, Andrew
Revkin, Mary Robinson, Sherman Robinson,
Rachel Slater, Leonardo Souza, Valentina
Stoevska, Eric Swanson, Richard Tanner, Haiyan
Teng, Jean Philippe Thomas, Steve Price Thomas,
Sandy Tolan, Emma Tompkins, Emma Torres,
Kevin E. Trenberth, Jessica Troni, Adriana
Velasco, Marc Van Wynsberghe, Tessa Wardlaw
und Richard Washington seinen Dank aus-
sprechen. 

Textdurchsicht durch UNDP-Mitarbeiter
Eine aus UNDP-Kollegen zusammengesetzte
Lesergruppe machte während der Ausarbeitung
des Berichts viele nützliche Kommentare, Vor-
schläge und Anregungen. Besonders erwähnt
werden müssen der Beitrag und Rat von Pedro

Conceição, Charles Ian McNeil und Andrew
Maskrey. Alle drei opferten großzügig ihre Zeit
und lieferten substanzielle Beiträge zu dem
Bericht. Andere Anregungen kamen von Randa
Aboul-Hosn, Amat Al-Alim Alsoswa, Barbara
Barungi, Winifred Byanyima, Suely Carvalho,
Tim Clairs, Niamh Collier-Smith, Rosine
Coulibaly, Maxx Dilley, Philip Dobie, Bjørn
Førde, Tegegnework Gettu, Yannick Glemarec,
Luis Gomez-Echeverri, Rebeca Grynspan,
Raquel Herrera, Gilbert Fossoun Houngbo,
Peter Hunnam, Ragnhild Imerslund, Andrey
Ivanov, Bruce Jenks, Michael Keating, Douglas
Keh, Olav Kjorven, Pradeep Kurukulasuriya,
Oksana Leshchenko, Bo Lim, Xianfu Lu, Nora
Lustig, Metsi Makhetha, Cécile Molinier,
David Morrison, Tanni Mukhopadhyay, 
B. Murali, Simon Nhongo, Macleod Nyirongo,
Hafiz Pasha, Stefano Pettinato, Selva Rama-
chandran, Marta Ruedas, Mounir Tabet, 
Jennifer Topping, Kori Udovicki, Louisa
Vinton, Cassandra Waldon und Agostinho
Zacarias.

Redaktion, Herstellung und Übersetzung
Der Rat und die Beiträge eines Redaktions-
teams bei Green Ink wirkten sich positiv auf
den Bericht aus. Anne Moorhead beriet das
Team in Bezug auf die Struktur und die Präsen-
tation der Texte. Das Lektorat und die Druck-
vorbereitung übernahmen Sue Hainsworth
und Rebecca Mitchell. Der Einband und 
die Trennblätter wurden von Talking Box ge-
staltet; konzeptionelle Beiträge dazu lieferten
Martín Sánchez und Ruben Salinas auf der
Grundlage einer von Grundy & Northedge
2005 entworfenen Vorlage. Das Informations-
design lag in den Händen von Phoenix Design
Aid und Zago; eine Karte (Karte 1.1) wurde
von Mapping Worlds ausgearbeitet. Das
Layout des Berichts erfolgte ebenfalls durch
Phoenix Design Aid unter der Koordinierung
von Lars Jørgensen.
Wertvolle Hilfestellung und Unterstützung für
die Produktion des Berichts, Übersetzungen,
den Vertrieb und die Werbung kamen vom
UNDP-Kommunikationsbüro und insbeson-
dere von Maureen Lynch und Boaz Paldi. Die
Übersetzungen wurden Iyad Abumoghli, Bill
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dienste leisteten wichtige administrative Unter-
stützung und Managementdienste.

Kevin Watkins
Direktor

Bericht über die menschliche 
Entwicklung 2007/2008

Bikales, Jean Fabre, Albéric Kacou, Madi Musa,
Uladzimir Shcherbau und Oscar Yujnovsky
überprüft.
Der Bericht profitierte auch von der engagier-
ten Arbeit von Jong Hyun Jeon, Isabelle Khay-
at, Caitlin Lu, Emily Morse und Lucio Severo.
Swetlana Goobenkova und Emma Reed
erbrachten wertvolle Beiträge für das Statistik-
team. Margaret Chi und Juan Arbelaez vom
Büro der Vereinten Nationen für Projekt-
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Obwohl vier Jahrzehnte vergangen sind, seit-
dem Martin Luther King in einer Predigt zum
Thema soziale Gerechtigkeit diese Gedanken
äußerte, sind sie auch heute noch brandaktuell.
Zum Anbruch des 21. Jahrhunderts sind auch
wir mit der „gnadenlosen Dringlichkeit“ einer
Krise konfrontiert, die Gegenwart und Zukunft
miteinander verbindet. Diese Krise ist der
Klimawandel. Noch lässt sie sich abwenden –
aber nicht mehr lange. Der Welt verbleibt nicht
einmal ein Jahrzehnt, um das Ruder herumzu-
reißen. Es gibt kein Problem, das dringenderer
Beachtung oder rascheren Handelns bedürfte.

Der Klimawandel ist das alles überragende
Problem der menschlichen Entwicklung in
unserer Generation. Bei jeglicher Entwicklung
geht es letztendlich um mehr Möglichkeiten
und größere Freiheit für die Menschen. Es geht
darum, dass Menschen die Fähigkeiten ent-

wickeln, die es ihnen ermöglichen, Entschei-
dungen zu treffen und ein sinnvolles Leben zu
leben. Der Klimawandel droht die Freiheiten
der Menschen auszuhöhlen und ihre Wahl-
möglichkeiten einzuschränken. Auch das Prin-
zip der Aufklärung, nämlich dass durch das
Voranschreiten des Menschen die Zukunft
besser aussehen wird als die Vergangenheit,
wird dadurch in Frage gestellt.

Die ersten Warnsignale sind bereits zu
erkennen. Heute erleben wir hautnah mit, wie
sich der möglicherweise größte Rückschlag für
die menschliche Entwicklung anbahnt, den es
zu unseren Lebzeiten geben wird. In vielen Ent-
wicklungsländern sind Millionen der ärmsten
Menschen dieser Erde schon jetzt dazu gezwun-
gen, die Auswirkungen des Klimawandels zu
bewältigen. Diese Auswirkungen rücken nicht
als apokalyptische Ereignisse in das Rampen-
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Überblick

Den Klimawandel bekämpfen:
Menschliche Solidarität in einer 
geteilten Welt 

„Es ist weder selbstverständlich noch unausweichlich, dass die Menschheit ständig
Fortschritte macht. Wir sehen uns heute der Tatsache gegenüber, dass die Zukunft schon
begonnen hat. Wir sind mit der gnadenlosen Dringlichkeit des Jetzt konfrontiert. In
diesem für uns rätselhaften Leben und der Geschichte ist es durchaus möglich, dass man
einfach zu spät kommt… Auch wenn wir verzweifelt ausrufen, die Zeit möge ihrem
Lauf Einhalt gebieten: Die Zeit erhört unser Flehen nicht, sondern läuft unaufhaltsam
weiter. Über den ausgebleichten Knochen und bröckelnden Überresten zahlreicher
Zivilisationen stehen die ergreifenden Worte geschrieben: zu spät.“

Martin Luther King Jr., „Wohin führt unser Weg: Chaos oder Gemeinschaft“



rasche Anstieg von Treibhausgasen in der Erd-
atmosphäre ändert die Klimaprognose für
künftige Generationen grundlegend. Wir
bewegen uns langsam aber sicher auf „Kipp-
Punkte“ zu. Damit werden unberechenbare,
nicht-lineare Ereignisse – beispielsweise ein
beschleunigter Zusammenbruch der großen
Eisschilde der Welt – bezeichnet, die wiederum
Umweltkatastrophen auslösen können, durch
die sich die menschlichen Siedlungsstrukturen
wandeln und die Lebensfähigkeit von Volks-
wirtschaften geschwächt wird. Unsere Genera-
tion wird diese Folgen vielleicht nicht mehr
miterleben. Doch unsere Kinder und Kindes-
kinder werden keine andere Wahl haben, als
mit ihnen zu leben. Umgehendes Handeln ist
angesagt, um schon heute gegen Armut und
Ungleichheit vorgehen, aber auch die Gefahr
zukünftiger Katastrophen abwenden zu kön-
nen.

Manche Meinungsträger berufen sich,
wenn sie für eine begrenzte Reaktion auf den
Klimawandel plädieren, weiterhin auf die
Ungewissheit, die hinsichtlich der zu erwarten-
den Folgen besteht. Diese Argumentation
hinkt. Zwar gibt es tatsächlich viele Unbekann-
te, denn die Klimawissenschaft befasst sich
nicht mit Gewissheiten, sondern mit Wahr-
scheinlichkeiten und Risiken. Wenn uns aber
das Wohlergehen unserer Kinder und Kindes-
kinder wirklich etwas bedeutet, rechtfertigt
selbst ein geringes Risiko katastrophaler Ereig-
nisse ein gewisses Sicherheitsdenken. Außer-
dem ist die Ungewissheit ein zweischneidiges
Schwert – die Gefahren könnten noch größer
sein, als es uns derzeit bewusst ist.

Der Klimawandel gebietet schon jetzt
umgehendes Handeln, um der Bedrohung
zweier Gruppen von Menschen entgegenzuwir-
ken, denen seitens der Politik nur ein geringes
Mitspracherecht eingeräumt wird: die Armen
dieser Welt und künftige Generationen. Er
wirft im Hinblick auf soziale Gerechtigkeit,
Gleichberechtigung und Menschenrechte quer
durch alle Länder und Generationen Fragen
von grundlegender Bedeutung auf. Im Bericht
über die menschliche Entwicklung 2007/2008
gehen wir auf diese Fragen ein. Dabei ist unser
Ausgangspunkt, dass der Kampf gegen den

licht der Berichtererstattung in den Welt-
medien. Auf den Finanzmärkten und bei der
Ermittlung des Bruttoinlandsprodukts (BIP)
der Welt finden sie keine Beachtung. Dennoch
sind die Armen der Welt schon heute verstärkt
von Dürren, immer heftigeren Stürmen, Über-
schwemmungen und Umweltbelastungen
betroffen, die es ihnen unmöglich machen, ein
besseres Leben für sich und ihre Kinder auf-
zubauen.

Der Klimawandel untergräbt die internatio-
nalen Bemühungen zur Armutsbekämpfung.
Sieben Jahre ist es her, dass politische Führer
aus aller Welt sich versammelten, um über Ziel-
vorgaben für einen rascheren Fortschritt bei der
menschlichen Entwicklung zu beschließen. Die
Millenniums-Entwicklungsziele (MDGs) leg-
ten eine neue Zielsetzung für das Jahr 2015 fest.
Auch wenn schon vieles erreicht worden ist,
bleiben viele Länder weiterhin hinter den Vor-
gaben zurück. Der Klimawandel erschwert die
Bemühungen, das Versprechen der MDGs ein-
zulösen. In Zukunft besteht damit die Gefahr,
dass die Fortschritte, die im Laufe von Genera-
tionen nicht allein bei der Bekämpfung der
extremen Armut, sondern auch im Gesund-
heits-, Ernährungs- und Bildungswesen und
anderen Bereichen mühsam errungen wurden,
zunächst stagnieren und dann zurückgehen
werden.

Die Art und Weise, wie die Welt heute mit
dem Klimawandel umgeht, wird sich unmittel-
bar auf die menschlichen Entwicklungsperspek-
tiven eines großen Teiles der Menschheit aus-
wirken. Jedes Versagen bedeutet geringere
Zukunftschancen für die ärmsten 40 Prozent
der Weltbevölkerung – rund 2,6 Milliarden
Menschen – und die weitere Verschärfung der
Ungleichheiten, die zwischen den Ländern
bestehen. Außerdem wird es die Bemühungen
um eine breitere Teilhabe an der Globalisierung
untergraben und die Kluft zwischen den
„Habenden“ und den „Habenichtsen“ weiter
vertiefen.

In der Welt von heute sind es in erster Linie
die Armen, die unter dem Klimawandel zu
leiden haben. Morgen aber wird sich die ganze
Menschheit den Gefahren gegenübersehen, die
die globale Erwärmung mit sich bringt. Der
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Klimawandel gewonnen werden kann – und
muss. Der Welt mangelt es weder an den finan-
ziellen Mitteln noch den technischen Möglich-
keiten, um handeln zu können. Wenn es uns
nicht gelingt, den Klimawandel zu verhindern,
wird dies daran liegen, dass wir es nicht
geschafft haben, den politischen Willen zur
Zusammenarbeit zu stärken.

Ein solcher Ausgang würde nicht nur eine
Bankrotterklärung der politischen Phantasie
und Führungsstärke bedeuten, sondern auch
moralisches Versagen in einer Größenordnung,
die in der Geschichte ihresgleichen sucht. Im
Verlauf des 20. Jahrhunderts hat das Versagen
der politischen Führung zu zwei Weltkriegen
geführt. Millionen von Menschen mussten teuer
für diese vermeidbaren Katastrophen bezahlen.
Gefährliche Klimaänderungen sind die vermeid-
bare Katastrophe des 21. Jahrhunderts und darü-
ber hinaus. Künftige Generationen werden
streng über eine Generation richten, der die
Beweise für einen Klimawandel vorlagen und die
auch dessen Konsequenzen begriffen hatte, aber
dann einen Weg weitergegangen ist, durch den
nicht nur Millionen der Schwächsten dieser
Welt zur Armut verdammt, sondern auch künf-
tige Generationen der Gefahr einer Umweltka-
tastrophe ausgesetzt wurden.

Ökologische Interdependenz
Der Klimawandel unterscheidet sich von ande-
ren Problemen, denen sich die Menschheit
gegenübersieht – und er zwingt uns auf vielen
Ebenen zum Umdenken. Vor allem zwingt er
uns, darüber nachzudenken, was es bedeutet, als
Teil einer ökologisch voneinander abhängigen
menschlichen Gemeinschaft zu leben.

Ökologische Interdependenz ist kein ab-
strakter Begriff. Die Welt, in der wir leben, ist
auf vielen Ebenen gespalten. Zwischen den
Menschen tun sich in Bezug auf Wohlstand
und Chancen riesige Klüfte auf. In vielen
Regionen liefert der Nationalismus rivalisieren-
der Gruppierungen Konfliktstoff. Nur zu oft
werden religiöse, kulturelle und ethnische Iden-
tität dazu benutzt, sich von anderen abzugren-
zen und abzusondern. Angesichts dieser ganzen
Zwistigkeiten erinnert uns der Klimawandel
nachdrücklich an das Einzige, was wir alle

gemeinsam haben – unseren Planeten, die Erde.
Alle Nationen und alle Menschen haben wir
dieselbe Atmosphäre. Und wir haben nur diese
eine.

Die globale Erwärmung liefert den Beweis,
dass wir die Belastbarkeit der Erdatmosphäre
überstrapazieren. Der Bestand an Treibhaus-
gasen, die Wärme in der Erdatmosphäre fest-
halten, nimmt mit bislang ungekannter Ge-
schwindigkeit zu. Die gegenwärtige Konzen-
tration ist bei 380 Teilen pro Million (ppm)
Kohlendioxidäquivalent (CO2-Äq.) angelangt
und liegt damit höher, als es unter natürlichen
Bedingungen in den letzten 650.000 Jahren je
der Fall war. Im Verlauf des 21. Jahrhunderts
oder bis kurz danach könnten sich die Durch-
schnittstemperaturen weltweit um über fünf
Grad Celsius erhöhen.

Um diese Zahl in den Zusammenhang zu
stellen: Dies entspricht dem gesamten Tempe-
raturanstieg seit der letzten Eiszeit – einer Zeit,
in der weite Teile Europas und Nordamerikas
unter einer mehr als einen Kilometer starken
Eisschicht lagen. Als Schwellenwert für gefähr-
liche Klimaänderungen gilt ein Temperaturan-
stieg von rund zwei Grad Celsius. Dieser
Schwellenwert liefert einen groben Anhalts-
punkt, ab welchem Zeitpunkt es sehr schwierig
würde, zu verhindern, dass die menschliche
Entwicklung einen rapiden Umschwung
erfährt und es immer mehr zu Umweltschä-
digungen kommt, die nicht mehr rückgängig zu
machen sind.

Hinter den ganzen Zahlen und Messergeb-
nissen verbirgt sich eine ganz einfache, aber
erdrückende Wahrheit: Wir gehen mit unserer
ökologischen Interpendenz völlig unverant-
wortlich um. Folglich häuft unsere Generation
untragbare ökologische Schulden auf, die künf-
tige Generationen von uns erben werden. Somit
zehren wir vom Umweltkapital unserer Kinder.
Gefährliche Klimaänderungen stellen dann die
Anpassung an ein untragbares Niveau von
Treibhausgasemissionen dar.

Künftige Generationen sind nicht die Ein-
zigen, die mit einem Problem fertig werden
müssen, das sie nicht selber verursacht haben.
Die Armen der Welt werden die Auswirkungen
am frühesten und am heftigsten zu spüren
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Gemeinden in den Deltas der großen Flüsse,
des Ganges, des Mekong und des Nil, und die
Bewohner der ständig wachsenden Elends-
viertel von Städten überall in den Entwick-
lungsländern schon heute ganz real in Form 
von Stürmen und Überschwemmungen vom
Klimawandel betroffen.

Die sich abzeichnenden Risiken und
Gefährdungen, die mit dem Klimawandel ein-
hergehen, sind das Ergebnis physikalischer Vor-
gänge. Doch gleichzeitig werden sie auch durch
Handlungen und Entscheidungen des Men-
schen verursacht. Auch dieser Aspekt der öko-
logischen Interpendenz wird manchmal außer
Acht gelassen. Wenn die Bewohner einer Groß-
stadt in den USA ihre Klimaanlagen einschal-
ten oder Menschen in Europa mit dem Auto
fahren, so hat dies Folgen. Und diese Folgen ste-
hen in engem Zusammenhang mit der Landbe-
völkerung in Bangladesch, Bauern in Äthiopien
und Slumbewohnern in Haiti. Dieser Bezug
zwischen den Menschen bringt moralische Ver-
pflichtungen mit sich, einschließlich derjeni-
gen, eine Energiepolitik zu überdenken – und
zu ändern –, die anderen Menschen oder künf-
tigen Generationen schadet.

Argumente dafür, etwas zu tun
Wenn die Welt heute etwas unternimmt, wird
es – gerade noch – möglich sein, den weltweiten
Temperaturanstieg im 21. Jahrhundert unter
dem Schwellenwert von zwei Grad Celsius über
dem vorindustriellen Niveau zu halten. Dies in
Zukunft zu erreichen, erfordert ein hohes Maß
an Führungsstärke und eine internationale
Zusammenarbeit ohnegleichen. Doch die
Bedrohung durch den Klimawandel ist gleich-
zeitig auch eine Chance. Vor allem erhält die
Welt dadurch die Chance, aufeinander zuzu-
gehen, um eine gemeinsame Antwort auf eine
Krise zu finden, die droht, den Fortschritt zum
Erliegen zu bringen.

Dabei lässt sich insbesondere auf den
Werten aufbauen, von denen die Verfasser der
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte
geleitet waren. Dieses Dokument war eine
Reaktion auf das Versagen der Politik, das zu
extremem Nationalismus, Faschismus und
schließlich zum Weltkrieg geführt hat. Mit ihm

bekommen. Die reichen Länder und deren 
Einwohner sind für den allergrößten Teil der in
der Erdatmosphäre eingeschlossenen Treibhaus-
gase verantwortlich. Doch die armen Länder
und deren Einwohner werden am bittersten für
den Klimawandel bezahlen müssen.

Dieses umgekehrte Verhältnis von Verant-
wortung für den Klimawandel und Gefährdung
durch dessen Folgen wird manchmal vergessen.
In der öffentlichen Debatte in den reichen Län-
dern wird immer häufiger die Bedrohung durch
wachsende Treibhausgasemissionen aus Ent-
wicklungsländern hervorgehoben. Diese Bedro-
hung ist durchaus ernst zu nehmen. Doch wir
sollten uns dadurch nicht vom eigentlichen
Problem ablenken lassen. Mahatma Gandhi hat
einmal die Frage aufgeworfen, wieviele Plane-
ten man brauchen würde, wenn Indien die
gleiche Form von Industrialisierung durchlau-
fen würde wie Großbritannien. Wir sind nicht
in der Lage, diese Frage zu beantworten. In die-
sem Bericht stellen wir aber die Schätzung auf,
dass neun Planeten nötig wären, wenn alle
Menschen auf der Erde so viele Treibhausgase
produzieren würden wie manche Industrie-
länder.

Obwohl die Armen der Welt also nur einen
schwachen CO2-Fußabdruck auf unserer Erde
hinterlassen, sind sie Hauptleidtragenden des
nicht nachhaltigen Umgangs mit unserer öko-
logischen Interpendenz. Für die Menschen in
den reichen Ländern hat Klimawandel bislang
im Wesentlichen bedeutet, dass sie ihre Ther-
mostate anders einstellen, sich an längere,
heißere Sommer gewöhnen und mit jahreszeit-
lichen Schwankungen rechnen müssen. Städte
wie London und Los Angeles sind durch das
Ansteigen des Meeresspiegels zwar über-
schwemmungsgefährdet, doch ihre Einwohner
werden durch ausgeklügelte Hochwasser-
schutzsysteme geschützt. Im Gegensatz dazu
heißt ein durch die globale Erwärmung verän-
derter Witterungsablauf am Horn von Afrika,
dass die Ernte ausfällt und die Menschen hun-
gern müssen oder dass Frauen und junge Mäd-
chen mehr wertvolle Zeit aufwenden müssen,
um Wasser zu holen. Während Großstadt-
bewohner in der reichen Welt sich zukünftigen
Risiken gegenübersehen, so sind ländliche
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wurde eine Reihe von Ansprüchen und Rech-
ten – bürgerlicher, politischer, kultureller,
sozialer und wirtschaftlicher Natur – für „alle
Mitglieder der menschlichen Familie“ formu-
liert. Die Werte, auf denen die Menschen-
rechtserklärung gründete, wurden als Verhal-
tenskodex für das menschliche Miteinander
betrachtet, der die „Nichtanerkennung und
Verachtung der Menschenrechte” verhindern
sollte, die „zu Akten der Barbarei geführt
haben, die das Gewissen der Menschheit mit
Empörung erfüllen“.

Die Verfasser der Allgemeinen Erklärung
der Menschenrechte hatten eine menschliche
Tragödie vor Augen, die sich bereits zugetragen
hatte, nämlich den Zweiten Weltkrieg. Beim
Klimawandel ist es anders: Er ist eine mensch-
liche Tragödie, die noch im Entstehen begriffen
ist. Zuzulassen, dass sich diese Tragödie entwi-
ckelt, wäre ein politischer Akt, den man nur als
etwas, was „das Gewissen der Menschheit mit
Empörung erfüllt“, bezeichnen könnte. Es wür-
de eine systematische Verletzung der Men-
schenrechte der Armen unserer Welt und künf-
tiger Generationen und einen Rückschritt für
die universellen Werte der Menschheit bedeu-
ten. Umgekehrt würde die Verhinderung
gefährlicher Klimaänderungen die Hoffnung
wecken, dass für die weiterreichenden Proble-
me, denen sich die Staatengemeinschaft gegen-
übersieht, gemeinsame Lösungen entwickelt
werden können. Durch den Klimawandel sind
wir mit höchst komplexen Fragen konfrontiert,
die sich über Wissenschaft, Wirtschaft und
internationale Beziehungen hinweg erstrecken.
Diese Fragen müssen mittels praktikabler Stra-
tegien in Angriff genommen werden. Dabei
darf man jedoch nicht die weitergehende
Gefahrenlage aus den Augen verlieren. Die
wahre Entscheidung, vor der die politischen
Führer und mit ihnen alle Menschen heute
stehen, ist, ob sie für die universellen mensch-
lichen Werte eintreten oder ob sie sich an der
breit angelegten, systematischen Verletzung der
Menschenrechte beteiligen wollen.

Will man gefährliche Klimaänderungen
verhindern, muss man zunächst einmal aner-
kennen, dass der Klimawandel sich durch drei
Merkmale auszeichnet: Das erste davon sind ist

die Trägheit des Klimawandels in Verbindung
mit seinen kumulativen Folgen. Freigesetztes
Kohlendioxid (CO2) und andere Treibhaus-
gase verbleiben lange Zeit in der Atmosphäre.
Man kann diese Bestände nicht auf Knopf-
druck wieder reduzieren. Die Menschen, die
Anfang des 22. Jahrhunderts leben werden,
werden mit den Auswirkungen unserer Emis-
sionen leben müssen, wie auch wir mit den Aus-
wirkungen der Emissionen leben, die seit der
industriellen Revolution erfolgt sind. Aufgrund
der Trägheit des Klimawandels treten dessen
Auswirkungen meist mit erheblicher zeitlicher
Verzögerung ein. Selbst strenge Klimaschutz-
maßnahmen werden frühestens Mitte der 30er
Jahre dieses Jahrhunderts einen nennenswerten
Effekt auf die durchschnittliche Temperatur-
änderung haben – und die Temperaturen wer-
den erst 2050 ihren Höchststand erreichen.
Mit anderen Worten: Die Menschen im Allge-
meinen und die Armen der Welt im Speziellen
werden in der ersten Hälfte des 21. Jahrhun-
derts mit dem Klimawandel leben müssen, den
wir bereits verursacht haben.

Die Kumulativität des Klimawandels hat
weitreichende Implikationen. Die wohl wich-
tigste davon ist, dass Kohlenstoffkreisläufe
nicht den Zyklen der Politik folgen. Die heuti-
ge Generation politischer Entscheidungsträger
kann das Problem des Klimawandels nicht
lösen, weil dazu ein nachhaltiger Weg in Bezug
auf die Emissionen nicht über Jahre, sondern
über Jahrzehnte hinweg beschritten werden
muss. Sie hat jedoch die Macht, zukünftigen
Generationen entweder Möglichkeiten zu
eröffnen oder ihnen diese zu verwehren.

Dringlichkeit ist das zweite Merkmal der
Herausforderung durch den Klimawandel –
und gleichzeitig eine logische Konsequenz
seiner Trägheit. In vielen anderen Bereichen
der internationalen Beziehungen haben Untä-
tigkeit oder Verzögerungen beim Abschluss von
Vereinbarungen nur in begrenztem Umfang
negative Folgen. Der Welthandel ist ein Bei-
spiel für einen solchen Bereich, in dem Ver-
handlungen abgebrochen werden und wieder
aufgenommen werden können, ohne dass dem
zugrunde liegenden System ein bleibender
Schaden zugefügt wird. Der unglückliche Ver-
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Menschen – speziell die Armen – früher hän-
gen werden als andere, sollte es uns nicht gelin-
gen, zusammen einen Ausweg zu finden. Doch
letzten Endes ist diese Krise, die alle Menschen
und alle Länder bedroht, vermeidbar. Auch wir
können uns entscheiden, ob wir zusammenhal-
ten und gemeinsame Lösungen für ein gemein-
sames Problem entwickeln oder ob wir alle ein-
zeln hängen wollen.

Den Moment nutzen – 
auch über 2012 hinaus
Wenn man sich einem so beängstigenden Pro-
blem gegenübersieht wie dem Klimawandel,
mag es gerechtfertigt erscheinen, zu resignieren
und sich in sein Schicksal zu ergeben. Doch
Resignation und Pessimismus sind ein Luxus,
den sich die Armen der Welt genauso wenig
leisten können wie zukünftige Generationen –
und sie sind auch nicht die einzige Möglich-
keit.

Es gibt Grund zum Optimismus. Noch vor
fünf Jahren wurde darüber debattiert, ob es
überhaupt einen Klimawandel gebe, und wenn,
ob er dann vom Menschen verursacht sei. Am
Klimawandel zu zweifeln, stand hoch im Kurs.
Heute ist diese Debatte beendet und die
Klimaskeptiker machen nur noch vereinzelt
von sich hören. Der vierte Sachstandsbericht
des Weltklimarats (IPCC) hat einen überwäl-
tigenden Konsens der Wissenschaft darüber
festgestellt, dass der Klimawandel sowohl real
als auch vom Menschen verursacht ist. Fast alle
Regierungen schließen sich dieser Auffassung
an. Seit der Veröffentlichung des Stern-Berichts
über die wirtschaftlichen Folgen des Klima-
wandels – The Economics of Climate Change –
akzeptieren die meisten Regierungen auch, dass
Lösungen für den Klimawandel bezahlbar sind,
jedenfalls eher als die Kosten, die durch Un-
tätigkeit entstehen würden.

In die Politik ist ebenfalls Bewegung gekom-
men. Viele Regierungen setzen sich jetzt kühne
Ziele für die Senkung der Treibhausgasemissio-
nen. Der Klimaschutz ist nun fester Bestandteil
des Handlungskatalogs der Gruppe der Acht
(G8). Und auch der Dialog zwischen den
Industrie- und den Entwicklungsländern findet
verstärkt statt.

lauf der Doha-Runde bezeugt dies. Beim
Klimawandel jedoch bedeutet jedes Jahr, in
dem wieder keine Einigung über die Senkung
der Emissionen erzielt werden konnte, dass der
Treibhausgasbestand weiter ansteigt und damit
höhere Temperaturen in der Zukunft vorpro-
grammiert sind. Um dies zu illustrieren: In den
sieben Jahren seit Beginn der Doha-Runde hat
der Bestand an Treibhausgasen um etwa zwölf
ppm CO2-Äq. zugenommen – und dieser
Bestand wird immer noch vorhanden sein,
wenn die Handelsrunden des 22. Jahrhunderts
aufgenommen werden.

In der Geschichte gibt es keine konkreten
Entsprechungen für die Dringlichkeit des
Klimawandels. In der Zeit des Kalten Krieges
stellte das Arsenal von Atomraketen, die auf
unsere Großstädte gerichtet waren, ein enormes
Sicherheitsrisiko für die Menschheit dar. Doch
„Nichtstun“ war damals eine Strategie, mit der
sich Risiken beherrschen ließen. Die von beiden
Seiten akzeptierte Realität der gesicherten
gegenseitigen Zerstörung – das „Gleichgewicht
des Schreckens“ – garantierte absurderweise
eine berechenbare Stabilität. Hingegen ist heu-
te, wenn man nichts gegen den Klimawandel
tut, ein weiterer Anstieg der Treibhausgase und
die gesicherte gegenseitige Zerstörung des
menschlichen Entwicklungspotenzials garan-
tiert.

Die dritte wichtige Dimension der Heraus-
forderung durch den Klimawandel ist ihr glo-
bales Ausmaß. Für die Erdatmosphäre macht es
keinen Unterschied, aus welchem Land die
Treibhausgase stammen. Eine Tonne Treib-
hausgase aus China fällt genauso so sehr ins
Gewicht wie eine Tonne Treibhausgase aus den
Vereinigten Staaten – und die Emissionen des
einen Landes stellen auch für die anderen Län-
der ein Klimawandelproblem dar. Daraus folgt,
dass kein Land im Alleingang den Kampf gegen
den Klimawandel gewinnen kann. Gemeinsa-
mes Handeln ist keine bloße Möglichkeit, son-
dern dringend geboten. Als Benjamin Franklin
1776 die amerikanische Unabhängigkeitserklä-
rung unterzeichnete, soll er bemerkt haben:
„Wir müssen alle zusammenhalten, oder wir
werden sicherlich alle einzeln hängen.“ In unse-
rer ungleichen Welt kann es sein, dass manche
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Dies ist alles recht erfreulich. Doch die
praktischen Konsequenzen sind weniger beein-
druckend. Auch wenn die Regierungen viel-
leicht die Tatsache der globalen Erwärmung
anerkennen, bleibt das politische Handeln nach
wie vor weit hinter dem Mindestmaß zurück,
das nötig wäre, um das Problem des Klima-
wandels zu lösen. Zwischen wissenschaftlichen
Beweisen und der politischen Antwort darauf
tun sich weiterhin große Diskrepanzen auf.
Eine Reihe von Industrieländern haben es bis-
lang versäumt, hoch gesteckte Zielvorgaben für
die Senkung der Treibhausgasemissionen auf-
zustellen. Andere haben diese zwar aufgestellt,
doch die energiepolitischen Reformen, die zu
ihrer Erreichung erforderlich sind, nicht umge-
setzt. Das tieferliegende Problem ist, dass der
Welt ein klarer, plausibler und langfristig ange-
legter multilateraler Bezugsrahmen fehlt, der
einen Weg hin zur Verhinderung gefährlicher
Klimaänderungen aufzeigt – einen Weg, durch
den sich die Kluft zwischen politischen Zyklen
und Kohlenstoffkreisläufen überbrücken ließe.

Wenn 2012 der laufende Verpflichtungs-
zeitraum des Kyoto-Protokolls abläuft, bietet
sich der Staatengemeinschaft die Chance, diesen
Bezugsrahmen zu erstellen. Es wird ausgepräg-
ter Führungsstärke bedürfen, diese Chance zu
nutzen. Wird sie nicht genutzt, steuert die Welt
weiter auf gefährliche Klimaänderungen zu.

Die Industrieländer müssen mit gutem
Beispiel vorangehen. Denn auf ihnen lastet die
historische Verantwortung für das Problem des
Klimawandels, und sie haben die finanziellen
Mittel und technischen Möglichkeiten, früh-
zeitig eine einschneidende Verminderung der
Emissionen zu initiieren. Durch Besteuerung
oder Emissionshandelssysteme einen Preis für
CO2 festzusetzen, ist sicherlich ein Anfang.
Doch eine marktgerechte Bepreisung allein
wird nicht ausreichen. Weitere Prioritäten sind
die Entwicklung von Regulierungssystemen
sowie öffentlich-private Partnerschaften für
einen Übergang zu einem geringeren CO2-
Ausstoß.

Das Prinzip der „gemeinsamen, aber diffe-
renzierten Verantwortung“ – einer der Grund-
pfeiler des Kyoto-Rahmens – bedeutet nicht,
dass die Entwicklungsländer nichts zu unter-

nehmen brauchen. Die Glaubwürdigkeit jeder
multilateralen Vereinbarung wird entscheidend
davon abhängen, dass auch die größten Emit-
tenten unter den Entwicklungsländern darin
einbezogen werden. Die Grundregeln der Fair-
ness sowie das Gebot der menschlichen Ent-
wicklung, den Zugang zu Energie zu erweitern,
verlangen jedoch, dass den Entwicklungslän-
dern die Flexibilität eingeräumt wird, den
Übergang zu einem Wachstum mit geringerem
CO2-Ausstoß mit einer Geschwindigkeit zu
vollziehen, die ihren Fähigkeiten entspricht.

Internationale Zusammenarbeit wird auf
vielen Ebenen eine entscheidende Rolle spielen.
Es würde die weltweiten Bemühungen um den
Klimaschutz enorm erleichtern, wenn der 
Kyoto-Rahmen für die Zeit nach 2012 auch
Mechanismen für Finanz- und Technologie-
transfers miteinbeziehen würde. Diese Mecha-
nismen könnten dazu beitragen, Technologien
mit niedrigem CO2-Ausstoß schneller zum
Durchbruch zu verhelfen. Auch eine Zusam-
menarbeit im Hinblick auf den Schutz und die
nachhaltige Bewirtschaftung der Regenwälder
würde die Bemühungen um den Klimaschutz
stärken.

Darüber hinaus müssen auch Anpassungs-
prioritäten thematisiert werden. Viel zu lange
hat man die Anpassung an den Klimawandel als
nebensächlich betrachtet, statt sie als wesent-
lichen Bestandteil der internationalen Armuts-
bekämpfung zu sehen. Klimaschutz ist drin-
gend geboten, weil er maßgeblich dafür ist, wel-
che Aussichten in Zukunft für die Verhinde-
rung gefährlicher Klimaänderungen bestehen.
Doch es kann nicht sein, dass die Armen der
Welt ganz auf ihre eigenen Ressourcen ange-
wiesen sind, während die Bürger der reichen
Länder im Schutze von wahren Bollwerken des
Klimaschutzes leben. Soziale Gerechtigkeit und
die Achtung der Menschenrechte gebieten ein
stärkeres internationales Engagement für die
Anpassung an den Klimawandel.

Unser Vermächtnis
Der Kyoto-Rahmen für die Zeit nach 2012
wird sich sehr stark auf die Erfolgsaussichten
bei der Bekämpfung, aber auch Bewältigung des
Klimawandels auswirken, der unausweichlich
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Versuch, den Regenwald des Amazonasgebietes
vor der Zerstörung zu bewahren, mit seinem
Leben. Vor seinem Tod sprach er von der Ein-
bindung seines Engagements vor Ort in die
weltweite Bewegung für soziale Gerechtigkeit:
„Anfänglich dachte ich, ich würde für die Ret-
tung der Kautschukbäume kämpfen, dann für
die Rettung des Regenwalds im Amazonas.
Jetzt aber ist mir klar geworden, dass ich für
Menschlichkeit kämpfe.“

Die Bekämpfung gefährlicher Klimaände-
rungen ist Teil eines Kampfes für Menschlich-
keit. Um diesen Kampf gewinnen zu können,
bedarf es weitreichender Veränderungen in vie-
len Bereichen – bei unserem Konsumverhalten,
bei der Art, wie wir Energie produzieren und
was für einen Preis wir dafür festsetzen, und 
bei der internationalen Zusammenarbeit. Vor
allem aber erfordert es einen grundlegenden
Wandel unserer Einstellung gegenüber der
gegenseitigen ökologischen Abhängigkeit, ge-
genüber sozialer Gerechtigkeit für die Armen
der Welt und gegenüber den Menschenrechten
und Ansprüchen künftiger Generationen.

Die Klimaproblematik im 21. Jahrhundert
Die globale Erwärmung findet bereits statt. Die
weltweite Temperatur ist seit dem Anbruch des
Industriezeitalters um etwa 0,7° C gestiegen
und nimmt heute immer rascher zu. Gesicher-
ten wissenschaftlichen Erkenntnissen zufolge
hängt der Temperaturanstieg mit der Zunahme
der Treibhausgaskonzentration in der Erd-
atmosphäre zusammen.

Es gibt keine klare Trennlinie zwischen
„gefährlichem“ und „sicherem“ Klimawandel.
Viele der Ärmsten dieser Erde und der emp-
findlichsten Ökosysteme sind schon heute dazu
gezwungen, sich auf gefährliche Klimaänderun-
gen einzustellen. Jenseits eines Schwellenwerts
von zwei Grad Celsius Temperaturanstieg
erhöht sich jedoch drastisch die Gefahr, dass es
zu massiven Rückschlägen bei der mensch-
lichen Entwicklung und zu nicht mehr rück-
gängig zu machenden Umweltkatastrophen
kommt.

Bei einem ungebremsten Verlauf weist die
Temperaturkurve weit über diesen Schwellen-
wert hinaus. Um eine 50-prozentige Chance zu

geworden ist. Die Verhandlungen über eine
diesbezügliche Vereinbarung werden von
Regierungen gestaltet werden, die ganz unter-
schiedlich starke Verhandlungspositionen
haben. Auch die mächtigen Partikularinteres-
sen von Wirtschaft und Industrie werden ihre
Ansprüche geltend machen. Wenn nun die
Verhandlungen über die Fortschreibung des
Kyoto-Protokolls über 2012 hinaus aufgenom-
men werden, müssen die Regierungen darauf
achten, dass sie zwei Gruppen von Menschen
berücksichtigen, die zwar nur geringe Mitspra-
chemöglichkeiten, aber doch einen berechtig-
ten Anspruch auf soziale Gerechtigkeit und die
Achtung der Menschenrechte haben: die
Armen der Welt und künftige Generationen.

Menschen, die im Angesicht von zermür-
bender Armut und Hunger tagtäglich darum
kämpfen müssen, ihre Lebensumstände zu ver-
bessern, sollten als allererste auf die Solidarität
ihrer Mitmenschen zählen können. Sie haben
mit Sicherheit etwas Besseres verdient als unse-
re politischen Führer, die sich zu internationa-
len Gipfeltreffen einfinden, wo sie hochtraben-
de Entwicklungsziele beschließen, und dann die
Erreichung genau dieser Zielvorgaben unmög-
lich machen, indem sie nichts gegen den Klima-
wandel unternehmen. Angesichts dessen, dass
ihre Zukunft – oder gar ihr Überleben– in der
Schwebe hängt, haben unsere Kinder und Kin-
deskinder Anspruch darauf, von uns ein hohes
Maß an Verantwortlichkeit zu verlangen. Sie
haben etwas Besseres verdient als eine Genera-
tion politischer Führer, die sich der größten
Herausforderung gegenübersehen, mit der die
Menschheit je konfrontiert war, und nur
zuschauen. Rundheraus gesagt: Die Armen der
Welt und künftige Generationen können sich
die Selbstgefälligkeit und Verdrehung von Tat-
sachen, die weiterhin die internationalen Ver-
handlungen über den Klimawandel bestimmen,
nicht leisten. Genausowenig können sie sich die
riesige Diskrepanz leisten zwischen dem, was
die Entscheidungsträger der Industrieländer
über die Bedrohung durch den Klimawandel
sagen, und was sie energiepolitisch tatsächlich
tun.

Vor zwanzig Jahren bezahlte der brasilia-
nische Umweltschützer Chico Mendes seinen
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haben, den Temperaturanstieg auf zwei Grad
über dem vorindustriellen Niveau zu halten,
müsste die Konzentration von Treibhausgasen
bei circa 450 ppm CO2-Äq. stabilisiert werden.
Bei einer Stabilisierung bei 550 ppm CO2-Äq.
würde sich die Wahrscheinlichkeit, dass der
Schwellenwert überschritten wird, auf 80 Pro-
zent erhöhen. In ihrem Privatleben würden sich
nur wenige Menschen bewusst auf eine Aktivi-
tät einlassen, die mit einer ernsten Verletzungs-
gefahr in dieser Größenordnung verbunden ist.
Doch als Weltgemeinschaft muten wir unserer
Erde ein weit größeres Risiko zu. Szenarien für
das 21. Jahrhundert deuten auf eine mögliche
Stabilisierung bei einem Punkt jenseits von 
750 ppm CO2-Äq. hin, was einen Temperatur-
anstieg von über fünf Grad zur Folge haben
könnte.

Die potenziellen Auswirkungen auf die
menschliche Entwicklung werden von den
Temperaturszenarien nicht wiedergegeben.
Durchschnittliche Temperaturänderungen in
einem Maßstab, wie er in Szenarien prognosti-
ziert wird, die von einem ungebremsten Klima-
wandel ausgehen, werden in großem Umfang
einen negativen Umschwung der menschlichen
Entwicklung verursachen und dadurch Exis-
tenzgrundlagen gefährden und massenhafte
Bevölkerungsbewegungen auslösen. Bis zum
Ende des 21. Jahrhunderts könnte sich die Hor-
rorvision katastrophaler Umweltschäden vom
Möglichen zum Wahrscheinlichen hin ver-
lagert haben. Jüngsten Erkenntnissen zufolge
sind der beschleunigte Kollaps der Eisschilde in
der Antarktis und in Grönland, die Übersäue-
rung der Weltmeere, der Rückgang der Regen-
wälder und das Auftauen des arktischen Perma-
frostbodens allesamt Faktoren, die potenziell –
jeder für sich oder zusammengenommen – zu
„Kipp-Punkten“ werden könnten.

Die einzelnen Länder tragen in höchst
unterschiedlichem Maß zu den Emissionen bei,
die den Bestand an Treibhausgasen in der
Atmosphäre in die Höhe treiben. Fast die
Hälfte der CO2-Emissionen entfallen auf die
reichen Länder, obwohl dort nur 15 Prozent
der Weltbevölkerung leben. Das hohe Wirt-
schaftswachstum in China und Indien führt zu
einer allmählichen Annäherung bei den

Gesamtemissionen. Beim CO2-Fußabdruck
pro Kopf kommt es jedoch kaum zu einer
Annäherung. Der CO2-Fußabdruck eines US–
Amerikaners ist fünfmal größer als der eines
Chinesen und über 15 Mal so groß wie der eines
Inders. In Äthiopien beträgt der durchschnitt-
liche CO2-Fußabdruck pro Kopf 0,1 Tonnen
CO2, in Kanada jedoch 20 Tonnen.

Was muss nun die Welt tun, um bei 
den Emissionen zu einem Kurs zu finden, der
gefährliche Klimaänderungen vermeidet? Die-
ser Frage nähern wir uns mit Hilfe von Klima-
modellsimulationen, die ein Kohlenstoffbudget
für das 21. Jahrhundert festlegen.

Wenn alles andere unverändert bliebe, wür-
de das globale Kohlenstoffbudget für Emissio-
nen des Energiesektors sich auf rund 14,5 Giga-
tonnen CO2-Äq. im Jahr belaufen. Gegen-
wärtig betragen die Emissionen das Doppelte
davon. Wenig erfreulich ist, dass bei den Emis-
sionen ein Aufwärtstrend festzustellen ist.
Fazit: Das Kohlenstoffbudget für das gesamte
21. Jahrhundert könnte bereits im Jahr 2032
aufgebraucht sein. Folglich häufen wir untrag-
bare ökologische Schulden auf, die gefährliche
Klimaänderungen für künftige Generationen
unausweichlich machen.

Die Analyse von Kohlenstoffbudgets wirft
ein neues Licht auf die Bedenken bezüglich des
Anteils der Entwicklungsländer an den globa-
len Treibhausgasemissionen. Dieser Anteil
wird sicherlich noch steigen, doch darf dies
nicht davon ablenken, dass die eigentliche Ver-
antwortung nach wie vor bei den reichen Län-
dern liegt. Hätten alle Bewohner von Entwick-
lungsländern denselben CO2-Fußabdruck wie
der Durchschnittsbürger in Deutschland oder
Großbritannien, lägen die globalen Emissionen
schon jetzt beim Vierfachen des Grenzwertes,
der durch unseren nachhaltigen Emissionspfad
vorgegeben ist, und sogar beim Neunfachen,
wenn die Pro-Kopf-Emissionen der Entwick-
lungsländer so hoch wären wie in den Vereinig-
ten Staaten oder Kanada.

Um an diesem Bild etwas zu ändern, sind
tiefgreifende Korrekturen erforderlich. Würde
die Welt nur aus einem einzigen Land bestehen,
so müsste sie ihre Treibhausgasemissionen bis
zum Jahr 2050 im Vergleich zum Niveau von
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noch negativer. Folgt man den gegenwärtigen
Investitionsmustern, so erhält man eine koh-
lenstoffintensive Energieinfrastruktur, in der
die Kohle eine beherrschende Stellung ein-
nimmt. Angesichts der derzeitigen Trends und
der aktuell verfolgten Politik könnten die CO2-
Emissionen des Energiesektors bis zum Jahr
2030 um mehr als 50 Prozent gegenüber dem
Niveau von 2004 ansteigen. Die 20 Billionen
US-Dollar, die den Prognosen zufolge im Zeit-
raum zwischen 2004 und 2030 zur Deckung
des Energienachfrage ausgegeben werden sol-
len, könnten die Welt auf eine Bahn bringen,
die jenseits jeder Nachhaltigkeit verläuft. Ande-
rerseits könnten neue Investitionen zu einem
Wirtschaftswachstum mit geringeren CO2-
Emissionen beitragen.

Klimaschocks: Risiko und 
Gefährdung in einer ungleichen Welt
Im Leben der Armen spielen Klimaschocks
schon heute eine nicht zu übersehende Rolle.
Ereignisse wie Dürren, Überschwemmungen
und Stürme werden von den Betroffenen oft als
furchtbar erlebt; sie bedrohen Menschenleben
und verunsichern die Menschen zutiefst.
Gleichzeitig wirken sich Klimaschocks auf
lange Sicht ungünstig auf die menschlichen
Entwicklungschancen aus; sie mindern die Pro-
duktivität und beeinträchtigen das Leistungs-
vermögen der Menschen. Keiner der Klima-
schocks ist allein auf den Klimawandel zurück-
zuführen. Durch den Klimawandel verschärfen
sich jedoch die Risiken und Gefährdungen,
denen die Armen ausgesetzt sind. Er stellt eine
zusätzliche Belastung der ohnehin schon über-
beanspruchten Bewältigungsmechanismen dar
und schafft einen Automatismus immer größe-
rer Verelendung, aus dem sich die Menschen
nicht befreien können.

Die Bedrohung durch Klimaschocks ist sehr
ungleich verteilt. Der Hurrikan Katrina hat auf
eindringliche Weise vor Augen geführt, wie
anfällig die Menschen selbst in den reichsten
Ländern gegenüber den Auswirkungen des
Klimawandels sind – insbesondere wenn noch
institutionalisierte Ungleichheit hinzukommt.
Überall in den Industrieländern wächst in der
Öffentlichkeit die Besorgnis darüber, extremen

1900 um die Hälfte senken und diese bis zum
Ende des 21. Jahrhundert laufend weiter abbau-
en. Doch bekanntlich gibt es diesen Weltstaat
nicht. Anhand plausibler Annahmen schätzen
wir, dass zur Verhinderung gefährlicher Klima-
änderungen die reichen Länder ihre Emissio-
nen um mindestens 80 Prozent reduzieren
müssen, wobei eine Senkung von 30 Prozent 
bis 2020 erfolgt sein muss. Bei den Emissionen
der Entwicklungsländer ist zu erwarten, dass 
sie um 2020 herum ihren Höchststand errei-
chen und dann bis 2050 um 20 Prozent gesenkt
werden.

Unsere Zielvorgabe für die Stabilisierung ist
zwar strikt, aber bezahlbar. Zwischen heute und
2030 würden die durchschnittlichen Kosten
pro Jahr 1,6 Prozent des BIPs betragen. Dies ist
sicherlich eine nicht unbeträchtliche Investi-
tion, doch macht sie weniger als zwei Drittel 
der weltweiten Militärausgaben aus. Untätig-
keit würde noch weit höhere Kosten verur-
sachen. Laut Stern-Bericht könnten sie sich auf
fünf bis 20 Prozent des Welt-BIP belaufen, 
je nach dem, wie man sie berechnet.

Ein Rückblick auf die Emissionstrends
macht deutlich, wie groß die Herausforderung
ist, die vor uns liegt. Die CO2-Emissionen des
Energiesektors haben seit 1990, dem Referenz-
jahr für die mit dem Kyoto-Protokoll verein-
barten Reduzierungen, stark zugenommen.
Nicht alle Industrieländer haben die Zielvorga-
ben des Protokolls, die ihre durchschnittlichen
Emissionen um rund fünf Prozent verringert
hätten, ratifiziert. Die meisten, die dies getan
haben, sind bislang hinter ihren Verpflichtun-
gen zurückgeblieben. Und nur wenige von
denen, die auf Kurs sind, können behaupten,
dass sie ihre Emissionen durch ein politisches
Bekenntnis zum Klimaschutz gesenkt hätten.
Das Kyoto-Protokoll sieht keine quantitativen
Beschränkungen für die Emissionen der Ent-
wicklungsländer vor. Sollte sich der lineare
Trend, den die Emissionen in den letzten 
15 Jahren verzeichnet haben, auch in den
nächsten 15 Jahren fortsetzen, dann sind
gefährliche Klimaänderungen nicht zu ver-
meiden.

Die Prognosen zum Energieverbrauch deu-
ten genau in diese Richtung oder sind sogar
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Klimarisiken schutzlos ausgeliefert zu sein. Mit
jeder neuen Überschwemmung, jedem neuen
Orkan und jeder neuen Hitzewelle nimmt die-
se Besorgnis zu. Die überwiegende Mehrzahl
der Klimakatastrophen findet jedoch in den
armen Ländern statt. Im Zeitraum 2000 bis
2004 waren jedes Jahr rund 262 Millionen
Menschen von Klimakatastrophen betroffen;
davon lebten 98 Prozent in den Entwicklungs-
ländern. Während in den Mitgliedstaaten der
Organisation für Wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung (OECD) nur einer von
1.500 Bewohnern von Klimakatastrophen in
Mitleidenschaft gezogen wurde, lag in den Ent-
wicklungsländern die Risikoanfälligkeit 79-mal
höher – dort war einer von 19 Einwohnern
betroffen.

Hohe Armut und geringe menschliche Ent-
wicklung führen dazu, dass arme Haushalte
weniger gut dazu in der Lage sind, Klimarisiken
zu bewältigen. Aufgrund von fehlendem oder
lückenhaftem Versicherungsschutz, niedrigem
Einkommen und geringen finanziellen Rück-
lagen geraten ärmere Familien schnell ins Hin-
tertreffen, wenn das Wettergeschehen gnaden-
los zuschlägt.

Durch die Strategien für den Umgang mit
Klimarisiken wird das Elend manchmal noch
verstärkt. Landwirte in dürregefährdeten Ge-
bieten verzichten oft auf den Anbau potenziell
einkommenssteigender Erzeugnisse und bauen
stattdessen eher dürrebeständige, aber wenig
ertragreiche Nutzpflanzen an, um ihr Risiko zu
minimieren. Wenn Klimakatastrophen sich
ereignen, sind die Armen oft gezwungen, Pro-
duktionsmittel zu veräußern, um genug zu
essen zu haben, was den Wiederaufbau entspre-
chend erschwert. Und wenn das nicht aus-
reicht, gehen die Menschen andere Wege der
Bewältigung: Sie sparen beim Essen, geben
weniger für ihre Gesundheit aus oder nehmen
ihre Kinder von der Schule. Diese Verzweif-
lungsmaßnahmen können Teufelskreise aus-
lösen, die gefährdete Haushalte lebenslang in
der Falle eines niedrigen menschlichen Ent-
wicklungsstandes gefangenhalten.

Die für diesen Bericht durchgeführten
Recherchen streichen heraus, welche enormen
Auswirkungen diese Falle haben kann. Anhand

von Haushaltsdaten auf der Mikroebene unter-
suchen wir einen Teil der Langzeitfolgen von
Klimaschocks für das Leben der Armen. In zwei
der am stärksten dürregefährdeten Länder der
Welt, Äthiopien und Kenia, ist die Wahr-
scheinlichkeit, dass Kinder im Alter bis fünf
Jahren an Unterernährung leiden, 36 bezie-
hungsweise 50 Prozent höher, wenn sie wäh-
rend einer Dürreperiode geboren wurden.
Daher stieg 2005 die Zahl der unterernährten
Kinder in Äthiopien um etwa zwei Millionen.
In Niger leiden in einem Dürrejahr geborene
Kinder im Alter bis zwei Jahren um 72 Prozent
häufiger an Wachstumsstörungen. Indische
Frauen, die während einer Überschwemmung
in den 1970er Jahren geboren wurden, haben
um 19 Prozent seltener die Grundschule
besucht als ihre Altersgenossinnen.

Der Schaden, der für die menschliche Ent-
wicklung auf lange Sicht durch Klimaschocks
entsteht, wird nicht ausreichend wahrgenom-
men. Die Berichterstattung der Medien über
klimabedingte Katastrophen spielt oft eine
wichtige Rolle für die Meinungsbildung und
rückt das mit Klimaschocks einhergehende
menschliche Leiden ins Bewusstsein. Sie führt
jedoch auch dazu, dass diese als isolierte 
Ereignisse mit vorübergehender Wirkung
wahrgenommen werden, und lenken damit
von den Langzeitfolgen ab, die Dürren und
Umschwemmungen für die Betroffenen
haben.

Der Klimawandel wird sich nicht als apo-
kalyptisches Ereignis im Leben der Armen
manifestieren. Es wird weiterhin nicht möglich
sein, konkrete Ereignisse dem Klimawandel
zuzuschreiben. Doch durch den Klimawandel
wird die Anfälligkeit armer und gefährdeter
Haushalte für Klimaschocks stetig zunehmen
und die Bewältigungsstrategien immer stärker
unter Druck geraten, und dies könnte auf die
Dauer das Leistungsvermögen der Menschen
beeinträchtigen.

Es sind fünf zentrale Faktoren zu erkennen,
wie durch den Klimawandel die menschliche
Entwicklung zunächst stagnieren und dann
zurückgehen könnte:
• Agrarproduktion und Ernährungssicherung.

Der Klimawandel wird sich auf die Nieder-
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beschleunigten Zerfall der Eisschilde könn-
te der Meeresspiegel rasch ansteigen. Ein
weltweiter Temperaturanstieg um drei bis
vier Grad Celsius könnte bedeuten, dass
330 Millionen Menschen aufgrund von
Überschwemmungen ihre Heimat vorüber-
gehend oder auf Dauer verlassen müssen.
Über 70 Millionen Menschen in Bangla-
desch, sechs Millionen in Unterägypten und
22 Millionen in Vietnam könnten davon
betroffen sein. In den kleinen Inselstaaten
im Pazifik und in der Karibik könnte es 
zu Schäden katastrophalen Ausmaßes kom-
men. Aufgrund der Erwärmung der Meere
werden außerdem immer heftigere Tropen-
stürme entstehen. Da gegenwärtig über 
344 Millionen Menschen in den Einzugsge-
bieten von tropischen Wirbelstürmen leben,
hätte dies verheerende Konsequenzen für
eine große Gruppe von Ländern. Eine Milli-
arde Menschen, die derzeit in den Elends-
vierteln der Städte an erdrutschgefährdeten
Hängen oder hochwassergefährdeten Fluss-
ufern leben, sind somit akut bedroht.

• Ökosysteme und Biodiversität. Der Klima-
wandel verändert bereits jetzt die Ökosys-
teme von Grund auf. Etwa die Hälfte der
Korallenriffsysteme der Welt ist vom Phä-
nomen des „Ausbleichens“ betroffen, das
auf die Erwärmung der Meere zurückzufüh-
ren ist. Auch der steigende Säuregehalt der
Weltmeere stellt auf lange Sicht eine Gefahr
für die Meeresökosysteme dar. Ebenso hat-
te der Klimawandel bereits fatale Auswir-
kungen für die Eisökosysteme, insbesondere
in der Arktis. Manche Tier- und Pflanzen-
arten werden in der Lage sein, sich anzupas-
sen, doch viele Arten können mit dem Tem-
po des Klimawandels nicht mithalten. Bei
einer Erwärmung um drei Grad wären
womöglich 20 bis 30 Prozent der landleben-
den Arten vom Aussterben bedroht.

• Menschliche Gesundheit. In den reichen
Ländern werden bereits Vorbereitungen
getroffen, um das öffentliche Gesundheits-
wesen auf künftige Klimaschocks vorzu-
bereiten: Beispielsweise auf Hitzewellen wie
die, die Europa im Jahr 2003 heimsuchte,
und extremere Witterungsverhältnisse im

schlagsmenge, die Temperaturen und die
Verfügbarkeit von Wasser für die Landwirt-
schaft in den gefährdeten Gebieten auswir-
ken. So könnten zum Beispiel die von 
Dürre betroffenen Gebiete in Afrika süd-
lich der Sahara um 60–90 Millionen Hek-
tar zunehmen und den trockenen Landstri-
chen dadurch bis zum Jahr 2060 Verluste
von 26 Milliarden US-Dollar entstehen (in
Preisen von 2003), mehr als die Gesamt-
summe der bilateralen Hilfe, die  an die
Region im Jahr 2005 geleistet wurde. In
anderen Entwicklungsregionen – unter
anderem in Lateinamerika und Südasien –
wird die landwirtschaftliche Produktion
ebenfalls zurückgehen, was den Bemühun-
gen zur Verringerung der ländlichen Armut
entgegenläuft. Und die Zahl der Menschen,
die an Unterernährung leiden, könnte bis
zum Jahr 2080 um 600 Millionen ansteigen.

• Wasserknappheit und ungesicherte Wasserver-
sorgung. Veränderte Abflusswege und das
Abschmelzen der Gletscher werden zu wei-
teren Umweltbelastungen führen und dabei
Wasserströme beeinträchtigen, die zur
Bewässerung und die Versorgung von Sied-
lungen benötigt werden. Bis zum Jahr 2080
könnte die Zahl der Menschen, die in einem
wasserarmen Umfeld leben, um 1,8 Milliar-
den steigen. Zentralasien, Nordchina und
der nördliche Teil Südasiens sind großen
Gefahren durch den Rückzug der Gletscher
ausgesetzt, der sich im Himalaja mit einer
Geschwindigkeit von jährlich 10 bis 15 Me-
tern vollzieht. In sieben der großen Fluss-
systeme Asiens wird es kurzfristig zu einer
Zunahme und anschließend durch das
Abschmelzen des Gletschereises zu einem
Rückgang der geführten Wassermenge
kommen. Auch in der Andenregion ist die
Wasserversorgung durch den Zusammen-
bruch der Tropengletscher akut gefährdet.
In Regionen, in denen ohnehin schon
erhebliche Wasserknappheit herrscht, wie
im Nahen Osten, könnte die Verfügbarkeit
von Wasser in einigen Ländern sich drastisch
verschlechtern.

• Ansteigen des Meeresspiegels und Anfälligkeit
gegenüber Klimakatastrophen. Bei einem
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Sommer wie im Winter. Die schwersten
gesundheitlichen Folgen werden jedoch die
Entwicklungsländer zu spüren bekommen,
zum einen wegen der dort herrschenden
Armut und zum anderen wegen der
begrenzten Möglichkeiten der dortigen
Gesundheitssysteme. Viele todbringende
Krankheiten könnten sich sehr viel weiter
verbreiten als bisher. So könnte beispiels-
weise die Zahl der Menschen, die damit
rechnen müssen, an Malaria zu erkranken,
um 220 bis 400 Millionen ansteigen –
schon heute fordert diese Krankheit jedes
Jahr rund eine Million Menschenleben.
Beim Dengue-Fieber ist bereits nachge-
wiesen, dass es erheblich häufiger auftritt
als früher, speziell in Lateinamerika und
Teilen Ostasiens. Durch den Klimawandel
könnte sich das Ausbreitungsgebiet auch
dieser gefährlichen Krankheit weiter aus-
dehnen.
Keiner dieser fünf Einzelfaktoren wird iso-

liert von den anderen wirken. Sie werden
jeweils mit den breiteren sozialen, wirtschaft-
lichen und ökologischen Abläufen zusammen-
wirken, von denen die Chancen menschlicher
Entwicklung abhängen. Die genaue Zusam-
mensetzung der Übertragungsmechanismen
vom Klimawandel zur menschlichen Entwick-
lung wird zwangsläufig von Land zu Land und
auch innerhalb der einzelnen Länder variieren.
Es verbleiben noch große ungewisse Bereiche.
Gesichert ist jedoch, dass gefährliche Klimaän-
derungen in der Lage sind, der menschlichen
Entwicklung quer durch eine große Gruppe
von Ländern starke Schläge zu versetzen. Im
Gegensatz zu wirtschaftlichen Schocks, die sich
auf das Wachstum oder die Inflation auswir-
ken, werden sich viele der Folgen für die
menschliche Entwicklung – so zum Beispiel
geringere Gesundheits- und Bildungschancen,
ein vermindertes Produktivpotenzial und der
Verlust lebenswichtiger Ökosysteme – wahr-
scheinlich als irreversibel erweisen.

Gefährliche Klimaveränderungen 
verhindern: Strategien des Klimaschutzes
Will man die beispiellose Bedrohung, die von
gefährlichen Klimaänderungen ausgeht, noch

abwenden, wird dies eine kollektive Übung in
internationaler Zusammenarbeit erfordern,
wie es sie in diesem Ausmaß noch nie gegeben
hat. Verhandlungen über neue Emissions-
grenzen für den Verpflichtungszeitraum des
Kyoto-Protokolls in der Zeit nach 2012 kön-
nen – und müssen – den Rahmen für ein glo-
bales Kohlenstoffbudget bilden. Ein nachhal-
tiger globaler Emissionspfad wird jedoch nur
dann wirklich sinnvoll sein, wenn er in kon-
krete nationale Strategien – und nationale
Kohlenstoffbudgets – umgesetzt wird. Letzt-
endlich muss die Lösung vom Handeln der
Regierungen einzelner Staaten ausgehen. Beim
Klimaschutz geht es darum, die Art, wie wir
Energie produzieren und nutzen, grundlegend
zu verändern. Und es kommt darauf an, inner-
halb der Grenzen ökologischer Nachhaltigkeit
zu leben.

Die Erstellung von glaubhaften, mit den
Zielsetzungen des globalen Klimaschutzes ver-
knüpften Zielvorgaben ist Ausgangspunkt für
den Übergang zu einem nachhaltigen Emissi-
onspfad. Diese Zielvorgaben können eine
Grundlage für die Erstellung von Kohlenstoff-
budgets darstellen, die durch eine Abfolge
beweglicher Pläne eine Brücke von der Gegen-
wart in die Zukunft schlagen. Glaubhafte Ziel-
vorgaben müssen jedoch auch durch klare po-
litische Maßnahmen abgesichert werden. Aus
diesem Bereich gibt es bisher wenig Ermutigen-
des zu vermelden. Die meisten Industrieländer
bleiben hinter den Zielvorgaben des Kyoto-
Protokolls zurück. Kanada liefert ein besonders
frappierendes Beispiel hierfür. In manchen Fäl-
len wurden aber bereits ambitionierte „Kyoto-
plus“-Zielvorgaben beschlossen. Sowohl Groß-
britannien als auch die Europäische Union
haben diese Vorgaben übernommen. Aus
unterschiedlichen Gründen werden wahr-
scheinlich beide die gesteckten Ziele bei weitem
nicht erreichen, es sei denn, sie würden rasch
etwas unternehmen, um den Klimaschutz in
den Mittelpunkt der Umgestaltung ihrer Ener-
giepolitik stellen.

Zwei bedeutende Mitgliedstaaten der
OECD sind nicht an die Kyoto-Zielvorgaben
gebunden. Australien hat sich für eine breit
angelegte freiwillige Initiative entschieden, die
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Trend der Treibhausgasemissionen angepasst
werden. Ein Ansatz, der weitgehend mit unse-
rem nachhaltigen Emissionspfad zu vereinba-
ren ist, würde unter anderem beinhalten, im
Jahr 2010 eine Besteuerung in der Größenord-
nung von 10–20 US–Dollar pro Tonne CO2
einzuführen. Diese würde dann stufenweise um
jährlich fünf bis zehn Dollar pro Tonne CO2
angehoben, bis man bei etwa 60–100 Dollar pro
Tonne CO2 angekommen ist. Ein derartiger
Ansatz würde Investoren und Märkten einen
klaren und berechenbaren Rahmen für die Pla-
nung zukünftiger Investitionen bieten. Außer-
dem würde er starke Anreize für den Übergang
zu geringerem CO2-Ausstoß schaffen.

Der zweite Weg, um eine CO2-Bepreisung
zu erreichen, ist der Handel mit Emissions-
zertifikaten. Bei einem Emissionshandelssys-
tem legt die Regierung eine Obergrenze für die
Gesamtemissionen fest und gibt handelbare
Zertifikate aus, die den betreffenden Wirt-
schaftsbetrieb dazu berechtigen, eine bestimm-
te festgelegte CO2-Menge auszustoßen. Wer
seine Emissionen mit geringerem Kostenauf-
wand verringern kann, hat die Möglichkeit,
nicht benötigte Zertifikate weiterzuverkaufen.
Ein Nachteil des Handels mit Emissionszertifi-
katen könnte sein, dass er zu Schwankungen bei
den Energiepreisen führt. Als Vorteil winkt
jedoch mehr ökologische Sicherheit, denn
damit ist schon eine quantitative Obergrenze
für Emissionen gesetzt. Angesichts der dringen-
den Notwendigkeit, eine tiefgreifende und
frühzeitige Senkung der Treibhausgasemissio-
nen zu erreichen, werden sorgfältig konzipierte
Emissionshandelsprogramme möglicherweise
eine entscheidende Rolle für den Klimaschutz
spielen.

Das Emissionshandelssystem der Europä-
ischen Union (EHS) ist das weltweit größte
Programm seiner Art. Zwar wurde dadurch
schon viel erreicht, doch gilt es noch ernsthafte
Probleme zu lösen. Die Emissionsobergrenzen
wurden viel zu hoch angesetzt, was hauptsäch-
lich daran liegt, dass es den Mitgliedstaaten der
Europäischen Union nicht gelungen ist, den
Versuchen mächtiger Interessengruppen, Ein-
fluß zu nehmen, zu widerstehen. Einige Sekto-
ren – insbesondere der Energiesektor – haben

gemischte Ergebnisse geliefert hat. In den Ver-
einigten Staaten besteht auf Bundesebene kei-
ne Zielvorgabe für die Senkung der Emissionen.
Stattdessen gibt es einen Zielwert für die Ver-
minderung der „Kohlenstoffintensität“, mit
dem die Effizienz gemessen wird. Das Problem
dabei ist, dass es nicht gelungen ist, durch 
Effizienzgewinne eine starke Zunahme der
Gesamtemissionen zu verhindern. Da keine
bundesweiten Zielvorgaben vorhanden sind,
haben sich einige US-Bundesstaaten ihre eige-
nen Klimaschutzziele gesetzt. Das 2006 erlasse-
ne kalifornische Klimaschutzgesetz (Global
Warming Solutions Act) ist ein mutiger Vor-
stoß, um die Zielvorgaben für die Verringerung
der Treibhausgase durch verbesserte energie-
politische Maßnahmen umzusetzen.

Die Festlegung ehrgeiziger Ziele für den
Klimaschutz ist ein wichtiger erster Schritt. Es
stellt jedoch eine größere politische Herausfor-
derung dar, diese Zielvorgaben in praktische
Politik umzumünzen. Der Punkt, an dem ange-
setzt werden muss, ist die Festsetzung eines
Preises für Kohlendioxidemissionen. Eine
strukturelle Änderung der steuerlichen Förder-
maßnahmen ist Grundvoraussetzung für den
forcierten Übergang zu einem Wachstum mit
geringerem CO2-Ausstoß. Im Idealfall sollte
diese Bepreisung weltweit erfolgen. Dies ist
jedoch in näherer Zukunft aus politischer Sicht
nicht realistisch, denn der ordnungspolitische
Rahmen, der hierfür nötig wäre, existiert bis-
lang nicht. Realistischer ist es, dass die reichen
Länder Strukturen für die CO2-Bepreisung
entwickeln. Wenn diese Strukturen einmal ste-
hen, könnten die Entwicklungsländer nach und
nach darin einbezogen werden, soweit die in-
stitutionellen Gegebenheiten dies zulassen.

Es gibt zwei Möglichkeiten, einen Preis für
CO2-Emissionen festzusetzen. Die erste davon
ist direkte Besteuerung. Wichtig dabei ist, dass
eine CO2-Besteuerung keine Erhöhung der
Steuerbelastung insgesamt mit sich zieht. 
Die Einnahmen können in fiskalisch neutraler
Weise verwendet werden, um weiterreichende
ökologisch ausgerichtete Steuerreformen zu
ermöglichen – wie zum Beispiel Steuerermäßi-
gungen auf Arbeitskosten und Investitionen.
Die Grenzsteuersätze müssten dann dem
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sich auf Kosten der Allgemeinheit unverdiente
Gewinne verschafft. Und weil nur ein Bruchteil
der Emissionszertifikate des EHS – in der zwei-
ten Phase unter zehn Prozent – versteigert wer-
den darf, entgehen den Regierungen Einnah-
men, die sie für Steuerreformen benötigen wür-
den. Daneben wird politischen Manipulatio-
nen Tür und Tor geöffnet und ist Ineffizienz
vorprogrammiert. Eine Beschränkung der
Zuteilungen von EHS-Quoten – entsprechend
der Selbstverpflichtung der Europäischen Uni-
on zu einer Senkung der Emissionen um 20-
30 Prozent bis zum Jahr 2020 – würde dazu
beitragen, die Kohlenstoffmärkte mit den
Klimaschutzzielen in Einklang zu bringen.

Kohlenstoffmärkte sind eine nötige Voraus-
setzung für den Übergang zu einer Wirtschaft,
die weniger CO2-Emissionen verursacht. Sie
sind jedoch keine hinreichende Bedingung.
Staatlicher Politik kommt für das Aufstellen
gesetzlicher Vorgaben und die Förderung der
Erforschung, Entwicklung und Einführung von
Technologien mit geringerem CO2-Ausstoß
eine entscheidende Rolle zu.

Es gibt genug positive Beispiele. Das Ange-
bot an erneuerbaren Energien wächst unter
anderem auch deshalb, weil durch Regulierung
Anreize geschaffen wurden. In Deutschland hat
die sogenannte Einspeisevergütung den Beitrag
der Anbieter erneuerbarer Energien am Strom-
netz des Landes in die Höhe schnellen lassen.
Die Vereinigten Staaten haben mit Erfolg
Steueranreize eingesetzt, um die Entwicklung
eines blühenden Windenergiesektors zu för-
dern. Dennoch: Die rasche Zunahme erneuer-
barer Energien ist zwar erfreulich, aber insge-
samt wurden nicht annähernd so große Fort-
schritte erzielt, wie möglich – und für den
Klimaschutz erforderlich – gewesen wäre. Die
meisten OECD-Länder wären schon jetzt in
der Lage, den Anteil erneuerbarer Energien an
der Stromerzeugung auf mindestens 20 Prozent
zu erhöhen.

Eine erhöhte Energieeffizienz könnte dop-
pelten Nutzen – eine „double dividend“ –
abwerfen: Sie könnte sowohl die CO2-Emissio-
nen verringern als auch die Energiekosten sen-
ken. Hätten alle Elektrogeräte, die im Jahr 2005
in den OECD-Ländern im Gebrauch waren,

die höchsten der vorhandenen Effizienzstan-
dards erfüllt, so hätten bis 2010 etwa 322 Mega-
tonnen an CO2-Emissionen eingespart werden
können – derselbe Effekt, als würde man über
100 Millionen Autos aus dem Verkehr ziehen.
Außerdem wäre der Stromverbrauch der Haus-
halte um ein Viertel zurückgegangen.

Der Personenverkehr ist ein weiterer
Bereich, in dem sich durch gesetzliche Vorgaben
ein doppelter Nutzen erzielen lässt. Der Auto-
mobilsektor ist für etwa 30 Prozent der Treib-
hausgasemissionen in den Industrieländern ver-
antwortlich – mit zunehmender Tendenz. Ver-
brauchsnormen sind sinnvoll, weil sich damit
die Kraftstoffeffizienz des gesamten Fahrzeug-
bestands – gemessen an der durchschnittlichen
Zahl von gefahrenen Meilen pro Gallone – und
damit der CO2-Ausstoß beeinflussen lässt. In
den Vereinigten Staaten sind die Kraftstoffver-
brauchsnormen im Laufe der Zeit immer weiter
zurückgefallen und sind heute weniger strikt als
in China. Eine Verschärfung der Norm um 20
Meilen pro Gallone würde den Erdölverbrauch
um 3,5 Millionen Barrel pro Tag senken und im
Jahr 400 Megatonnen CO2-Emissionen einspa-
ren – mehr als den gesamten Ausstoß, den Thai-
land produziert. Den Bemühungen um eine
Senkung des Kraftstoffverbrauchs stehen oft
mächtige Interessengruppen entgegen. In
Europa beispielsweise sind die Vorschläge der
EU-Kommission für verschärfte Verbrauchs-
normen auf den Widerstand eines Zusammen-
schlusses von Automobilherstellern gestoßen.
Da mehrere Mitgliedstaaten die Vorschläge
ebenfalls abgelehnt haben, stellt sich generell die
Frage, inwieweit die Europäische Union in der
Lage ist, Klimaschutzziele in konkrete Politik-
maßnahmen umzusetzen.

Für die Ausweitung des Markts für alterna-
tive Brennstoffe könnte der Welthandel eine
weitaus bedeutendere Rolle spielen. Brasilien ist
in punkto Effizienz bei der Produktion von
Ethanol sowohl der Europäischen Union als
auch den Vereinigten Staaten voraus. Darüber
hinaus ist aus Zuckerrohr gewonnenes Ethanol
effizienter im Hinblick auf die Senkung der
Kohlendioxidemissionen. Das Problem ist, dass
Importe von brasilianischem Ethanol durch
hohe Einfuhrzölle erschwert werden. Die Auf-
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Die geringe Energieeffizienz in den Ent-
wicklungsländern stellt aktuell eine Bedrohung
für die Klimaschutzbemühungen dar. Durch
internationale Zusammenarbeit könnte man
die Effizienz steigern, diese Bedrohung in eine
Chance ummünzen und gleichzeitig auch große
Gewinne für die menschliche Entwicklung
erzielen. Wir werden dies aufzeigen, indem wir
die Wirkung eines beschleunigten Technolo-
gietransferprogramms für den Kohlesektor in
China auf den CO2-Ausstoß des Landes unter-
suchen. Allein in China könnten so die Emis-
sionen des Jahres 2030 um 1,8 Gigatonnen
CO2 gegenüber dem von der Internationa-
len Energieagentur prognostizierten Wert ab-
gesenkt werden. Diese Menge entspricht etwa
der Hälfte der Menge, die gegenwärtig von der
Europäischen Union emittiert wird. Ähnliche
Effizienzgewinne ließen sich auch in anderen
Bereichen erzielen.

Von verbesserter Energieeffizienz können
alle Seiten nur profitieren. Mehr Energie-
effizienz und weniger Umweltverschmutzung
werden den Entwicklungsländern sicherlich
nützen. Und die Reduzierung der CO2-Emis-
sionen wäre ein Gewinn für alle Länder. Doch
leider existiert derzeit noch kein verlässlicher
Mechanismus, wie diese für alle Seiten positive
Wirkung genutzt werden kann. Daher schlagen
wir vor, unter dem Dach des Kyoto-Rahmens
für die Zeit nach 2012 eine Klimaschutzfazili-
tät (Climate Change Mitigation Facility –
CCMF) einzurichten, um diese Lücke zu
schließen. Die CCMF würde im Jahr zwischen
25 und 50 Milliarden US–Dollar für die Finan-
zierung von Investitionen in Energien mit
geringerem CO2-Ausstoß in den Entwick-
lungsländern mobilisieren. Die Finanzierungs-
regelungen sollten dabei je nach den Gegeben-
heiten in den einzelnen Ländern gestaltet wer-
den, wobei die Angebotspalette Zuschüsse,
günstige Darlehen und Risikogarantien umfas-
sen würde. Die Zuwendungen würden jeweils
auf Programmbasis erfolgen und die entstehen-
den Mehrkosten abdecken. 

Ein weiteres wichtiges Feld für interna-
tionale Zusammenarbeit ist die Entwaldung.
Gegenwärtig geht der Welt das CO2-Minde-
rungspotenzial, das im Regenwald steckt, zu

hebung dieser Zölle würde nicht nur Brasilien,
sondern auch dem Klimaschutz insgesamt
zugute kommen.

Der Erfolg des Klimaschutzes hängt ganz
wesentlich von der raschen Entwicklung und
Einführung von Technologien mit geringerem
CO2-Ausstoß ab. Nur auf eine bestimmte
Technologie zu setzen, ist ein riskantes Unter-
fangen. Die Regierungen können hier besten-
falls Teilerfolge vorweisen. Angesichts einer
nationalen und globalen Bedrohung vom Aus-
maß des Klimawandels dürfen die Regierungen
jedoch nicht einfach abwarten, was der Markt
macht. Im Bereich der Energiepolitik ist durch
das Zusammenwirken von hohen Vorabinves-
titionen, Zeithorizont und Ungewissheit garan-
tiert, dass es dem Markt allein nicht möglich
sein wird, einen technologischen Wandel so
schnell herbeizuführen, wie es für den Klima-
schutz erforderlich wäre. In der jüngeren
Geschichte hat man gesehen, dass wichtige
technische Durchbrüche nur durch das ent-
schiedene Handeln von Regierungen möglich
sind; das Manhattan-Projekt und das Raum-
fahrtprogramm der Vereinigten Staaten sind
Beispiele hierfür.

Eine solche bahnbrechende Technologie
wäre die Abscheidung und Sequestrierung von
CO2 (Carbon Capture and Sequestration –
CCS). Kohle ist die Energiequelle, die weltweit
am häufigsten zur Stromerzeugung genutzt
wird. Die weit verbreitete Verfügbarkeit von
Kohle ist ein Grund dafür, warum dieser
Brennstoff eine derart beherrschende Stellung
im gegenwärtigen und geplanten Energiemix
der größten Emittenten wie China, Indien und
der Vereinigten Staaten einnimmt – hinzu
kommen noch die steigenden Erdöl- und Erd-
gaspreise. Die CCS-Technologie ist von großer
Bedeutung, weil sie eine weitgehend emissions-
freie Stromerzeugung aus Kohle verspricht.
Diese Technologie könnte rascher entwickelt
und eingeführt werden, würde man ein Pro-
gramm öffentlich-privater Investitionen in Ver-
bindung mit einer CO2-Bepreisung aktiver
betreiben. Sowohl die Vereinigten Staaten als
auch die Europäische Union wären in der Lage,
bis 2015 mindestens 30 Demonstrationsanla-
gen in Betrieb zu nehmen.
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einem Bruchteil des Marktwertes verloren, den
sie selbst bei niedrigen Preisen hätte erzielen
können. In Indonesien würde sich jeder Dollar,
der durch Rodung von Flächen zur Erzeugung
von Palmöl eingenommen wird, als ein Verlust
von 50-100 Dollar rechnen, der erzielt werden
könnte, wenn die verminderte CO2-Kapazität
im Emissionshandelssystem der Europäischen
Union gehandelt würde. Abgesehen vom Ver-
sagen dieser Marktmechanismen bedeutet der
Abbau der Regenwälder die schleichende Zer-
störung einer Ressource, die eine lebenswichti-
ge Rolle im Leben der Armen, bei der Erbrin-
gung von Ökosystemdienstleistungen und für
die Erhaltung der Biodiversität einnimmt.

Es gilt noch zu erkunden, inwieweit Koh-
lenstoffmärkte dazu fähig sind, Anreize zu
schaffen, um eine Entwaldung zu verhindern.
Genereller formuliert könnten Mittel aus dem
CO2-Handel mobilisiert werden, um die Sanie-
rung schwer geschädigten Weidelands zu för-
dern und damit einen Nutzen für Klimaschutz,
Anpassung und ökologische Nachhaltigkeit zu
generieren.

Anpassung an das Unabwendbare: 
Nationales Handeln und internationale
Zusammenarbeit
Die Welt kann gefährliche Klimaänderungen
nicht mehr abwenden, wenn sie nicht umge-
hend etwas für den Klimaschutz unternimmt.
Doch auch der strengste Klimaschutz wird
nicht ausreichen, um Rückschlage bei der
menschlichen Entwicklung zu verhindern. Auf-
grund der Trägheit, die Klimasystemen inne-
wohnt und der zeitlichen Verzögerung der
Wirkung von Klimaschutzmaßnahmen steuert
die Welt bereits auf eine weitere Erwärmung zu.
In der ersten Hälfte des 21. Jahrhunderts gibt
es keine Alternative zur Anpassung an den
Klimawandel.

Die reichen Länder haben bereits erkannt,
dass Anpassung unerlässlich ist. Viele von ihnen
investieren hohe Summen in die Entwicklung
einer Klimaschutzinfrastruktur. Nationale
Strategien werden entworfen, um künftig für
extremere und weniger berechenbare Witte-
rungsverläufe gewappnet zu sein. Großbritan-
nien gibt jedes Jahr umgerechnet 1,2 Milliarden

US–Dollar für den Hochwasserschutz aus. 
In den Niederlanden kaufen die Menschen
Häuser, die schwimmen können. Und die Ski-
industrie in den Schweizer Alpen investiert in
Beschneiungsmaschinen.

Die Entwicklungsländer hingegen stehen
vor weit schwierigeren Anpassungsaufgaben.
Diese Aufgaben müssen von Regierungen
gemeistert werden, die unter massiven finan-
ziellen Einschränkungen agieren, und von den
Armen selbst. Am Horn von Afrika bedeutet
Anpassung, dass Frauen und junge Mädchen
noch weitere Wege zu Fuß zurücklegen müs-
sen, um Wasser zu holen. Im Ganges-Delta
errichten die Menschen aus Bambus hochwas-
sersichere Behausungen auf Stelzen. Die
Bewohner des Mekong-Deltas wiederum pflan-
zen Mangroven an, um sich gegen Sturmfluten
zu schützen, und dort lernen jetzt auch Frauen
und Kinder schwimmen.

Die Ungleichheiten bei der Fähigkeit zur
Anpassung den Klimawandel treten immer
deutlicher zu Tage. Für den einen Teil der Welt
– den reicheren – geht es bei Anpassung darum,
dass man ausgeklügelte Klimaschutzinfrastruk-
turen errichtet und Häuser baut, die auf dem
Wasser schwimmen. Im anderen Teil der Welt
heißt Anpassung, dass die Menschen selber ler-
nen, im Hochwasser zu schwimmen. Im Gegen-
satz zu den Bewohnern von London und Los
Angeles, die von Hochwasserschutzsystemen
geschützt werden, hinterlassen junge Mädchen
am Horn von Afrika und Bewohner des Gan-
gesdeltas keinen tiefen CO2-Fußabdruck. In
den Worten von Desmond Tutu, dem ehema-
ligen Erzbischof von Kapstadt, bewegen wir uns
langsam auf eine Welt zu, in der Apartheid bei
der Anpassung herrscht.

Bei ihren Planungen hinsichtlich der
Anpassung an den Klimawandel sehen sich
Regierungen in den Entwicklungsländern viel-
schichtigen Schwierigkeiten gegenüber. Diese
Schwierigkeiten stellen systemische Bedrohun-
gen dar. In Ägypten könnten Überschwem-
mungen im Nildelta die landwirtschaftlichen
Produktionsbedingungen von Grund auf ver-
ändern. Veränderungen der Küstenströmungen
im südlichen Afrika könnten die Zukunft der
Fischereiindustrie in Namibia gefährden. In
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Bewältigung von Klimarisiken befähigen.
Unter anderem sind aus den indischen Bun-
desstaaten Andhra Pradesh und Gujarat Bei-
spiele bekannt, was Partnerschaften zwischen
der örtlichen Bevölkerung und den Kom-
munalbehörden hierbei bewirken können.

• Soziale Sicherung. Der Klimawandel belas-
tet das Leben der Armen mit zusätzlichen
Risiken. Programme der sozialen Sicherung
können den Menschen helfen, diese Risiken
zu bewältigen, und gleichzeitig ihre Chan-
cen auf Arbeit, Ernährung und Bildung zu
verbessern. In Äthiopien wird mit dem Pro-
ductive Safety Net Programme versucht, die
Fähigkeit armer Haushalte zur Bewältigung
von Dürren zu stärken, ohne dass sie hierfür
auf Gesundheits- und Bildungschancen ver-
zichten müssen. In Lateinamerika ist die an
Bedingungen geknüpfte Bereitstellung von
Barmitteln eine häufig genutzte Möglich-
keit, um die Ziele menschlicher Entwick-
lung auf breiter Basis zu fördern. Dazu
gehört auch, dass bei einer plötzlich ein-
tretenden Krise die grundlegenden Fähig-
keiten erhalten bleiben. Im südlichen Afrika
wird den Menschen während Dürre-
perioden Bargeld zur Verfügung gestellt, um
ihre Produktivkraft langfristig zu sichern.
Die soziale Sicherung spielt zwar gegenwär-
tig bei den Strategien zur Anpassung an den
Klimawandel noch keine große Rolle, hat
jedoch das Potenzial, einen großen Nutzen
für die menschliche Entwicklung zu bewirken.
In Bezug auf die Anpassung ist internatio-

nales Handeln geboten – wegen früher gemach-
ten Zusagen, gemeinsamen Werten, der globa-
len Verpflichtung zur Armutsbekämpfung und
der Verantwortung der reichen Länder für die
Probleme, die durch den Klimawandel entste-
hen. Den Bestimmungen der UN-Klimakon-
vention zufolge sind die Regierungen des 
Nordens dazu verpflichtet, einen Beitrag zur
Entwicklung von Anpassungskompetenzen zu
leisten. Auch aus dem Eintreten für die Millen-
niums-Entwicklungsziele ergibt sich eine starke
Motivation zu handeln: Anpassung ist eine
Grundvoraussetzung dafür, dass die Zielvorga-
ben für 2015 erreicht und die Bedingungen
eines nachhaltigen Fortschritts geschaffen wer-

vielen Ländern werden Auswirkungen auf die
Stromerzeugung mit Wasserkraft zu spüren
sein. Um auf den Klimawandel reagieren zu
können, wird es nötig sein, den Faktor Anpas-
sung in alle Bereiche der Maßnahmenentwick-
lung und der Planung der Armutsbekämpfung
einzubeziehen. Doch die Planungs- und
Umsetzungskompetenz ist Einschränkungen
unterworfen, und zwar:
• Information. Vielen der ärmsten Länder der

Welt fehlt es an Kompetenzen und finan-
ziellen Möglichkeiten zur Einschätzung von
Klimarisiken. In Afrika südlich der Sahara
werden wegen der großen Armut der Land-
bevölkerung und deren Abhängigkeit vom
Regenfeldbau unbedingt meteorologische
Daten für die Anpassung benötigt. Doch
diese Region hat die weltweit geringste
Dichte von Wetterstationen. Frankreich
gibt umgerechnet 388 Millionen US–Dol-
lar im Jahr für die Wetterbeobachtung aus,
während in Äthiopien gerade einmal zwei
Millionen US–Dollar zur Verfügung ste-
hen. Auf dem G8-Gipfeltreffen 2005 wur-
den Maßnahmen beschlossen, um Afrikas
Kompetenz zur meteorologischen Überwa-
chung zu stärken. Hiervon wurde bisher
jedoch nur wenig umgesetzt.

• Infrastruktur. Wie für andere Bereiche, so
gilt auch für die Anpassung an den Klima-
wandel: Vorbeugen ist besser als Heilen.
Jeder Dollar, der in den Entwicklungslän-
dern in die Risikovorsorge zur Abwendung
von Katastrophen investiert wird, kann
einen Schaden von sieben Dollar verhin-
dern. In Bangladesch ergab eine Untersu-
chung der verarmten Bevölkerung, die auf
char genannten Schwemmlandinseln lebt,
dass die Anpassung an Überschwemmun-
gen sogar unter extremen Bedingungen zur
Existenzsicherung beiträgt. Viele Länder
verfügen aber nicht über die finanziellen
Mittel, die sie benötigen würden, um ihre
Infrastruktur anzupassen. Über eine reine
Katastrophenvorsorge hinaus kann die Ent-
wicklung einer gemeinwesenorientierten
Infrastruktur zur dezentralen Speicherung
von Wasser („Water Harvesting“) die Ge-
fährdung mindern und die Menschen zur
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den können. Auch rechtliche Ansprüche auf
Schutz vor körperlichen Schäden und Entschä-
digung stellen weitere Gründe dar, warum
gehandelt werden muss.

Diplomatisch ausgedrückt ist die inter-
nationale Resonanz bezüglich der Anpassung
bislang weit hinter dem zurückgeblieben, was
erforderlich wäre. Speziell hierfür wurden zwar
mehrere multilaterale Finanzierungsmechanis-
men geschaffen, darunter der Fonds für die am
wenigsten entwickelten Länder und der Sonder-
fonds Klimaänderungen, doch nur in sehr
begrenztem Maße werden tatsächlich Mittel
über diese Mechanismen zur Verfügung gestellt.
Der Gesamtumfang der Finanzierung betrug bis
heute etwa 26 Millionen US–Dollar und kann
daher nur als lächerlich gering bezeichnet wer-
den. Nur zum Vergleich: Dieser Betrag ent-
spricht dem, was Großbritannien in einer einzi-
gen Woche für sein Hochwasserschutzpro-
gramm ausgibt. Derzeit liegen Finanzierungszu-
sagen über 279 Millionen US–Dollar vor, die
über einen Zeitraum von mehreren Jahren hin-
weg ausgezahlt werden sollen. Dies ist zwar eine
Verbesserung gegenüber dem, was bisher gesche-
hen ist, doch nur ein Bruchteil dessen, was benö-
tigt wird. Es macht weniger als die Hälfte der
Summe aus, die das Bundesland Baden-Würt-
temberg für die Verstärkung seiner Hochwasser-
schutzanlagen aufwenden wird.

Nicht nur das Leben und die Existenz-
grundlagen der Armen bedürfen des Schutzes
durch Anpassung, auch Hilfeprogramme sind
gefährdet. Unseren Schätzungen zufolge kon-
zentriert sich derzeit rund ein Drittel der Ent-
wicklungshilfe auf Bereiche, die in unterschied-
lichem Maße durch den Klimawandel gefährdet
sind. Um die Hilfebudgets gegen dieses Risiko
abzusichern, wären zusätzliche Investitionen in
Höhe von etwa 4,5 Milliarden US–Dollar
erforderlich. Außerdem trägt der Klimawandel
dazu bei, dass Entwicklungshilfemittel ver-
mehrt umgewidmet werden und in die Kata-
strophenhilfe fließen. Die hierfür aufgewende-
ten Mittel haben mit das höchste Wachstum zu
verzeichnen – im Jahr 2005 waren es 7,5 Pro-
zent aller Zusagen.

Es liegt in der Natur der Sache, dass eine
Schätzung des Finanzierungsbedarfs für die

Anpassungsmaßnahmen nur schwer möglich
ist. Da auf einzelstaatlicher Ebene keine detail-
lierten Einschätzungen der Risiken und
Gefährdungen durch den Klimawandel vorlie-
gen, kann es nur grobe Schätzungen geben.
Grob geschätzt werden bis 2015 mindestens 44
Milliarden US–Dollar pro Jahr in Preisen von
2005 nötig sein, um die Entwicklungshilfemit-
tel „klimasicher“ zu machen. Ein weiterer
Bereich, dem Vorrang einzuräumen wäre, ist
die Förderung der menschlichen Widerstands-
kraft. Um die Fähigkeit der gefährdeten Bevöl-
kerung zur Bewältigung von Risiken zu stärken,
bedarf es Investitionen in die soziale Sicherung
und in weiterführende Strategien der mensch-
lichen Entwicklung. Unserer groben Schätzung
zufolge werden bis 2015 mindestens 40 Milli-
arden US–Dollar benötigt werden, um ange-
sichts der Risiken des Klimawandels die einzel-
staatlichen Strategien zur Armutsbekämpfung
zu stärken. Um diese Zahl zu veranschaulichen:
Das wären etwa 0,5 Prozent des für 2015 prog-
nostizierten BIPs der Länder mit niedrigem
und niedrigem mittleren Einkommen. Mit
wachsender Gefährdung durch Dürren, Über-
schwemmungen, Stürme und Erdrutsche müs-
sen auch die Katastrophenvorsorge und der
Wiederaufbau nach Katastrophen gestärkt wer-
den. Wir schätzen, dass hierfür weitere zwei
Milliarden US–Dollar pro Jahr zur Verfügung
gestellt werden müssen.

Die Anpassung des Finanzierungsbedarfs
muss als neue und zusätzliche Aufgabe auf-
gefasst werden – das heißt, die bereits zugesag-
ten Entwicklungshilfemittel sollten nicht
umgewidmet, sondern aufgestockt werden.
Die Regierungen des Nordens haben zwar
zugesagt, ihre Hilfeleistungen bis zum Jahr
2010 zu verdoppeln, doch bei der Umsetzung
ergibt sich ein uneinheitliches Bild. Klar ist,
dass Defizite bei der Erfüllung dieser Zusagen
den Fortschritt in Richtung auf die Millen-
niums-Entwicklungsziele gefährden und die
Probleme bei der Anpassung an den Klima-
wandel noch verschärfen würden.

Die Gesamtsumme für neue und zusätzliche
Mittel zur Finanzierung der Anpassung
erscheint sehr hoch, doch man muss sie im
Kontext betrachten. Bis 2015 könnten insge-
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rungsbedarf zu ermitteln und mögliche Anpas-
sungsmaßnahmen zu prüfen.

Resümee und Zusammenfassung 
der wichtigsten Empfehlungen
Durch den Klimawandel steht die Menschheit
vor weitreichenden Entscheidungen. Eine
Negativwende bei der menschlichen Entwick-
lung im 21. Jahrhundert und die Gefahr von
Katastrophen für künftige Generationen lassen
sich zwar noch abwenden, aber nur, wenn wir
uns bewusst werden, wie sehr die Zeit drängt,
und entsprechend rasch handeln. Dieses
Bewusstsein der Dringlichkeit ist derzeit noch
nicht vorhanden. Die Regierungen reden zwar
gerne vom Problem des Klimawandels als einer
„globalen Sicherheitskrise“, doch was sie ener-
giepolitisch unternehmen – beziehungsweise
nicht unternehmen – spricht eine andere
Sprache. Am Anfang jedes Handelns und der
Übernahme einer politischen Führungsrolle
steht die Einsicht der Regierungen, dass sie es
möglicherweise mit der schwersten Bedrohung
zu tun haben, der sich die Menschheit je gegen-
übergesehen hat.

Will man dieser Bedrohung begegnen, wird
man auf vielschichtige Herausforderungen tref-
fen. Vielleicht die fundamentalste davon ist,
dass unsere Sichtweise des Fortschritts in Frage
gestellt wird. Nichts zeigt deutlicher auf als der
Klimawandel, dass die Anhäufung wirtschaft-
lichen Reichtums nicht mit einem Voranschrei-
ten der Menschheit gleichzusetzen ist. Wenn
die gegenwärtige Energiepolitik so weiterbetrie-
ben wird, ist nicht zu vermeiden, dass der wach-
sende materielle Wohlstand zunehmende
Bedrohungen für die menschliche Entwicklung
heute und das Wohlergehen zukünftiger Gene-
rationen mit sich zieht. Doch ein kohlenstoff-
intensives Wirtschaftswachstum ist nur Symp-
tom eines tiefergreifenden Problems. Eine der
bittersten Lektionen, die uns der Klimawandel
erteilt, ist, dass das hinter dem Wachstum ste-
hende Wirtschaftsmodell und der damit ver-
bundene ungezügelte Konsum in den reichen
Ländern ökologisch nicht tragbar sind. Für
unsere Einstellung gegenüber dem Fortschritt
könnte es keine größere Herausforderung
geben, als unsere Wirtschaftsaktivitäten und

samt rund 86 Milliarden US–Dollar benötigt
werden, um die Zweckentfremdung von Ent-
wicklungshilfemitteln zu verhindern. Diese
Summe entspricht etwa 0,2 Prozent des BIPs
der Entwicklungsländer, oder ungefähr einem
Zehntel dessen, was sie derzeit für militärische
Zwecke ausgeben. Gemessen am Nutzen für die
Sicherheit der Menschen ist die Finanzierung
von Anpassungsmaßnahmen eine äußerst kos-
teneffektive Investition. Es existieren eine 
Reihe innovativer Finanzierungsmechanismen,
die man für die Mobilisierung von Mitteln in
Betracht ziehen könnte. Dazu zählen die
Besteuerung des CO2-Ausstoßes, Abgaben, die
im Rahmen von Emissionshandelsprogrammen
erhoben werden, sowie zweckgebundene Abga-
ben für den Luftverkehr und Kraftfahrzeuge.

Die internationale Hilfe für Anpassungs-
maßnahmen darf sich jedoch nicht auf die
Finanzierung beschränken. Die Bemühungen
der Staatengemeinschaft leiden aktuell nicht
nur unter chronischer Unterfinanzierung, son-
dern auch unter mangelnder Koordination und
Einheitlichkeit. Es ist ein Flickwerk multilate-
raler Mechanismen entstanden, die nur geringe
Finanzierungsbeträge bereitstellen, und das mit
sehr hohen Transaktionskosten, meist über ein-
zelne Projekte. Der Hilfe auf Projektbasis
kommt zwar durchaus eine wichtige Funktion
zu, doch das Hauptaugenmerk der Anpassungs-
planung sollte auf einzelstaatliche Programme
und Budgets gelegt werden.

Eine Priorität muss es sein, die Anpassungs-
planung in weiterführende Strategien zur
Armutsbekämpfung einzubeziehen. Erfolgrei-
che Anpassungsmaßnahmen können nicht auf
Systemen aufgebaut werden, die nicht auf die
tieferen Ursachen der Armut, Gefährdung und
weiterreichender Ungleichheiten auf der
Grundlage von Besitz, Geschlecht und geogra-
phischem Standort eingehen. Der Dialog über
die Strategiedokumente zur Armutsbekämp-
fung (PRSPs) stellt einen möglichen Rahmen
dafür dar, die Anpassung in die Planung der
Armutsbekämpfung mit einzubeziehen. Der
Schwerpunkt der internationalen Zusammen-
arbeit könnte auf einer Überarbeitung der
PRSPs liegen, die durch Prozesse in einzelstaat-
licher Verantwortung erfolgt, um den Finanzie-
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unseren Konsum wieder in Einklang mit den
ökologischen Tatsachen zu bringen.

Der Kampf gegen den Klimawandel ver-
langt, dass wir Umweltschutzerfordernisse in
den Mittelpunkt der Volkswirtschaft stellen.
Dieser Prozess muss in den Industrieländern
beginnen – und zwar schon heute. Zugegebe-
nermaßen sind die Aussichten ungewiss. In die-
sem Bericht wird argumentiert, dass es, die rich-
tigen Reformen vorausgesetzt, noch nicht zu
spät ist, die Treibhausgasemissionen auf ein
tragbares Niveau zu reduzieren, ohne auf 
Wirtschaftswachstum zu verzichten. Wachsen-
der Wohlstand und Klimasicherheit sind keine
unvereinbaren Zielsetzungen.

In ihrer gegenwärtigen Ausprägung sind die
internationale Zusammenarbeit und der Mul-
tilateralismus bezüglich des Klimawandels die-
ser Aufgabe nicht gewachsen. Zuallererst
braucht die Welt eine verbindliche internatio-
nale Vereinbarung über die langfristige Sen-
kung der Treibhausgasemissionen, die jedoch
auch strikte kurz- und mittelfristige Zielvor-
gaben enthält. Auch die führenden Entwick-
lungsländer müssen an dieser Vereinbarung
beteiligt werden und Verpflichtungen zur
Emissionsreduzierung eingehen. Diese Ver-
pflichtungen müssen jedoch ihren Verhältnis-
sen und Fähigkeiten sowie der übergreifenden
Notwendigkeit, Fortschritte bei der Armutsbe-
kämpfung zu erzielen, gerecht werden. Multila-
terale Vereinbarungen, die keine quantitativen
Verpflichtungen seitens der Entwicklungslän-
der beinhalten, wären in Bezug auf den Klima-
schutz nicht glaubwürdig. Ohnehin wird eine
derartige Vereinbarung nicht zustande kom-
men, solange sie keine Regelungen zum Finanz-
und Technologietransfer aus den reichen Län-
dern, die ja die historische Verantwortung für
den Klimawandel tragen, enthält.

Die internationale Zusammenarbeit muss
sich außerdem auch mit dem drängenden Pro-
blem der Anpassung an den Klimawandel aus-

einandersetzen. Selbst wenn strikter Klima-
schutz betrieben wird, hat die Welt bereits die
globale Erwärmung verursacht, die über die
ganze erste Hälfte des 21. Jahrhunderts anhal-
ten wird. Die reichsten Länder der Erde, die
dieses Problem verursacht haben, können jetzt
nicht einfach zuschauen, wie die Hoffnungen
und Erwartungen der Armen dieser Welt
dadurch zunichte gemacht werden, dass sie in
zunehmendem Maße den Risiken und Gefähr-
dungen ausgesetzt sind, die mit dem Klimawan-
del einhergehen.

Die Bekämpfung des Klimawandels ist
eine Aufgabe, die sich quer über alle Genera-
tionen hinweg stellt. Die heutige Generation
steht vor der Herausforderung, die sich jetzt
bietende Chance zu wahren, indem sie den
Trend zunehmender Treibhausgasemissionen
umkehrt. Der Welt bietet sich die historische
Chance, diese Aufgabe in Angriff zu nehmen.
Im Jahr 2012 endet der laufende Verpflich-
tungszeitraum des Kyoto-Protokolls. Die
Nachfolgevereinbarung könnte einen neuen
Kurs einschlagen, und zwar dadurch, dass sie
strikte Grenzwerte für künftige Emissionen
einführt und einen Rahmen für das kollektive
Handeln der Staatengemeinschaft absteckt.
Die Verhandlungen könnten zeitlich vorgezo-
gen werden, damit die quantitativen Zielvor-
gaben schon bis zum Jahr 2010 feststehen und
die Regierungen sich bei ihren nationalen
Kohlenstoffbudgets danach richten können.
Die Erstellung von Kohlenstoffbudgets,
gekoppelt mit durchgreifenden energiepoliti-
schen Reformen und staatlichem Handeln zur
strukturellen Veränderung der Anreize, die
Verbrauchern und Investoren geboten wer-
den, ist Grundvoraussetzung für einen wirksa-
men Klimaschutz. In Angelegenheiten, die
den Menschen betreffen, darf man nie von
einer letzten Chance sprechen. Doch der Kyo-
to-Rahmen für die Zeit nach 2012 rückt
immer näher.
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jahr 1990 in der Gesetzgebung des jewei-
ligen Landes verankert.

• Durch Besteuerung oder Emissionshandels-
programme, die sich jeweils mit den Zielen
des nationalen Kohlenstoffbudgets decken,
sollte ein Preis für CO2-Emissionen festge-
setzt werden.

• Im Jahr 2010 sollte eine CO2-Besteuerung
in der Größenordnung von 10–20 US–Dol-
lar pro Tonne eingeführt werden, die dann
jedes Jahr stufenweise angehoben wird, bis
man bei 60–100 US–Dollar pro Tonne
CO2 angekommen ist.

• Es sollten Emissionshandelsprogramme ver-
abschiedet werden, die zum Ziel haben, die
CO2-Emissionen bis 2020 um 20–30 Pro-
zent zu senken, wobei bis zum Jahr 2015
90–100 Prozent der Zertifikate versteigert
werden sollen.

• Die Einnahmen aus der CO2-Besteuerung
und dem Handel mit Emissionszertifikaten
sollten dazu verwendet werden, progressive,
ökologisch ausgerichtete Steuerreformen zu
finanzieren, wobei Steuerermäßigungen auf
Arbeitskosten und Investitionen gewährt
werden, um Anreize für die Entwicklung
von Technologie mit geringerem CO2-Aus-
stoß zu schaffen.

• Das Emissionshandelssystem der Europä-
ischen Union sollte dahingehend reformiert
werden, dass die Quoten gesenkt, der Anteil
der versteigerten Zertifikate erhöht und
unverdiente Gewinne für den privaten Sek-
tor eingeschränkt werden.

• Durch sogenannte Einspeisevergütungen
und die Regulierung des Marktes, sollte ein
günstiges Umfeld für erneuerbare Energien
geschaffen werden, mit der Zielvorgabe, bis
zum Jahr 2020 einen Anteil erneuerbarer
Energien an der Stromerzeugung von 20 Pro-
zent zu erreichen.

• Die Energieeffizienz sollte erhöht werden,
indem gesetzliche Vorgaben für Elektro-
geräte und Gebäude eingeführt werden.

• Durch strengere Kraftstoffverbrauchsnor-
men in der Europäischen Union, mit einer

1 Einen multilateralen Rahmen 
zur Verhinderung gefährlicher 
Klimaänderungen gemäß dem
Kyoto-Protokoll für die Zeit 
nach 2012 entwickeln

• Es sollte ein Schwellenwert für gefährliche
Klimaänderungen vereinbart werden, der
um zwei Grad Celsius über dem vorindus-
triellen Niveau liegt.

• Die Zielvorgabe für die Stabilisierung der
CO2-Äq.-Konzentrationen in der Atmo-
sphäre sollte auf 450 ppm festgesetzt wer-
den (die Kosten werden auf 1,6 Prozent des
durchschnittlichen globalen BIPs bis 2030
geschätzt).

• Es sollte ein globaler nachhaltigen Emissi-
onspfad festgelegt werden, der darauf ab-
zielt, die Treibhausgasemissionen bis zum
Jahr 2050 auf die Hälfte des Niveaus von
1990 abzusenken.

• Die Zielvorgaben gemäß dem laufenden
Kyoto-Verpflichtungszeitraum sollten von
den Industrieländern umgesetzt und es soll-
te vereinbart werden, die Treibhausgasemis-
sionen bis zum Jahr 2050 weiter zu reduzie-
ren, und zwar um mindestens 80 Prozent,
wobei eine Senkung von 20-30 Prozent
schon bis 2020 erfolgt sein muss.

• Die größten Emittenten unter den 
Entwicklungsländern sollten bei den 
Emissionen einen Verlauf anstreben, dass 
diese im Jahr 2020 ihren Höchststand
erreichen und dann bis 2050 um 20 Pro-
zent sinken.

2 Politische Maßnahmen für 
die Erstellung nachhaltiger 
Kohlenstoffbudgets – den 
Handlungskatalog des 
Klimaschutzes umsetzen

• In allen Industrieländern sollte ein nationa-
les Kohlenstoffbudget festgelegt werden,
das Zielvorgaben für den Reduzierung der
Gesamtemissionen gegenüber dem Bezugs-
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Zielvorgabe von 120 Gramm CO2 pro
Kilometer bis zum Jahr 2012 und 
80 Gramm CO2 pro Kilometer bis zum
Jahr 2020, und striktere Normen für das
Verbrauchsverhalten aller Fahrzeuge eines
Herstellers (Corporate Average Fuel Eco-
nomy Standards – CAFE) in den Vereinig-
ten Staaten sowie die Einführung einer
Besteuerung des Flugverkehrs sollten die
durch den Verkehr verursachten CO2-
Emissionen gesenkt werden.

• Es sollten verstärkt Finanzierung sowie
Anreize und Fördermittel für die Entwick-
lung bahnbrechender Technologien bereit-
gestellt werden, wobei der Abtrennung und
Speicherung von CO2 (CCS) besonderes
Augenmerk zukommt. Die Vereinigten Staa-
ten sollten sich zum Ziel setzen, bis zum Jahr
2015 30 CCS-Demonstrationsanlagen in
Betrieb zu nehmen, und auch die Europäische
Union sollte sich Vergleichbares vornehmen.

3 Die Rahmenbedingungen 
der internationalen 
Zusammenarbeit stärken

• Die internationale Zusammenarbeit sollte
ausgebaut werden, um den Zugang zu mo-
derner Energieversorgung zu verbessern
und die Abhängigkeit von Biomasse, der
Hauptenergiequelle für etwa 2,5 Milliarden
Menschen, zu verringern.

• Durch verstärkte Reformen des Energie-
sektors, gekoppelt mit Finanz- und Techno-
logietransfer, sollte die Zuwachsrate der
Kohlendioxidemissionen in den Entwick-
lungsländern gesenkt werden.

• Es sollte eine Klimaschutzfazilität (CCMF)
eingerichtet werden, mit der pro Jahr zwi-
schen 25 und 50 Milliarden US–Dollar
mobilisiert werden, die zur Förderung des
Übergangs zu geringerem CO2-Ausstoß in
den Entwicklungsländern benötigt werden,
und die aus einer Mischung von Zuschüs-
sen, konzessionärer Hilfe und Risikogaran-
tien für Investitionen im Rahmen von Pro-
grammen zur Reform des Energiesektors in
einzelstaatlicher Verantwortung besteht.

• Mittels des Mechanismus für umweltver-
trägliche Entwicklung und andere Flexi-

bilitätsbestimmungen des Kyoto-Protokolls
sollte die Finanzierung der Verringerung
von CO2-Emissionen auf Projektbasis in
einzelstaatliche Strategien auf Programm-
und Sektorbasis zur Förderung des Über-
gangs zu geringerem CO2-Ausstoß einge-
bunden werden.

• Die internationale Zusammenarbeit im
Kohlebereich sollte erheblich gestärkt und
es sollten Anreize für die Entwicklung und
Einführung der IGCC- (Gasturbinenanlagen
mit vorgeschalteter Brennstoffvergasung)
und CCS-Technologie geschaffen werden.

• Es sollten weltweit Anreize für den Schutz
und die nachhaltige Bewirtschaftung der
Regenwälder entwickelt werden.

• Die Finanzierung der Verringerung von
CO2-Emissionen sollte über den Klima-
schutz im industriellen Bereich hinaus auch
auf Landnutzungsprogramme – wie Wald-
schutz und die Sanierung von Weideland –
ausgeweitet werden, die den Armen konkret
nützen.

4 Die Anpassung an den Klima-
wandel in den Mittelpunkt des
Kyoto-Rahmens für die Zeit nach
2012 und der internationalen
Partnerschaften zur 
Armutsbekämpfung stellen

• Es sollte eingestanden werden, dass die Welt
auf einen Klimawandel in beträchtlichem
Umfang zusteuert, dass selbst strenge Klima-
schutzmaßnahmen frühestens Mitte der
30er Jahre dieses Jahrhunderts einen nen-
nenswerten Effekt auf die durchschnittliche
Temperaturänderung haben werden, und
dass die Durchschnittstemperaturen welt-
weit sogar unter günstigen Bedingungen bis
zum Jahr 2050 weiter ansteigen werden.

• Die Fähigkeit der Entwicklungsländer zur
Einschätzung von Klimawandelrisiken und
zur Einbindung der Anpassung in alle
Aspekte der einzelstaatlichen Planung sollte
gestärkt werden.

• Die G8-Zusagen für die Stärkung der
meteorologischen Überwachungskompe-
tenz in Afrika südlich der Sahara sollten
durch Partnerschaften im Rahmen des Glo-
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bau die multilateralen Vorkehrungen für
das Eingreifen bei klimabedingten Not-
situationen ausgeweitet werden. Dazu
gehört auch, den Wiederaufbau nach Kata-
strophen zu fördern, um für die Zukunft die
Widerstandskraft zu stärken.

• Über die Entwicklungshilfe hinaus sollte
das Arsenal an innovativen Finanzierungs-
mechanismen – dazu zählen unter anderem
die CO2-Besteuerung, Abgaben auf die bei
Emissionshandelsprogrammen zugeteilten
Quoten, eine Besteuerung des Flugverkehrs
und weiterreichende Maßnahmen – für die
Mobilisierung von Mitteln für die Anpas-
sung erprobt werden.

• Die gegenwärtige Struktur zweckgebunde-
ner multilateraler Fonds, die bislang nur in
geringem Maße Mittel zur Verfügung
gestellt haben (bis dato 26 Millionen US–
Dollar und weitere 253 Millionen US–Dol-
lar in Vorbereitung, bei hohen Übergangs-
kosten) sollte gestrafft und der Schwer-
punkt der Finanzierung von der Projekt-
hin zur Programmbasis verschoben werden.

• Die Strategiedokumente zur Armutsbe-
kämpfung (PRSPs) sollten genutzt werden,
um auf einzelstaatlicher Ebene die Kosten
einer Ausweitung bestehender Programme
zu veranschlagen und die Bereiche zu ermit-
teln, die bei der Gefährdungsminderung
Vorrang haben müssen.

balen Klimabeobachtungssystems (GCOS)
eingelöst werden.

• Gefährdete Menschen sollten dazu befähigt
und es ihnen ermöglicht werden, sich an
den Klimawandel anzupassen, indem ihre
Widerstandskraft durch Investitionen in
soziale Sicherung, Gesundheit, Bildung und
andere Maßnahmen gestärkt wird.

• Die Anpassung sollte in Strategien zur
Armutsbekämpfung einbezogen werden,
die sich mit Gefährdungen im Zusammen-
hang mit Ungleichheiten auf der Grundlage
von Besitz, Geschlecht, geographischem
Standort und anderen Indikatoren für
Benachteiligung befassen.

• Bis zum Jahr 2016 sollten mindestens 
86 Milliarden US–Dollar an neuen und
zusätzlichen Finanzmitteln für die Anpas-
sung bereitgestellt werden, indem Mittel
von den Reichen an die Armen transferiert
werden, um den Fortschritt in Richtung 
auf die Millenniums-Entwicklungsziele zu
gewährleisten und zu verhindern, dass im
Zeitraum nach 2015 eine Negativwende bei
der menschlichen Entwicklung eintritt.

• Mit Finanzmitteln in Höhe von zwei Mil-
liarden US–Dollar sollten bis 2016 im Rah-
men von Regelungen wie dem Zentralen
Nothilfefonds der UN und der bei der
Weltbank angesiedelten Globalen Fazilität
für Katastrophenvorsorge und Wiederauf-
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1

Die Herausforderung 
des 21. Jahrhunderts



„Die eine Generation pflanzt 
den Baum, die nächste genießt 
den Schatten.“
Chinese Proverb

„Ihr wisst schon genug. Ich auch.
Nicht an Wissen mangelt es uns.
Was fehlt, ist der Mut, begreifen zu
wollen, was wir wissen, und daraus
die Konsequenzen zu ziehen.“
Sven Lindqvist



Die Geschichte der Osterinsel ist exemplarisch
für die Folgen, die eine mangelhafte Bewirt-
schaftung gemeinsamer ökologischer Ressour-
cen nach sich zieht. Der Klimawandel ent-
wickelt sich zu einer weltweiten Variante dieser
Geschichte im 21. Jahrhundert. Allerdings gibt
es einen wichtigen Unterschied. Die Menschen
auf der Osterinsel wurden von einer Krise über-
wältigt, die sie nicht voraussehen konnten und
auf die sie kaum Einfluss hatten. Heute ist
Unwissenheit jedoch keine Entschuldigung.
Wir haben Belege für die Krise und verfügen
über die Ressourcen zu ihrer Abwendung, und
wir wissen auch, welche Folgen es haben wird,
wenn wir einfach weitermachen wie bisher.  

Der amerikanische Präsident John F.
Kennedy stellte 1963 fest, dass „die höchste
Realität unserer Zeit unsere Unteilbarkeit und
unsere gemeinsame Gefährdung auf diesem Pla-
neten ist“.2 Das war nach der kubanischen
Raketenkrise und auf dem Höhepunkt des
Kalten Krieges. Die Welt lebte mit dem
Schreckgespenst eines nuklearen Holocaust.
Heute, vier Jahrzehnte später, ist das Schreck-
gespenst gefährlicher Klimaänderungen die
höchste Realität. 

Dabei werden wir von einer doppelten
Katastrophe bedroht. Die erste ist eine unmit-
telbare Gefährdung der menschlichen Entwick-
lung. Klimaänderungen haben Auswirkungen
auf alle Menschen in allen Ländern. Es sind
jedoch die ärmsten Bevölkerungsgruppen der
Welt, die zuerst und am stärksten getroffen
werden. Sie sind die unmittelbaren Leidtragen-
den – und sie haben am wenigsten die Mittel
zur Bewältigung der Folgen. Diese erste Katas-
trophe ist kein Szenario einer fernen Zukunft.
Sie entfaltet sich heute, indem sie die Fort-
schritte in Richtung auf die Millenniums-Ent-
wicklungsziele bremst und die Ungleichheiten
innerhalb der Länder und zwischen ihnen ver-
tieft. Wenn dieser Katastrophe nicht gegenge-
steuert wird, dann wird es während des gesam-
ten 21. Jahrhunderts zu Rückschritten bei der
menschlichen Entwicklung kommen. 

Die zweite Katastrophe liegt in der
Zukunft. Ebenso wie die Bedrohung durch eine
atomare Konfrontation während des Kalten
Krieges birgt der Klimawandel Risiken nicht
nur für die Ärmsten der Welt, sondern für den
ganzen Planeten – und für die künftigen Gene-
rationen. Wir befinden uns gegenwärtig auf
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Die Osterinsel im Pazifischen Ozean gehört zu den entlegensten Orten der Erde.
Die monumentalen Steinstatuen im Krater des Vulkans Rano Raraku sind die ein-
zigen Überreste einer komplexen Zivilisation, die durch die Übernutzung ihrer
Umweltressourcen zugrunde ging. Die Konkurrenz zwischen rivalisierenden Clans
führte zu rascher Entwaldung, Bodenerosion und Vernichtung der Vogelpopula-
tionen. Dadurch wurden die zur Erhaltung des menschlichen Lebens wichtigen
Ernährungs- und Landwirtschaftssysteme untergraben.1 Die Warnsignale für den
bevorstehenden Untergang wurden zu spät erkannt, um den Zusammenbruch noch
aufhalten zu können. 
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oder die Folgen des heutigen Handelns für die
Menschen der Zukunft ignorieren. 

Für die künftigen Generationen wird unse-
re Antwort auf den Klimawandel ein Maßstab
unserer ethischen Werte sein. An dieser Ant-
wort wird abzulesen sein, wie die politischen
Führer von heute ihre Zusagen verwirklichen,
die Armut zu bekämpfen und eine inklusivere
Welt aufzubauen. Es zuzulassen, dass große
Teile der Menschheit immer stärker an den
Rand gedrängt werden, käme einer Missach-
tung der Gerechtigkeit und Ausgewogenheit
innerhalb der Gesellschaft und zwischen Län-
dern gleich. Der Klimawandel konfrontiert uns
auch mit harten Fragen zu unserer Einstellung
gegenüber den in der Zukunft lebenden
Menschen. Unser Handeln wird der Maßstab
sein, nach dem die künftigen Generationen
unser Bekenntnis zu generationenübergreifen-
der sozialer Gerechtigkeit und Ausgewogenheit
beurteilen werden. 

Es gibt ermutigende Anzeichen. Noch vor
fünf Jahren hatten die Klimawandel-Skeptiker
Hochkonjunktur. Von großen Unternehmen
mit reichlichen Finanzmitteln versehen, in den
Medien häufig zitiert und von manchen Re-
gierungen aufmerksam angehört, übten die
Klimaskeptiker einen übermäßigen Einfluss auf
das Verständnis der Öffentlichkeit aus. Heute
ist jeder ernstzunehmende Klimaforscher der
Ansicht, dass der Klimawandel eine Realität ist,
dass er gravierend ist und dass er mit der Freiset-
zung von CO2 zusammenhängt. Regierungen
auf der ganzen Welt teilen diese Ansicht. Dieser
wissenschaftliche Konsens heißt nicht, dass die
Debatten über die Ursachen und Folgen der
globalen Erwärmung beendet wären: Die Wis-
senschaft des Klimawandels befasst sich mit
Wahrscheinlichkeiten und nicht mit Gewiss-
heiten. Aber zumindest stützt sich die politi-
sche Debatte jetzt auf wissenschaftliche Belege.

Das Problem ist, dass zwischen wissen-
schaftlicher Evidenz und politischem Handeln
eine große Lücke klafft. Bisher haben die meis-
ten Regierungen den Test für den Klimaschutz
nicht bestanden. Als Reaktion auf den vor
kurzem veröffentlichten vierten Sachstands-
bericht des Weltklimarats (Zwischenstaatliche
Sachverständigengruppe für Klimaänderungen

einer Einbahnstraße, die in die ökologische
Katastrophe führt. Noch ist ungewiss, in wel-
chem Tempo sich die Erwärmung vollziehen
wird und wann und in welcher Form ihre Aus-
wirkungen zu spüren sein werden. Aber die
Risiken, die mit dem beschleunigten Auseinan-
derbrechen der großen Eisschilde der Erde, der
Erwärmung der Ozeane, dem Zusammenbruch
der Regenwaldsysteme und anderen möglichen
Auswirkungen verbunden sind, sind durchaus
real. Sie könnten Prozesse in Gang setzen, die
die menschliche und physische Geografie unse-
res Planeten umformen würden. 

Unsere Generation verfügt über die Mittel –
und trägt die Verantwortung – für die Abwen-
dung eines solchen Ergebnisses. Im Augenblick
sind es die ärmsten Länder der Welt und ihre
schutzlosesten Bürger, die den Risiken übermä-
ßig stark ausgesetzt sind. Auf längere Sicht gibt
es jedoch keine gefährdungsfreien Zufluchtsor-
te. Auch reiche Länder und Menschen, die nicht
an vorderster Front von der sich anbahnenden
Katastrophe betroffen sind, werden schließlich
ihre Auswirkungen zu spüren bekommen. Des-
halb ist ein vorsorgender Klimaschutzansatz
eine lebenswichtige Absicherung gegen eine
künftige Katastrophe, die die gesamte Mensch-
heit treffen würde, auch die künftigen Genera-
tionen in der entwickelten Welt.

Das Kernproblem des Klimawandels
besteht darin, dass die Fähigkeit der Erde, Koh-
lendioxid (CO2) und andere Treibhausgase zu
absorbieren, übermäßig beansprucht wird. Im
Umweltbereich lebt die Menschheit über ihre
Verhältnisse: Sie häuft ökologische Schulden
an, zu deren Begleichung die künftigen Genera-
tionen nicht in der Lage sein werden.  

Der Klimawandel fordert uns zu einer
grundlegend neuen Denkweise über die wech-
selseitige Abhängigkeit der Menschen heraus.
Was immer uns auch sonst trennt – die
Menschheit teilt sich einen gemeinsamen Pla-
neten, so wie sich das Volk der Osterinsel eine
einzige, gemeinsame Insel teilte. Das Band, das
die menschliche Gemeinschaft auf unserem
Planeten verbindet, erstreckt sich über Länder
und Generationen hinweg. Keine Nation, ob
groß oder klein, kann sich dem Schicksal ande-
rer Nationen gegenüber gleichgültig zeigen
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– IPCC) haben die meisten von ihnen einge-
räumt, die Belege für Klimaänderungen seien
„eindeutig“ und es müsse daher dringend
gehandelt werden. Die in der G-8-Gruppe
zusammengeschlossenen Industrieländer
bekräftigten auf ihren verschiedenen Tagungen
die Notwendigkeit, konkrete Maßnahmen ein-
zuleiten. Sie erkannten an, dass das Schiff sich
auf ein Objekt zubewegt, das in unheilvoller
Weise einem Eisberg ähnelt. Leider ist es ihnen
bisher nicht gelungen, durch die Festlegung
eines neuen Zielpfades für den Ausstoß von
Treibhausgasen einen entschlossenen Aus-
weichkurs einzuschlagen.

Das Gefühl, dass die Zeit abläuft, ist höchst
real. Der Klimawandel ist eine Herausforde-
rung, mit der wir während des ganzen 21. Jahr-
hunderts konfrontiert sein werden. Es gibt kei-

ne schnellen technologischen Patentlösungen.
Aber der langfristige Zeithorizont ist kein
Grund für Ausflüchte und Unentschlossenheit.
Bei ihrer Suche nach Lösungen müssen sich die
Regierungen mit den Problemen der Bestände
und Flüsse des globalen Kohlenstoffbudgets
auseinandersetzen. Die Treibhausgaskonzen-
tration in der Atmosphäre nimmt zu, angetrie-
ben durch steigende Emissionen. Aber selbst
wenn wir morgen alle Emissionen anhalten
könnten, würde die jetzige Konzentration nur
sehr langsam zurückgehen. Der Grund dafür
ist, dass freigesetztes CO2 über einen langen
Zeitraum in der Atmosphäre verbleibt und dass
Klimasysteme sehr langsam reagieren. Diese
systemimmanente Trägheit bedeutet, dass
zwischen der heute vorgenommenen Minde-
rung der CO2-Emissionen und den Klima-
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Sonderbeitrag Klimawandel – gemeinsam können wir den Kampf gewinnen

Der Bericht über die menschliche Entwicklung 2007/2008 erscheint

zu einem Zeitpunkt, an dem der Klimawandel – der schon lange auf

der internationalen Tagesordnung steht – endlich die hohe Aufmerk-

samkeit erhält, die ihm zukommt. Die neuesten Erkenntnisse des

IPCC haben uns wachgerüttelt: Sie bestätigen eindeutig die Erwär-

mung unseres Klimasystems und den direkten Zusammenhang mit

menschlichen Aktivitäten. 

Jetzt schon haben diese Veränderungen gravierende Folgen, die

weiter zunehmen. Der diesjährige Bericht führt uns eindringlich vor

Augen, was alles auf dem Spiel steht. Der Klimawandel droht zu einer

„doppelten Katastrophe“ zu werden, mit Rückschlägen bei der

menschlichen Entwicklung, die die Armen der Welt schon in naher

Zukunft treffen werden, gefolgt von längerfristigen Gefahren für die

ganze Menschheit.

Die Vorboten dieser Katastrophen erleben wir heute schon. Durch

steigende Meeresspiegel und heftigere tropische Stürme sind Millio-

nen Menschen von Vertreibung bedroht. Die Bewohner von Trocken-

gebieten, die zu den besonders anfälligen Bevölkerungsgruppen

unseres Planeten gehören, müssen mit häufigeren und längeren

Dürren fertig werden. Durch schrumpfende Gletscher gerät die Was-

serversorgung in Gefahr. 

Diese frühen Folgen der globalen Erwärmung wirken sich unver-

hältnismäßig stark auf die Armen der Welt aus und behindern auch

die Anstrengungen zur Erreichung der Millenniums-Entwicklungs-

ziele. Auf längere Sicht wird jedoch niemand – ob reich oder arm –

von den Gefahren verschont bleiben, die der Klimawandel mit sich

bringt. 

Ich bin überzeugt davon, dass unser Umgang mit dieser Heraus-

forderung die Ära, in der wir leben, ebenso prägen wird wie er uns

prägt. Ich glaube ferner, dass der Klimawandel genau die Art von

globaler Herausforderung ist, zu deren Bewältigung die Vereinten

Nationen am besten geeignet sind. Deshalb habe ich es zu meiner

persönlichen Priorität erklärt, in Zusammenarbeit mit den Mitglied-

staaten sicherzustellen, dass die Vereinten Nationen ihre Rolle in

vollem Umfang wahrnehmen. 

Gegen den Klimawandel vorzugehen, erfordert einen Angriff auf

zwei Fronten. Erstens muss die Welt dringend die Maßnahmen zur

Verringerung der Treibhausgasemissionen verstärken. Die Industrie-

länder müssen einschneidendere Emissionsreduktionen vornehmen.

Ebenso erforderlich sind eine aktivere Mitwirkung der Entwicklungs-

länder sowie Anreize für sie, ihre Emissionen zu begrenzen, ohne das

Wirtschaftwachstum und die Anstrengungen zur Beseitigung der

Armut zu gefährden. 

Die zweite globale Notwendigkeit ist die Anpassung. Viele Län-

der, insbesondere die anfälligsten Entwicklungsländer, brauchen

Hilfe, um ihre Anpassungsfähigkeit zu verbessern. Außerdem bedarf

es starker Impulse, damit neue Klimaschutztechnologien entwickelt,

die Wirtschaftlichkeit vorhandener Technologien für erneuerbare

Energien verbessert und diese Technologien rasch verbreitet werden.

Der Klimawandel bedroht die gesamte menschliche Familie. Er

bietet ihr jedoch auch die Chance, sich zusammenzufinden und eine

kollektive Antwort auf ein weltweites Problem zu erarbeiten. Ich habe

die Hoffnung, dass es uns gelingen wird, uns dieser Herausforderung

gemeinsam zu stellen und den künftigen Generationen eine bessere

Welt zu hinterlassen. 

Ban Ki-moon

Generalsekretär der Vereinten Nationen



samen, aber unterschiedlichen“ Verantwort-
lichkeiten der Länder anerkennt.

Ein Erfolg wird nur möglich sein, wenn die
reichsten Länder der Welt sich an die Spitze
stellen: Sie verursachen die höchste CO2-Belas-
tung, aber sie verfügen auch über die techno-
logischen und finanziellen Fähigkeiten für ein-
schneidende und schnelle Emissionsminderun-
gen. Allerdings setzt ein erfolgreiches multilate-
rales Rahmenwerk die aktive Mitwirkung aller
großen Verursacher voraus, einschließlich der-
jenigen in der Entwicklungswelt. 

Die Festlegung eines Rahmens für gemein-
schaftliches Handeln, der Dringlichkeit und
Gerechtigkeit ausbalanciert, ist der Ausgangs-
punkt für die Vermeidung gefährlicher Klima-
änderungen. 

Dieses Kapitel macht das Ausmaß der vor
uns liegenden Herausforderung deutlich.
Abschnitt 1 untersucht den Zusammenhang
zwischen Klimawandel und menschlicher Ent-
wicklung. In Abschnitt 2 stellen wir klima-
wissenschaftliche Belege sowie Szenarien für
Temperaturänderungen vor. Abschnitt 3 ent-
hält eine Aufschlüsselung der globalen CO2-
Emissionen. Dann stellen wir in Abschnitt 4
anhand von Klimamodellentwürfen die gegen-
wärtigen Emissionstrends einem nachhaltigen
Emissionspfad für das 21. Jahrhundert gegen-
über und untersuchen die Kosten, die der Über-
gang zu einer nachhaltigeren Zukunftsgestal-
tung verursacht. Abschnitt 5 stellt unseren
nachhaltigen Emissionspfad der Alternative des
„Business as usual“, also des Weitermachens wie
bisher, gegenüber. Zum Schluss legt das Kapitel
die ethischen und ökonomischen Gründe dar,
die dafür sprechen, dass unverzüglich Maßnah-
men zum Klimaschutz und zur Anpassung an
den Klimawandel ergriffen werden. 

ergebnissen von morgen ein langer Zeitraum
liegt. 

Das Zeitfenster für erfolgreiche Klima-
schutzmaßnahmen beginnt sich zu schließen.
Die Kohlendioxidmenge, die von den Senken
der Erde absorbiert werden kann, ohne dass
gefährliche Klimaänderungen entstehen, ist
begrenzt – und wir sind nahe an diese Grenze
herangerückt. Es stehen uns weniger als zehn
Jahre zur Verfügung, um sicherzustellen, dass
das Zeitfenster offen bleibt. Das bedeutet aber
nicht, dass wir zehn Jahre Zeit hätten, um zu
entscheiden, ob und nach welchem Plan gehan-
delt werden soll, sondern wir müssen in diesen
zehn Jahren den Übergang zu Energiesystemen
mit geringem CO2-Ausstoß einleiten. In einem
Bereich, der durch ein hohes Maß an Un-
gewissheit gekennzeichnet ist, gibt es eine
Gewissheit: Wenn das nächste Jahrzehnt
genauso aussieht wie dieses, dann wird die
Welt auf einem Kurs festgefahren sein, der in
die eigentlich vermeidbare „doppelte Katastro-
phe“ führt: Rückschritte bei der menschlichen
Entwicklung in naher Zukunft und die Gefahr
einer ökologischen Katastrophe für die künfti-
gen Generationen. 

Wie die Katastrophe, die die Osterinsel
getroffen hat, ist auch dieses Ergebnis zu ver-
hindern. Der Ablauf des ersten Verpflichtungs-
zeitraums des Kyoto-Protokolls im Jahr 2012
bietet die Gelegenheit zur Ausarbeitung einer
multilateralen Strategie, die unseren Umgang
mit der weltweiten ökologischen Interdepen-
denz neu ausrichten könnte. Wenn die 
Regierungen der Welt ein solches Abkom-
men aushandeln, kommt es vorrangig darauf
an, ein nachhaltiges Kohlenstoffbudget für das 
21. Jahrhundert zu definieren und eine Umset-
zungsstrategie zu entwickeln, die die „gemein-
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Das Zeitfenster 

für erfolgreiche 

Klimaschutzmaßnahmen

beginnt sich zu schließen

Menschliche Entwicklung ist ein Konzept, das
den Menschen in den Mittelpunkt stellt. Ihr
Ziel ist es, die tatsächlichen Entscheidungsmög-
lichkeiten und wesentlichen Freiheiten der

Menschen – ihre Befähigungen – zu erweitern,
damit sie ein Leben führen können, das ihnen
wertvoll erscheint. Für die menschliche Ent-
wicklung bedeuten diese Wahlmöglichkeiten

1.1 Klimawandel und menschliche Entwicklung



und Freiheiten mehr als nur die Abwesenheit
von Zwängen.3 Menschen, deren Leben von
Armut, Krankheit und Analphabetentum
überschattet ist, verfügen nicht wirklich über
die Freiheit, ein wertgeschätztes Leben zu füh-
ren, genauso wenig wie Menschen, denen die
notwendigen bürgerlichen und politischen
Rechte verweigert werden, um die auf ihr Leben
einwirkenden Entscheidungen beeinflussen zu
können. 

Der Klimawandel wird zu den Kräften
gehören, die die Perspektiven für die mensch-
liche Entwicklung im 21. Jahrhundert entschei-
dend prägen. Von der Erwärmung der Erde mit
Auswirkungen auf die Umwelt, die Nieder-
schläge, die Temperatur und die Wettersysteme
werden alle Länder unmittelbar getroffen. Nie-
mand wird gegen ihre Folgen immun sein.
Jedoch sind manche Länder und Bevölkerungs-
gruppen stärker gefährdet als andere. Auf lange
Sicht entstehen Risiken für die gesamte
Menschheit, aber im Augenblick sind es die
ärmsten Menschen der Welt, die den höchsten
Risiken ausgesetzt und am anfälligsten sind. 

Der Klimawandel wird auf eine Welt tref-
fen, die bereits große Defizite bei der mensch-
lichen Entwicklung aufweist. Zwar bestehen
noch viele Unsicherheiten über Zeitpunkt, Art
und Ausmaß künftiger Auswirkungen, aber es
kann damit gerechnet werden, dass die durch
die globale Erwärmung freigesetzten Kräfte die
bestehenden Benachteiligungen verstärken
werden. Der Wohnort und die zur Sicherung
des Lebensunterhalts erforderlichen Struktu-
ren werden zu aussagekräftigen Kriterien für
Benachteiligung werden. Die in ökologisch
gefährdeten Zonen, dürreanfälligen Trocken-
gebieten, überschwemmungsgefährdeten Küs-
tenregionen und prekären städtischen Slums
konzentrierten Armen sind den Risiken der
Klimaänderungen in besonders hohem Maße
ausgesetzt – und es fehlen ihnen die Mittel, um
diese Risiken zu bewältigen. 

Hintergrund

Wie sich der Klimawandel auf die menschliche
Entwicklung auswirkt, wird neben anderen
Faktoren durch Unterschiede bei den lokalen

Klimaeffekten, bei den gesellschaftlichen und
wirtschaftlichen Kapazitäten zur Folgenbe-
grenzung sowie durch politische Entscheidun-
gen des Staates bestimmt werden. Überlegun-
gen zu den möglichen Abläufen verschiedener
Szenarien des Klimawandels müssen vor dem
Hintergrund der menschlichen Entwicklung
angestellt werden. 

Zu diesem Hintergrund gehören einige gute
Nachrichten, die häufig übersehen werden. Seit
der Veröffentlichung des ersten Berichts über
die menschliche Entwicklung im Jahr 1990 wur-
den auf diesem Gebiet spektakuläre – wenn
auch höchst ungleiche – Fortschritte erzielt.
Der Anteil der Menschen in Entwicklungslän-
dern, die mit weniger als einem US-Dollar pro
Tag auskommen müssen, fiel zwischen 1990
und 2004 von 29 auf 18 Prozent. Im gleichen
Zeitraum gingen die Kindersterblichkeitsraten
von 106 auf 83 Todesfälle pro Tausend
Lebendgeburten zurück, während die Lebens-
erwartung um drei Jahre stieg. Die Fortschritte
im Bildungsbereich kamen schneller voran.
Weltweit stieg die Grundschulabschlussrate
zwischen 1999 und 2005 von 83 auf 88 Pro-
zent.4

Das Wirtschaftswachstum, eine Vorausset-
zung für nachhaltige Fortschritte bei der
Armutsbekämpfung, beschleunigte sich in einer
großen Gruppe von Ländern. Dank dieses kräf-
tigen Wachstums ging die Anzahl der in extre-
mer Armut lebenden Menschen zwischen 1999
und 2004 um 135 Millionen zurück. Aus-
schlaggebend für diese Fortschritte war im
Wesentlichen Ostasien, insbesondere China. In
jüngerer Zeit hat sich auch Indien zu einer
wachstumsstarken Volkswirtschaft entwickelt,
deren Pro-Kopf-Einkommen seit Mitte der
1990er Jahre im Durchschnitt um vier bis fünf
Prozent jährlich gewachsen ist. Dies hat die
Chancen für eine beschleunigte menschliche
Entwicklung enorm erhöht. Während Afrika
südlich der Sahara bei vielen Dimensionen der
menschlichen Entwicklung zurückliegt, gibt 
es beim Wirtschaftswachstum auch hier An-
zeichen für Fortschritte. Seit 2000 hat das
Wirtschaftswachstum angezogen und der
Anteil der Menschen in der Region, die in
extremer Armut leben, ist endlich rückläufig,
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schen die Zielvorgabe wahrscheinlich ver-
fehlt werden.6

• Ernährung. Schätzungen zufolge weisen
rund 28 Prozent aller Kinder in den Ent-
wicklungsländern Untergewicht oder Wachs-
tumsdefizite auf. Die beiden am stärksten
betroffenen Regionen sind Südasien und
Afrika südlich der Sahara. Beide sind hin-
sichtlich der Erreichung der MDG-Zielvor-
gabe, die Unterernährung bis 2015 zu hal-
bieren, nicht auf Kurs. Zwar ist das hohe
Wirtschaftswachstum Indiens eindeutig
eine gute Nachricht, aber die schlechte
Nachricht ist, dass dieses Wachstum nicht
zu schnelleren Fortschritten bei der Redu-
zierung der Unterernährung geführt hat. Im
ländlichen Raum sind die Hälfte aller Kin-
der für ihr Alter untergewichtig – praktisch
derselbe Anteil wie 1992.7  

• Kindersterblichkeit. Die Fortschritte bei der
Bekämpfung der Kindersterblichkeit sind
geringer als in anderen Bereichen. Jedes Jahr
sterben rund zehn Millionen Kinder vor
dem fünften Lebensjahr, die meisten auf
Grund von Armut und Mangelernährung.
Nur 32 von 147 durch die Weltbank beob-
achtete Länder sind auf Kurs, um das Mil-
lenniums-Entwicklungsziel einer Reduzie-
rung der Kindersterblichkeit bis 2015 um
zwei Drittel zu erreichen.8 Südasien und
Afrika südlich der Sahara sind generell weit-
ab von diesem Kurs. Wenn der gegenwär-
tige Trend anhält, wird die MDG-Zielvor-
gabe um eine Marge verfehlt werden, die
vier Millionen zusätzlicher Todesfälle im
Jahr 2015 entspricht.9

• Gesundheit. Infektionskrankheiten gefähr-
den nach wie vor das Leben der Armen
überall auf der Welt. Schätzungsweise 
40 Millionen Menschen leben mit HIV/
AIDS, drei Millionen Menschen sind 2004
daran gestorben. Jedes Jahr erkranken 350
bis 500 Millionen Menschen an Malaria
und eine Million sterben daran. 90 Prozent
aller Malariatodesfälle entfallen auf Afrika;
über 80 Prozent der Malariaopfer auf der
Welt sind afrikanische Kinder.10

Diese Defizite bei der menschlichen Ent-
wicklung lenken den Blick auf die tiefen

wenn auch die absolute Zahl der Armen nicht
gesunken ist.5 

Die schlechte Nachricht ist, dass die durch
den Klimawandel hervorgerufenen Kräfte auf
eine Welt treffen werden, die bereits durch tief-
gehende und weitreichende Defizite bei der
menschlichen Entwicklung gekennzeichnet ist
und in der zwischen Reichen und Armen eine
tiefe Kluft besteht. Während die Globalisie-
rung für manche beispiellose Chancen mit sich
brachte, wurden andere zurückgelassen. In
manchen Ländern, wie etwa in Indien, bewirk-
te ein rasches Wirtschaftswachstum bescheide-
ne Fortschritte bei der Verringerung der Armut
und der Verbesserung der Ernährung. In ande-
ren, einschließlich der meisten afrikanischen
Länder südlich der Sahara, ist das Wirtschafts-
wachstum zu langsam und zu ungleich, um
rasche Fortschritte bei der Armutsbekämpfung
über einen längeren Zeitraum zu ermöglichen.
Trotz eines hohen Wachstums in weiten Tei-
len Asiens werden die meisten Länder nach
gegenwärtigen Trends nicht in der Lage sein,
bis 2015 die Vorgaben der Millenniums-Ent-
wicklungsziele (MDG) zur Verringerung der
extremen Armut und der Benachteiligung in
anderen Bereichen zu erreichen. 

Der Stand der menschlichen Entwicklung
wird an anderer Stelle des Berichts ausführlich
erörtert. Im Zusammenhang mit dem Klima-
wandel ist vor allem wichtig, dass die neu ent-
stehenden Risiken Länder, die bereits durch
hohe Armut und Anfälligkeit gekennzeichnet
sind, übermäßig stark treffen werden:
• Einkommensarmut. Immer noch gibt es

rund eine Milliarde Menschen, die mit
weniger als einem Dollar pro Tag auskom-
men müssen und damit am Rande des Exis-
tenzminimums leben. 2,6 Milliarden Men-
schen – 40 Prozent der Weltbevölkerung –
verfügen über weniger als zwei Dollar pro
Tag. Außerhalb Asiens geht in den meisten
Entwicklungsregionen die Verringerung
der Armut nur langsam voran – zu lang-
sam, um die MDG-Zielvorgabe der Hal-
bierung der extremen Armut bis 2015 
zu erreichen. Wenn nicht ab 2008 eine
Beschleunigung der Armutsbekämpfung
erfolgt, wird für rund 380 Millionen Men-
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Ungleichheiten rund um die Welt. Auf die 
40 Prozent der Weltbevölkerung, die mit weni-
ger als zwei Dollar pro Tag auskommen müs-
sen, entfallen fünf Prozent des Welteinkom-
mens, während die reichsten 20 Prozent über
drei Viertel dieses Einkommens verfügen. Mit
Afrika südlich der Sahara ist eine ganze Region
weit zurückgefallen: Während ihr Anteil an 
der weltweiten Armut 1990 noch ein Fünftel
betrug, wird er 2015 fast ein Drittel erreichen. 

Die Einkommensungleichheit nimmt auch
innerhalb von Ländern zu. Die Einkommens-
verteilung hat Einfluss darauf, wie schnell wirt-
schaftliches Wachstum in eine Verringerung
der Armut umgesetzt wird. Über 80 Prozent
der Weltbevölkerung leben in Ländern, in
denen die Einkommensunterschiede zuneh-
men. Das hat unter anderem zur Folge, dass
mehr Wachstum nötig ist, um ein gleich hohes
Ergebnis bei der Verringerung der Armut zu
erzielen. Einer Analyse zufolge müssten die
Entwicklungsländer dreimal so schnell wachsen
wie vor 1990, um dieselbe Reduzierung der
Armut zu erreichen.11

Die ungleiche Einkommensverteilung über-
schneidet sich mit umfassenderen Ungleichhei-
ten. Die Kindersterblichkeitsraten gehen im
ärmsten Fünftel der Bevölkerung der Entwick-
lungsländer nur halb so schnell zurück wie die
Durchschnittsrate des reichsten Fünftels. Darin
spiegeln sich die tiefen Ungleichheiten bei der
Ernährung und beim Zugang zur Gesundheits-
versorgung.12 In einer zunehmend urbanisierten
Welt besteht nach wie vor ein starkes Gefälle
zwischen städtischer und ländlicher Bevölke-
rung. Im ländlichen Raum leben drei Viertel
der Menschen, die mit weniger als einem Dollar
pro Tag auskommen müssen, sowie ein ähnli-
cher Anteil der unter Mangelernährung leiden-
den Weltbevölkerung.13 Jedoch ist Verstädte-
rung nicht gleichbedeutend mit menschlichem
Fortschritt. Die städtischen Slums wachsen
erheblich schneller als die Städte selbst. 

Der Zustand unserer Umwelt ist für die
Beziehung zwischen Klimawandel und mensch-
licher Entwicklung von entscheidender Bedeu-
tung. 2005 wurde in der Millenniums-Ökosys-
tem-Studie (Millennium Ecosystem Assessment)
der Vereinten Nationen auf die weltweite Schä-

digung lebenswichtiger Ökosysteme wie etwa
Mangrovensümpfe, Feuchtgebiete und Wälder
hingewiesen. Diese Ökosysteme sind höchst
anfällig für Klimaänderungen – ebenso wie die
von ihren Diensten abhängigen Menschen. 

Angesichts der weltweit zunehmenden
Besorgnisse über den Klimawandel ist es wich-
tig, dass komplexe Zukunftsszenarien unter
Berücksichtigung der Ausgangsbedingungen
bei der menschlichen Entwicklung betrachtet
werden. Der Klimawandel ist ein globales Phä-
nomen. Seine Auswirkungen auf die mensch-
liche Entwicklung lassen sich jedoch nicht auto-
matisch aus den globalen Szenarien ableiten,
auch nicht aus den prognostizierten Bewegun-
gen der globalen Durchschnittstemperaturen.
Menschen (und Länder) unterscheiden sich in
ihrer Widerstandskraft und ihrer Fähigkeit, die
mit dem Klimawandel zusammenhängenden
erhöhten Risiken zu bewältigen. Sie unterschei-
den sich auch in ihrer Anpassungsfähigkeit.

Die ungleichen Fähigkeiten zur Bewäl-
tigung dieser Risiken werden die Ungleichheit
der Chancen verstärken. Wenn sich die durch
den Klimawandel verursachten erhöhten Risi-
ken langfristig intensivieren, wird es zu einer
Wechselwirkung mit bereits bestehenden
Benachteiligungsstrukturen kommen. Dadurch
werden die Aussichten für eine nachhaltige
menschliche Entwicklung in den Jahren und
Jahrzehnten nach 2015, dem Zieldatum für die
Millenniums-Entwicklungsziele, unmittelbar
bedroht. 

Gefährliche Klimaänderungen – 
fünf kritische Punkte für die
menschliche Entwicklung

Die globale Durchschnittstemperatur hat sich
zu einer populären Messzahl für den Zustand
des Weltklimas entwickelt.14 Diese Messzahl
enthält eine wichtige Botschaft. Wir wissen,
dass die Welt wärmer wird und dass die globale
Durchschnittstemperatur seit Beginn des
Industriezeitalters um rund 0,7 °C gestiegen ist.
Wir wissen ferner, dass sich dieser Trend
beschleunigt: Die mittlere globale Temperatur
nimmt alle zehn Jahre um 0,2 °C zu. Dieser glo-
bale Temperaturanstieg geht einher mit einer
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lässt sich nicht allein aus einem Katalog wissen-
schaftlicher Beobachtungen ableiten. Wann die
Schwelle zu gefährlichen Klimaänderungen
überschritten ist, hängt von Werturteilen über
nicht mehr hinnehmbare soziale, wirtschaft-
liche und ökologische Kosten eines bestimmten
Erwärmungsgrads ab. Für Millionen von Men-
schen und für zahlreiche Ökosysteme hat die
Welt diese Gefahrenschwelle bereits über-
schritten. Die Entscheidung darüber, welche
Obergrenze eines künftigen weltweiten Tempe-
raturanstiegs noch akzeptabel ist, wirft grund-
legende Fragen nach Macht und Verantwor-
tung auf. Dabei spielt es eine große Rolle, in
welchem Ausmaß diejenigen, die den größten
Risiken ausgesetzt sind, ihre Anliegen zum Aus-
druck bringen können, und welches Gewicht
ihrer Stimme beigemessen wird. 

Aber ungeachtet dieser warnenden Hinwei-
se steht am Anfang jeder erfolgreichen Klima-
schutzmaßnahme die Festlegung eines Ziel-
werts. Unsere Ausgangsbasis ist der wachsende
Konsens unter den Klimaforschern über die
kritische Schwelle, ab der es zu gefährlichen
Klimaänderungen kommen könnte. Diesem
Konsens zufolge stellt ein Temperaturanstieg
um zwei Grad Celsius eine plausible Obergren-
ze dar.16

Wird diese Schwelle überschritten, ver-
schärfen sich die künftigen Risiken katastro-
phaler Klimaänderungen enorm. Ein schnelle-
res Abschmelzen der Eisschilde Grönlands und
der Westantarktis könnte irreversible Prozesse
in Gang setzen, die schließlich zu einem Anstieg
des Meeresspiegels um mehrere Meter führen
würden. Dies würde eine Verlegung mensch-
licher Siedlungen in großem Ausmaß erzwin-
gen. Große Regenwaldflächen würden sich 
in Savannen verwandeln. Der Rückzug der 
heute schon schwindenden Gletscher könnte
sich erheblich beschleunigen. Jenseits der 
2°C-Schwelle würde sich der Druck auf Öko-
systeme wie etwa Korallenriffe und auf die
Artenvielfalt verstärken. Komplexe Rückkopp-
lungseffekte zwischen dem Kohlenstoffkreis-
lauf und der Erwärmung der Meere, dem Ver-
lust von Regenwäldern und dem Schmelzen der
Eisschilde würden das Tempo des Klimawan-
dels beschleunigen. 

Veränderung lokaler Niederschlagsmuster,
einer Verlagerung ökologischer Zonen, einer
Erwärmung der Meere und einem Abschmel-
zen der Eiskappen. Überall auf der Welt erfolgt
jetzt schon eine zwangsläufige Anpassung an
Klimaänderungen. Am Horn von Afrika
bedeutet dies, dass die Frauen in der Trocken-
zeit weitere Strecken zurücklegen müssen, um
Wasser zu finden. In Bangladesch und Vietnam
bedeutet es, dass Kleinbauern Verluste bewäl-
tigen müssen, die durch heftigere Stürme,
Überschwemmungen und Flutwellen verur-
sacht werden. 

Fünfzehn Jahre ist es jetzt her, seit im Rah-
menübereinkommen der Vereinten Nationen
über Klimaänderungen (UNFCCC) die über-
greifenden Ziele für multilaterale Maßnahmen
festgelegt wurden. Dazu gehört die Stabilisie-
rung der Treibhausgaskonzentrationen in der
Atmosphäre „auf einem Niveau, auf dem eine
gefährliche anthropogene Störung des Klima-
systems verhindert wird“. Zu den Indikatoren
für die Verhinderung solcher Gefahren gehören
die Stabilisierung innerhalb eines Zeitraums,
der eine natürliche Anpassung der Ökosysteme
erlaubt, die Vermeidung von Störungen der
Ernährungssysteme und die Aufrechterhaltung
von Bedingungen für eine nachhaltige wirt-
schaftliche Entwicklung.

Was heißt gefährlich?
Von welchem Punkt an werden Klimaänderun-
gen gefährlich? Diese Frage führt zu einer 
weiteren: gefährlich für wen?15 Was für einen
Kleinbauern in Malawi gefährlich ist, muss es
für eine große, mechanisierte Farm im Mittle-
ren Westen der Vereinigten Staaten nicht
unbedingt sein. Szenarien für einen durch
Klimaänderungen verursachten Anstieg des
Meeresspiegels, auf die ein Betrachter in Lon-
don oder im unteren Teil Manhattans ange-
sichts der dortigen Hochwasserschutzsysteme
mit Gelassenheit reagieren kann, werden in
Bangladesch oder im Mekong-Delta Vietnams
zu Recht Bestürzung auslösen. 

Solche Überlegungen warnen uns davor, zu
schnell scharfe Trennlinien zwischen „siche-
ren“ und „gefährlichen“ Klimaänderungen zu
ziehen. Was gefährliche Klimaänderungen sind,
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Mit der Überschreitung der 2°C-Schwelle
würde auch das Risiko katastrophaler Folgen
für die künftigen Generationen stark ansteigen.
Doch zunächst würde es zu Rückschritten bei
der menschlichen Entwicklung kommen. Die
Entwicklungsländer sind diesbezüglich doppelt
benachteiligt. Zum einen befinden sie sich in
den tropischen Regionen, die die ersten Aus-
wirkungen des Klimawandels wahrscheinlich
am heftigsten zu spüren bekommen werden.
Zum anderen spielt für sie die Landwirtschaft
– der am unmittelbarsten betroffene Sektor –
eine wesentlich größere soziale und wirtschaft-
liche Rolle. Vor allem aber sind sie durch ein
hohes Maß an Armut, Mangelernährung und
gesundheitlicher Benachteiligung gekennzeich-
net. Hier treffen akute Entbehrungen, eine
geringe soziale Absicherung und eine begrenzte
Infrastruktur zur Bewältigung von Klima-
risiken zusammen – ein deutliches Anzeichen
eines hohen Potenzials für Rückschritte bei der
menschlichen Entwicklung. 

Vom Klimawandel zur 
Beeinträchtigung des 
menschlichen Fortschritts – 
die Transmissionsmechanismen 
Der Klimawandel ist ein globales Phänomen
mit lokalen Effekten. Die physischen Auswir-
kungen werden durch die Geografie und durch
die Interaktion auf Mikroebene zwischen der
globalen Erwärmung und den bestehenden
Wettermustern bestimmt. Das immense Aus-
maß dieser Auswirkungen erschwert Verall-
gemeinerungen: Dürregefährdete Gebiete in
Afrika südlich der Sahara werden vor anderen
Problemen stehen als hochwassergefährdete
Gebiete in Südasien. Auch die Auswirkungen
auf die menschliche Entwicklung werden
unterschiedlich sein, je nach dem, wie sich die
Klimamuster und die bereits vorhandenen
sozialen und wirtschaftlichen Anfälligkeiten
gegenseitig beeinflussen. Dennoch lassen sich
fünf konkrete Faktoren aufzeigen, die das
Risiko von Rückschritten bei der menschlichen
Entwicklung verschärfen:
• Geringere landwirtschaftliche Produktivität.

Rund drei Viertel der Weltbevölkerung, die
mit weniger als einem Dollar pro Tag aus-

kommen müssen, sind unmittelbar von der
Landwirtschaft abhängig. Die Klimawan-
del-Szenarien prognostizieren hohe Pro-
duktivitätsverluste bei der Nahrungsmittel-
erzeugung, die durch Dürren und Nieder-
schlagsveränderungen in Teilen des subsa-
harischen Afrikas und in Süd- und Ostasien
verursacht werden. Für die Trockengebiete
im subsaharischen Afrika werden Einkom-
mensverluste von bis zu 25 Prozent bis zum
Jahr 2060 angenommen. Das wäre ein Ein-
kommensverlust von insgesamt 26 Milliar-
den Dollar (zu konstanten Preisen von
2003) – mehr als der Gesamtbetrag der heu-
tigen bilateralen Entwicklungshilfe für die
Region. Durch seine Auswirkungen auf die
Landwirtschaft und die Ernährungssicher-
heit könnte der Klimawandel dazu führen,
dass im Vergleich zu einem Szenario ohne
Klimaänderungen bis 2080 zusätzliche 
600 Millionen Menschen unter akuter
Mangelernährung leiden würden.17

• Erhöhte Unsicherheit in Bezug auf Wasser.
Die Überschreitung der 2°C-Schwelle wird
die Verteilung der Wasserressourcen der
Welt grundlegend verändern. Ein schnelle-
res Abschmelzen der Gletscher im Himalaja
wird die jetzt schon gravierenden ökolo-
gischen Probleme in Nordchina, Indien und
Pakistan verschärfen. Während zunächst
vermehrt Überschwemmungen auftreten,
wird sich später der Zustrom von Wasser in
die großen Flusssysteme, die für die Bewäs-
serung lebenswichtig sind, verringern. In
Lateinamerika wird ein schnelleres Ab-
schmelzen tropischer Gletscher die Wasser-
versorgung der städtischen Bevölkerung,
der Landwirtschaft und der Wasserkraft-
werke gefährden, vor allem in der Anden-
Region. Bis 2080 könnte der Klimawandel
die Anzahl der Menschen, die rund um die
Welt unter Wasserknappheit leiden, um 
1,8 Milliarden erhöhen.18

• Verstärktes Auftreten von Überschwemmun-
gen in Küstengebieten und von extremen Wet-
terereignissen. Der IPCC sagt eine Zunahme
extremer Wetterereignisse voraus.19 Dürren
und Überschwemmungen sind heute schon
die Hauptantriebsfaktoren einer stetigen

Bis 2080 könnte der 

Klimawandel die Anzahl der

Menschen, die rund um die

Welt unter Wasserknappheit

leiden, um 1,8 Milliarden

erhöhen
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Sonderbeitrag Klimapolitik als menschliche Entwicklung

Wie hängt die menschliche Entwicklung mit unserer Sorge um die

Umwelt im Allgemeinen und über den Klimawandel im Besonderen

zusammen? In den Diskussionen über politische Konzepte hat sich

die Tradition etabliert, Entwicklung und Umweltschutz eher als etwas

Gegensätzliches zu betrachten. Die Aufmerksamkeit konzentriert sich

häufig darauf, dass die weltweit zu beobachtenden Trends einer

zunehmenden Schädigung der Umwelt, einschließlich der globalen

Erwärmung und anderer beunruhigender Belege für Klimaänderun-

gen, in vielen Fällen mit verstärkter Wirtschaftstätigkeit zusammen-

hängen, also industriellem Wachstum, erhöhtem Energieverbrauch,

intensiverer Bewässerung, kommerziellem Holzeinschlag und ande-

ren Aktivitäten, die häufig mit wirtschaftlicher Expansion einherge-

hen. Oberflächlich gesehen könnte man den Eindruck gewinnen,

dass der Entwicklungsprozess für Umweltschäden verantwortlich sei. 

Auf der anderen Seite werfen die Entwicklungsenthusiasten häu-

fig den Umweltprotagonisten vor, sie seien „Entwicklungsgegner“,

weil ihre Aktivitäten sich vielfach gegen potenziell einkommensför-

dernde und armutsverringernde Prozesse richten, denen sie nach-

teilige Auswirkungen auf die Umwelt zuschreiben. Gleich ob die

Linien dieser Auseinandersetzung klar abgesteckt sind oder nicht –

die Spannungen, die in unterschiedlichem Ausmaß zwischen den

Verfechtern der Armutsbekämpfung und der Entwicklung einerseits

und den Befürwortern von Ökologie und Erhalt der Umwelt anderer-

seits bestehen, sind nicht zu übersehen. 

Bietet uns das Konzept der menschlichen Entwicklung die Möglich-

keit, besser zu verstehen, ob zwischen Entwicklung und ökologischer

Nachhaltigkeit ein echter oder nur ein scheinbarer Konflikt besteht? Die-

ses Verständnis kann durch das Konzept der menschlichen Entwick-

lung, dessen zentrale Perspektive und Ausgangspunkt darin besteht,

Entwicklung als Erweiterung der grundlegenden menschlichen Freiheit

zu betrachten, enorm an Klarheit gewinnen. Unter diesem breiteren

Blickwinkel muss die Bewertung von Entwicklung das Leben, das die

Menschen führen können, und die tatsächlichen Freiheiten, die sie

genießen, unbedingt berücksichtigen. Entwicklung kann nicht nur in

Kategorien lebloser Komforterweiterungen gesehen werden, wie z.B.

als Anstieg des Bruttosozialprodukts (oder des persönlichen Einkom-

mens). Dies ist die grundlegende Einsicht, die das Konzept der mensch-

lichen Entwicklung von Anfang an in die Entwicklungsliteratur einbrach-

te. Diese Einsicht ist auch heute außerordentlich wichtig, wenn wir uns

klarmachen wollen, was ökologische Nachhaltigkeit eigentlich bedeutet.

Die Erkenntnis, dass die Welt unter der breiteren Perspektive der

wesentlichen Freiheiten des Menschen betrachtet werden muss,

macht sofort einsichtig, dass Entwicklung nicht von Umweltanliegen

getrennt werden kann. Vielmehr sind wichtige Komponenten der

menschlichen Freiheiten – und entscheidende Bestandteile unserer

Lebensqualität – in grundlegender Weise von der Unversehrtheit

unserer Umwelt abhängig, also von der Luft, die wir atmen, dem

Wasser, das wir trinken, dem epidemiologischen Umfeld, in dem wir

leben, und so weiter. Entwicklung muss die Umwelt mit einschließen,

und die Vorstellung, Entwicklung und Umwelt befänden sich auf

einem Kollisionskurs, ist mit den zentralen Grundsätzen des Kon-

zepts der menschlichen Entwicklung unvereinbar. 

Die Umwelt gilt manchmal irrtümlich als der in Messzahlen wie

Waldfläche, Tiefe des Grundwasserspiegels usw. ausgedrückte

Zustand der „Natur“. Ein solches Verständnis ist jedoch aus zwei

wichtigen Gründen höchst unvollständig. Erstens darf der Wert der

Umwelt nicht lediglich an ihrem Istzustand gemessen werden, son-

dern es müssen auch die durch sie eröffneten Chancen berücksich-

tigt werden. Zu den wichtigen Kriterien für die Beurteilung des Reich-

tums unserer Umwelt gehört unter anderem die Auswirkung auf das

menschliche Leben. Der vorausschauende Bericht Unsere gemein-

same Zukunft, den die Weltkommission für Umwelt und Entwicklung

1987 unter dem Vorsitz von Gro Harlem Brundtland veröffentlichte,

machte dies deutlich, indem er den Schwerpunkt auf die nachhaltige

Befriedigung menschlicher „Bedürfnisse“ legte. Wir können jedoch

über die im Brennpunkt des Brundtland-Berichts stehenden mensch-

lichen Bedürfnisse hinausgehen und die umfassendere Sphäre der

menschlichen Freiheiten einbeziehen. Das Konzept der menschlichen

Entwicklung verlangt nämlich, Menschen nicht nur unter dem Aspekt

ihrer „Bedürftigkeit“ zu sehen, sondern als Wesen, deren Freiheit,

wohlbegründete Dinge zu tun, wichtig ist und dauerhaft erhalten (und

nach Möglichkeit erweitert) werden muss. 

Menschen haben natürlich Gründe für die Befriedigung ihrer

Bedürfnisse, und die elementaren Anwendungen des Konzepts der

menschlichen Entwicklung (beispielsweise die Erkenntnisse aus dem

HDI, einem einfachen Index für menschliche Entwicklung) konzen-

trieren sich genau darauf. Aber die Sphäre der Freiheiten kann weit

darüber hinausreichen. Die umfassendere Perspektive der menschli-

chen Entwicklung kann auch die Freiheit der Menschen umfassen,

Dinge zu tun, die nicht ausschließlich von ihren eigenen Bedürfnissen

bestimmt werden. So ist das Überleben des Fleckenkauzes vielleicht

kein offensichtliches menschliches „Bedürfnis“, und dennoch kön-

nen Menschen Grund dazu haben, sich dem Aussterben dieser

Tierart zu widersetzen. In diesem Fall kann der Wert ihrer Freiheit, die-

ses bewusst angestrebte Ziel zu verwirklichen, die Basis für ein wohl-

begründetes Urteil bilden. Die Verhinderung des Aussterbens von

Tierarten, die wir Menschen erhalten wollen (nicht so sehr, weil wir

dieser Tiere in einem konkreten Sinn „bedürften“, sondern weil wir zu

der Auffassung gelangt sind, dass es falsch wäre, vorhandene Tier-

arten für immer verschwinden zu lassen) kann ein integraler Bestand-

teil des Konzepts der menschlichen Entwicklung sein. Wahrscheinlich

ist die Erhaltung der Artenvielfalt sogar eines der Anliegen, die bei

unserer verantwortungsbewussten Auseinandersetzung mit dem

Problem des Klimawandels eine Rolle spielen.  

Zweitens geht es im Hinblick auf die Umwelt nicht nur um pas-

sive Bewahrung, sondern um aktive Bemühungen. Wir dürfen uns die

Umwelt nicht ausschließlich als vorgegebene natürliche Bedingun-

gen vorstellen, denn sie kann auch ein Ergebnis menschlichen Schaf-

fens sein. So ist beispielsweise die Gewässerreinigung Teil einer

Verbesserung der Umwelt, in der wir leben. Die Beseitigung von

Epidemien wie z.B. Pocken (die bereits erreicht wurde) und Malaria

(die demnächst erreicht werden sollte, wenn wir es schaffen, gemein-

sam zu handeln) ist eine gutes Beispiel für eine Umweltverbesserung,

die durch uns herbeigeführt werden kann. 



Zunahme klimabedingter Katastrophen.
Zwischen 2000 und 2004 waren davon
rund 262 Millionen Menschen betroffen,
von denen über 98 Prozent in Entwick-
lungsländern leben. Bei einem Temperatur-
anstieg um mehr als zwei Grad Celsius wer-
den über den erwärmten Meeren noch hef-
tigere tropische Wirbelstürme entstehen.
Immer größere Gebiete werden von Dürren
getroffen werden, die Existenzgrundlagen
gefährden und die Fortschritte im Gesund-
heits- und Ernährungsbereich beeinträch-
tigen. Die Welt des 21. Jahrhunderts muss
sich darauf einstellen, dass es auf Grund der
in der Vergangenheit produzierten Emissio-
nen auf jeden Fall zu einem Anstieg des

Meeresspiegels kommt. Eine Temperaturer-
höhung um mehr als zwei Grad Celsius
würde diesen Anstieg beschleunigen und
dadurch in Ländern wie Ägypten, Bangla-
desch und Vietnam zur Vertreibung großer
Bevölkerungsgruppen führen sowie ver-
schiedene kleine Inselstaaten in den Fluten
untergehen lassen. Der Anstieg des Meeres-
spiegels und die zunehmende Intensität von
Tropenstürmen könnte die Anzahl der
Menschen, die von Überschwemmungen
der Küstengebiete betroffen sind, um 180
bis 230 Millionen ansteigen lassen.20

• Zusammenbruch von Ökosystemen. Jenseits
der 2°C-Schwelle beschleunigt sich der
prognostizierte Artenschwund. Bei einer
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Sonderbeitrag Klimapolitik als menschliche Entwicklung (Fortsetzung)

Diese positive Anerkennung ändert natürlich nichts an der

bedeutsamen Tatsache, dass der Prozess der wirtschaftlichen und

sozialen Entwicklung in zahlreichen Fällen auch sehr zerstörerische

Folgen haben kann. Diese schädlichen Effekte müssen klar benannt

und entschlossen abgewehrt werden, während gleichzeitig die posi-

tiven und konstruktiven Beiträge der Entwicklung gestärkt werden

müssen. Zwar können zahlreiche menschliche Aktivitäten, die mit

dem Prozess der Entwicklung einhergehen, zerstörerisch wirken,

aber es liegt auch in der Macht der Menschen, Widerstand zu leisten

und durch rechtzeitiges Handeln viele dieser negativen Folgen rück-

gängig zu machen. 

Wenn wir darüber nachdenken, durch welche Schritte die

Umweltzerstörung aufzuhalten ist, müssen wir nach konstruktiven

Interventionsmöglichkeiten suchen. So kann beispielsweise eine Ver-

stärkung der Bildung- und Beschäftigungschancen für Frauen und

Mädchen zu einer Senkung der Fertilitätsraten beitragen, sodass sich

langfristig der zu globaler Erwärmung und zunehmender Zerstörung

natürlicher Lebensräume führende Druck verringert. In ähnlicher Wei-

se kann die Ausweitung von Schulbildung und die Verbesserung ihrer

Qualität unser Umweltbewusstsein schärfen. Eine bessere Kommu-

nikation und eine reichere Medienvielfalt können uns die Notwendig-

keit eines umweltorientierten Denkens stärker bewusst machen. 

Auf jeden Fall ist die Mitwirkung der Öffentlichkeit an der Sicher-

stellung der ökologischen Nachhaltigkeit unverzichtbar. Ebenso ent-

scheidend ist es, wichtige Bewertungsfragen, die Nachdenken und

gesellschaftliche Beratungsprozesse erfordern, nicht auf techno-

kratische, durch die Berechnung von Formeln zu lösende Aspekte

einzuengen. Nehmen wir als Beispiel die laufende Debatte darüber,

welcher „Diskontierungssatz“ verwendet werden sollte, um die Opfer,

die wir heute bringen müssen, gegen künftige Sicherheit aufzuwie-

gen. Ein zentraler Aspekt einer solchen Diskontierung ist die gesell-

schaftliche Bewertung von Gewinnen und Verlusten im Zeitverlauf.

Letztendlich ist dies eine Aufgabe, die tiefgreifende Überlegungen

erfordert und der öffentlichen Erörterung bedarf, und keine, die sich

für eine mechanische Lösung auf Grund einer einfachen Formel eignet.

Die wohl erkennbarste Sorge entstammt der Ungewissheit, die

unausweichlich mit jeder Prognose einhergeht. Einer der Gründe,

warum auf die Zukunft gerichtete „beste Schätzungen“ mit Vorsicht

zu behandeln sind, ist die Aussicht, dass wir im Falle eines Irrtums

schließlich in einer höchst ungemütlichen Welt leben würden. Es gibt

sogar Befürchtungen, dass das, was heute noch zu verhindern ist,

praktisch irreversibel wird, wenn nicht unverzüglich Vorbeugungs-

maßnahmen ergriffen werden, ganz ungeachtet dessen, wie viel die

künftigen Generationen aufzuwenden bereit wären, um die Katastro-

phe umzukehren. Besonders nachteilig könnten sich solche kriti-

schen Situationen für die Entwicklungsländer auswirken (wenn zum

Beispiel Teile Bangladeschs oder der ganze Malediven-Archipel

durch den Anstieg des Meeresspiegels überflutet würden). 

Dies sind außerordentlich wichtige Fragen, die in der Öffentlich-

keit behandelt und erörtert werden müssen, und der Aufbau eines

solchen öffentlichen Dialogs ist ein wichtiger Teil des Konzepts der

menschlichen Entwicklung. Die öffentliche Erörterung ist für die Aus-

einandersetzung mit dem Klimawandel und der Gefahr für die Umwelt

ebenso notwendig und wichtig wie für die Auseinandersetzung mit

den traditionelleren Problemen von Benachteiligung und fortbeste-

hender Armut. Was uns als menschliche Wesen vielleicht stärker als

alles andere auszeichnet, ist unsere Fähigkeit, nachzudenken und

miteinander zu sprechen, zu beschließen, was getan werden muss

und dies dann auch zu tun. Wir müssen diese zutiefst menschliche

Fähigkeit ebenso gut für eine wohlbegründete Bewahrung der

Umwelt nutzen wie für die koordinierte Beseitigung der herkömm-

lichen Armut und Benachteiligung. Bei beidem geht es um mensch-

liche Entwicklung. 

Amartya Sen



kumulative Benachteiligungsprozesse in Gang
setzen können. In Kapitel 2 wird ein Modell
beschrieben, das diesen Prozess durch eine
detaillierte Analyse von Daten aus Haushaltser-
hebungen erfasst. Die Resultate veranschau-
lichen in höchst aufschlussreicher Weise eine
verborgene Dimension der mit dem Klimawan-
del zusammenhängenden menschlichen Kos-
ten. So besteht beispielsweise für äthiopische
Kinder, die während eines Dürrejahrs in ihrem
Distrikt geboren wurden, eine um 41 Prozent
höhere Wahrscheinlichkeit als für die nicht in
einem Dürrejahr geborenen Kinder, Wachs-
tumsdefizite zu erleiden. Für 1,5 Millionen
äthiopische Kinder bedeutet dies eine Verringe-
rung der Chancen, ihr menschliches Potenzial
zu entwickeln. Die wichtige Schlussfolgerung
lautet, dass selbst ein geringfügig erhöhtes Risi-
ko von mehr Dürren zu großen Rückschritten
bei der menschlichen Entwicklung führen
kann. Der Klimawandel wird aber viel höhere
Risiken mit sich bringen. 

Nicht alle durch den Klimawandel entste-
henden Belastungen für die menschliche Ent-
wicklung können anhand quantitativer Resul-
tate gemessen werden. Ein grundlegender
Aspekt der menschlichen Entwicklung ist auch,
dass die Menschen ein Mitspracherecht an den
Entscheidungen haben, die sich auf ihr Leben
auswirken. In seiner Vision von Entwicklung
als Freiheit lenkt Nobelpreisträger Amartya Sen
den Blick auf die Rolle des Menschen als Träger
sozialer Veränderungen und betont dabei „die
Prozesse, die den Menschen die Freiheit geben,
zu handeln und Entscheidungen zu treffen,
sowie auch die tatsächlichen Möglichkeiten,
über die die Menschen auf Grund ihrer persön-
lichen und sozialen Umstände verfügen“.23 Der
Klimawandel greift radikal in die Entschei-
dungsmöglichkeiten der Menschen ein und
nimmt ihnen ihre Handlungsfreiheit. Etwa 
2,6 Milliarden Menschen – der ärmste Teil der
Weltbevölkerung – werden auf Folgen von
Klimaänderungen reagieren müssen, über die
sie keine Kontrolle haben und die durch poli-
tische Entscheidungen in Ländern verursacht
werden, in denen sie über kein Mitspracherecht
verfügen.

Erwärmung um drei Grad ist der Punkt
erreicht, an dem 20 bis 30 Prozent der
Arten einem „hohen Risiko“ des Ausster-
bens ausgesetzt sind.21 Die heute schon
bedrohten Korallenriffe würden in großem
Ausmaß von der Korallenbleiche betroffen,
die zu einer Veränderung der Meeresökolo-
gie mit hohen Verlusten bei der Artenviel-
falt und den Ökosystemleistungen führen
würden. Dies hätte nachteilige Auswirkun-
gen für Hunderte Millionen Menschen,
deren Lebensunterhalt und Ernährung vom
Fischfang abhängt. 

• Erhöhte Gesundheitsrisiken. Der Klimawan-
del wird sich in vielfacher Weise auf die
Gesundheit auswirken. Weltweit könnte
sich für zusätzliche 220 bis 400 Millionen
Menschen das Risiko, an Malaria zu erkran-
ken, erhöhen. In einer Studie wird für 
Afrika südlich der Sahara, auf das rund 
90 Prozent aller Malariatodesfälle entfallen,
ein Anstieg der Expositionsraten um 16 bis
28 Prozent vorhergesagt.22

Diese fünf Faktoren, die die menschliche
Entwicklung in erheblichem Umfang zurück-
werfen könnten, dürfen nicht isoliert betrach-
tet werden. Sie werden sich gegenseitig beein-
flussen und zusammen mit den bereits existie-
renden Problemen der menschlichen Entwick-
lung kräftige Abwärtsspiralen in Gang setzen.
Während in zahlreichen Ländern solche Pro-
zesse schon jetzt zu beobachten sind, würde ein
Überschreiten der 2°C-Schwelle eine qualita-
tive Veränderung bewirken, nämlich den Über-
gang zu sehr viel stärkeren ökologischen, sozia-
len und wirtschaftlichen Schäden. 

Dieser Übergang wird wichtige Konsequen-
zen für die langfristigen Zukunftsperspektiven
der menschlichen Entwicklung haben. Die
Klimawandelszenarien liefern Momentaufnah-
men einer plausiblen Zukunft. Sie ermöglichen
zwar keine Aussage darüber, wann oder wo ein
konkretes Klimaereignis eintreten könnte, aber
sie ermöglichen eine Prognose der durch-
schnittlichen Wahrscheinlichkeiten in Bezug
auf die sich abzeichnenden Klimamuster.

Aus der Sicht der menschlichen Entwick-
lung sind dies Ergebnisse, die dynamische und
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Der Klimawandel

wird sich in vielfacher Weise

auf die Gesundheit auswirken



Das Verständnis der wissenschaftlichen Belege
für den Klimawandel ist der Ausgangspunkt,
um auch die Herausforderungen auf dem
Gebiet der menschlichen Entwicklung im 
21 Jahrhundert zu verstehen. Die wissenschaft-
liche Literatur zu diesem Thema ist sehr
umfangreich. Wir konzentrieren uns hier auf
den Konsens, den der IPCC gefunden hat, wei-
sen jedoch gleichzeitig darauf hin, dass es große
Bereiche gibt, in denen die künftigen Ergebnis-
se ungewiss sind. Bei der Betrachtung einer
durch Klimaänderungen geprägten Zukunft
gibt es zahlreiche „bekannte Unbekannte“ –
das heißt Ereignisse, die prognostiziert werden
können, wobei jedoch der Zeitpunkt ihres Ein-
tretens oder ihre Tragweite völlig ungewiss
sind. Es sollte nicht überraschen, dass die Wis-
senschaftler nicht mit Sicherheit sagen können,
wie die ökologischen Systeme der Erde genau
auf die anthropogenen Treibhausgasemissio-
nen reagieren werden. Wir erleben hier ein
Experiment, das noch nie zuvor durchgeführt
wurde.

Zu den bekannten Faktoren gehört, dass wir
uns auf einer Bahn befinden, die ohne Kurskor-
rekturen mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit zu
gefährlichen Auswirkungen des Klimawandels
führen wird. Diese Auswirkungen würden
unaufhaltsam von in naher Zukunft eintreten-
den Rückschritten bei der menschlichen Ent-
wicklung zu langfristigen ökologischen Katas-
trophen führen. 

Anthropogener Klimawandel  

Während der gesamten Erdgeschichte wechsel-
ten sich warme und kalte Perioden ab. Diese
Klimaverschiebungen wurden auf eine Vielzahl
von Antriebsfaktoren zurückgeführt, nament-
lich Abweichungen in der Erdumlaufbahn,
Schwankungen der Sonneneinstrahlung, Vul-
kanausbrüche, Wasserdampf und die Konzen-
tration von Treibhausgasen wie etwa CO2 in
der Atmosphäre. Die Veränderungen, die wir

heute beobachten, vollziehen sich jedoch in
einem Tempo, einem Umfang und nach einem
Muster, die nicht durch natürliche Kreisläufe
erklärt werden können.

Die durchschnittliche globale Oberflächen-
temperatur ist der grundlegende Maßstab für
Klimaänderungen. Die Temperaturen im ver-
gangenen halben Jahrhundert waren vermut-
lich die höchsten, die es je in einem 50-Jahres-
Zeitraum der vergangenen 1.300 Jahre gegeben
hat. Die Welt befindet sich heute auf dem oder
nahe dem höchsten Temperaturniveau, das in
der gegenwärtigen zwischeneiszeitlichen Peri-
ode, die vor rund 12.000 Jahren begann, je
erreicht wurde. Es gibt klare Belege dafür, dass
dieser Prozess sich beschleunigt. Elf der zwölf
wärmsten Jahre seit 1850 wurden zwischen
1995 und 2006 verzeichnet. Über die vergange-
nen 100 Jahre hat sich die Erde um 0,7°C
erwärmt. Die Abweichungen zwischen einzel-
nen Jahren sind erheblich. Auf Dekadenbasis ist
jedoch der lineare Erwärmungstrend über die
vergangenen 50 Jahre fast zweimal so groß 
wie derjenige über die vergangenen 100 Jahre 
(Grafik 1.1).24

Es gibt wissenschaftliche Belege im Über-
fluss, die den Anstieg der Temperaturen mit
dem Anstieg der Konzentration von CO2 und
anderen Treibhausgasen in der Atmosphäre in
Verbindung bringen. Die in der Atmosphäre
vorhandenen Gase halten einen Teil der Son-
nenabstrahlung in den Weltraum zurück und
erhöhen so die Temperatur auf der Erde. Dieser
natürliche „Treibhauseffekt“ sorgt dafür, dass
unser Planet bewohnbar bleibt, denn ohne ihn
wäre er um 30°C kälter. Im Verlauf der frühe-
ren vier Eiszeit- und Erwärmungszyklen der
Erde bestand jeweils eine hohe Korrelation
zwischen der atmosphärischen CO2-Konzen-
tration und der Temperatur.25

Was den gegenwärtigen Erwärmungszyklus
von den früheren unterscheidet, ist der schnel-
le Anstieg der CO2-Konzentration. Seit vorin-
dustrieller Zeit hat der CO2-Gehalt in der

Elf der zwölf wärmsten Jahre

seit 1850 wurden zwischen

1995 und 2006 verzeichnet
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und zukünftige Szenarien



durch Kohle – einer Energiequelle, die von der
Natur über Millionen von Jahren hinweg durch
immer stärkeren Druck geschaffen wurde. Es
war die Kohle, die im Verbund mit neuen
Technologien die industrielle Revolution
vorantrieb und beispiellose Produktivitäts-
steigerungen auslöste. 

Die zweite große Transformation erfolgte
150 Jahre später. Erdöl diente den Menschen
seit Jahrtausenden als Energiequelle: in China
wurde schon im vierten Jahrhundert Öl geför-
dert. Als jedoch zu Beginn des 20. Jahrhunderts
Öl als Kraftstoff für Verbrennungsmotoren
eingesetzt wurde, war dies der Anfang einer
Revolution im Verkehrswesen. Die Verbren-
nung von Kohle, Öl und Erdgas hat die Gesell-
schaften verändert, indem sie die Energie liefer-
te, die zur Antriebskraft für enorme Steigerun-
gen von Wohlstand und Produktivität wurde.
Sie hat aber auch den Klimawandel angeheizt. 

In den letzten Jahren wurde anhaltend
darüber debattiert, in welchem Maß die welt-
weiten Temperaturveränderungen der mensch-
lichen Tätigkeit zuzuschreiben sind. Manche
Wissenschaftler vertraten die Ansicht, dass
natürliche Kreisläufe und andere Kräfte eine
wichtigere Rolle spielen. Jedoch können natür-
liche Faktoren wie vulkanische Aktivitäten und
die Intensität der Sonneneinstrahlung zwar den
globalen Temperaturtrend im frühen 19. Jahr-
hundert weitgehend erklären, nicht aber den
seither eingetretenen Temperaturanstieg.
Andere als Erklärung für die globale Erwär-
mung angeführte Faktoren wurden ebenfalls
verworfen. So war beispielsweise argumentiert
worden, die jüngsten Temperaturveränderun-
gen seien nicht auf Treibhausgase zurückzufüh-
ren, sondern auf eine Zunahme der Sonnen-
strahlung und der kosmischen Strahlung. Aus-
führliche Forschungsarbeiten, die diesen
Ansatz untersuchten, zeigten jedoch, dass in
Wirklichkeit die Sonnenstrahlung in den letz-
ten beiden Jahrzehnten abgenommen hat, wäh-
rend gleichzeitig die Oberflächentemperatur
der Erde angestiegen ist.26

Diese Zuordnungsdebatten werden sicher
weitergehen. Aber die Wissenschaft fällte ihr
Urteil zu den zentralen Fragen schon vor gerau-
mer Zeit. Dieses Urteil wurde durch den jüngs-

Atmosphäre um ein Drittel zugenommen. Eine
solche Steigerungsrate hat es zumindest wäh-
rend der letzten 20.000 Jahre nicht gegeben.
Untersuchungen von Eisbohrkernen belegen,
dass die derzeitige atmosphärische Konzentra-
tion über der natürlichen Bandbreite der letz-
ten 650.000 Jahre liegt. Die Zunahme des CO2-
Gehalts ging mit wachsenden Konzentrationen
weiterer Treibhausgase einher. 

Zwar ist der gegenwärtige Erwärmungs-
zyklus unter dem Aspekt der Temperaturverän-
derung nicht einzigartig, aber unter einem
anderen wichtigen Aspekt ist er dies sehr wohl.
Es ist das erste Mal, dass die Menschheit einen
solchen Zyklus entscheidend verändert hat. Seit
über 500.000 Jahren hat sie durch Verbren-
nung und Landnutzungsänderungen CO2 in
die Atmosphäre freigesetzt. Der Klimawandel
lässt sich jedoch auf zwei große Transformatio-
nen bei der Energienutzung zurückführen. Die
erste war die Verdrängung der Wasserkraft
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ten IPCC-Bericht bestätigt, der zu dem Schluss
kam, dass „es extrem unwahrscheinlich ist, dass
der globale Klimawandel ohne externe
Antriebskräfte erklärt werden kann“.27 Mit
anderen Worten: Es besteht eine über 90-pro-
zentige Wahrscheinlichkeit, dass die beobach-
tete Erwärmung zum größten Teil auf anthro-
pogene Treibhausgasemissionen zurückzufüh-
ren ist. 

Die globale Kohlenstoffbilanz –
Bestände, Zu- und Abflüsse, Senken

Der Klimawandel hat uns in eindrücklicher
Weise an eine manchmal vergessene Tatsache
erinnert. Die menschlichen Aktivitäten finden
in ökologischen Systemen statt, die sich nicht
an nationale Grenzen halten. Eine langfristig
nicht tragfähige Bewirtschaftung dieser Syste-
me hat Folgen für die Umwelt und für das
Wohl der Menschen – heute ebenso wie in der
Zukunft. Auf ihren eigentlichen Kern redu-
ziert, ist die Bedrohung durch gefährliche
Klimaänderungen das Symptom einer nicht
zukunftsfähigen Bewirtschaftung ökologischer
Ressourcen auf weltweiter Ebene. 

Zwischen den Energieerzeugungs- und 
-nutzungssystemen der Menschheit und den glo-
balen ökologischen Systemen bestehen viel-
schichtige Wechselwirkungen. Durch die Ver-
brennung fossiler Brennstoffe, Landnutzungsän-
derungen und andere Aktivitäten werden Treib-
hausgase freigesetzt, das einen kontinuierlichen
Kreislauf zwischen der Atmosphäre, den Ozea-
nen und der terrestrischen Biosphäre durchläuft.
Die heutigen Konzentrationen von Treibhaus-
gasen sind das Nettoergebnis der teilweise durch
chemische und physikalische Prozesse abgebau-
ten Emissionen der Vergangenheit. Die Böden,
die Vegetation und die Meere wirken als große
„Kohlenstoffsenken“. CO2-Emissionen sind die
Hauptquelle für erhöhte Konzentrationen.
Andere langlebige Treibhausgase wie Methan
und Distickstoffoxid (Lachgas), die durch land-
wirtschaftliche und industrielle Tätigkeiten 
freigesetzt werden, vermischen sich in der At-
mosphäre mit dem CO2. Die gesamte Erwär-
mung oder der „Radiative Forcing-Effekt“ (Wir-
kung auf die Erderwärmung) wird in Kohlen-

dioxid-Äquivalent (CO2-Äq.) gemessen.28 Die
über die letzten vier Jahrzehnte beobachtete ste-
tige Zunahme der Erwärmungswirkung durch
Treibhausgase verläuft mindestens sechs Mal
schneller als in irgendeinem Zeitraum vor der
industriellen Revolution.

Der globale Kohlenstoffkreislauf kann
anhand eines einfachen Systems positiver und
negativer Flüsse ausgedrückt werden. Zwischen
2000 und 2005 wurden jedes Jahr im Durch-
schnitt 26 Gigatonnen CO2 in die Atmosphäre
ausgestoßen. Davon wurden rund acht Giga-
tonnen durch die Ozeane absorbiert und weite-
re drei Gigatonnen durch Meere, Böden und
Vegetation beseitigt. Der Nettoeffekt war also
eine jährliche Erhöhung des Gehalts an Treib-
hausgasen in der Atmosphäre um 15 Giga-
tonnen CO2.

Die globale mittlere CO2-Konzentration im
Jahr 2005 betrug 379 ppm (parts per million –
Teile pro Million). Andere langlebige Treib-
hausgase erhöhen diese Konzentration um wei-
tere 75 ppm, die mit dem Radiative Forcing-
Index gemessen wird. Jedoch wird die Netto-
wirkung aller anthropogenen Treibhausgas-
emissionen durch den Kühlungseffekt der
Aerosole verringert.29 Hinsichtlich dieser
abkühlenden Wirkung herrscht allerdings gro-
ße Unsicherheit. Dem IPCC zufolge entspricht
sie in etwa der Erwärmung, die durch andere
Treibhausgase als CO2 verursacht wird.30

Die atmosphärische Konzentration von
CO2 weist einen steil ansteigenden Trend auf.31

Sie erhöht sich um rund 1,9 ppm pro Jahr. Die
durchschnittliche jährliche Wachstumsrate der
CO2-Konzentration während der vergangenen
zehn Jahre lag um 30 Prozent über der durch-
schnittlichen Wachstumsrate der vergangenen
40 Jahre.32 Dagegen erhöhte sich der CO2-
Gehalt in der Atmosphäre in den 8.000 Jahren
vor der Industrialisierung um lediglich 20 ppm. 

Die derzeitigen Absorptionsraten durch
Kohlenstoffsenken werden manchmal mit den
„natürlichen“ Raten verwechselt. In Wirklich-
keit werden die Kohlenstoffsenken völlig über-
fordert. Nehmen wir die größte Senke der Welt
– ihre Ozeane. Diese absorbieren auf natürliche
Weise lediglich 0,1 Gigatonnen mehr CO2 als
sie freisetzen. Heute nehmen sie jedoch zusätz-

Die atmosphärische 

Konzentration von CO2

weist einen steil 

ansteigenden Trend auf
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Treibhausgasmengen. 2004 beliefen sich die
Treibhausgasemissionen auf insgesamt rund 
48 Gigatonnen CO2 –Äq., eine Zunahme um
ein Fünftel gegenüber 1990. Höhere Treib-
hausgaskonzentrationen bedeuten, dass die glo-
balen Temperaturen langfristig weiter steigen
werden. Wie schnell die Temperaturen sich
ändern und welche Höhe sie letztlich ereichen,
wird durch die Konzentration von CO2 und
anderen Treibhausgasen bestimmt werden.

Klimamodelle können keine konkreten
Ereignisse vorhersagen, die mit der globalen
Erwärmung zusammenhängen. Sie können
jedoch Bandbreiten wahrscheinlicher Ereignis-
se für eine mittlere Temperaturänderung simu-
lieren. Obwohl diese Modellrechnungen enorm
komplex sind, zeichnet sich eine einfache
Schlussfolgerung ab: Wenn der gegenwärtige
Trend anhält, könnten die Treibhausgaskon-
zentrationen einen Temperaturanstieg auf ein
Niveau weit jenseits der 2°C-Schwelle unaus-
weichlich machen. 

Die Welt wird wärmer
Einer der frühen Pioniere der Klimawissen-
schaft, der schwedische Physiker Svante Arren-
huis, sagte mit überraschender Genauigkeit
voraus, dass eine Verdoppelung des CO2-
Gehalts in der Erdatmosphäre zu einem
Anstieg der mittleren globalen Temperatur
zwischen vier und fünf °C führen würde. Den
neuesten IPCC-Modellen zufolge war dies eine
nur geringfügig überhöhte Schätzung.36 Weniger
zutreffend war die Annahme von Arrhenius,
dass es rund 3.000 Jahre dauern würde, bis sich
die atmosphärischen Konzentrationen gegen-
über dem vorindustriellen Niveau verdoppelt
haben. Nach den heutigen Trends könnte die-
ser Punkt, der in etwa bei 550 ppm liegt, in der
Mitte der 2030er Jahre erreicht werden. 

Die künftigen Temperaturerhöhungen wer-
den davon abhängen, auf welchem Punkt sich
die Treibhausgaskonzentration stabilisiert.
Eine Stabilisierung, gleich auf welchem Niveau,
setzt voraus, dass die Emissionen soweit redu-
ziert werden, dass ein Gleichgewicht mit der
Absorption von CO2 durch natürliche Prozesse
ohne Schädigung der ökologischen Systeme der
Kohlenstoffsenken erreicht wird. Je länger die

liche zwei Gigatonnen pro Jahr auf – also das
Zwanzigfache der natürlichen Rate.33 Das
Ergebnis ist eine gravierende Schädigung der
Umwelt. Die Ozeane werden immer wärmer
und versauern. Der höhere Säuregehalt greift die
Carbonate an, die zu den wesentlichen Baustei-
nen für Korallen und Kleinlebewesen am
Anfang der Nahrungskette im Meer gehören.
Geht man von den gegenwärtigen Trends aus,
könnten künftige Freisetzungen von Kohlendi-
oxid chemische Bedingungen in den Ozeanen
schaffen, wie sie in den vergangenen 300 Millio-
nen Jahren noch nie beobachtet wurden, außer
während kurzzeitiger Katastrophenereignisse.34

Die künftige Akkumulierungsrate der Treib-
hausgase wird durch das Verhältnis zwischen
Emissionen und Kohlenstoffsenken bestimmt
werden. An beiden Fronten sind die Aussichten
schlecht. Bis 2030 werden die Treibhausgas-
emissionen die Werte des Jahres 2000 um 50
bis 100 Prozent überschreiten.35 In der gleichen
Zeit könnte die Kapazität der Ökosysteme, die-
se Emissionen aufzunehmen, zurückgehen, weil
Rückkopplungen zwischen dem Klima und
dem Kohlenstoffkreislauf die Absorptionskapa-
zität der Ozeane und Wälder der Welt mög-
licherweise schwächen werden. So nehmen bei-
spielsweise wärmere Ozeane weniger CO2 auf,
während die Regenwälder auf Grund höherer
Temperaturen und geringerer Niederschläge
schrumpfen könnten. 

Selbst wenn wir die Unsicherheiten hin-
sichtlich der künftigen Kohlenstoffabsorption
außer Acht lassen, befinden wir uns auf dem
Weg zu einer immer schnelleren Akkumulation
von Treibhausgasen. Es ist, als ob wir die Was-
serhähne aufdrehen würden, um den Zufluss
von Wasser in eine ohnehin schon überlaufende
Badewanne zu erhöhen. Dieses Überlaufen spie-
gelt sich in dem Tempo, mit dem das CO2 in die
Erdatmosphäre gelangt und dort verbleibt. 

Szenarien des Klimawandels –
bekannte Faktoren, bekannte 
Unbekannte und Unsicherheiten

An einer künftigen Klimaänderung führt kein
Weg mehr vorbei. Mit steigenden Emissionen
wachsen die in der Atmosphäre vorhandenen
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Emissionen über diesem Niveau bleiben, desto
höher der Punkt, auf dem sich die akkumulier-
ten Mengen stabilisieren werden. Auf lange
Sicht liegt die natürliche Kapazität der Erde,
Treibhausgase zu beseitigen, ohne die ökolo-
gischen Systeme der Kohlenstoffsenken nach-
haltig zu schädigen, wahrscheinlich zwischen
einer und fünf Gigatonnen CO2-Äq. Da die
Emissionen gegenwärtig jedoch rund 48 Giga-
tonnen CO2-Äq. betragen, wird die Aufnahme-
fähigkeit der Erde derzeit um das 10- bis 
50-fache überfordert. 

Wenn die Emissionen den derzeitigen
Trends entsprechend weiter zunehmen, dann
werden sich die Treibhausgaskonzentrationen bis
2035 um vier bis fünf ppm pro Jahr erhöhen –
eine fast doppelt so hohe Steigerungsrate wie heu-
te. Die Gesamtkonzentration wird dann bei 550
ppm liegen. Selbst ohne weitere Steigerungen der
Emissionsrate würde die Konzentration der
Treibhausgase bis 2050 600 ppm und bis zum
Ende des 21. Jahrhunderts 800 ppm erreichen.37

Das IPCC hat sechs Szenarien entwickelt,
die plausible Emissionspfade für das 21. Jahr-
hundert aufzeigen. Diese Szenarien unterschei-
den sich in ihren Annahmen bezüglich der
demografischen Veränderung, des Wirtschafts-
wachstums, der Energienutzung und des Klima-
schutzes. Keines dieser Szenarien lässt die Mög-
lichkeit einer Stabilisierung unter 600 ppm
erkennen, während drei der Szenarien Treib-
hausgaskonzentrationen von 850 ppm oder
höher prognostizieren. 

Der Zusammenhang zwischen Stabilisie-
rungspunkt und Temperaturänderung ist un-
sicher. Anhand der IPCC-Szenarien wurde eine
Gruppe möglicher Bandbreiten von Tempera-
turänderungen im 21. Jahrhundert ermittelt und
der jeweils „beste Schätzwert“ in jeder Bandbrei-
te angegeben (Tabelle 1.1 und Grafik 1.2). Die-
ser beste Schätzwert liegt zwischen 2,3°C und
4,5°C (unter Berücksichtigung der seit Beginn
des Industriezeitalters bis 1990 gemessenen
Erhöhung um 0,5°C).38 Bei einer Verdoppelung
der atmosphärischen Konzentrationen prognos-
tiziert der IPCC eine Temperaturerhöhung um
drei Grad Celsius als wahrscheinlichstes Ergeb-
nis, mit dem warnenden Hinweis, dass „erheb-
lich über 4,5°C liegende Werte nicht ausge-

schlossen werden können“.39 Mit anderen Wor-
ten, keines der IPCC-Szenarien prognostiziert
eine Zukunft, in der die Schwelle zu einer gefähr-
lichen Klimaänderung, also zwei Grad Celsius,
nicht überschritten würde.

Auf dem Weg zu einer 
gefährlichen Klimaänderung
Unter zwei wichtigen Aspekten könnte die
Bandbreite der „besten Schätzwerte“ des IPCC
für das 21. Jahrhundert dem Problem nicht
gerecht werden. Erstens ist der Klimawandel
nicht nur ein Phänomen des 21. Jahrhunderts.
Temperaturanpassungen an steigende Konzen-
trationen von CO2 und anderen Treibhaus-
gasen werden auch im 22. Jahrhundert stattfin-
den. Zweitens schließen die besten Schätzwerte
des IPCC die Möglichkeit noch stärkerer
Klimaänderungen nicht aus. Für jedes ange-
nommene Stabilisierungsniveau bewegt sich die
Wahrscheinlichkeit des Überschreitens einer
bestimmten Temperatur innerhalb einer Band-
breite. Bei den Modellentwürfen wurden bei-
spielsweise folgende Wahrscheinlichkeiten
ermittelt:
• Bei einem Stabilisierungsniveau von 550 ppm,

also noch unterhalb des niedrigsten Punktes
der IPCC-Szenarien, würde die 2°C-
Schwelle zur gefährlichen Klimaänderung
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IPCC-Szenarien Gegenüber der

Durschnittstemperatur der 

Jahre 1980-1999 (in °C)

Gegenüber dem

vorindustriellen

Temperaturniveau (in °C)

Konzentration auf dem Niveau von 

2000 fortgeschrieben
0,6 (0.3–0.9) 1,1

B1-Szenario 1,8 (1.1–2.9) 2,3

A1T-Szenario 2,4 (1.4–3.8) 2,9

B2-Szenario 2,4 (1.4–3.8) 2,9

A1B-Szenario 2,8 (1.7–4.4) 3,3

A2-Szenario 3,4 (2.0–5.4) 3,9

A1FI-Szenario 4,0 (2.4–6.4) 4,5

Erläuterung: Die IPCC-Szenarien (Szenarien des Weltklimarates) beschreiben plausible Zukunftsverläufe von Bevölkerungswachstum, 
Wirtschaftswachstum, technologischem Wandel und den damit verbundenen CO2-Emissionen. Bei den A1-Szenarien wird von einem starken 
Wirtschafts- und Bevölkerungswachstum in Verbindung mit einer Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen (A1FI), nichtfossilen Energieträgern 
(A1T) oder einer Kombination davon (A1B) ausgegangen. Beim A2-Szenario wird ein schwächeres Wirtschaftswachstum, ein geringeres 
Maß an Globalisierung und ein weiterhin hohes Bevölkerungswachstum angenommen. Die B1 und B2-Szenarien beinhalten einen gewissen 
Rückgang der Emissionen aufgrund von höherer Ressourceneffi zienz und technologischen Verbesserungen (B1) bzw. stärker dezentralen 
Lösungen (B2).
Quelle: IPCC 2007a.

Tabelle 1.1   Mit zunehmendem CO2-Bestand steigen die  
   Temperaturen – Prognosen für das Jahr 2080



Wahrscheinlichkeitsbereiche sind ein sehr
komplexes Instrument, um einen Sachverhalt
darzustellen, der für die Zukunft unseres Plane-
ten von so großer Bedeutung ist. Ein Anstieg
der globalen mittleren Temperatur um mehr als
zwei bis drei Grad hätte äußerst negative ökolo-
gische, soziale und wirtschaftliche Folgen. Er
würde auch das Risiko von Katastrophen mit
gravierenden Auswirkungen erhöhen, die star-
ke Rückkopplungseffekte auf den Kohlenstoff-
kreislauf auslösen könnten. Ein Temperaturan-
stieg um mehr als vier bis fünf Grad würde die-
se Effekte vervielfachen und dadurch die Wahr-
scheinlichkeit katastrophaler Ergebnisse dieses
Prozesses deutlich erhöhen. In den letzten drei
IPCC-Szenarien liegen die Chancen eines
Temperaturanstiegs um über fünf Grad höher
als 50 Prozent. Anders gesagt: Den derzeitigen
Szenarien entsprechend ist es sehr viel wahr-
scheinlicher, dass die 5°C-Schwelle überschrit-
ten wird, als dass die Schwelle von zwei Grad
eingehalten werden könnte. 

Ein Weg zur Veranschaulichung dieser Risi-
ken ist die Überlegung, wie sie sich auf das
Leben der Menschen auswirken. Wir alle leben
mit Risiken. Jeder Autofahrer oder Fußgänger
ist auf der Straße einem geringen Unfallrisiko
mit der Möglichkeit schwerer Verletzungen
ausgesetzt. Wenn das Risiko eines solchen
Unfalls auf über zehn Prozent stiege, dann wür-
den es sich die meisten Menschen zweimal
überlegen, ob sie sich ans Steuer setzen oder zu
einem Spaziergang aufbrechen sollen, denn eine
Chance von 1: 10, ernsthaft verletzt zu werden,
stellt ein erhebliches Risiko dar. Würde die
Gefahr eines gravierenden Unfalls auf 50:50
steigen, wäre es absolut unerlässlich, ernsthafte
Maßnahmen zur Risikoverringerung einzulei-
ten. Auf dem Gebiet der Treibhausgasemissio-
nen befinden wir uns jedoch auf einem Kurs,
der gefährliche Klimaänderungen praktisch zur
Gewissheit macht, mit einem sehr hohen Risiko
der Überschreitung einer Schwelle, ab der es zur
ökologischen Katastrophe kommt. Die Grün-
de, die für eine Risikoverringerung sprechen,
sind überwältigend, aber die Welt handelt
nicht. 

Wenn die gegenwärtigen Trends weiter
anhalten, besteht die durchaus reale Möglich-

mit einer Wahrscheinlichkeit von 80 Pro-
zent überschritten.40

• Bei einem Stabilisierungsniveau von 650 ppm
läge die Wahrscheinlichkeit einer Tempera-
turerhöhung um mehr als drei Grad Celsius
zwischen 60 und 95 Prozent. Manche Stu-
dien prognostizieren sogar eine Wahr-
scheinlichkeit von 35 bis 68 Prozent für
eine Erhöhung um mehr als vier Grad.41

• Bei einem Stabilisierungsniveau von 883 ppm,
das innerhalb der Bandbreite des IPCC-
Szenarios ohne Klimaschutzmaßnahmen
läge, gäbe es eine 50-prozentige Wahr-
scheinlichkeit einer Temperaturerhöhung
um mehr als fünf Grad.42
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Weltweite Temperaturvoraussage –
3 Szenarien des Weltklimarates

Grafik 1.2

Quelle:  IPCC 2007a.

Prognosen für die mittlere Erwärmung 
der Erdoberfläche (in °C) 

IPCC-Szenario A1B 
IPCC-Szenario A2 
IPCC-Szenario B1 

4

3

2

1

0

3,5

2,5

1,5

0,5

–0,5

Gefährliche Klimaänderungen

Gegenüber dem 
vorindustriellen Niveau

Gegenüber dem 
Niveau von 1990

2000 2025 2050 2075 2100

Ungewisser Bereich

Erläuterung: Die IPCC-Szenarien ( Szenar ien des Weltk l imarates ) 
beschreiben plausible Zukunf tsver läufe von Bevölkerungswachs-
tum,Wir tschaf tswachstum, technologischem Wandel und den 
damit verbundenen CO2-Emissionen. Bei den A1-Szenarien wird 
von einem starken Wir tschaf ts- und Bevölkerungswachstum in 
Verbindung mit einer Abhängigkeit von fossilen Brennstof fen ( A1F I ) , 
nicht fossilen Energieträgern ( A1T ) oder einer Kombination 
davon (A1B ) ausgegangen. Beim A2-Szenario wird ein 
schwächeres Wir tschaf tswachstum, ein ger ingeres Maß an 
Globalis ierung und ein weiterhin hohes Bevölkerungswachstum 
angenommen. Die B1 und B2-Szenarien beinhalten einen 
gewissen Rückgang der Emissionen aufgrund von höherer 
Ressourcenef f iz ienz und technologischen Verbesserungen ( B1) 
bzw. stärker dezentralen Lösungen ( B2 ) .



keit, dass in wenig mehr als einem Jahrhundert
die globalen Temperaturen um mehr als fünf
Grad ansteigen werden. Diese Zahl entspricht
mehr oder weniger dem Anstieg der mittleren
Temperatur seit dem Ende der letzten Eiszeit
vor rund 10.000 Jahren. Während dieser Eiszeit
waren der größte Teil Kanadas und weite
Gebiete der Vereinigten Staaten eisbedeckt.
Der riesige Laurentide-Eisschild bildete auf
einem großen Teil des Nordens und der nörd-
lichen Mitte der Vereinigten Staaten eine meh-
rere Kilometer dicke Eissicht. Durch den Rück-
zug dieser Eismassen entstanden die Großen
Seen und neue Landformationen wie Long
Island. Auch weite Teile Nordeuropas und
Nordwestasiens waren von Eis bedeckt. 

Die Vergleiche zwischen dem Klimawandel
des 21. Jahrhunderts und dem Transformati-
onsprozess nach der letzten Eiszeit sollten nicht
zu hoch bewertet werden. Es gibt keine direkte
Analogie zu den aktuellen Erwärmungsvorgän-
gen. Allerdings ist aus geologischen Belegen klar
zu schließen, dass Temperaturänderungen, die
in solchem Ausmaß und so schnell vor sich
gehen wie die derzeitigen, schließlich nicht nur
die Geografie der Erde, sondern auch die Ver-
teilung der Arten und die Humangeografie
deutlich verändern werden. 

Wahrscheinlichkeitsbandbreiten für die
mit Treibhausgaskonzentrationen zusammen-
hängende Temperaturänderung helfen mit,
Klimaschutzziele aufzustellen. Indem wir den
Emissionsfluss verändern, können wir die
Akkumulationsrate der Treibhausgase und
somit auch die Wahrscheinlichkeit der Über-
schreitung spezifischer Temperaturvorgaben
beeinflussen. Allerdings ist der Zusammenhang
zwischen Treibhausgasausstoß, akkumulierten
Mengen und künftigen Temperaturszenarien
nicht eindeutig. Die langen Zeitabstände zwischen
den Maßnahmen von heute und den Ergebnis-
sen von morgen sind systemimmanent. Die
Klimaschutzpolitik ist mit starken Trägheits-
kräften konfrontiert, die einen wichtigen Ein-
fluss darauf haben, zu welchem Zeitpunkt der
Klimaschutz zu greifen beginnt. 
• Die Emissionen von heute entscheiden über

die Konzentrationen von morgen. Elementa-
re chemische Prozesse bilden eine der

genannten Trägheitskräfte. Wenn CO2 in
die Atmosphäre freigesetzt wird, verbleibt
es dort sehr lange. Von jeder emittierten
Tonne verbleibt die Hälfte während mehre-
ren hundert bis mehreren tausend Jahren in
der Atmosphäre. Dies bedeutet beispiels-
weise, dass Spuren des Kohlendioxids, das
durch die ersten von John Newcomen ent-
worfenen kohlebetriebenen Dampfmaschi-
nen im frühen 18. Jahrhundert freigesetzt
wurde, sich immer noch in der Atmosphäre
befinden. Gleiches gilt für Spuren der Emis-
sionen des ersten Kohlekraftwerks, das von
Thomas Edison entworfen und 1882 im
unteren Manhattan in Betrieb genommen
wurde. Wir leben heute mit den Folgen der
durch frühere Generationen ausgestoßenen
Treibhausgase – und künftige Generatio-
nen werden mit den Folgen unserer Emis-
sionen leben müssen. 

• Bestände, Flüsse und Stabilisierung. Es gibt
keine Möglichkeit, die Treibhausgasmen-
gen per Knopfdruck im Schnellrücklauf zu
reduzieren. Die am Ende des 21. Jahrhun-
derts lebenden Menschen werden keine
Chance haben, während ihrer Lebenszeit zu
einer Welt mit einer Treibhausgaskonzen-
tration von 450 ppm zurückzukehren,
wenn wir einfach weitermachen wie bisher.
Die akkumulierten Treibhausgasmengen,
die sie von uns erben, werden durch den
Emissionspfad bestimmt, der die Gegen-
wart mit der Zukunft verbindet. Die Beibe-
haltung der gegenwärtigen Emissionshöhe
würde die Konzentration in der Atmosphä-
re nicht reduzieren, denn diese Emissionen
übersteigen die Aufnahmekapazität der
Kohlenstoffsenken der Erde. Eine Stabili-
sierung der Emissionen auf dem Niveau von
2000 würde bis zum Ende des 21. Jahrhun-
derts die Konzentration um über 200 ppm
erhöhen. Auf Grund kumulativer Prozesse
wirken sich Zeitpunkt und Höhe des globa-
len Emissionsmaximums deutlich auf die
zur Erreichung eines bestimmten Stabilisie-
rungsziels erforderliche Emissionsminde-
rung aus. Je später dieses Maximum erreicht
wird und je höher es ist, desto tiefere und
schnellere Einschnitte werden zur Errei-
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mögliche Bedrohung des relativ milden euro-
päischen Klimas, aber auch Klimasorgen in
anderen Weltgegenden waren Anlass zu Be-
fürchtungen hinsichtlich der Zukunft des Golf-
stroms. 

Zusätzliches Süßwasser, das als Ergebnis der
Eisschmelze in den Nordatlantik fließt, wurde
als potenzieller Faktor identifiziert, der die
Umwälzungsströmung anhalten oder abschwä-
chen könnte. Ein Versiegen des Golfstroms
würde Nordeuropa einer neuen Eiszeit näher
bringen. Während der IPCC zu dem Schluss
kommt, dass eine große abrupte Änderung im
21. Jahrhundert unwahrscheinlich ist, warnt 
er doch, dass „langfristige Änderungen der
Umwälzungsströmung nicht zuverlässig beur-
teilt werden können“. Außerdem beträgt der
Wahrscheinlichkeitsbereich für eine abrupte
Änderung immerhin fünf bis zehn Prozent.
Auch wenn der IPCC dies unter statistischen
Gesichtspunkten als „sehr unwahrscheinlich“
betrachtet, ist das Ausmaß dieser Bedrohung
und die erhebliche Unsicherheit, die sie umgibt,
ein schlagkräftiges Argument für ein vorsorgen-
des Verhalten im Interesse künftiger Generatio-
nen.

Dasselbe gilt für den Anstieg des Meeres-
spiegels. Die IPCC-Szenarien rechnen mit
einem Anstieg zwischen 20 und 60 Zentime-
tern gegen Ende des 21. Jahrhunderts. Das ist
mehr als nur eine marginale Veränderung.
Darüber hinaus wird im 4. Sachstandsbericht
anerkannt, dass „höhere Werte nicht auszu-
schließen sind“. Die tatsächlichen Ergebnisse
werden von komplexen Eisbildungs- und 
-schmelzprozessen und von komplexen Wir-
kungen innerhalb des Kohlenstoffkreislaufs
abhängen. Der IPCC rechnet mit einem weite-
ren Schrumpfen des großen Grönländischen
Eisschilds als einer der Ursachen für den
Anstieg des Meeresspiegels, ist sich jedoch un-
sicher hinsichtlich der Zukunft des Eisschilds
der Antarktis. Im Falle der Antarktis erkennt
der IPCC allerdings an, dass es in den Resulta-
ten neuester Modellierungen Anzeichen für
Prozesse gibt, die „die Anfälligkeit der Eisschil-
der gegenüber Erwärmung erhöhen“ könnten.45

Diese Unsicherheiten sind mehr als eine
beiläufige akademische Frage. Betrachten wir

chung eines bestimmten Stabilisierungsziels
erforderlich sein. 

• Klimasysteme reagieren langsam. Gegen
Ende des 21. Jahrhunderts werden die heu-
tigen Klimaschutzmaßnahmen der wich-
tigste Faktor sein, der auf den Klimawandel
einwirkt. Diese Anstrengungen von heute
werden jedoch erst nach 2030 signifikante
Effekte hervorbringen.43 Das liegt daran,
dass eine Veränderung der Emissionspfade
keine zeitgleiche Reaktion der Klimasyste-
me auslöst. Bei jedem mittelfristigen Szena-
rio würden die Ozeane, die bisher rund 
80 Prozent der zunehmenden globalen Er-
wärmung aufgefangen haben, weiter steigen
und die Eisschilde würden weiter abschmel-
zen. 

Eine ungewisse Zukunft 
und böse Überraschungen – 
Katastrophenrisiken durch 
Klimawandel
Der Anstieg der globalen Durchschnittstempe-
ratur ist ein vorhersagbares Ergebnis des Klima-
wandels. Er gehört zu den „bekannten Fakto-
ren“, die sich aus den Klimamodellen ergeben.
Es gibt aber auch ein breites Spektrum
„bekannter Unbekannter“. Das sind vorhersag-
bare Ereignisse, die hinsichtlich des Zeitpunkts
ihres Eintretens und ihres Ausmaßes mit gro-
ßen Unsicherheiten behaftet sind. Ungewisse,
aber signifikante Risiken mit katastrophalen
Ergebnissen sind Teil des sich abzeichnenden
Klimawandel-Szenarios.

Der vierte IPCC-Bericht lenkt das Augen-
merk auf ein breites Spektrum von Unsicher-
heiten, die mit potenziell katastrophalen Ereig-
nissen verbunden sind. Zwei solcher Ereignisse
spielen in den Debatten über den Klimawandel
eine prominente Rolle. Das erste ist die
Abschwächung der „atlantischen meridionalen
Umwälzungsströmung“ (Golfstrom). Die von
diesem großen Warmwasser-Förderband im
Atlantik transportierte Wärme entspricht rund
einem Prozent des derzeitigen Energiever-
brauchs der Menschheit.44 Auf Grund dieses
Wärmetransports ist Europa um bis zu acht
Grad Celsius wärmer, wobei sich die stärksten
Effekte im Winter bemerkbar machen. Die
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zunächst die Belege für das Abschmelzen der
Eisschilde und den Anstieg des Meeresspiegels.
Bisher wurde dieser Anstieg vorrangig durch
die thermische Ausdehnung der Ozeane auf
Grund steigender Temperaturen und nicht
durch schmelzendes Eis verursacht – aber das
könnte sich ändern. Für die Menschheit insge-
samt sind das beschleunigte Auseinanderbre-
chen und schließliche Verschwinden der Grön-
ländischen und Westantarktischen Eisschilde
vielleicht die größte aller mit dem Klimawandel
zusammenhängenden Gefahren. Neuere Belege
lassen auf eine Ausdünnung der westantark-
tischen Eisschelfe durch das wärmere Wasser
der Ozeane um mehrere Meter pro Jahr schlie-
ßen. Das Gebiet Grönlands, in dem im Sommer
das Eis schmilzt, hat sich während der letzten
25 Jahre um mehr als 50 Prozent vergrößert.
Die Sorge über das Schicksal der antarktischen
Eisschelfe hat sich verstärkt, seitdem sich das
riesige Larsen-B-Eisschelf 2002 komplett auf-
löste. Weitere Eisschelfe brachen in den letzten
Jahren rasch auseinander.46

Einer der Gründe für die Unsicherheiten
künftiger Entwicklungen liegt darin, dass die
Bildung von Eisschilden zwar sehr lange dauert,
dass sie aber sehr schnell zerfallen können.
Einer der weltweit bekanntesten Klimafor-
scher, der bei der Nordamerikanischen Welt-
raumorganisation (NASA) arbeitet, vertritt die
Meinung, dass bei einem „Business-as-usual“-
Szenario hinsichtlich des Auseinanderbrechens
der Eisschilde im 21. Jahrhundert noch im sel-
ben Jahrhundert ein Meeresspiegelanstieg von
fünf Metern eintreten könnte. Dabei ist ein
schnelleres Abschmelzen des Grönland-Eis-
schilds noch nicht berücksichtigt – seine völlige
Auflösung würde den Meeresspiegel um etwa
sieben Meter ansteigen lassen.47 Den IPCC-
Konsens könnte man als kleinsten gemeinsa-
men Nenner betrachten. In seiner Bewertung
der Risiken und Unsicherheiten hat er jedoch
weder die jüngsten Belege für eine beschleunig-
te Eisschmelze noch die Möglichkeit weitrei-
chender, noch nicht völlig verstandener Wir-
kungen auf den Kohlenstoffkreislauf berück-
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Kasten 1.1 Rückkopplungseffekte könnten den Klimawandel beschleunigen

Die für das 21. Jahrhundert entwickelten Klimawandelszenarien

könnten durch eine Vielzahl positiver Rückkopplungseffekte beein-

flusst werden. Das hohe Maß an Ungewissheit, das die positiven

Rückkopplungseffekte umgibt, kommt auch in den Projektionen der

IPCC-Szenarien zum Ausdruck. 

Beim Auseinanderbrechen der Eisschilde wurden vielfältige Rück-

kopplungen beobachtet. Ein Beispiel ist der Albedo-Effekt, der auf-

tritt, wenn Schnee und Eis zu schmelzen beginnen. Schneebedecktes

Eis reflektiert den größten Teil der auftreffenden Sonnenstrahlung in

den Weltraum zurück. Wenn der Schnee auf der Oberfläche schmilzt,

absorbiert das dunklere nasse Eis mehr Sonnenenergie. Das Schmelz-

wasser gräbt sich durch das Eisschild und durchfeuchtet seine Basis,

sodass sich das Abbrechen von Eisbergen in den Ozean beschleunigt.

Durch den Verlust an Masse sinkt die Oberfläche des Eisschilds auf

eine niedrigere Höhe, auf der die Temperatur wärmer ist, sodass das

Eis noch schneller schmilzt. Gleichzeitig wird dieser Prozess durch

einen weiteren positiven Rückkopplungseffekt verstärkt, wenn das

sich erwärmende Meerwasser das Schelfeis, das häufig eine Barriere

zwischen Eisschild und Ozean bildet, schmelzen lässt. 

Das beschleunigte Auftauen der Permafrostböden in Sibirien im

Gefolge der globalen Erwärmung ist ein weiterer Grund zur Sorge. Dabei

könnten große Mengen von Methan – ein hochwirksames Treibhausgas

– in die Atmosphäre abgegeben werden. Dies würde wiederum die

Erwärmung erhöhen und den Permafrost noch schneller auftauen lassen. 

Quelle: FAO 2007b; Hansen 2007a, 2007b; Houghton 2005; Nobre 2007; Volpi 2007. 

Die Wechselwirkung zwischen dem Klimawandel und der Kapa-

zität der tropischen Regenwälder als Kohlenstoffsenken bildet ein

weiteres Beispiel für die Unsicherheiten hinsichtlich positiver Rück-

kopplungen. Die Regenwälder sind so etwas wie riesige „Kohlenstoff-

Banken“. Allein in den Bäumen der Amazonas-Region Brasiliens sind

49 Milliarden Tonnen Kohlenstoff gespeichert, weitere sechs Milliar-

den Tonnen in den Wäldern Indonesiens. Ein Anstieg der globalen

Temperatur könnte die Klimamuster verändern und dadurch Prozes-

se auslösen, die zur Freisetzung großer Mengen von Kohlenstoff aus

diesen Reservoiren führen werden. 

Heute schon schrumpfen die Regenwälder durch kommerziellen

Druck, illegalen Holzeinschlag und andere Aktivitäten in alarmieren-

dem Ausmaß. Bei einem „Business-as-usual“-Szenario prognostizie-

ren Klimamodelle bis 2100 einen Temperaturanstieg für weite Teile

der Amazonas-Region um vier bis sechs Grad. Forschungen zufolge,

die unter der Schirmherrschaft des Nationalen Weltraumforschungs-

instituts Brasiliens durchgeführt wurden, könnten sich dadurch bis zu

30 Prozent des Amazonas-Regenwalds in eine Art Trockensavanne

verwandeln. Ein solches Ergebnis würde wiederum die globalen

Nettoemissionen von CO2 in die Höhe treiben. Da Regenwälder min-

destens die Hälfte der Niederschläge durch Verdunstung wieder an

die Atmosphäre abgeben, würde eine beschleunigte Entwaldung

auch zu häufigeren und stärkeren Dürren und zur Ausdehnung der

Savannengebiete führen. 



tende Auseinanderbrechen und Schmelzen von
Eisschilden warten müssen, um entsprechende
katastrophale Auswirkungen zu erleben. Über
die genauen Zahlen lässt sich streiten, aber für
die ärmsten 40 Prozent der Weltbevölkerung –
rund 2,6 Milliarden Menschen – stehen Klima-
ereignisse bevor, die die Aussichten für die
menschliche Entwicklung gefährden. Wir wer-
den diesen Punkt in Kapitel 2 ausführlicher
behandeln. 

Risiko und Unsicherheit 
als Handlungsgrund
Wie sollte die Welt auf die mit dem Klimawan-
del verbundenen Unsicherheiten reagieren?
Manche Kommentatoren raten dazu, abzuwar-
ten und die Ausweitung von Klimaschutzmaß-
nahmen davon abhängig zu machen, wie sich
die Dinge entwickeln. Die Tatsache, dass der
IPCC und viele andere Klimawissenschaftler
auf ungewisse Risiken mit geringen Wahr-
scheinlichkeiten einer globalen Katastrophe auf
mittlere Sicht hinweisen, wird als Begründung
für verzögertes Handeln angeführt. 

Solche Reaktionen enttäuschen die Erwar-
tungen, die sich in punkto Klimaschutzstrate-
gien an die öffentliche Politik richten. Nehmen
wir als erstes die Reaktion auf die durch die
Klimawissenschaft ermittelten Bandbreiten
verschiedener Möglichkeiten. Diese Bandbrei-
ten sind keine Rechtfertigung für Untätigkeit.
Sie sind eine Aufforderung, die Art der identi-
fizierten Risiken zu bewerten und Strategien
zur Risikominderung zu entwickeln. Eine
Gruppe namhafter Offiziere in den Vereinigten
Staaten vertrat die Auffassung, dass kein Kom-
mandeur im Feld angesichts von Risiken, die
mit denen des Klimawandels vergleichbar
wären, entscheiden würde, auf Grund der beste-
henden Unsicherheit nicht zu handeln: „Wir
können nicht warten, bis wir Gewissheit haben.
Nicht zu handeln, weil eine Warnung nicht
präzise genug ist, ist nicht akzeptabel.“50

Die Art der mit den Unsicherheiten des
Klimawandels verbundenen Risiken verstärkt
diese Einschätzung in dreierlei Hinsicht. Ers-
tens handelt es sich um Risiken, deren katastro-
phale Auswirkungen alle künftigen Generatio-
nen der Menschheit bedrohen. Der Anstieg des

sichtigt. Das Fazit ist, dass die prominentesten
Risikoangaben möglicherweise eher untertrie-
ben sind. 

Die „bekannten Unbekannten“ in Bezug
auf den Meeresspiegelanstieg sind ein besonders
augenfälliges Beispiel für Bedrohungen der
gesamten Menschheit. Eines ist auf jeden Fall
sicher: Die derzeitigen Trends und die Belege
aus der Vergangenheit taugen kaum als Richt-
schnur für die Zukunft. Der Klimawandel
könnte ein ganzes Spektrum von „Über-
raschungen“ auslösen: schnelle, nichtlineare
Reaktionen des Klimasystems auf anthropoge-
ne Antriebe. (siehe Kasten 1.1). 

Die Klimaforscher machen einen Unter-
schied zwischen „vorstellbaren Überraschun-
gen“, die derzeit als möglich, aber unwahr-
scheinlich angesehen werden (beispielsweise
das Abschmelzen der polaren Eiskappen oder
Abschwächungen des Golfstroms) und „echten
Überraschungen“, das heißt Risiken die auf
Grund der Komplexität der Klimasysteme noch
nicht identifiziert wurden.48 Ursache für solche
potenziellen Überraschungen sind Rückkopp-
lungseffekte zwischen dem Klimawandel und
dem Kohlenstoffkreislauf, bei denen Tempera-
turänderungen nicht vorhersagbare Ergebnisse
bewirken.

Es gibt zunehmende Belege dafür, dass sich
die natürliche Absorption von Kohlenstoff bei
steigenden Temperaturen abschwächen wird.
Aus Modellentwürfen des Hadley Centre ist zu
schließen, dass Rückkopplungseffekte des Klima-
wandels die Absorptionskapazität, bei der eine
Stabilisierung auf 450 ppm CO2-Äq. gegeben
wäre, um 500 Gigatonnen verringern könnte,
das entspräche siebzehn Jahren globaler Emis-
sionen in heutiger Höhe.49 Die praktische
Konsequenz von Rückkopplungseffekten des
Kohlenstoffkreislaufs ist, dass das Emissions-
maximum möglicherweise niedriger angesetzt
oder die Emissionen schneller reduziert werden
müssen, vor allem bei höheren Niveaus von
Treibhausgaskonzentrationen.

Die schwerpunktmäßige Beschäftigung mit
potenziell katastrophalen Ergebnissen darf aber
nicht die Aufmerksamkeit von den näher lie-
genden Risiken ablenken. Ein erheblicher Teil
der Menschheit wird nicht auf das fortschrei-
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Meeresspiegels durch das Abschmelzen der Eis-
schilde Grönlands und der Westantarktis wür-
de selbst die Hochwasserschutzsysteme der
reichsten Länder überwältigen: Große Gebiete
Floridas und der größte Teil der Niederlande
würden ebenso überflutet wie das Gangesdelta,
Lagos und Shanghai. Zweitens sind die mit
diesen Risiken verbundenen Ergebnisse irrever-
sibel: Eine Wiederherstellung des Westantark-
tischen Eisschilds durch künftige Generationen
ist nicht möglich. Drittens wirkt die Unsicher-
heit in beide Richtungen: Die Chance, dass die
Auswirkungen schlimmer ausfallen, ist ebenso
groß wie die Chance, dass sie weniger schlimm
sein werden. 

In einer Welt mit nur einem Land, dessen
Bürger sich gemeinsam um das Wohl künftiger
Generationen sorgen, hätte der Klimaschutz
hohe Priorität. Er würde als Versicherungspo-
lice gegen Katastrophenrisiken und als zwin-
gende Notwendigkeit im Hinblick auf die
Generationengerechtigkeit betrachtet. In einer
solchen Welt würde die Unsicherheit nicht als
Grund für Untätigkeit gesehen, sondern als
Beweis dafür, dass entschlossen gehandelt wer-
den muss, um die Risiken zu verringern. 

In einer Welt mit vielen Ländern, die alle
ein höchst unterschiedliches Entwicklungsni-
veau aufweisen, gibt es noch ein zusätzliches
Argument für rasches Handeln. Es gründet sich
vor allem auf das Streben nach sozialer Gerech-
tigkeit und Achtung der Menschenrechte und
auf die ethisch begründete Sorge um die ärms-
ten und schutzlosesten Menschen der Welt.

Millionen von ihnen müssen heute schon mit
den ersten Auswirkungen der Klimaänderun-
gen fertig werden. Diese Auswirkungen brem-
sen bereits den menschlichen Fortschritt, und
alle plausiblen Szenarien deuten auf eine Fort-
setzung oder sogar Verschlimmerung dieses
Trends. Da Schutznahmen den Klimawandel
über mehrere Jahrzehnte hinweg nur begrenzt
beeinflussen werden, sollten Investitionen in
Anpassungsmaßnahmen als Teil der Versiche-
rungspolice für die Armen der Welt angesehen
werden. 

Es sollte erkannt werden, dass unter dem
Aspekt der menschlichen Sicherheit im breite-
ren Sinn sowohl Klimaschutz als auch Anpas-
sung an den Klimawandel zwingend notwendig
sind. Gefährliche Klimaänderungen und die in
ihrem Gefolge auftretenden ökologischen Schä-
den bergen die Gefahr massiver Vertreibungen
von Menschen und des Zusammenbruchs ihrer
Existenzgrundlagen. Die Folgewirkungen wür-
den weit über die Wohnorte der unmittelbar
Betroffenen hinausreichen. Solche Begleitum-
stände könnten von grenzüberschreitenden
Flüchtlingswellen bis zum potenziellen Zusam-
menbruch fragiler Staaten reichen. In einer
Welt wechselseitiger Abhängigkeit bliebe kein
Land von den Konsequenzen verschont. Natür-
lich würden viele reiche Länder sich bemühen,
ihre Bürger durch Investitionen in Hochwasser-
schutzsysteme und andere Maßnahmen vor der
Klimaunsicherheit zu schützen. Jedoch würden
Zorn und Unmut der am stärksten Betroffenen
umfassendere Unsicherheiten schaffen. 
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Hinsichtlich der globalen Kohlenstoffbilanz
ist die Welt ein einziges Land. Die Erdatmo-
sphäre ist eine gemeinsame Ressource, die kei-
ne Grenzen kennt. Räumlich wie zeitlich ver-
mischen sich die Emissionen von Treibhausga-
sen frei in der Atmosphäre. Unter dem Aspekt
des Klimawandels macht es keinen Unter-
schied, ob eine zusätzliche Tonne CO2 aus

einem Kohlekraftwerk, einem Auto oder
einem Verlust an Kohlenstoffsenken in den
tropischen Regenwäldern stammt. Entspre-
chend gilt, dass Treibhausgase bei ihrem Ein-
tritt in die Erdatmosphäre nicht nach Her-
kunftsland unterschieden werden. Eine Tonne
CO2 aus Mosambik hat das gleiche Gewicht
wie eine Tonne CO2 aus den USA. 

1.3 Von der globalen zur lokalen Ebene – Messung
der CO2-Fußabdrücke in einer ungleichen Welt



2000 stammte nur knapp über die Hälfte aller
Emissionen aus der Verbrennung fossiler
Brennstoffe. Rund zehn Gigatonnen CO2 –
etwa ein Viertel der Gesamtmenge – entfielen
auf die Stromerzeugung. Die zweitgrößte Quel-
le der energiebezogenen CO2-Emissionen ist
der Verkehr. Während der letzten dreißig 
Jahre erhöhten sich die durch Energieerzeu-
gung und Verkehr verursachten Treibhausgas-
emissionen um 145 bzw. 120 Prozent. Die kri-
tische Rolle des Stromsektors in Bezug auf die
globalen Emissionen wird durch seinen heuti-
gen Anteil nicht vollständig erfasst. Die Strom-
erzeugung wird durch kapitalintensive Infra-
strukturinvestitionen dominiert, die Anlage-
vermögen mit sehr hoher Lebensdauer schaffen.
Kraftwerke, die heute ans Netz gehen, werden
noch in 50 Jahren CO2 ausstoßen. 

Auch den Änderungen der Landnutzung
kommt eine wichtige Rolle zu. Die Entwaldung
ist in diesem Kontext die weitaus größte Quel-
le von CO2-Emissionen, denn sie führt dazu,
dass in Wäldern gebundener Kohlenstoff durch
Verbrennung und Verlust von Biomasse in die
Atmosphäre freigesetzt wird. Die für diesen
Bereich vorliegenden Daten sind unsicherer als
für andere Sektoren. „Besten Schätzungen“ ist
jedoch zu entnehmen, dass jährlich rund sechs
Gigatonnen CO2 freigesetzt werden.51 Dem
IPCC zufolge liegt der Anteil des auf Entwal-

Während also jede Tonne Kohlendioxid
das gleiche Gewicht aufweist, verdeckt die glo-
bale Bilanzierung große Abweichungen bei den
Beiträgen zu den Gesamtemissionen aus ver-
schiedenen Quellen. Alle Aktivitäten, alle Län-
der und alle Menschen tragen zur globalen
Kohlenstoffbilanz bei – aber manche sehr viel
stärker als andere. In diesem Abschnitt betrach-
ten wir den durch CO2-Emissionen verursach-
ten „Fußabdruck“. Die Unterschiede in der
Tiefe der Fußabdrücke können mithelfen,
wichtige Gerechtigkeits- und Verteilungs-
probleme bei den verschiedenen Ansätzen für
Schutz- und Anpassungsmaßnahmen aufzuzei-
gen. 

Nationale und regionale 
CO2-Fußabdrücke – Grenzen 
der Angleichung 

Die meisten menschlichen Aktivitäten – Ver-
brennung fossiler Brennstoffe zur Energiege-
winnung, Verkehr, Landnutzungsänderungen
und industrielle Prozesse – sind mit dem Aus-
stoß von Treibhausgasen verbunden. Dies ist
einer der Gründe, warum der Klimaschutz uns
vor so ungeheure Herausforderungen stellt. 

Die Aufschlüsselung der Verteilung von
Treibhausgasemissionen macht das Ausmaß
des Problems deutlich (Grafik 1.3). Im Jahr
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Bei den Treibhausgasemissionen stehen Energie und 
veränderte Landnutzung im Vordergrund

Grafik 1.3
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   Verkehr
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   und Baugewerbe
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Anteile an den Emissionen
des Energiesektors

Quelle: WRI 2007a.



dung zurückzuführenden CO2-Ausstoßes in
einer Bandbreite zwischen elf und 28 Prozent
der Gesamtemissionen.52

Eine der Schlussfolgerungen, die sich aus
einer sektoralen Analyse der CO2-Fußabdrücke
ergibt, lautet, dass Maßnahmen mit dem Ziel,
die durch Stromerzeugung, Verkehr und Ent-
waldung verursachten CO2-Emissionen zu ver-
ringern, unter dem Gesichtspunkt des Klima-
schutzes sehr erfolgreich sein dürften. 

Die CO2-Fußabdrücke der einzelnen Staaten
können anhand der Bestands- und Flussdaten
gemessen werden. Die Tiefe des nationalen
Fußabdrucks hängt eng mit den historischen
und heutigen Energieverbrauchsmustern zu-
sammen. Zwar wird auch der Gesamtfuß-
abdruck der Entwicklungsländer zunehmend
tiefer, aber die historische Verantwortung für
einen großen Teil der bisherigen Emissionen ist
der entwickelten Welt anzulasten. 

Die reichen Länder dominieren die
Gesamtemissionsbilanz (Grafik 1.4). Von
jeweils zehn Tonnen CO2, die seit Beginn des
Industriezeitalters emittiert wurden, gehen sie-
ben auf ihr Konto. Die Emissionen der Vergan-
genheit werden für England und Amerika auf
1.100 Tonnen CO2 pro Kopf beziffert, ver-
glichen mit 66 Tonnen pro Kopf für China und
23 Tonnen pro Kopf für Indien.53 Diese histo-
rischen Emissionen sind in zweierlei Hinsicht
wichtig. Erstens bilden, wie bereits erwähnt, die
angesammelten früheren Emissionen den
Antrieb für den heutigen Klimawandel. Zwei-
tens ist die Kapazität zur Aufnahme künftiger
Emissionen abhängig von den früheren Emis-
sionen. Tatsächlich wird der ökologische
„Spielraum“, der für künftige Emissionen zur
Verfügung steht, durch das Handeln der Ver-
gangenheit bestimmt. 

Beim Wechsel von Bestands- zu Flussdaten
ergibt sich ein anderes Bild. Auffällig ist unter
anderem, dass die Emissionen stark in einer
kleinen Ländergruppe konzentriert sind (Gra-
fik 1.5) Die Vereinigten Staaten sind der größ-
te Emissionsverursacher mit etwa einem Fünf-
tel der Gesamtmenge. Auf die obersten fünf
Verursacher zusammengenommen – also auf
China, Indien, Japan, die Russische Föderation
und die Vereinigten Staaten – entfallen mehr

als die Hälfte, auf die obersten zehn über 
60 Prozent. Zwar ist der Klimawandel ein glo-
bales Problem, aber offensichtlich ist ein großen
Teil der gesamten Emissionsflüsse auf Aktivitä-
ten im nationalen und multilateralen Bereich
unter Beteiligung einer relativ kleinen Zahl von
Ländern oder Ländergruppen – wie etwa die 
G-8, die Europäische Union (EU), China und
Indien – zurückzuführen. 

Über die Angleichung der Emissionen zwi-
schen entwickelten und Entwicklungsländern
ist schon viel geredet worden. Auf der einen
Ebene findet tatsächlich ein Annährungspro-
zess statt. Der Anteil der Entwicklungsländer
an den globalen Emissionen steigt. 2004 entfie-
len auf sie 42 Prozent der energiebezogenen
CO2-Emissionen, während es 1980 noch rund
20 Prozent waren (Anhang Tabelle). China
könnte demnächst die Vereinigten Staaten als
größter Emissionsverursacher überholen, wäh-
rend Indien heute schon der viertgrößte Emit-
tent der Welt ist. Prognosen zufolge werden 
die Emissionen der Entwicklungsländer 2030
etwas mehr als die Hälfte der Gesamtemissio-
nen ausmachen.54

Rechnet man die Entwaldung mit ein, so
ändert sich die Reihenfolge auf der Rangliste
der globalen CO2-Emissionen grundlegend.
Wenn alle Regenwälder der Welt ein Land
wären, dann würde dieses Land den Spitzen-
platz der Weltrangliste für CO2-Emissionen
einnehmen. Berücksichtigt man lediglich die

Tatsächlich wird der 

ökologische „Spielraum“, 

der für künftige Emissionen

zur Verfügung steht, 

durch das Handeln der 

Vergangenheit bestimmt
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Grafik 1.4 Die reichen Länder dominieren die kumulative Emissionsbilanz

Anteil an den weltweiten CO2-Emissionen, 1840-2004 (in %)

0

5

10

15

20

25

30

Vereinigte
Staaten

Russische
Föderation a

China Deutsch-
land

Groß-
britannien

Japan Frankreich Indien Kanada Polen

Quelle: CDIAC 2007.

a. Enthält einen Anteil an den Emissionen der UdSSR, der dem gegenwärtigen Anteil der Russischen Föderation an den Emissionen 
der GUS entspricht.



Emissionen weisen zwischen einzelnen Jahren
starke Abweichungen auf, sodass ein Länder-
vergleich schwierig ist. Als 1998 El-Niño-Ereig-
nisse schwere Dürren in Südostasien auslösten,
wurden durch Brände in Torfwäldern schät-
zungsweise 0,8 bis 2,5 Milliarden Tonnen Koh-
lenstoff in die Atmosphäre ausgestoßen.56

Schätzungen zufolge werden in Indonesien
durch Landnutzungsänderungen und forst-
wirtschaftliche Tätigkeiten jährlich 2,5 Giga-
tonnen CO2-Äq. freigesetzt – etwa das Sechsfa-
che der Emissionen, die Energieerzeugung und
Landwirtschaft zusammengenommen verur-
sachen.57 Für Brasilien machen die mit Land-
nutzungsänderungen zusammenhängenden
Emissionen 70 Prozent der nationalen Gesamt-
menge aus. 

Die Angleichung bei den Gesamtemissio-
nen wird manchmal als Beleg dafür zitiert, dass
die Entwicklungsländer als Gruppe rasch Kli-
maschutzmaßnahmen ergreifen müssen. Diese
Einschätzung übersieht einige wichtige Aspek-
te. Die Mitwirkung der Entwicklungsländer
wird unabdingbar sein, wenn der globale Klima-
schutz Erfolg haben soll. Jedoch wird das Aus-
maß der bisherigen Annäherung stark über-
schätzt. 

Die reichen Länder mit nur 15 Prozent der
Weltbevölkerung verursachen 45 Prozent der
CO2-Emissionen. In Afrika südlich der Sahara
mit einem ähnlich geringen Anteil an der Welt-
bevölkerung (rund elf Prozent) beträgt der
Anteil an den globalen Emissionen ganze zwei
Prozent. Auf die Gruppe der Länder mit nied-
rigem Einkommen entfallen ein Drittel der
Weltbevölkerung, aber lediglich sieben Prozent
der Emissionen. 

Ungleichheiten bei der 
CO2-Belastung – manche 
hinterlassen einen 
schwächeren Fußabdruck  

Die Unterschiede in der Tiefe der CO2-Fußab-
drücke hängen mit der Geschichte der indus-
triellen Entwicklung zusammen. Sie spiegeln
aber auch die umfangreichen „CO2-Schulden“
wider, die die reichen Länder durch die Über-
nutzung der Erdatmosphäre angehäuft haben.

Emissionen aus der Entwaldung, dann käme
Indonesien auf den dritthöchsten Rang als
Quelle der jährlichen CO2-Emissionen (2,3 Giga-
tonnen CO2), während Brasilien auf dem fünf-
ten Rang läge (1.1 Gigatonnen CO2).55 Die
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Die weltweiten CO2-Emissionen sind stark konzentriertGrafik 1.5
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Die Menschen in den reichen Ländern machen
sich zunehmend Sorgen über die Treibhausgas-
emissionen aus Entwicklungsländern. Welchen
Platz sie selbst in der globalen Verteilung der
CO2-Emissionen einnehmen, ist ihnen jedoch
in der Regel weniger bewusst (Karte 1.1). Neh-
men wir folgende Beispiele: 
• Großbritannien (60 Millionen Einwohner)

emittiert mehr CO2 als Ägypten, Nigeria,
Pakistan und Vietnam zusammen (insge-
samt 472 Millionen Einwohner). 

• Die Niederlande emittieren mehr CO2 als
Bolivien, Kolumbien, Peru, Uruguay und
die sieben Staaten Zentralamerikas zusam-
men. 

• Der amerikanische Bundesstaat Texas 
(23 Millionen Einwohner) weist CO2-
Emissionen in Höhe von rund 700 Mega-
tonnen auf, das heißt zwölf Prozent der
Gesamtemissionen der Vereinigten Staaten.
Diese Zahl liegt höher als der CO2-Fußab-
druck von ganz Afrika südlich der Sahara –
einer Region mit 690 Millionen Einwoh-
nern. 

• Der australische Bundesstaat New South
Wales (6,9 Millionen Einwohner) verur-
sacht Emissionen von 116 Megatonnen
CO2. Diese Zahl ist vergleichbar mit den
Gesamtemissionen von Äthiopien, Bangla-
desch, Kambodscha, Kenia, Marokko,
Nepal und Sri Lanka. 

• Die 19 Millionen Einwohner des Bundes-
staats New York haben einen höheren CO2-
Fußabdruck als die Gesamtheit der in den
50 am wenigsten entwickelten Ländern
lebenden Menschen mit 146 Megatonnen
CO2.
Die extremen Ungleichheiten der natio-

nalen CO2-Fußabdrücke spiegeln die Dispari-
täten bei den Pro-Kopf-Emissionen wider. Eine
Bereinigung der CO2-Emissionsbilanzen um
diese Disparitäten macht deutlich, dass sich 
die CO2-Angleichung in engen Grenzen hält
(Grafik 1.6). 

Die Angleichung der CO2-Fußabdrücke
war bisher ein begrenzter und partieller Prozess,
der auf sehr unterschiedlichen Emissionsni-
veaus einsetzte. Während China demnächst die
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Energiebedingte CO2-Emissionen, 2004 (in Gt CO2)

Relative Größe der Länder nach ihren CO2-EmissionenKarte 1.1

Vereinigte Staaten
China

Welt gesamt

Indien
Nordafrika

Afrika südlich 
der Sahara

Lateinamerika

Russische Föderation

Japan
Europäische Union

6,0 Gt CO
2 5,0 Gt CO

2

1,3 Gt CO
2

0,5 Gt CO
2

0,7 Gt CO
2

1,4 Gt CO
2

1,5 Gt CO
2

1,3 Gt CO
2

4,0 Gt CO
2

Ein Quadrat von dieser Größe entspricht 1 Gt CO2
29,0 Gt CO2

Jedes Land ist in der seinen CO2-Emissionen pro Jahr entsprechenden Größe dargestellt

Quelle:  Mapping Worlds 2007, auf der Grundlage von Daten des CDIAC.

Erläuterung: Die auf dieser Karte dargestellten Grenzen und die verwendeten Namen und Bezeichnungen kommen keiner offiziellen Befürwortung oder Anerkennung seitens der Vereinten Nationen gleich. Gepunktete Linien 
geben den ungefähren Verlauf der von Indien und Pakistan vereinbarten Waffenstillstandslinie („Line of Control“) in Jammu und Kaschmir wieder. Die Konfliktparteien haben sich noch nicht auf den endgültigen Status von Jammu 
und Kaschmir geeinigt.



hunderts sein, aber eine ebenso drängende und
viel aktuellere Herausforderung ist die verstärk-
te Bereitstellung einer erschwinglichen Energie-
versorgung für die Armen der Welt. 

Ein Leben ohne elektrischen Strom wirkt
sich auf zahlreiche Dimensionen der mensch-
lichen Entwicklung aus. Energiedienstleistun-
gen spielen nicht nur für die Unterstützung des
Wirtschaftswachstums und die Schaffung von
Arbeitsplätzen eine wichtige Rolle, sondern
auch für die Verbesserung der Lebensqualität
der Menschen. Rund 1,6 Milliarden Menschen
in der Welt fehlt der Zugang zu solchen Versor-
gungsdiensten (Grafik 1.7). Die meisten leben
in Afrika südlich der Sahara58, wo nur rund ein
Viertel der Menschen moderne Energiedienst-
leistungen nutzen, sowie in Südasien. 

Das enorme globale Defizit beim Zugang zu
einer grundlegenden Energieversorgung muss
im Zusammenhang mit Fragen zum Anstieg
der CO2-Emissionen aus Entwicklungsländern
betrachtet werden. Die CO2-Emissionen aus
Indien sind wohl inzwischen Gegenstand welt-
weiter Besorgnis hinsichtlich der Klimasicher-
heit, aber diese Perspektive ist sehr einseitig. In
Indien leben rund 500 Millionen Menschen
ohne Zugang zu moderner Elektrizität – mehr
als die Gesamtbevölkerung der erweiterten
Europäischen Union. Diese Menschen haben
nicht einmal eine Glühbirne in ihrer Wohnung
und sind zum Kochen auf Brennholz oder Tier-
dung angewiesen.59 Zwar verbessert sich der
Energiezugang in den Entwicklungsländern all-
mählich, aber die Fortschritte sind immer noch

Vereinigen Staaten als größter CO2-Emittent
der Welt überholen könnte, sind seine Pro-
Kopf-Emissionen nur ein Fünftel so hoch wie
die amerikanischen. Die Emissionen aus Indien
weisen einen ansteigenden Trend auf. Dennoch
entsprechen seine Pro-Kopf-Emissionen nur
einem Zehntel der Werte in den Hocheinkom-
mensländern. In Äthiopien liegt der durch-
schnittliche Pro-Kopf-Fußabdruck bei 0,1 Ton-
nen, verglichen mit 20 Tonnen in Kanada. Die
in den Vereinigten Staaten seit 1990 registrier-
te Zunahme der Pro-Kopf-Emissionen (1,6 Ton-
nen) ist höher als die gesamten Pro-Kopf-Emis-
sionen Indiens im Jahr 2004 (1,2 Tonnen).
Allein die Zunahme der Gesamtemissionen der
Vereinigten Staaten übertrifft die Gesamtmen-
ge der Emissionen aus Afrika südlich der Saha-
ra. Die Pro-Kopf-Zunahme in Kanada seit
1990 (fünf Tonnen) ist höher als die Pro-Kopf-
Emissionen in China im Jahr 2004 (3,8 Ton-
nen). 

Aus der Verteilung der derzeitigen Emissio-
nen lässt sich ein Umkehrverhältnis zwischen
Risiko und Verantwortung in Bezug auf den
Klimawandel ablesen. Die ärmsten Menschen
hinterlassen auf unserer Erde nur einen schwa-
chen CO2-Fußabdruck. Wir schätzen diesen
Fußabdruck der ärmsten Milliarde Menschen
unseres Planeten auf rund drei Prozent des
Gesamtfußabdrucks der Welt. Diese ärmste
Milliarde Menschen, die in gefährdeten länd-
lichen Gebieten und städtischen Slums leben,
sind in hohem Maße den Bedrohungen durch
Klimaänderungen ausgesetzt, für die sie so gut
wie gar keine Verantwortung tragen. 

Die globale Energie-Kluft
Die Ungleichheiten bei den gesamten und den
Pro-Kopf-Werten der CO2-Fußabdrücke sind
eng mit umfassenderen Ungleichheiten ver-
knüpft. Sie spiegeln das Verhältnis zwischen
Wirtschaftswachstum, industrieller Entwick-
lung und dem Zugang zu einer modernen Ener-
gieversorgung wider. Dieses Verhältnis lenkt
die Aufmerksamkeit auf ein wichtiges Problem-
feld der menschlichen Entwicklung. Der Klima-
wandel und die Eindämmung des übermäßigen
Verbrauchs fossiler Brennstoffe mögen viel-
leicht die größte Herausforderung des 21. Jahr-
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Grafik 1.6 Die reichen 
Länder hinter-
lassen einen 
großen CO2-
Fußabdruck
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Kasten 1.2 Millionen Menschen ohne moderne Energieversorgung

„Unser Tag fängt vor fünf Uhr früh an, da müssen wir Wasser holen,
das Frühstück für die Familie zubereiten und unsere Kinder für die
Schule fertig machen. Gegen acht Uhr gehen wir Holz sammeln. Dazu
müssen wir mehrere Kilometer laufen. Wenn wir kein Holz finden,
nehmen wir Tierdung, um zu kochen – aber der ist schlecht für die
Augen und für die Kinder.“ 
Elisabeth Faye, Bäuerin, 32 Jahre alt, Mbour, Senegal

In den meisten reichen Ländern ist elektrischer Strom eine

Selbstverständlichkeit. Man drückt auf einen Schalter und schon hat

man Licht, kann Wasser erhitzen und Essen kochen. Beschäftigung

und Wohlstand beruhen auf Energiesystemen, die das Rückgrat der

modernen Industrie bilden, den Einsatz von Computern und den

Betrieb von Verkehrsnetzen ermöglichen.  

Für Menschen wie Elisabeth Faye hat der Zugang zu Energie eine

ganz andere Bedeutung. Das Sammeln von Brennholz ist eine müh-

same und zeitraubende Tätigkeit, die jeden Tag 2 bis 3 Stunden in

Anspruch nimmt. Wenn sie kein Holz sammeln kann, bleibt ihr nichts

anderes übrig als zum Kochen Tierdung zu verwenden – eine ernst-

hafte Gefahr für die Gesundheit. 

In den Entwicklungsländern gibt es rund 2,5 Milliarden Menschen

wie Elisabeth Gaye, die auf Biomasse – Brennholz, Holzkohle und

Tierdung – als Energiequelle zum Kochen zurückgreifen müssen

(Grafik 1.8).

In Afrika südlich der Sahara sind über 80 Prozent der Bevöl-

kerung zum Kochen auf traditionelle Biomasse angewiesen, in Indien

und China ist es über die Hälfte.

Der ungleiche Zugang zu moderner Energie hängt eng mit den

umfassenderen Ungleichheiten der Chancen für menschliche Ent-

wicklung zusammen. Länder mit geringem Zugang zu modernen

Energiesystemen stehen in der Gruppe mit geringer menschlicher

Entwicklung an prominenter Stelle. Innerhalb der Länder verstärken

sich die Ungleichheiten beim Zugang zu modernen Energiedienstleis-

tungen zwischen Reich und Arm und zwischen städtischen und länd-

lichen Gebieten und die umfassenderen Chancenungleichheiten

gegenseitig. 

Arme Menschen und arme Länder zahlen für das Fehlen einer

modernen Energieversorgung einen hohen Preis: 

• Gesundheit. Die Luftverschmutzung in Innenräumen durch den

Einsatz fester Brennstoffe ist eine häufige Todesursache. Jedes

Jahr sterben dadurch 1,5 Millionen Menschen, mehr als die Hälf-

te Kinder unter fünf Jahren, das sind 4.000 Todesfälle pro Tag.

Um die Relationen deutlich zu machen: Diese Zahl übersteigt die

Gesamtzahl der Malaria-Todesfälle und ist gleich hoch wie die

der Tuberkulose-Todesfälle. Die meisten Opfer sind Frauen,

Kinder und die Armen auf dem Land. Die Schadstoffbelastung in

Innenräumen ist auch eine der Hauptursachen für Atemwegs-

infektionen und Lungenentzündungen bei Kindern. Aus Uganda

wird berichtet, dass Kinder unter fünf Jahren ein- bis dreimal pro

Jahr an akuten Atemwegsinfektionen erkranken. In Indien, wo

drei Viertel der Haushalte in ländlichen Gebieten zum Kochen und

Heizen auf Brennholz und Biomasse angewiesen sind, ist die

Schadstoffbelastung durch unverarbeitete Biobrennstoffe für

Quelle: IEA 2006c; Kelkar und Bhadwal 2007; Modi et al. 2005; Seck 2007b; WHO 2006; World Bank 2007b.

rund 17 Prozent der Todesfälle von Kindern verantwortlich.

Häufig führt eine Elektrifizierung zu einer generellen Verbesserung

des Gesundheitsstatus. So wird für Bangladesch geschätzt, dass

durch die Elektrifizierung der ländlichen Gebiete die Einkommen

um 11 Prozent erhöht und gleichzeitig 25 Todesfälle von Kindern

pro 1.000 angeschlossener Haushalte vermieden werden könn-

ten. 

• Geschlechtsspezifische Aspekte. Frauen und Mädchen verbrin-

gen viel Zeit mit dem Sammeln von Brennholz, womit sich die

Geschlechterungleichheit hinsichtlich Bildung und Verdienstmög-

lichkeiten verschärft. Das Sammeln von Brennholz und Tierdung

ist eine zeitraubende und anstrengende Aufgabe, denn häufig

werden Lasten von 20 Kilogramm und mehr getragen. For-

schungsarbeiten im ländlichen Tansania ergaben, dass Frauen in

manchen Gebieten fünf bis zehn Kilometer pro Tag zu Fuß

zurücklegen, um Brennholz zu sammeln und nach Hause zu tra-

gen, und dass ihre Lasten im Durchschnitt 20 bis 38 Kilogramm

wiegen. Im ländlichen Indien kann der durchschnittliche Zeitauf-

wand für das Brennholzsammeln über drei Stunden pro Tag

betragen. Neben der unmittelbaren zeitlichen und körperlichen

Belastung führt die Aufgabe des Brennholzsammelns häufig

dazu, dass junge Mädchen nicht zur Schule gehen können. 

• Wirtschaftliche Kosten. Arme Haushalte wenden häufig einen

großen Teil ihres Einkommens für Brennholz oder Holzkohle auf.

In Guatemala und Nepal stellen die Ausgaben für Holz zehn bis

15 Prozent der gesamten Haushaltsausgaben des ärmsten Fünf-

tels der Bevölkerung dar. Der Zeitaufwand für das Sammeln von

Brennholz führt zu erheblichen Opportunitätskosten, weil er die

Möglichkeiten der Frauen zur Ausübung einkommenschaffender

Tätigkeiten verringert. Generell schränkt der mangelnde Zugang

zu modernen Energiedienstleistungen die Produktivität ein und

trägt dazu bei, dass die Menschen arm bleiben. 

• Umwelt. Defizite bei der Versorgung mit moderner Energie kön-

nen einen Teufelskreis ökologischer, wirtschaftlicher und sozialer

Rückschläge in Gang setzen. Die umweltschädliche Erzeugung

von Holzkohle als Reaktion auf die gestiegene städtische Nach-

frage stellt eine enorme Belastung für das Umland großer Städte

wie Luanda in Angola und Addis Abeba in Äthiopien dar. In man-

chen trugen die Erzeugung von Holzkohle und das Sammeln von

Holz zur lokalen Entwaldung bei. Weil die Ressourcen schrump-

fen, werden Dung und Pflanzenabfälle als Brennstoff verwendet,

anstatt auf Feldern wieder untergepflügt zu werden, mit dem

Ergebnis, dass die Bodenproduktivität sinkt. 

Die Erweiterung des Zugangs der Armen zu einer erschwingli-

chen Stromversorgung bleibt eine übergreifende Entwicklungspriori-

tät. Aktuelle Prognosen zeigen, dass die Anzahl der von Biomasse

abhängigen Menschen während der nächsten zehn Jahre und darü-

ber hinaus steigen wird, vor allem in Afrika südlich der Sahara. Dies

wird die Fortschritte bei der Verwirklichung verschiedener Millen-

niums-Entwicklungsziele beeinträchtigen, namentlich derjenigen, die

das Überleben von Kindern und Müttern, die Bildung, die Armuts-

bekämpfung und die ökologische Nachhaltigkeit betreffen.



ten im Bereich des Klimaschutzes können nicht
aus der Arithmetik der Pro-Kopf-Emissionen
abgeleitet werden. Allerdings ermöglicht diese
Arithmetik genauere Einblicke. So würde bei-
spielsweise bei sonst gleichbleibenden Voraus-
setzungen eine 50-prozentige Senkung der
CO2-Emissionen in Südasien und Afrika süd-
lich der Sahara die globalen Emissionen um vier
Prozent verringern. Eine entsprechende Reduk-
tion in den Hocheinkommensländern hätte
eine Emissionsminderung um 20 Prozent zur
Folge. Ein ebenso zwingendes Argument liefert
der Gerechtigkeitsaspekt. Ein durchschnittliches
Klimagerät in Florida verursacht in einem Jahr
mehr CO2-Emissionen als ein Bewohner
Afghanistans oder Kambodschas in seinem gan-
zen Leben. Ein durchschnittlicher Geschirr-
spüler in Europa emittiert in einem Jahr eben-
so viel CO2 wie drei Äthiopier. Während der
Klimaschutz eine globale Herausforderung dar-
stellt, müssen Schutzmaßnahmen in den Län-
dern ansetzen, die die größte historische Ver-
antwortung tragen, und bei den Menschen, die
die tiefsten Fußabdrücke hinterlassen. 

schleppend und ungleich, sodass auch die
Armutsbekämpfung behindert wird. Wenn die
derzeitigen Trends anhalten, wird es im Jahr
2030 weltweit immer noch 1,4 Milliarden
Menschen ohne Zugang zu modernen Energie-
dienstleistungen geben (Kasten 1.2).60 Derzeit
sind rund 2,5 Milliarden Menschen auf Bio-
masse angewiesen (Grafik 1.8).  

Im Interesse der menschlichen Entwick-
lung muss dieser Zustand unbedingt geändert
werden. Die Herausforderung besteht darin,
den Zugang zu einer grundlegenden Energie-
versorgung zu erweitern, aber gleichzeitig den
Anstieg der CO2-Emissionen der Entwick-
lungsländer zu begrenzen. Der Schlüssel dazu
liegt in Effizienzsteigerungen bei der Energie-
nutzung und der Entwicklung von Technolo-
gien mit geringem CO2-Ausstoß, wie in Kapitel 3
gezeigt wird.

Es gibt überwältigende praktische und
gerechtigkeitsorientierte Gründe für einen
Ansatz, der der historischen Verantwortung
und den gegenwärtigen Fähigkeiten Rechnung
trägt. Die Verantwortlichkeiten und Fähigkei-
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Grafik 1.8 Viele Länder
sind weiterhin
von Biomasse
abhängig 

Verbrauch traditioneller Brennstoffe 
(in % des gesamten Energiebedarfs) 

0 25 50 75 100

Äthiopien

Tansania, (Vereinigte Republik)

Niger
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Sambia

Afghanistan

Bangladesch

Quelle: Berechnet auf der Grundlage von Daten 
über den Verbrauch traditioneller Brennstoffe 
und den gesamten Energiebedarf aus UN 2007c. 

Der Klimawandel ist ein globales Problem, das
eine internationale Lösung verlangt. Der Aus-
gangspunkt muss eine internationale Vereinba-
rung über die Begrenzung der Treibhausgas-
emissionen sein. Während die Strategien für
eine solche Begrenzung auf nationaler Ebene
entwickelt werden müssen, ist auf internationa-
ler Ebene ein Rahmen zu schaffen, der Grenzen
für die Gesamtemissionen festlegt. Dieser Rah-
men muss einen Emissionspfad vorgeben, der
mit dem Ziel der Vermeidung gefährlicher
Klimaänderungen vereinbar ist. 

In diesem Abschnitt beschreiben wir einen
solchen Pfad. Zunächst befassen wir uns mit der
Erstellung eines globalen Kohlenstoffbudgets
für das 21. Jahrhundert. Das Konzept eines
Kohlenstoffbudgets ist nicht neu. Es wurde von
den Architekten des Kyoto-Protokolls entwickelt

und von verschiedenen Regierungen aufgegrif-
fen (siehe Kapitel 3). Tatsächlich ist das Koh-
lenstoffbudget mit einem Finanzbudget zu ver-
gleichen. Ebenso wie in Finanzbudgets Ausga-
ben und Einnahmen ausgeglichen werden müs-
sen, muss auch in Kohlenstoffbudgets ein Aus-
gleich zwischen Treibhausgasemissionen und
ökologischer Kapazität herbeigeführt werden.
Allerdings haben Kohlenstoffbudgets sehr lan-
ge Laufzeiten. Da die Emissionen, die die
Anreicherung an Treibhausgasen verursachen,
kumulativ und langlebig sind, muss auf der Aus-
gabenseite ein Zeitrahmen von Jahrzehnten
anstelle von Jahren angesetzt werden. 

Es gibt noch weitere Parallelen zwischen
Finanzbudgets und Kohlenstoffbudgets. Wenn
private Haushalte oder Regierungen Budgets
aufstellen, streben sie damit bestimmte Ziele 

1.4 Vermeidung gefährlicher Klimaänderungen – 
ein nachhaltiger Emissionspfad



an. Private Haushalte müssen untragbare Aus-
gabenmuster vermeiden oder aber Schulden in
Kauf nehmen. Regierungen verfolgen mit ihrer
Haushaltspolitik vielfältige Ziele in Bereichen
wie Beschäftigung, Inflation und Wirtschafts-
wachstum. Wenn die öffentlichen Ausgaben
die Einnahmen erheblich übersteigen, kommt
es zu hohen Haushaltsdefiziten, Inflation und
Anhäufung von Schulden. Letztlich dient die
Aufstellung von Staatshaushalten oder priva-
ten Finanzbudgets dem Ziel, innerhalb der
Grenzen der finanziellen Nachhaltigkeit zu
bleiben. 

Kohlenstoffbudgets für 
einen fragilen Planeten

Kohlenstoffbudgets machen die Grenzen der
ökologischen Nachhaltigkeit deutlich. Unser
Kohlenstoffbudget hat ein einziges Ziel: den
Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur
(gegenüber vorindustriellen Werten) unter
zwei Grad Celsius zu halten. Die rationale
Erklärung für dieses Ziel beruht, wie wir gese-
hen haben, auf Erkenntnissen der Klimawissen-
schaft und möglichen Bedürfnissen auf dem
Gebiet der menschlichen Entwicklung. Die
Klimawissenschaft identifiziert zwei Grad Cel-
sius als den Punkt, der zum Auslöser für kata-
strophale Ergebnisse auf längere Sicht werden
könnte. Auf kürzere Sicht ist dies der Punkt, an
dem die menschliche Entwicklung „kippen“
könnte, so dass es während des 21. Jahrhunderts
hier zu Rückschritten großen Ausmaßes käme.
Die 2°C-Schwelle nicht zu überschreiten, sollte
daher mit Blick auf die Vermeidung gefährli-
cher Klimaänderungen als vernünftiges und
vorsorgendes langfristiges Ziel gelten. Zahlrei-
che Regierungen haben sich dieses Ziel zu eigen
gemacht. Ein nachhaltiges Management des
Kohlenstoffbudgets sollte als Mittel zu für die-
sen Zweck betrachtet werden. 

Wo liegt die Obergrenze der Emissionen
von Treibhausgasen für eine Welt, die ent-
schlossen ist, gefährliche Klimaänderungen zu
vermeiden? Zur Beantwortung dieser Frage zie-
hen wir Simulationen heran, die das Potsdam-
Institut für Klimafolgenforschung (PIK)
durchgeführt hat. 

Zur Stabilisierung der Treibhausgaskonzen-
trationen muss ein Gleichgewicht zwischen den
gegenwärtigen Emissionen und ihrer Absorpti-
on hergestellt werden. Ein konkretes Stabilisie-
rungsziel kann durch eine Reihe möglicher
Emissionstrajektorien (Projektionen zukünfti-
ger Emissionspfade) verwirklicht werden. All-
gemein gesprochen können die Emissionen
rasch einen Höhepunkt erreichen und dann all-
mählich gesenkt werden, oder sie können den
Höhepunkt später erreichen und schneller
gesenkt werden. Wenn das Ziel die Vermei-
dung gefährlicher Klimaänderungen ist, muss
zunächst ein Stabilisierungsniveau ermittelt
werden, das es der Welt ermöglicht, die 2°C-
Schwelle nicht zu überschreiten. 

Unter der 2°C-Schwelle bleiben – 
die „50:50“-Chance 
In unserer Simulation gehen wir von dem nied-
rigsten sinnvollen Niveau aus. Das heißt, wir
ermitteln eine Treibhausgaskonzentration, bei
der in etwa eine 50:50-Chance für die Ver-
meidung gefährlicher Klimaänderungen gege-
ben ist. Dieses Niveau liegt bei rund 450 ppm
CO2-Äq. Nun könnte man argumentieren, dass
dies nicht ambitioniert genug ist. Die meisten
Menschen würden es nicht riskieren, mit „Kopf
oder Zahl“ über ihr künftiges Wohlergehen zu
entscheiden. Jedoch wird eine Stabilisierung bei
etwa 450 ppm CO2-Äq. nachhaltige globale
Anstrengungen erfordern. 

Bei einem Anlegen der Messlatte oberhalb
der genannten Zielvorgabe würden sich die
Erfolgsaussichten für die Vermeidung gefähr-
licher Klimaänderungen verringern. Mit einer
Treibhausgaskonzentration von 550 ppm CO2-
Äq. steigt die Wahrscheinlichkeit der Über-
schreitung der 2°C-Schwelle, ab der es zu
gefährlichen Klimaänderungen kommen kann,
auf etwa 80 Prozent (Grafik 1.9). Die Entschei-
dung für die Zielvorgabe von 550 ppm CO2-
Äq. wäre mit einer Wette mit sehr geringen
Gewinnaussichten zu vergleichen, deren Ein-
satz die Zukunft des Planeten und die Aussich-
ten für die menschliche Entwicklung im 
21. Jahrhundert wären. Tatsächlich läge die
Chance, dass die Temperaturen auf über drei
Grad steigen würden, bei 1:3.

Unser Kohlenstoffbudget 

hat ein einziges Ziel: Den

Anstieg der globalen 

Durchschnittstemperatur

gegenüber vorindustriellen

Werten unter zwei Grad 

Celsius zu halten
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sich auf die durch fossile Brennstoffe verursach-
ten CO2-Emissionen, weil diese für die politi-
sche Debatte über den Klimaschutz am unmit-
telbarsten relevant sind. Dieser Ansatz ermittelt
ein Emissionsniveau, das mit der Vermeidung
gefährlicher Klimaänderungen vereinbar ist.
Kurz zusammengefasst entspricht dies einem
Kohlenstoffbudget für das 21. Jahrhundert von
insgesamt 1.456 Gigatonnen CO2-Äq. bzw.
einem einfachen Jahresdurchschnitt von 14,5 Giga-
tonnen CO2-Äq.61 Die gegenwärtigen Emissio-
nen belaufen sich auf das Doppelte. Bei einem
Finanzbudget würde das bedeuten, dass die
Ausgaben die Einnahmen um das Zweifache
übersteigen. 

Die schlechte Nachricht ist, dass die Dinge
schlimmer sind, als sie sich heute darstellen,
weil die Emissionen zusammen mit dem Bevöl-
kerungswachstum und dem Wirtschaftswachs-
tum steigen. Zieht man die IPCC-Szenarien
heran, wäre das mit der Vermeidung gefähr-
licher Klimaänderungen vereinbare Kohlen-
stoffbudget für das 21. Jahrhundert möglicher-
weise 2032 – oder 2042 bei günstigeren Annah-
men – schon erschöpft (Grafik 1.10). 

Szenarien für die Klimasicherheit –
die Zeit läuft ab 

Diese Projektionen erzählen eine wichtige
Geschichte in zwei Teilen. Der erste Teil
betrifft elementare Grundsätze des Haushalts-
managements. Als Weltgemeinschaft fallen wir
derzeit bei dem grundlegendsten Test für eine
solide Haushaltspraxis durch. Wir geben näm-
lich unser Monatseinkommen schon in den ers-
ten zehn Tagen aus. Der heutige Energiever-
brauch und die heutigen Emissionsmuster dezi-
mieren die ökologischen Aktiva der Erde und
häufen ökologische Schulden an, die langfristig
nicht tragbar sind. Diese Schulden werden die
künftigen Generationen erben, die dann unser
heutiges Handeln bei hohen menschlichen und
finanziellen Kosten ausgleichen müssen und
außerdem der Bedrohung durch gefährliche
Klimaänderungen ausgesetzt sind.

Der zweite Teil der Budgetgeschichte ist
ebenso besorgniserregend. Er betrifft die verrin-
nende Zeit. Die Tatsache, dass das Kohlenstoff-

Der sich abzeichnende Konsens darüber,
dass der Temperaturanstieg die Obergrenze
von zwei Grad nicht überschreiten darf, setzt
ein ambitioniertes, aber erreichbares Ziel. Zu
seiner Verwirklichung sind abgestimmte Stra-
tegien erforderlich, die die Akkumulierung
von Treibhausgasen auf 450 ppm begrenzen.
Wenn auch Unsicherheiten im Grenzbereich
bestehen, bleibt dies die plausibelste „beste
Schätzung“ für ein nachhaltiges Kohlenstoff-
budget. 

Wäre die Welt nur ein einziges Land, wäre
sein derzeitiges Kohlenstoffbudget rücksichts-
los verschwenderisch und nicht zukunftsfähig.
Würde es sich um einen Staatshaushalt han-
deln, hätte die betreffende Regierung ein hohes
Haushaltsdefizit zu verantworten, das ihre Bür-
ger einer Hyperinflation und einer untragbaren
Verschuldung aussetzt. Der unvorsichtige Um-
gang mit dem Kohlenstoffbudget lässt sich am
besten beschreiben, wenn man das gesamte
Jahrhundert in den Blick nimmt.

Für diese Aufgabe bedienen wir uns der
PIK-Simulationen. Unser Ansatz konzentriert
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Erläuterung: Die Daten ergeben sich aus den höchsten, 
niedr igsten und gemit telten Schätzungen aus mehreren 
verschiedenen K limamodellen. E inzelheiten siehe Meinshausen 
2007. 

Mit wachsendem Bestand an
Treibhausgasen steigt das Risiko
gefährlicher Klimaänderungen 

Grafik 1.9



budget eine Laufzeit bis 2032 bzw. 2042 haben
wird, bedeutet nicht, dass wir zwei oder drei
Jahrzehnte Zeit hätten, um zu handeln. Wenn
die kritische Schwelle erst einmal erreicht ist,
führt kein Weg mehr zu der Option einer höhe-
ren Klimasicherheit zurück. Hinzu kommt,
dass Emissionspfade nicht über Nacht geändert
werden können. Sie erfordern umfangreiche
energiepolitische Reformen und Änderungen
von Verhaltensweisen, die mehrere Jahre in
Anspruch nehmen. 

Wie viele Planeten?
Am Vorabend der Unabhängigkeit Indiens
wurde Mahatma Gandhi gefragt, ob er meine,
dass sein Land das britische Modell der indus-
triellen Entwicklung übernehmen könne. Seine
Antwort hat in einer Welt, die ihr Verhältnis
zur Ökologie der Erde neu bestimmen muss,
nichts an Aktualität verloren: „England benö-
tigte zur Erreichung seines Wohlstands die
Hälfte der Ressourcen dieses Planeten. Wie viele
Planeten wird Indien für seine Entwicklung
benötigen?“

Wir stellen dieselbe Frage für eine Welt, die
sich langsam dem Rand des Abgrunds – der
gefährlichen Klimaänderung – nähert. Bei der
genannten jährlichen Obergrenze von 14,5 Giga-
tonnen CO2-Äq. würden wir selbst bei einem
Einfrieren der Emissionen auf dem heutigen
Stand von 29 Gigatonnen CO2-Äq. zwei Plane-
ten benötigen. Jedoch weisen manche Länder
eine wesentlich weniger nachhaltige Bilanz auf
als andere. Die reichen Länder mit 15 Prozent
der Weltbevölkerung verbrauchen 90 Prozent
eines nachhaltigkeitsgerechten Budgets. Wie
viele Planeten würden wir benötigen, wenn die
Entwicklungsländer dem Beispiel dieser Länder
folgen würden? Hätte jeder Bewohner der Ent-
wicklungswelt einen CO2-Fußabdruck in Höhe
des Durchschnitts der Hocheinkommenslän-
der, würden die globalen CO2-Emissionen auf
85 Gigatonnen CO2-Äq. steigen – ein Niveau,
für das sechs Planeten benötigt würden. Für
einen globalen CO2-Fußabdruck, der dem
Australiens entspricht, bräuchten wir sieben
Planeten, und wenn man die CO2-Emissionen
der Vereinigten Staaten und Kanadas zugrunde
legt, wären es sogar neun (Tabelle 1.2). 
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Das Kohlenstoffbudget des 21. Jahrhunderts wird bald erschöpft seinGrafik 1.10

2000 2032 2042 2100

Kumulative Gesamt-CO2-Emissionen (Gt CO2)

Erläuterung: Die IPCC-Szenarien ( Szenar ien des Weltk l imarates ) beschreiben plausible Zukunf tsver läufe von 
Bevölkerungswachstum, Wir tschaf tswachstum, technologischem Wandel und den damit verbunden CO2-Emissionen. 
Bei den A1-Szenarien wird von einem starken Wir tschaf ts- und Bevölkerungswachstum in Verbindung mit einer 
Abhängigkeit von fossilen Brennstof fen ( A1F I ) , nicht fossilen Energieträgern ( A1T ) oder einer Kombination davon 
(A1B ) ausgegangen. Beim A2-Szenario wird ein schwächeres Wir tschaf tswachstum, ein ger ingeres Maß an 
Globalis ierung und ein weiterhin hohes Bevölkerungswachstum angenommen. Die B1- und B2-Szenarien beinhalten 
einen gewissen Rückgang der Emissionen aufgrund von höherer Ressourcenef f iz ienz und technologischen 
Verbesserungen ( B1) bzw. stärker dezentralen Lösungen ( B2 ) .

Quelle: Meinshausen 2007.
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CO2-Emmissionen

pro Kopf

Entsprechende globale

CO2-Emmissionen b

 

(in t CO2) (in Gt CO2)

2004 2004

Welt d 4,5 29  2 

Australien  16,2 104  7 

Kanada  20,0 129  9 

Frankreich  6,0 39  3 

Deutschland  9,8 63  4 

Italien  7,8 50  3 

Japan  9,9 63 4 

Niederlande  8,7 56  4 

Spanien  7,6 49  3 

Großbritannien  9,8 63  4 

Vereinigte Staaten  20,6 132  9 

Tabelle 1.2    Hätten alle Länder einen so großen CO2-Fußabdruck wie die
  OECD-Länder, würde ein einziger Planet nicht ausreichen a

a. Gemessen in nachhaltigen Kohlenstoffbudgets.
b. Bezieht sich auf die globalen Emissionen, die entstehen würden, wenn jedes Land der Welt so viele Emissionen pro Kopf verursachen würde 

wie das genannte Land.
c. Auf der Grundlage eines nachhaltigen Emissionspfades von 14,5 Gt CO2 pro Jahr.
d.  Aktueller globaler CO2-Fußabdruck.

Quelle: Berechnungen des HDR-Büros auf der Grundlage von Indikatorentabelle 24.

Entsprechende Zahl

von nachhaltigen

 Kohlenstoffbudgets c



zwischen 2012 und 2015 anstreben, gefolgt
von Reduktionen um 30 Prozent bis 2020
und um mindestens 80 Prozent bis 2050. 

• Entwicklungsländer: Zwar gäbe es große
Abweichungen, aber die größten Emitten-
ten in der Entwicklungswelt würden bis
2020 auf einer weiter ansteigenden Emissi-
onsbahn bleiben, mit einem Maximum von
etwa 80 Prozent über dem gegenwärtigen
Niveau. Bis 2050 müssten dann Reduktio-
nen um 20 Prozent gegenüber 1990 erreicht
werden. 

Minderung und Annäherung – 
Nachhaltigkeit gekoppelt mit 
Gerechtigkeit 
Wir betonen, dass dies durchführbare Pfade,
aber keine konkreten Vorschläge für einzelne
Länder sind. Dennoch dienen diese Pfade
einem wichtigen Zweck. Die Regierungen
haben Verhandlungen über ein multilaterales
Rahmenwerk eingeleitet, das dem gegenwär-
tigen Kyoto-Protokoll nach Ablauf seiner der-
zeitigen Verpflichtungsperiode im Jahr 2012
nachfolgen soll. Die PIK-Simulationen ermit-
teln den Umfang der Emissionsminderungen,
die erforderlich sein werden, um die Welt auf
einen Kurs zu bringen, der gefährliche Klima-
änderungen vermeidet. Um die Zielvorgaben
für 2050 zu erreichen, können verschiedene
Emissionstrajektorien gewählt werden. Der von
uns vorgeschlagene nachhaltige Emissionspfad
macht deutlich, wie wichtig die Verknüpfung
von kurzfristigen und langfristigen Zielen ist. 

Die Emissionspfade dienen auch dazu, die
Bedeutung eines raschen und konzertierten
Handelns herauszustellen. Theoretisch könnte
der Beginn von Reduktionen der CO2-Emissio-
nen aufgeschoben werden. Aber die logische
Konsequenz wäre, dass während eines verkürz-
ten Zeithorizonts wesentlich tiefere Einschnit-
te vorzunehmen wären. Unserer Auffassung
nach wäre damit ein Scheitern vorprogram-
miert, weil die Kosten steigen und Anpassun-
gen noch schwieriger würden. Man könnte ein
anderes Szenario entwerfen, bei dem die größe-
ren Länder der Organisation für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD)
sich nicht an der Erstellung quantitativer Koh-

Die Antwort auf Gandhis Frage wirft wei-
tergehende Fragen nach der sozialen Gerechtig-
keit beim Klimaschutz auf. Als Weltgemein-
schaft häufen wir hohe und auf Dauer untrag-
bare CO2-Schulden an, aber der größte Teil die-
ser Schulden geht bisher auf das Konto der
reichsten Länder. Die Herausforderung besteht
darin, ein globales Kohlenstoffbudget aufzu-
stellen, das einen gerechten und nachhaltigen
Kurs vorgibt, der von gefährlichen Klimaände-
rungen wegführt. 

Bestimmung eines Kurses 
zur Vermeidung gefährlicher 
Klimaänderungen
Wir bedienen uns des PIK-Modells, um plau-
sible Pfade für die Einhaltung der 2°C-Schwel-
le aufzuzeigen. Einer dieser Pfade behandelt die
Welt als ein einziges Land, was sie im Sinne der
Kohlenstoffbilanz ja auch ist, und ermittelt
dann Zielvorgaben für eine Kontingentierung
oder „Lastenteilung“. Die Durchführbarkeit
eines jeden Lastenteilungssystems hängt jedoch
davon ab, ob die Teilnehmer des Systems die
zugeteilten Kontingente als fair empfinden.
Dies wurde schon in dem UN-Klimarahmen-
übereinkommen (UNFCCC) anerkannt. Es
enthält die Aufforderung, „das Klimasystem ...
auf der Grundlage der Gerechtigkeit und ent-
sprechend ... gemeinsamen, aber unterschiedli-
chen Verantwortlichen und ... jeweiligen Fähig-
keiten ... zu schützen.“  

Während die Auslegung dieser Aufforde-
rung Verhandlungssache ist, haben wir eine
Unterscheidung zwischen Industrie- und Ent-
wicklungsländern getroffen und gesonderte
Pfade für die beiden Gruppen ausgearbeitet.
Die Ergebnisse sind in der Grafik 1.11 zusam-
mengefasst. Unser nachhaltiger Emissionspfad
sieht die folgenden auf das Basisjahr 1990 bezo-
genen Reduktionen vor: 
• Weltweit: Die weltweiten Emissionen müss-

ten bis 2050 um rund 50 Prozent reduziert
werden, bei einem Maximum um das Jahr
2020. Bis Ende des 21. Jahrhunderts wür-
den die Emissionen netto auf Null zurück-
gehen. 

• Entwickelte Länder: Die Hocheinkommens-
länder müssten ein Emissionsmaximum
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lenstoffbudgets beteiligen. Ein solcher Ansatz
würde aber ein Scheitern praktisch garantieren.
Angesichts des Umfangs der in den OECD-
Ländern erforderlichen Emissionsminderun-
gen ist es unwahrscheinlich, dass die teilneh-
menden Länder in der Lage wären, die Nicht-
beteiligung großer Verursacher auszugleichen.
Und selbst wenn sie es wären, würden sie einem
Abkommen, das „Trittbrettfahrer“ zulässt,
wahrscheinlich nicht zustimmen. 

Ebenso unerlässlich ist die Mitwirkung der
Entwicklungsländer an quantitativen Emissi-
onsreduktionen. In gewisser Hinsicht bedeutet

unser „Zwei-Länder“-Modell eine übermäßige
Vereinfachung der Probleme, die in Verhand-
lungen gelöst werden müssen. Die Entwick-
lungswelt ist nicht homogen: Tansania ist nicht
in der gleichen Lage wie China, um ein Beispiel
zu nennen. Außerdem kommt es vor allem auf
das Gesamtvolumen der Emissionsreduktionen
an. Aus der Perspektive des globalen Kohlen-
stoffbudgets fallen tiefe Einschnitte, die in Afrika
südlich der Sahara vorgenommen werden,
gegenüber den Reduktionen in großen Emissi-
onsländern kaum ins Gewicht. Da jedoch die
Emissionen der Entwicklungsländer fast die
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Erläuterung: Die IPCC-Szenarien ( Szenar ien des Weltk l imarates ) beschreiben plausible Zukunf tsver läufe von Bevölkerungswachstum, 
Wir tschaf tswachstum, technologischem Wandel und den damit verbunden CO2-Emissionen. Bei den A1-Szenarien wird von einem 
starken Wir tschaf ts- und Bevölkerungswachstum in Verbindung mit einer Abhängigkeit von fossilen Brennstof fen ( A1F I ) , nicht fossi len 
Energieträgern ( A1T ) oder einer Kombinat ion davon (A1B ) ausgegangen. Beim A2-Szenario wird ein schwächeres Wir tschaf tswachstum, 
ein ger ingeres Maß an Globalisierung und ein weiterhin hohes Bevölkerungswachstum angenommen. Die B1- und B2-Szenarien 
beinhalten einen gewissen Rückgang der Emissionen aufgrund von höherer Ressourcenef f iz ienz und technologischen Verbesserungen ( B1) 
bzw. stärker dezentralen Lösungen ( B2 ) .

Grafik 1.11 Gefährliche Klimaänderungen könnten verhindert werden, wenn die 
Emissionen bis zum Jahr 2050 halbiert werden



Das angenommene „Emissionsrecht“ ist ein-
deutig etwas anderes als das Wahlrecht, das
Recht auf Bildung oder das Recht auf den
Genuss grundlegender bürgerlicher Freihei-
ten.62 Unter praktischen Gesichtspunkten ist es
unwahrscheinlich, dass Versuche zur Aushand-
lung eines Ansatzes, der „Verschmutzungsrech-
te“ vorsieht, breite Unterstützung finden wer-
den. Grundlage unseres Pfades ist die Verpflich-
tung auf ein praktisches Ziel: die Vermeidung
gefährlicher Klimaänderungen. Der eingeschla-
gene Kurs erfordert einen Prozess der umfas-
senden Reduktion der Treibhausgasemissionen
und der Angleichung der Pro-Kopf-Emissionen
(Grafik 1.12).

Schnelles Handeln und 
verzögerte Reaktionen – Gründe 
für Anpassungsmaßnahmen
Selbst tiefgreifende und rasche Klimaschutz-
maßnahmen stellen keine Abkürzung auf dem
Weg zur Vermeidung gefährlicher Klimaände-
rungen dar. Unser nachhaltiger Emissionspfad
veranschaulicht die Bedeutung der Zeitverzöge-
rung zwischen Klimaschutzmaßnahmen und
ihren Ergebnissen. In Grafik 1.13 wird diese
Zeitverzögerung erfasst. Sie vergleicht den Grad
der mit den IPCC-Szenarien ohne Klima-
schutzmaßnahmen verbundenen Erwärmung
(über das vorindustrielle Niveau hinaus) mit
der erwarteten Erwärmung, falls die Welt 
die Treibhausgaskonzentrationen bei 450 ppm
CO2-Äq. stabilisiert. Die Temperaturdivergenz
setzt zwischen 2030 und 2040 ein und wird
nach 2050, also dem Zeitpunkt, an dem in allen
IPCC-Szenarien bis auf eines die 2°C-Schwelle
zu gefährlichen Klimaänderungen überschrit-
ten wird, sehr markant.  

Dieser Zeitaspekt der Temperaturdivergenz
lenkt die Aufmerksamkeit auf zwei wichtige
politische Fragen. Erstens werden selbst die
strengen Klimaschutzmaßnahmen, die unser
nachhaltiger Emissionspfad verlangt, erst nach
2030 den globalen Temperaturtrend spürbar
beeinflussen. Bis dahin werden die Welt im All-
gemeinen und vor allem die Armen der Welt
mit den Folgen früherer Emissionen leben müs-
sen. Um diese Folgen zu bewältigen und gleich-
zeitig die Fortschritte in Richtung auf die Mil-

Hälfte der Weltgesamtmenge ausmachen, wird
ihre Teilnahme an einer internationalen Ver-
einbarung immer wichtiger. Gleichzeitig beste-
hen selbst in den Entwicklungsländern mit
hohem Wachstum vordringliche Bedürfnisse
auf dem Gebiet der menschlichen Entwicklung,
denen Rechnung getragen werden muss. Eben-
falls zu berücksichtigen sind die sehr hohen
„CO2-Schulden“ der reichen Länder gegenüber
der Welt. Die Begleichung dieser Schulden und
die Anerkennung der auf dem Gebiet der
menschlichen Entwicklung bestehenden zwin-
genden Notwendigkeiten erfordern es, dass die
reichen Länder ihre Emissionen stärker redu-
zieren und den Übergang zu einem geringeren
CO2-Ausstoß in den Entwicklungsländern
unterstützen. 

Wir sind uns dessen bewusst, dass viele
andere Emissionspfade möglich sind. Es gibt
eine Denkschule, der zufolge jede Person auf
der Welt ein gleichwertiges Recht auf den Aus-
stoß von Treibhausgasen haben sollte, wobei
die Länder, die ihr Kontingent überschreiten,
diejenigen entschädigen müssten, die ihre
Anrechte nicht ausschöpfen. Obwohl solche
Vorschläge häufig mit den Begriffen Rechte
und Gerechtigkeit verbunden werden, ist nicht
klar, ob sie tatsächlich auf Rechten basieren.
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Grafik 1.12 Schrumpfen und sich Annähern auf dem Weg 
in eine nachhaltige Zukunft

Erläuterung: Die IPCC-Szenarien ( Szenar ien des Weltk l imarates ) beschreiben plausible Zukunf tsver läufe von 
Bevölkerungswachstum, Wir tschaf tswachstum, technologischem Wandel und den damit verbunden CO2-Emissionen. 
Bei den A1-Szenarien wird von einem starken Wir tschaf ts- und Bevölkerungswachstum in Verbindung mit einer 
Abhängigkeit von fossilen Brennstof fen ( A1F I ) , nicht fossilen Energieträgern ( A1T ) oder einer Kombination 
davon (A1B ) ausgegangen. Beim A2-Szenario wird ein schwächeres Wir tschaf tswachstum, ein ger ingeres Maß an 
Globalis ierung und ein weiterhin hohes Bevölkerungswachstum angenommen. Die B1 und B2-Szenarien beinhalten 
einen gewissen Rückgang der Emissionen aufgrund von höherer Ressourcenef f iz ienz und technologischen 
Verbesserungen ( B1) bzw. stärker dezentralen Lösungen ( B2 ) .



lenniums-Entwicklungsziele aufrechtzuerhal-
ten und nach 2015 weiter auszubauen, sind
Anpassungsmaßnahmen notwendig. Zweitens
wird während der zweiten Hälfte des 21. Jahr-
hunderts und darüber hinaus eine kumulative
Steigerung der realen Nutzeffekte des Klima-
schutzes eintreten. 

Eine wichtige Konsequenz daraus ist, dass
die Motivation für vordringliche Klimaschutz-
maßnahmen die Sorge um das Wohlergehen
künftiger Generationen sein muss. Die Armen
der Welt werden am unmittelbarsten unter den
schädlichen Auswirkungen von Temperaturer-
höhungen zu leiden haben. Am Ende des 
21. Jahrhunderts, wenn nach den Prognosen
einiger IPCC-Szenarien die Temperaturen um
vier bis sechs Grad (und mehr) steigen könnten,
wird sich die Menschheit als Ganzes potenziell
katastrophalen Bedrohungen gegenüber sehen. 

Die Kosten des Übergangs 
zu einem geringen CO2-Ausstoß
– ist Klimaschutz bezahlbar?

Die Erstellung von Kohlenstoffbudgets hat
auch Auswirkungen auf die Finanzbudgets. Es
gibt zwar zahlreiche Studien zu den Kosten der
Verwirklichung konkreter Klimaschutzziele,
aber unsere 2°C-Schwelle ist eine weit strenge-
re Zielvorgabe als diejenigen, die in den meisten
dieser Studien untersucht wurden. Unser nach-
haltiger Emissionspfad ist sicherlich wün-
schenswert, aber ist er auch bezahlbar?

Wir behandeln diese Frage mithilfe eines
Ansatzes, der die quantitativen Ergebnisse aus
einer Vielzahl von Modellen kombiniert, um
die Kosten der Erreichung konkreter Stabilisie-
rungsergebnisse zu untersuchen.63 Diese Model-
le beziehen dynamische Wechselwirkungen
zwischen Technologie und Investitionen ein
und gehen verschiedenen Szenarien für die
Erreichung konkreter Klimaschutzziele nach.64

Wir bedienen uns dieser Modelle, um die glo-
balen Kosten für die Erreichung einer Zielvor-
gabe von 450 ppm CO2-Äq. zu ermitteln. 

Kohlendioxidemissionen können auf ver-
schiedenen Wegen reduziert werden. Steige-
rung der Energieeffizienz, Senkung der Nach-
frage nach CO2-intensiven Produkten, Verän-

derung des Energiemixes – das alles sind Maß-
nahmen, die ihren Teil dazu beitragen können.
Die Höhe der Klimaschutzkosten wird sich
danach richten, auf welchem Weg und in wel-
chem Zeitrahmen die Reduktionen verwirk-
licht werden. Sie setzen sich zusammen aus den
Kosten für die Finanzierung und den Einsatz
neuer Technologien und aus den Kosten für die
Verbraucher, die sich für emissionsärmere
Güter und Dienstleistungen entscheiden. In
manchen Fällen können erhebliche Reduktio-
nen bei sehr geringen Kosten erreicht werden,
beispielsweise durch höhere Energieeffizienz.
In anderen Fällen können die Anfangskosten
einen längerfristigen Nutzen hervorbringen.
Die Inbetriebnahme einer neuen Generation
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Quelle:  IPCC 2007a und Meinshausen 2007.
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strengen Klimaschutz durchaus rentabel. Auf
lange Sicht werden die Kosten der Untätigkeit
die Kosten für Schutzmaßnahmen übersteigen.
Die Kosten der Auswirkungen des Klimawan-
dels zu schätzen, ist eine in sich schwierige Auf-
gabe. Bei einer Erwärmung um fünf bis sechs
Grad deuten ökonomische Modelle, die das
Risiko abrupter und weiträumiger Klimaände-
rungen berücksichtigen, auf die Möglichkeit
von Verlusten von fünf bis zehn Prozent des
globalen BIP hin. Arme Länder könnten Ver-
luste von mehr als zehn Prozent erleiden.66

Katastrophale Auswirkungen des Klimawan-
dels könnten die Verluste über dieses Niveau
hinaustreiben. Die Verringerung des Risikos
katastrophaler Auswirkungen ist eines der
schlagkräftigsten Argumente für rasche Inves-
titionen in den Klimaschutz, um die 450-ppm-
Zielvorgabe zu erreichen. 

Es muss betont werden, dass jede Bewer-
tung der Klimaschutzkosten mit hohen Un-
sicherheitsmargen verbunden ist. Die offen-
sichtlichste Unbekannte sind die Kostenstruk-
turen künftiger Technologien mit geringem
CO2-Ausstoß, der Zeitpunkt ihrer Einführung
und andere Faktoren. Höhere Kosten als die
oben genannten sind durchaus plausibel – und
die politisch Verantwortlichen müssen die
Unsicherheiten bei der Finanzierung von Maß-
nahmen deutlich machen, mit denen ein Über-
schreiten der 2°C-Klimawandelschwelle ver-
hindert werden soll. Andererseits könnte es
durchaus sein, dass die Kosten niedriger sein
werden. Der internationale Emissionshandel
und die Einbeziehung von CO2-Steuern in
umfassendere Reformen der ökologischen
Besteuerung bieten die Möglichkeit, die Klima-
schutzkosten nach unten zu drücken.67

Alle Regierungen müssen die finanziellen
Folgen bewerten, die mit der Erreichung der
Klimaschutzziele verbunden sind. Die multila-
terale Klimaschutz-Architektur wird auf einem
unsicheren Fundament stehen, wenn sie sich
nicht auf feste finanzielle Zusagen stützen
kann. Die 1,6 Prozent des durchschnittlichen
weltweiten BIP, die für strenge Klimaschutz-
maßnahmen benötigt werden, bedeuten eine
zusätzliche Inanspruchnahme knapper Ressour-
cen. Aber es gibt keine kostenfreien Alterna-

effizienter Kohlekraftwerke mit geringen
Schadstoffemissionen würde in diese Kategorie
fallen. Die schrittweise Reduzierung des Aus-
stoßes von Treibhausgasen über einen längeren
Zeitraum ist eine kostengünstigere Option als
eine abrupte Änderung. 

Die für den diesjährigen Bericht vorgenom-
mene Modellrechnung schätzt die unter ver-
schiedenen Szenarien entstehenden Kosten für
eine Stabilisierung auf 450 ppm CO2-Äq. Die
in Dollarbeträgen ausgedrückten Eckzahlen
sind sehr hoch. Allerdings verteilen sich die
Kosten für die zu ergreifenden Maßnahmen auf
viele Jahre. In einem einfachen Referenz-Szena-
rio ergibt die Durchschnittsermittlung eine
Zahl, die rund 1,6 Prozent des jährlichen Welt-
Bruttoinlandsprodukts (BIP) zwischen heute
und 2030 entspricht.65

Das ist keine unerhebliche Investition. Es
wäre falsch, die massiven Anstrengungen zu
unterschätzen, die erforderlich sind, um den
CO2-Gehalt in der Nähe von 450 ppm zu sta-
bilisieren. Diese Kosten müssen jedoch in der
richtigen Relation gesehen werden. In dem
Bericht über die ökonomischen Aspekte des
Klimawandels („The Economics of Climate
Change“), den der ehemalige Chef-Ökonom der
Weltbank, Sir Nicholas Stern, im Auftrag der
britischen Regierung erstellte, wurden die
Regierungen der Welt nachdrücklich daran
erinnert, dass die Klimaschutzkosten den durch
Untätigkeit entstehenden Kosten gegenüberge-
stellt werden müssen. Die 1,6 Prozent des glo-
balen BIP, die zur Erreichung der 450 ppm-
Zielvorgabe für CO2 erforderlich wären, ent-
sprechen weniger als zwei Dritteln der globalen
Militärausgaben. Für die OECD-Länder, in
denen die öffentlichen Ausgaben in der Regel
30 bis 50 Prozent des BIP ausmachen, erschei-
nen die strengen Klimaschutzziele als durchaus
bezahlbar, vor allem dann, wenn es gelingt, 
Ausgaben in anderen Bereichen – wie etwa im
Militärhaushalt und für landwirtschaftliche
Subventionen – zu verringern. 

Die menschlichen und ökologischen Kos-
ten gefährlicher Klimaänderungen lassen sich
nicht ohne weiteres in einer einfachen Kosten-
Nutzen-Analyse erfassen. Jedoch ist unter öko-
nomischen Aspekten das Eintreten für einen
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tiven. Die politische Debatte über die Finanzie-
rung muss sich auch mit der Frage auseinander-
setzen, ob gefährliche Klimaänderungen eine
bezahlbare Option sind.

Diese Frage zielt auf den Kern der in diesem
Kapitel ausgeführten doppelten Begründung
für dringendes Handeln. Angesichts der enor-
men Tragweite der katastrophalen ökologischen
Risiken, die mit gefährlichen Klimaänderungen
einhergehen werden, könnten 1,6 Prozent des
globalen BIP als geringer Preis für eine Ver-

sicherungspolice betrachtet werden, die das
Wohlergehen künftiger Generationen schützt.
Da diese Investition außerdem die Möglichkeit
bietet, für Millionen besonders anfälliger Men-
schen rund um die Welt umfangreiche, in naher
Zukunft zu erwartende Rückschritte bei der
menschlichen Entwicklung zu verhindern, ver-
stärken sich das Postulat der intergenerativen
Gerechtigkeit und dasjenige der sozialen
Gerechtigkeit zwischen den Ländern gegen-
seitig. 

Gemessen an den globalen

Gesamtemissionen enthält

das Kyoto-Protokoll keine

besonders ehrgeizigen 

Zielvorgaben
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Ein Trend ist kein unentrinnbares Schicksal,
und frühere Leistungen müssen nicht unbe-
dingt eine Richtschnur für künftige Ergebnisse
sein. Für den Klimawandel ist das eindeutig ein
Vorteil. Wenn die nächsten zwanzig Jahre
genauso verlaufen wie die letzten zwanzig, kann
der Kampf gegen gefährliche Klimaänderungen
nicht gewonnen werden. 

Der Blick zurück – die Welt seit 1990 

Die Erfahrungen mit dem Kyoto-Protokoll
vermitteln wichtige Erkenntnisse für die
Erstellung eines Kohlenstoffbudgets für das
21. Jahrhundert. Das Protokoll stellt einen
multilateralen Rahmen dar, der Emissions-
grenzen für Treibhausgase festlegt. Es dauer-
te fünf Jahre, bis die unter der Schirm-
herrschaft des UN-Klimarahmenübereinkom-
mens (UNFCCC) geführten Verhandlungen in
eine Vereinbarung mündeten – und weitere
acht Jahre, bis genügend Länder das Protokoll
ratifiziert hatten, sodass es in Kraft treten
konnte.68 Die übergeordnete Zielvorgabe war
eine Minderung der Treibhausgasemissionen
gegenüber dem Niveau von 1990 um fünf 
Prozent. 

Gemessen an den globalen Gesamtemis-
sionen enthält das Kyoto-Protokoll keine
besonders ehrgeizigen Zielvorgaben. Außer-
dem gelten die quantitativen Obergrenzen

nicht für Entwicklungsländer. Die Entschei-
dung der Vereinigten Staaten und Australiens,
das Protokoll nicht zu ratifizieren, schränkte
den Umfang der geplanten Einschnitte weiter
ein. Die Konsequenzen dieser Ausnahmen 
lassen sich anhand der energiebezogenen 
CO2-Emissionen veranschaulichen. Auf das
Basisjahr 1990 bezogen, entspricht die im
Rahmen des Kyoto-Protokolls eingegangene
Verpflichtung einer Senkung dieser Emissio-
nen um real 2,5 Prozent bis zum Zieldatum
2010/2012.69

Die Umsetzung der Zielvorgaben war bis-
lang enttäuschend. 2004 lagen die gesamten
Treibhausgasemissionen der Annex-I-Länder
drei Prozent unter dem Niveau von 1990.70

Dieser Wert für die übergeordnete Zielvorgabe
verdeckt jedoch zwei wichtige Probleme. Ers-
tens ist der Trend der Gesamtemissionen seit
1990 ansteigend, sodass in Frage steht, ob die
Gesamtzielvorgabe erreicht werden wird.
Zweitens weisen die Leistungen der einzelnen
Länder erhebliche Abweichungen auf. Ein gro-
ßer Teil des Gesamtrückgangs kann auf ein-
schneidende Emissionsminderungen in der
Russischen Föderation und anderen Transfor-
mationsländern zurückgeführt werden – in
manchen Fällen um über 30 Prozent. Die
Gründe für dieses Ergebnis sind weniger in
energiepolitischen Reformen als in den Aus-
wirkungen einer tiefen wirtschaftlichen Rezes-

1.5 Weitermachen wie bisher – 
Pfade zu einer nicht tragfähigen Klimazukunft



Der Blick in die Zukunft – 
Ein unheilvoller Kurs 

Rückblickend geben die seit 1990, dem Refe-
renzjahr für das Kyoto-Protokoll, zu beobach-
tenden Trends Anlass zur Sorge. Blickt man
nach vorn, so weisen die Szenarien für den
künftigen Energieverbrauch und die Emissio-
nen unverkennbar auf eine gefährliche Klima-
zukunft hin, wenn nicht die Welt das Ruder
noch herumreißt. 

Ein Kurswechsel wird eine Veränderung der
Energieverbrauchsmuster erfordern, die genau-
so folgenreich ist wie die Energierevolution, die
den Verlauf der industriellen Revolution präg-
te. Selbst ohne Klimawandel wäre die Zukunft
der auf fossilen Brennstoffen beruhenden Ener-
giesysteme Gegenstand intensiver Debatten.
Energiesicherheit – breit definiert als Zugang zu
einer verlässlichen und erschwinglichen Versor-
gung – ist ein Thema, das auf der internationa-
len Agenda eine immer wichtigere Rolle spielt. 

Seit 2000 ist der Preis für Erdöl real um das
Fünffache gestiegen, auf rund 70 Dollar pro
Barrel. Dieser Preis kann zwar wieder sinken,
aber eine Rückkehr zu dem niedrigen Niveau
am Ende der 1990er Jahre ist unwahrscheinlich.
Manche Kommentatoren interpretieren diese
Markttrends als Unterstützung der „Peak Oil“-
These, die besagt, dass nach Erreichung eines
Ölfördermaximums die Produktion stetig
zurückgeht, bis die bekannten Reserven
erschöpft sind.71 Parallel zu diesen Marktent-
wicklungen haben politische Befürchtungen
hinsichtlich der Sicherheit der Energieversor-
gung zugenommen, ausgelöst durch wachsende
Besorgnisse über terroristische Bedrohungen,
politische Instabilität in wichtigen Exportregio-
nen, aufsehenerregende Lieferunterbrechungen
und Streitigkeiten zwischen Importeuren und
Exporteuren.72

Energiesicherheit und 
Klimasicherheit – Kräfte, die in 
verschiedene Richtungen ziehen?
Die Energiesicherheit bildet einen wichtigen
Hintergrund für Klimaschutzstrategien. Jedoch
werden sich die Hoffnungen, dass steigende
Preise für fossile Brennstoffe automatisch einen

sion in den 1990er Jahren zu suchen. Inzwi-
schen hat sich die Wirtschaft erholt und die
Emissionen steigen wieder. Als Gruppe gese-
hen haben die Nicht-Transformationsländer
unter den Annex-I-Ländern – praktisch die
OECD – die Emissionen von Treibhausgasen
erhöht, nämlich zwischen 1990 und 2004 um elf
Prozent (Kasten 1.3). 
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Einige Entwicklungsländer 
sind weit davon entfernt, 
die Kyoto-Verpflichtungen 
und -Zielvorgaben zu erfüllen

Grafik 1.14
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Quelle: EEA 2006 und UNFCCC 2006. 

a. Emissionen aus veränderter Landnutzung nicht inbegriffen.
b. Da Australien und die Vereinigten Staaten das Kyoto-Protokoll 
zwar unterschrieben, aber nicht ratifiziert haben, sind sie an 
dessen Zielvorgaben nicht gebunden.
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Kasten 1.3 Entwickelte Länder bei Kyoto-Verpflichtungen im Rückstand

Das Kyoto-Protokoll war der erste Schritt einer multilateralen

Antwort auf den Klimawandel. Es legte bis 2010-2012 zu erreichen-

de Zielvorgaben für die Senkung der Treibhausgasemissionen gegen-

über dem Niveau von 1990 fest. Inzwischen haben die Regierungen

Verhandlungen über den multilateralen Rahmen nach 2012 eingelei-

tet, der auf der laufenden Verpflichtungsperiode aufbauen soll. Es ist

daher wichtig, aus den gewonnenen Erfahrungen zu lernen. 

Dabei zeichnen sich drei besonders wichtige Erkenntnisse ab.

Die erste lautet, dass die Höhe der Ambitionen von Bedeutung ist. Die

für den ersten Verpflichtungszeitraum beschlossenen Zielvorgaben

waren mit einem durchschnittlichen Reduktionsziel von etwa fünf

Prozent für die entwickelten Länder relativ bescheiden. Die zweite

Erkenntnis ist, dass es auf bindende Zielvorgaben ankommt. Die

meisten Länder sind hinsichtlich der Erfüllung ihrer Kyoto-Verpflich-

tungen nicht auf Kurs. Die dritte Erkenntnis lautet, dass der multila-

terale Rahmen alle wichtigen Emissionsländer einbeziehen muss.

Das jetzige Protokoll wurde von zwei großen entwickelten Ländern –

Australien und den Vereinigten Staaten – zwar unterzeichnet, aber

nicht ratifiziert, sodass sie von den Zielvorgaben ausgenommen sind.

Es gibt auch keine quantitativen Zielvorgaben für Entwicklungsländer.

Für ein endgültiges Urteil über die Ergebnisse des Kyoto-Proto-

kolls ist es zwar noch zu früh, aber die bisherigen Leistungen bei den

Emissionen (ohne Landnutzungsänderungen) sind nicht ermutigend.

Die meisten der 68 Länder sind nicht auf Kurs. Außerdem hat sich der

Emissionsanstieg seit 2000 verstärkt. 

Hier einige vorläufige Ergebnisse: 

• Die Europäische Union verpflichtete sich im Kyoto-Protokoll zu

einer durchschnittlichen Emissionsminderung von acht Prozent.

Die tatsächlichen Reduktionen betrugen weniger als ein Prozent,

und dieses Bild wird sich nach den Prognosen der Europäischen

Umweltagentur angesichts der derzeit verfolgten Politik bis 2010

nicht ändern. Die Emissionen im Verkehrssektor stiegen um ein

Viertel. Die durch Strom- und Wärmeerzeugung verursachten

Emissionen erhöhten sich um sechs Prozent. Um die Kyoto-Ziel-

vorgaben zu erreichen, müsste die Versorgung mit erneuerbaren

Energien erheblich gesteigert werden, aber die EU ist bei den not-

wendigen Investitionen zur Erfüllung des von ihr selbst gesetzten

Ziels – Erhöhung des Anteils der erneuerbaren Energien an der

Stromversorgung auf 20 Prozent – im Rückstand.   

• Das Vereinigte Königreich hat seine Kyoto-Zielvorgabe einer

zwölfprozentigen Emissionsreduktion bereits überschritten, wird

jedoch die nationale Zielvorgabe, die Emissionen gegenüber

1990 um 20 Prozent zu senken, nicht erreichen. Der größte Teil

der Reduzierung erfolgte vor 2000 als Ergebnis von Maßnahmen

zur Umstrukturierung der Industrie und zur Marktliberalisierung,

die zur Umstellung von CO2-intensiver Kohle auf Erdgas führten.

2005 und 2006 stiegen die Emissionen auf Grund von Verlage-

rungen von Erdgas und Kernkraft zu Kohle erneut an (Kapitel 3). 

• Die Emissionen Deutschlands lagen 2004 17 Prozent unter dem

Niveau von 1990. In dieser Zahl spiegeln sich der starke Emis-

sionsrückgang zwischen 1990 und 1995 im Gefolge der Wieder-

vereinigung und der Umstrukturierung der Industrie in Ost-

deutschland (über 80 Prozent der Gesamtreduktion) sowie ein

Emissionsrückgang im Wohnungssektor. 

• Italien und Spanien sind weit davon entfernt, ihre Kyoto-Zielvor-

gaben zu erreichen. In Spanien stiegen die Emissionen seit 1990

um fast 50 Prozent, bedingt durch ein starkes Wirtschaftswachs-

tum und eine verstärkte Nutzung von Kohlestrom nach Dürren. In

Italien war der Verkehrssektor der Hauptverursacher erhöhter

Emissionen. 

• Kanada erklärte sich im Kyoto-Protokoll dazu bereit, eine Sen-

kung der Emissionen um sechs Prozent anzustreben. Tatsächlich

sind die Emissionen jedoch um 27 Prozent gestiegen und das

Land liegt nun rund 35 Prozent über dem Kyoto-Reduktionsziel.

Zwar ging die Treibhausgasintensität zurück, aber die Effizienz-

gewinne wurden durch steigende Emissionen aus der Auswei-

tung der Öl- und Gasproduktion wettgemacht. Die Nettoemissio-

nen im Gefolge von Öl- und Gasexporten haben sich seit 1990

mehr als verdoppelt. 

• Die Emissionen Japans lagen 2005 acht Prozent über dem

Niveau von 1990. Die Kyoto-Zielvorgabe sah eine Reduktion um

sechs Prozent vor. Nach gegenwärtigen Trends ist zu erwarten,

dass das Land seine Zielvorgabe um rund 14 Prozent verfehlen

wird. Zwar gingen die Industrieemissionen seit 1990 marginal

zurück, aber im Verkehrssektor wurde ein erheblicher Emissions-

anstieg registriert (50 Prozent bei Passagierfahrzeugen). Auch im

Wohnungssektor nahmen die Emissionen zu. Die Haushaltsemis-

sionen stiegen schneller als die Anzahl der Haushalte. 

• Die Vereinigten Staaten gehören zwar zu den Unterzeichnern des

Kyoto-Protokolls, haben jedoch den Vertrag nicht ratifiziert. Die

Ratifikation hätte sie dazu verpflichtet, ihre Emissionen bis 2010

um sieben Prozent gegenüber 1990 zu senken. Stattdessen stie-

gen die Gesamtemissionen um 16 Prozent. Die für 2010 prog-

nostizierten Emissionen liegen um 1,8 Gigatonnen über dem

Niveau von 1990 – mit ansteigender Tendenz. In allen wichtigen

Sektoren haben die Emissionen zugenommen, trotz eines 

25-prozentigen Rückgangs der Treibhausgasintensität der ame-

rikanischen Wirtschaft, gemessen am Verhältnis zwischen CO2-

Emissionen und BIP.

• Wie die Vereinigten Staaten hat auch Australien das Kyoto-Pro-

koll nicht ratifiziert. Die Gesamtemissionen stiegen seit 1990 um

21 Prozent, in etwa das Doppelte der Rate, die im Protokoll für

Australien vorgesehen war. Der hohe Anteil der Kohle an der

Stromerzeugung trug zu starken Emissionssteigerungen im Ener-

giesektor bei, mit einer Zunahme der CO2-Emissionen um über 

40 Prozent. 

Mit Blick auf die Zeit nach 2012 liegt die Herausforderung darin,

eine internationale Vereinbarung auszuarbeiten, die alle wichtigen

Emissionsländer in langfristige Anstrengungen zur Einhaltung eines

nachhaltigen Kohlenstoffbudgets für das 21. Jahrhundert einbindet.

Die Regierungen von heute haben nur geringe Möglichkeiten, signifi-

kante Auswirkungen auf die Emissionen zwischen 2010 und 2012 zu

erreichen. Energiesysteme sind wie Öltanker – sie lassen sich nur

langsam wenden.



Die gegenwärtigen Markttrends verstärken
dieses Argument. Eine mögliche Antwort auf
den Anstieg der Erdöl- und Erdgaspreise ist der
Griff nach der Kohle. Sie ist der billigste, am
weitesten verbreitete und CO2-intensivste fos-
sile Brennstoff. Pro erzeugter Energieeinheit
verursacht Kohle einen um rund 40 Prozent
höheren CO2-Ausstoß als Öl, im Vergleich zu
Erdgas liegt er um fast 100 Prozent höher. Hin-
zu kommt, dass Kohle in den derzeitigen und
künftigen Energieprofilen großer CO2-Emit-
tenten wie China, Deutschland, Indien und
USA eine sehr wichtige Rolle spielt. Die in 
den Transformationswirtschaften gemachten
Erfahrungen lassen erkennen, dass hier noch
weitergehende Probleme im Spiel sind. Be-
trachten wir die von der Ukraine verfolgte
Energiepolitik. Während der letzten zehn bis
15 Jahre wurde die Kohle kontinuierlich durch
importiertes Erdgas ersetzt, das billiger ist und
die Umwelt weniger verschmutzt. Angesichts
der Unterbrechung der Belieferung durch Russ-
land Anfang 2006 und der Verdoppelung der
Importpreise zieht die ukrainische Regierung
nun jedoch eine Rückkehr zur Kohle in Er-
wägung.75 Dieser Fall macht deutlich, wie natio-
nale Energiesicherheit mit Zielen der globalen
Klimasicherheit in Konflikt geraten kann. 

Szenarien für die Energienachfrage bestäti-
gen, dass steigende Preise für fossile Brennstof-
fe die Welt nicht auf einen nachhaltigen Emis-
sionspfad bringen. Für die Zeit zwischen heute
und 2030 wird eine Steigerung der Nachfrage
um die Hälfte prognostiziert, mit einem Anteil
der Entwicklungsländer von über 70 Prozent.76

Die derzeitigen Prognosen gehen davon aus,
dass die Welt zwischen 2004 und 2030 rund 20
Billionen Dollar zur Deckung dieser Nachfrage

raschen Übergang zu einer Zukunft mit gerin-
gem CO2-Ausstoß bewirken würden, wahr-
scheinlich als falsch erweisen. Die Argumente
der Vertreter der „Peak Oil“-These sind über-
trieben. Es ist so gut wie sicher, dass die
Erschließung neuer Ölvorkommen und der
Transport des geförderten Öls kostspieliger
und schwieriger sein werden, sodass der Grenz-
preis eines Barrels Öl im Zeitverlauf steigen
wird. Dennoch wird es der Welt in näherer
Zukunft nicht an Öl fehlen: die bekannten
Reserven dürften ausreichen, um einen Ölver-
brauch in heutiger Höhe über 40 Jahre auf-
rechtzuerhalten. Außerdem könnten umfang-
reiche neue Öllager entdeckt werden.73 Das
Fazit lautet, dass mehr als genug bezahlbare fos-
sile Brennstoffe vorhanden sind, um die Welt
die Schwelle zu gefährlichen Klimaänderungen
überschreiten zu lassen. 

Mit den heutigen Technologien würde die
Ausbeutung selbst eines Bruchteils der großen
Vorräte der Erde an fossilen Brennstoffen ein
solches Ergebnis garantieren. Obwohl der Druck
auf die herkömmlichen Ölquellen gestiegen ist,
liegen die in nachgewiesenen Öllagerstätten
vorhandenen Reserven leicht über dem seit
1750 verbrauchten Volumen. Bei Kohle betra-
gen die bekannten Reserven rund das Zwölf-
fache der seit 1750 verbrauchten Menge. Wür-
de auch nur die Hälfte der bekannten Kohle-
reserven der Welt während des 21. Jahrhundert
verbraucht, dann würde dies die Treibhausgas-
konzentration in der Atmosphäre um rund 
400 ppm erhöhen und damit gefährliche Klima-
änderungen garantieren.74 Die Verfügbarkeit
von Reserven an fossilen Brennstoffen unter-
streicht die Notwendigkeit eines umsichtigen
Managements des Kohlenstoffbudgets. 
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Kasten 1.3 Entwickelte Länder bei Kyoto-Verpflichtungen im Rückstand (Fortsetzung)

Was wir jetzt brauchen, ist ein Rahmen, der es ermöglicht,

gefährlichen Klimaänderungen zuvorzukommen. Dieser Rahmen

wird einen wesentlich längeren Zeithorizont für politische Entschei-

dungsträger abstecken müssen, mit kurzfristigen Verpflichtungspe-

rioden, die mit mittel- und langfristigen Zielen verknüpft werden. Für

die entwickelten Länder müssen diese Ziele Emissionsminderungen

Quelle: EEA 2006; EIA 2006; Government of Canada 2006; IEA 2006c; Government of the United Kingdom 2007c; Ikkatai 2007; Pembina Institute 2007a.

von rund 30 Prozent bis 2020 und von mindestens 80 Prozent 

bis 2050 umfassen – in Übereinstimmung mit unserem nachhaltigen

Emissionspfad. Die von den Entwicklungsländern vorzunehmenden

Reduktionen könnten durch Bestimmungen über den Transfer 

von Finanzmitteln und Technologie erleichtert werden (siehe 

Kapitel 3). 



aufwenden wird. Ein großer Teil dieser Investi-
tionen fließt nach wie vor in CO2-intensive
Anlagen, die auch in der zweiten Hälfte des 
21. Jahrhunderts noch Energie erzeugen und
somit CO2 ausstoßen werden. Welche Folgen
dies hat, zeigt ein Vergleich zwischen den von
der Internationalen Energie-Agentur (IEA) und
dem IPCC entwickelten Szenarien für energie-
bezogene CO2-Emissionen und den Simula-
tionen für unseren nachhaltigen Emissionspfad:
• Aus unserem nachhaltigen Emissionspfad

leitet sich ein Emissionsverlauf ab, der bis
2050 eine Senkung der weltweiten Treib-
hausgasemissionen um 50 Prozent gegen-
über dem Niveau von 1990 erfordert. Das
IEA-Szenario geht dagegen von einer
Zunahme der Emissionen um etwa 100 Pro-
zent aus. Allein für den Zeitraum von 2004
bis 2030 prognostiziert es einen Anstieg der
energiebezogenen Emissionen um 14 Giga-
tonnen CO2-Äq. bzw. 55 Prozent. 

• Während unser nachhaltiger Emissionspfad
einen Richtwert für die Emissionsverrin-
gerung in den OECD-Ländern in der Grö-
ßenordnung von mindestens 80 Prozent
nahe legt, geht das IEA-Referenz-Szenario
von einem Anstieg um 40 Prozent aus; 
dies entspricht einer Gesamtzunahme um
4,4 Gigatonnen CO2-Äq. Etwa die Hälfte
davon wird durch die Vereinigten Staaten
verursacht, deren Emissionen dadurch um
48 Prozent über dem Niveau von 1990 lie-
gen würden (Grafik 1.15). 

• Der IEA zufolge werden die Entwicklungs-
länder für drei Viertel der Zunahme an glo-
balen CO2-Emissionen verantwortlich sein,
während unser nachhaltiger Emissionspfad
für sie eine Verringerung bis 2050 um etwa
20 Prozent gegenüber 1990 postuliert. Die
von der IEA prognostizierte Zunahme wür-
de gegenüber 1990 einen Anstieg um das
Vierfache bedeuten. 

• Die Pro-Kopf-Emissionen werden in den
Entwicklungsländern am schnellsten steigen,
aber es wird nur eine begrenzte Angleichung
eintreten. Bis 2030 werden die OECD-
Emissionen den Prognosen zufolge auf
zwölf Tonnen CO2 pro Kopf steigen, verg-
lichen mit fünf Tonnen CO2 für die Ent-

wicklungsländer. Für 2015 gehen die Prog-
nosen für die Pro-Kopf-Emissionen Chinas
und Indiens von 5,2 bzw. 1,1 Tonnen aus,
verglichen mit 19,3 Tonnen für die Ver-
einigten Staaten.

• Die IPCC-Szenarien sind umfassender als
die IEA-Szenarien, denn sie beziehen auch
andere Emissionsquellen, namentlich die
Landwirtschaft, Landnutzungsänderungen
und Abfälle, sowie ein breiteres Spektrum
von Treibhausgasen ein. Diese Szenarien
führen zu der Prognose, dass das Emissions-
niveau bis 2030 steil ansteigen wird, auf 
60 bis 79 Gigatonnen CO2-Äq. Der untere
Wert dieser Bandbreite liegt um 50 Prozent
über dem des Basisjahrs 1990. Eines der
IPCC-Szenarien ohne Klimaschutzmaß-
nahmen geht von einer Verdoppelung der
Emissionen in den drei Jahrzehnten bis
2030 aus.77

Antriebe für erhöhte Emissionen

Wie bei allen Zukunftsszenarien sind diese
Zahlen mit Vorsicht zu behandeln. Sie stellen
eine bestmögliche Schätzung dar, der bestimm-
te Annahmen über Wirtschaftswachstum,
demografische Veränderungen, Energiemärkte,
Technologie und aktuelle politische Strategien
zugrunde liegen. Die Szenarien legen nicht etwa
einen vorherbestimmten Emissionsverlauf fest.
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Grafik 1.15 Der Trend bei den ungebremsten CO2-Emissionen weist nach oben
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Wachstums – eine Funktion des Energiemi-
xes und der sektoralen Zusammensetzung –
sind zwei der stärksten Antriebe der Emissi-
onstrends. Jede Prognose in diesem Bereich
ist mit Unsicherheiten behaftet. Der Klima-
wandel selbst könnte das künftige Wachs-
tum bremsen, vor allem im Falle eines kata-
strophalen Anstiegs des Meeresspiegels oder
unerwarteter „böser Überraschungen“. Die-
se Bremse wird jedoch wahrscheinlich in
den nächsten Jahrzehnten noch nicht grei-
fen. Die meisten Modelle erwarten signifi-
kante Auswirkungen des Klimas auf die
Antriebsfaktoren des weltweiten Wachs-
tums frühestens gegen Ende des 21. Jahr-
hunderts.78 Zurzeit erlebt die Weltwirt-
schaft eine der längsten Wachstumsperi-
oden in der Geschichte. Weltweit betrug die
BIP-Wachstumsrate im letzten Jahrzehnt
im Durchschnitt über vier Prozent pro
Jahr.79 Bei dieser Rate verdoppelt sich die
Gesamtproduktion alle 18 Jahre, sodass die
Nachfrage nach Energie, aber auch die CO2-
Emissionen nach oben getrieben werden.
Die mit jeweils einem Dollar des weltwirt-
schaftlichen Wachstums produzierte CO2-
Menge – die „CO2-Intensität“ des Welt-
BIP – ist während der letzten zweieinhalb
Jahrzehnte zurückgegangen, sodass sich der
Zusammenhang zwischen BIP und CO2-
Emissionen abschwächte. Darin spiegeln
sich die Verbesserungen der Energieef-
fizienz, die Veränderungen der Wirtschafts-
struktur – mit einem Rückgang des Anteils
CO2-intensiver Fertigungsbereiche zuguns-
ten des Dienstleistungssektors in zahlrei-
chen Ländern – und Veränderungen beim
Energiemix. Seit 2000 ist der Rückgang der
CO2-Intensität jedoch ins Stocken geraten,
sodass der Emissionsdruck weiter zugenom-
men hat (Grafik 1.16). 

• Energiemix. Im letzten Vierteljahrhundert
sind die CO2-Emissionen des Energiesek-
tors weniger schnell gestiegen als die Nach-
frage nach Primärenergie. Nach dem IEA-
Szenario könnte sich dieses Verhältnis in
den Jahren bis 2030 jedoch umkehren. Der
Grund dafür ist ein höherer Anteil der Koh-
le am Primärenergieverbrauch. Den Prog-

Sie lenken jedoch die Aufmerksamkeit auf die
harte Tatsache, dass die Welt sich gegenwärtig
auf einer Emissionsbahn befindet, auf der es
garantiert zu einer Kollision zwischen dem Pla-
neten und seinen Bewohnern kommen wird. 

Hier eine Kursänderung zu erreichen, wird
schwierig werden. Es gibt drei mächtige
Antriebskräfte für steigende Emissionen, die
mit der eingesetzten Technologie, Veränderun-
gen auf den Energiemärkten und politischen
Entscheidungen zusammenwirken werden.
• Demografische Trends. Die gegenwärtigen

Prognosen lassen eine Zunahme der Welt-
bevölkerung von heute 6,5 Milliarden auf
8,5 Milliarden im Jahr 2030 erwarten. Um
auf globaler Ebene auch nur einen Stillstand
des Gesamtvolumens der Emissionen auf
dem heutigen Niveau zu erreichen, müssen
die durchschnittlichen Pro-Kopf-Emissio-
nen um 30 Prozent reduziert werden, und
dennoch wird ein solcher Stillstand nicht
ausreichen, um gefährliche Klimaänderun-
gen zu vermeiden. Fast der gesamte Bevöl-
kerungsanstieg wird in den Entwicklungs-
ländern stattfinden, in denen derzeit ein
hoher ungedeckter Energiebedarf besteht
und die Energieeffizienz niedrig ist. 

• Wirtschaftswachstum. Das Wirtschafts-
wachstum und die CO2-Intensität des

BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2007/200870

1

K
lim

as
ch

ut
z:

 d
ie

 H
er

au
sf

or
de

ru
ng

 d
es

 2
1
. 
Ja

hr
hu

nd
er

ts

Grafik 1.16 Die CO2-Intensität sinkt 
zu langsam, um die Gesamt-
emissionen verringern zu können
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nosen zufolge werden die durch den Einsatz
von Kohle verursachten CO2-Emissionen
im Zeitraum 2005-2015 um 2,7 Prozent
steigen – eine um 50 Prozent höhere
Zuwachsrate als beim Erdöl. 
Die angesichts dieses Drucks erforderlichen

umfangreichen Klimaschutzmaßnahmen wer-
den nur durch nachhaltige Anstrengungen der
staatlichen Politik, unterstützt durch interna-
tionale Zusammenarbeit, zu verwirklichen sein.
Die gegenwärtigen Trends auf den Energie-
märkten allein werden die Welt nicht dazu ver-
anlassen, auf den Zielpfad niedriger CO2-Emis-
sionen einzuschwenken. Jedoch könnten die
jüngsten Markttrends und die Sorge um die
Energiesicherheit den Anstoß für eine Zukunft
mit geringeren CO2-Emissionen geben. Da mit
einem weiterhin hohen Preisniveau für Öl und
Erdgas zu rechnen ist, haben sich die Anreize
für den Aufbau von Kapazitäten zur Energieer-
zeugung mit geringem CO2-Ausstoß positiv
entwickelt. Entsprechend gibt es für Regierun-
gen, denen die Abhängigkeit von Öl und die
Sicherheit der Energieversorgung problema-
tisch erscheint, überzeugende Gründe für die
Förderung von Programmen zur Steigerung der
Energieeffizienz, die Schaffung von Anreizen

für die Entwicklung und den Einsatz von Tech-
nologien mit niedrigem CO2-Ausstoß und für
die Förderung einer größeren Unabhängigkeit
durch erneuerbare Energien. Mit den Rahmen-
bedingungen für den Klimaschutz werden wir
uns in Kapitel 3 ausführlicher befassen. Dies
sind die vier Grundpfeiler für einen Erfolg:
• Festsetzung eines Preises für CO2-Emissio-

nen durch Besteuerung und Emissionshan-
delssysteme.

• Schaffung eines Regulierungsrahmens, der
die Energieeffizienz verstärkt, Normen für
die Emissionsminderung setzt und Markt-
chancen für Energieversorger mit niedrigem
CO2-Ausstoß schafft. 

• Einigung auf eine multilaterale internatio-
nale Zusammenarbeit zur Finanzierung des
Technologietransfers in die Entwicklungs-
länder mit dem Ziel, den Übergang zu Ener-
gieträgern mit geringem CO2-Ausstoß zu
unterstützen.

• Ausarbeitung eines multilateralen Rahmens
für die Zeit nach 2012, der auf der ersten
Phase des Kyoto-Protokolls aufbaut und
wesentlich ehrgeizigere Zielvorgaben für die
Verringerung der Treibhausgasemissionen
festlegt. 

Der Klimawandel ist ein

Beleg für unser schlechtes

Zukunftsmanagement
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Wir leben in einer zutiefst gespaltenen Welt.
Extreme Armut und extremer Wohlstand
haben nach wie vor ein hohes Schockpotenzial.
Die Identifikation mit unterschiedlichen Reli-
gionen und Kulturen ist eine Quelle von Span-
nungen zwischen Ländern und Menschen.
Rivalisierende Nationalismen bedrohen die
kollektive Sicherheit. Vor diesem Hintergrund
erteilt uns der Klimawandel eine deutliche Lek-
tion zu einer grundlegenden Tatsache unseres
Lebens: Die Menschheit teilt sich einen
gemeinsamen Planeten. 

Wo immer die Menschen auch leben und
gleich welcher Glaubensrichtung sie angehören,
sie sind Teil einer ökologisch eng verflochtenen

Welt. Ebenso wie die Handels- und Finanzströ-
me in einer integrierten Weltwirtschaft die
Menschen miteinander verbinden, verknüpft
uns ein ökologisches Band mit einer gemeinsa-
men Zukunft der Menschheit – und darauf
macht uns der Klimawandel aufmerksam. 

Der Klimawandel ist ein Beleg für unser
schlechtes Zukunftsmanagement. Klimasicher-
heit ist das öffentliche Gut schlechthin. Die
Atmosphäre der Welt gehört allen, in dem
offensichtlichen Sinn, dass niemand davon
„ausgeschlossen“ werden kann. Im Gegensatz
dazu sind gefährliche Klimaänderungen der
öffentliche Schaden schlechthin. Während für
manche Menschen (die Armen der Welt) und

1.6 Warum wir handeln sollten, 
um gefährliche Klimaänderungen zu vermeiden



Interdependenz in einer Welt, die auf gefähr-
liche Klimaänderungen mit entsprechenden
Auswirkungen zusteuert. 

Verantwortung für das Klima 
in einer eng verflochtenen Welt 

Das Vorgehen gegen den Klimawandel stellt die
Regierungen vor schwierige Entscheidungen. 
Es geht um komplexe Probleme, bei denen 
ethische Fragen, die Verteilungsgerechtigkeit
zwischen Generationen und Ländern, wirt-
schaftliche und technologische Aspekte sowie
persönliche Verhaltensweisen eine wichtige
Rolle spielen. Politische Handlungskonzepte

für manche Länder die Verluste schneller ein-
treten als für andere, werden langfristig alle zu
den Verlierern zählen, da die künftigen Gene-
rationen erhöhten Katastrophenrisiken ausge-
setzt sein werden. 

Im 4. Jahrhundert v. Chr. schrieb Aristote-
les, dass auf die Güter, über die die größte Zahl
von Menschen gemeinsam verfügen, die
geringste Sorgfalt verwendet wird. Er hätte
damit die Erdatmosphäre und die fehlende
Sorgfalt meinen können, die wir der Fähigkeit
unseres Planeten zur Aufnahme von Kohlen-
stoff angedeihen lassen. Um die Voraussetzun-
gen für Veränderungen zu schaffen, bedarf es
einer neuen Denkweise über die menschliche
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Sonderbeitrag Unsere gemeinsame Zukunft und der Klimawandel

Nachhaltige Entwicklung bedeutet, die Bedürfnisse der heutigen

Generation zu befriedigen, ohne die Möglichkeit künftiger Genera-

tionen zur Befriedigung ihrer eigenen Bedürfnisse zu beeinträchtigen.

Darüber hinaus geht es aber auch um soziale Gerechtigkeit, Ausge-

wogenheit und die Achtung der Menschenrechte künftiger Genera-

tionen. 

Zwei Jahrzehnte sind vergangen, seit ich das Privileg hatte, den

Vorsitz der Weltkommission für Umwelt und Entwicklung zu führen.

Der Bericht, der aus unserer Arbeit hervorging, hatte eine einfache

Botschaft, die in seinem Titel, Unsere gemeinsame Zukunft, zum Aus-

druck kam. Nach unserer Auffassung war die Menschheit im Begriff,

die Grenzen der Nachhaltigkeit zu überschreiten und die ökolo-

gischen Aktiva der Welt in einer Weise zu dezimieren, die das Wohl-

ergehen künftiger Generationen gefährden würde. Es war auch klar,

dass die große Mehrheit der Weltbevölkerung an dieser übermäßigen

Beanspruchung unserer begrenzten Ressourcen nur einen geringen

Anteil hatte. Ungleiche Chancen und eine ungleiche Verteilung bil-

deten den Kern der von uns festgestellten Probleme. 

Heute ist es der Klimawandel, über den wir uns ausführliche

Gedanken machen müssen. Aber gibt es einen schlagenderen

Beweis dafür, was es bedeutet, auf nicht nachhaltige Weise zu leben?

Der Bericht über die menschliche Entwicklung 2007/2008

beschreibt ein „Kohlenstoffbudget“ für das 21. Jahrhundert. Gestützt

auf die genauesten Erkenntnisse der Klimawissenschaft, legt dieses

Budget das Volumen der Treibhausgase fest, die ausgestoßen werden

können, ohne gefährliche Klimaänderungen zu verursachen. Wenn wir

auf unserer gegenwärtigen Emissionsbahn bleiben, wird das Kohlen-

stoffbudget für das 21. Jahrhundert schon in den 2030er Jahren

erschöpft sein. Durch unseren Energieverbrauch häufen wir hohe

ökologische Schulden an, die die künftigen Generationen von uns

erben – und zu deren Begleichung sie nicht in der Lage sein werden. 

Der Klimawandel stellt eine Bedrohung dar, die bisher ohne Bei-

spiel ist. In unmittelbarer Zukunft bedroht er die ärmsten und schutz-

losesten Menschen der Welt, die heute schon mit den Folgen der glo-

balen Erwärmung leben müssen. In unserer ohnehin tief gespaltenen

Welt verschärft die globale Erwärmung die Disparitäten zwischen

Reich und Arm, indem sie den Menschen die Möglichkeit verwehrt,

ihr Leben zu verbessern. Für die Zukunft birgt der Klimawandel das

Risiko einer ökologischen Katastrophe. 

Wir sind es den Armen der Welt und den künftigen Generationen

schuldig, entschlossen und schnell zu handeln, um gefährliche Klima-

änderungen aufzuhalten. Die gute Nachricht ist, dass es noch nicht

zu spät ist. Noch haben wir eine Chance, aber machen wir uns nichts

vor: Die Uhr tickt und die Zeit drängt. 

Die reichen Staaten müssen Führung zeigen und ihre historische

Verantwortung anerkennen. Ihre Bürger verursachen die stärkste

CO2-Belastung der Erdatmosphäre. Außerdem verfügen sie über die

finanziellen und technischen Möglichkeiten für einschneidende und

schnelle Verringerungen der CO2-Emissionen. Das alles heißt jedoch

nicht, dass der Klimaschutz allein der reichen Welt überlassen bleibt.

Vielmehr gehört es zu den dringendsten Prioritäten, den Entwick-

lungsländern durch internationale Zusammenarbeit und Technologie-

transfer den Übergang zu Energiesystemen mit geringem CO2-Aus-

stoß zu ermöglichen. 

Heute lehrt uns der Klimawandel auf harte Weise, was wir schon

in Unsere gemeinsame Zukunft zu vermitteln versuchten. Nachhaltig-

keit ist kein abstrakter Gedanke. Es geht darum, ein Gleichgewicht

zwischen dem Planeten und seinen Bewohnern zu finden – ein

Gleichgewicht, das die großen Herausforderungen der Armut in 

unserer Zeit angeht, während gleichzeitig die Interessen künftiger

Generationen gewahrt werden. 

Gro Harlem Brundtland

Vorsitzende der Weltkommission für Umwelt und Entwicklung

Ehemalige Ministerpräsidentin Norwegens



für die Verringerung der Treibhausemissionen
werden weitreichende Veränderungen bei der
Energiepolitik und den Verhaltensweisen not-
wendig machen. 

In diesem Kapitel haben wir uns mit einem
Spektrum von Problemfeldern befasst, die für
die Formulierung der Antwort auf den Klima-
wandel wichtig sind. Vier Themen sollten hier
besonderes Gewicht erhalten, weil sie den Kern
der ethischen und ökonomischen Dimension
jeder öffentlichen Klimaschutzpolitik treffen: 
• Irreversibilität. Emissionen von CO2 und

anderen Treibhausgasen sind praktisch
nicht mehr rückgängig zu machen. Die
Dauer ihres Verbleibs in der Erdatmos-
phäre wird in Jahrhunderten gemessen.
Ähnliches gilt für die Auswirkungen auf die
Klimasysteme. Im Gegensatz zu vielen
anderen Umweltproblemen, die eine relativ
schnelle Behebung der aufgetretenen Schä-
den erlauben, bergen die durch Klimaände-
rungen verursachten Schäden das Potenzial,
dass sie sich von den gefährdeten Bevölke-
rungsgruppen von heute über Generationen
hinweg auf die gesamte Menschheit einer
fernen Zukunft auszuwirken. 

• Globales Ausmaß. Der durch die Akkumu-
lierung von Treibhausgasen angetriebene
Klimawandel unterscheidet nicht zwischen
einzelnen Staaten, wenn er sich auch unter-
schiedlich auswirkt. Der CO2-Ausstoß eines
Landes erhöht die Treibhausgaskonzentra-
tion – mit weltweiten Folgen. Treibhaus-
gasemissionen sind nicht die einzige Form
grenzüberschreitender Umweltverschmut-
zung. Saurer Regen, ausgelaufenes Öl und
verschmutzte Flüsse sind ebenfalls externe
Effekte, die sich nicht an nationale Grenzen
halten. Was den Klimawandel davon unter-
scheidet, sind sein Ausmaß und seine Fol-
gen. Kein Staat kann das Problem aus eige-
ner Kraft lösen (wenn auch manche Länder
mehr tun können als andere). 

• Ungewissheit und Katastrophen. Klimawan-
delmodelle arbeiten mit Wahrscheinlich-
keiten – und Wahrscheinlichkeiten impli-
zieren Ungewissheit. Die Kombination von
Ungewissheit und dem Risiko von Kata-
strophen, die künftige Generationen treffen

könnten, ist eine überzeugende Begründung
für Investitionen in eine Risikoabsicherung
durch Klimaschutzmaßnahmen. 

• Rückschritte bei der menschlichen Entwick-
lung in naher Zukunft. Lange bevor die
Menschheit von klimabedingten katastro-
phalen Ereignissen getroffen wird, werden
schon viele Millionen Menschen die Aus-
wirkungen des Klimawandels nachdrück-
lich zu spüren bekommen. Es wäre vermut-
lich möglich, Amsterdam, Kopenhagen
oder Manhattan vor einem Meeresspiegel-
anstieg im 21. Jahrhundert zu schützen,
wenn auch zu hohen Kosten. Aber Hoch-
wasserschutzsysteme für Küstengebiete
werden weder die Existenzgrundlage noch
die Häuser von Hunderten Millionen Men-
schen retten können, die in Bangladesch, in
Vietnam, im Niger- oder im Nildelta leben.
Mit Vorrang eingeleitete Klimaschutzmaß-
nahmen könnten die Gefahr von Rück-
schlägen für die menschliche Entwicklung
im Verlauf des 21. Jahrhunderts verringern,
auch wenn ihre positiven Auswirkungen
zum größten Teil erst nach 2030 eintreten
werden. Eine Minderung der menschlichen
Kosten noch vor diesem Zeitpunkt erfor-
dert die Unterstützung von Anpassungs-
maßnahmen. 

Soziale Gerechtigkeit und 
ökologische Interdependenz

Es gibt viele Theorien über soziale Gerechtig-
keit und Wege zur Effizienz, die in die Klima-
schutzdebatten eingebracht werden können.
Vielleicht die zutreffendste wurde durch Adam
Smith, den Philosophen und Ökonomen der
Aufklärung, formuliert. Für die Erwägung, wie
ein gerechter und ethischer Handlungsweg aus-
sehen könnte, schlug er als einfachen Test vor
„unser eigenes Verhalten so zu prüfen, wie wir
uns vorstellen, dass irgendein fairer und unpar-
teiischer Zuschauer es prüfen würde“.80

Ein solcher „fairer und unparteiischer
Zuschauer“ gewänne einen schlechten Ein-
druck von einer Generation, die nichts gegen
den Klimawandel tut. Künftige Generationen
potenziell katastrophalen Risiken auszusetzen,

Emissionen von CO2 und

anderen Treibhausgasen 

sind praktisch nicht mehr

rückgängig zu machen
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schutzlosesten Mitglieder behandelt. Wenn
zugelassen würde, dass die Armen der Welt die
größte Last des nicht von ihnen verursachten
Problems des Klimawandels tragen müssen,
wäre das ein Hinweis auf eine hohe Toleranz
für Ungleichheit und Ungerechtigkeit. 

Für die menschliche Entwicklung sind
Gegenwart und Zukunft miteinander ver-
knüpft. Es gibt keinen langfristigen Zielkon-
flikt zwischen Klimaschutz und der Entwick-
lung der menschlichen Fähigkeiten. Wie Amar-
tya Sen in seinem Sonderbeitrag zu diesem
Bericht ausführt, sind menschliche Entwick-
lung und ökologische Nachhaltigkeit integrale
Bestandteile der grundlegenden Freiheiten des
Menschen. 

In der Durchführung sorgfältig geplanter
Strategien gegen den Klimawandel wird die
Entschlossenheit zum Ausdruck kommen, die
wesentlichen Freiheiten zu erweitern, über die
die Menschen von heute verfügen, ohne dass
dadurch die Fähigkeit künftiger Generationen
beeinträchtigt würde, auf diesen Freiheiten auf-
zubauen.83 Die Herausforderung liegt darin,
den menschlichen Fortschritt heute auf eine
dauerhafte Grundlage zu stellen und gleichzei-
tig den erhöhten Risiken Rechnung zu tragen,
denen ein beträchtlicher Teil der Menschheit
auf Grund des Klimawandels in seinem täg-
lichen Leben ausgesetzt ist. 

Der moralische Imperativ zur Bekämpfung
des Klimawandels wurzelt vor allem in Ideen
über Schutz, soziale Gerechtigkeit und ethische
Verantwortung. In der heutigen Welt mit einer
viel stärkeren wirtschaftlichen und ökologischen
Interdependenz sind die Abstände zwischen
den konzentrischen Kreisen erheblich kleiner
geworden. Der Philosoph Kwame Appiah
schrieb dazu: „Jede Person, von der du etwas
weißt und auf die du einwirkst, ist jemand, für
den du Verantwortung trägst. Dies zu sagen,
heißt nichts anderes, als den Grundgedanken
einer sittlichen Gesinnung zu bekräftigen.“84

Heute „wissen wir etwas“ von Menschen in
weit entfernten Orten – und wir wissen etwas
darüber, wie unser Energieverbrauch im Wege
des Klimawandels auf ihr Leben „einwirkt“. 

Unter diesem Blickwinkel konfrontiert uns
der Klimawandel mit harten moralischen

könnte als unvereinbar mit dem Engagement
für zentrale menschliche Werte betrachtet wer-
den. Artikel 3 der Allgemeinen Erklärung der
Menschenrechte legt fest, dass „jeder das Recht
auf Leben, Freiheit und Sicherheit der Person
hat“. Tatenlosigkeit angesichts der vom Klima-
wandel ausgehenden Bedrohung würde eine
ganz unmittelbare Verletzung dieses univer-
salen Rechts darstellen. 

Der Grundsatz der Generationengerechtig-
keit steht im Mittelpunkt des Nachhaltigkeits-
gedankens. Zwei Jahrzehnte sind vergangen,
seit die Weltkommission für Umwelt und Ent-
wicklung den Gedanken der nachhaltigen Ent-
wicklung zu einem zentralen Thema der inter-
nationalen Agenda machte. Der Kerngrundsatz
verdient es, hier erneut wiederholt zu werden,
und sei es auch nur, um hervorzuheben, wie
umfassend er verletzt wird, wenn es weiterhin
nicht gelingt, dem Klimaschutz Priorität einzu-
räumen: „Eine nachhaltige Entwicklung
bemüht sich darum, den Bedürfnissen und
Bestrebungen der Gegenwart gerecht zu wer-
den, ohne die Fähigkeit zu gefährden, auch den-
jenigen der Zukunft gerecht zu werden.“81

Diese Vision hat nichts an Aktualität verlo-
ren und ist durchaus auf die politischen Debat-
ten über den Klimaschutz anwendbar. Natür-
lich kann nachhaltige Entwicklung nicht
bedeuten, dass jede Generation die Umwelt der
Erde genauso hinterlässt, wie sie sie vorgefun-
den hat. Es geht vielmehr um die Erhaltung der
Chancen künftiger Generationen, wesentliche
Freiheiten zu genießen, Entscheidungen zu
treffen und ein Leben zu führen, das ihnen
wertvoll erscheint.82 Der Klimawandel wird
diese Freiheiten und Wahlmöglichkeiten letzt-
lich einengen. Er wird den Menschen die Kon-
trolle über ihr eigenes Schicksal verwehren. 

Über die Zukunft nachzudenken heißt
nicht, dass wir uns weniger Gedanken über
soziale Gerechtigkeit zu unseren Lebzeiten
machen sollten. Ein unparteiischer Beobachter
könnte sich auch fragen, was Untätigkeit ange-
sichts des Klimawandels über die Einstellungen
zu sozialer Gerechtigkeit, Armut und Un-
gleichheit in unserer Zeit aussagt. Das ethische
Fundament einer jeden Gesellschaft muss zum
Teil daran gemessen werden, wie sie ihre
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Der Grundsatz der 

Generationengerechtigkeit

steht im Mittelpunkt des

Nachhaltigkeitsgedankens



Fragen. Der Energieverbrauch und die damit
zusammenhängenden Emissionen von Treib-
hausgasen sind keine abstrakten Konzepte. Sie
sind Aspekte der menschlichen Interdepen-
denz. Jeder, der in Europa das Licht anknipst
oder in Amerika ein Klimagerät einschaltet, ist
durch das globale Klimasystem mit Menschen
verbunden, die zu den schutzlosesten der Welt
gehören – mit Kleinbauern in Äthiopien, die
mühsam ihren Lebensunterhalt verdienen, mit
Slumbewohnern in Manila und mit Menschen,
die im Gangesdelta leben. Er ist auch mit künf-
tigen Generationen verbunden, nicht nur mit
seinen eigenen Kindern und Kindeskindern,
sondern ebenso mit denjenigen anderer Men-
schen auf der Welt. Angesichts der Belege für
die Folgen gefährlicher Klimaänderungen in
Form von Armut und künftigen Katastrophen-
risiken käme die Missachtung der Verantwor-
tung, die mit der ökologischen Interdependenz
und ihren Auswirkungen auf den Klimawandel
einhergeht, einer moralischen Verweigerung
gleich. 

Der moralische Imperativ zur Bekämpfung
des Klimawandels wurzelt vor allem in Ideen
über Verantwortung, soziale Gerechtigkeit und
ethisches Handeln. In einer Welt, in der häufig
weltanschauliche Überzeugungen eine Keil
zwischen die Menschen treiben, sind dies Ideen,
die die religiöse und kulturelle Spaltung über-
brücken können. Sie bieten eine mögliche
Grundlage für gemeinsame Aktionen von Füh-
rern religiöser Gruppen und anderen (Kasten 1.4).

Das ökonomische Argument 
für rasches Handeln  

Ein ehrgeiziger Klimaschutz verlangt, dass wir
heute in den Übergang zu einem geringeren
CO2-Ausstoß investieren. Die anfallenden Kos-
ten werden vorwiegend von der heutigen Gene-
ration getragen werden müssen, und die höchs-
te Rechnung wird durch die reiche Welt zu
begleichen sein. Der daraus entstehende Nut-
zen wird sich auf viele Länder und einen länge-
ren Zeitraum verteilen. Für die künftigen
Generationen wird der Vorteil in der Verrin-
gerung der Risiken liegen, während die Ärms-
ten der heutigen Welt von verbesserten Chan-

cen für die menschliche Entwicklung noch zu
ihren Lebzeiten profitieren werden. Liefern die
Kosten und der Nutzen des Klimaschutzes trif-
tige Gründe für ein schnelles Handeln? 

Diese Frage griff der von der britischen
Regierung in Auftrag gegebene Stern-Bericht
über die ökonomischen Folgen des Klimawan-
dels auf. Die Antwort des Berichts fiel deutlich
aus. Anhand einer Kosten-Nutzen-Analyse, die
auf einem langfristigen ökonomischen Modell-
entwurf basiert, kommt er zu dem Schluss, dass
die künftigen Kosten der globalen Erwärmung
wahrscheinlich zwischen fünf und 20 Prozent
des jährlichen Welt-BIP betragen werden. Sol-
che künftigen Verluste könnten nach der Analyse
des Berichts vermieden werden, indem durch
Klimaschutzmaßnahmen zu relativ bescheide-
nen jährlichen Kosten von rund einem Prozent
des BIP die Treibhausgase in der Atmosphäre
auf 550 ppm CO2-Äq. stabilisiert würden (an
Stelle des im vorliegenden Bericht befürworte-
ten ehrgeizigeren Ziels von 450 ppm). Die
Schlussfolgerung ist eine klare und eindeutige
Begründung für vordringliche, sofortige und
schnelle Verringerungen der Treibhausgasemis-
sionen: Vorbeugen ist besser und billiger als
Nichtstun. 

Manche Kritiker des Stern-Berichts kom-
men zu anderen Schlussfolgerungen. Sie vertre-
ten die Auffassung, die Kosten-Nutzen-Analyse
würde die Notwendigkeit schneller und tief-
greifender Klimaschutzmaßnahmen nicht bele-
gen. Die Gegenargumente sind breit gefächert.
Der Stern-Bericht und seine Kritiker gehen von
einer ähnlichen Annahme aus, nämlich dass
reale weltweite Schäden auf Grund des Klima-
wandels – ungeachtet ihres Ausmaßes – erst
weit in der Zukunft eintreten würden. Die
Unterschiede liegen in der Bewertung dieser
Schäden. Die Kritiker des Stern-Berichts argu-
mentieren, dass das Wohlergehen der Men-
schen in der Zukunft mit einem höheren Satz
diskontiert, also im Vergleich zu den in der
Gegenwart entstehenden Kosten geringer ge-
wichtet werden sollte, als dies im Stern-Bericht
geschieht. 

Aus diesen entgegengesetzten Positionen
heraus werden unterschiedliche politische Kon-
zepte entwickelt.85 Anders als der Stern-Bericht
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der Erwartung, dass die Weltwirtschaft leis-
tungsfähiger wird und die technologischen
Kapazitäten weiter ausgebaut werden.86

befürworten die Kritiker eine bescheidene
Emissionsminderung in naher Zukunft, gefolgt
von stärkeren Reduktionen auf längere Sicht, in
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Kasten 1.4 Verantwortung, Ethik und Religion – gemeinsame Ansätze zum Klimawandel 

„Wir haben die Erde nicht von unseren Eltern geerbt, sondern von
unseren Kindern geliehen“ 

Indianisches Sprichwort 

Das Konzept der Nachhaltigkeit wurde nicht erst auf dem Erd-
gipfel von 1992 erfunden. Der Glaube an Werte wie Verantwortung,
Gerechtigkeit zwischen den Generationen und Schutz einer gemein-
samen Umwelt liegt zahlreichen religiösen und ethischen Systemen
zugrunde. Religionen spielen eine wichtige Rolle, wenn es darum
geht, die durch den Klimawandel aufgeworfenen Probleme deutlich
zu machen. 

Sie können auch als Träger von Veränderungen wirken, indem sie
Millionen Menschen auf Grund gemeinsamer Werte dazu mobilisie-
ren, zugunsten eines fundamentalen moralischen Anliegens aktiv zu
werden. Während Religionen sich in ihrer theologischen oder spiritu-
ellen Interpretation des Verantwortungsgedankens unterscheiden, eint
sie die gemeinsame Verpflichtung auf die Kerngrundsätze der interge-
nerativen Gerechtigkeit und der Sorge um die Schutzbedürftigen. 

In einer Zeit, in der allzu oft religiöse Unterschiede als Ursachen
von Konflikten in den Vordergrund gestellt werden, bietet der Klima-
wandel Chancen für interreligiösen Dialog und gemeinsames Han-
deln. Religionsführer könnten sich dazu stärker in der Öffentlichkeit
zu Wort melden. Da dies bisher, von einigen bemerkenswerten Aus-
nahmen abgesehen, kaum der Fall war, ist über die durch den Klima-
wandel aufgeworfenen Probleme nicht ausreichend unter mora-
lischen Aspekten nachgedacht worden. Das Fundament für inter-
religiöse Aktivitäten bilden die grundlegenden Schriften und gegen-
wärtigen Lehren der einzelnen Religionen:

• Buddhismus. Der buddhistische Begriff für Individuum lautet
Santana, also Strom. Diese Bezeichnung verkörpert den Gedan-
ken der Verbundenheit zwischen Menschen und ihrer Umwelt
sowie zwischen den Generationen. Die buddhistische Lehre
betont die persönliche Verantwortung für die Herbeiführung von
Veränderungen in der Welt durch Änderungen des persönlichen
Verhaltens. 

• Christentum. Theologen aus einem breiten Spektrum christlicher
Traditionen haben die Frage des Klimawandels aufgegriffen. Aus
katholischer Perspektive forderte der Ständige Beobachter des
Heiligen Stuhls bei den Vereinten Nationen einen „ökologischen
Umbau“ und „präzise Verpflichtungen, die das Problem des
Klimawandels wirksam angehen.“ Der Weltkirchenrat erließ einen
eindringlichen und überzeugenden Handlungsaufruf aus theolo-
gischer Sorge: „Die armen und anfälligen Gemeinschaften auf der
Welt und die künftigen Generationen werden am meisten unter
dem Klimawandel leiden... Die reichen Staaten verbrauchen mehr
als ihren gerechten Anteil an den globalen Gemeinschaftsgütern.
Sie müssen diese ökologischen Schulden gegenüber anderen
Menschen dadurch begleichen, dass sie sie für die Kosten der
Anpassung an den Klimawandel entschädigen. Die Reichen müs-
sen ihre Emissionen drastisch reduzieren, um sicherzustellen,

Quelle: Basierend auf Krznaric 2007; IFEES 2006; Climate Institute 2006.

dass die legitimen Entwicklungsbedürfnisse der Armen der Welt
befriedigt werden könnten.“  

• Hinduismus. Die Vorstellung von der Natur als etwas Heiligem ist
im Hinduismus tief verwurzelt. Mahatma Gandhi stützte sich auf
traditionelle hinduistische Werte, um die Bedeutung der Gewalt-
losigkeit, der Achtung aller Formen des Lebens und der Harmo-
nie zwischen Mensch und Natur zu unterstreichen. Die Idee der
Verantwortung spiegelt sich in Äußerungen des Hindu-Glaubens
zur Ökologie wider. So schrieb der spirituelle Führer Swami
Vibudhesha: „Diese Generation hat kein Recht, alle Fruchtbarkeit
des Bodens aufzubrauchen und den künftigen Generationen ein
unproduktives Land zu hinterlassen.“ 

• Islam. Die wichtigsten Quellen der islamischen Lehre in Bezug
auf die natürliche Umwelt sind der Koran, die Hadith-Sammlun-
gen – Überlieferungen der Anweisungen und Taten des Prophe-
ten – und das islamische Recht (Al-Sharia). Da Menschen als Teil
der Natur betrachtet werden, ist der Widerspruch gegen Ver-
schwendung und Umweltzerstörung ein häufig wiederkehrendes
Thema in diesen Quellen. Das islamische Recht enthält zahlreiche
Aufforderungen, gemeinsame Umweltressourcen gemeinschaft-
lich zu schützen und zu bewahren. Das im Koran enthaltene
Konzept von tawheed (Einheit) verkörpert den Gedanken der
generationenübergreifenden Einheit der Schöpfung. Auch wird
gefordert, die Erde und ihre natürlichen Ressourcen für künftige
Generationen zu bewahren, indem die Menschen als Hüter der
natürlichen Welt handeln. Auf diesen Lehren aufbauend kommen-
tierte der Australische Rat der Islamischen Räte: „Gott schenkt
den Menschen die Möglichkeit, die Fülle der Natur zu genießen,
unter der strikten Bedingung, dass sie sorgsam mit ihr um-
gehen .... Die Zeit drängt. Die Menschen, die einer Religion an-
gehören, müssen ihre theologischen Differenzen vergessen und
zusammenarbeiten, um die Welt vor einer Klimakatastrophe zu
schützen.“

• Judentum. Viele der tiefsten Überzeugungen des jüdischen Glau-
bens stehen in Übereinstimmung mit dem Umweltschutz. Wie ein
Theologe es formulierte, räumt die Torah wohl der Menschheit
einen privilegierten Platz in der Schöpfungsordnung ein, aber
dies ist nicht „die Herrschaft eines Tyrannen“. Auch enthält sie
zahlreiche Gebote, die die Bewahrung der natürlichen Umwelt
betreffen. In Anwendung der jüdischen Philosophie auf den
Klimawandel erklärte die Zentralkonferenz amerikanischer Rab-
biner: „Wir haben die feierliche Verpflichtung, zu tun, was wir ver-
nünftigerweise können, um Schaden von heutigen und künftigen
Generationen abzuwenden und die Integrität der Schöpfung zu
bewahren ... Dies nicht zu tun, obwohl wir über die technischen
Voraussetzungen verfügen – wie im Fall der Technologien für
Energieerzeugung und Verkehr ohne fossile Brennstoffe – ist eine
unverzeihliche Vernachlässigung unserer Verantwortlichkeiten.“ 



Die durch den Stern-Bericht ausgelöste
Debatte, die weiter anhält, ist auf verschiedenen
Ebenen wichtig. Sie hat eine ganz unmittelbare
Bedeutung, weil sie auf den Kern der zentralen
Frage zielt, mit der die politischen Entschei-
dungsträger heute konfrontiert sind: Müssen
wir heute dringend handeln, um den Klima-
wandel abzumildern? Sie spielt aber auch eine
Rolle, weil sie Fragen über die Schnittstelle zwi-
schen Wirtschaft und Ethik aufwirft – Fragen,
die unser Denken über die Interdependenz der
Menschheit angesichts der von gefährlichen
Klimaänderungen ausgehenden Bedrohung
beeinflussen. 

Diskontierung der Zukunft – 
ethische und ökonomische Aspekte
Die Kontroverse richtet sich überwiegend auf
das Konzept einer sozialen Diskontierung.
Weil Klimaschutz heutige Kosten zur Erzie-
lung eines künftigen Nutzens bedeutet, betrifft
ein kritischer Aspekt der Analyse die Frage, wie
ein künftiges Ergebnis im Verhältnis zu einem
gegenwärtigen Ergebnis zu behandeln ist. Wie
hoch sollten die künftigen Auswirkungen
gegenüber den heutigen diskontiert werden?
Das Instrument zur Beantwortung dieser Frage
ist der Diskontierungssatz. Um seine Höhe zu
bestimmen, muss dem künftigen Wohlergehen
ein Wert zugewiesen werden, einfach deshalb,
weil es in der Zukunft liegt (die Rate der reinen
Zeitpräferenz). Ferner muss eine Entscheidung
über den sozialen Wert eines zusätzlich konsu-
mierten Dollars getroffen werden. In diesem
zweiten Element kommt der Gedanke des sin-
kenden Grenznutzens bei steigendem Einkom-
men zum Ausdruck.87

Der zwischen dem Stern-Bericht und seinen
Kritikern bestehende Dissens über Kosten und
Nutzen des Klimaschutzes – und über den rich-
tigen Zeitpunkt der zu ergreifenden Maßnah-
men – betrifft vor allem den Diskontierungs-
satz. Um zu verstehen, warum die unterschied-
lichen Ansätze eine so wichtige Rolle spielen,
sei folgendes Beispiel genannt. Bei einem Dis-
kontierungssatz von fünf Prozent müssten heu-
te neun Dollar ausgegeben werden, um einen
im Jahr 2057 durch den Klimawandel verur-
sachten Einkommensverlust von 100 Dollar zu
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vermeiden. Ohne Diskontierung müssten dafür
heute bis zu 100 Dollar ausgegeben werden.
Während also der Diskontierungssatz von Null
ausgehend ansteigt, gehen die künftigen Schä-
den durch eine Klimaerwärmung in der Bewer-
tung von heute zurück. Auf den für die Betrach-
tung von Auswirkungen des Klimawandels
erforderlichen langen Zeitraum angewandt,
kann bei entsprechend hohen Diskontierungs-
sätzen die magische Wirkung des umgekehrten
Zinseszinseffekts ein starkes Kosten-Nutzen-
Argument für eine zeitliche Verzögerung von
Klimaschutzmaßnahmen liefern. 

Aus der Perspektive der menschlichen Ent-
wicklung sind wir der Auffassung, dass der
Stern-Bericht Recht hat mit seiner zentralen
Entscheidung, einen niedrigen Wert für die
Rate der reinen Zeitpräferenz zu wählen – also
für die Komponente des Diskontierungssatzes,
die das Wohlergehen künftiger Generationen
gegenüber dem unsrigen gewichtet, einfach weil
sie in der Zukunft leben.88 Die Diskontierung
des Wohlergehens der zukünftigen Menschen
nur aus dem Grund, dass sie in der Zukunft
leben, ist nicht gerechtfertigt.89 Wie wir über
das Wohlergehen künftiger Generationen den-
ken, ist ein ethisches Werturteil. Tatsächlich
beschrieb der geistige Vater der Diskontierung
eine positive Rate der reinen Zeitpräferenz als
eine Praxis, die „ethisch nicht vertretbar ist und
lediglich einer Schwäche der Vorstellungskraft
entspringt.“90 Ebenso wie wir die Menschen-
rechte künftiger Generationen nicht diskontie-
ren, weil sie den unseren gleichwertig sind, müs-
sen wir auch eine Verantwortung für den
Schutz der Erde akzeptieren, die den künftigen
Generationen das gleiche ethische Gewicht
zuerkennt wie der heutigen Generation. Die
Entscheidung für eine 2-Prozent-Rate der reinen
Zeitpräferenz würde bedeuten, dass das ethische
Gewicht einer 2043 geborenen Person halbiert
würde.91

Es wäre ethisch unverantwortlich, heute
notwendiges Handeln mit der Begründung zu
verweigern, dass die Übernahme einer höheren
Belastung durch Klimaschutzkosten von den
geringer gewichteten künftigen Generationen
erwartet werden könne. Es wäre auch unverein-
bar mit der moralischen Verantwortung, die



zögern Regierungen ja auch nicht, heute Inves-
titionen zu tätigen, weil sie über den künftigen
Nutzen dieser Investitionen oder die genaue
Natur künftiger Risiken Zweifel haben. Sie
nehmen vielmehr eine Risikoeinschätzung vor
und entscheiden auf Grund der Wahrschein-
lichkeitsbilanz, ob vorbeugende Maßnahmen
zu ergreifen sind, um das Risiko eines schwer-
wiegenden künftigen Schadens zu verringern.94

Sie gewichten also die Kosten, den Nutzen und
die Risiken und versuchen, ihre Bürger gegen
ungewisse, aber potenziell katastrophale Ergeb-
nisse abzusichern. 

Die Argumente gegen rasche Klimaschutz-
maßnahmen weisen noch weitere Mängel auf.
Es gibt viele Bereiche der Politik, in denen ein
Konzept des Abwartens sinnvoll sein könnte,
aber der Klimawandel gehört nicht dazu. Da die
Anreicherung an Treibhausgasen ein kumula-
tiver und irreversibler Prozess ist, lassen sich
politische Fehlentscheidungen nicht einfach
korrigieren. Ist eine durch Emissionen verur-
sachte Konzentration von CO2 und anderen
Treibhausgasen von beispielsweise 750 ppm
erst einmal erreicht, steht den künftigen Gene-
rationen die Option, sich für eine auf 450 ppm
stabilisierte Welt zu entscheiden, nicht mehr
zur Verfügung. Abzuwarten, ob der Zusam-
menbruch des Westantarktischen Eisschilds
katastrophale Ergebnisse produziert, führt in
eine Sackgasse: Das auseinander gebrochene Eis
lässt sich nicht mehr auf dem Meeresboden
befestigen. Die Irreversibilität des Klimawan-
dels bedeutet, dass für die Anwendung des Vor-
sorgeprinzips eine hohe Prämie zu zahlen ist.
Angesichts des Potenzials wirklich katastro-
phaler Auswirkungen auf einem durch hohe
Unsicherheiten gekennzeichneten Gebiet ist
die Anwendung der Grenzanalyse ein sehr res-
triktiver Rahmen, um Antworten auf die
Herausforderung des Klimaschutzes zu formu-
lieren. Anders gesagt: Eine geringe Wahrschein-
lichkeit eines unendlich hohen Verlustes kann
immer noch ein sehr hohes Risiko darstellen. 

Jenseits der „einen Welt“ – 
warum Verteilung wichtig ist 
Auch über den zweiten Aspekt des Diskontie-
rungssatzes ist viel debattiert worden. Wie sol-

mit der Zugehörigkeit zu einer menschlichen
Gemeinschaft mit generationsübergreifenden
Bindungen einhergeht. Die Anwendung ethi-
scher Grundsätze ist das vorrangige Instrument,
um zu gewährleisten, dass die Interessen derje-
nigen, die nicht auf dem Markt vertreten sind
(künftige Generationen) oder noch kein Mit-
spracherecht haben (die Allerjüngsten) bei der
Politikformulierung berücksichtigt werden.
Deshalb muss bei Entscheidungen über Klima-
schutzkonzepte die Frage der Ethik ausdrück-
lich und transparent behandelt werden.92

Unsicherheit, Risiko und 
Irreversibilität – Gründe für 
eine Versicherung gegen 
Katastrophenrisiken 
Bei allen Überlegungen darüber, was für und
was gegen schnelle Klimaschutzmaßnahmen
spricht, müssen zunächst die Art und der Zeit-
horizont der möglichen Risiken bewertet wer-
den. Dabei spielt die Unsicherheit eine kriti-
sche Rolle.

Wie in diesem Kapitel bereits gezeigt wur-
de, ist die Unsicherheit, die den Klimawandel
umgibt, eng mit der Möglichkeit katastropha-
ler Ergebnisse verknüpft. In einer Welt, in der
das Überschreiten der 5°C-Schwelle wahr-
scheinlicher ist als das Unterschreiten der 2°C-
Schwelle, werden im Zeitverlauf „böse Überra-
schungen“ von katastrophalem Ausmaß eben-
falls wahrscheinlicher werden. Wie diese sich
auswirken, ist unsicher. Eine Möglichkeit ist
jedoch das Auseinanderbrechen und Schmel-
zen des Westantarktischen Eisschilds, mit ent-
sprechenden Konsequenzen für die mensch-
liche Besiedlung und die Wirtschaftstätigkeit.
Ein ambitionierter Klimaschutz lässt sich recht-
fertigen als Anzahlung auf eine Versicherung,
die künftige Generationen vor Katastrophenri-
siken schützt.93

Die Begründung für rasches Handeln liegt
im Ausmaß der Katastrophenrisiken, die mit
Klimaänderungen einhergehen könnten. Der
Gedanke, heute zu ergreifende kostspielige
Maßnahmen aufzuschieben, bis mehr Erkennt-
nisse vorliegen, findet auf anderen Gebieten
keine Anwendung. In Fragen der nationalen
Verteidigung und der Abwehr von Terrorismus
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len wir den Wert eines in der Zukunft zusätz-
lich konsumierten Dollars gewichten, wenn
sich das Gesamtvolumen des Konsums von dem
heutigen unterscheidet? Die meisten Menschen,
die den künftigen Generationen das gleiche
ethische Gewicht zuerkennen wollen, würden
der Aussage zustimmen, dass bei höherem
Wohlstand dieser Generationen ihr zusätz-
licher Konsum geringer zu bewerten wäre als
heute. Bei langfristig steigendem Einkommen
stellt sich die Frage nach dem Wert eines
zusätzlichen Dollars. Wie hoch wir den steigen-
den Konsum in der Zukunft diskontieren,
hängt von der sozialen Präferenz ab, das heißt
dem Wert, der dem zusätzlichen Dollar beige-
messen wird. Die Kritiker des Stern-Berichts
argumentierten, er habe einen zu niedrigen
Parameter gewählt, was wiederum einen in
ihren Augen unrealistisch niedrigen Gesamtdis-
kontierungssatz zur Folge habe. Im Unter-
schied zu den auf die reine Zeitpräferenz bezo-
genen Problemen geht es bei diesem Teil der
Debatte um Fragen, die sich aus den Prognosen
für Wachstumsszenarien unter Bedingungen
hoher Unsicherheit ergeben. 

Wäre die Welt ein einziges Land, das sich
aus ethischen Gründen um die Zukunft seiner
Bürger sorgt, dann müsste es sich durch hohe
Investitionen in den Klimaschutz gegen Kata-
strophenrisiken absichern. In der realen Welt
werden sich die Kosten für aufgeschobene
Schutzmaßnahmen nicht gleichmäßig auf die
Länder und Menschen verteilen. Die sozialen
und wirtschaftlichen Folgen des Klimawandels
werden die ärmsten Länder und ihre schutzlo-
sesten Bürger sehr viel stärker zu spüren bekom-
men. Die menschliche Entwicklung betreffende
Verteilungsaspekte verstärken die Begründung
für ein rasches Handeln nachdrücklich. Tat-
sächlich sind sie ein entscheidend wichtiger
Teil dieser Begründung. Dieser Punkt wird von
denjenigen, die über Diskontierungssätze in
„Eine-Welt“-Modellen streiten, weitgehend
ignoriert. 

Globale Kosten-Nutzen-Analysen ohne
Gewichtung der Verteilung können in den
Denkansätzen zum Klimawandel die eigent-
lichen Probleme verdecken. Geringfügige Aus-
wirkungen auf die Wirtschaftslage reicher Län-

In der realen Welt 

werden sich die Kosten 

für aufgeschobene 

Schutzmaßnahmen nicht

gleichmäßig auf die Länder

und Menschen verteilen

BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2007/2008 79

1

K
lim

aschutz: die H
erausforderung des 2

1
. Jahrhunderts

der (oder reicher Menschen) schlagen in der
Kosten-Nutzen-Bilanz stärker zu Buche, eben
weil sie reicher sind. Dieser Punkt lässt sich an
einem einfachen Beispiel deutlich machen.
Wenn die 2,6 Milliarden ärmsten Menschen
der Welt eine Verringerung ihres Einkommens
um 20 Prozent hinnehmen müssten, würde das
Welt-BIP pro Kopf um weniger als ein Prozent
zurückgehen. Entsprechend gilt, dass eine Hal-
bierung des Einkommens der ärmsten 28 Mil-
lionen Menschen in Äthiopien wegen einer
durch Klimawandel verursachten Dürre in der
Weltbilanz kaum wahrgenommen würde: Das
Welt-BIP würde um ganze 0,003 Prozent fal-
len. Problematisch sind auch die von Kosten-
Nutzen-Analysen nicht erfassten Dimensio-
nen. Der Wert, den wir Dingen zumessen, die
in sich wichtig sind, ist nicht ohne weiteres in
Marktpreisen zu erfassen (Kasten 1.5). 

In den Begründungen für Klimaschutzmaß-
nahmen werden unumgängliche Verteilungs-
aspekte häufig übersehen. Wie schon bei der
umfassenderen Debatte über die Diskontierung
muss die Gewichtung der Konsumgewinne und
-verluste für Menschen und Länder mit unter-
schiedlichem Einkommensniveau ausdrücklich
berücksichtigt werden. Zwischen Fragen, die
die intergenerative Verteilung betreffen, und
solchen, die sich auf die Verteilung innerhalb
der Bevölkerung der Gegenwart beziehen,
besteht jedoch ein entscheidender Unterschied.
Im ersten Fall ist es die Notwendigkeit der
Absicherung gegen ungewisse, aber potenziell
katastrophale Risiken, die für einen ambitio-
nierten Klimaschutz spricht. Im zweiten Fall,
also der Einkommensverteilung in der Gegen-
wart, liegt die Begründung in den mit Gewiss-
heit zu erwartenden Kosten des Klimawandels,
die die Existenzgrundlagen der ärmsten Men-
schen der Welt beeinträchtigen werden.95

Die Frage nach Verteilungsergebnissen zwi-
schen Ländern und Menschen auf sehr unter-
schiedlichen Entwicklungsstufen beschränkt
sich nicht auf den Klimaschutz. Heute ergriffe-
ne Schutzmaßnahmen werden die menschliche
Entwicklung stetig verbessern, mit einer Ver-
stärkung der positiven Auswirkungen in der
zweiten Hälfte des 21. Jahrhunderts. Ohne
rasche Klimaschutzschutzmaßnahmen werden



Klimaschutz, sondern auch die Anpassung an
den Klimawandel hohe Priorität erhalten muss. 

Mobilisierung der Öffentlichkeit 

Der IPCC und andere Klimaforscher haben
durch ihre Arbeit unser Verständnis der globa-
len Erwärmung verbessert. Die Debatten über
die ökonomischen Aspekte des Klimawandels
haben Entscheidungshilfen zur Ressourcenallo-
kation geliefert. Letztendlich wird es jedoch die
in der Öffentlichkeit herrschende Sorge sein,
die für einen Wandel in der Politik sorgen wird.

Die öffentliche Meinung – 
eine Triebkraft für Veränderungen 
Die öffentliche Meinung spielt auf vielen Ebe-
nen eine wichtige Rolle. Eine informierte

jedoch die Anstrengungen zur Verringerung
der Armut leiden, mit katastrophalen Folgen
für viele Millionen Menschen. Massive Vertrei-
bungen auf Grund von Überschwemmungen in
Ländern wie Bangladesch und weit verbreiteter
Hunger auf Grund von Dürren in Afrika süd-
lich der Sahara sind nur zwei Beispiele. 

Gegenwart und Zukunft sind jedoch nicht
klar voneinander abgegrenzt. Der Klimawandel
wirkt sich heute schon auf das Leben der
Armen aus, und die Welt wird trotz aller Bemü-
hungen um Schutzmaßnahmen weitere Klima-
änderungen nicht vermeiden können. Dies
bedeutet, dass Klimaschutz allein keine Garan-
tie gegen nachteilige Verteilungsergebnisse im
Gefolge des Klimawandels bietet. Es bedeutet
auch, dass während der ersten Hälfte des 
21. Jahrhunderts nicht nur ein ehrgeiziger 
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Kasten 1.5 Kosten-Nutzen-Analyse und Klimawandel

Die Debatte über Gründe für oder gegen dringende Klimaschutzmaß-

nahmen wurde bisher überwiegend unter dem Aspekt der Kosten-

Nutzen-Analyse geführt. Dabei wurden wichtige Probleme aufgewor-

fen. Gleichzeitig muss jedoch eingeräumt werden, dass Kosten-

Nutzen-Ansätze ihre Grenzen haben. Sie sind ein wichtiger Rahmen,

der rationale Entscheidungen erleichtert. Im Kontext der Analyse des

Klimawandels ist dieser Rahmen jedoch stark eingegrenzt und kann

für sich allein grundlegende ethische Probleme nicht lösen. 

Eine der Schwierigkeiten bei der Anwendung der Kosten-Nutzen-

Analyse auf den Klimawandel ist der Zeithorizont. Jede Kosten-

Nutzen-Analyse ist eine Unsicherheitsstudie. In Bezug auf den Klima-

schutz ist die Bandbreite der Unsicherheit jedoch sehr groß. Die Pro-

jektion von Kosten und Nutzen über einen Zeitraum von zehn oder 

20 Jahren kann selbst für einfache Investitionsprojekte wie den Bau

einer Straße problematisch sein. Eine Prognose über 100 Jahre oder

mehr ist eine weitgehend spekulative Übung. Ein Kommentator mein-

te: „Der Versuch, Kosten und Nutzen für Klimawandel-Szenarien in

100 Jahren vorherzusagen, ist eher die Kunst einer durch Analogie

inspirierten Vermutung als eine Wissenschaft“. 

Die grundsätzlichere Frage lautet, was eigentlich gemessen

wird. Veränderungen des BIP sind ein Maßstab für die Erfassung

eines wichtigen Aspekts der wirtschaftlichen Gesundheit von

Staaten. Selbst hier gibt es jedoch Einschränkungen. In den Kon-

ten des Nationaleinkommens werden Veränderungen des Wohl-

stands und die Wertminderung des zu seiner Hervorbringung ein-

gesetzten Anlagevermögens registriert. Die Kosten von Umwelt-

schäden oder die Wertminderung ökologischer Aktiva wie Wälder

und Wasserressourcen werden jedoch nicht erfasst. Auf den Klima-

wandel bezogen heißt das, dass der durch Energieverbrauch

Quelle: Broome 2006b; Monbiot 2006; Singer 2002; Weitzman 2007.

erzeugte Wohlstand im Nationaleinkommen berücksichtigt wird, der

mit der Erschöpfung der Kohlenstoffsenken der Erde verbundene

Schaden jedoch nicht.

Der große Psychologe Abraham Maslow sagte einmal: „Wenn du

als einziges Werkzeug einen Hammer hast, erscheint zunächst jedes

Problem wie ein Nagel auszusehen“. Entsprechend würde gelten:

Wenn das einzige Werkzeug zur Messung von Kosten ein Marktpreis

ist, dann könnten Dinge, für die es kein Preisetikett gibt – das Über-

leben der Arten, ein sauberer Fluss, ein stehender Wald, die Wildnis

– als wertlos erscheinen. Nicht in Bilanzen erfasste Posten können

unsichtbar werden, obwohl sie für die jetzige und die künftigen Gene-

rationen einen hohen Eigenwert haben. Es gibt bestimmte Dinge, die

kein noch so hoher Geldbetrag zurückbringen kann, wenn sie erst

einmal verloren sind. Und es gibt Dinge, für die sich kein Marktpreis

ermitteln lässt. Wenn die Fragen, die sie betreffen, nur unter dem

Aspekt der Kosten-Nutzen-Analyse gestellt werden, können sie die

falschen Antworten produzieren. 

Der Klimawandel wirkt sich in fundamentaler Weise auf das

Verhältnis zwischen Menschen und ökologischen Systemen aus.

Oscar Wilde definierte einen Zyniker als „einen Menschen, der von

allem den Preis und von nichts den Wert kennt.“ Viele der Auswirkun-

gen, die ein ungebremster Klimawandel mit sich bringen wird, werden

Aspekte des menschlichen Lebens und der Umwelt betreffen, die

einen Wert an sich darstellen – und die nicht auf die ökonomische

Dimension eines Bilanzwerts reduziert werden können. Dies ist

letztlich der Grund, warum Entscheidungen über Klimaschutzin-

vestitionen nicht in gleicher Weise behandelt werden können wie

Investitionsentscheidungen (oder Diskontsätze) für Autos, Industrie-

maschinen oder Geschirrspüler. 



Öffentlichkeit, die versteht, warum der Klima-
wandel ein Problem von so hoher Priorität ist,
kann dafür sorgen, dass die Regierungen über
den politischen Spielraum zur Einleitung radi-
kaler Energiereformen verfügen. Wie in vielen
anderen Bereichen ist es auch hier unerlässlich,
dass die staatliche Politik auf den Prüfstand
gestellt wird. Ohne eine solche Kontrolle
besteht die Gefahr, dass wohlklingende Ab-
sichtserklärungen zum Ersatz für konkrete po-
litische Maßnahmen werden – ein immerwäh-
rendes Problem bei den Entwicklungshilfezusa-
gen der G-8. Beim Klimawandel ist die Heraus-
forderung noch anders, weil der notwendige
Reformprozess, vielleicht mehr als in jedem
anderen Bereich der Politik, über einen langen
Zeitraum hinweg in Gang gehalten werden
muss. 

Derzeit entstehen einflussreiche neue
Koalitionen, die Veränderungen bewirken wol-
len. In den Vereinigten Staaten haben sich
nichtstaatliche Organisationen (NGOs), Wirt-
schaftsführer und parteiübergreifende For-
schungsinstitutionen in einer „Climate Change
Coalition“ zusammengeschlossen. Überall in
Europa organisieren NGOs und kirchliche
Gruppen schlagkräftige Kampagnen, die sich
für rasches Handeln einsetzen. Der Name der
in London gegründeten Allianz gegen den
Klimawandel, „Stop Climate Chaos“, ist sowohl
Absichtserklärung als auch Mobilisierungsauf-
ruf. Auf internationaler Ebene baut die „Global
Climate Campaign“ ein Netzwerk auf, das über
Grenzen hinweg zur Mobilisierung aufruft, um
vor, während und nach hochrangigen zwischen-
staatlichen Konferenzen Druck auf Regierun-
gen auszuüben. Noch vor fünf Jahren verhiel-
ten sich die meisten großen multinationalen
Unternehmen gleichgültig oder ablehnend,
wenn für den Klimaschutz geworben wurde.
Heute setzen sich immer mehr dieser Unter-
nehmen nachdrücklich für entsprechende
Maßnahmen ein und fordern klare staatliche
Signale für die Unterstützung des Klimaschutzes.
Zahlreiche Wirtschaftsführer haben erkannt,
dass die derzeitigen Trends auf Dauer nicht
durchzuhalten sind und dass sie ihre Investitio-
nen in eine langfristig tragfähigere Richtung
lenken müssen. 

Zahlreiche Wirtschaftsführer
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Immer wieder haben sich in der Vergangen-
heit öffentliche Kampagnen als gewaltige
Antriebskraft für Veränderungen erwiesen.
Von der Abschaffung der Sklaverei über den
Kampf für Demokratie, Bürgerrechte, Gleich-
stellung der Geschlechter und Menschenrechte
bis zu der Kampagne Make Poverty History
(Armut muss Geschichte werden) erschloss die
öffentliche Mobilisierung neue Chancen für die
menschliche Entwicklung. Die konkrete
Herausforderung, der sich die Organisatoren
von Kampagnen gegen den Klimawandel
gegenübersehen, liegt in der Natur des Pro-
blems. Die Zeit läuft uns davon, ein Scheitern
wird zu irreversiblen Rückschlägen bei der
menschlichen Entwicklung führen, und die
Änderung der Politik muss in vielen Ländern
über einen langen Zeitraum hinweg aufrechter-
halten werden. Es gibt keine schnelle Patent-
lösung.

Meinungsumfragen vermitteln 
ein beunruhigendes Bild
Trotz aller bisher erzielten Fortschritte ist der
Kampf um die Herzen und den Verstand der
Öffentlichkeit noch nicht gewonnen. Es ist
schwer zu sagen, wo dieser Kampf derzeit steht.
Jedoch vermitteln Meinungsumfragen ein be-
unruhigendes Bild – vor allem in den reichsten
Staaten der Welt. 

Der Klimawandel ist heute in der entwi-
ckelten Welt ein überall diskutiertes Thema.
Die Medienberichterstattung ist beispiellos.
Der Film von Al Gore, Eine unbequeme Wahr-
heit, hat ein Millionenpublikum erreicht. Eine
Reihe von Berichten, für die der von Sir Nicho-
las Stern vorgelegte ein herausragendes Beispiel
ist, hat den Abstand zwischen populärem Ver-
ständnis und strenger ökonomischer Analyse
verringert. Die durch den IPCC ausgesproche-
nen Warnungen hinsichtlich der Gesundheit
unseres Planeten liefern eine klare Grundlage
für das Verständnis der Belege zum Klimawan-
del. Aber dessen ungeachtet herrscht in der
Öffentlichkeit weiterhin eine Einstellung vor,
die Apathie mit Pessimismus verbindet. 

Die Eckzahlen der jüngsten Erhebungen
machen diesen Punkt deutlich. Bei einer großen
länderübergreifenden Erhebung wurde festge-



Rangskala von 19 Wahlthemen erreichte
der Klimawandel Platz 13 bei den Demo-
kraten und Platz 19 bei den Republikanern.

• Das mäßige Interesse der Öffentlichkeit
hängt auch mit der Wahrnehmung der Orte
zusammen, an denen Risiken und Anfällig-
keiten bestehen. Bei der Erstellung einer
Rangliste öffentlich geäußerter Sorgen stan-
den nur für 13 Prozent der Befragten die
Auswirkungen auf ihre Familie oder ihr
Gemeinwesen im Vordergrund. Dagegen
war die Hälfte der Meinung, die direktesten
Auswirkungen bekämen die Menschen in
anderen Ländern oder die Natur zu spüren.99

Bei der Interpretation der Ergebnisse von
Meinungsumfragen ist Vorsicht geboten. Die
öffentliche Meinung ist nichts Statisches, sie
kann sich ändern. Es gibt jedoch positive
Erkenntnisse. Rund 90 Prozent der Amerika-
ner, die von der globalen Erwärmung gehört
haben, sind der Meinung, ihr Land sollte seine
Treibhausgasemissionen verringern, ungeach-
tet dessen, was andere Länder tun.100 Folgt man
allerdings dem amerikanischen Politikerslogan
„All politics is local“ (Politik ist immer Lokal-
politik), erscheint es unwahrscheinlich, dass
sich die heute in der Öffentlichkeit herrschen-
de Risikoeinschätzung als starker politischer
Antrieb erweisen wird. Der Klimawandel wird
immer noch überwiegend als moderates und in
der Zukunft liegendes Risiko wahrgenommen,
das sich hauptsächlich auf Menschen und Orte
auswirken wird, die räumlich und zeitlich weit
entfernt sind.101

Die Annahme, die europäische öffentliche
Meinung sei der amerikanischen weit voraus,
wird durch die Meinungsumfrage nicht belegt.
Mehr als acht von zehn EU-Bürgern sind sich
dessen bewusst, dass ihr Energieverbrauch und
die Art der Energieproduktion negative Aus-
wirkungen auf das Klima haben.102 Dennoch
zeigt sich nur die Hälfte von ihnen „einigerma-
ßen besorgt“ darüber, während ein sehr viel
höherer Anteil die Notwendigkeit einer stärke-
ren Diversifizierung der Energieversorgung
Europas für wichtiger hält. 

In manchen europäischen Ländern ist die
öffentliche Meinung durch einen außerordent-
lich starken Pessimismus gekennzeichnet. 

stellt, dass die Menschen in der entwickelten
Welt den Klimawandel viel weniger als eine
unmittelbare Bedrohung ansehen als die Men-
schen in den Entwicklungsländern. So bezeich-
neten beispielsweise nur 22 Prozent der Briten
den Klimawandel als „eines der größten Proble-
me“ für die Welt, während in China fast die
Hälfte und in Indien zwei Drittel der Men-
schen diese Ansicht vertraten. Die Rangfolge
der Länder, deren Bürger den Klimawandel als
das besorgniserregendste Thema der Welt anse-
hen, wurde von den Entwicklungsländern
dominiert, an oberster Stelle Mexiko, Brasilien
und China. Die gleiche Erhebung ergab einen
sehr viel höheren Grad an Fatalismus in den rei-
chen Ländern, in denen eine große Skepsis über
die Möglichkeiten der Vermeidung von Klima-
änderungen zum Ausdruck kam.96

Detaillierte Erhebungen auf nationaler Ebe-
ne bestätigen diese allgemeinen globalen
Erkenntnisse. In den Vereinigten Staaten ist der
Klimaschutz inzwischen Gegenstand intensiver
Debatten im Kongress. Der gegenwärtige Stand
der öffentlichen Meinung ist jedoch kein siche-
res Fundament für ein rasches Handeln:
• Etwa vier von zehn Amerikanern glauben,

dass menschliche Aktivitäten für die globa-
le Erwärmung verantwortlich sind, aber
ebenso viele glauben, dass die Erwärmung
allein auf natürliche Muster der Klimasyste-
me der Erde zurückzuführen sind (21 Pro-
zent) oder dass es keine Belege für eine glo-
bale Erwärmung gibt (20 Prozent).97

• Während 41 Prozent der Amerikaner den
Klimawandel als ein „ernsthaftes Problem“
betrachten, sind 33 Prozent der Ansicht, er
sei ein „ziemlich ernsthaftes Problem“ und
24 Prozent sehen darin „kein ernsthaftes
Problem“. Nur 19 Prozent äußerten eine
starke persönliche Betroffenheit – wesent-
lich weniger als in den anderen G-8-Staaten
und drastisch weniger als in vielen Entwick-
lungsländern.98

• Die geäußerten Besorgnisse sind weiterhin
parteipolitisch gespalten. Die Wähler der
Demokraten zeigen sich stärker besorgt als
die Wähler der Republikaner, aber keine der
beiden Gruppen setzt den Klimawandel an
die Spitze ihrer Prioritätenliste. Auf einer
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So stimmten beispielsweise in Frankreich,
Deutschland und Großbritannien zwischen
fünf und elf Prozent der Befragten der Aussage
zu, dass „wir den Klimawandel stoppen wer-
den“. Alarmierend ist, dass vier von zehn
Befragten in Deutschland der Meinung waren,
der Versuch, irgendetwas zu tun, würde sich
nicht lohnen, meistens mit der Begründung,
dass man gegen den Klimawandel nichts tun
könne.103 All dies spricht klar für die Notwen-
digkeit, größeres Gewicht auf die Aufklärung
der Öffentlichkeit und auf Kampagnenarbeit
zu legen. 

Die aus den Meinungsumfragen gewonne-
nen Erkenntnisse sind auf verschiedenen Ebenen
beunruhigend. Zunächst werfen sie die Frage auf,
inwieweit die Menschen in den reichen Staaten
die Folgen ihres Handelns verstehen. Wenn der
Öffentlichkeit diese Folgen für die künftigen
Generationen und für die heutige, besonders risi-
koanfällige Bevölkerung in den Entwicklungs-
ländern stärker bewusst wäre, dann könnte man
erwarten, dass der Zwang zum Handeln viel
deutlicher erkannt würde. Die Tatsache, dass so
viele Menschen den Klimawandel als ein unbe-
zwingbares Problem betrachten, ist eine weitere
Handlungsbarriere, denn sie lässt ein Gefühl der
Ohnmacht entstehen. 

Die Rolle der Medien
Den Medien kommt bei der Information der
Öffentlichkeit und der Veränderung der öffent-
lichen Meinung eine entscheidende Rolle zu.
Neben ihrer Aufgabe, das Handeln der Regie-
rung auf den Prüfstand zu stellen und die Poli-
tiker zur Rechenschaft zu ziehen, sind die
Medien die Hauptinformationsquelle für die
breite Öffentlichkeit in Fragen der Klimawis-
senschaft und des Klimawandels. Angesichts
der enormen Bedeutung der in Frage stehenden
Probleme für die Menschheit und den Planeten
bringt diese Rolle eine große Verantwortung
mit sich.

Die Entwicklung neuer Technologien und
weltumspannender Netzwerke hat die Macht
der Medien weltweit gestärkt. Keine Regierung
in einer Demokratie kann die Medien ignorie-
ren. Aber Macht und Verantwortung gingen
nicht immer Hand in Hand. Carl Bernstein

von der Washington Post sagte 1998: „Die Rea-
lität ist, dass die Medien wahrscheinlich die
mächtigste aller heutigen Institutionen sind
und dass sie oder vielmehr wir Journalisten 
zu oft unsere Macht vergeuden und unsere
Pflichten ignorieren.“104 Diese Beobachtung ist
für die Debatte über den Klimawandel von
hoher Aktualität.

Innerhalb der Länder und im länderüber-
greifenden Vergleich zeigten sich große Unter-
schiede in den Reaktionen der Medien auf den
Klimawandel. Viele Journalisten und viele
Medienorgane leisteten außerordentliche
Dienste, indem sie die öffentlichen Debatten
am Leben erhielten und das Wissen vertieften.
Allerdings darf auch die Kehrseite nicht über-
sehen werden. Bis vor kurzem wurde der
Grundsatz der „redaktionellen Ausgewogen-
heit“ in einer Weise angewandt, die als Hemm-
schuh für eine informierte Debatte wirkte. Eine
in den Vereinigten Staaten durchgeführte Stu-
die105 zeigte, dass als Folge der Ausgewogen-
heitsnorm über die Hälfte der Artikel in den
renommiertesten Zeitungen des Landes zwi-
schen 1990 und 2002 den Erkenntnissen des
IPCC und anderer Klimaforscher das gleiche
Gewicht gaben wie den Ansichten der Klima-
skeptiker – die häufig von entsprechenden
Interessengruppen finanziert wurden. Eine der
Folgen ist eine anhaltende Verwirrung der
öffentlichen Meinung.106

Redaktionelle Ausgewogenheit ist ein
lobenswertes und wesentliches Ziel jeder freien
Presse. Aber Ausgewogenheit wozwischen?
Wenn es unter den führenden Wissenschaft-
lern der Welt, die sich mit dem Klimawandel
befassen, eine starke und überwältigende
„Mehrheitsmeinung“ gibt, dann können die
Bürger zu Recht erwarten, über diese Meinung
informiert zu werden. Natürlich haben sie auch
ein Recht darauf, über Minderheitsmeinungen
informiert zu werden, die keinen wissenschaft-
lichen Konsens widerspiegeln. Um zu einem
fundierten Urteil zu gelangen, ist es jedoch
nicht hilfreich, wenn die von der Redaktion
getroffene Auswahl beide Meinungen als
gleichwertig behandelt. 

Die Medienberichterstattung über den
Klimawandel leidet noch unter weiterreichen-
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Höhe schnellt, folgen darauf häufig lange Peri-
oden geringer Beachtung durch die Medien. Die
Tendenz, sich auf heutige Notfälle und apoka-
lyptische künftige Ereignisse zu konzentrieren,
verdeckt eine wichtige Tatsache: Der schädlichs-
te mittelfristige Effekt des Klimawandels wird
ein immer stärkerer Druck auf die besonders
anfälligen Bevölkerungsgruppen sein. Gleichzei-
tig wird die Verantwortung der Menschen und
Regierungen in den reichen Ländern für diesen
Druck viel zu wenig thematisiert. Dies hat unter
anderem zur Folge, dass die Erkenntnis, wie
wichtig die Unterstützung von Anpassungsmaß-
nahmen zur Stärkung der Widerstandsfähigkeit
ist, noch nicht ausreichend in das öffentliche
Bewusstsein gedrungen ist. Gleiches gilt für die
Notwendigkeit internationaler Entwicklungs-
hilfe für eine solche Anpassung. 

den Problemen. Viele der zu behandelnden
Themen sind außerordentlich komplex und
naturgemäß schwer zu vermitteln. Bestimmte
Medienberichte haben das Verständnis der
Öffentlichkeit vernebelt. So wurde beispiels-
weise der Schwerpunkt viel stärker auf das
Katastrophenrisiko als auf näher liegende Be-
drohungen der menschlichen Entwicklung
gelegt – und häufig werden die beiden Dimen-
sionen durcheinander gebracht. 

In den letzten beiden Jahren hat sich die
Medienberichterstattung quantitativ und quali-
tativ verbessert. Aber in einigen Bereichen behin-
dert die Behandlung durch die Medien nach wie
vor eine informierte Debatte. Während die
öffentliche Aufmerksamkeit während wetterbe-
dingter Katastrophen oder im Zusammenhang
mit der Vorstellung wichtiger Berichte in die
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Der Klimaschutz stellt 
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Herausforderungen

Die Klimawissenschaft hat eine klare und
zweckmäßige Zielvorgabe für internationale
Maßnahmen festgelegt – eine Schwelle von
zwei Grad Celsius für den mittleren Tempera-
turanstieg. Der Stern-Bericht lieferte eine über-
zeugende wirtschaftliche Begründung für ent-
sprechende Maßnahmen. Die Feststellung, dass
der Kampf gegen den Klimawandel bezahlbar
ist und gewonnen werden kann, hat sich bei den
politischen Entscheidungsträgern als sehr zug-
kräftig erwiesen. 

Das Argument einer langfristigen Absiche-
rung gegen Katastrophenrisiken und der Impe-
rativ der menschlichen Entwicklung sind trif-
tige Gründe, die uns zum Handeln veranlassen
sollten. Der Klimaschutz stellt uns vor reale
finanzielle, technologische und politische
Herausforderungen. Er konfrontiert unsere
Generation aber auch mit profunden mora-
lischen und ethischen Fragen. Können wir

angesichts klarer Belege dafür, dass Untätigkeit
Millionen Menschen schaden und sie zu einem
Leben in Armut und Gefährdung verurteilen
wird, eine solche Untätigkeit rechtfertigen?
Keine zivilisierte Gemeinschaft, die auch nur
die rudimentärsten ethischen Normen achtet,
würde diese Frage bejahen, vor allem dann,
wenn es ihr weder an der Technologie noch an
den finanziellen Mitteln fehlt, um entschlossen
zu handeln. 

Ein gefährlicher Klimawandel ist eine vor-
hersehbare Krise, die mit einer Chance einher-
geht. Diese Chance liegt in den Verhandlungen
über das Kyoto-Protokoll. In einem neu beleb-
ten, für die Zeit nach 2012 geltenden multilate-
ralen Rahmen könnte das Protokoll zum Aus-
gangspunkt einschneidender Emissionsminde-
rungen werden, verbunden mit einem Anpas-
sungs-Aktionsplan zur Behebung der Folgen
früherer Emissionen.

Schlussfolgerungen
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. Jahrhunderts

Kohlendioxidemissionena

Gesamtemissionen 
(in Mt CO

2
)

Zuwachsrate
(in %)

Anteil an weltweiten
Emissionen

(in %)

Anteil an 
der Welt-

bevölkerung 
(in %)

CO2-Emissionen pro 
Kopf der Bevölkerung

(in t CO
2
)

CO2-Emission oder 
-aufnahme durch Wälderb

(in Mt CO
2
 / Jahr)

Die 30 größten CO2-Emittenten 1990 2004 1990–2004 1990 2004 2004 1990 2004 1990–2005

1 Vereinigte Staaten 4.818 6.046 25 21,2 20,9 4,6 19,3 20,6 -500
2 China c 2.399 5.007 109 10,6 17,3 20,0 2,1 3,8 -335

3 Russische Föderation 1.984 d 1.524 -23 d 8,7 d 5,3 2,2 13,4 d 10,6 72

4 Indien 682 1.342 97 3,0 4,6 17,1 0,8 1,2 -41

5 Japan 1.071 1.257 17 4,7 4,3 2,0 8,7 9,9 -118

6 Deutschland 980 808 -18 4,3 2,8 1,3 12,3 9,8 -75

7 Kanada 416 639 54 1,8 2,2 0,5 15,0 20,0 ..

8 Großbritannien 579 587 1 2,6 2,0 0,9 10,0 9,8 -4

9 Korea. Rep. 241 465 93 1,1 1,6 0,7 5,6 9,7 -32

10 Italien 390 450 15 1,7 1,6 0,9 6,9 7,8 -52

11 Mexiko 413 438 6 1,8 1,5 1,6 5,0 4,2 ..

12 Südafrika 332 437 32 1,5 1,5 0,7 9,1 9,8 (.)

13 Iran, Islam. Rep. 218 433 99 1,0 1,5 1,1 4,0 6,4 -2

14 Indonesien 214 378 77 0,9 1,3 3,4 1,2 1,7 2.271

15 Frankreich 364 373 3 1,6 1,3 0,9 6,4 6,0 -44

16 Brasilien 210 332 58 0,9 1,1 2,8 1,4 1,8 1.111

17 Spanien 212 330 56 0,9 1,1 0,7 5,5 7,6 -28

18 Ukraine 600 d 330 -45 d 2,6 d 1,1 0,7 11,5 d 7,0 -60

19 Australien 278 327 17 1,2 1,1 0,3 16,3 16,2 ..

20 Saudi-Arabien 255 308 21 1,1 1,1 0,4 15,9 13,6 (.)

21 Polen 348 307 -12 1,5 1,1 0,6 9,1 8,0 -44

22 Thailand 96 268 180 0,4 0,9 1,0 1,7 4,2 18

23 Türkei 146 226 55 0,6 0,8 1,1 2,6 3,2 -18

24 Kasachstan 259 d 200 -23 d 1,1 d 0,7 0,2 15,7 d 13,3 (.)

25 Algerien 77 194 152 0,3 0,7 0,5 3,0 5,5 -6

26 Malaysia 55 177 221 0,2 0,6 0,4 3,0 7,5 3

27 Venezuela, Bolivar. Rep. 117 173 47 0,5 0,6 0,4 6,0 6,6 ..

28 Ägypten 75 158 110 0,3 0,5 1,1 1,5 2,3 -1

29 Vereinigte Arabische Emirate 55 149 173 0,2 0,5 0,1 27,2 34,1 -1

30 Niederlande 141 142 1 0,6 0,5 0,2 9,4 8,7 -1

Welt insgesamt

OECD-Länder e 11.205 13.319 19 49 46 18 10,8 11,5 -1.000

Mittel- und Osteuropa sowie GUS 4.182 3.168 -24 18 11 6 10,3 7,9 -166

Entwicklungsländer 6.833 12.303 80 30 42 79 1,7 2,4 5.092

  Ostasien und Pazifi kraum 3.414 6.682 96 15 23 30 2,1 3,5 2.294

  Südasien 991 1.955 97 4 7 24 0,8 1,3 -49

  Lateinamerika und Karibik 1.088 1.423 31 5 5 8 2,5 2,6 1.667

  Arabische Staaten 734 1.348 84 3 5 5 3,3 4,5 44

  Afrika südlich der Sahara 456 663 45 2 2 11 1,0 1,0 1.154

  Am wenigsten entwickelte Länder 74 146 97 (,) 1 11 0,2 0,2 1.098

Hohe menschliche Entwicklung 14.495 16.616 15 64 57 25 9,8 10,1 90

Mittlere menschliche Entwicklung 5.946 10.215 72 26 35 64 1,8 2,5 3.027

Niedrige menschliche Entwicklung 78 162 108 (,) 1 8 0,3 0,3 858

Hohes Einkommen 10.572 12.975 23 47 45 15 12,1 13,3 -937

Mittleres Einkommen 8.971 12.163 36 40 42 47 3,4 4,0 3.693

Geringes Einkommen 1.325 2.084 57 6 7 37 0,8 0,9 1.275
Welt 22.703 f 28.983 f 28 100 f 100 f 100 4,3 4,5 4.038

Anhang Tabelle 1.1 Vermessung des globalen CO2-Fußabdrucks – ausgewählte Länder und Regionen

ERLÄUTERUNGEN
a Die Daten beziehen sich auf 

Kohlendioxidemissionen, die durch den Verbrauch 
fester, fl üssiger und gasförmiger fossiler 
Brennstoffe sowie durch das Abfackeln von 
Erdgas und die Zementherstellung entstanden 
sind.

b Die Daten beziehen sich ausschließlich auf 
lebende Biomasse – über- und unterirdisch; 
Kohlenstoff in Totholz, Erde und Streu ist nicht 
mitgerechnet. Die Zahl bezeichnet die jährlichen 

Nettoemissionen oder jährliche Nettoaufnahme 
von Kohlendioxid aufgrund von Veränderungen 
bei den Kohlenstoffvorräten der Biomasse des 
Waldes. Eine Zahl über Null zeigt Emissionen von 
Kohlendioxid an, ein Zahl unter Null hingegen die 
Aufnahme von Kohlendioxid durch den Wald.

c In den für China genannten CO2-Emissionen sind 
die Emissionen von Taiwan, Provinz von China, 
nicht enthalten; diese betrugen 1990 124 Mt CO2 
und 2004 241 Mt CO2.

d Die Daten beziehen sich auf das Jahr 1992, die 
Zuwachsraten auf den Zeitraum 1992-2004.

e Die OECD als Region umfasst folgende Länder, die 
auch zu anderen hier aufgeführten Subregionen 
zählen: Tschechische Republik, Ungarn, Mexiko, 
Polen, Republik Korea und die Slowakei. Daher 
kann im Einzelfall die Summe einzelner Regionen 
höher sein als die Zahl für die gesamte Welt. 

f In den weltweiten Emissionen sind 
Kohlendioxidemissionen enthalten, die bei 
den einzelnen Staaten nicht erscheinen, wie 

Emissionen aus Schwerölen und der Oxidation 
von Kohlenwasserstoffprodukten, die nicht 
Brennstoffe sind (z.B. Asphalt), und Emissionen 
von Ländern, die in den Hauptindikatorentabellen 
nicht aufgeführt sind. Diese Emissionen machen 
etwa 5 % der weltweiten Emissionen aus.

QUELLE 
Indikatorentabelle 24
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Klimaschocks: 
Risiken und Anfälligkeiten 
in einer ungleichen Welt



„Die anfälligsten Länder sind 
am wenigsten in der Lage sich 
zu schützen. Auch tragen sie 
weltweit am wenigsten zu den
Treibhausgas-Emissionen bei.
Wenn nicht gehandelt wird,
werden sie für die Handlungen
anderer einen hohen Preis zahlen.“
Kofi Annan

„Die Armut ist ebenso wenig 
natürlich wie die Sklaverei und 
die Apartheid. Sie ist von Menschen
gemacht und kann von Menschen
überwunden und ausgerottet 
werden.“
Nelson Mandela



Die Klimawissenschaften beschäftigen sich mit
Messungen. Kohlendioxidemissionen werden
in Tonnen und Gigatonnen gewogen. Die 
Konzentration von Treibhausgasen in der Erd-
atmosphäre wird in Teilen pro Million (ppm)

überwacht. Ist man mit diesen Daten kon-
frontiert, verliert man leicht die Menschen aus 
den Augen, die für den Klimawandel beson-
ders anfällig sind – Menschen wie die oben
zitierten.

Man verliert leicht die 

Menschen aus den Augen,

die für den Klimawandel

besonders anfällig sind
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Klimaschocks: Risiken und 
Anfälligkeiten in einer ungleichen Welt2KAPITE

L

„Hurrikan Jeanne hat mir alles genommen, was ich hatte… ich habe keine Arbeit und
kein Zuhause mehr. Früher hatte ich zu Essen. Jetzt bettle ich auf dem Markt“.

Rosy-Claire Zepherin, Gonaives, Haiti, 20051

„Wir essen nur ein wenig, einmal am Tag, damit der Mais länger reicht. Doch auch
dann reicht er nur für kurze Zeit. Dann haben wir ein Problem.“

Margaret Mpondi, Mphako, Malawi 20022

„Wenn der Regen ausbleibt, so wie im vergangenen Jahr, dann müssen wir hungern.
Die Reichen haben Ersparnisse. Sie haben Essensvorräte. Sie können ihre Rinder gegen
Bargeld verkaufen. Doch was habe ich? Wenn ich meinen Ochsen verkaufe, wie soll ich
dann nächstes Jahr pflanzen? Wenn meine Ernte ausbleibt haben wir nichts. So ist es
immer. Alles hängt vom Regen ab.“

Kaseyitu Agumas, Lat Gayin, Süd-Gonda, Äthiopien, 20073

„Solche Überschwemmungen hatten wir noch nie erlebt. Viele Häuser wurden zerstört,
viele Menschen starben, unsere Felder standen unter Wasser, die Ernte, die wir in den
Häusern lagerten, war verloren. Auch viele Haustiere kamen um. Wir waren auf Über-
schwemmungen dieses Ausmaßes einfach nicht vorbereitet. Wir hatten also auch keine
Ersparnisse in Form von Geld oder Lebensmitteln.“

Pulnima Ghosh, Mahishura Gram Panchayat, Nadia Distrikt, Westbengalen, Indien, 20074

„Es gibt jetzt mehr Überschwemmungen und die Flussufer werden schneller weggewa-
schen. Wir können nirgendwo hin. Mein Grundstück liegt jetzt im Fluss, ich habe
nichts mehr.“

Intsar Husain, Antar Para, Nordwest-Bangladesch, 2007.5
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Bewältigungsstrategien noch weiter strapazie-
ren und die Ungleichheiten verschärfen –
sowohl die geschlechtsspezifischen als auch die
Ungleichheiten in anderen Bereichen, in denen
Benachteiligungen auftreten.

Das Ausmaß der potenziellen Rückschläge,
die der Klimawandel für die menschliche Ent-
wicklung mit sich bringen wird, wird stark
unterschätzt. Extreme Klimaereignisse wie
Dürren, Überschwemmungen, und Wirbel-
stürme sind schon an sich schreckliche Ereignis-
se. Sie bringen den Betroffenen Leid, Sorge und
Not und setzten ganze Gemeinschaften Kräf-
ten aus, die außerhalb ihrer Kontrolle liegen. Sie
erinnern immer wieder an die Schwäche der
menschlichen Existenz. Wenn es zu Klima-
schocks kommt, müssen die Menschen
zunächst mit den unmittelbaren Folgen umge-
hen: mit Bedrohungen der Gesundheit und
Nahrungsmittelversorgung, dem Verlust von
Ersparnissen und Vermögen, Sachschäden oder
zerstörten Ernten. Die kurzfristigen Auswir-
kungen können verheerende und deutlich
sichtbare Folgen für die menschliche Entwick-
lung haben.

Die langfristigen Auswirkungen sind weniger
sichtbar, aber nicht weniger verheerend. Für die
2,6 Milliarden Menschen auf der Welt, die mit
weniger als zwei US-Dollar am Tag auskom-
men müssen, können Klimaschocks starke
Abwärtsspiralen bei der menschlichen Ent-
wicklung auslösen. Während die Reichen durch
private Versicherungen, den Verkauf von Ver-
mögensgegenständen oder den Einsatz ihrer
Ersparnisse Schocks bewältigen können, sind
die Wahlmöglichkeiten der Armen ganz ande-
re. Den Armen bleibt unter Umständen keine
andere Möglichkeit, als ihren Verbrauch zu
reduzieren, an Lebensmitteln zu sparen, Kinder
aus der Schule zu nehmen oder das Produktiv-
vermögen zu verkaufen, von dem die Wieder-
herstellung ihrer Lebensgrundlagen abhängt. Es
sind Wahlmöglichkeiten, die die menschlichen
Fähigkeiten einschränken und Ungleichheiten
verschärfen. 

Wie Amartya Sen schrieb, geht die Auswei-
tung der menschlichen Fähigkeiten tendenziell
auch mit einer Erhöhung der Produktivität und
der Einkommensmöglichkeiten einher.6 Die

Das menschliche Gesicht des Klimawandels
kann man nicht in Statistiken erfassen und
abpacken. Viele der gegenwärtigen Auswirkun-
gen lassen sich nicht von den umfangreicheren
Belastungen trennen und es wird weitere Aus-
wirkungen geben. Wo, wann und in welchem
Ausmaß ist ungewiss. Doch Unsicherheit ist
kein Grund, sich zurückzulehnen. Wir wissen,
dass die mit dem Klima zusammenhängenden
Risiken eine wesentliche Ursache für mensch-
liches Leid, Armut und verminderte Chancen
sind. Wir wissen, dass der Klimawandel dabei
eine Rolle spielt, und wir wissen, dass die Bedro-
hungen im Laufe der Zeit zunehmen werden.
In Kapitel 1 haben wir festgestellt, dass die
zukünftigen katastrophalen Risiken für die
gesamte Menschheit einer der dringendsten
Gründe sind, in Bezug auf den Klimawandel
schnell zu handeln. In diesem Kapitel legen wir
den Schwerpunkt auf eine viel unmittelbarer
bevorstehende potenzielle Katastrophe: Auf die
Aussicht, dass es in den ärmsten Ländern der
Welt zu großen Rückschlägen bei der mensch-
lichen Entwicklung kommen könnte.

Diese Katastrophe wird sich nicht als apo-
kalyptischer Urknall ankündigen. Das, was den
Armen dieser Welt bevorsteht, ist eine unbarm-
herzige Zunahme der Risiken und Anfälligkei-
ten, die mit dem Klima zu tun haben. Diese
durch den Klimawandel zunehmenden Risiken
lassen sich auf Energieverbrauchsmuster und
politische Entscheidungen in den reichen Län-
dern zurückführen.

Das Klima gestaltet bereits auf mächtige
Weise die Lebenschancen der Armen. In vielen
Ländern hängt die Armut eng damit zusam-
men, dass die Menschen wiederholt Klima-Ri-
siken ausgesetzt sind. Bei Menschen, deren
Lebensunterhalt von der Landwirtschaft
abhängt, führen schwankende und unsichere
Regenfälle zu einer hohen Anfälligkeit. Für die
Slumbewohner in den Städten stellen Über-
schwemmungen eine ständige Bedrohung dar.
Weltweit gibt es im Leben der Armen immer
wieder Unterbrechungen durch die Risiken
und Anfälligkeiten, die ein unsicheres Klima
mit sich bringt. Der Klimawandel wird diese
Risiken und Anfälligkeiten nach und nach ver-
schärfen. Er wird die bereits überbeanspruchten
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Den Armen dieser Welt 

steht eine unbarmherzige

Zunahme der Risiken und

Anfälligkeiten, die mit dem

Klima zu tun haben, bevor
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Aushöhlung menschlicher Fähigkeiten hat eine
gegenteilige Wirkung. Rückschritte bei der
Ernährung, Gesundheit und Bildung sind
schon an sich schädlich. Sie verringern die Aus-
sichten auf einen Arbeitsplatz und wirtschaft-
liches Vorankommen. Wenn Kinder aus der
Schule genommen werden, damit sie ihren
Eltern dabei helfen können, Einkommensver-
luste auszugleichen, oder wenn sie an Unterer-
nährung leiden, weil sie weniger zu essen haben,
so kann dies Folgen haben, die sie ihr Leben
lang begleiten werden. Und wenn arme Men-
schen plötzlich Vermögen verlieren, das sie
über Jahre aufgebaut haben, so verschärft dies
ihre Armut und beeinträchtigt die Anstrengun-
gen, Anfälligkeiten und extreme Entbehrungen
mittel- bis langfristig zu reduzieren. Einzelne
Klimaschocks können also zu sich immer
wieder gegenseitig kumulativ verstärkenden
Benachteiligungen führen, die über Generatio-
nen weitergegeben werden.

Der Klimawandel spielt eine Rolle, denn er
wird voraussichtlich dafür sorgen, dass Klima-
schocks intensiver und häufiger auftreten. Mit-
tel- und langfristig werden die Ergebnisse durch
internationale Vorbeugungsversuche beein-
flusst. Frühzeitige und drastische Beschränkun-
gen der Kohlendioxidemissionen würden ab
den 2030er Jahren die mit dem Klimawandel
verbundenen zusätzlichen Risiken reduzieren.
Bis dahin wird die Welt im Allgemeinen und
werden die Armen dieser Welt im Besonderen
mit den Folgen der Emissionen der Vergangen-
heit leben müssen. Deshalb sind, wie in Kapitel
4 argumentiert wird, Anpassungsstrategien so

entscheidend für die Aussichten auf mensch-
liche Entwicklung.

In diesem Kapitel betrachten wir die Aus-
wirkungen früherer Klimaschocks auf die
menschliche Entwicklung, um ein Licht auf
zukünftige Bedrohungen zu werfen. Wir
unterscheiden – und das ist wichtig – zwischen
Risiko und Vulnerabilität (Anfälligkeit). Kli-
marisiken sind extern gegeben und die ganze
Welt muss damit leben. Anfälligkeit ist etwas
ganz anderes. Sie beschreibt die mangelnde
Fähigkeit, mit Risiken umzugehen, ohne Ent-
scheidungen treffen zu müssen, die das
menschliche Wohlergehen im Zeitablauf aufs
Spiel setzen. Durch den Klimawandel werden
die Mechanismen verstärkt, durch die sich
Risiken in Anfälligkeit verwandeln, und die
Anstrengungen der Armen werden blockiert,
bei der menschlichen Entwicklung Fortschrit-
te zu machen.

Im ersten Teil dieses Kapitels werden die
Beweise für eine Reihe von Auswirkungen des
Klimawandels dargelegt. Es wird untersucht,
wie und wo die Menschen in unterschiedlichem
Maße Klimakatastrophen ausgesetzt sind und
welche langfristigen Folgen diese Katastrophen
für die menschliche Entwicklung haben. Im
zweiten Teil verwenden wir Klimaszenarien,
die vom zwischenstaatlichen Ausschuss für
Klimaänderungen (IPCC) und anderen ent-
wickelt wurden. Damit soll untersucht werden,
durch welche Mechanismen die durch den
Klimawandel zunehmenden Risiken die mensch-
liche Entwicklung im 21. Jahrhundert beein-
flussen könnten. 

Klimarisiken sind extern

gegeben und die ganze

Welt muss damit leben.

Anfälligkeit ist etwas

ganz anderes
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Klimakatastrophen sind in der Geschichte der
Menschheit ein immer wiederkehrendes The-
ma. Platos Mythos von Atlantis erfasst die zer-
störerische Macht von Überschwemmungen.
Der Untergang der Maya-Zivilisation wurde
durch aufeinander folgende Dürren ausgelöst.
Das 21. Jahrhundert hat bereits mehrfach nach-

drücklich in Erinnerung gerufen, wie schwach
die Menschen angesichts eines extremen Klimas
sind.

Klimakatastrophen treten immer häufiger
auf und berühren das Leben von immer mehr
Menschen. Die ummittelbaren Folgen sind
schrecklich. Doch Klimaschocks verstärken

2.1 Klimaschocks und die Fallstricke 
niedriger menschlicher Entwicklung



pro Jahr registriert und es waren etwa 262 Mil-
lionen Menschen jährlich betroffen – mehr als
doppelt so viele wie in der ersten Hälfte der
1980er Jahre (Grafik 2.1).7

Die reichen Länder registrieren immer
mehr Klimakatastrophen. Im Jahr 2003 erlebte
Europa die intensivste Hitzewelle seit mehr als
50 Jahren, die tausende ältere und andere anfäl-
lige Menschen das Leben kostete. Ein Jahr spä-
ter wurde Japan von mehr tropischen Wirbel-
stürmen getroffen als in irgendeinem Jahr des
vergangenen Jahrhunderts.8 Im Jahr 2005 rief
der Hurrikan Katrina – nur ein Ereignis in der
schlimmsten Hurrikan-Saison im Atlantik seit
Beginn der Aufzeichnungen – auf verheerende
Weise in Erinnerung, dass auch die reichsten
Länder der Welt gegen Klimakatastrophen
nicht gefeit sind.9

Durch die intensive Medienberichterstat-
tung bei Klimakatastrophen in reichen Län-
dern ist sichergestellt, dass es ein breites öffent-
liches Bewusstsein für die Auswirkungen gibt.
Doch es entsteht dadurch auch ein verzerrtes
Bild. Zwar betreffen die Klimakatastrophen
immer mehr Menschen weltweit, aber die 
überwältigende Mehrheit lebt in Entwicklungs-
ländern (Grafik 2.2). Im Zeitraum von 2000 
bis 2004 war im Jahresdurchschnitt jeder 
19. Bewohner der sich entwickelnden Welt von
einer Klimakatastrophe betroffen. Die Ver-
gleichszahl für die OECD-Länder lag bei einem
Betroffenen pro 1.500 Menschen – ein Risiko-
differential von 79.10 Etwa 68 Millionen Men-
schen in Ostasien und 40 Millionen in Südasien
waren von Überschwemmungen betroffen. In
Afrika südlich der Sahara waren zehn Millionen
Menschen von Dürren betroffen und zwei Mil-
lionen von Überschwemmungen, wobei diese
Ereignisse in vielen Fällen fast zeitgleich auf-
traten. Hier einige Bespiele für die Ereignisse
hinter den Zahlen, die Schlagzeilen gemacht
haben:11

• In Ostasien wurden in der Regenzeit 2007
drei Millionen Menschen in China zu
Flüchtlingen. Große Landstriche verzeich-
neten die heftigsten Regenfälle seit Beginn
der Aufzeichnungen. Nach Angaben der
meteorologischen Gesellschaft in China
hatten die Überschwemmungen und Tai-

auch die umfassenderen Risiken und Anfällig-
keiten und führen zu langfristigen Rückschlä-
gen bei der menschlichen Entwicklung.

Klimakatastrophen – 
ein zunehmender Trend

Extreme Klimaereignisse lösen weltweit
immer mehr Besorgnis aus. In den vergangenen
Jahrzehnten ist die Anzahl der Menschen
gestiegen, die von Klimakatastrophen wie Dür-
ren, Überschwemmungen und Stürmen betrof-
fenen sind. Fast jede Katastrophe ist von Spe-
kulationen darüber begleitet, ob es mögliche
Zusammenhänge mit dem Klimawandel gibt.
Die sich entwickelnde Klimawissenschaft wird
genauere Einblicke in das Verhältnis zwischen
der Erderwärmung und dem liefern, was die
Wettersysteme hervorbringen. Die aktuellen
Erkenntnisse deuten jedoch klar in eine
Richtung: nämlich, dass der Klimawandel das
Risiko erhöhen wird, dass die Menschen Klima-
katastrophen ausgesetzt sein werden.

Die Anzahl der erfassten Klimakatastro-
phen nimmt zu. Zwischen 2000 und 2004 wur-
den durchschnittlich 326 Klimakatastrophen
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Immer mehr Menschen sind von
Klimakatastrophen betroffen

Grafik 2.1

Quelle: Berechnungen des HDR-Büros auf der Grundlage von 
OFDA und CRED 2007.
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fune des Vorjahres die bisher zweithöchste
Anzahl an Todesopfern gefordert. 

• Durch Monsun-Stürme und Überschwem-
mungen in Südasien wurden 2007 in Indien
mehr als 14 Millionen und in Bangladesch
sieben Millionen Menschen vertrieben.
Über tausend Menschen kamen in Bangla-
desch, in Indien, im Süden Nepals und in
Pakistan ums Leben.

• Während der Wirbelsturm-Saison in Ost-
asien 2006/07, in der große Teile Jakartas
überschwemmt waren, wurden 430.000 Men-
schen vertrieben. Hurrikan Durian verur-
sachte in den Philippinen Schlammlawinen
und kostete vielen Menschen das Leben. Es
folgten Sturmschäden in weiten Teilen
Vietnams.

• Was die Aktivitäten insgesamt angeht, so
war die Hurrikan-Saison 2005 die aktivste
seit Beginn der Aufzeichnungen. Hurrikan
Katrina machte die meisten Schlagzeilen
und verwüstete in den Vereinigten Staaten
weite Teile von New Orleans. Die 27 mit
Namen versehenen Stürme der Saison –
darunter Stan, Wilma und Beta – trafen
Gemeinden in Mittelamerika und in der
Karibik. Durch Hurrikan Stan starben
mehr als 1.600 Menschen – hauptsächlich
vom Volk der Maya – im zentralen Hoch-
land von Guatemala. Dies war ein größerer
Verlust an Menschenleben als durch Hur-
rikan Katrina.12

• Dürren am Horn von Afrika und im südli-
chen Afrika bedrohten 2005 in einer Reihe
von Ländern das Leben von über 14 Millio-
nen Menschen – von Äthiopien über Kenia
bis nach Malawi und Simbabwe. Im darauf
folgenden Jahr kam es in vielen der gleichen
Länder nach den Dürren zu massiven Über-
schwemmungen.13

Die gemeldeten Daten über die Anzahl der
Menschen, die von Klimakatastrophen betrof-
fen sind, liefern wichtige Erkenntnisse. Sie
decken jedoch nur die Spitze des Eisbergs ab.
Über viele lokale Klimakatastrophen wird gar
nicht oder kaum berichtet – und viele weitere
werden überhaupt nicht erfasst, weil sie nicht
den Kriterien einer humanitären Katastrophe
entsprechen (Kasten 2.1). 

Auch die geschlechtsspezifisch unterschied-
lichen Auswirkungen von Katastrophen wer-
den nur unzureichend erfasst. Wenn es zu einer
Katastrophe kommt, fügt diese ganzen
Gemeinschaften Schaden zu – doch die Frauen
tragen oft die Hauptlast. Überschwemmungen
fordern oft sehr viel mehr weibliche Opfer, weil
die Mobilität der Frauen eingeschränkt ist und
ihnen niemand das Schwimmen beigebracht
hat. Als Bangladesch 1991 von einem verhee-
renden Zyklon und Überschwemmungen
getroffen wurde, soll unter den Frauen der
Anteil der Toten fünf Mal höher gewesen sein.
Weil die rechtlichen Möglichkeiten und
Ansprüche von Frauen auf Eigentum an Grund
und Boden und Vermögen eingeschränkt sind,
kann nach einer Katastrophe ihr Zugang zu
Krediten begrenzt sein, die sie für die Wieder-
herstellung ihrer Lebensgrundlagen brauchen.14

Auch die gemeldeten wirtschaftlichen Schäden
ergeben ein verzerrtes Bild. Während über 
98 Prozent der von Klimakatastrophen betrof-
fenen Menschen in Entwicklungsländern
leben, gibt es eine Schieflage bei den wirtschaft-
lichen Auswirkungen, die sehr viel stärker in

2

K
lim

aschocks: R
isiken und A

nfälligkeiten in einer ungleichen W
elt

BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2007/2008 93

Entwicklungsländer sind weitaus 
stärker von Katastrophen bedroht

Grafik 2.2

Quelle: Berechnungen des HDR-Büros auf der Grundlage von 
OFDA und CRED 2007.
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abgesichert ist. Wenn derselbe Wirbelsturm die
Slums in Haiti oder Guatemala trifft, ist der
Marktwert niedriger und der Grundbesitz und
die Immobilien der Armen sind zum größten
Teil nicht versichert.

Haben die zunehmenden Klimakatastro-
phen mit dem Klimawandel zu tun? Es ist nicht
möglich, sie direkt darauf zurückzuführen.
Jedes Wetterereignis ist das Ergebnis von
Zufallskräften und systemischen Faktoren.
Wenn Hurrikan Katrina über dem Meer geblie-
ben wäre, wäre er nur einer von vielen mäch-
tigen tropischen Wirbelstürmen gewesen. Der
Klimawandel schafft jedoch die systemischen
Bedingungen für mehr extreme Wetterereignis-
se. Alle Hurrikane sammeln ihre Kraft aus der
Wärme der Ozeane – und die Ozeane der Welt
erwärmen sich in Folge des Klimawandels. Stär-
kere Stürme mit höheren Spitzengeschwindig-

den reichen Ländern auftreten. Der Grund
dafür ist, dass die Kosten auf Grundlage von
Vermögenswerten und versicherten Schäden
kalkuliert werden, die steil gestiegen sind (Gra-
fik 2.3). Alle acht erfassten Klimakatastrophen,
bei denen seit 2000 Schäden in Höhe von mehr
als zehn Milliarden US-Dollar gemeldet wur-
den, fanden in den reichen Ländern statt, sechs
davon in den Vereinigten Staaten.

Die Versicherungsbranche erfasst die Schä-
den in Entwicklungsländern nicht in ausrei-
chender Höhe, insbesondere nicht die Schäden,
die die Armen erleiden. Denn die Ansprüche in
Schadensfällen spiegeln den Wert der Ver-
mögensgegenstände und den Wohlstand der
Betroffenen wider. Wenn ein tropischer Wir-
belsturm über Florida hinwegfegt, trifft er einen
der Top-Immobilienstandorte der Welt, wo das
Eigentum durch hohe Versicherungssummen
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Kasten 2.1 Unzureichende Erfassung von Klimakatastrophen

Die Zahlen zu klimabedingten Katastrophen stammen aus der inter-

nationalen Katastrophen-Datenbank EM-DAT, die vom Zentrum 

zur Erforschung der Epidemiologie von Katastrophen (Centre for

Research on the Epidemiology of Disasters - CRED) gepflegt wird.

Die Datenbank spielt eine wichtige Rolle dabei, den Informationsfluss

über Katastrophen im Laufe der Zeit zu verbessern. Die Datenbank

stößt jedoch an bestimmte Grenzen.

Die Quellen dieser Datenbank reichen von Regierungsbehörden

und dem UN-System über Nichtregierungsorganisationen bis hin zu

Versicherungsgesellschaften und Presseagenturen. Einige Ereignisse

sind besser erfasst als andere. Prominente Katastrophen wie Hur-

rikan Katrina ziehen mehr Medienaufmerksamkeit auf sich als lokale

Dürren. In ähnlicher Weise werden einige Gruppen mit ziemlicher

Sicherheit schlechter erfasst als andere, zum Beispiel Slumbewohner

und Menschen, die in abgelegenen oder ländlichen Randgebieten

leben. 

Die Kriterien, nach denen ein Ereignis als Katastrophe katego-

risiert wird, sind restriktiv. Zu den Einstufungsanforderungen gehören

die Anzahl der Todesopfer oder betroffenen Personen (mindestens

jeweils zehn bzw. 100), das Ausrufen eines nationalen Notstands,

oder die Bitte um internationale Hilfe. Einige Klimakatastrophen er-

füllen diese Kriterien nicht. Zum Beispiel erhielten 2007 wegen der

Dürre in Äthiopien knapp über eine Million Menschen Nothilfe im

Rahmen internationaler Hilfsprogramme, die in der Klimakatastrophen-

Datenbank erfasst wurden. Sieben Mal so viele Menschen erhielten

Unterstützung im Rahmen eines nationalen Programms zur Aufrecht-

erhaltung des Ernährungsniveaus in dürreanfälligen Gebieten. Dieses

Programm tauchte in der Datenbank nicht auf, denn es wurde nicht

zur humanitären Hilfe gezählt. 

Quelle: Bhavani 2006; Hoyois et al. 2007; Maskrey et al. 2007; USAID FEWS NET 2006. 

Es gibt weitere Ursachen, warum Katastrophen nicht ausreichend

erfasst werden. Im Jahr 2006 tauchte eine Krise, die durch den spät ein-

setzenden Regen in Tansania verursacht wurde, in der CRED-Daten-

bank nicht auf. Im Rahmen einer nationalen Studie zur Anfälligkeit der

Bevölkerung im Bereich Ernährungssicherheit wurde jedoch herausge-

funden, dass dieses Ereignis und die steigenden Nahrungsmittelpreise

dazu geführt haben, dass 3,7 Millionen Menschen vom Hunger bedroht

und 600.000 notleidend waren. Die Katastrophenstatistiken zeigen auch

nicht die drohenden Risiken, mit denen die Armen konfrontiert sind. In

Burkina Faso bedeutete zum Beispiel eine gute Ernte im Jahr 2007,

dass das Land nicht um Nahrungsmittelhilfe bat. Nichtsdestotrotz warn-

te die US-amerikanische Behörde für internationale Entwicklung

(USAID) in ihrer Beurteilung der Ernährungssicherheit, dass die Nah-

rungsmittelversorgung von über zwei Millionen Menschen nicht ge-

sichert wäre, wenn es zu einer Unterbrechung der Regenfälle käme.

Schließlich bietet die Katastrophendatenbank eine Momentauf-

nahme der Anzahl der unmittelbar nach dem Ereignis Betroffenen,

erfasst aber nicht die darauf folgende Zeit. Als Hurrikan Stan im Okto-

ber 2005 Guatemala traf, waren eine halbe Million Menschen betrof-

fen, die meisten aus armen, indigenen Haushalten im westlichen

Hochland. Sie tauchten in dem Jahr in der Datenbank auf. Im Jahr

2006 zeigten Studien zur Ernährungssicherheit, dass viele der Betrof-

fenen nicht in der Lage waren, ihr Vermögen wiederherzustellen und

dass es bei der Produktion der von der Subsistenzwirtschaft leben-

den Kleinbauern keine Erholung gegeben hatte. Gleichzeitig waren

die Lebensmittelpreise stark gestiegen. Das Ergebnis war zunehmen-

de chronische Unterernährung in den von Hurrikan Stan betroffenen

Gebieten. Dieses Ergebnis, das eine lokale Katastrophe darstellte,

wurde in der Datenbank nicht erfasst.



keiten und stärkeren Niederschlägen sind ein
vorhersehbares Ergebnis. Zwar können einzel-
ne Dürren in Afrika südlich der Sahara gleicher-
maßen nicht direkt auf den Klimawandel
zurückgeführt werden, doch sagen die Klima-
modelle eine systemische Abnahme der Nieder-
schlagsmenge in subtropischen Gebieten voraus
– in einigen Regionen um über 20 Prozent.

Auch steht zur Debatte, welche genaue Rol-
le der Klimawandel dabei spielt, dass die Anzahl
der Menschen, die von Klimakatastrophen
betroffen sind, steigt. Es ist klar, dass gesell-
schaftliche Faktoren dazu beitragen. Das Bevöl-
kerungswachstum, die Ausbreitung mensch-
licher Siedlungen in unsichere Gebiete – zum
Beispiel städtische Slums an brüchigen Abhän-
gen und Dörfer in Hochwassergebieten – und
ökologische Belastungen spielen alle eine Rolle
dabei, dass die Menschen den Risiken noch
stärker ausgesetzt sind. Auch die Klimagefahren
haben zugenommen. Die Aufzeichnungen zeigen,
dass es in Afrika südlich der Sahara zu mehr
Dürren kommt und dass diese länger anhalten.
Die tropischen Stürme haben an Intensität
zugenommen. Der Klimawandel mag keine
vollständige Erklärung bieten – aber er spielt
eine gewichtige Rolle.15

Die Diskussionen darüber, was man dem
Klimawandel zuschreiben kann, werden weiter
anhalten. Wie in Kapitel 1 gezeigt wurde, bietet
die Klimawissenschaft keine Sicherheit. Un-
sicherheit bedeutet jedoch nicht, dass man
untätig bleiben sollte. Die globale Versiche-
rungswirtschaft wird gezwungen, die Konse-
quenzen von Klimarisiken für ihre Geschäfts-
modelle grundlegend neu zu bewerten (Kasten
2.2). Weltweit werden Menschen gezwungen,
sich in ihrem täglichen Leben den auftretenden
Klimarisiken anzupassen. Für Kleinbauern,
städtische Slumbewohner und die Bewohner
flacher Küstengebiete drohen diese Risiken zu
einem gewaltigen Hindernis für die mensch-
liche Entwicklung zu werden.

Risiko und Anfälligkeit

Klimawandelszenarien bieten einen Rahmen,
um strukturelle Verschiebungen in den Wetter-
systemen festzustellen. Wie sich diese Verschie-

bungen auf die menschliche Entwicklung aus-
wirken, bestimmt sich durch das Zusammen-
spiel von Risiken und Anfälligkeit. 

Risiken betreffen alle Menschen. Einzelne
Personen, Familien und Gemeinschaften sind
ständig Risiken ausgesetzt, die ihr Wohlergehen
bedrohen können. Gesundheitsprobleme, Ar-
beitslosigkeit, gewaltsame Kriminalität oder
plötzliche Veränderungen der Marktbedingun-
gen können prinzipiell jeden treffen. Durch das
Klima wird jedoch eine neue Dimension von
Risiken geschaffen. Dürren, Überschwemmun-
gen, Stürme und andere Ereignisse haben das
Potenzial, Störungen im Leben der Menschen
zu verursachen. Sie können dazu führen, dass
die Menschen Einkommenseinbußen erleiden,
Vermögen verlieren und dass ihren Chancen
entgehen. Die Klimarisiken sind nicht gleich-
mäßig verteilt, doch sie sind weit verbreitet.

Anfälligkeit ist etwas anderes als Risiko. Die
etymologische Wurzel des englischen Wortes
,vulnerability‘ ist das lateinische Verb ,verwun-
den‘. Während es bei Risiken darum geht, dass
die Menschen externen Gefahren ausgesetzt
sind, über die sie nur begrenzte Kontrolle
haben, ist die Anfälligkeit ein Maß für die
Fähigkeit der Menschen, mit solchen Gefahren
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Klimakatastrophen verursachen 
immer höhere Versicherungsschäden

Grafik 2.3

Jährliche Versicherungsschäden (in Mrd. US$)

Quelle: ABI 2005b.
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durch Infrastruktur niedrig. Wenn tropische
Wirbelstürme und Überschwemmungen
Manila in den Philippinen treffen, ist die
gesamte Stadt Risiken ausgesetzt. Die Anfällig-
keit konzentriert sich jedoch auf die überfüllten
notdürftigen Unterkünfte in den Slums entlang
des Flusses Pasig und nicht auf die wohlhaben-
deren Gegenden Manilas.19

Die Prozesse, durch die sich in einem Land
Risiken in Anfälligkeit verwandeln, werden
durch den bestehenden Grad an menschlicher
Entwicklung gestaltet, darunter auch die
Ungleichverteilung von Einkommen, Chancen
und politischer Macht, die die Armen an den
Rand drängt. Die Entwicklungsländer und ihre
ärmsten Bürgerinnen und Bürger sind für den
Klimawandel am anfälligsten. Eine hohe wirt-

fertig zu werden, ohne dass sie langfristige,
potenziell irreversible Einbußen ihres Wohler-
gehens erleiden.16 Der Gedanke kann grob so
zusammengefasst werden, dass „ein Gefühl von
Ungewissheit“ besteht, „von potenziellem
Schaden, vor dem die Menschen sich hüten
müssen – etwas Schlimmes kann geschehen und
den Ruin bedeuten“.17

Die Bedrohungen durch den Klimawandel
machen den Unterschied zwischen Risiken und
Anfälligkeit deutlich.18 Menschen, die im Gan-
ges-Delta oder im unteren Teil Manhattans
leben, sind den gleichen Überschwemmungs-
risiken durch den steigenden Meeresspiegel aus-
gesetzt. Doch sie sind nicht gleichermaßen
anfällig. Der Grund dafür ist, dass im Ganges-
Delta die Armut sehr hoch ist und der Schutz
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Kasten 2.2 Die globale Versicherungswirtschaft – Klimarisiken neu bewerten

Die klimabedingten Versicherungsansprüche sind im Laufe der ver-

gangenen zwei Jahrzehnte oder darüber hinaus rasant gestiegen.

Während die Klimaskeptiker und einige Regierungen weiter die

Zusammenhänge zwischen dem Klimawandel und Klimakatastro-

phen in Frage stellen, ziehen viele globale Versicherungsunterneh-

men die gegenteilige Schlussfolgerung.

In den fünf Jahren bis 2004 beliefen sich die versicherten Verlus-

te durch Klimaereignisse im Durchschnitt auf 17 Milliarden US-Dollar

pro Jahr – ein fünffacher Anstieg (auf der Basis von 2004) im Vergleich

zu den vier Jahren vor 1990. Die klimabedingten Versicherungsan-

sprüche wachsen schneller als die Bevölkerung, das Einkommen

oder die Versicherungsprämien und veranlassen die Versicherungs-

wirtschaft, die Machbarkeit der gegenwärtigen Geschäftsmodelle

neu zu bewerten.

Diese Neubewertung ist in verschiedenen Ländern unterschied-

lich ausgefallen. In einigen Fällen hat sich die Versicherungswirtschaft

zu einem starken Befürworter der Entwicklung von Infrastruktur ent-

wickelt, die darauf abzielt, die versicherten Verluste zu verringern. In

Kanada und Großbritannien nehmen zum Beispiel Versicherungsun-

ternehmen eine führende Rolle ein, wenn es darum geht, mehr öffent-

liche Investitionen in Schutzsysteme gegen Sturm und Überschwem-

mungen zu fordern. Sie rufen auch die Regierung dazu auf, Verluste

in letzter Instanz abzusichern. 

Sogar schon bevor Hurrikan Katrina die Geschichtsbücher in

Bezug auf die Kosten von Sturmschäden neu geschrieben hat, waren

in den Vereinigten Staaten die Versicherungsunternehmen aktiv damit

beschäftigt, zu überprüfen, inwieweit sie Klimarisiken ausgesetzt

sind. Sie haben Obergrenzen für die zu erstattenden Schäden festge-

legt und damit einen größeren Teil des Risikos auf die Konsumenten

abgewälzt, und sie haben sich aus Hochrisikogebieten zurückgezo-

gen. Eine der Nebenwirkungen von Hurrikan Katrina bestand darin,

Quelle: ABI 2004, 2005b; Brieger, Fleck and Macdonald 2001; CEI 2005; GAO 2007; Mills 2006; Mills, Roth and Leomte 2005; Thorpe 2007.

das er zur Verbreitung von Katastrophenrisikoanleihen beigetragen

hat, durch die die Risiken von den Versicherern auf den Kapitalmarkt

verlagert werden: Die Zahlungen an die Halter der Anleihen enden im

Falle einer Klimakatastrophe. Im Jahr 2006 belief sich das Markt-

volumen auf 3,6 Milliarden US-Dollar, verglichen mit einer Milliarde

US-Dollar zwei Jahre zuvor.

Die Versicherungsprogramme des Bundes und der Bundesstaa-

ten sind gegen die klimabedingten Belastungen nicht immun. Zwei

wichtige Programme sind davon betroffen: das nationale Versiche-

rungsprogramm gegen Hochwasserschäden (National Flood Insuran-

ce Program, mit einem Deckungsrisiko in Höhe von fast einer Billion

US-Dollar) und das Ernteversicherungsprogramm (Federal Crop Insu-

rance Program, mit einem Deckungsrisiko in Höhe von 44 Milliarden

US-Dollar). Dies hat die US-amerikanische Behörde zur Prüfung von

Regierungsausgaben zu der Warnung veranlasst, dass „der Klima-

wandel Auswirkungen auf die fiskalische Gesundheit der Bundes-

regierung hat“.

Die Erfahrungen der Versicherungsmärkte in den entwickelten

Ländern machen ein umfassenderes Problem deutlich. Der Klima-

wandel schafft große Unsicherheiten. Risiko ist ein Merkmal aller Ver-

sicherungsmärkte. Die Versicherungsprämien werden auf der Grund-

lage einer Risikoanalyse berechnet. Mit dem Klimawandel werden die

Versicherungsansprüche im Laufe der Zeit wahrscheinlich steigen.

Nach einer Schätzung des Verbandes der Britischen Versicherer

könnte eine CO2-Verdoppelung die allein durch extreme Sturmereig-

nisse verursachten versicherten Verluste für die globale Versiche-

rungswirtschaft jährlich um 66 Milliarden US-Dollar in die Höhe trei-

ben (auf der Basis von Preisen von 2004). Die Schwierigkeit für die

Wirtschaft besteht darin, dass dieser Trend durch Katastrophenereig-

nisse immer wieder unterbrochen werden wird, die die Mechanismen

zum gemeinsamen Tragen von Risiken untergraben werden.



schaftliche Abhängigkeit von der Landwirt-
schaft, niedrigere Durchschnittseinkommen,
ohnehin schon fragile ökologische Bedingun-
gen und ihre Lage in tropischen Gegenden, wo
es mehr extreme Wettermuster gibt, sind alles
Anfälligkeitsfaktoren. Die folgenden gehören
zu den Faktoren, die dazu beitragen, dass aus
Risiken leicht Anfälligkeit wird:
• Armut und niedrige menschliche Entwick-

lung. Wenn sich große Armut auf Bevöl-
kerungsgruppen konzentriert, die Klima-
risiken ausgesetzt sind, so ist dies eine Ur-
sache für Anfälligkeit. Die 2,6 Milliarden
Menschen, 40 Prozent der Weltbevölke-
rung, die von weniger als zwei US-Dollar am
Tag leben, sind schon deshalb anfällig, weil
sie weniger Ressourcen haben, um mit Risi-
ken umzugehen. In ähnlicher Weise kann in
den 22 Ländern mit einer Bevölkerung von
zusammen 509 Millionen Menschen, die
beim Index für menschliche Entwicklung
(HDI) in die Kategorie der Länder mit
niedriger menschlicher Entwicklung fallen,
selbst ein leicht erhöhtes Klimarisiko zu
Massenanfälligkeit führen. In weiten Teilen
der sich entwickelnden Welt (einschließlich
Ländern in der Kategorie mittlerer mensch-
licher Entwicklung) besteht eine Wechsel-
wirkung zwischen der mit dem Klima
zusammenhängenden Anfälligkeit, der
Armut und der menschlichen Entwicklung.
Arme Menschen sind oft unterernährt, zum
Teil, weil sie in Gegenden mit Dürren und
niedriger Produktivität leben; und sie sind
anfällig für Klimarisiken, weil sie arm und
unterernährt sind. In einigen Fällen steht
diese Anfälligkeit in direktem Zusammen-
hang mit Klimaschocks. Desaggregierte
HDI-Daten für Kenia zeigen zum Beispiel,
dass die Daten zu Nahrungsmittelkrisen
aufgrund von Dürren eng mit den Distrik-
ten mit niedriger menschlicher Entwicklung
zusammenpassen (Tabelle 2.1). In Ghana ist
die Hälfte der Kinder in der dürreanfälligen
Northern Region unterernährt, verglichen
mit 13 Prozent in Accra.20

• Disparitäten bei der menschlichen Entwick-
lung. Ungleichheiten innerhalb einzelner
Länder sind ein weiteres Zeichen für eine

Anfälligkeit für Klimaschocks. In einer
aktuellen quantitativen Einschätzung der
menschlichen Auswirkungen von Katastro-
phen wurde herausgefunden, dass „Länder
mit einer hohen Einkommensungleichver-
teilung die Auswirkungen von Klimakata-
strophen stärker erleben, als Gesellschaften,
in denen eine bessere Gleichverteilung
herrscht“.21 Das durchschnittliche Niveau
menschlicher Entwicklung kann einen
hohen Grad an Entbehrungen verschleiern.
Guatemala ist zum Beispiel ein Land mit
mittlerer menschlicher Entwicklung, dass
durch große gesellschaftliche Disparitäten
zwischen indigenen und nicht-indigenen
Bevölkerungsgruppen gekennzeichnet ist.
Die Unternährung ist unter der indigenen
Bevölkerung doppelt so hoch wie unter der
nicht-indigenen. Als Hurrikan Stan 2005
über das westliche Hochland von Guatema-
la fegte, bekam die indigene Bevölkerung
seine Auswirkungen am stärksten zu spü-
ren. Die meisten dieser Menschen sind Bau-
ern, die von der Subsistenzwirtschaft leben,
oder Arbeiter in der Landwirtschaft. Ver-
luste bei den wichtigsten Getreidesorten,
aufgebrauchte Lebensmittelreserven und
vernichtete Arbeitsmöglichkeiten erhöhten
das ohnehin schon hohe Ausmaß an Ent-
behrungen. Dabei wirkte die Ungleichver-
teilung als Hemmnis für eine schnelle Erho-
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Kenianische Distrikte
Wert des Indexes für

menschliche Entwicklung 2005

Distrikte, in denen Hungersnot herrschte 

(November 2005-Oktober 2006)

Garissa 0,267

Isiolo 0,580

Mandera 0,310

Masrabit 0,411

Mwingi 0,501

Samburu 0,347

Turkana 0,172

Wajir 0,256

Andere
Mombasa 0,769

Nairobi 0,773

Landesdurchschnitt von Kenia 0,532

Tabelle 2.1     In Kenia sind durch Dürre verursachte Hungersnöte 
   und menschliche Entwicklung eng miteinander verknüpft

Quelle: UNDP 2006a; USAID FEWS NET 2007.



Bevölkerung Klimarisiken ausgesetzt. Als
Hurrikan Katrina New Orleans traf, waren
einige der ärmsten Bevölkerungsgruppen

lung.22 Auch in einigen der reichsten Länder
der Welt ist aufgrund von Disparitäten bei
der menschlichen Entwicklung die anfällige
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Kasten 2.3 Hurrikan Katrina – Die Sozialdemographie einer Katastrophe

Als Hurrikan Katrina die Deiche von New Orleans brach, verursachte

er großes menschliches Leid und riesige Sachschäden. Als das Über-

schwemmungswasser zurückging, zeigten sich die akuten Anfällig-

keiten, die mit einem hohen Niveau an vorher existierender sozialer

Ungleichheit zusammenhängen. Die Schäden durch die Über-

schwemmungen trafen eine bereits geteilte Stadt, genauso wie die

durch den Klimawandel verursachten Schäden eine bereits geteilte

Welt treffen werden. Zwei Jahre nach der Tragödie beeinträchtigen

die Ungleichheiten noch immer den Wiederherstellungsprozess.

New Orleans, das an der Golfküste der Vereinigten Staaten liegt,

befindet sich in einer der weltweit am stärksten durch Hurrikane

gefährdeten Zonen. Im August 2005 wurde der Hochwasserschutz

zerstört, der diesem Risiko vorbeugen soll. Das hatte tragische 

Konsequenzen. Hurrikan Katrina forderte über 1.500 Menschen-

leben, verdrängte 780.000 Menschen, zerstörte oder schädigte

200.000 Unterkünfte, legte die Infrastruktur der Stadt lahm und

traumatisierte ihre Bevölkerung.

Der Hurrikan hatte Auswirkungen auf das Leben einiger der ärms-

ten und anfälligsten Menschen im reichsten Land der Welt. Die Kin-

derarmut in New Orleans gehörte vor dem Hurrikan Katrina zur

höchsten in den Vereinigten Staaten. Ein Drittel der Kinder lebten

unter der Armutsgrenze. Die Gesundheitsversorgung war begrenzt,

rund 750.000 Menschen hatten keinen Versicherungsschutz.

Hurrikan Katrina wählte seine Opfer überwiegend aus den am

stärksten benachteiligten Stadtbezirken. Die ärmeren Bezirke mit

hauptsächlich schwarzer Bevölkerung trugen die Hauptlast. Die

Hochwasserschäden überkreuzten sich mit tiefen, auf Rassenunter-

schieden basierenden Ungleichheiten. Die Armutsquote unter

Schwarzen ist dreimal so hoch wie unter den Weißen. Geschätzte 

75 Prozent der Bevölkerung in den überschwemmten Bezirken waren

Schwarze. Lower Ninth Ward und Desire/Florida, zwei der ärmsten

und anfälligsten Bezirke der Stadt, wurden von Katrina vollständig

verwüstet.

Die Stadt wurde zu einem Magnet der internationalen Medien-

aufmerksamkeit und Bilder von menschlichem Leid in New Orleans

wurden um die Welt geschickt. Doch nachdem die Kameras wieder

abgezogen waren und die Menschen versuchten, ihr Leben wieder

aufzubauen, stellten sich die Ungleichheiten, die schon vor dem

Hurrikan bestanden, als Hemmnis bei der Wiederherstellung und

beim Wiederaufbau heraus.

Der Gesundheitssektor liefert ein treffendes Beispiel. Viele 

der Gesundheitseinrichtungen im Sicherheitsnetz, das den Armen 

diente, wurden durch den Hurrikan Katrina beschädigt. Das Charity

Hospital, das den größten Teil der medizinischen Versorgung für die-

se Gruppe leistete – Notfälle, akute Fälle und Grundversorgung – 

ist immer noch geschlossen. Zwar wurde eine besondere Freistel-

lung von Medicaid eingeführt, um den nicht versicherten Evakuierten

Quelle: Perry et al. 2006; Rowland 2007; Turner and Zedlewski 2006; Urban Institute 2005.

vorübergehend Krankenversicherungsschutz zu bieten. Doch auf-

grund der Regeln, wer dafür in Frage kam, beschränkten sich die

Ansprüche auf kinderlose Haushalte mit niedrigem Einkommen. Dies

führte dazu, dass eine große Anzahl der Forderungen abgelehnt wur-

den. Der Kongress und die Regierung brauchten sechs Monate, um

ein Budget von zwei Milliarden US-Dollar zur Verfügung zu stellen,

damit Medicaid die nicht versicherten Gesundheitskosten decken

konnte.

Eine Untersuchung, die sechs Monate nach dem Wirbelsturm

von der Kaiser Familienstiftung durchgeführt wurde, zeigte, dass 

viele Leute nicht in der Lage waren, vorher begonnene Behandlungen

weiterzuführen oder Zugang zu der Versorgung zu erhalten, die sie

brauchen, um mit neuen Erkrankungen fertig zu werden. In Haus-

haltsbefragungen identifizierten über 88 Prozent der Befragten die

Notwendigkeit, die Gesundheitsversorgung auszuweiten und zu ver-

bessern, als eine entscheidende Herausforderung für die Stadt. Zwei

Jahre später besteht diese Herausforderung immer noch. 

Unter den vielen Faktoren, die die gesellschaftliche und wirt-

schaftliche Erholung von New Orleans blockierten, ist das Gesund-

heitssystem unter Umständen der wichtigste. Nur eines der sieben

allgemeinen Krankenhäuser der Stadt arbeitet auf dem gleichen

Niveau wie vor dem Hurrikan; zwei weitere sind teilweise geöffnet,

vier bleiben geschlossen. Die Anzahl der Krankenhausbetten in New

Orleans ist um zwei Drittel gesunken. Im medizinischen Bereich gibt

es jetzt 16.800 Arbeitsplätze weniger als vor dem Wirbelsturm. Dies

ist ein Rückgang um 27 Prozent, der teilweise daher rührt, dass ein

Mangel an Krankenschwestern und anderen Arbeitskräften besteht.

Aus den Erfahrungen mit Hurrikan Katrina ergeben sich zwei

wichtige Lektionen, die umfassendere Auswirkungen auf die Strate-

gien zum Klimawandel haben. Die erste ist, dass eine hohe Armut,

Marginalisierung und Ungleichheit dazu beitragen, dass sich Risiken

leicht in Massenanfälligkeit verwandeln. Die zweite ist, dass die staat-

liche Politik eine Rolle spielt. Eine Politik, die den Menschen Ansprü-

che auf Gesundheit und Wohnung verleiht, kann eine rasche Erholung

erleichtern, während schwach ausgeprägte Ansprüche die gegentei-

lige Wirkung haben können.

Armut in New Orleans

In Armut lebende Menschen, 2000 (in %) New Orleans Vereinigte Staaten 

Gesamtbevölkerung 28 12

Kinder bis zu 18 Jahren 38 18

Weiße 12 9

Afroamerikaner 35 25

Quelle: Perry et al. 2006.



der Vereinigten Staaten betroffen. Der Wie-
deraufbau wurde durch die bestehenden tief
greifenden Ungleichheiten behindert (Kas-
ten 2.3).

• Fehlende Infrastruktur zur Abwehr von Klima-
gefahren. Disparitäten bei der Versorgung
mit Infrastruktur helfen zu erklären, warum
ähnliche Klimawirkungen zu sehr unter-
schiedlichen Ergebnissen führen. Das ausge-
klügelte Deichsystem in den Niederlanden
ist ein wirksamer Puffer zwischen Risiken
und Anfälligkeit. Abwehrsysteme gegen
Überschwemmungen, die Infrastruktur zur
Wasserver- und -entsorgung sowie Früh-
warnsysteme tragen alle dazu bei, die Anfäl-
ligkeit zu verringern. Japan ist Risiken
durch Wirbelstürme und Überschwem-
mungen stärker ausgesetzt als die Philippinen.
Doch zwischen 2000 und 2004 belief sich
die Anzahl der Todesfälle in Japan im
Durchschnitt nur auf 66, in den Philippinen
aber auf 711.23

• Begrenzter Zugang zu Versicherungsleistun-
gen. Versicherungen können eine wichtige
Rolle dabei spielen, die Menschen in die
Lage zu versetzen, mit Klimarisiken fertig
zu werden, ohne ihren Konsum einschrän-
ken zu müssen oder sich von ihren Vermö-
gensgegenständen trennen zu müssen. Die
Privatwirtschaft und die staatliche Politik
können dabei eine Rolle spielen. In den rei-
chen Ländern haben Haushalte Zugang zu
privaten Versicherungen, um sich vor klima-
bedingten Schäden zu schützen. Die meis-
ten armen Haushalte in Entwicklungslän-
dern haben diese Möglichkeit nicht. Sozial-
versicherungen sind ein weiterer Puffer
gegen Anfälligkeit. Sie ermöglichen es den
Menschen, mit Risiken fertig zu werden,
ohne dabei ihre langfristigen Chancen auf
menschliche Entwicklung zu untergraben.
Sie können die Menschen im Alter versor-
gen, Schutz bei Krankheit oder Arbeits-
losigkeit bieten, die Entwicklung von Kin-
dern unterstützen und die Versorgung mit
Grundnahrungsmitteln sichern. Es gibt gro-
ße Unterschiede zwischen einzelnen Län-
dern, was ihre Unterstützung der Sozialver-
sicherung angeht. Die reichen Länder geben

einen größeren Anteil ihrer sehr viel höhe-
ren Durchschnittseinkommen für die So-
zialversicherung aus. In Bezug auf das
Management der Risiken des globalen
Klimawandels bedeutet dies, dass ein umge-
kehrtes Verhältnis zwischen der Anfällig-
keit (die sich in den armen Ländern konzen-
triert) und Versicherungen (die sich in den
reichen Ländern konzentrieren) besteht
(Grafik 2.4).
Geschlechtsspezifische Ungleichheiten

überschneiden sich mit Klimarisiken und
Anfälligkeiten. Die historische Benachteiligung
von Frauen – ihr begrenzter Zugang zu Res-
sourcen, ihre eingeschränkten Rechte und ihre
unterdrückte Stimme in Entscheidungsprozes-
sen – macht sie in hohem Maße anfällig für den
Klimawandel. Die Merkmale dieser Anfällig-
keit variieren stark, was vor Verallgemeinerun-
gen warnt. Doch der Klimawandel wird wahr-
scheinlich bestehende Muster von geschlechts-
spezifischen Benachteiligungen verschärfen. Im
Agrarsektor in Entwicklungsländern sind die
Frauen auf dem Lande die wichtigsten Produ-
zentinnen von Grundnahrungsmitteln. Dieser
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Grafik 2.4 In den reichen Ländern ist das
Netz der sozialen Sicherung
sehr viel enger gespannt 

Ausgaben für die soziale Sicherung (in % des BIP)
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Quelle: World Bank 2006g.
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schlechtsspezifischen Anfälligkeit ist die Bedeu-
tung der Beteiligung von Frauen an allen
Planungsprozessen zur Anpassung an den
Klimawandel.24

Der Klimawandel erinnert auch an das sym-
biotische Verhältnis zwischen der mensch-
lichen Kultur und ökologischen Systemen. In
der Arktis, wo einige der empfindlichsten Öko-
systeme der Welt von der raschen Erwärmung
betroffen sind, ist dieses Verhältnis ganz offen-
sichtlich. Die indigenen Bevölkerungsgruppen
der Arktis sind zu Wächtern einer Welt gewor-
den, die den Klimawandel erlebt. Wie eine der

Sektor ist in hohem Maße den Risiken ausge-
setzt, die Dürren und unsichere Regenfälle 
mit sich bringen. In vielen Ländern bedeutet
Klimawandel, dass Frauen und junge Mädchen
weiter laufen müssen, um Wasser zu holen, ins-
besondere in der Trockenzeit. Außerdem wer-
den Frauen voraussichtlich einen großen Teil
der Arbeitskraft beitragen, die dafür aufgewen-
det wird, Klimarisiken zu bewältigen: durch
Boden- und Wasserschutzmaßnahmen, durch
den Bau von Dämmen zum Hochwasserschutz
und durch mehr Arbeit außerhalb der Land-
wirtschaft. Eine logische Folge dieser ge-
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Sonderbeitrag Klimawandel als Menschenrechtsthema

Über viele Generationen haben die Inuit die Umwelt genau beobach-

tet und das Wetter zutreffend vorhergesagt, um eine sichere Fort-

bewegung auf dem Eis der Meere zu ermöglichen. Als Folge des

Klimawandels ist unsere Fähigkeit, die Wettermuster und -bedingun-

gen um uns herum zu lesen und vorauszusagen, nun stark herausge-

fordert. Seit Jahrzehnte berichten unsere Jäger, dass der Permafrost

taut, dass das Eis dünner wird, dass die Gletscher zurückgehen, dass

neue Arten eindringen, dass die Küstenerosion schnell voranschrei-

tet und dass das Wetter auf gefährliche Weise unvorhersehbar ist.

Aus unserer Perspektive aus dem hohen Norden beobachten wir,

dass die Debatte um den globalen Klimawandel sich all zu oft auf

wirtschaftliche und technische Fragen konzentriert, statt auf die

menschlichen Auswirkungen und Konsequenzen des Klimawandels.

Die Inuit erleben diese Auswirkungen bereits und werden bald mit

dramatischen gesellschaftlichen und kulturellen Veränderungen ihrer

Lage konfrontiert sein.

Der Klimawandel stellt für uns die größte Herausforderung dar: Er

betrifft alle Lebensbereiche, er ist komplex und er erfordert sofortiges

Handeln. Er stellt auch eine Gelegenheit dar, dass wir trotz der Unter-

schiede zwischen uns als Menschheit gemeinsam wieder miteinan-

der Verbindungen aufnehmen. Vor diesem Hintergrund entschied ich,

mir das bestehende internationale System der Menschenrechte

anzuschauen, das die Menschen vor dem kulturellen Aussterben

bewahren soll – genau der Situation, mit der wir Inuit konfrontiert sein

könnten. Die Frage bestand immer darin, wie wir ein wenig Klarheit

über den Sinn und Fokus in eine Debatte einbringen können, die sich

immer in technischen Argumenten und miteinander konkurrierenden

kurzfristigen Ideologien zu verstricken scheint. Ich glaube es ist wich-

tig, dass der globale Klimawandel international im Menschenrechts-

rahmen debattiert und untersucht wird. Wie Mary Robinson sagte,

sind „die Menschenrechte und die Umwelt voneinander abhängig

und stehen in Wechselbeziehung“. Deshalb habe ich zusammen mit

61 anderen Inuit daran gearbeitet, die Menschenrechtspetition zum

Klimawandel im Dezember 2005 auf den Weg zu bringen.

Im Wesentlichen besagt diese Petition, dass die Regierungen

beim Entwickeln ihrer Volkswirtschaften angepasste Technologien

verwenden sollen, mit denen die Emissionen von Treibhausgasen

deutlich begrenzt werden. Doch wir haben auch noch sehr viel mehr

erreicht.

Durch diese Arbeit haben wir menschliche Gesichter – und unser

Schicksal – ins Zentrum der Aufmerksamkeit gerückt. Wir haben im

internationalen Diskurs aus trockenen technischen Diskussionen eine

Debatte über menschliche Werte, menschliche Entwicklung und

Menschenrechte gemacht. Wir haben den Konferenzen der Vereinten

Nationen einen Herzschlag gegeben, wir haben ihnen neu zu verste-

hen gegeben, dass die Angelegenheit dringlich ist. Wir haben dies

geschafft, indem wir Menschen, die weit entfernt von der Arktis

leben, daran erinnerten, dass wir alle miteinander in Beziehung ste-

hen: Dass die Inuit-Jäger, die durch das dünner werdende Eis fallen,

etwas mit den Menschen zu tun haben, die mit der Gletscherschmel-

ze im Himalaya oder mit der Überschwemmung kleiner Inselstaaten

konfrontiert sind. Wir haben aber auch daran erinnert, dass all dies

auch damit zusammenhängt, wie die Welt ihrem tagtäglichen Leben

nachgeht: mit den Autos, die wir fahren, den Industrien, die wir unter-

stützen, und der Wahl der politischen Handlungskonzepte, die wir

entwerfen und durchsetzen.

Ein kurzes „Gelegenheitsfenster“ bleibt noch, um die Arktis und

letztlich den Planeten zu retten. Durch koordiniertes Handeln kann

man der Zukunft, die im Bericht zur Beurteilung der Auswirkungen

des Klimawandels in der Arktis (Arctic Climate Impact Assessment)

vorausgesagt wird, noch vorbeugen. Die Nationen können wieder

zusammenkommen, wie in Montreal 1987 und in Stockholm 2001.

Unsere Ozonschicht heilt bereits wieder, die giftigen Chemikalien, die

die Arktis vergifteten, gehen bereits zurück. Nun müssen die größten

Emittenten der Welt sich verbindlich zum Handeln verpflichten. Ich

hoffe nur, dass die Nationen diese Chance wieder nutzen werden,

zusammenzukommen – indem sie unsere Verbundenheit verstehen,

indem sie verstehen, dass wir eine Atmosphäre teilen und schließlich,

dass wir eine gemeinsame Menschheit sind. 

Sheila Watt-Cloutier

Sprecherin zum Klimawandel in der Arktis



Führungspersönlichkeiten der Gemeinschaft
der Inuit kommentierte: „Die Arktis ist das
Klimawandelbarometer der Welt. Die Inuit
sind das Quecksilber in diesem Barometer.“25

Wenn durch die schmelzende Eisdecke auf dem
Meer die Tiere, von denen die Inuit abhängig
sind, schlechter erreichbar werden, dann wird
eine Erwärmung, die sich ungebremst fortsetzt,
aus Sicht der Inuit eine Kultur stören oder
sogar zerstören und womöglich vollständig
untergehen lassen, die auf der Jagd und dem
Teilen von Nahrungsmitteln basiert. Im
Dezember 2005 legten Vertreter von Inuit-
Organisationen der interamerikanischen Men-
schenrechtskommission eine Petition vor, in
der sie behaupteten, dass durch die unbe-
schränkten Emissionen der Vereinigten Staaten
die Menschenrechte der Inuit verletzt würden.
Das Ziel bestand nicht darin, Schadenersatz zu
beanspruchen, sondern vielmehr Wiedergut-
machung durch eine führende Rolle der USA
bei der Vorbeugung gegen den gefährlichen
Klimawandel.

Die Fallstricke niedriger 
menschlicher Entwicklung 

Bei der menschlichen Entwicklung geht es um
eine Erweiterung der Freiheiten und Wahlmög-
lichkeiten. Die mit dem Klima zusammenhän-
genden Risiken zwingen die Menschen zu
Kompromissen, durch die wesentliche Freihei-
ten eingeschränkt und Wahlmöglichkeiten aus-
gehöhlt werden. Diese Kompromisse können
eine Einbahnstraße sein, die in die Falle niedri-
ger menschlicher Entwicklung führt – eine
Abwärtsspirale an Benachteiligungen, durch
die Chancen untergraben werden.

Klimaschocks haben auf viele verschiedene
Arten Einfluss auf die Lebensgrundlagen. Sie
vernichten Ernten, reduzieren die Beschäf-
tigungsmöglichkeiten, treiben die Lebensmit-
telpreise in die Höhe und zerstören Vermögen
– und sie stellen die Menschen vor drastische
Entscheidungen. Reiche Haushalte können
Schocks bewältigen, indem sie ihre private Ver-
sicherung in Anspruch nehmen, ihre Ersparnis-
se einsetzen oder einige ihrer Vermögensgegen-
stände veräußern. Sie sind in der Lage, ihr

gegenwärtiges Konsumniveau beizubehalten –
,Verbrauchsglättung‘ –, ohne ihre Produktions-
kapazitäten abzubauen oder ihre menschlichen
Fähigkeiten auszuhöhlen.

Die Armen haben weniger Optionen. Ange-
sichts ihres begrenzten Zugangs zu formellen
Versicherungen, ihres niedrigen Einkommens
und ihrer spärlichen Vermögensgegenstände
müssen sich arme Haushalte unter einge-
schränkteren Bedingungen an Klimaschocks
anpassen. Um ihr aktuelles Konsumniveau bei-
zubehalten, sind sie oft gezwungen, Produktiv-
vermögen zu veräußern. Damit setzen sie ihre
Möglichkeiten aufs Spiel, auch in Zukunft Ein-
kommen zu erwirtschaften. Wenn das Einkom-
men von einem bereits niedrigen Niveau aus
weiter sinkt, haben sie unter Umständen keine
andere Wahl, als die Anzahl ihrer Mahlzeiten
zu verringern, die Gesundheitsausgaben zu kür-
zen oder ihre Kinder aus der Schule zu nehmen,
um mehr Arbeitskräfte zur Verfügung zu
haben. Es gibt unterschiedliche Bewältigungs-
strategien. Die erzwungenen Kompromisse, die
auf Klimaschocks folgen, können die mensch-
lichen Fähigkeiten schnell untergraben und
Teufelkreise an Entbehrungen in Gang setzen. 

Arme Haushalte sind angesichts der Klima-
risiken nicht passiv. Da sie keinen Zugang zum
formellen Versicherungswesen haben, entwickeln
sie eigene Versicherungsmechanismen. Einer
dieser Mechanismen ist der Vermögensaufbau
– zum Beispiel an Viehbestand – in ,normalen‘
Zeiten, um dieses Vermögen dann in Krisenzei-
ten verkaufen zu können. Ein weiterer besteht
darin, die Haushaltsressourcen in die Katastro-
phenprävention zu investieren. Haushalts-
erhebungen in überschwemmungsgefährdeten
Slumgebieten in El Salvador haben ergeben,
dass Familien bis zu neun Prozent ihres Ein-
kommens dafür ausgeben, ihre Unterkünfte
gegen Überschwemmungen zu schützen, und
sie setzen auch die familiäre Arbeitskraft ein,
um Staumauern zu bauen und Entwässerungs-
kanäle instand zu halten.26 Eine weitere Form
der Selbstversicherung ist die Diversifizierung
der Produktion beziehungsweise der Einkom-
mensquellen. Ländliche Haushalte versuchen
zum Beispiel den Risiken weniger ausgesetzt zu
sein, indem sie Grundnahrungsmittel und für

Die mit dem Klima 

zusammenhängenden 

Risiken zwingen 

die Menschen zu 

Kompromissen, durch 

die wesentliche Freiheiten 

eingeschränkt und 

Wahlmöglichkeiten 

ausgehöhlt werden

2

K
lim

aschocks: R
isiken und A

nfälligkeiten in einer ungleichen W
elt

BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2007/2008 101



tiert, wenn es darum geht, Investitionen zu täti-
gen, die höhere Erträge bringen, aber mit einem
höheren Risiko behaftet sind. Somit sind ihnen
die Möglichkeiten versperrt, mit denen sie sich
aus der Armut „herausproduzieren“ könnten.

Manchmal wird argumentiert, dass die
Armen arm sind, weil sie weniger ,Unterneh-
mergeist‘ haben und riskante Investitionen lie-
ber vermeiden. Das ist ein Trugschluss, der
darin liegt, dass Risikovermeidung und innova-
tive Fähigkeiten verwechselt werden. Wenn
Haushalte weiter in die extreme Armut abrut-
schen, werden sie aus sehr gutem Grund weni-
ger risikobereit. Denn negative Ergebnisse kön-
nen ihre Lebenschancen auf vielen Ebenen
beeinflussen. Arme Haushalte, die ohne formel-
le Versicherung in Gegenden leben, in denen sie
hohen Risiken ausgesetzt sind – wie in Talauen,
dürregefährdeten Gebieten oder an brüchigen
Hängen – treffen rationale Entscheidungen,
wenn sie im Interesse der Sicherheit des Haus-
halts auf Investitionen mit potenziell höheren
Erträgen lieber verzichten. Die Bauern können
gezwungen sein, so anzubauen, dass ihre
Erzeugnisse weniger empfindlich gegenüber
schwankenden Niederschlägen sind, aber auch
weniger profitabel. 

In Untersuchungen in indischen Dörfern
wurde in den 1990er Jahren herausgefunden,
dass selbst geringe zeitliche Schwankungen der
Niederschläge die Erträge des ärmsten Quartils
der befragten Bauern um ein Drittel schmälern
könnten, während die Auswirkungen auf die
Ertragslage des reichsten Quartils vernachläs-
sigbar sind. Wenn arme Bauern mit hohen Risi-
ken konfrontiert sind, tendieren sie dazu, über-
mäßig auf Sicherheit zu setzen. Die Produkti-
onsentscheidungen führten zu Erträgen, die
niedriger waren, als sie in einem Umfeld hätten
sein können, in dem ein Risikoversicherungs-
schutz besteht.27 In Tansania wurde in Unter-
suchungen auf Dorfebene herausgefunden, dass
arme Bauern sich auf die Produktion dürrere-
sistenter Feldfrüchte wie Sorghum und Maniok
spezialisierten, die mehr Ernährungssicherheit
bieten, aber weniger finanzielle Erträge abwer-
fen. Das Anbau-Portfolio des reichsten Quin-
tils brachte um 25 Prozent höhere Erträge als
das des ärmsten Quintils.28

den Verkauf bestimmte Anbauprodukte im
Zwischenfruchtbau anbauen, und indem sie
Kleinhandel betreiben. Das Problem ist, dass
die Selbstversicherungsmechanismen bei schwe-
ren und wiederkehrenden Klimaschocks oft
zusammenbrechen.

Forschungsergebnisse weisen darauf hin,
dass es vier allgemeine ,Risiko-Multiplikatoren‘
oder Wege gibt, wie Klimaschocks die mensch-
liche Entwicklung untergraben können: Pro-
duktivitätsverluste ,vor dem Ereignis‘, unmit-
telbare Bewältigungskosten, Schwund von
physischem Produktivvermögen und die Aus-
höhlung menschlicher Fähigkeiten.

Produktivitätsverluste 
vor dem Ereignis
Nicht alle Kosten, die Klimaschocks im Bereich
der menschlichen Entwicklung verursachen,
fallen erst nach den Ereignissen an. Für Men-
schen, deren Existenzgrundlage prekär ist und
die in Gegenden mit unbeständigem Klima
leben, sind nicht versicherte Risiken eine star-
ker Hinderungsgrund, warum sie die Produk-
tivität nicht erhöhen. Da die Armen über weni-
ger Kapazitäten zur Bewältigung von Risiken
verfügen, sind sie mit Hindernissen konfron-
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Verhaltensweisen zur Bewältigung der Dürre, 1999 

(in % der Bevölkerung)

Stadt Biantyre

(in %)

Ländliches

Zomba (in %)

Veränderung der Ernährungsgewohnheiten

• Fleisch durch Gemüse ersetzt 73 93

• Verkleinerung der Portionen, um das Essen zu strecken 47 91

• Weniger Mahlzeiten am Tag 46 91

• Andere Nahrung, z. B. Cassava (Maniok) statt Mais 41 89

Verringerung der Ausgaben

• Weniger Brennholz oder Paraffi n gekauft 63 83

• Weniger Düngemittel gekauft 38 33

Geldschöpfung zum Kauf von Nahrungsmitteln

• Vom Gesparten zehren 35 0

• Geld ausgeliehen 36 7

• Gelegenheitsarbeit (ganyu) für Geld und Essen 19 59

• Vieh und Gefl ügel verkauft 17 15

• Haushaltsartikel und Kleidung verkauft 11 6

• Kinder zum Geldverdienen geschickt 10 0

Tabelle 2.2   Dürre in Malawi – Bewältigungsstrategien der Armen

Quelle: Devereux 1999.



Dies ist Teil eines sehr viel umfassenderen
Musters von de facto-Risikoversicherungen, die
im Zusammenspiel mit anderen Faktoren die
Ungleichheit verstärken und arme Haushalte 
in wenig ertragreichen Produktionssystemen
gefangen halten.29 Mit dem immer schneller
voranschreitenden Klimawandel wird die land-
wirtschaftliche Produktion in vielen Entwick-
lungsländern riskanter und weniger profitabel
(siehe unten im Abschnitt zu Landwirtschaft
und Ernährungssicherheit). Da drei Viertel der
Armen dieser Welt von der Landwirtschaft
abhängig sind, hat dies wichtige Konsequenzen
für den weltweiten Kampf gegen die Armut.

Nicht nur die Armen dieser Welt werden
sich an neue Klimamuster anpassen müssen.
Auch die Landwirte in den reichen Ländern
werden mit den Folgen umgehen müssen. Es
gibt jedoch zwei wichtige Unterschiede. Die
Risiken sind weniger gravierend und sie werden
stark abgefedert: durch riesige Subventionen–
rund 225 Milliarden US-Dollar waren es im
Jahr 2005 in den OECD-Ländern – und durch
staatliche Unterstützung privater Versicherun-
gen.30 Zwischen 2002 und 2005 betrugen in den
Vereinigten Staaten die bundesstaatlichen Ver-
sicherungsleistungen für Ernteschäden im
Durchschnitt vier Milliarden US-Dollar pro
Jahr. Die Kombination von Subventionen und
Versicherungen ermöglicht es Landwirten in
den entwickelten Ländern, risikoreichere Inves-
titionen zu tätigen, um höhere Erträge zu erzie-
len als unter Marktbedingungen erzielbar
wären.31

Die menschlichen 
Kosten der ,Bewältigung‘
Dass arme Haushalte nicht in der Lage sind,
Klimaschocks zu bewältigen, spiegelt sich in
den unmittelbaren menschlichen Auswirkun-
gen und der zunehmenden Armut wider. Dür-
ren sind ein überzeugendes Beispiel dafür. 

Wenn der Regen ausbleibt, wirkt sich dies
nach und nach in vielen Bereichen aus. Produk-
tionseinbußen können Nahrungsmittelknapp-
heit verursachen, die Preise in die Höhe treiben,
die Beschäftigungsmöglichkeiten verringern
und die Löhne in der Landwirtschaft drücken.
Die Auswirkungen spiegeln sich in den Bewäl-

tigungsstrategien wider, die von einer sich ver-
schlechternden Ernährung bis hin zum Verkauf
von Produktivvermögen reichen (Tabelle 2.2).
In Malawi waren durch die Dürre im Jahr 2002
fast fünf Millionen Menschen auf Nahrungs-
mittelhilfe angewiesen. Lange bevor die Hilfe
eintraf waren die Haushalte gezwungen, auf ex-
treme Maßnahmen zurückzugreifen, um ihr
Überleben zu sichern, darunter auch Diebstahl
und Prostitution.32 Die akuten Anfälligkeiten,
die Klimaschocks in Ländern mit niedriger
menschlicher Entwicklung auslösen können,
wurden auch durch die Krise der Ernährungs-
sicherheit im Niger 2005 besonders deutlich
(Kasten 2.4).

Dürren werden oft als kurzfristige einzelne
Ereignisse dargestellt. In Ländern, wo mehrfach
oder in Folge auftretende Dürren über mehrere
Jahre wiederholt Schocks auslösen, werden
dadurch einige wichtige Auswirkungen ver-
schleiert. Untersuchungen in Äthiopien veran-
schaulichen diesen Punkt. Das Land hat seit
1980 mindestens fünf große landesweite Dür-
ren erlebt und zusätzlich noch buchstäblich
Dutzende kleinräumig auftretende Dürren. Für
viele Haushalte erzeugen Dürrezyklen Armuts-
fallen, denn sie durchkreuzen regelmäßig ihre
Bemühungen, Vermögen aufzubauen und ihr
Einkommen zu erhöhen. Umfragedaten zeigen,
dass zwischen 1999 und 2004 mehr als die
Hälfte aller Haushalte in Äthiopien mindestens
einen größeren Dürreschock erlebten.33 Diese
Schocks sind ein wesentlicher Grund für zeit-
weise Armut. Hätten die Haushalte ihren Kon-
sum glätten können, wäre im Jahr 2004 die
Armut um 14 Prozent niedriger gewesen
(Tabelle 2.3) – was bedeutet, dass elf Millionen
Menschen weniger unter der Armutsgrenze
leben würden.34

Die Auswirkungen aktueller Klimaschocks
auf die Menschen liefern einen weitgehend
unbeachteten Hintergrund, um die Konse-
quenzen des Klimawandels für die menschliche
Entwicklung zu verstehen. Die Unterernäh-
rung nimmt zu und die Menschen geraten in
die Armutsfalle. Stimmen die Klimawandelsze-
narien, die häufigere und stärkere Dürren und
Überschwemmungen vorhersagen, so könnten
in den betroffenen Ländern schnelle und große

Zwischen 1999 und 2004

erlebten mehr als die Hälfte

aller Haushalte in Äthiopien

mindestens einen größeren

Dürreschock
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Einkommensquelle dar, um die Kosten für
Gesundheit und Bildung zu decken. Gleich-
zeitig stellen sie eine Sicherheit dar, wenn es zu
Ernteausfällen kommt. Der Verlust solcher
Vermögenswerte erhöht die Anfälligkeit in der
Zukunft.

Klimaschocks bedrohen diese Bewältigungs-
strategien in besonderem Maße. Anders als zum
Beispiel ein schlechter Gesundheitszustand
sind viele Klimaschocks Kovariate, das heißt sie
betreffen ganze Gemeinschaften. Wenn alle
betroffenen Haushalte zum gleichen Zeitpunkt
ihr Vermögen veräußern, um ihren Konsum zu
gewährleisten, so ist damit zu rechnen, dass die
Preise der Vermögenswerte fallen. Die daraus
resultierenden Wertverluste können die Bewäl-
tigungsstrategien rasch und stark untergraben
und dabei auch die darüber hinausgehenden
Ungleichheiten verstärken.

Untersuchungen zur Dürre in Äthiopien
1999–2000 veranschaulichen diesen Punkt.

Rückschritte bei der menschlichen Entwick-
lung die Folge sein.

Schwund von physischem 
Produktivvermögen
Klimaschocks können verheerende Folgen für
das Produktivvermögen und die Ersparnisse der
Haushalte haben. Vermögenswerte wie lebende
Tiere sind mehr als nur ein Sicherheitsnetz zur
Bewältigung von Klimaschocks. Für die
Menschen stellen sie produktive Ressourcen,
Nahrung, Sicherheiten für Kredite und eine
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Kasten 2.4 Dürre und unsichere Nahrungsmittelversorgung im Niger

Niger ist eines der ärmsten Länder der Welt. Es rangiert beim HDI

am unteren Ende. Die Lebenserwartung beträgt 56 Jahre. 40 Pro-

zent der Kinder sind in einem durchschnittlichen Jahr untergewich-

tig für ihr Alter und mehr als 20 Prozent der Kinder sterben, bevor

sie fünf Jahre alt werden. Die Anfälligkeit für Klimarisiken in Niger

hängt mit mehreren Faktoren zusammen, darunter verbreitete

Armut, ein hoher Grad an Unterernährung, eine prekäre Er-

nährungssituation in ‘normalen’ Jahren, eine begrenzte Gesund-

heitsversorgung und landwirtschaftliche Produktionssysteme, 

die mit unsicheren Regenfällen fertig werden müssen. In den 

Jahren 2004 und 2005 wurden die Folgen dieser bestehenden 

Anfälligkeiten durch einen Klimaschock ganz besonders deutlich:

Der Regen hörte früh auf und Heuschrecken verursachten große

Schäden.

Die landwirtschaftliche Produktion war unmittelbar betroffen. Die

Erträge fielen stark, was zu einem Getreidedefizit von 223.000 Ton-

nen führte. Die Preise von Sorghum und Hirse stiegen um 80 Prozent

über den Fünfjahresdurchschnitt. Zu den hohen Getreidepreisen kam

hinzu, dass der sich verschlechternde Zustand des Viehbestands die

Haushalte einer zentralen Einkommensquelle und Risikoversicherung

beraubte. Der Verlust von Weideland und fast 40 Prozent der Viehfut-

terernte sowie steigende Viehfutterpreise und ‘Notverkäufe’ drückten

die Viehpreise und beraubten die Haushalte einer wichtigen Einkom-

mensquelle und Risikoversicherung. Anfällige Haushalte versuchten

die unterernährten Tiere zu verkaufen, um Einkommen zu erzielen,

mit dem sie Getreide kaufen konnten. Der Preisverfall hatte negative

Quelle: Chen and Meisel 2006; Mousseau and Mittal 2006; MSF 2005; Seck 2007a.

Auswirkungen auf ihre Ernährungssicherheit und auf die Austausch-

verhältnisse.

Mitte 2005 waren etwa 56 Zonen landesweit mit Risiken der

Ernährungssicherheit konfrontiert. Rund 2,5 Millionen Menschen –

rund ein Fünftel der Bevölkerung des Landes – waren auf Nahrungs-

mittelhilfe angewiesen. Zwölf Zonen in Regionen wie Maradi, Tahou

und Zinder, wurden als ‘extrem kritisch’ eingestuft, was bedeutete,

dass die Menschen die Anzahl der Mahlzeiten am Tag reduzierten,

dass sie wilde Wurzeln und Beeren aßen und Kühe und Produktions-

geräte verkauften. Die Krise in der Landwirtschaft führte zu gravieren-

den menschlichen Kosten, darunter:

• Migration in Nachbarländer und weniger stark betroffene Zonen.

• 2005 meldete Ärzte ohne Grenzen eine akute Unterernährungs-

quote von 19 Prozent bei Kindern im Alter von sechs bis 59 Mo-

naten in Maradi und Tahoua. Dies bedeutete eine signifikante

Verschlechterung gegenüber dem Durchschnitt. Ärzte ohne

Grenzen berichtete auch, dass sich die Anzahl der Kinder in den

therapeutischen Ernährungszentren, die unter schwerer Unter-

ernährung litten, vervierfacht hatte.

• Ein Untersuchungsteam von USAID berichtete, dass Frauen

ganze Tage mit dem Sammeln wilder anza-Beeren verbrachten.

In einiger Hinsicht macht die niedrige menschliche Entwicklung

Niger zu einem Extremfall. Die Entwicklungen 2005 machten jedoch

besonders krass die Mechanismen deutlich, durch die klimabeding-

te Risiken die Bewältigungsstrategien aushebeln und weit reichende

Anfälligkeiten schaffen können.

In Armut lebende Menschen (in %)

Beobachtete Armut 47,3

Vorhergesagte Armut ohne Dürreschocks 33,1

Vorhergesagte Armut ohne Schocks in jeglicher Art 29,4

Tabelle 2.3   Die Auswirkungen von Dürreschocks in Äthiopien

Quelle: Dercon 2004.



Die Katastrophe begann mit dem Ausbleiben
der kurzen belg-Niederschläge, die zwischen
Februar und April fallen. Dies durchkreuzte die
Versuche der Bauern, zu pflügen und ihre Saat
auszubringen. Geringere Niederschläge wäh-
rend der langen Regenzeit (den meher-Nieder-
schlägen von Juni bis September) führten in
weiten Teilen des Landes zu Ernteausfällen. Als
in der darauf folgenden belg-Saison Anfang
2000 auch wieder nur wenig Regen fiel, kam 
es zu einer schwere Nahrungsmittelkrise. Die
Notverkäufe von Vermögen – vor allem von
Viehbestand – begannen frühzeitig und hielten
30 Monate lang an. Ende 1999 erhielten Vieh-
verkäufer weniger als die Hälfte der Preise, die
sie noch vor der Dürre erzielten, was einen
enormen Kapitalverlust darstellte. Nicht alle
Bauern wählten jedoch die gleiche Bewältigungs-
strategie. Die reichsten zwei Quartile mit sehr
viel mehr Viehbestand verkauften frühzeitig
Tiere, nach einem klassischen Muster der ,Kon-
sumglättung‘. Sie handelten mit der Risiko-
prämie ihrer Versicherung, um ihren Zugang zu
Nahrungsmitteln aufrecht zu erhalten. Im Ge-
gensatz dazu hielten die ärmsten zwei Quartile
standhaft an ihrer geringen Anzahl von Tieren
fest. Bis zum Ende der Trockenzeit ging ihr
Viehbestands nur geringfügig zurück. Der
Grund: Ihre Tiere waren eine entscheidende
produktive Ressource zum Pflügen. Das Ergeb-
nis war, dass die Reichen in der Lage waren,
ihren Konsum zu glätten, ohne ihr Produktiv-
vermögen zu ihrem Nachteil anzugreifen, wäh-
rend die Armen gezwungen waren, sich für das
eine oder andere zu entscheiden.35

Auch agropastorale und pastorale Haushal-
te, deren Existenz noch mehr von ihrem Vieh-
bestand abhängt, erleiden während einer Dürre
schwere Vermögensverluste. Wie die Erfahrun-
gen in Äthiopien wiederholt gezeigt haben, zäh-
len wahrscheinlich auch nachteilige Auswir-
kungen auf die Austauschrelationen zu den Fol-
gen, denn die Preise für Vieh fallen drastisch im
Verhältnis zu den Getreidepreisen. 

Ein weiteres Beispiel kommt aus Honduras.
Im Jahr 1998 durchschnitt Hurrikan Mitch das
Land mit einer breiten Spur der Verwüstung.
Um die drastisch zunehmende Armut zu
bewältigen, waren die Armen in diesem Fall

gezwungen, einen sehr viel größeren Anteil
ihres Vermögens zu verkaufen, als die reicheren
Haushalte. Der Klimaschock erschöpfte in die-
sem Fall das Produktivvermögen der Armen
und schaffte so die Bedingungen für eine
zukünftige Zunahme der Ungleichheiten (Kas-
ten 2.5).

Aushöhlung menschlicher Fähigkeiten
Die Medienbilder von menschlichem Leid
durch Klimaschocks erfassen nicht die schäd-
lichen Kompromisse, zu denen die Armen
gezwungen sind. Wenn Dürren, Überschwem-
mungen, Stürme und andere Klimaereignisse
die Produktion unterbrechen, das Einkommen
schmälern und Vermögen aushöhlen, stehen
die Armen vor krassen Entscheidungen. Sie
müssen Einkommensverluste ausgleichen oder
ihre Ausgaben kürzen. Wie auch immer sie sich
entscheiden. Langfristige Kosten sind die Folge
und können die Aussichten auf menschliche
Entwicklung aufs Spiel setzen. Durch die Kom-
promisse, die den Menschen durch Klima-
schocks aufgezwungen werden, verstärken sich
die umfangreicheren Ungleichheiten aufgrund
von Einkommen, Geschlecht und anderen Dis-
paritäten und setzen sich fort. Einige Beispiele:
• Ernährung. Mit sinkender Verfügbarkeit

von Nahrungsmitteln, steigenden Preisen
und sinkenden Beschäftigungsmöglichkei-
ten können Klimaschocks wie Dürren und
Überschwemmungen zu gravierenden Rück-
schritten bei der Ernährung führen. Eine
sich verschlechternde Ernährungssituation
ist der eindrucksvollste Beweis dafür, dass
die Bewältigungsstrategien nicht ausreichen
oder nicht funktionieren. Die Dürre, die
2005 große Teile des östlichen Afrikas traf,
veranschaulicht diesen Punkt. In Kenia
waren dadurch schätzungsweise 3,3 Millio-
nen Menschen in 26 Distrikten der Gefahr
des Hungertodes ausgesetzt. In Kajiado,
dem am schlimmsten betroffenen Bezirk,
vernichteten die kumulierten Wirkungen
zweier schwacher Regenzeiten 2003 und das
Ausbleiben der gesamten Niederschläge
2004 die Produktion fast völlig. Dies galt
insbesondere für den Rückgang der Produk-
tion von Feldfrüchten wie Mais und Boh-
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einen engeren Zusammenhang zwischen
Niederschlagsdefiziten und Todesfällen bei
Mädchen gibt, als zwischen Niederschlags-
defiziten und Todesfällen bei Jungen.37

• Bildung. Das Angebot an Arbeitskräften zu
erhöhen, kann für die ärmsten Haushalte
bedeuten, dass sie ihre Kinder vom Klassen-
zimmer auf den Arbeitsmarkt versetzen.
Selbst in ,normalen‘ Jahren sind arme Haus-
halte oft dazu gezwungen, auf Kinderarbeit
zurückzugreifen, zum Beispiel in der mage-
ren Zeit vor der Ernte. Dürren und Über-
schwemmungen verschärfen diesen Druck.
In Äthiopien und Malawi werden Kinder
routinemäßig aus der Schule genommen,
damit sie Einkommen erzielenden Aktivitä-
ten nachgehen können. In Indien und Ban-

nen, die im Regenfeldbau angebaut werden.
Sowohl die Ernährung der Menschen als
auch ihre Kaufkraft nahm dadurch Scha-
den. Die Gesundheitszentren in dem Bezirk
berichteten, dass die Unterernährung
zunahm. Man stellte fest, dass 30 Prozent
der Kinder, die medizinische Hilfe suchten,
untergewichtig waren, im Vergleich zu sechs
Prozent in normalen Jahren.36 In einigen
Fällen können sich durch die Kompromisse
zwischen Konsum und Überleben die
geschlechtsspezifischen Ungleichheiten bei
der Ernährung verschärfen. In Indien wurde
in Untersuchungen festgestellt, dass in kon-
sumarmen Zeiten und bei steigenden
Lebensmittelpreisen die Ernährung der
Mädchen am meisten leidet, und dass es
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Kasten 2.5 Notverkäufe in Honduras

Mit steigenden Meerestemperaturen wird der Klimawandel inten-

sivere Tropenstürme mit sich bringen. Die zunehmenden Risiken

werden gesellschaftsübergreifend getragen werden. Arme Haushal-

te mit beschränkten Kapazitäten zur Risikobewältigung werden

jedoch am meisten leiden. Mittelamerika wird eine der am

schlimmsten betroffenen Regionen sein. Die Erfahrungen dort

zeigen, wie Stürme Vermögen aushöhlen und die Ungleichheit

verschärfen können.

Im Gegensatz zu Dürren, bei denen sich die Krise langsam, über

Monate entwickelt, haben Stürme unmittelbar Folgen. Als Hurrikan

Mitch im Jahr 1998 Honduras durchschnitt, hatte dies sofortige ver-

heerende Auswirkungen. Daten, die kurz nach dem Hurrikan erho-

ben wurden, zeigten, dass arme ländliche Haushalte 30 bis 40 Pro-

zent ihres Einkommens aus Ernteerträgen verloren hatten. Auf

nationaler Ebene nahm die Armut um acht Prozent zu, von 69 auf

77 Prozent. Haushalte mit niedrigem Einkommen verloren im Durch-

schnitt 15 bis 20 Prozent ihres Produktivvermögens und setzten ihre

Aussichten auf Wiederherstellung ihrer Lebensgrundlagen aufs

Spiel.

Rund 30 Monate nach dem Hurrikan Mitch lieferte eine Haus-

haltserhebung Einsichten in die Strategien zum Management von

Produktivvermögen in einem Umfeld, in dem die Menschen mit Not-

situationen fertig werden müssen. Fast die Hälfte aller Haushalte

berichteten, dass sie Produktivvermögen verloren hätten. Es über-

rascht nicht, dass insbesondere in einem von großer Ungleichvertei-

lung geprägten Land wie Honduras die Schäden mit zunehmendem

Wohlstand zunehmen. Der durchschnittliche Vermögenswert vor dem

Hurrikan Mitch, den das reichste Quartil angab, war elf Mal höher, als

der des ärmsten Quartils. Das ärmste Quartil verlor jedoch rund ein

Drittel seiner Vermögenswerte, das reichste Quartil dagegen nur

sieben Prozent (siehe Tabelle). 

Quelle: Carter et al. 2005; Morris et al. 2001.

Bei den Wiederaufbaubemühungen belief sich die durchschnitt-

liche Hilfe für die reichsten 25 Prozent auf 320 US-Dollar pro Haus-

halt – etwas mehr als doppelt so viel wie für das ärmste Quartil. 

Eine detaillierte Analyse der Wiederherstellung von Produktivver-

mögen nach dem Schock hat die Aufmerksamkeit auf die Art und

Weise gelenkt, wie Hurrikan Mitch die Ungleichverteilung des Vermö-

gens verschärft hat. Die Wachstumsraten der Vermögenswerte im

Laufe der zweieinhalb Jahre nach dem Hurrikan Mitch wurden mit

dem vorhergesagten Trend verglichen, der auf Daten basierte, die vor

dem Hurrikan Mitch erhoben wurden. Dabei stellte sich heraus, dass

zwar die Reichen ebenso wie die Armen ihre Vermögensbasis wieder

aufbauten, die Nettowachstumsrate für das ärmste Quartil aber um

48 Prozent niedriger war als vor dem Hurrikan Mitch vorausgesagt,

während es beim reichsten Quartil nur 14 Prozent waren.

Die zunehmende Ungleichverteilung des Vermögens hat wichtige

Konsequenzen. Honduras ist weltweit eines der Länder mit der größ-

ten Ungleichverteilung, mit einem Gini-Index der Einkommensver-

teilung von 54. Auf die ärmsten 20 Prozent entfallen drei Prozent des

Volkseinkommens. Die Vermögensverluste unter den Ärmsten

werden sich in verringerten Investitionsmöglichkeiten niederschla-

gen, in zunehmenden Anfälligkeiten und in zunehmenden Einkom-

mensungleichheiten in der Zukunft.

Hurrican Mitch hat die Armen 
um ihr Hab und Gut gebracht

Quelle: Carter et al. 2005.

Ärmste 
25%

Zweite
 25%

Dritte 
25%

Reichste
 25%

 Anteil der durch Hurrikan Mitch

 verlorenen Vermögenswerte (in %)
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gladesch arbeiten die Kinder aus armen
Haushalten in der Landwirtschaft mit,
hüten Rinder oder erfüllen in Krisenzeiten
andere Aufgaben im Tausch gegen Nah-
rungsmittel. In Nicaragua stieg nach dem
Hurrikan Mitch in den betroffenen Haus-
halten der Anteil der Kinder, die arbeiten
statt zur Schule zu gehen, von 7,5 auf 15,6
Prozent.38 Nicht nur Länder mit niedrigem
Einkommen sind betroffen. Untersuchun-
gen in Haushalten in Mexiko, die den Zeit-
raum 1998 bis 2000 abdeckten, zeigen, dass
die Kinderarbeit in Folge der Dürre zuge-
nommen hat.

• Gesundheit. Klimaschocks sind eine starke
Bedrohung für die wertvollsten Aktivpos-
ten der Armen – ihre Gesundheit und ihre
Arbeitskraft. Verschlechtert sich die Ernäh-
rungssituation und sinken die Einkommen,
so entsteht daraus eine doppelte Bedro-
hung. Die Anfälligkeit für Krankheiten
nimmt zu und es stehen weniger Mittel für
eine medizinische Behandlung zur Verfügung.
Dürren und Überschwemmungen sind oft
Katalysatoren für ein breites Spektrum an
gesundheitlichen Problemen, unter ande-
rem für zunehmende Durchfallerkrankun-
gen bei Kindern, Cholera, Hautprobleme
und akute Unterernährung. Unterdessen
werden die Kapazitäten, alte Probleme zu
behandeln und neue zu bewältigen, durch
zunehmende Armut eingeschränkt. Für die-
sen Bericht durchgeführte Untersuchungen
zeigen, dass im Zeitraum von 1998 bis 2000
in Zentralmexiko Kinder unter fünf Jahren
leichter Gefahr liefen, krank zu werden,
wenn sie unter einem Wetterschock litten.
Die Wahrscheinlichkeit, krank zu werden,
stieg durch Dürren um 16 Prozent und
durch Überschwemmungen um 41 Pro-
zent.39 Über die Hälfte der Haushalte in
Lesotho und Swaziland berichteten, dass sie
während der Nahrungsmittelkrise im süd-
lichen Afrika 2002 ihre Gesundheitsausga-
ben reduziert hatten.40 Die reduzierte oder
aufgeschobene Behandlung von Krankhei-
ten ist eine aufgezwungene Wahlentschei-
dung, die tödliche Konsequenzen haben
kann.

Erzwungene Kompromisse in Bereichen
wie der Ernährung, Bildung und Gesundheit
haben Folgen, die weit in die Zukunft reichen.
Die Analyse detaillierter Haushaltsbefragungen
in Simbabwe zeigt die Langlebigkeit der mit
Klimaschocks zusammenhängenden Auswir-
kungen auf die menschliche Entwicklung. Die
Forscher wählten eine Gruppe von Kindern aus,
die während einer Reihe von Dürren zwischen
1982 und 1984 ein bis zwei Jahre alt waren und
interviewten sie 13 bis 16 Jahre später. Sie fan-
den heraus, dass durch die Dürre die Kinder im
Durchschnitt 2,3 Zentimeter kleiner waren,
dass der Schulbeginn sich verzögert hatte und
dass dies zu einer Verkürzung der Schulzeit um
0,4 Jahre geführt hat. Die Bildungseinbußen
schlagen sich auf die gesamte Lebenszeit gerech-
net in einem um 14 Prozent niedrigeren
Gesamtverdienst nieder. In Simbabwe waren
die Auswirkungen bei Kindern in den Haushal-
ten am schlimmsten, die wenig Viehbestand
hatten – die wichtigste Selbst-Versicherung zur
Glättung eines schwankenden Konsums.41

Man muss die Ergebnisse eines einzelnen
besonderen Falls mit Vorsicht interpretieren.
Doch die Erfahrungen aus Simbabwe zeigen die
Mechanismen, wie sich Klimaschocks über die
Ernährung, Wachstumsstörungen und Entbeh-
rungen bei der Bildung in langfristige Einbußen
bei der menschlichen Entwicklung übertragen.
Ergebnisse aus anderen Ländern bestätigen,
dass es diese Mechanismen gibt und dass sie
langfristig wirken. Bangladesch wurde 1998
von verheerenden Überschwemmungen getrof-
fen. Die ärmsten Haushalte waren zu Bewälti-
gungsstrategien gezwungen, die zu langfristigen
Einbußen in den Bereichen Gesundheit und
Ernährung führten. Viele Erwachsene leben
heute mit den Folgen der Entbehrungen, unter
denen sie als Kinder unmittelbar nach den Über-
schwemmungen gelitten haben (Kasten 2.6).

Von den Klimaschocks von heute zu
den Entbehrungen von morgen – wie
Fallstricke niedriger menschlicher
Entwicklung funktionieren

Der Gedanke, dass einzelne externe Schocks
dauerhafte Auswirkungen haben können, zeigt,
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gem erkannt, dass es im Leben der Armen
Armutsfallen gibt. Zwar gibt es viele Versionen
von Armutsfallen, doch sie legen tendenziell
den Schwerpunkt auf Einkommen und Investi-
tionen. Bei einigen wird die Armut als das sich
selbst aufrechterhaltende Ergebnis von Kredit-
beschränkungen gesehen, durch die die Investi-
tionsmöglichkeiten der Armen eingeschränkt
werden.42 Andere weisen auf einen sich selbst
verstärkenden Kreis von niedriger Produktivi-
tät, niedrigem Einkommen, geringen Ersparnis-
sen und geringen Investitionen hin, die wieder-
um mit einem schlechten Gesundheitszustand
und begrenzten Bildungsmöglichkeiten zusam-
menhängen, welche wiederum die Möglichkei-
ten einschränken, das Einkommen und die Pro-
duktivität zu erhöhen.43

Wenn es zu einer Klimakatastrophe
kommt, sind einige Haushalte schnell in der
Lage, ihre Existenzgrundlage wieder herzustel-
len und ihr Vermögen wieder neu aufzubauen.
In anderen Haushalten dauert der Wiederher-
stellungsprozess länger. Für einige – insbeson-
dere die ärmsten – ist die Wiederherstellung
ihrer Lebensgrundlagen unter Umständen
überhaupt nicht möglich. Armutsfallen kann
man sich als eine Mindestschwelle für Vermö-
gen oder Einkommen vorstellen, unter der die
Menschen nicht in der Lage sind, Produktivver-
mögen aufzubauen, ihren Kindern Bildung
zukommen zu lassen, ihre Gesundheit und
Ernährung zu verbessern und im Laufe der Zeit
ihr Einkommen zu erhöhen. Die Menschen
oberhalb dieser Schwelle sind in der Lage, Risi-
ken auf eine Art und Weise zu bewältigen, die
nicht zu einer Abwärtsspirale von Armut und
Anfälligkeit führt. Menschen unterhalb dieser
Schwelle sind nicht in der Lage, den kritischen
Punkt zu erreichen, ab dem sie der Anziehungs-
kraft der Armut entkommen können.

Die Analyse der Armutsfalle hat die Auf-
merksamkeit auf die Prozesse gelenkt, durch die
Entbehrungen im Zeitablauf weitergegeben
werden. Gleichzeitig wurde dadurch die Bedeu-
tung der menschlichen Fähigkeiten herunterge-
spielt – einer umfassenderen Reihe von Merk-
malen, die die den Menschen offen stehenden
Wahlmöglichkeiten bestimmen. Sich auf die
Fähigkeiten zu konzentrieren heißt nicht, dass

wie Klimaschocks – und Klimawandel – mit
dem Verhältnis zwischen Risiko und Anfällig-
keit verknüpft sind, das in diesem Kapitel dar-
gelegt wurde. Die direkten und unmittelbaren
Auswirkungen von Dürren, Hurrikans, Über-
schwemmungen und anderen Klimaschocks
können entsetzlich sein. Doch die Nachwir-
kungen stehen im Wechselspiel mit umfassen-
deren Kräften, die die Entwicklung mensch-
licher Fähigkeiten behindern.

Diese Nachwirkungen kann man anhand
der Analogie mit der Armutsfalle verstehen.
Die Wirtschaftswissenschaftler haben seit lan-
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Kasten 2.6 Die Jahrhundertflut in Bangladesch

Überschwemmungen sind ein normaler Bestandteil der Ökologie von Bangladesch.

Mit dem Klimawandel werden ‘außergewöhnliche’ Überschwemmungen wahrschein-

lich ein dauerhaftes Merkmal der Ökologie der Zukunft. Die Erfahrungen, die nach dem

Hochwasser von 1998 – der ‘Jahrhundertflut’ – gemacht wurden, zeigen die Gefahr,

dass zunehmende Überschwemmungen zu langfristigen Rückschlägen bei der

menschlichen Entwicklung führen können.

Die Überschwemmungen von 1998 waren ein Extremereignis. In einem normalen

Jahr steht rund ein Viertel des Landes unter Wasser. Das Hochwasser von 1998 über-

schwemmte bis zu zwei Drittel des Landes. Über 1.000 Menschen starben und 30 Mil-

lionen Menschen wurden obdachlos. Rund zehn Prozent der gesamten Reisernte des

Landes gingen verloren. Da die andauernden Überschwemmungen die Neupflanzung

verhinderten, waren zehn Millionen Haushalte mit einer Ernährungskrise konfrontiert.

Nahrungsmittelimporte in großem Ausmaß und Nahrungsmittelhilfen der Regierung

verhinderten eine humanitäre Katastrophe. Es gelang dadurch jedoch nicht, einige

größere Rückschläge bei der menschlichen Entwicklung abzuwenden. Nach den Über-

schwemmungen verdoppelte sich der Anteil der Kinder, die an Unterernährung litten.

Fünfzehn Monate nach den Überschwemmungen hatten 40 Prozent der Kinder, deren

Ernährungszustand während der Überschwemmungen schlecht gewesen war, noch

immer nicht ihr früheres Ernährungsniveau wiedererlangt. 

Die Haushalte passten sich auf verschiedene Weise der Hochwassersituation an.

Unter anderem verringerten sie ihre Ausgaben, verkauften Vermögensgegenstände und

nahmen mehr Kredite auf. Bei armen Haushalten war die Wahrscheinlichkeit höher, dass

sie sowohl Vermögensgegenstände verkauften als auch Schulden aufnahmen. Fünfzehn

Monate nachdem das Hochwasser zurückgegangen war, betrugen die Schulden der

ärmsten 40 Prozent der Haushalte im Durchschnitt 150 Prozent ihrer monatlichen Aus-

gaben – doppelt so viel wie vor den Überschwemmungen. 

Die Bewältigung der Überschwemmungen von 1998 wird manchmal als eine

Erfolgsgeschichte des Katastrophenmanagements angesehen. Dieser Eindruck stimmt

zum Teil, insofern, als dass ein noch größerer Verlust an Menschenleben abgewendet

wurde. Die Überschwemmungen hatten jedoch langfristige negative Auswirkungen, ins-

besondere auf die Ernährungslage der bereits unterernährten Kinder. Die betroffenen

Kinder werden unter Umständen nie in der Lage sein, sich von den Folgen zu erholen.

Kurzfristig litten die armen Haushalte aufgrund des reduzierten Konsums, aufgrund von

mehr Krankheiten und weil sie mehr Schulden machen mussten – was eine Strategie

war, die ihre Anfälligkeit unter Umständen noch weiter erhöht hat. 

Quelle: : del Ninno and Smith 2003; Mallick et al. 2005



man die Rolle ignorieren sollte, die das Einkom-
men spielt. Ein niedriges Einkommen ist ganz
klar eine wesentliche Ursache menschlicher
Entbehrungen. Ein begrenztes Einkommen ist
jedoch nicht das einzige, was die Entwicklung
von Fähigkeiten behindert. Wenn Menschen
von den Möglichkeiten einer besseren Bildung,
Gesundheit und Ernährung ausgeschlossen
werden, sind dies – was ihre Fähigkeiten angeht
– Ursachen für Entbehrungen. Diese Ursachen
für Entbehrungen hängen wiederum mit man-
gelnden Fortschritten in anderen Bereichen
zusammen, unter anderem damit, dass die
Menschen nicht an Entscheidungsprozessen
teilnehmen können und ihre Menschenrechte
nicht durchsetzen können.

Wie bei den Armutsfallen wirkt eine nied-
rige menschliche Entwicklung dann als Falle,
wenn die Menschen nicht in der Lage sind, die
Grenze zu überschreiten, ab der sie beginnen
können, ihre Fähigkeiten nach und nach immer
mehr zu erweitern. Klimaschocks gehören zu
den vielen externen Faktoren, die solche Fallen
im Zeitablauf festschreiben. Sie wirken mit
anderen Ereignissen zusammen – mit schlechter
Gesundheit, Arbeitslosigkeit, Konflikten und
Marktstörungen. Die sind ebenfalls von Bedeu-
tung, doch Klimaschocks gehören zu den mäch-
tigsten Faktoren, die dafür sorgen, dass niedrige
menschliche Entwicklung eine Falle bleibt.

Für diesen Bericht durchgeführte Unter-
suchungen beweisen, wie die Fallstricke nied-
riger menschlicher Entwicklung wirken. Um
die Auswirkungen von Klimaschocks über das
Leben den Betroffenen hinweg im Zeitablauf
zu verfolgen, haben wir ein ökonometrisches
Modell entwickelt, um Daten von der Mikro-
ebene aus den Haushaltserhebungen zu unter-
suchen (Technische Anmerkungen 2). Wir haben
uns die mit einem bestimmten Klimaschock
zusammenhängenden spezifischen Ergebnisse
für die menschliche Entwicklung angeschaut.
Welchen Unterschied macht es in Bezug auf
den Ernährungszustand von Kindern, wenn sie
während einer Dürre geboren werden? Unter
Verwendung unseres Modells gingen wir in ver-
schiedenen Ländern, in denen wiederholt Dür-
ren auftreten, dieser Frage nach. Die Ergebnis-
se zeigen die schädlichen Auswirkungen der

Dürre auf die Lebenschancen der betroffenen
Kinder:
• In Äthiopien ist es um 36 Prozent wahr-

scheinlicher, dass Kinder unter fünf Jahren
unterernährt sind, und um 41 Prozent
wahrscheinlicher, dass es bei ihnen zu
Wachstumsstörungen kommt, wenn sie in
einem Dürrejahr geboren wurden und von
der Dürre betroffen waren. Dies bedeutet
rund zwei Millionen unterernährte Kinder
zusätzlich. 

• In Kenia erhöht sich für Kinder, die in einer
dürreanfälligen Gegend leben, die Wahr-
scheinlichkeit, dass sie unterernährt sind,
um 50 Prozent. 

• Im Niger ist es um 72 Prozent wahrschein-
licher, dass Kinder im Alter von bis zu zwei
Jahren, die in einem Dürrejahr geboren
wurden und von der Dürre betroffen waren,
Wachstumsstörungen aufweisen. Dies zeigt,
dass sich Dürren schnell in gravierenden
Ernährungsdefiziten niederschlagen.
Diese Ergebnisse haben im Zusammenhang

mit dem Klimawandel wichtige Konsequenzen.
Sie zeigen ganz offensichtlich, dass die Unfähig-
keit armer Haushalte, die gegenwärtigen Klima-
schocks zu bewältigen, bereits eine wichtige
Ursache dafür ist, dass menschliche Fähigkeiten
ausgehöhlt werden. Unterernährung ist kein
Zustand, den man abschüttelt, wenn der Regen
wiederkommt oder wenn das Hochwasser
zurückgeht. Es entsteht dadurch eine Reihe von
Benachteiligungen, die die Kinder ihr ganzes
Leben lang begleiten werden. Bei indischen
Frauen, die in den 1970er Jahren während einer
Dürre oder während Überschwemmungen
geboren wurden, war es um 19 Prozent weniger
wahrscheinlich, dass sie je eine Grundschule
besuchen würden – verglichen mit Frauen im
gleichen Alter, die nicht von Naturkatastro-
phen betroffen waren. Die zusätzlichen Risi-
ken, die mit dem Klimawandel zusammenhän-
gen, haben das Potenzial, diese sich gegenseitig
beeinflussenden Benachteiligungen noch zu
verstärken.

Wir betonen das Wort Potenzial. Nicht jede
Dürre ist der Auftakt für eine Hungersnot,
Unterernährung und Bildungsentzug. Und
nicht jeder Klimaschock gibt Anlass zu Notver-
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kommt, und die die Anfälligkeit reduzieren.
Politische Handlungskonzepte in diesen Berei-
chen können ein günstiges Umfeld für die
menschliche Entwicklung schaffen. Angesichts
des Klimawandels ist die internationale Zusam-
menarbeit im Bereich der Anpassung eine zen-
trale Voraussetzung, um diese Handlungskon-
zepte auszuweiten und den zunehmenden Risi-
ken zu begegnen – ein Thema, auf das wir in
Kapitel 4 zurückkommen werden.

käufen von Vermögen, zu einer langfristig
zunehmenden Anfälligkeit oder zur Ausbrei-
tung von Fallstricken niedriger menschlicher
Entwicklung. Dies ist ein Bereich, in dem staat-
liche Institutionen und politische Handlungs-
konzepte einen Unterschied ausmachen. Die
Regierungen können eine entscheidende Rolle
dabei spielen, Mechanismen zu schaffen, die die
Widerstandskraft erhöhen, die ein Risikomana-
gement unterstützen, das den Armen zugute
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„Voraussagen sind sehr schwierig, insbesonde-
re, wenn sie sich auf die Zukunft beziehen“,
kommentierte der dänische Physiker und
Nobelpreisträger Niels Bohr. Diese Beobach-
tung gilt in besonderem Maße für das Klima.
Zwar sind einzelne Ereignisse unsicher, aber es
können mit dem Klimawandel zusammenhän-
gende Veränderungen der Durchschnittsbedin-
gungen vorausgesagt werden.

Der vierte Sachstandsbericht des zwischen-
staatlichen Ausschusses für Klimaänderungen
(IPCC) liefert eine Reihe von Prognosen für
das Klima der Zukunft, die auf bestmöglichen
Schätzungen beruhen. Diese Prognosen sind
keine Wetterberichte für einzelne Länder. Was
sie bieten ist ein Spektrum an Möglichkeiten
für allgemeine strukturelle Klimaänderungen
mit wichtigen Konsequenzen für die menschli-
che Entwicklung. Im Laufe der kommenden
Jahrzehnte werden die Menschen immer mehr
Ereignissen wie Dürren, Überschwemmungen
und Stürmen ausgesetzt sein. Extreme Wetter-
ereignisse werden häufiger auftreten und an
Intensität zunehmen. Das zeitliche Auftreten
des Monsuns und die Niederschlagsmenge wer-
den unsicherer und weniger vorhersagbar.

In diesem Abschnitt geben wir einen Über-
blick darüber, wie die IPCC-Prognosen mit den
Folgen für die menschliche Entwicklung in
Verbindung stehen.44 Wir legen den Schwer-
punkt auf die ,wahrscheinlichen‘ und ,sehr

wahrscheinlichen‘ Klima-Ergebnisse, die jeweils
als solche Ergebnisse definiert werden, bei
denen die Wahrscheinlichkeit, dass sie eintre-
ten, bei über 66 bzw. 90 Prozent liegt.45 Zwar
beziehen sich diese Ergebnisse nur auf durch-
schnittliche globale und regionale Bedingun-
gen, doch sie helfen neu auftretende Risiko-
quellen und Anfälligkeiten zu identifizieren.

Landwirtschaftliche Produktion 
und Ernährungssicherheit

IPCC-Prognose: Durch zunehmende Nieder-
schläge in höheren Breitengraden und zurück-
gehende Niederschläge in sub-tropischen Brei-
ten setzt sich die gegenwärtige Entwicklung
fort, dass einige Regionen trockener werden.
Im gesamten Afrika südlich der Sahara, in
Ostasien und in Südasien wird die Erwärmung
wahrscheinlich über dem Weltdurchschnitt
liegen. In vielen wasserarmen Regionen ist
damit zu rechnen, dass aufgrund des Klima-
wandels die Verfügbarkeit von Wasser weiter
zurückgeht – durch häufigere Dürren, mehr
Verdunstung und Veränderungen der Nieder-
schlagsmuster und -abflüsse.46

Prognose für die menschliche Entwicklung: Große
Ertragseinbußen in der Landwirtschaft werden
zu mehr Unterernährung führen und die Mög-
lichkeiten reduzieren, die Armut zu vermin-

2.2 Nach vorne schauen – alte Probleme 
und neue Risiken des Klimawandels



dern. Insgesamt wird der Klimawandel das Ein-
kommen anfälliger Bevölkerungsgruppen und
ihre Chancen verringern. Bis 2080 könnte die
Anzahl der Menschen, die zusätzlich vom Hun-
ger bedroht sind, auf 600 Millionen steigen –
doppelt so viele wie heute in Afrika südlich der
Sahara in Armut leben.47

Die globalen Beurteilungen der Auswirkun-
gen des Klimawandels auf die Landwirtschaft
verschleiern sehr große Unterschiede zwischen
einzelnen Ländern und sogar innerhalb einzel-
ner Länder. Allgemein ausgedrückt wird der
Klimawandel die Risiken für die Landwirt-
schaft in Entwicklungsländern erhöhen und die
Produktivität verringern. Im Gegensatz dazu
könnte die Produktion in den entwickelten
Ländern Auftrieb bekommen, so dass die Ver-
teilung der weltweiten Nahrungsmittelproduk-
tion sich verlagern könnte. Es ist wahrschein-
lich, dass die Entwicklungsländer abhängiger
von Importen aus der reichen Welt werden und
dass ihre Bauern im Handel mit Agrarerzeug-
nissen Marktanteile verlieren.48

Die durch den Klimawandel entstehenden
Risikomuster in der Landwirtschaft werden
wichtige Konsequenzen für die menschliche
Entwicklung haben. Rund drei Viertel aller
Menschen weltweit, die mit weniger als einem
US-Dollar pro Tag auskommen müssen, leben
in ländlichen Gebieten. Sie verdienen ihren
Lebensunterhalt als Kleinbauern, als Arbeiter
in der Landwirtschaft oder als Viehhirten.49 Zur
gleichen Gruppe gehören auch die meisten der
800 Millionen Menschen weltweit, die unterer-
nährt sind. Die Auswirkungen des Klimawan-
dels auf die Landwirtschaft werden also wesent-
liche Multiplikatoreffekte haben. Die landwirt-
schaftliche Produktion und Beschäftigung
stützt viele Volkswirtschaften (Tabelle 2.4).
Der Agrarsektor macht in rund 50 Entwick-
lungsländern über ein Drittel der Exporterlöse
aus. Fast die Hälfte der Beschäftigung in der
sich entwickelnden Welt entfällt auf die Land-
wirtschaft.50 Wie die Erfahrungen aus Äthio-
pien zeigen, hängen insbesondere in Afrika süd-
lich der Sahara die wirtschaftlichen Wachs-
tumsraten eng mit den Regenfällen zusammen
(Grafik 2.5). Außerdem wird geschätzt, dass in
Afrika südlich der Sahara jeder US-Dollar, der

in der Landwirtschaft erwirtschaftet wird, bis
zu drei US-Dollar in anderen Sektoren außer-
halb der Landwirtschaft generiert.51

Klimamodellversuche weisen auf sehr große
Veränderungen der Produktionsmuster hin. In
einer Studie wurde der Durchschnitt der Ergeb-
nisse aus sechs solcher Versuche gebildet und es
wurden Veränderungen der potenziellen Erträ-
ge in den 2080er Jahren identifiziert.52 Die
Ergebnisse zeichnen ein beunruhigendes Bild.
Auf globaler Ebene ändert sich das gesamte
landwirtschaftliche Ertragspotenzial durch den
Klimawandel kaum. Der Durchschnitt ver-
schleiert jedoch bedeutende Abweichungen. Bis
zu den 2080er Jahren könnte das Potenzial der
Landwirtschaft in den entwickelten Ländern
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Grafik 2.5 Schwankende Einkommen durch
schwankende Niederschläge in
Äthiopien

Jährliche Niederschläge im
Vergleich zum Mittel 1962-90

BIP-Wachstum

Quelle: World Bank 2006e. 
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Tabelle 2.4     Die Landwirtschaft spielt in den
   Entwicklungsregionen eine wichtige Rolle

Landwirtschaftliche
Wertschöpfung
(in % des BIP)

2005 

Erwerbstätige in der
Landwirtschaft (in %
der erwerbstätigen
 Bevölkerung) 2004

Arabische Staaten 7 29 
Ostasien & Pazifi k 10 58 

Lateinamerika & Karibik 7 18 

Südasien 17 55 

Afrika südlich der Sahara 16 58 

Quelle: Spalte 1: World Bank 2007d, Spalte 2: WIR 2007b. 



um acht Prozent steigen, in erster Linie auf-
grund verlängerter Anbauperioden. In der sich
entwickelnden Welt könnte es dagegen um
neun Prozent zurückgehen. Für Afrika südlich
der Sahara und Lateinamerika werden die größ-
ten Einbußen vorausgesagt (Grafik 2.6). 

Afrika südlich der Sahara – 
eine Region in Gefahr
Als ärmste und am stärksten von Regenfällen
abhängige Region der Welt gibt Afrika südlich
der Sahara Anlass zu besonderer Besorgnis. In
der gesamten Region arbeiten die Landwirte
mit begrenzten Ressourcen in einem fragilen
Umfeld, das selbst auf geringfügige Verschie-
bungen der Temperaturen und Niederschlags-
muster empfindlich reagiert. In Trockengebie-
ten sind anspruchsvolle Systeme des Zwischen-
fruchtanbaus entwickelt worden – zum Beispiel
Mais und Bohnen, Augenbohnen und Sorg-
hum, Hirse und Erdnüsse – um Risiken zu
bewältigen und die Existenzgrundlagen zu sichern.
Der Klimawandel stellt für diese Systeme und
für die Existenzen, die durch diese Systeme ge-
sichert werden, eine unmittelbare Bedrohung
dar.

Ein Teil dieser Bedrohung entsteht durch
die Ausdehnung der dürrenanfälligen Fläche,
wie sie vom Hadley Centre vorausgesagt wird
(Karte 2.1). Es wird vorausgesagt, dass die ariden
und semi-ariden Gebiete sich um 60 bis 90 Mil-
lionen Hektar ausbreiten werden. Der Klima-
wandel hat das Potenzial, bis 2090 in einigen
Regionen extreme Schäden zu verursachen. Mit
besonders akuten Bedrohungen ist das südliche
Afrika konfrontiert. Die Erträge aus dem
Regenfeldbau könnten laut IPCC zwischen
2000 und 2020 um bis zu 50 Prozent sinken.53

Die Landwirtschaft in Trockengebieten
wird durch den Klimawandel einige der
schlimmsten Auswirkungen davontragen. In
einer Studie hat man sich angeschaut, welche
potenziellen Auswirkungen es auf Trockenge-
biete in Afrika südlich der Sahara hat, wenn bis
2060 die Temperaturen um 2,9 Grad Celsius
steigen und zugleich die Niederschlagsmenge
um vier Prozent zurückgeht. Das Ergebnis sind
Einkommenseinbußen pro Hektar in Höhe
von 25 Prozent bis zum Jahr 2060. Nach Preisen

2

K
lim

as
ch

oc
ks

: 
R

is
ik

en
 u

nd
 A

nf
äl

lig
ke

it
en

 in
 e

in
er

 u
ng

le
ic

he
n 

W
el

t

BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2007/2008112

Afrika

Der Klimawandel wird 
der Landwirtschaft der 
Entwicklungsländer schaden

Grafik 2.6
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Quelle: Cline 2007.
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Veränderung des landwirtschaftlichen Produktions-
potenzials (2080er Jahre, in % des Potenzials von 2000)

Austrocknung: Die Dürregebiete in Afrika breiten sich ausKarte 2.1

Quelle:  Met Office 2006.
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Erläuterung: Die auf dieser Karte dargestellten Grenzen und die verwendeten Bezeichnungen kommen keiner offiziellen 
Befürwortung oder Anerkennung seitens der Vereinten Nationen gleich.
Die IPCC-Szenarien (Szenarien des Weltklimarates) beschreiben plausible Zukunftsverläufe von Bevölkerungswachstum, 
Wirtschaftswachstum, technologischem Wandel und den damit verbunden CO2-Emissionen. Bei den A1-Szenarien wird von 
einem starken Wirtschafts- und Bevölkerungswachstum in Verbindung mit einer Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen (A1FI ), 
nichtfossilen Energieträgern (A1T) oder einer Kombination davon (A1B) ausgegangen. Beim A2-Szenario wird ein schwächeres 
Wirtschaftswachstum, ein geringeres Maß an Globalisierung und ein weiterhin hohes Bevölkerungswachstum angenommen. 
Die B1 und B2-Szenarien beinhalten einen gewissen Rückgang der Emissionen aufgrund von höherer Ressourceneffizienz 
und technologischen Verbesserungen (B1) bzw. stärker dezentralen Lösungen (B2).



von 2003 würden die gesamten Einkommens-
einbußen 2060 rund 26 Milliarden US-Dollar
betragen54 – ein Betrag, der die im Jahr 2005
geleistete bilaterale Hilfe für die Region über-
steigt. Allgemeiner gesagt besteht die Gefahr,
dass Perioden mit extrem unsicherer Nahrungs-
mittelversorgung, von denen Länder wie Mala-

wi oft betroffen waren, häufiger auftreten wer-
den (Kasten 2.7).

In vielen Ländern könnte die Produktion
von Agrarerzeugnissen, die für den Verkauf
bestimmt sind, durch den Klimawandel aufs
Spiel gesetzt werden. Steigen die Durch-
schnittstemperaturen um zwei Grad Celsius, so 2
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Kasten 2.7 Klimawandel in Malawi – noch mehr Probleme und noch schlimmere

Die Modelle des Klimawandels zeichnen ein düsteres Bild für Ma-

lawi. Durch die Erderwärmung sollen bis 2050 die Temperaturen um

zwei bis drei Grad Celsius ansteigen. Die Niederschläge und die

Verfügbarkeit von Wasser gehen zurück. Höhere Temperaturen ver-

bunden mit weniger Regen werden sich in einer deutlichen Abnah-

me der Bodenfeuchtigkeit niederschlagen. 90 Prozent der Kleinbau-

ern, die vom Regenfeldbau abhängig sind, werden davon betroffen

sein. Das Produktionspotenzial von Mais wird nach Voraussagen

um über zehn Prozent zurückgehen. Mais ist das wichtigste Anbau-

produkt für die Nahrungsmittelversorgung der Kleinbauern und

macht in einem normalen Jahr drei Viertel der Kalorienversorgung

aus.

Die Folgen für die menschliche Entwicklung lassen sich kaum

übertreiben. Die Auswirkungen des Klimawandels werden ein Land

zusätzlich treffen, das bereits durch große Ungleichheiten gekenn-

zeichnet ist, unter anderem durch eine schlechte Ernährungslage und

eine der schlimmsten HIV/Aids-Krisen der Welt. Fast eine Million Men-

schen leben mit der Krankheit. Es gibt weit verbreitete Armut. Zwei

Drittel der Malawier leben unterhalb der nationalen Armutsgrenze.

Unter den 177 Ländern, für die der HDI berechnet wird, rangiert das

Land auf Platz 164. Die Lebenserwartung ist auf 46 Jahre gesunken.

Die aufeinander folgenden Dürren und Überschwemmungen der

vergangenen Jahre haben deutlich gemacht, welche zusätzlichen

Belastungen der Klimawandel erzeugen könnte. 2001/2002 litt das

Land unter einer der schlimmsten Hungersnöte, an die die Menschen

sich erinnern können. Durch lokal begrenzte Überschwemmungen

ging die Maisernte um ein Drittel zurück. Im mittleren und südlichen

Teil des Landes starben zwischen 500 und 1.000 Menschen während

der Katastrophe oder unmittelbar darauf. Zudem wird geschätzt,

dass bis zu 20.000 Menschen an den indirekten Folgen der Katastro-

phe gestorben sind – der damit zusammenhängenden Unterernäh-

rung und Krankheiten. Als die Maispreise zwischen Dezember 2001

und März 2002 stiegen, nahm im Verwaltungsbezirk Salima die Unter-

ernährung von neun auf 19 Prozent zu.

Die Dürre von 2001/2002 untergrub die Bewältigungsstrategien.

Die Menschen mussten nicht nur ihre Mahlzeiten einschränken, ihre

Kinder aus der Schule nehmen, Haushaltsgegenstände verkaufen

und mehr Gelegenheitsjobs annehmen, sondern sie waren auch

gezwungen, das Saatgut zu verbrauchen, das hätte ausgesät werden

sollen, und Gegenstände ihres Produktivvermögens gegen Nah-

rungsmittel zu tauschen. In der Folge hatten viele Bauern im Jahr

Quelle: Devereux 2002, 2006c; Menon 2007a; Phiri 2006; Republic of Malawi 2006.

2002 kein Saatgut mehr zum aussäen. Im Jahr 2005 wurde das Land

wieder von einer durch Dürre verursachten Krise erfasst. Mehr als 

4,7 Millionen Menschen bei einer Bevölkerung von 12 Millionen litten

unter Nahrungsmittelknappheit. 

Der Klimawandel droht die bereits mächtigen, durch Dürre und

Überschwemmungen verursachten Teufelskreise an Entbehrungen

zu verstärken. Die zunehmenden Risiken werden eine Gesellschaft

treffen, die bereits zutiefst anfällig ist. In einem ‘normalen’ Jahr sind

zwei Drittel aller Haushalte nicht in der Lage, genug Mais anzubauen,

um den Eigenbedarf zu decken. Aufgrund der abnehmenden Boden-

fruchtbarkeit und dem begrenzten Zugang zu Krediten, Düngemitteln

und anderen Produktionsmitteln, ist die Maisproduktion im Laufe der

vergangenen zwei Jahrzehnte von 2,0 Tonnen pro Hektar auf 0,8 Ton-

nen zurückgegangen. Die Produktivitätsverluste aufgrund der gerin-

geren Niederschläge werden eine schlimme Situation noch sehr viel

schlimmer machen.

Abgesehen von den unmittelbaren gesundheitlichen Auswirkun-

gen hat HIV/Aids neue Kategorien anfälliger Gruppen geschaffen.

Dazu gehören Haushalte ohne erwachsene Arbeitskräfte oder Haus-

halte, die von Älteren oder Kindern geführt werden, sowie Haushalte

mit kranken Familienmitgliedern, die nicht in der Lage sind, die Pro-

duktion aufrecht zu erhalten. Die Frauen leiden unter einer dreifachen

Belastung: der landwirtschaftlichen Produktion, der Versorgung der

HIV/Aids-Opfer und -Waisen und dem Wasserholen und Feuerholz-

sammeln. Fast alle von HIV/Aids betroffenen Haushalte, die in einer

Erhebung in der Central Region erfasst wurden, berichteten, dass die

landwirtschaftliche Produktion zurückgegangen sei. Die von HIV/Aids

betroffenen Gruppen werden zu den ersten gehören, die mit den

zunehmenden Risiken fertig werden müssen, die durch den Klima-

wandel entstehen.

Für ein Land wie Malawi kann der Klimawandel potenziell ex-

treme Rückschläge bei der menschlichen Entwicklung verursachen.

Es ist zu erwarten, dass selbst durch den Klimawandel geringfügig

zunehmende Risiken schnell zu Abwärtsspiralen führen werden.

Einigen der Risiken kann man durch bessere Informationen, durch

Infrastruktur zum Hochwassermanagement und durch Maßnahmen

bei Dürren vorbeugen. Die Widerstandsfähigkeit der Gesellschaft

muss gestärkt werden – durch Sozialleistungen, durch Transferleis-

tungen und Sicherheitsnetze, die die Produktivität der anfälligsten

Haushalte erhöhen und sie in die Lage versetzen, Risiken effektiver

zu bewältigen.



aber ungewisse Konsequenzen für die Nieder-
schlagsmuster in allen Teilen der sich entwickeln-
den Welt haben.

Es bestehen große Ungewissheiten in Bezug
auf den ozeanisch–atmosphärischen Zyklus 
El Niño/südliche Oszillation (ENSO), der ein
Drittel des Globus betrifft. Grob gesagt erhöht
El Niño das Dürrerisiko im südlichen Afrika
und großen Gebieten Süd- und Ostasiens und
verstärkt zugleich die Hurrikan-Aktivitäten im
Atlantik. In Untersuchungen in Indien wurden
Zusammenhänge zwischen El Niño und dem
zeitlichen Auftreten des Monsuns nachgewie-
sen, von dem abhängt, ob ganze landwirtschaft-
liche Systeme lebensfähig sind oder nicht.58

Selbst geringe Veränderungen in der Intensität
und Variabilität des Monsuns könnten für die
Ernährungssicherheit in Südasien dramatische
Konsequenzen haben.

Wie bereits erwähnt, können die globalen
Prognosen des Klimawandels wichtige lokale
Auswirkungen verschleiern. Schauen wir uns
Indien an. Einige Prognosen zeigen insgesamt
eine deutliche Zunahme der aggregierten Nie-
derschlagsmenge im Land. Es ist jedoch wahr-
scheinlich, dass in der intensiven Monsunzeit in
den ohnehin schon regenreichen Teilen des
Landes mehr Regen fallen wird (wodurch das
Überschwemmungsrisiko zunimmt), während
andere große Gebiete weniger Niederschläge
abbekommen werden. Dazu gehören die dürre-
anfälligen Gebiete in Andhra Pradesh, Gujarat,
Madhya Pradesh und Rajasthan. Auf der
Mikroebene durchgeführte Klimauntersuchun-
gen für Andhra Pradesh zeigen, dass die Tempe-
raturen bis 2050 um 3,5 Grad Celsius steigen
werden, was zu einem Rückgang der Erträge
wasserintensiver Anbauprodukte wie Reis um
acht bis neun Prozent führen wird.59

Durch derart hohe Einbußen würde die
Anfälligkeit der ländlichen Existenzgrundlagen
noch stärker zunehmen. Durch sinkende Pro-
duktionsmengen würde sich die Nahrungsmit-
telmenge verringern, die die Haushalte für
ihren eigenen Konsum anbauen, das Angebot
für den lokalen Markt würde zurückgehen und
es gäbe weniger Beschäftigungsmöglichkeiten.
Dies ist ein weiterer Bereich, in dem Erfahrun-
gen aus der Vergangenheit ein Licht auf

wird vorausgesagt, dass die Landfläche, die in
Uganda für den Kaffeeanbau zur Verfügung
steht, schrumpfen wird.55 Der Kaffeeanbau ist
ein Sektor, der einen großen Teil des Barein-
kommens in ländlichen Gegenden ausmacht
und unter den Exporterlösen prominent auf-
taucht. In einigen Fällen führen die Modellver-
suche zu optimistischen Ergebnissen, die zu
Pessimismus Anlass gebende Entwicklungen
verschleiern. In Kenia wäre es zum Beispiel
möglich, den Teeanbau aufrecht zu erhalten –
jedoch nicht an den gegenwärtigen Standorten.
Der Anbau am Mount Kenia müsste an höher
gelegene Hänge verlagert werden, die derzeit
von Wäldern bedeckt sind. Das deutet darauf
hin, dass das Aufrechterhalten der Produktion
in logischer Folge Umweltschäden mit sich
bringen könnte.56

Ein Klimawandel in dem Ausmaß, wie es für
Afrika südlich der Sahara vorausgesagt wird,
wird Konsequenzen haben, die weit über die
Landwirtschaft hinausgehen. In einigen Län-
dern besteht die sehr reale Gefahr, dass die ver-
änderten Klimamuster zu Konflikten führen
werden. Zum Beispiel deuten die Klimamodelle
für Nord-Kordofan im Sudan an, dass die Tem-
peraturen zwischen 2030 und 2060 um 1,5 Grad
Celsius steigen und die Niederschläge um fünf
Prozent zurückgehen werden. Zu den mög-
lichen Auswirkungen auf die Landwirtschaft
gehört ein Rückgang der Sorghum-Erträge um
70 Prozent – vor dem Hintergrund eines lang-
fristigen Rückgangs der Niederschlagsmengen
in Verbindung mit der Überweidung. In eini-
gen Regionen des Sudan sind im Laufe der ver-
gangenen vierzig Jahre die Wüsten um 
100 Kilometer vorgerückt. Das Wechselspiel
des Klimawandels mit der fortschreitenden
Umweltzerstörung kann potenziell eine ganze
Reihe von Konflikten verschärfen. Dadurch
werden die Bemühungen untergraben, langfris-
tig eine Basis für Frieden und menschliche
Sicherheit zu schaffen.57

Die umfangreicheren Bedrohungen
Diese extremen Bedrohungen in Afrika südlich
der Sahara sollten nicht von den umfangreiche-
ren Gefahren für die menschliche Entwicklung
ablenken. Der Klimawandel wird bedeutende,
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zukünftige Bedrohungen werfen können. In
einer Erhebung in acht Distrikten in Trocken-
gebieten des Bundesstaates Andhra Pradesh
wurde herausgefunden, dass Dürren im Durch-
schnitt alle drei bis vier Jahre auftreten und zu
Ertragseinbußen von fünf bis zehn Prozent füh-
ren. Dies reicht aus, um viele Bauern unter die
Armutsgrenze zu drücken. Modelle zur Berech-
nung des Einkommens der indischen Bauern
insgesamt legen nahe, dass ein Temperaturan-
stieg um zwei bis 3,5 Grad Celsius bei den Bau-
ern zu Nettoertragseinbußen in Höhe von
neun bis 25 Prozent führen könnte.60

Die Konsequenzen aus dieser Prognose soll-
ten nicht unterschätzt werden. Indien ist zwar
eine Volkswirtschaft mit hohem Wachstum,
doch die Vorteile aus diesem Wachstum wur-
den ungleich verteilt und es gibt großen Nach-
holbedarf bei der menschlichen Entwicklung.
Rund 28 Prozent der Bevölkerung, etwa 320 Mil-
lionen Menschen, leben unterhalb der Armuts-
grenze. Drei Viertel der Armen leben in ländli-
chen Gebieten. Die Arbeitslosigkeit unter den
Landarbeitern, einer der ärmsten Gruppen,
nimmt zu. Fast 50 Prozent der Kinder auf dem
Land sind für ihr Alter untergewichtig.61 Kom-
men zu diesem großen Defizit bei der mensch-
lichen Entwicklung auch noch die zunehmen-
den Risiken des Klimawandels hinzu, so würde
dadurch das Ziel des ,inklusiven Wachstums‘
aufs Spiel gesetzt, das im elften Fünfjahresplan
Indiens ausführlich dargelegt ist.

Die Prognosen für andere südasiatische
Länder sind nicht viel ermutigender:
• Aus Klimaszenarien für Bangladesch geht

hervor, dass ein Temperaturanstieg um vier
Grad Celsius die Reisernte um 30 Prozent
und die Weizenernte um 50 Prozent verrin-
gern könnte.62

• In Pakistan simulieren die Klimamodelle
für die Landwirtschaft Ertragseinbußen von
sechs bis neun Prozent für Weizen, wenn
die Temperaturen um ein Grad Celsius
ansteigen.63

Nationale Prognosen für den Klimawandel
in anderen Regionen bestätigen, dass es poten-
ziell große wirtschaftliche Einbußen geben wird
und die Lebensgrundlagen geschädigt werden.
In Indonesien zeigen Klimamodelle zur Simula-

tion der Auswirkungen von Temperaturände-
rungen, Bodenfeuchtigkeit und Niederschlägen
auf die landwirtschaftliche Produktivität eine
breite Streuung der Ergebnisse. Danach fallen
die Reiserträge um vier Prozent und die Maiser-
träge um 50 Prozent. Die Verluste werden in
Küstengebieten besonders ausgeprägt sein, wo die
Landwirtschaft für eindringendes Salzwasser
anfällig ist.64

In Lateinamerika ist die kleinbäuerliche
Landwirtschaft besonders anfällig, zum Teil
aufgrund des begrenzten Zugangs zu Bewässe-
rungsmöglichkeiten und zum Teil weil der
Mais – ein Grundnahrungsmittel in großen
Teilen der Region – sehr klimaempfindlich ist.
Es gibt erhebliche Unsicherheiten in den Klima-
modellprojektionen der Ernteerträge. Aktuelle
Modelle lassen jedoch die folgenden Ergebnisse
plausibel erscheinen:
• Die Einbußen der Kleinbauern bei der Mais-

ernte liegen im regionalen Durchschnitt bei
rund zehn Prozent, in Brasilien jedoch bei
25 Prozent.65

• Die Einbußen bei Mais, der im Regenfeld-
bau angebaut wird, werden noch sehr viel
höher sein als in der Bewässerungslandwirt-
schaft. Einige Modelle sagen für Mexiko
Einbußen von bis zu 60 Prozent voraus.66

• Es kommt zu zunehmender Bodenerosion
und Desertifikation aufgrund höherer
Regenmengen und höherer Temperaturen
im südlichen Argentinien. Schwere Nieder-
schläge und mehr Überschwemmungen
schädigen die Sojaernte in den zentralen
feuchten Pampas.67

Mit dem Klimawandel zusammenhängende
Veränderungen der landwirtschaftlichen Pro-
duktion werden in Lateinamerika wichtige
Konsequenzen für die menschliche Entwick-
lung haben. Zwar hat die Landwirtschaft an 
der regionalen Beschäftigung und am Brutto-
inlandsprodukt immer weniger Anteil, doch sie
bleibt dennoch die Lebensgrundlage für einen
großen Teil der Armen. In Mexiko sind zum
Beispiel rund zwei Millionen Bauern mit nied-
rigem Einkommen vom Mais abhängig, der im
Regenfeldbau angebaut wird. Für die Bauern in
den ,Armutsgürtel‘-Staaten wie Chiapas im
südlichen Mexiko ist Mais ist das wichtigste
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Wasser ist eine Quelle des Lebens und der
Existenz. Wie wir im Bericht über die mensch-
liche Entwicklung 2006 gezeigt haben, ist Was-
ser von zentraler Bedeutung für die Gesundheit
und das Wohlergehen der Haushalte und ein
wesentlicher Produktionsfaktor in der Land-
wirtschaft und für andere produktive Tätig-
keiten. Der sichere und nachhaltige Zugang zu
Wasser – eine sichere Wasserversorgung im
weitesten Sinne – ist eine Voraussetzung für
menschliche Entwicklung. 

Der Klimawandel kommt zu den anderen
Belastungen der Wassersysteme noch hinzu.
Die Einzugsgebiete vieler Flüsse und andere
Wasserquellen werden bereits auf nicht nach-
haltige Weise ausgebeutet. Heute leben rund
1,4 Milliarden Menschen in ,geschlossenen‘
Einzugsgebieten von Flüssen, wo der Wasser-
verbrauch die Abflussmenge übersteigt. Dies
führt zu schwerwiegenden ökologischen Schä-
den. Zu den Symptomen der Wasserknappheit
gehören das Umkippen von Flusssystemen im
Norden Chinas, der rasch fallende Grundwas-
serspiegel in Südasien und im Nahen Osten
sowie die wachsenden Konflikte um den Zu-
gang zu Wasser.

Der gefährliche Klimawandel wird viele die-
ser Symptome noch verstärken. Im Laufe des
21. Jahrhunderts könnten sich durch den Klima-
wandel die Wasserströme verändern, die die
ökologischen Systeme, die bewässerte Land-
wirtschaft und die Wasserversorgung der Haus-
halte aufrechterhalten. In einer Welt, die
bereits zunehmenden Belastungen der Wasser-
ressourcen ausgesetzt ist, könnte der Klima-
wandel dazu führen, dass bis zum Jahr 2080
rund 1,8 Milliarden Menschen zusätzlich in
Gebieten mit Wasserknappheit leben – definiert
durch eine Schwelle von 1.000 Kubikmetern
pro Kopf pro Jahr.68

Szenarien für den Nahen Osten, eine der
Regionen mit der größten Wasserknappheit
weltweit, deuten darauf hin, dass die Belastun-
gen zunehmen werden. In neun von vierzehn
Ländern in der Region liegt die im Durch-
schnitt pro Kopf verfügbare Wassermenge
bereits unter der Schwelle für Wasserknapp-
heit. Geringere Niederschläge werden für Ägyp-
ten, Israel, Jordanien, den Libanon und Paläs-

Grundnahrungsmittel. Die Produktivität in
diesen Staaten liegt gegenwärtig bei rund einem
Drittel dessen, was durch kommerzielle Bewäs-
serungswirtschaft erreicht wird. Dies beein-
trächtigt die Anstrengungen zur Verringerung
der Armut. Die mit dem Klimawandel zusam-
menhängenden Produktivitätseinbußen wer-
den die Ungleichheiten zwischen den Bauern,
die Regenfeldbau betreiben, und denen, die
kommerziell anbauen, verschärfen. Es werden
Existenzgrundlagen untergraben und es entste-
hen zusätzliche Belastungen, die die Menschen
zur Migration zwingen.

Wasserversorgungssicherheit 
und Wasserknappheit 

IPCC-Prognose: Die sich verändernden Klima-
muster werden bedeutende Auswirkungen auf
die Verfügbarkeit von Wasser haben. Es ist sehr
wahrscheinlich, dass die Gletscher und Schnee-
decken in den Bergen weiter schrumpfen wer-
den. Mit steigenden Temperaturen, Verände-
rungen der Abflussmuster und zunehmender
Wasserverdunstung wird der Klimawandel
deutliche Auswirkungen auf die Verteilung des
Wassers auf der Welt haben – und auf die zeit-
liche Verteilung der Wasserströme.
Prognose für die menschliche Entwicklung: Gro-
ße Gebiete in den Entwicklungsländern sind
von zunehmender Wasserknappheit bedroht.
Die Wasserströme für menschliche Siedlungen
und die Landwirtschaft werden wahrscheinlich
zurückgehen, was in Gebieten mit Wasser-
knappheit zu einer weiteren akuten Belastung
führen wird. Das Schmelzen der Gletscher ver-
ursacht besondere Gefahren für die mensch-
liche Entwicklung. Im Laufe des 21. Jahrhun-
derts werden die Wasservorräte, die in Glet-
schern und Schneedecken gespeichert sind,
abnehmen, was enorme Risiken für die Land-
wirtschaft, die Umwelt und menschliche Sied-
lungen darstellt. Die Wasserknappheit wird
sich als eine der Fallen niedriger menschlicher
Entwicklung deutlich bemerkbar machen. Sie
wird die ökologischen Ressourcen aushöhlen,
von denen die Armen abhängig sind, und die
Beschäftigungs- und Produktionsmöglichkei-
ten beschränken.
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tina prognostiziert. Unterdessen werden anstei-
gende Temperaturen und strukturelle Verände-
rungen der Abflüsse den Wasserstrom der Flüs-
se beeinflussen, von denen die Länder in der
Region abhängig sind. Dies sind einige der Er-
gebnisse, die sich aus den Klimamodellversuchen
für einzelne Länder ergeben:
• Für den Libanon wird prognostiziert, dass

ein Anstieg der Temperaturen um 1,2 Grad
Celsius die Wasserverfügbarkeit um 15 Pro-
zent verringern wird, weil es zu strukturel-
len Veränderungen der Abflüsse und zu
Verdunstung kommt.69

• In Nordafrika könnten selbst geringfügige
Temperaturerhöhungen die Verfügbarkeit
von Wasser dramatisch verändern. Zum
Beispiel könnten sich durch eine Erhöhung
um ein Grad Celsius die Wasserabflüsse aus
dem Ouergha-Einzugsgebiet in Marokko
bis 2020 um zehn Prozent verringern.
Wenn das Gleiche auch für andere Einzugs-
gebiete gilt, so würde das Ergebnis jährlich
dem Verlust einer Wassermenge entspre-
chen, wie sie durch einen großen Staudamm
zurückgehalten wird.70

• Prognosen für Syrien weisen auf einen sehr
viel tiefer greifenden Rückgang hin, nämlich
auf eine 50-prozentige Verringerung der
verfügbaren erneuerbaren Wasserressour-
cen bis 2025 (ausgehend von dem Niveau
von 1997).71

Die Klimawandelsszenarien in Bezug auf
die Wassersituation im Nahen Osten können
nicht isoliert betrachtet werden. Das rasche
Bevölkerungswachstum, die industrielle Ent-
wicklung, die Urbanisierung und der Wasserbe-
darf für Bewässerungszwecke zur Ernährung
einer wachsenden Bevölkerung üben bereits
einen enormen Druck auf die Wasserressour-
cen aus. Die zunehmenden Auswirkungen des
Klimawandels werden zu den Belastungen
innerhalb einzelner Länder zusätzlich beitragen
und potenziell Anlass für Spannungen um
Wasser geben, das zwischen einzelnen Ländern
fließt. Der Zugang zum Wasser des Jordan,
grenzüberschreitende Wasseradern und der Nil
könnten zu Brennpunkten politischer Span-
nungen werden, wenn die Wasser-Management-
systeme nicht gestärkt werden.

Gletscher auf dem Rückzug
Die Gletscherschmelze bedroht mehr als 40 Pro-
zent der Weltbevölkerung.72 Wann und in wel-
chem Umfang sich diese Bedrohung genau nie-
derschlagen wird, bleibt ungewiss, sie liegt
jedoch nicht in weiter Ferne. Die Gletscher
schmelzen bereits immer schneller. Es ist
unwahrscheinlich, dass dieser Trend im Laufe
der kommenden zwei bis drei Jahrzehnte umge-
kehrt werden kann, selbst wenn rasch vorbeu-
gende Maßnahmen ergriffen werden. Die Klima-
wandelsszenarien deuten darauf hin, dass sich
die Abflüsse kurzfristig erhöhen werden, gefolgt
von einer langfristigen Austrocknung.

Die Tausende von Gletschern entlang der
sich über 2.400 Kilometer erstreckenden
Gebirgskette des Himalaya befinden sich im
Epizentrum einer sich entwickelnden Krise.
Diese Gletscher stellen riesige Wasserspeicher
dar. Sie binden Wasser in Form von Eis und
Schnee, lagern es im Winter ein und setzen es
im Sommer frei. Die Abflüsse erhalten Flusssys-
teme, die die Lebensadern riesiger ökologischer
und landwirtschaftlicher Systeme darstellen.

Himalaya ist ein Wort aus dem Sanskrit,
dass als ,Wohnstätte des Schnees‘ übersetzt
wird. Heute schrumpft die Gletscher-Wohn-
stätte, die größte Eismasse außerhalb der Polar-
kappen, um zehn bis 15 Meter pro Jahr.73 Es
gibt Hinweise darauf, dass die Schmelzge-
schwindigkeit ungleichmäßig ist. Doch es ist
eindeutig, in welche Richtung die Veränderun-
gen gehen.

Wenn die Gletscher im derzeitigen Tempo
weiter schmelzen, werden bis 2060 zwei Drittel
der chinesischen Gletscher – einschließlich der
Gletscher des Tien Shan-Gebirges – geschmol-
zen sein, und bis 2100 werden sie ganz ver-
schwunden sein.74 Der Gangotri-Gletscher,
einer der Hauptwasservorräte für 500 Millio-
nen Menschen, die am Ganges leben, schrumpft
um 23 Meter pro Jahr. In einer aktuellen 
Studie, in der Satellitenbilder verwendet und
466 Gletscher erfasst wurden, fand die indische
Raumfahrtbehörde heraus, dass die Gletscher
um 20 Prozent geschrumpft waren. Die Glet-
scher der Qinghai–Tibet-Hochebene sind ein
Barometer der globalen Klimabedingungen
und Quelle des Gelben Flusses und des Yangt-
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• In Zentralasien könnten die Verluste von
Schmelzwasser in die Flüsse Amudarja und
Syrdarja die Menge des Wassers einschrän-
ken, das nach Usbekistan und Kasachstan
fließt und dort der Bewässerung dient. 
In Kirgisistan könnten die Pläne zur 
Entwicklung der Wasserkraft vereitelt
werden.
Was die Gletscherschmelze angeht, werden

die Klimawandelszenarien mit bereits beste-
henden gravierenden ökologischen Problemen
zusammenwirken und Druck auf die Wasser-
ressourcen ausüben. In Indien verursacht die
Konkurrenz zwischen der Industrie und der
Landwirtschaft Spannungen um die Wasser-
allokation zwischen einzelnen Bundesstaaten.
Die verringerten Gletscherabflüsse werden die-
se Spannungen verschärfen. Nordchina ist bereits
eine der Regionen mit der größten Wasser-
knappheit weltweit. In Teilen des Einzugsge-
bietes des Huai, des Hai und des Gelben Flusses
Huang (der ,3-H-Flüsse‘) beträgt die Wasser-
entnahme derzeit 140 Prozent des erneuer-
baren Angebots – eine Tatsache, die erklärt,
warum die großen Flusssysteme schnell
schrumpfen und der Grundwasserspiegel fällt.
Mittelfristig wird sich diese Knappheit durch
die strukturellen Veränderungen der Gletscher-
schmelze noch verschärfen. In einem Gebiet, in
dem rund die Hälfte der 128 Millionen länd-
lichen Armen in China lebt, in dem sich rund
40 Prozent der landwirtschaftlichen Anbaufläche
des Landes befinden und in der ein Drittel des
Bruttoinlandproduktes erwirtschaftet wird, hat
dies gravierende Folgen für die menschliche
Entwicklung (Kasten 2.8).78

Auch die Gletscher 
in den Tropen schrumpfen
Die Gletscher in den Tropen schrumpfen noch
schneller als im Himalaya. In der Lebenszeit
eines Gletschers stellt ein Vierteljahrhundert
nur ein Augenzwinkern dar. Doch in den ver-
gangenen 25 Jahren haben sich einige Glet-
schersysteme in den Tropen grundlegend ver-
ändert. Ihr unmittelbar bevorstehendes Ver-
schwinden kann verheerende Folgen für das
wirtschaftliche Wachstum und die menschliche
Entwicklung haben.

se. Sie schmelzen um sieben Prozent pro Jahr.75

Mit jedem Klimawandelsszenario, das über die
gefährliche Klimawandelsschwelle von zwei
Grad Celsius hinausgeht, wird sich die Glet-
scherschmelze beschleunigen. 

Die beschleunigte Gletscherschmelze
bringt einige akute Risiken für die mensch-
liche Entwicklung mit sich. Lawinen und
Überschwemmungen stellen für dicht besie-
delte Bergregionen besondere Gefahren dar.
Eines der Länder, in denen die Risiken heute
besonders gravierend sind, ist Nepal. Dort
gehen die Gletscher um mehrere Meter pro
Jahr zurück. Die Seen, die sich aus dem Wasser
der schmelzenden Gletscher bilden, wachsen
mit besorgniserregender Geschwindigkeit. Ein
klassisches Beispiel ist der Tsho Rolpa See, der
in den vergangenen 50 Jahren um mehr als das
Siebenfache gewachsen ist. In einer umfassen-
den Untersuchung, die im Jahr 2001 abge-
schlossen wurde, wurden 20 Gletscherseen
identifiziert, die potenziell über die Ufer tre-
ten könnten. Wenn nicht dringend gehandelt
wird, kann dies katastrophale Folgen für die
Menschen, die Landwirtschaft und die Infra-
struktur zur Energiegewinnung aus Wasser-
kraft haben.76

Wenn die Wasserbanken der Gletscher
erschöpft sind, werden die Wasserabflüsse
abnehmen. Sieben der größten Flusssysteme
Asiens – Brahmaputra, Ganges, He, Huang,
Indus, Mekong, Salween und Yangtse – werden
betroffen sein. Diese Flusssysteme liefern Was-
ser für über zwei Milliarden Menschen und
sichern ihre Nahrungsmittelversorgung.77

• Die Abflüsse des Indus, der zu fast 90 Pro-
zent aus den oben Einzugsgebieten in den
Bergen gespeist wird, könnten bis 2080 um
bis zu 70 Prozent zurückgehen.

• Der Ganges könnte zwei Drittel seiner zwi-
schen Juli und September üblichen Wasser-
menge verlieren. Das könnte zu Wasser-
mangel bei über 500 Millionen Menschen
und auf einem Drittel der bewässerten
Landfläche Indiens führen. 

• Prognosen für den Brahmaputra deuten
darauf hin, dass sich die Wasserabflüsse bis
2050 um 14 bis 20 Prozent verringern
könnten.
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Geologische Untersuchungen geben Hin-
weise darauf, dass die Gletscher in Lateinamerika
mit zunehmender Geschwindigkeit schrump-
fen. In den tropischen Anden nehmen die Glet-
scher eine Fläche von 2.500 Quadratkilometern
ein. 70 Prozent davon befinden sich in Peru
und 20 Prozent in Bolivien. Der Rest entfällt
auf Kolumbien und Ecuador. Es wird geschätzt,
dass seit Anfang der 1970er Jahre die Oberflä-
che der Gletscher in Peru um 20 bis 30 Prozent
zurückgegangen ist. Die Quelcayya Eiskappe in

der riesigen Gebirgskette der Cordillera Blanca
hat fast ein Drittel ihrer Fläche verloren. Einige
der kleineren Gletscher in Bolivien sind bereits
ganz verschwunden (Grafik 2.7). In Untersu-
chungen der Weltbank wird vorausgesagt, dass
viele der niedriger gelegenen Gletscher in den
Anden sich innerhalb von zehn Jahren nur
noch in den Geschichtsbüchern finden wer-
den.79

Eine unmittelbare Gefahr besteht darin,
dass das schmelzende Eis dazu führen wird, dass
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Kasten 2.8 Klimawandel und die chinesische Wasserkrise

Im Laufe der vergangenen beiden Jahrzehnte hat sich China zur Pro-

duktionswerkstätte der Welt entwickelt. Das rasche wirtschaftliche

Wachstum geht Hand in Hand mit einem starken Rückgang der Armut

und der Verbesserung der Indikatoren menschlicher Entwicklung.

Dennoch ist China für den Klimawandel in hohem Maße anfällig.

Es wird vorausgesagt, dass bis zum Jahr 2020 die Durchschnitts-

temperaturen in China zwischen 1,1 und zwei Grad Celsius über dem

Niveau von 1961–1990 liegen werden. In einem riesigen Land wie Chi-

na, das mehrere Klimazonen umfasst, werden die Auswirkungen unter-

schiedlich und komplex sein. In einer nationalen Studie über den Kli-

mawandel wird vorhergesagt, dass es mehr Dürren geben wird, dass

die Wüsten sich ausbreiten werden und dass weniger Wasser zur Ver-

fügung stehen wird. Die Projektionen für die Landwirtschaft deuten an,

dass die Produktion von Reis, Mais und Weizen aufgrund klimabeding-

ter Faktoren bis 2030 um zehn Prozent und innerhalb der zweiten Hälf-

te des Jahrhunderts um bis zu 37 Prozent zurückgehen könnte.

Wie in anderen Ländern auch, wird der Klimawandel in China mit

bereits bestehenden Belastungen zusammenwirken. Die Flusssyste-

me im nördlichen China zeigen deutlich die ökologischen Belastun-

gen, die durch rasches Wirtschaftswachstum entstehen. Die Einzugs-

gebiete des Hai, des Huai und des Huang (des Gelben Flusses) – der

3-H-Flüsse – versorgen knapp die Hälfte der chinesischen Bevölke-

rung mit Wasser. Mit der wachsenden Nachfrage der Wirtschaft, der

städtischen Zentren und der Landwirtschaft wird aus diesen Fluss-

systemen doppelt so viel Wasser entnommen, wie sich erneuert. Das

Ergebnis: Flüsse, die das Meer nicht mehr erreichen und sinkende

Grundwasserspiegel. 

Jede Verringerung des durch das 3-H-Flusssystem fließenden Was-

sers könnte aus einer ökologischen Krise rasch eine totale soziale und

wirtschaftliche Katastrophe machen. Rund ein Drittel des chinesischen

Bruttoinlandsproduktes und auch ein großer Teil der Getreideprodukti-

on stammt aus diesem Flusssystem. Jeder zweite der ländlichen Armen

lebt hier – die meisten von ihnen sind direkt von der Landwirtschaft

abhängig. Wenn sich die klimabedingten Auswirkungen von Dürren,

steigenden Temperaturen und verringerten Wasserabflüssen bemerk-

bar machen, besteht eine offensichtliche Gefahr darin, dass die Kosten

der Anpassung in erster Linie durch die Armen getragen werden. 

Quelle: Cai 2006; O’Brien 2007; People’s Republic of China 2007; Shen and Liang 2003.

Im westlichen China sind ganze ökologische Systeme bedroht.

Der bis 2050 vorhergesagte Temperaturanstieg für diese Region liegt

bei ein bis 2,5 Grad Celsius. Die Qinghai–Tibet-Hochebene deckt

eine Landfläche der Größe Westeuropas ab und es gibt dort mehr als

45.000 Gletscher. Diese Gletscher gehen jährlich um dramatische

131,4 Quadratkilometer zurück. Wenn dieser Trend sich fortsetzt,

werden die meisten bis Ende des Jahrhunderts ganz verschwinden.

Was mit den Gletschern in China geschieht, stellt eine nationale

ökologische Sicherheitskrise erster Ordnung dar. Kurzfristig zuneh-

mende Wasserabflüsse von schmelzendem Eis werden wahrschein-

lich zu mehr Überschwemmungen führen. Langfristig wird der Rück-

gang der Gletscher die in den Bergen lebenden Gemeinschaften ihres

Wassers berauben und die Umwelt großer Landstriche Chinas völlig

verändern. Die Desertifikation wird schneller zunehmen, wenn stei-

gende Temperaturen und nicht nachhaltige Landnutzungspraktiken

die Bodenerosion weiter beschleunigen. Ereignisse wie die 13 größ-

ten Sandstürme, die 2005 erfasst wurden, werden häufiger auftreten.

Einer dieser Sandstürme lud in Peking 330.000 Tonnen Sand ab.

Gleichzeitig werden die Flüsse in den Yangtse, den Gelben Fluss und

andere Flüsse, die auf der Qinghai–Tibet-Hochebene entspringen,

zurückgehen, was zu den Belastungen der auf Wasser basierenden

ökologischen Systeme zusätzlich beitragen wird.

Es ist nicht nur die ländliche Umwelt, die leiden wird. Die Stadt

Shanghai ist besonders anfällig für klimabedingte Gefahren. Die Stadt

liegt an der Yangtse-Mündung, nur vier Meter über dem Meeresspie-

gel und ist mit akuten Überschwemmungsrisiken konfrontiert. Som-

mertaifune, Sturmfluten und übermäßige Wasserabflüsse der Flüsse

tragen zu extremen Überschwemmungen bei.

Alle 18 Millionen Bewohner Shanghais sind Hochwassergefahren

ausgesetzt. Der Anstieg des Meeresspiegels und zunehmende

Sturmfluten haben die Küstenstadt auf die Gefahrenliste gesetzt. Die

Anfälligkeit konzentriert sich jedoch stark auf die schätzungsweise

drei Millionen temporären Bewohner, die aus ländlichen Gebieten

zugewandert sind. Diese Menschen leben in provisorischen Lagern

rund um die Baustellen oder in hochwassergefährdeten Gebieten und

haben nur begrenzte Rechte und Ansprüche. Sie sind in hohem Maße

Risiken ausgesetzt und gleichzeitig extrem anfällig.



die Wassermenge rapide abnehmen wird, insbe-
sondere in der Trockenzeit.

Dies ist ein besonderes Problem in Peru.
Die Bevölkerung in den trockenen Küstenge-
bieten, einschließlich der Hauptstadt Lima, ist
von der Wasserversorgung durch die Schnee-
schmelze in den Anden auf entscheidende Weise
abhängig. In einem Land, dass bereits damit
kämpft, für seine städtische Bevölkerung die
Grundversorgung mit Wasser zu gewährleisten,
stellt die Gletscherschmelze eine real drohende
Gefahr für die menschliche Entwicklung dar
(Kasten 2.9).

Anstieg des Meeresspiegels 
und Bedrohung durch extreme 
Wetterrisiken

IPCC-Prognose: Es ist wahrscheinlich, dass mit
der Erwärmung der Ozeane tropische Wirbel-
stürme – Taifune und Hurrikans – an Intensität
zunehmen, dass ihre Spitzengeschwindigkeiten
steigen und es zu schwereren Niederschlägen
kommt. Alle Taifune und Hurrikans werden
durch Energie angetrieben, die aus den Meeren
freigesetzt wird – und das Energieniveau wird
zunehmen. In einer Studie wurde herausgefun-
den, dass sich im Laufe der vergangenen drei
Jahrzehnte die Windenergie der tropischen
Wirbelstürme verdoppelt hat.81 Der Meeres-
spiegel wird weiter steigen, auch wenn ungewiss
ist, wie weit. Die Ozeane haben über 80 Prozent
der zusätzlichen Hitze absorbiert, die durch die
Erderwärmung generiert wird, und sie halten
die Erde in einem kontinuierlichen Erwär-
mungsprozess gefangen.82 Dürren und Über-
schwemmungen werden häufiger und in größe-
ren Teilen der Welt vorkommen.
Prognose für die menschliche Entwicklung: Die
sich herausbildenden Risikoszenarien bedrohen
viele Dimensionen der menschlichen Entwick-
lung. Extreme und unvorhersagbare Wetterer-
eignisse sind bereits eine wichtige Armutsursa-
che. Kurzfristig führen sie für die Menschen zu
einer Situation, die durch Unsicherheit geprägt
ist, und langfristig zerstören sie die Bemühun-
gen, die Produktivität zu steigern, die Gesund-
heit zu verbessern und den Bildungsbereich 
zu entwickeln. Dadurch bleibt die niedrige

sich größere Gletscherseen bilden werden. Dies
führt zu erhöhten Überschwemmungsrisiken,
Lawinen, Erdrutschen und Dammbrüchen. 
Es gibt bereits offensichtliche Warnzeichen.
Zum Beispiel hat sich die Wasseroberfläche des
Safuna Alta Sees in der Cordillera Blanca in
Peru seit 1975 um das Fünffache ausgedehnt.80

In vielen Einzugsgebieten von Flüssen, die
durch Gletscher gespeist werden, haben in den
vergangenen Jahren die Abflüsse zugenommen.
Die Modelle sagen jedoch voraus, dass ab 2050
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Die Gletscher Lateinamerikas 
sind auf dem Rückzug

Grafik 2.7

Quelle: Painter 2007, auf der Grundlage von Daten der Andengemeinschaft.

Peru
2006  1.370 km2   1970  1.958 km2

Bolivien
2006  396 km2   1975  562 km2

Ecuador
2006  79 km2   1976  113 km2

Kolumbien
2006  76 km2   1950  109 km2

Venezuela
2006  2 km2  1950  3 km2



menschliche Entwicklung, wie weiter oben in
diesem Kapitel beschrieben wurde, weiterhin
eine Falle. In vielen Ländern leben große und
hochgradig anfällige Bevölkerungsgruppen, die
mit einer drastischen Zunahme der klimabe-
dingten Risiken konfrontiert sein werden.

Menschen, die in Küstengebieten, Flussdeltas,
den Slums der Städte und dürreanfälligen
Regionen leben, sind unmittelbar bedroht.

Der Klimawandel ist nur eine der Kräfte,
die das Profil der Risikobelastungen in den
kommenden Jahrzehnten beeinflussen werden.
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Kasten 2.9 Schmelzende Gletscher und zurückgehende Aussichten auf menschliche Entwicklung

Jahrhunderte lang haben die Abflüsse der in der Gebirgskette der

Anden gelegenen Gletscher landwirtschaftliche Flächen bewässert

und menschliche Siedlungen mit einer vorhersagbaren Wassermenge

versorgt. Heute gehören die Gletscher zu den frühen Opfern des

Klimawandels. Sie schmelzen rasch – und ihr nahe bevorstehendes

Verschwinden hat potenziell negative Folgen für die menschliche

Entwicklung in der Andenregion.

In Peru und Bolivien befindet sich die größte Fläche tropischer

Gletscher weltweit. Rund 70 Prozent der gesamten tropischen Glet-

scher Lateinamerikas liegen in Peru, 20 Prozent in Bolivien. In diesen

Ländern ist auch die Armut besonders stark konzentriert und die

gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Ungleichverteilungen sind für

Lateinamerika – die Region mit der größten Ungleichverteilung der

Welt – besonders hoch. Die Gletscherschmelze droht nicht nur die

Verfügbarkeit von Wasser zu verringern, sondern sie droht auch 

diese Ungleichheiten zu verschärfen. 

Die Risiken, mit denen Länder wie Peru heute konfrontiert sind,

erklären sich zum Teil durch ihre Geographie. Im östlichen Teil Perus

befinden sich 98 Prozent der Wasserressourcen des Landes, doch

zwei Drittel aller Peruaner leben an der wüstenartigen Westküste –

einer der trockensten Regionen der Welt. Die städtische Wasser-

versorgung und die wirtschaftlichen Aktivitäten werden durch etwa

50 Flüsse aufrechterhalten, die in den Anden entspringen. Rund 

80 Prozent der Süßwasserressourcen stammen aus der Schnee-

oder Gletscherschmelze. Durch Gletscher gespeiste Gewässer sind

nicht nur für viele ländliche Gebiete die Wasserquelle, sondern auch

für wichtige Städte und für die Stromerzeugung aus Wasserkraft.

Peru verzeichnet einige der schnellsten Raten von Gletscher-

schmelze weltweit. Zwischen 20 und 30 Prozent der Gletscherober-

fläche sind in den vergangenen drei Jahrzehnten verloren gegangen.

Dieses Gebiet entspricht der gesamten Gletscheroberfläche Ecuadors.

Die Hauptstadt Lima mit einer Bevölkerung von fast acht Millionen

liegt an der Küste. Sie bekommt ihr Wasser aus dem Rio Rimac und

anderen Flüssen in der Cordillera Central, von denen alle in unter-

schiedlichem Ausmaß von der Gletscherschmelze abhängig sind. Es

gibt bereits eine große Lücke zwischen Angebot und Nachfrage. Die

Gesamtbevölkerung wächst um 100.000 Menschen pro Jahr, was den

Wasserbedarf in die Höhe treibt. Im Sommer ist die Rationierung

bereits üblich. Die Stadt verfügt nur über begrenzte Wasserspeicher.

Mit den zunehmenden Dürren, denen sie ausgesetzt sein wird, wird sie

kurzfristig mit weiteren Rationierungen rechnen müssen. 

Der rasche Rückgang der Gletscher in der riesigen Cordillera

Blanca in den nördlichen Anden würde die Zukunft der Landwirt-

Quelle: Carvajal 2007; CONAM 2004; Coudrain, Francou und Kundzewicz 2005; Painter 2007.

schaft, des Bergbaus, der Energiegewinnung und der Wasserversor-

gung in großen Gebieten in Frage stellen. Einer der Flüsse, die durch

die Cordillera Blanca gespeist werden, ist der Rio Santa. Der Fluss

erhält ein breites Spektrum an Existenzgrundlagen und wirtschaft-

lichen Aktivitäten. Auf einer Höhe von 2.000 bis 4.000 Metern liefert

der Fluss das Wasser, das vor allem zur Bewässerung der kleinbäu-

erlichen Landwirtschaft dient. In den niedrigeren Tal-Lagen dient es

zur Bewässerung in der großen kommerziellen Landwirtschaft, ein-

schließlich zweier großer Bewässerungsprojekte für landwirtschaftli-

che Exportprodukte. Sein Wasser generiert Strom aus Wasserkraft

und liefert Trinkwasser in zwei wichtige städtische Gebiete an der

Pazifikküste – Chimbote und Trujillo – mit einer Gesamtbevölkerung

von über einer Million Menschen.

Das Problem ist, dass in der Trockenzeit bis zu 40 Prozent des

Wassers, das den Rio Santa hinunterfließt, aus schmelzendem Eis

stammt, das sich nicht durch jährliche Niederschläge erneuert.

Daraus könnten wesentliche wirtschaftliche Einbußen und Schä-

digungen der Existenzgrundlagen entstehen. Das Chavimochic-

Bewässerungssystem am Rio Santa hat zu einem bemerkenswerten

nationalen Aufschwung der nicht-traditionellen Landwirtschaft 

beigetragen. Die Gesamtexportvolumen dieses Sektors stieg von 

302 Millionen US-Dollar im Jahr 1998 auf eine Milliarde US-Dollar im

Jahr 2005. Der Aufschwung wurde durch wasserintensive Anbaupro-

dukte wie Artischocken, Spargel, Tomaten und andere Gemüsesor-

ten gestützt. Durch die Gletscherschmelze besteht die Gefahr, dass

sich Investitionen in Bewässerungssysteme nicht mehr rechnen.

Damit würden auch die Beschäftigungsmöglichkeiten und das wirt-

schaftliche Wachstum untergraben.

Es ist recht einfach, den Rückgang der tropischen Gletscher in

den peruanischen Anden zu beobachten. Eine Strategie dagegen zu

entwickeln, stellt eine größere Herausforderung dar. Es wird Milliar-

den Dollar Investitionen in den Bau von Tunneln durch die Anden

erfordern, mittelfristig den Verlust der Gletscherabflüsse auszuglei-

chen. Der Ausgleich der Energieverluste wird nach Schätzungen der

Weltbank Investitionen in die Wärmekrafterzeugung in Höhe von 

1,5 Milliarden US-Dollar erfordern. Diese Kosten machen deutlich,

dass es schwierige Fragen bezüglich der Kostenteilung gibt, sowohl

auf nationaler als auch auf internationaler Ebene. Die Menschen in

Peru sind nicht für die Gletscherschmelze verantwortlich. Ihr Anteil an

den globalen Kohlendioxidemissionen beträgt 0,1 Prozent. Doch

steht ihnen bevor, dass sie für die sehr viel höheren Kohlendioxid-

emissionen anderer Länder einen hohen finanziellen und mensch-

lichen Preis werden zahlen müssen.



prognostiziert, dass die landwirtschaftlich nutz-
baren Flächen, die Anbauperioden und die
potenziell zu erwartenden Ernteerträge bei
Grundnahrungsmitteln zurückgehen werden
(siehe obiger Abschnitt zu landwirtschaftlicher
Produktion und Ernährungssicherheit). Durch
eine Kombination aus Dürren, steigenden
Temperaturen und zunehmender Wasser-
knappheit könnten in Afrika südlich der Saha-
ra bis 2020 für 75 Millionen bis 250 Millionen
Menschen mehr die Lebensgrundlagen und die
Aussichten auf menschliche Entwicklung aufs
Spiel gesetzt werden.84

Überschwemmungen 
und tropische Stürme
Es gibt große Unsicherheitsmargen bei den Pro-
gnosen, wie viele Menschen Überschwemmungs-
risiken ausgesetzt sein werden.85 Die zunehmen-
de Auflösung des westantarktischen Eisschilds
könnte zu einem fünfmal so hohen Anstieg des
Meeresspiegels führen, wie vom IPCC maximal
prognostiziert wurde. Doch auch günstigere
Szenarien geben Anlass zur Sorge.

In einem Modell, das ein IPCC-Szenario
für hohes Bevölkerungswachstum verwendet,
wird die Anzahl der zusätzlichen Menschen, die
in den Küstengebieten Überschwemmungen
ausgesetzt sein werden, auf 134 bis 332 Millio-
nen geschätzt. In diesem Modell geht man von
einem Anstieg der Temperaturen um drei bis
vier Grad Celsius aus.86 Berücksichtigt man
auch die tropischen Stürme, könnte die Anzahl
der Betroffenen bis Ende des 21. Jahrhunderts
auf 371 Millionen steigen.87 Dies wären einige
der Folgen, wenn der Meeresspiegel um einen
Meter steigt:
• In Unterägypten könnte es zur Verdrän-

gung von sechs Millionen Menschen und
Überschwemmung von 4.500 km2 Acker-
fläche kommen. Dies ist eine Region, die
durch große Entbehrungen in vielen länd-
lichen Gebieten gekennzeichnet ist. 17 Pro-
zent der Bevölkerung – rund vier Millionen
Menschen – leben unterhalb der Armuts-
grenze.88

• In Vietnam könnten bis zu 22 Millionen
Menschen verdrängt werden, beim Brutto-
inlandsprodukt könnte es Einbußen von bis

Andere globale Prozesse – darunter Umwelt-
krisen, Urbanisierung und Bevölkerungswachs-
tum – werden ebenfalls eine wichtige Rolle
spielen. Der Klimawandel wird jedoch in vielen
Regionen zu einer Neustrukturierung der Risi-
ko- und Anfälligkeitsmuster führen. Die Kom-
bination aus zunehmenden Klimagefahren und
abnehmender Widerstandsfähigkeit wird sich
wahrscheinlich als eine tödliche Mischung für
die menschliche Entwicklung herausstellen. 

Jede Zunahme der mit dem Klima in
Zusammenhang stehenden Risikobelastung
muss vor dem Hintergrund der gegenwärtigen
Belastungen bewertet werden. Dazu gehört,
dass so viele Menschen mit klimabedingten
Gefahren rechnen müssen:83

• 344 Millionen, die tropischen Wirbelstürmen
ausgesetzt sind,

• 521 Millionen, die Überschwemmungen
ausgesetzt sind,

• 130 Millionen, die Dürren ausgesetzt sind,
• 2,3 Millionen, die Erdrutschen ausgesetzt

sind. 
Wie diese Zahlen andeuten, wird selbst eine

kleine Erhöhung des Risikos im Laufe der Zeit
eine sehr große Anzahl von Menschen betref-
fen. Wie der Klimawandel selbst, so sind auch
die potenziellen Zusammenhänge zwischen
sich den verändernden Wettermustern und den
sich herausbildenden Risiko- und Anfälligkeits-
trends komplex. Auch sind sie nicht linear. Es
gibt keine feste Formel zur Bestimmung der
Auswirkungen auf die menschliche Entwick-
lung, wenn der Meeresspiegel um zwei Meter
ansteigt und gleichzeitig die Intensität tro-
pischer Wirbelstürme zunimmt. Aber es lassen
sich einige der Zusammenhänge und Über-
tragungsmechanismen identifizieren.

Dürre 
Besonders besorgniserregend ist, dass die 
Menschen in Afrika südlich der Sahara mehr
Dürren ausgesetzt sein werden. Doch auch
andere Regionen, darunter Südasien und
Lateinamerika, könnten betroffen sein. Die
landwirtschaftliche Produktion in diesen
Regionen wird wahrscheinlich leiden, insbeson-
dere in Gebieten, in denen der Regenfeldbau
dominiert. Für Afrika südlich der Sahara wird
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zu zehn Prozent geben. Überschwemmun-
gen und intensivere Stürme könnten in
Regionen mit hoher Bevölkerungsdichte,
darunter im Mekong-Delta, die Fortschrit-
te bei der menschlichen Entwicklung ver-
langsamen (Kasten 2.10). 

• In Bangladesch würde ein Anstieg des Mee-
resspiegels um einen Meter 18 Prozent der
Landfläche unter Wasser setzen und damit
elf Prozent der Bevölkerung direkt bedro-
hen. Von den Auswirkungen des Anstiegs
des Meeresspiegels auf den Wasserstand der
Flüsse könnten über 70 Millionen Men-
schen betroffen sein.89

Zwar leben die meisten der Menschen, die
einem Anstieg des Meeresspiegels betroffen
sind, in nur wenigen Ländern mit großer Bevöl-

kerungszahl, doch die Auswirkungen werden
sehr viel breiter gestreut sein (Tabelle 2.5). Für
viele kleine, niedrig gelegene Inselstaaten
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Kasten 2.10 Klimawandel und menschliche Entwicklung im Mekong-Delta

Im Laufe der vergangenen 15 Jahre hat Vietnam bei der menschlichen

Entwicklung spektakuläre Fortschritte gemacht. Die Armut ist zurück-

gegangen und die Sozialindikatoren haben sich verbessert, so dass

das Land bei fast allen Millenniums-Entwicklungszielen dem Zeitplan

voraus ist. Der Klimawandel stellt für das bisher Erreichte eine reale

und drohende Gefahr dar – und dies nirgendwo stärker als im

Mekong-Delta.

Vietnam hat eine lange Geschichte im Umgang mit extremem

Wetter. Es liegt in einer Taifun-Zone, hat eine lange Küstenlinie und

ausgedehnte Flussdeltas und steht damit fast an der Spitze der Liga

der von Naturkatastrophen betroffenen Länder. Im Durchschnitt

erlebt Vietnam sechs bis acht Taifune pro Jahr. Viele hinterlassen eine

breite Spur der Verwüstung, fordern Todesopfer und Verletzte, verur-

sachen Schäden an Unterkünften und Fischerbooten und zerstören

Ernten. Vietnams 8.000 Kilometer Deiche am Meer und an Flüssen,

von denen einige über Jahrhunderte in Gemeinschaftsarbeit gebaut

wurden, bezeugen, in welchem Umfang das Land in das Risiko-

management investiert.

Das Mekong-Delta ist ein Gebiet, das besonderen Anlass zur

Sorge gibt. Es ist einer der am dichtesten bevölkerten Teile Vietnams.

17,2 Millionen Menschen leben hier. Es ist auch die ‘Reisschüssel’

des Landes, die eine wichtige Rolle für die nationale Ernährungs-

sicherheit spielt. Aus dem Mekong-Delta kommen die Hälfte der

Reisproduktion Vietnams und ein noch größerer Teil der Fischerei-

und Obstproduktion.

Die Entwicklung der Landwirtschaft hat bei der Verringerung der

Armut im Mekong-Delta eine zentrale Rolle gespielt. Investitionen in

die Bewässerung, Unterstützung bei Marketing und ergänzende

Dienstleistungen haben es den Bauern ermöglicht, die Produktion zu

intensivieren und zwei- oder dreimal im Jahr zu ernten. Die Bauern

Quelle: Chaudhry and Ruysschaert 2007; Nguyen 2007; UNDP and AusAID 2004.

haben auch Deiche und Dämme gebaut, um ihre Felder vor den

Überschwemmungen zu schützen, die mit Taifunen und schweren

Regenfällen verbunden sein können. 

Der Klimawandel stellt auf mehreren Ebenen eine Bedrohung dar.

Es wird vorausgesagt, dass die Regenfälle zunehmen werden und

das Land mit intensiveren tropischen Stürmen konfrontiert sein wird.

Es wird erwartet, dass der Meeresspiegel bis 2050 um 33 cm steigen

wird, und bis 2100 um einen Meter. 

Für das niedrig gelegene Mekong-Delta ist dies eine besonders

schlimme Vorhersage. Der für 2030 vorhergesagte Anstieg des

Meeresspiegels würde rund 45 Prozent der Landfläche des Deltas

einer extremen Versalzung und Ernteschäden durch Überschwem-

mungen aussetzen. Es wird vorausgesagt, dass die Produktivität des

Reisanbaus um neun Prozent zurückgehen wird. Wenn der Meeres-

spiegel um einen Meter steigt, würde ein großer Teil des Deltas für

Teile des Jahres vollständig unter Wasser stehen.

Wie könnten sich diese Veränderungen auf die menschliche

Entwicklung im Mekong-Delta auswirken? Während die Armut

zurückgegangen ist, hat die Ungleichheit zugenommen, zum Teil

weil viele Menschen kein eigenes Land besitzen. Im Mekong-Delta

leben noch immer vier Millionen Menschen in Armut. Viele dieser

Menschen haben keine gesundheitliche Grundversorgung und viele

ihrer Kinder brechen die Schule vorzeitig ab. Für diese Gruppe 

hätte selbst ein geringer Rückgang des Einkommens oder ein Ver-

lust von Beschäftigungsmöglichkeiten nachteilige Konsequenzen für

die Ernährung, Gesundheit und Bildung. Die Armen sind einem dop-

pelten Risiko ausgesetzt. Es ist sehr viel wahrscheinlicher, dass sie

in Gebieten leben, die anfällig für Überschwemmungen sind, und es

ist weniger wahrscheinlich, dass sie in stabileren Dauerunterkünften

wohnen. 

Größenordnung 

des Meeres-

spiegel-

anstiegs (in m)

Auswirkung (in % der Welt gesamt)

Landfl äche Bevölkerung BIP

Städtische

Fläche

Landwirt-

schaftliche

Fläche

Feucht-

gebiete

1 0,3 1,3 1,3 1,0 0,4 1,9

2 0,5 2,0 2,1 1,6 0,7 3,0

3 0,7 3,0 3,2 2,5 1,1 4,3

4 1,0 4,2 4,7 3,5 1,6 6,0

5 1,2 5,6 6,1 4,7 2,1 7,3

Tabelle 2.5   Ein Ansteigen des Meeresspiegels hätte
                 gewaltige soziale und wirtschaftliche Auswirkungen

Quelle: Dasgupta et al. 2007.



durch die rasche Urbanisierung sind immer
mehr Menschen Gefahren ausgesetzt. Rund
eine Milliarde Menschen leben bereits in infor-
mellen städtischen Siedlungen und die Zahlen
steigen. Wenn die derzeitigen Trends anhalten,
werden im Jahr 2020 nach Schätzungen des
Wohn- und Siedlungsprogramms der Verein-
ten Nationen (UN-HABITAT) 1,4 Milliarden
Menschen in Slums leben. Im Jahr 2030 wer-
den es zwei Milliarden sein, das heißt jeder drit-
te Stadtbewohner. Zwar leben heute mehr als
die Hälfte der Slumbewohner weltweit in
Asien, doch in Afrika südlich der Sahara befin-
den sich einige der am schnellsten wachsenden
Slums der Welt.92

Slumbewohner, die in provisorischen Unter-
künften leben – oft an Abhängen, an denen es
leicht zu Überflutungen und Erdrutschen kom-
men kann – sind den Auswirkungen des Klima-
wandels sowohl in hohem Maße ausgesetzt, als
auch hochgradig anfällig dafür. Die Auswirkun-
gen werden nicht allein durch physische Prozes-
se bestimmt. Durch politische Maßnahmen
kann die Widerstandsfähigkeit in vielen Berei-
chen verbessert werden, angefangen vom Hoch-
wasserschutz über Infrastruktur zum Schutz
vor Erdrutschen bis hin zu formellen Siedlungs-
rechten für die Bewohner städtischer Slums.
Dass es keine formell verbrieften Rechte gibt,
verhindert in vielen Fällen, dass die Slumbe-
wohner in stabilere Baumaterialien investieren.

Der Klimawandel wird zu zunehmenden
Bedrohungen führen. Bis zum Jahr 2030 wer-
den selbst starke Vorbeugemaßnahmen wenig
dazu beitragen, dass sich diese Bedrohungen ver-
ringern. Bis dahin werden die Armen in den
Städten sich dem Klimawandel anpassen müs-
sen. Durch unterstützende politische Maßnah-
men könnte ihnen dabei geholfen werden. 
Die Ausgangspunkte: Schaffung von besser gesi-
cherten Besitzrechten, Investitionen in die Ver-
besserungen der Wohnsituation in den Slums
und Versorgung der Armen in den Städten mit
sauberem Wasser und sanitären Anlagen.

Ökosysteme und biologische Vielfalt

IPCC-Prognose: Es ist sehr wahrscheinlich, dass
die Widerstandsfähigkeit vieler Ökosysteme

bedeuten ein steigender Meeresspiegel und
Stürme, dass eine gesellschaftliche, wirtschaft-
liche und ökologische Krise deutlich vorherzu-
sehen ist. Für die Malediven, wo 80 Prozent der
Landfläche weniger als einen Meter über dem
Meeresspiegel liegen, weisen selbst die günstigs-
ten Klimawandelsszenarien darauf hin, dass die
Inseln hochgradig gefährdet sind.

Die kleinen Inselstaaten unter den Ent-
wicklungsländern befinden sich beim Klima-
wandel an vorderster Front. Sie sind bereits
hochgradig anfällig für Klimakatastrophen. Die
jährlichen Schäden für die pazifischen Inseln
Fidschi, Samoa und Vanuatu werden auf zwei
bis sieben Prozent des Bruttoinlandsprodukts
geschätzt. In Kiribati entspricht ohne Anpas-
sungsmaßnahmen nach einer Schätzung die
zusammengefasste jährliche Schadensrechnung
aufgrund des Klimawandels und des Anstiegs
des Meeresspiegels etwa 17 bis 34 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts.90

Auch karibische Inselstaaten sind gefährdet.
Mit einem 50 Zentimeter hohen Anstieg des
Meeresspiegels würden über ein Drittel der
karibischen Strände verloren gehen, mit schäd-
lichen Folgen für die Tourismuswirtschaft der
Region. Ein Anstieg um einen Meter würde
rund elf Prozent der Landfläche der Bahamas
dauerhaft unter Wasser setzen. Gleichzeitig
würde das Eindringen von Salzwasser die Süß-
wasserversorgung aufs Spiel setzen und die
Regierungen dazu zwingen, in teure Entsalzung
zu investieren.91

Dass es in Folge des Klimawandels unter
anderem zu intensiveren tropischen Stürmen
kommen wird, ist sicher. Die sich erwärmenden
Meere sind die treibende Kraft für mächtigere
Wirbelstürme. Gleichzeitig können höhere
Meerestemperaturen und der umfassendere
Klimawandel auch Einfluss darauf haben, wel-
che Routen die Wirbelstürme nehmen und wie
sich die Sturmaktivitäten verteilen. Der erste
Hurrikan, der je im Südatlantik auftrat, traf
Brasilien im Jahr 2004, und im Jahr 2005 traf
der erste Hurrikan seit den 1820er Jahren die
Iberische Halbinsel. 

Die Szenarien für Tropensturmaktivitäten
zeigen, wie wichtig das Zusammenspiel mit
gesellschaftlichen Faktoren ist. Insbesondere
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durch den Klimawandel untergraben wird,
wenn durch steigende CO2-Konzentrationen
die biologische Vielfalt abnimmt, Ökosysteme
zerstört und die Leistungen dieser Ökosysteme
aufs Spiel gesetzt werden.
Prognose für die menschliche Entwicklung: Die
Welt bewegt sich im 21. Jahrhundert auf nie da
gewesene Verluste der biologischen Vielfalt und
auf den Zusammenbruch ökologischer Systeme
zu. Bei Temperaturerhöhungen von mehr als
zwei Grad Celsius beginnen immer mehr Arten
auszusterben. Die Umweltzerstörung wird
schneller voranschreiten, die Ökosysteme der
Korallenriffe, Feuchtgebiete und Wälder wer-
den rapide Verluste erleiden. Diese Prozesse
sind bereits im Gang. Der Verlust von Ökosys-
temen und biologischer Vielfalt ist grundsätz-
lich schlecht für die menschliche Entwicklung.
Die Umwelt hat für gegenwärtige und zukünf-
tige Generationen einen Eigenwert. Doch auch
lebenswichtige Ökosysteme, die ein breites
Spektrum an Leistungen erfüllen, werden ver-
loren gehen. Die Armen, die von diesen Leis-
tungen am stärksten abhängig sind, werden den
größten Teil der Kosten tragen. 

Wie in anderen Bereichen auch, werden die
Prozesse des Klimawandels mit umfassenderen
Belastungen der Ökosysteme und der biolo-
gischen Vielfalt zusammenwirken. Viele der
großartigsten Ökosysteme der Welt sind bereits
bedroht. In vielen Regionen nehmen die Ver-
luste der biologischen Vielfalt zu. Der Klima-
wandel ist eine der Kräfte, die diesen Trend
antreiben. Im Laufe der Zeit wird er an Macht
gewinnen.

Der sich rasch verschlechternde Zustand
der globalen Umwelt stellt den Kontext dar, in
dem die Auswirkungen des kommenden Klima-
wandels einzuschätzen sind. Im Jahr 2005 wur-
de durch das Millennium Ecosystem Assessment,
eine umfassende Studie zum Zustand und den
Entwicklungstrends der Ökosysteme der Erde,
herausgefunden, dass 60 Prozent aller Ökosys-
temleistungen entweder degradiert sind und
nicht nachhaltig genutzt werden.93 Es wurde
betont, dass der Verlust von Mangrovensümpfen,
Korallenriff-Systemen, Wäldern und Feucht-
gebieten besonderen Anlass zur Sorge gibt. Die
Landwirtschaft, das Bevölkerungswachstum

und die industrielle Entwicklung wirken zu-
sammen und schädigen die Ressourcenbasis der
Umwelt. Bei fast einem Viertel aller Säugetier-
arten ist ein erheblicher Rückgang zu verzeich-
nen.94

Der Verlust an Umweltressourcen wird die
Widerstandsfähigkeit der Menschen gegenüber
dem Klimawandel aufs Spiel setzen. Ein Beispiel
sind die Feuchtgebiete. Die Feuchtgebiete der
Welt bieten ein erstaunliches Spektrum an öko-
logischen Leistungen. Sie bieten Lebensraum
für biologische Vielfalt, liefern Holz, landwirt-
schaftliche und medizinische Produkte und
erhalten Fischbestände. Darüber hinaus bilden
sie in Küstengebieten und entlang von Flüssen
einen Puffer gegen Stürme und Überschwem-
mungen und schützen menschliche Siedlungen
gegen Sturmfluten. Im Laufe des 20. Jahrhun-
derts verlor die Welt die Hälfte ihrer Feuchtge-
biete durch Entwässerung, durch die Umwand-
lung in landwirtschaftliche Flächen und durch
Umweltverschmutzung. Heute schreitet die Zer-
störung rasch voran, in einer Zeit, wo gleichzeitig
durch den Klimawandel intensivere Stürme
und Sturmfluten drohen.95 In Bangladesch
untergräbt die fortschreitende Erosion der
Mangrovengebiete der Sundarbans und anderer
Regionen die Lebensgrundlagen der Bevölke-
rung und setzt sie zugleich noch stärker dem
Anstieg des Meeresspiegels aus.

Der Klimawandel verändert das Verhältnis
zwischen Mensch und Natur. Viele Ökosys-
teme und die meisten Arten sind extrem emp-
findlich gegenüber Klimaveränderungen. Pflan-
zen und Tiere sind an bestimmte Klimazonen
angepasst. Nur eine Art ist in der Lage, das Klima
anzupassen: durch Thermostate an Heizungen
oder Klimaanlagen – und das ist die Art, die für
den Klimawandel verantwortlich ist. Pflanzen
und Tiere werden sich anpassen müssen, indem
sie ihren Lebensraum verlagern. 

Die ökologischen Landkarten werden bereits
neu gezeichnet. Im Laufe der vergangenen drei
Jahrzehnte haben sich die ,Isothermen‘ – die
Linien, die die Regionen markieren, in denen
gemäßigte Temperaturen vorherrschen – in
Richtung Nord- bzw. Südpol verlagert, um ca.
56 Kilometern pro Jahrzehnt.96 Die Arten ver-
suchen ihren Klimazonen zu folgen. Weltweit
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turen bis 2050 um weitere drei Grad Celsius
steigen werden. Die Sommer-Eisdecke wird
dramatisch zurückgehen, die Wälder werden
sich in die Tundra-Regionen ausbreiten und es
kommt zu umfangreichen Verlusten von Öko-
systemen und wildlebenden Tieren. Ganze
Arten sind bedroht. Wie es im Bericht zur Be-
urteilung der Auswirkungen des Klimawandels
in der Arktis heißt: „Meerestierarten, die von
der Eisdecke der Meere abhängig sind, wie Eis-
bären, die Robben der Eismeere, Walrosse und
einige Seevögel, werden mit großer Wahr-
scheinlichkeit zurückgehen. Einige von ihnen
werden vom Aussterben bedroht sein.“98

Die Vereinigten Staaten haben die Aus-
wirkungen des Klimawandels in der Arktis
anerkannt. Im Dezember 2006 schlug das 
US-amerikanische Innenministerium vor, auf
Grundlage der „besten wissenschaftlichen
Erkenntnisse“ den Eisbären auf die Liste der
bedrohten Arten zu setzen. Damit wird die Rol-
le, die der Klimawandel bei der Erhöhung sei-
ner Anfälligkeit spielt, effektiv anerkannt – und
damit sind die Regierungsbehörden in der
Pflicht, diese Art zu schützen. Aktuell kamen
zu den Eisbären auf der Liste noch zehn Pin-
guinarten hinzu, die ebenfalls bedroht sind. 
Leider deuten die „besten wissenschaftlichen
Erkenntnisse“ in eine besorgniserregende Rich-
tung: Innerhalb einiger Generationen könnten
die einzigen Eisbären auf diesem Planeten die
sein, die in den Zoos dieser Welt zu sehen sind.
Die Spätsommer-Eisdecke im arktischen Meer,
auf die die Bären zum Jagen angewiesen sind, ist
seit Ende der 1970er Jahre um über sieben Pro-
zent pro Jahrzehnt zurückgegangen.99 Aktuelle
wissenschaftliche Studien über ausgewachsene
Eisbären in Kanada und Alaska haben gezeigt,
dass die Eisbären an Gewicht verlieren, dass
weniger Jungtiere überleben, und dass mehr
Bären ertrinken, weil sie gezwungen sind, auf
der Suche nach Beute weitere Strecken zu
schwimmen. In der westlichen Hudson Bay
sind die Populationen um 22 Prozent zurück-
gegangen. 

Die Maßnahme des US-amerikanischen
Innenministeriums macht ein wichtiges Prinzip
der grenzübergreifenden gemeinsamen Verant-
wortung deutlich. Dies hat weitere Konsequen-

wurden Veränderungen der Blütezeit, der
Wanderbewegungen und der Artenverteilung
von Tieren und Pflanzen festgestellt. Zum Bei-
spiel werden Alpenpflanzen in höhere Lagen
gedrängt. Doch wenn der Klimawandel zu
schnell voranschreitet oder wenn die natür-
lichen Hindernisse wie die Ozeane Wander-
wege blockieren, dann sind Arten vom Ausster-
ben bedroht. Die am meisten gefährdeten
Arten sind diejenigen in den polaren Klima-
zonen, denn sie können nirgendwo hin. Der
Klimawandel verdrängt sie förmlich vom Pla-
neten.

Der Klimawandel hat bereits zum Arten-
sterben beigetragen – und die absehbare Erd-
erwärmung wird zu weiteren Verlusten führen.
Doch zu sehr viel größeren Auswirkungen wird
es kommen, wenn sich die Erde um zwei Grad
Celsius über dem Niveau von vor der Industria-
lisierung erwärmt hat. Dies ist die Schwelle, ab
der die vorhergesagte Aussterberate ansteigt. 

Laut IPCC sind 20 bis 30 Prozent der Tier-
und Pflanzenarten wahrscheinlich noch höhe-
ren Risiken ausgesetzt, auszusterben, wenn der
Anstieg der globalen Durchschnittstemperatu-
ren 1,5 bis 2,5 Grad Celsius übersteigt. Das gilt
auch für die Eisbären und für Fischarten, die
ihre Nahrung an Korallenriffen finden. Wenn
es zu einer Erwärmung um drei Grad Celsius
kommt, wären rund 277 große oder mittlere
Säugetierarten in Afrika gefährdet.97

Die bedrohte Arktis
In der Arktis sind empfindliche Ökosysteme
bereits mit raschen und extremen Temperatur-
erhöhungen in Kontakt gekommen. Im Laufe
der vergangenen 50 Jahre ist die jährliche Ober-
flächentemperatur in den Gebieten von Alaska
bis Sibirien um 3,6 Grad Celsius gestiegen –
mehr als doppelt so stark, wie der weltweite
Durchschnitt. Die Schneedecke ist in den ver-
gangenen 30 Jahren um zehn Prozent zurück-
gegangen, und die Eisdecke des Meeres um
durchschnittlich 15 bis 20 Prozent. Der Perma-
frost taut auf und die Baumgrenze verschiebt
sich nach Norden. 

Die Klimawandelsszenarien deuten in eine
besorgniserregende Richtung. Es wird prognos-
tiziert, dass die mittleren Oberflächentempera-
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zen. Eisbären können nicht isoliert behandelt
werden. Sie sind Teil eines größeren gesell-
schaftlichen und ökologischen Systems. Wenn
die Auswirkungen des Klimawandels und die
damit verbundene Verantwortung der Regie-
rungen für die Arktis anerkannt werden, sollte
das Prinzip auch über die Arktis hinaus Anwen-
dung finden. Die Menschen, die in den dürre-
anfälligen Gegenden Afrikas und den über-
schwemmungsgefährdeten Regionen Asiens
leben, sind ebenfalls betroffen. Es wäre nicht
konsequent, wenn man bei den Vorbeugemaß-
nahmen gegen den Klimawandel und bei den
Anpassungsmaßnahmen andere Regeln für Eis-
bären als für anfällige Bevölkerungsgruppen
anwendet. 

Die bloße Geschwindigkeit des Klimawan-
dels in der gesamten Arktis führt in vieler Hin-
sicht zu Problemen. Durch die Verluste von
Permafrost könnten riesige Mengen Methan
freigesetzt werden – ein wichtiges Treibhaus-
gas, das die Vorbeugemaßnahmen untergraben
könnte, indem es ,positives Feedback‘ fördert.
Durch das rasche Schmelzen des arktischen
Eises wurden neue Gebiete für die Ausbeutung
von Öl- und Gasvorkommen zugänglich. Dies
führt zu Spannungen zwischen einzelnen Staa-
ten bezüglich der Interpretation des Seerechts-
übereinkommens der Vereinten Nationen von
1982100. Innerhalb einzelner Länder könnte der
Klimawandel zu enormen gesellschaftlichen
und wirtschaftlichen Schäden führen. Er könn-
te Schäden an der Infrastruktur verursachen
und menschliche Siedlungen bedrohen.

Die Szenarien für Russland machen diesen
Punkt deutlich. Mit dem Klimawandel wird
Russland Erwärmungseffekte zu spüren bekom-
men, die die landwirtschaftliche Produktion
erhöhen könnten. Durch zunehmende Dürren
könnten diese Vorteile aber wieder zunichte
gemacht werden. Eine der besser vorhersag-
baren Konsequenzen des Klimawandels für
Russland ist das zunehmende Tauen des Perma-
frosts, der circa 60 Prozent der Landesfläche
bedeckt. Dies hat bereits dazu geführt, dass die
wichtigsten Flüsse im Winter mehr Wasser
führen. Von dem beschleunigten Schmelzen
werden die menschlichen Siedlungen an den
Küsten und entlang der Flüsse betroffen sein.

Viele dieser Siedlungen werden Überflutungs-
risiken ausgesetzt. Es wird auch dazu führen,
dass große Investitionen in die Anpassung 
der Infrastruktur nötig sein werden. Straßen,
Stromleitungen und die Baikal Amur-Eisen-
bahnstrecke könnten betroffen sein. Es werden
bereits Pläne entworfen, um die für Exportzwe-
cke geplante Ölpipeline von Ostsibirien an den
Pazifik durch breite Gräben zu schützen. Der
Küstenerosion, die mit dem Auftauen des Per-
mafrosts zusammenhängt, soll damit entgegen-
gewirkt werden – was erneut zeigt, dass ökolo-
gische Veränderungen reale wirtschaftliche
Kosten mit sich bringen.101

Die Korallenriffe – 
Barometer des Klimawandels
Die arktischen Regionen bieten ein deutlich
sichtbares Klimawandel-Frühwarnsystem für
die Welt. Andere Ökosysteme stellen ein eben-
so empfindliches, wenn auch nicht so direkt
sichtbares Barometer dar. Die Korallenriffe
sind ein Beispiel dafür. Im 21. Jahrhundert
könnten die sich erwärmenden Ozeane und die
zunehmende Versauerung einen großen Teil
der Korallen der Welt zerstören. Dies hätte 
verheerende gesellschaftliche, ökologische und
wirtschaftliche Folgen.

Die Erwärmung der Meere hat in großem
Umfang zur Zerstörung der Korallenriffe bei-
getragen. Die Hälfte aller Korallenriff-Systeme
geht zurück.102 Selbst ziemlich kurze Zeiträume
mit ungewöhnlich hohen Temperaturen – nur
ein Grad Celsius höher als der langfristige
Durchschnitt – können dazu führen, dass
Korallen die Algen abstoßen, die den größten
Teil ihrer Nahrung darstellen, was zur ,Koral-
lenbleiche‘ und dem plötzlichen Sterben der
Riffe führt.103

Die Korallenriff-Systeme der Welt haben
durch den Klimawandel bereits Narben davon-
getragen. Rund die Hälfte dieser Systeme ist
bereits durch die Bleiche betroffen. Der Zustand
der 50.000 km2 Korallenriffe in Indonesien –
die 18 Prozent aller Korallenriffe der Welt aus-
machen – verschlechtert sich rapide. In einer
Untersuchung im Bali Barat Nationalpark wur-
de im Jahr 2000 herausgefunden, dass die
Mehrzahl der Riffe geschädigt ist, die meisten
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renden Ozeanographen der Welt es ausdrückt:
„Fast jedes Meereslebewesen, das eine Schale
oder ein Skelett aus Kalziumkarbonat gebildet
hat, ist aus den geologischen Aufzeichnungen
verschwunden … Wenn unvermindert weiter
CO2 ausgestoßen wird, könnten wir die Ozeane
für Karbonat-Mineralien ätzender machen, als
sie es seit der Ausrottung der Dinosaurier je
waren. Ich persönlich glaube, dass dies zur Aus-
rottung der Korallen führen wird.“108

Die Zerstörung der Korallensysteme würde
in vielen Ländern eine Katastrophe für die
menschliche Entwicklung darstellen. Die Koral-
lenriffe sind nicht nur Oasen außergewöhn-
licher biologischer Vielfalt. In mehr als 60 Län-
dern sind sie zudem Lebensgrundlage, Nah-
rungsquelle und Wirtschaftsfaktor. Die meis-
ten der 30 Millionen Kleinfischer in Entwick-
lungsländern sind in der einen oder anderen
Weise von den Korallenriffen abhängig, um
Futter- und Aufzuchtsplätze zu erhalten. Mehr
als die Hälfte der Proteine und notwendigen
Nährstoffe in der Ernährung von 400 Millio-
nen Armen in den Küstengebieten der Tropen
stammt aus Fisch.

Die Korallenriffe sind ein zentraler
Bestandteil der marinen Ökosysteme, die die
Fischbestände erhalten. Doch die Erwärmung
der Ozeane stellt auch darüber hinausgehende
Bedrohungen dar. In Namibia haben unge-
wöhnlich warme Wasserströmungen – der
Benguela Niño – 1995 dazu geführt, dass die
Fischbestände sich um vier bis fünf Breiten-
grade nach Süden verlagert haben – eine Folge,
durch die die Kleinindustrie der Sardinenfi-
scherei zerstört wurde.109

Über ihre Bedeutung im Leben und in der
Ernährung der Armen hinaus haben die Koral-
len einen weiteren wirtschaftlichen Wert. Sie
schaffen Einkommen, fördern den Export und
in Regionen wie dem Indischen Ozean und der
Karibik fördern sie den Tourismus. Die Aner-
kennung der wichtigen Rolle der Korallen im
wirtschaftlichen, ökologischen und gesell-
schaftlichen Leben hat viele Regierungen und
Entwicklungshilfe-Geber veranlasst, in ihre
Rehabilitation zu investieren. Das Problem ist,
dass der Klimawandel eine mächtige Kraft dar-
stellt, die in die Gegenrichtung wirkt. 

durch die Korallenbleiche.104 Auch Luftaufnah-
men des Great Barrier Reefs in Australien erfas-
sen das Ausmaß der Korallenbleiche. 

Es könnte noch sehr viel Schlimmeres
bevorstehen. Mit einem durchschnittlichen Tem-
peraturanstieg von über zwei Grad Celsius wür-
de die jährliche Korallenbleiche zu einem regel-
mäßig auftretenden Phänomen werden. Die
wichtigsten Fälle von Korallenbleiche, die den
El Nin~o von 1998 begleiteten, und durch die
innerhalb von neun Monaten 16 Prozent der
Korallen der Welt zerstört wurden, würden von
der Ausnahme zur Regel werden. In vielen
Regionen treten lokal begrenzte Fälle von Koral-
lenbleiche immer häufiger auf, was besorgniser-
regende Zeichen für die Zukunft setzt. Im Jahr
2005 litt zum Beispiel die östliche Karibik
unter einer der schlimmsten Korallenbleichen,
die je erfasst wurden.105

Die Korallenbleiche ist nur eine der Be-
drohungen durch den Klimawandel. Viele
Meeresorganismen, einschließlich der Koral-
len, bilden ihre Schalen und Skelette aus Kal-
ziumkarbonat. Die oberen Schichten der Ozea-
ne sind mit diesen Mineralien mehr als gesät-
tigt. Doch der zunehmende Säuregehalt der
Ozeane, verursacht durch die zehn Milliarden
Tonnen CO2, die jährlich von den Ozeanen
absorbiert werden, greifen das Karbonat an
und nehmen den Korallen damit einen ihrer
wichtigsten Bausteine.106

Meereswissenschaftler haben auf eine
besorgniserregende Parallele hingewiesen. Die
ozeanischen Systeme reagieren auf atmosphä-
rische Veränderungen langsam und über lange
Zeithorizonte. Wenn der Klimawandel sich im
21. Jahrhundert unverändert fortsetzt, könnte
dies die Ozeane im Laufe der nächsten Jahrhun-
derte saurer machen als sie es in 300 Millionen
Jahren je waren, mit einer Ausnahme: Einer
einzigen Katastrophe, die sich vor 55 Millionen
Jahren ereignete. Diese Katastrophe war das
Ergebnis einer raschen Übersäuerung durch die
Freisetzung von 4.500 Gigatonnen Kohlen-
stoff.107 Es dauerte über 100.000 Jahre, bis der
Säuregehalt die Ozeane wieder auf das frühere
Niveau gesunken war. Geologische Aufzeich-
nungen zeigen unterdessen eine Massenausrot-
tung von Meereslebewesen. Wie einer der füh-
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Menschliche Gesundheit 
und extreme Wetterereignisse

IPCC-Prognose: Durch komplexe Systeme wird
der Klimawandel die menschliche Gesundheit
beeinflussen. Dazu gehören Temperaturände-
rungen, die Gefahr, extremen Wetterereignis-
sen ausgesetzt zu sein, der Zugang zu Nahrung,
die Luftqualität und andere Vektoren. Gegen-
wärtig sind geringe Auswirkungen auf die
Gesundheit zu erwarten, die sehr voraussicht-
lich in allen Ländern und Regionen mit der Zeit
zunehmen werden. Die ungünstigsten Auswir-
kungen werden in Ländern mit niedrigem Ein-
kommen auftreten.
Prognose für die menschliche Entwicklung: Das
Klima wird die menschliche Gesundheit auf
verschiedene Weise beeinflussen. Diejenigen,
die am wenigsten darauf vorbereitet sind, auf
sich ändernde gesundheitliche Bedrohungen zu
reagieren – vorwiegend die Armen in armen
Ländern – werden die Hauptlast der Rück-
schläge im Gesundheitsbereich tragen. Eine
schlechte Gesundheit ist eine der mächtigsten
Kräfte, die das Potenzial armer Haushalte für
menschliche Entwicklung beeinträchtigen. Der
Klimawandel wird dieses Problem verschärfen. 

Der Klimawandel wird wahrscheinlich
wesentliche Folgen für die menschliche Gesund-
heit im 21. Jahrhundert haben. Die Beurteilun-
gen sind mit vielen Unsicherheiten behaftet,
was die komplexen Wechselwirkungen zwischen
Krankheit, Umwelt und Bevölkerung wider-
spiegelt. Jedoch ist auch im Gesundheitsbe-
reich, wie in anderen Bereichen, die anerkann-
te Tatsache, dass man es mit Ungewissheit zu
tun hat, kein Grund dafür, nicht zu handeln.
Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) sagt
voraus, dass die Gesamtauswirkungen negativ
sein werden.110

Die mit dem Klimawandel zusammenhän-
genden Folgen für die öffentliche Gesundheit
werden durch viele Faktoren beeinflusst. Die
schon existierende Epidemiologie und lokale
Vorgänge werden eine Rolle spielen, und auch
der bestehende Grad an menschlicher Ent-
wicklung und die Kapazitäten der öffentlichen
Gesundheitssysteme. Viele der im Bereich der
öffentlichen Gesundheit auftretenden Risiken

werden sich auf die Entwicklungsländer kon-
zentrieren, wo eine schlechte Gesundheitssi-
tuation bereits eine wesentliche Ursache für
menschliches Leid und Armut ist – und wo die
öffentlichen Gesundheitssysteme nicht über
die (menschlichen und finanziellen) Ressour-
cen verfügen, um mit neuen Bedrohungen fer-
tig zu werden. Es liegt eine offensichtliche
Gefahr darin, dass der Klimawandel unter die-
sen Bedingungen die bereits extremen globa-
len Ungleichheiten im Bereich der öffent-
lichen Gesundheit noch weiter verschärfen
wird.

Die Malaria gibt mit den größten Anlass zur
Sorge. Es ist eine Krankheit, die derzeit im Jahr
über eine Million Menschenleben fordert, über
90 Prozent davon in Afrika. Jährlich sterben in
Afrika südlich der Sahara rund 800.000 Kinder,
die jünger sind als fünf Jahre, in Folge von
Malaria. Die Malaria ist damit die weltweit
dritthäufigste Todesursache bei Kindern.111

Abgesehen von diesen Eckzahlen verursacht die
Malaria enormes Leid, nimmt den Menschen
Chancen in den Bereichen Bildung, Beschäf-
tigung und Produktion und zwingt sie, ihre
begrenzten Ressourcen für palliative Behand-
lung auszugeben. Die Niederschläge, die Tem-
peratur und die Luftfeuchtigkeit sind die drei
Variablen, die die Übertragung der Malaria am
stärksten beeinflussen – und der Klimawandel
wird auf alle drei Auswirkungen haben.

Mehr Regen, selbst in Form von kurzen
Regengüssen, wärmere Temperaturen und Luft-
feuchtigkeit schaffen zusammen in dieser Kom-
bination die idealen Bedingungen für die Aus-
breitung des Plasmodium-Parasiten, der die
Malaria verursacht. Durch steigende Tempera-
turen kann sich das Verbreitungsgebiet von
Moskito-Populationen in der Fläche und in der
Höhe ausdehnen und die Inkubationszeiten
können sich halbieren. Insbesondere für Afrika
südlich der Sahara würde jede Ausweitung des
Verbreitungsgebiets der Malaria gravierende
Risiken für die öffentliche Gesundheit mit sich
bringen. Rund vier Fünftel der Bevölkerung in
der Region leben bereits in Malariagebieten.
Die Zukunftsprojektionen sind unsicher, doch
es besteht die Sorge, dass sich das Verbreitungs-
gebiet der Malaria ins Hochland ausdehnen
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Extreme Klimaereignisse führen zu einer
weiteren Reihe von Bedrohungen. Überschwem-
mungen, Dürren und Stürme bringen zuneh-
mend Gesundheitsrisiken mit sich, wie Cholera
und Durchfallerkrankungen bei Kindern. Es
gibt in den Entwicklungsländern bereits Hin-
weise auf die Auswirkungen steigender Tempe-
raturen. Im Jahr 2005 gab es in Bangladesch,
Indien und Pakistan Temperaturen, die um
fünf bis sechs Grad Celsius über dem regionalen
Durchschnitt lagen. Allein in Indien wurden
400 Todesfälle gemeldet, doch mit den nicht
gemeldeten Fällen würde diese Zahl um ein
Mehrfaches höher liegen.117 Die öffentliche
Gesundheit in den entwickelten Ländern ist
gegen die Auswirkungen des Klimawandels
nicht gefeit. Die Hitze-Welle, von der Europa
im Jahr 2003 betroffen war, forderte zwischen
22.000 und 35.000 Menschenleben, die meis-
ten davon Ältere. In Paris, der am schlimmsten
betroffenen Stadt, waren 81 Prozent der Opfer
über 75 Jahre alt.118 Es ist wahrscheinlich, dass es
noch mehr Ereignisse dieser Art geben wird.
Man erwartet zum Beispiel, dass sich in den
meisten der US-amerikanischen Städte die Anzahl
der Hitzewellen bis 2050 knapp verdoppeln
wird.119

Die Gesundheitsbehörden in den reichen
Ländern werden gezwungen, sich mit den
Herausforderungen des Klimawandels auseinan-
derzusetzen. Die Stadt New York liefert ein
Beispiel für einen umfangreicheren Prozess.
Studien über die Klima-Auswirkungen deuten
darauf hin, dass die Sommer-Temperaturen
steigen und Hitzewellen häufiger auftreten und
länger andauern werden. Die Prognose: eine
höhere Krankheitsziffer aufgrund von Hitze-
stress im Sommer, insbesondere unter den älte-
ren Armen. Die Sterblichkeit aufgrund der
Sommerhitze könnte bis zu den 2020er Jahren
um 55 Prozent steigen, sich bis zu den 2050er
Jahren mehr als verdoppeln und sich bis zu den
2080er Jahren mehr als verdreifachen.120 Der
Klimawandel könnte indirekt auch zu mindes-
tens drei Arten weiter reichender Gesundheits-
probleme beitragen. Bestimmte durch Vekto-
ren übertragene Krankheiten wie die West-Nil-
Virusinfektion, Lyme-Borreliose und Malaria
könnten häufiger auftreten, Krankheitserreger,

könnte. Was noch beunruhigender ist: Auch
die Übertragungssaison wird sich unter Um-
ständen verlängern und dafür sorgen, dass die
Menschen durchschnittlich pro Kopf effektiv
um 16 bis 28 Prozent stärker dem Risiko einer
Malaria-Infektion ausgesetzt sind.112 Es wird
geschätzt, dass weltweit 220 bis 400 Millionen
Menschen zusätzlich der Malariagefahr ausge-
setzt werden könnten.113

Die sich verändernden Wettermuster erzeu-
gen in vielen Regionen bereits neue Krankheits-
profile. Im östlichen Afrika haben die Über-
schwemmungen 2007 neue Brutstätten für
Krankheitsüberträger wie Moskitos geschaffen,
was Rift-Valley-Fieber-Epidemien ausgelöst
und zu einer stärkeren Malariabelastung
geführt hat. In Äthiopien folgte auf die schwe-
ren Überschwemmungen von 2006 eine Cho-
lera-Epidemie, die in weiten Teilen des Landes
zu Krankheiten und Verlusten von Menschen-
leben führte. Ungewöhnlich trockene und war-
me Wetterbedingungen im östlichen Afrika
werden mit der Ausbreitung des Chikungunya-
Fiebers in Verbindung gebracht, einer Virus-
erkrankung, die sich in der Region stark ver-
breitet hat.114

Auch könnte der Klimawandel noch mehr
Menschen dem Dengue-Fieber aussetzen.
Dengue-Fieber ist eine hochgradig klimaemp-
findliche Krankheit, die sich derzeit hauptsäch-
lich auf städtische Gebiete beschränkt. Breitet
sie sich im Zusammenhang mit dem Klimawan-
del nach Norden und Süden hin aus, könnte die
Anzahl der gefährdeten Menschen bis 2080 von
1,5 auf 3,5 Milliarden ansteigen.115 Es gibt
bereits nachgewiesene Fälle von Dengue-Fieber
in höheren Lagen, in Gebieten in Lateiname-
rika, die vormals Dengue-Fieber-frei waren. In
Indonesien haben wärmere Temperaturen zu
Mutationen des Dengue-Virus und zu einem
Anstieg der Todesfälle in der Regenzeit geführt.
Zwar gibt es keine Beweise dafür, dass ein dies
eine Folge des Klimawandels ist, doch Ende der
1990er Jahre wurden schwere Ausbrüche von
Dengue-Fieber und Malaria in Indonesien mit
El Niño und La Niña-Ereignissen in Verbin-
dung gebracht. Die Malaria breitete sich bis in
hohe Lagen des Hochlandes von Irian Jaya
aus.116
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Es wird geschätzt, 

dass weltweit 220 bis 

400 Millionen Menschen

zusätzlich der Malariagefahr

ausgesetzt werden könnten
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die durch verseuchtes Wasser übertragen wer-
den, könnten sich ausbreiten und die photoche-
mische Luftverschmutzung kann zunehmen.121

Es werden Strategien entwickelt, um etwas
gegen diese Risiken zu unternehmen.

Die Regierungen in der entwickelten Welt
müssen auf die Bedrohungen der öffentlichen
Gesundheit durch den Klimawandel reagieren.
Viele Behörden erkennen – wie in New York –
die besonderen Probleme an, mit denen arme
und anfällige Bevölkerungsgruppen konfron-
tiert sind. Doch wäre es falsch, wenn Länder,
die über erstklassige Gesundheitssysteme und
über die nötigen finanziellen Ressourcen ver-
fügen, um zu Hause etwas gegen die Bedrohun-

gen des Klimawandels zu tun, die Risiken und
Anfälligkeiten der Armen in Entwicklungslän-
dern bewusst ignorieren würden. Es muss drin-
gend gehandelt werden. Es müssen Studien
über die durch den Klimawandel entstehenden
Risiken für die öffentliche Gesundheit in Ent-
wicklungsländern durchgeführt werden. Dann
müssen Ressourcen mobilisiert werden, um ein
günstiges Umfeld für Maßnahmen zum Risiko-
management zu schaffen. Der Ausgangspunkt
zum Handeln besteht darin, anzuerkennen,
dass die reichen Länder selbst einen großen Teil
der historischen Verantwortung für die Bedro-
hungen tragen, mit denen die sich entwickeln-
de Welt nun konfrontiert ist.

Es muss dringend gehandelt

werden. Katastrophale 

Rückschläge bei der

menschlichen Entwicklung

sind vermeidbar
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„Wir werden nicht durch die Erinnerung an
unsere Vergangenheit weise“ schrieb George Ber-
nard Shaw, „sondern durch die Verantwortung
für unsere Zukunft.“ Aus Sicht der mensch-
lichen Entwicklung führt der Klimawandel die
Vergangenheit und Zukunft zusammen. 

In diesem Kapitel haben wir uns die ,ersten
Ernteergebnisse‘ der Klimakatastrophe ange-
schaut. Diese ,Ernte‘, die bereits begonnen hat,
wird zunächst die Fortschritte bei der mensch-
lichen Entwicklung verlangsamen. Mit fort-
schreitendem Klimawandel werden dann große
Rückschläge wahrscheinlicher. Die konkreten
Erfahrungen aus der Vergangenheit liefern uns
Einsichten in die Prozesse, die diese Rückschlä-
ge verursachen, doch angesichts des Klimawan-
dels wird die Zukunft nicht so aussehen wie die
Vergangenheit. Rückschläge bei der mensch-
lichen Entwicklung werden nicht linear verlau-
fen, es wird starke und sich gegenseitig verstär-
kende Rückkopplungseffekte geben. Durch Ein-
bußen bei der landwirtschaftlichen Produktivi-
tät wird das Einkommen sinken und dadurch
wird der Zugang zu Gesundheit und Bildung
sich verschlechtern. Weniger Chancen auf Ge-
sundheit und Bildung zu haben bedeutet wie-
derum, dass dadurch die Marktchancen einge-
schränkt werden und die Armut sich weiter ver-

schärft. Auf grundsätzlicherer Ebene wird der
Klimawandel die Möglichkeiten der verwund-
barsten Menschen der Welt untergraben, Ent-
scheidungen und Prozesse zu gestalten, die ihr
Leben beeinflussen.

Katastrophale Rückschläge bei der mensch-
lichen Entwicklung sind vermeidbar. Zwei Din-
ge sind nötig, um das Szenario für das 21. Jahr-
hundert in eine günstigere Richtung zu lenken.
Das erste ist die Vorbeugung gegen den Klima-
wandel. Ohne frühzeitige und drastische Redu-
zierungen der CO2-Emissionen wird ein gefähr-
licher Klimawandel stattfinden – und er wird
menschliches Potenzial in großem Umfang zer-
stören. Die Folgen werden sich in plötzlich
zunehmenden Ungleichheiten innerhalb ein-
zelner Länder und zwischen einzelnen Ländern
niederschlagen, und in zunehmender Armut.
Die reichen Länder können den unmittelbaren
Auswirkungen unter Umständen entkommen.
Doch sie werden nicht die Konsequenzen des
Ärgers, des Unmuts und der strukturellen Ver-
änderung menschlicher Siedlungsmuster ver-
meiden können, die mit dem gefährlichen Klima-
wandel in armen Ländern einhergehen.

Die zweite Notwendigkeit zur Abwendung
der in diesem Kapitel dargestellten Bedrohun-
gen ist die Anpassung. Keine noch so umfassen-

Schlussfolgerungen



werden ist unausweichlich – doch die Rück-
schläge bei der menschlichen Entwicklung sind
es nicht. Bei der Anpassung geht es letztlich um
die Erhöhung der Widerstandsfähigkeit der
Armen dieser Welt gegen ein Problem, dass im
Wesentlichen durch die reichsten Nationen
dieser Welt verursacht wurde.

den Vorbeugemaßnahmen werden anfällige
Menschen in Entwicklungsländern vor den
zunehmenden Risiken des Klimawandels
schützen, mit denen sie heute schon konfron-
tiert sind, oder vor der Erderwärmung, die der
Welt bereits mit Gewissheit bevorsteht. Dass
die Menschen zunehmenden Risiken ausgesetzt2
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3

Gefährliche  
Klimaänderungen  
verhindern:  
Klimaschutzstrategien



„Wir werden einen grundlegend
neuen Denkansatz brauchen, wenn
die Menschheit überleben soll.“
Albert Einstein

„Wenn man in die falsche Richtung
läuft, hat es keinen Zweck, das 
Tempo zu erhöhen.“
Mahatma Gandhi

„Allein können wir so wenig 
bewirken, gemeinsam dagegen 
so vieles.“
Helen Keller



Das Ergebnis wird durch die Klimaschutzansät-
ze bestimmt. Je länger wir Gegenmaßnahmen
hinauszögern, desto mehr werden sich die Kon-
zentrationen von Treibhausgasen in der Atmos-
phäre erhöhen, desto schwieriger wird es wer-
den, sie unter der Zielvorgabe von 450 ppm
CO2-Äq. zu stabilisieren, – und desto wahr-
scheinlicher wird es werden, dass im 21. Jahr-
hundert gefährliche Klimaänderungen stattfin-
den werden.

Bei unserem in Kapitel 1 beschriebenen nach-
haltigen Emissionspfad würden die Schutzmaß-
nahmen nach 2030 beginnen zu greifen und die
Welttemperaturen um das Jahr 2050 ihren
Höchststand erreichen. Diese Ergebnisse machen
die zeitliche Verzögerung zwischen dem Er-
greifen von Maßnahmen zur Bekämpfung des
Klimawandels und dem Sichtbarwerden des
Erfolgs deutlich. Sie lenken die Aufmerksam-
keit auch darauf, wie wichtig es ist, über den 
von Wahlperioden definierten Zeithorizont
hinauszudenken. Gefährliche Klimaänderun-
gen sind keine kurzfristige Krise, für die es eine
rasche Abhilfe gibt. Die heutige Generation
politischer Entscheidungsträger kann das Pro-
blem nicht lösen. Was sie tun können, ist, zu-

künftigen Generationen Möglichkeiten zu seiner
Bekämpfung offen zu halten und diese zu
erweitern. Das in Kapitel 1 beschriebene Koh-
lenstoffbudget für das 21. Jahrhundert liefert
ein Handlungskonzept, um dieses Ziel zu er-
reichen.

Um die Bekämpfungsmöglichkeiten offen
zu halten, bedarf es frühzeitiger und radikaler
Veränderungen der Energiepolitik. Seit der
industriellen Revolution bildeten Energiesys-
teme auf Kohlenstoffbasis den Motor für wirt-
schaftliches Wachstum und menschlichen Wohl-
stand. In den nächsten Jahrzehnten braucht die
Welt jedoch eine Energierevolution, die es allen
Ländern ermöglicht, Volkswirtschaften mit
niedrigem CO2-Ausstoß zu werden. Diese
Revolution muss in den Industrieländern
beginnen. Die Beschränkung auf ein nachhal-
tiges Kohlenstoffbudget für das 21. Jahrhun-
dert erfordert von den reichen Ländern eine
Verringerung der Treibhausgasemissionen um
mindestens 80 Prozent bis 2050 und um 30 Pro-
zent bis 2020. Wenn die Zielvorgaben erreicht
werden sollen, müssen ihre kumulierten Emis-
sionen zwischen 2012 und 2015 ihren Höchst-
stand erreichen und beginnen, nach unten zu

Die Beschränkung 

auf ein nachhaltiges 

Kohlenstoffbudget für das

21. Jahrhundert erfordert 

von den reichen Ländern 

eine Verringerung der 

Treibhausgasemissionen 
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Gefährliche Klimaänderungen 
verhindern: Klimaschutzstrategien3KAPITE

L

Der Klimawandel stellt uns vor eine riesige, langfristige und globale Herausforde-
rung, die sowohl innerhalb von Generationen als auch generationenübergreifend
schwierige Fragen über Gerechtigkeit und Menschenrechte aufwirft. Die Fähigkeit
der Menschheit, die damit verbundenen Probleme zu lösen, ist eine Probe aufs
Exempel für unsere Fähigkeit, die Folgen unseres eigenen Handelns zu bewältigen.
Gefährliche Klimaänderungen sind eine Bedrohung, keine unabänderliche Realität.
Wir können uns entscheiden, dieser Bedrohung zu begegnen und sie aus der Welt
zu schaffen oder sie zu einer ausgewachsenen Krise für die Armutsbekämpfung und
zukünftige Generationen ausufern zu lassen.
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Bekämpfung des Klimawandels beeinträch-
tigen.

Die internationale Zusammenarbeit macht
den dritten Grundpfeiler des Klimaschutzes
aus. Reiche Länder müssen bei der Bekämpfung
gefährlicher Klimaänderungen die Führung
übernehmen, denn sie müssen ihre Emission
am stärksten und als Erste verringern. Jeder
internationale Rahmen, innerhalb dessen nicht
Zielvorgaben für alle wichtigen Verursacherlän-
der von Treibhausgasemissionen festgelegt wer-
den, wird allerdings scheitern. Die Verhinde-
rung gefährlicher Klimaänderungen erfordert
auch in Entwicklungsländern einen Übergang
zu niedrigem CO2-Ausstoß. Die internationale
Zusammenarbeit kann dazu beitragen, diesen
Übergang zu erleichtern und sicherzustellen,
dass die zur Emissionsverringerung beschritte-
nen Wege nicht die menschliche Entwicklung
und das wirtschaftliche Wachstum beeinträch-
tigen.

Dieses Kapitel liefert einen Überblick über
die Klimaschutzherausforderung. Es beginnt
mit einem Blick auf die Erstellung zuerst globa-
ler und anschließend nationaler Kohlenstoff-
budgets. Die Umsetzung des globalen Kohlen-
stoffbudgets für das 21. Jahrhundert in natio-
nale Budgets ist der erste Schritt zum Schutz
vor gefährlichen Klimaänderungen. Sie ist auch
eine Voraussetzung für die erfolgreiche Anwen-
dung jeglicher multilateraler Vereinbarungen.
Bei den Verhandlungen zwischen den Regie-
rungen über den Rahmen für das Kyoto-Proto-
koll für die Zeit nach 2012 ist es wichtig, dass
die nationalen Zielvorgaben mit glaubwürdigen
globalen Zielvorgaben übereinstimmen. Der-
zeit besteht bei vielen Bemühungen um die
Festlegung von Zielvorgaben ein Defizit an
Klarheit und Konsistenz, das in manchen Fäl-
len noch durch eine Divergenz zwischen erklär-
ten Zielen und den energiepolitischen Rahmen
vergrößert wird.

In Abschnitt 3.2 wenden wir uns der Rolle
von Marktinstrumenten beim Übergang zur
Erstellung nachhaltiger Kohlenstoffbudgets
zu. Wir plädieren für die Einführung von CO2-
Steuern sowie Emissionshandelssystemen und
beleuchten die Probleme, die die Wirksamkeit
des weltweit größten dieser Systeme – des

weisen. Die Entwicklungsländer werden eben-
falls den Übergang zu niedrigem CO2-Ausstoß
in Angriff nehmen müssen, wenn auch mit
einer Geschwindigkeit, die ihre begrenzteren
Ressourcen sowie die Gebote des nachhaltigen
wirtschaftlichen Wachstums und der Armuts-
bekämpfung berücksichtigt.

Dieses Kapitel untersucht die erforder-
lichen Strategien zum Erreichen eines raschen
Übergangs in eine Zukunft mit niedrigem 
CO2-Ausstoß. Das Kohlenstoffbudget für das
21. Jahrhundert liefert ein Handlungskonzept,
um das vereinbarte Ziel zu erreichen: eine Welt
ohne gefährliche Klimaänderungen. Zielvorga-
ben und Handlungskonzepte sind jedoch kein
Ersatz für konkrete Maßnahmen. Sie werden
nur zur Bekämpfung des Klimawandels beitra-
gen können, wenn sie von wirksamen Klima-
schutzstrategien unterstützt werden.

Es gibt drei Grundpfeiler für den Erfolg.
Der erste besteht in der Festsetzung von Prei-
sen für CO2-Emissionen. Marktinstrumente
müssen entscheidend zur Schaffung von Anrei-
zen beitragen, die der Wirtschaft und den Ver-
brauchern signalisieren, dass sich die Emissions-
verringerung auszahlt – und dass die Kapazität
der Erde zur Absorption von CO2 begrenzt ist.
Die zwei allgemeinen Varianten für Preise auf
Treibhausgasemissionen lauten Besteuerung
und Emissionshandel.

Den zweiten Grundpfeiler des Klimaschut-
zes bilden Verhaltensänderungen im weitesten
Sinn des Wortes. In letzter Konsequenz setzt
erfolgreicher Klimaschutz voraus, dass Ver-
braucher und Investoren die Nachfrage auf
Energiequellen mit niedrigem CO2-Ausstoß
verlagern. Preisanreize können Verhaltensände-
rungen begünstigen – aber Preise allein werden
keine Verringerungen im notwendigen Aus-
maß oder Tempo bewirken. Den Regierungen
wird eine wichtige Rolle dabei zukommen, Ver-
haltensänderungen zu fördern, um den Über-
gang zu einer Volkswirtschaft mit niedrigem
CO2-Ausstoß zu unterstützen. Zu den wich-
tigen regulatorischen Instrumenten zählen Nor-
mensetzung, die Bereitstellung von Informatio-
nen, Förderung von Forschung und Entwick-
lung sowie bei Bedarf die Beschränkung von
Vorgehensweisen, die Bemühungen um die
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Emissionshandelssystems der EU (EU-EHS) –
verringert haben. In Abschnitt 3.3 beleuchten
wir jenseits von Besteuerung und Emissions-
handel die wichtige Rolle allgemeiner Regelun-
gen und Normen sowie öffentlich-privater
Partnerschaften in Forschung und Entwick-
lung.

Zum Abschluss des Kapitels wird auf das
nicht ausgeschöpfte Potenzial der internationa-
len Zusammenarbeit eingegangen. In Abschnitt
3.4 zeigen wir, wie finanzielle Unterstützung
und die Weitergabe von Technologie die Ener-

gieeffizienz von Entwicklungsländern verbes-
sern könnten. Dies wäre ein Szenario mit dop-
peltem Nutzen: zugunsten der menschlichen
Entwicklung und gegen den Klimawandel, weil
der Zugang zu erschwinglicher Energie erwei-
tert und Emissionen verringert würden. Die
Bekämpfung von Entwaldung und veränderter
Landnutzung – derzeit Ursachen für etwa 
20 Prozent der weltweiten Treibhausgasemis-
sionen – bildet einen weiteren Bereich, in dem
die Chancen der internationalen Zusammen-
arbeit bislang nicht genutzt werden.

Ein multilateraler Rahmen

kann jedoch nur zu den

gewünschten Ergebnissen

führen, wenn er von

nationalen Zielvorgaben 

und daran ausgerichteten

Maßnahmen untermauert ist
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Das Ende des aktuellen Verpflichtungszeit-
raums des Kyoto-Protokolls im Jahr 2012
eröffnet eine Chance für frühzeitige Fort-
schritte beim Klimaschutz. In Kapitel 1 haben
wir für einen multilateralen Rahmen zur För-
derung sorgfältig definierter Ziele eines globa-
len Kohlenstoffbudgets plädiert. Bei einem sol-
chen Rahmen müssen langfristige Ziele (bis
2050 eine Verringerung um 50 Prozent gegen-
über dem Niveau der Treibhausgasemissionen
im Jahr 1990) mit mittelfristigen Referenzwer-
ten kombiniert werden, die für gleitende Ver-
pflichtungszeiträume festgelegt werden. Der
multilaterale Rahmen muss auch praxisorien-
tierte Leitlinien für die Anwendung des Prin-
zips der „gemeinsamen, aber differenzierten
Verantwortung“ vorgeben und zu diesem
Zweck allgemeine Vorgehensweisen für Indus-
trie- und Entwicklungsländer beschreiben.

Ohne einen glaubwürdigen multilateralen
Rahmen wird die Welt gefährliche Klimaän-
derungen nicht verhindern können. Ein multi-
lateraler Rahmen kann jedoch nur zu den
gewünschten Ergebnissen führen, wenn er von
nationalen Zielvorgaben und an diesen Zielvor-
gaben ausgerichteten Maßnahmen untermau-
ert ist. Die logische Konsequenz eines sinnvol-
len globalen Kohlenstoffbudgets für das 21. Jahr-
hundert ist die Entwicklung nationaler Kohlen-
stoffbudgets innerhalb der Grenzen des globa-
len Ressourcenrahmens.

Erstellung von Kohlenstoffbudgets –
innerhalb der Belastungsgrenzen
unserer Umwelt leben

Die Erstellung nationaler Kohlenstoffbudgets
ist eine notwendige Grundlage für den multila-
teralen Rahmen für die Zeit nach 2012. In ihrer
einfachsten Form definieren Kohlenstoffbud-
gets eine Obergrenze der CO2-Äq.-Gesamt-
emissionen in einer vorgegebenen Zeitspanne.
Durch Festlegung einer gleitenden Haushalts-
periode von beispielsweise drei bis sieben Jah-
ren können Regierungen die Balance halten
zwischen der erforderlichen Gewissheit der
Einhaltung nationaler und globaler Zielvor-
gaben für die Emissionsverringerung und der
jährlichen Schwankung, die mit Fluktuationen
des Wirtschaftswachstums, der Kraftstoffprei-
se oder des Wetters einhergeht. Unter dem
Gesichtspunkt der Verringerung der CO2-
Emissionen wiegt der Emissionstrend im Zeit-
verlauf stärker als die jährlichen Schwankungen.

Es bestehen Parallelen zwischen der Erstel-
lung globaler und nationaler Kohlenstoffbud-
gets. In ähnlicher Weise, wie das in Kapitel 1
beschriebene globale Kohlenstoffbudget eine
Brücke zwischen heutigen und zukünftigen
Generationen schlägt, bewirken nationale Koh-
lenstoffbudgets Kontinuität über Wahlperio-
den hinweg. In Geldmärkten kann Ungewiss-
heit über die zukünftige Ausrichtung der Poli-

3.1 Zielvorgaben für den Klimaschutz festlegen



festzulegen, zugenommen. Nationale Regierun-
gen haben eine breite Palette von Zielen verab-
schiedet. Innerhalb von Ländern haben sich
auch Regierungen von Bundesstaaten und
Regionalregierungen an der Festlegung von
Zielvorgaben für die Emissionsverringerung
beteiligt (Tabelle 3.1).

Die Häufung der Bemühungen, Zielvorga-
ben festzulegen, hat zu beeindruckenden Ergeb-
nissen geführt. Das Kyoto-Protokoll selbst war
ein Versuch, mit globalen Klimaschutzzielen
verknüpfte nationale Obergrenzen festzulegen.
Die meisten OECD-Länder – Australien und
die Vereinigten Staaten bilden die wichtigsten
Ausnahmen – haben sich verpflichtet, ihre
Emissionen im Zeitraum zwischen 2008 und
2012 gegenüber dem Basisjahr 1990 zu verrin-
gern. Viele haben sich sogar zusätzliche Zielvor-
gaben zu eigen gemacht. Ein Beispiel dafür ist
die Europäische Union. Nach dem Kyoto-Pro-
tokoll muss die Europäische Union ihre Emis-
sionen um 8 Prozent verringern. Die Europäische
Union hat sich jedoch 2007 verpflichtet, die
Treibhausgasemissionen bis 2020 um „mindes-
tens“ 20 Prozent zu verringern und diesen Wert
auf 30 Prozent zu erhöhen, wenn eine interna-
tionale Übereinkunft erzielt wird. Bis 2050 soll
eine Verringerung um 60 bis 80 Prozent
erreicht werden. Mehrere Mitgliedstaaten
haben nationale Zielvorgaben für Verringerun-
gen gegenüber dem Niveau von 1990 beschlos-
sen. Dazu zählen die folgenden:
• Großbritannien hat für sich eine „Kyoto-

Plus“-Zielvorgabe in Form einer 20-prozen-
tigen Verringerung gegenüber dem Niveau
von 1990 bis zum Jahr 2010 festgelegt. Ein
in Vorbereitung befindliches Gesetz würde
die Regierung verpflichten, Verringerungen
um 26 bis 32 Prozent bis 2020 und um 
60 Prozent bis 2050 zu erreichen.1

• Frankreich hat eine nationale Zielvorgabe
für eine Verringerung der Emissionen um
75 Prozent bis 2050 verabschiedet.2

• Deutschland hat 2005 sein Nationales
Klimaschutzprogramm aktualisiert und um
eine Zielvorgabe für die Verringerung um
40 Prozent bis 2020 ergänzt (unter der
Voraussetzung, dass sich die EU zu einer
Verringerung um 30 Prozent verpflichtet).3

tik in Bezug auf Zinssätze, die Geldmenge oder
das Preisniveau zu Instabilität führen. Deshalb
nutzen viele Regierungen unabhängige Zentral-
banken, um dem Problem entgegenzuwirken.
Was den Klimawandel betrifft, so gilt, dass
Ungewissheit ein Hindernis für erfolgreichen
Klimaschutz ist. In jeder Demokratie ist es für
eine Regierung schwierig, ihre Nachfolger
unwiderruflich auf konkrete Schutzmaßnah-
men zu verpflichten. Die Fixierung multilatera-
ler Verpflichtungen in nationalen Gesetzen mit
dem Ziel der Einhaltung langfristiger Klima-
schutzziele ist jedoch eine wichtige Vorausset-
zung für die Kontinuität von Politik.

Die Erstellung nationaler Kohlenstoffbud-
gets ist auch ein Grundpfeiler internationaler
Übereinkünfte. Wirksame multilaterale Verein-
barungen müssen auf gemeinsamen Verpflich-
tungen und Transparenz basieren. Für Länder,
die an internationalen Abkommen mit dem Ziel
der Kontingentierung der globalen Treibhaus-
gasemissionen teilnehmen, ist es wichtig, dass die
anderen Partner ihre Verpflichtungen nachweis-
lich einhalten. Entsteht der Eindruck von Tritt-
brettfahrertum, schwächt dies mit Sicherheit sol-
che Abkommen, weil das gegenseitige Vertrauen
untergraben wird. Sicherzustellen, dass multila-
terale Verpflichtungen in transparenten nationa-
len Kohlenstoffbudgets verankert werden, kann
diesem Problem entgegenwirken.

Auf der nationalen Ebene können Kohlen-
stoffbudgets die Gefahr einer Verschlechterung
der wirtschaftlichen Lage verringern, indem 
sie Investoren und Verbrauchern klare Signale
hinsichtlich der zukünftigen Ausrichtung der
Politik vermitteln. Jenseits von Marktaspekten
können Kohlenstoffbudgets auch eine wichtige
Rolle dabei spielen, das Bewusstsein der Öffent-
lichkeit zu schärfen und Regierungen zur
Rechenschaft zu ziehen: Die Bürger können die
Ergebnisse von Kohlenstoffbudgets nutzen, um
den Beitrag ihrer Regierung zu multilateralen
Klimaschutzmaßnahmen zu beurteilen.

Die Zahl der Zielvorgaben für 
die Emissionsverringerung wächst

In den letzten Jahren hat die Zahl der Versuche,
mit Blick auf den Klimawandel Zielvorgaben
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Tabelle 3.1   Unterschiedlich ehrgeizige Zielvorgaben für die Reduzierung der Emissionen

Zielvorgaben und Vorschläge zur 
Verringerung der Treibhausgase

Kurzfristig
(2012-2015)

Mittelfristig
(2020)

Langfristig
(2050)

Nachhaltiger Emissionspfad des 
HDR (für die Industrieländer) Maximale Emissionen 30% mind. 80%

Ausgewählte Länder

Kyoto-Zielvorgaben a

(2008–2012) Nach-Kyoto-Zeitraum

Europäische Union b 8% 20 % (einzelstaatlich) oder 
30 % (gemäß internationaler 
Vereinbarung)

60-80 % (gemäß inter-
nationalen Vereinbarungen)

Frankreich 0% – 75%

Deutschland 21% 40% –

Italien 6,5% – –

Schweden Anstieg von 4 % 
(nationale Zielvorgabe: 
Reduzierung um 4 %) (bis 2010)

25% –

Großbritannien 12,5 % (nationale 
Zielvorgabe:20 %)

26–32% 60%

Australien c Anstieg von 8 % – –

Kanada 6% 20 % gegenüber 2006 60-70 % gegenüber 2006

Japan 6% – 50%

Norwegen Anstieg von 1 % 
(nationale Zielvorgabe: 
Reduzierung um 10 %)

30 % (bis 2030) 100%

Vereinigte Staaten c 7% – –

Ausgewählte Vorschläge auf bundesstaatlicher Ebene in den Vereinigten Staaten

Arizona – Auf dem Niveau von 2000 50 % unter dem Niveau 
von 2000 (bis 2040)

Kalifornien Auf dem Niveau von 2000 
(bis 2010)

Auf dem Niveau von 1990 80 % unter dem Niveau 
von 1990

New Mexico Auf dem Niveau von 2000 
(bis 2012)

10 % unter dem Niveau von 2000 75 % unter dem Niveau 
von 2000

New York 5 % unter dem Niveau von 1990 
(bis 2010)

10 % unter dem Niveau von 1990 –

Regional Greenhouse Gas Initiative 
(RGGI) d

Stabilisierung auf dem Niveau 
von 2002-2004 (bis 2015)

10 % unter dem Niveau von 
2002-2004 (bis 2019)

–

Ausgewählte Vorschläge des Kongresses der Vereinigten Staaten

Climate Stewardship and Innovation Act Auf dem Niveau von 2004 (bis 
2012)

Auf dem Niveau von 1990 60 % unter dem Niveau 
von 1990

Global Warming Pollution Reduction Act – Reduzierung um 2 % pro Jahr 
von 2011-2020

80 % unter dem Niveau 
von 1990

Climate Stewardship Act Auf dem Niveau von 2006 (bis 
2012)

Auf dem Niveau von 1990 70 % unter dem Niveau 
von 1990

Safe Climate Act von 2007 2009 level (by 2010) Reduzierung um 2 % pro Jahr 
von 2011-2020

80 % unter dem Niveau 
von 1990

Vorschläge von US-Nichtregierungsorganisationen

United States Climate Action Partnership Anstieg von 0-5 % gegenüber dem 
gegenwärtigen Niveau (bis 2012)

0-10 % unter dem „gegenwärtigen 
Niveau“ (bis 2017)

60-80 % unter dem 
„gegenwärtigen Niveau“

a. Die Kyoto-Zielvorgaben beziehen sich im Allgemeinen auf das Emissionsniveau der einzelnen Länder von 1990, bis 2008–2012; nur bei einigen Treibhausgasen 
(Fluorkohlenwasserstoffe, perfl uorierte Kohlenwasserstoffe und Schwefelhexafl uorid) haben manche Länder 1995 als Basisjahr gewählt.

b. Die Kyoto-Zielvorgaben gelten nur für die 15 Staaten, die zum Zeitpunkt der Unterzeichnung (1997) Mitglied der Europäischen Union waren.
c. Da das Kyoto-Protokoll von diesem Staat zwar unterzeichnet, aber nicht ratifi ziert wurde, ist die Verpfl ichtung nicht verbindlich.
d. Hieran beteiligt sind die Bundesstaaten Connecticut, Delaware, Maine, Maryland, Massachusetts, New Hampshire, New Jersey, New York, Rhode Island und Vermont.

Quelle: Rat der Europäischen Union 2007; Regierung von Australien 2007, Regierung von Kalifornien 2005, Regierung von Kanada 2005, Regierung von Frankreich 2007, 
Regierung von Deutschland 2007, Regierung von Norwegen 2007, Regierung von Schweden 2006; Pew Center on Climate Change 2007c; RGGI 2005; The Japan Times 
2007; UNFCCC 1998; USCAP 2007.



dungen kamen zu dem Ergebnis, dass durch
neue Anreize, die durch die Beschränkung
der Emissionen durch die Regierung des
Bundesstaats geschaffen werden, bis 2020
zusätzliche 59 Milliarden Dollar an Ein-
kommen erwirtschaftet und 20.000 neue
Arbeitsplätze entstehen könnten.6 Insge-
samt haben mittlerweile 17 amerikanische
Bundesstaaten Zielvorgaben in Bezug auf
Emissionen verabschiedet.7

• Regionale Initiativen. Die 2005 gegründete
Regionale Treibhausgas-Initiative (Regio-
nal Greenhouse Gas Initiative – RGGI) ist
das erste obligatorische Emissionshandels-
programm in den Vereinigten Staaten. Es
legt Obergrenzen für die Emissionen von
Kraftwerken fest und erstreckt sich mittler-
weile auf zehn Bundesstaaten.8 Seine Ziel-
vorgabe lautet auf die Begrenzung der Emis-
sionen auf dem heutigen Niveau von 2009
bis 2015 und ihre anschließende Reduzie-
rung um zehn Prozent bis 2019. 2007 wur-
de die Reichweite regionaler Initiativen
durch die Gründung der Western Regional
Climate Action Initiative mit Beteiligung
der Bundesstaaten Arizona, Kalifornien,
New Mexico, Oregon, Utah und Washing-
ton erweitert. Die kanadischen Provinzen
British Columbia und Manitoba schlossen
sich ihr noch im selben Jahr an, sodass
daraus eine internationale Partnerschaft
wurde. Die Teilnehmer werden bis 2009
eine regionale Zielvorgabe für Emissionen
festlegen und marktorientierte Programme
entwickeln, um sie zu erreichen.9

• Initiativen von Großstädten. Großstädte
beschließen ebenfalls Zielvorgaben für die
Emissionsverringerung. Insgesamt beabsich-
tigen etwa 522 Bürgermeister, die 65 Millio-
nen Amerikaner vertreten, eine Zielvorgabe
einer Verringerung um sieben Prozent
unter das Niveau von 1990 bis 2012 zu ver-
einbaren, wie sie das Kyoto-Protokoll für
die Vereinigten Staaten vorsah.10 New York
hat Begrenzungen der Emissionen aus den
Kraftwerken der Stadt eingeführt. Die Stadt-
verwaltung von New York hat auch ein
Gesetz verabschiedet, das eine Bestands-
aufnahme der Treibhausgasemissionen der

Im August 2007 hat die deutsche Bundesre-
gierung diese Verpflichtung bekräftigt und
ein Maßnahmenpaket verabschiedet, wel-
ches das Erreichen der Zielvorgabe gewähr-
leisten soll.4

Die Festlegung von Zielvorgaben hat sich
auch zu einem Thema auf der Agenda der G8
entwickelt. Auf dem G8-Gipfel im Jahr 2007
anerkannten die Staats- und Regierungschefs
im Prinzip die Notwendigkeit dringender und
abgestimmter Maßnahmen zur Verhinderung
gefährlicher Klimaänderungen. Formelle Ziel-
vorgaben wurden allerdings nicht beschlossen.
Die Gipfelteilnehmer sagten jedoch zu, dass sie
Entscheidungen Kanadas, der Europäischen
Union und Japans, die das ehrgeizige Ziel einer
Halbierung der globalen Emissionen bis 2050
beinhalten, „ernsthaft prüfen“ werden.5

Festlegung von Zielvorgaben „von
unten“ in den Vereinigten Staaten
In den Vereinigten Staaten gibt es derzeit keine
nationale Zielvorgabe für Gesamtemissionsver-
ringerungen. Im Rahmen der Global Climate
Change Initiative (GCCI) von 2002 hat die
Regierung als nationales Ziel die Verringerung
der Intensität der Treibhausgasemissionen,
gemessen am Verhältnis der Treibhausgasemis-
sionen zum BIP, definiert. Das Nichtvorhan-
densein eines nationalen Ziels für die Emissi-
onsverringerung hat jedoch die Entstehung
einer Reihe von Initiativen zur Festlegung von
Zielvorgaben nicht verhindert. Bundesstaaten
und Großstädte haben eigene quantitative Zie-
le verabschiedet. Zu den wichtigen Beispielen
zählen die folgenden:
• Initiativen von Bundesstaaten. Mit der Ver-

abschiedung des Klimaschutzgesetzes „Glo-
bal Warming Solutions Act“ wurden in
Kalifornien rechtlich verbindliche Zielvor-
gaben festgelegt: Bis 2020 soll das Niveau
der Treibhausgasemissionen von 1990 und
bis 2050 eine Verringerung um 80 Prozent
gegenüber dem Niveau von 1990 erreicht
werden (Kasten 3.1). Befürchtungen, dass
diese Zielvorgaben zwangsläufig die Wettbe-
werbsfähigkeit und die Beschäftigung
beeinträchtigen werden, werden von der
Evidenz nicht gut untermauert. Modellbil-
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gesamten Stadt vorschreibt und eine Ziel-
vorgabe von Verringerungen um sieben Pro-
zent unter das Niveau von 1990 für die
gesamte Stadt bis 2020 enthält. Während
die Verringerungen für den Privatsektor
nicht verpflichtend sind, muss die Stadtver-
waltung ihre Emissionen um 30 Prozent
verringern.11

Diese Initiativen müssen im Kontext gese-
hen werden. Wenn Kalifornien ein eigenstän-
diges Land wäre, wäre es der viertzehntgrößte
Verursacher von CO2-Emissionen, weshalb sei-
ne Führungsrolle von globaler Bedeutung ist.
Der Großteil der Emissionen wird jedoch wei-
terhin in Bundesstaaten verursacht, die keine
Emissionsbegrenzung planen. Auf Kalifornien
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Kasten 3.1 Führen durch Vorbild bei der Erstellung von Kohlenstoffbudgets – Kalifornien

Die sechstgrößte Volkswirtschaft auf der Welt, Kalifornien, hat seit

langem bei Energieeinsparungen und Umweltschutz eine Spitzen-

position auf nationaler und internationaler Ebene inne. Derzeitig

setzt der Bundesstaat Maßstäbe für globales Handeln zum Klima-

schutz.

Das kalifornische Klimaschutzgesetz „Global Warming Solutions

Act“ schreibt vor, dass der Bundesstaat bis 2020 die Treibhausgas-

emissionen auf das Niveau von 1990 begrenzen muss. Die langfris-

tige Zielvorgabe für die Verringerung lautet auf 80 Prozent bis 2050.

Das Gesetz ist das erste rechtlich verbindliche Programm zur Begren-

zung der Emissionen aus allen großen Industriezweigen auf der Ebene

der Bundesstaaten, das über eingebaute Sanktionen bei Verstößen

verfügt.

Das Gesetz basiert auf soliden institutionellen Regelungen. Der

Bundesstaat verleiht seiner Luftreinhaltungskommission (Air Resour-

ces Board) die Befugnis, zu bestimmen, in welchem Umfang Indus-

trieverbände zu den Emissionsverringerungen beitragen müssen.

Außerdem legt sie die Zielvorgaben und die Strafen für ihre Nichtein-

haltung fest. Das Gesetz sieht vor, dass das System bis 2010 funk-

tionieren muss und räumt der Industrie eine Zeit von drei Jahren zur

Vorbereitung auf die Umsetzung ein. Die Luftreinhaltungskommissi-

on muss auch eine Strategie entwickeln, mit der „die unter den

Gesichtspunkten der technologischen Machbarkeit und der Kosten-

wirksamkeit bis 2020 maximal möglichen Verringerungen von 

Treibhausgasen erreicht werden“ können. Diese Strategie, die ab

2010 rechtlich verbindlich sein soll, umfasst ein Emissionshandels-

programm auf der Grundlage quantitativer Ziele.

Die kalifornischen Zielvorgaben werden mit substanziellen po-

litischen Maßnahmen untermauert. Zu den wichtigsten zählen die

folgenden:

• Normen für Kraftfahrzeugemissionen. In den letzten vier Jahren

hat Kalifornien richtungsweisende höhere Emissionsnormen ver-

abschiedet. Das aktuelle Gesetz über Kraftfahrzeugnormen

schreibt eine Verringerung der Treibhausgasemissionen von

Neufahrzeugen um 30 Prozent ab 2016 vor. Der Bundesstaat ent-

wickelt auch eine Norm für Kraftstoffe mit niedrigem CO2-Aus-

stoß, die die Emissionsintensität von Kraftstoffen bis 2020 um 

20 Prozent verringern soll. Dies soll Anreize für Emissionsverrin-

gerungen bei der Mineralölverarbeitung sowie durch Biokraft-

stoffe und Elektrofahrzeuge schaffen.

Quelle: Arroyo und Linguiti 2007, State of California 2006.

• Leistungsnormen für die Stromerzeugung. Die Öffentlichkeit hat

die politischen Maßnahmen in diesem Bereich weniger interes-

siert verfolgt als das Klimaschutzgesetz „Global Warming Solu-

tions Act“; sie haben jedoch wichtige Auswirkungen. Dem ent-

sprechenden Gesetz zufolge muss die kalifornische Energiekom-

mission strenge Emissionsnormen für Strom festlegen, der im

Rahmen von langfristigen Verträgen bezogen wird, und zwar

unabhängig davon, ob der Strom im Bundesstaat erzeugt wird

oder aus Anlagen in anderen Bundesstaaten importiert wird. Die

Normen werden die Stromerzeugung mit niedrigem CO2-Ausstoß

einschließlich der Forschung zu und Entwicklung von Kraftwer-

ken vorantreiben, die CO2 abscheiden und speichern.

• Erneuerbare Energie. Kalifornien ist einer von 21 Bundesstaaten

mit einer Quotenregelung für erneuerbare Energie, in der eine

Zielvorgabe für den Anteil erneuerbarer Energie an der Strom-

erzeugung festgelegt wird („Renewable Portfolio Standard“). Bis

2020 will Kalifornien 20 Prozent seiner Stromerzeugung aus

erneuerbaren Quellen bestreiten. Der Staat wird über einen Zeit-

raum von zehn Jahren Rückvergütungen im Umfang von schät-

zungsweise 2,9 Milliarden Dollar an Haushalte und Unternehmen

auszahlen, die Solarstromanlagen installieren, und weitere Steuer-

vergünstigungen gewähren, die 30 Prozent der Installationskos-

ten abdecken sollen. Diese Fördermaßnahmen sind Teil der 

Initiative „Eine Million Solardächer“.

• Festlegung von Einsparungsstandards. 2004 verkündete die

Regierung von Kalifornien eine ehrgeizige Energieeinsparungs-

zielvorgabe des Äquivalents von 30.000 GWh bis 2013. Um diese

Zielvorgabe zu erreichen, wurden neue Geräte- und Baunormen

verabschiedet.

Drei wichtige Aspekte der Politik Kaliforniens sind für die Erstel-

lung von Kohlenstoffbudgets allgemein instruktiv. Erstens wurden in

den Gesetzen glaubwürdige Zielvorgaben festgelegt. Wenn alle

Industrieländer ihre Emissionen bis 2050 um 80 Prozent verringern

würden, befände sich die Welt auf einem potenziell nachhaltigen

Emissionszielpfad. Zweitens werden Einhaltung und Kontrolle mittels

wirkungsvoller institutioneller Mechanismen überwacht, was eine

Grundlage für Transparenz und Rechenschaftslegung schafft. Drit-

tens verfolgen die Gesetze einen Mittelweg zwischen vorgeschriebe-

nen Zielvorgaben, Anreizen und Regulierungsmaßnahmen zur Emis-

sionsverringerung und Innovationsförderung.



wie sich Treibhausgase aus Indien und den Ver-
einigten Staaten in der Erdatmosphäre vermi-
schen, hat eine Tonne CO2 aus San Francisco

und die RGGI-Staaten zusammengenommen
entfallen etwa 20 Prozent der Treibhausgas-
emissionen der Vereinigten Staaten. Genauso,
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Sonderbeitrag New York City übernimmt eine führende Rolle beim Klimaschutz

Was die Bekämpfung des Klimawandels betrifft, so wird viel über

hochfliegende, in der fernen Zukunft liegende Ziele geredet. Die

Frage ist jedoch: Was wird heute getan, um sie zu erreichen? In New

York City haben wir kürzlich einen ehrgeizigen, aber realisierbaren

Plan verabschiedet, der vorsieht, dass wir Maßnahmen gegen die

globale Erwärmung durchführen und die erste wirklich nachhaltige

Großstadt des 21. Jahrhunderts schaffen. Der Plan, für den wir die

Bezeichnung PlaNYC gewählt haben, umfasst 127 Initiativen. Wir

wollen damit die Luft- und Wasserverschmutzung verringern, ver-

seuchte Böden sanieren, unsere Infrastruktur und unser Energienetz

modernisieren sowie den CO2-Fußabdruck unserer Stadt signifikant

verringern. Kurz gesagt geht es darum, unseren Kindern eine grüne-

re und bessere Stadt zu hinterlassen.

Die Zeiten sind vorbei, in denen führende Köpfe aus dem öffent-

lichen und dem privaten Sektor so tun konnten, als ob ökologische

Nachhaltigkeit und Wettbewerbsfähigkeit unvereinbare Gegensätze

bildeten. Es hat sich herausgestellt, dass das genaue Gegenteil der

Fall ist. Der Kampf gegen die globale Erwärmung beginnt in vieler

Beziehung damit, zu lernen, effizienter zu werden. Investitionen in

energiesparende Technologie führen für Regierungen, Verwaltungen,

Unternehmen und Haushalten langfristig zu beträchtlichen Einspa-

rungen. Im Rahmen von PlaNYC hat sich New York City beispiels-

weise verpflichtet, im Lauf der nächsten zehn Jahre seinen Energie-

verbrauch um 30 Prozent zu verringern. Wir geben darüber hinaus

dem privaten Sektor Anreize für umweltfreundliches Bauen. Und wir

sind dabei, alle unsere 13.000 berühmten gelben Taxis nachzurüs-

ten. Damit verdoppeln wir ihre Kraftstoffeffizienz auf Werte, die denen

heutiger Hybridfahrzeuge gleichkommen oder sie sogar übertreffen.

Dies bedeutet nicht nur weniger CO2 und weniger Luftverschmut-

zung, sondern auch niedrigere Benzinrechnungen und damit mehr

Geld für die Fahrer.

PlaNYC wird uns helfen, unser Wirtschaftswachstum beizubehal-

ten und unsere Umwelt zu schützen. Er wird uns aber auch ermög-

lichen, unsere allgemeinen Verpflichtungen als Weltbürger zu erfül-

len. Der Bericht über die menschliche Entwicklung 2007/2008 kon-

statiert unmissverständlich, dass der Klimawandel eine der größten

Herausforderungen darstellt, mit denen die Menschheit je konfron-

tiert war, und dass es die anfälligsten Bevölkerungen auf der Welt

sind, die am unmittelbarsten gefährdet sind. Das Verhalten der

reichsten Nationen, die den allergrößten Teil der Treibhausgase

erzeugen, hat spürbare Folgen für Menschen in anderen Teilen der

Welt und insbesondere in den ärmsten Ländern.

Wir können uns nicht zurücklehnen und darauf warten, dass

andere handeln. Deshalb übernehmen Metropolen auf der ganzen

Welt die Führung beim Klimaschutz. Wer an der Spitze einer Groß-

stadt steht, konzentriert sich auf Ergebnisse, nicht auf Politik – darauf,

zu handeln, nicht darauf, der Parteilinie zu folgen. Obwohl die inter-

nationalen Klimaschutzvereinbarungen schwierig auszuhandeln und

noch schwieriger durchzusetzen waren, haben die Bürgermeister von

Großstädten Innovationen vorangetrieben und sich über erfolgreiche

Maßnahmen ausgetauscht. Im Februar 2007 gründete die United

States Conference of Mayors ein Klimaschutzzentrum, das den 

Bürgermeistern den Rat und die Unterstützung bieten soll, die sie

brauchen, um die Bemühungen ihrer Städte um die Verringerung der

Treibhausgasemissionen zu lenken. Und im Mai dieses Jahres war

New York City Gastgeber des Klimagipfels der Großstädte (C40 Large

Cities Climate Summit), an dem mehr als 30 Bürgermeister der größ-

ten Städte auf der Welt teilnahmen, um Ideen und Konzepte auszu-

tauschen, die sich im Kampf gegen den Klimawandel bewährt haben.

Die führende Rolle, die die Metropolen im Kampf gegen den

Klimawandel gespielt haben, zeigt sich in dem Umstand, dass viele

der in PlaNYC aufgenommenen Initiativen von anderen Großstädten

angeregt wurden. Vorbilder bei der Ausarbeitung unseres Plans zur

Erhebung von Straßenbenutzungsgebühren zur Verringerung des

Straßenverkehrs waren beispielsweise London, Stockholm und

Singapur, Berlin bei unseren Maßnahmen zugunsten erneuerbarer

Energie und grüner Dächer, Hongkong, Shanghai und Delhi bei unse-

ren innovativen Verbesserungen des Personennahverkehrs. Beim

Ausbau unseres Fuß- und Radwegenetzes haben wir uns auf die

Erfahrungen von Kopenhagen gestützt, bei unserem Plan zum Pflan-

zen von einer weiteren Million Bäume auf die von Chicago und Los

Angeles. Amsterdam und Tokio dienten uns bei unseren nahverkehrs-

orientierten Entwicklungsmaßnahmen als Vorbild und Bogotá bei

unseren Plänen für Metrobusse. Indem wir einen globalen Ansatz zu

einem globalen Problem wählen, konnten wir einen hochgradig loka-

len Plan ausarbeiten, der es uns ermöglichen wird, unseren Beitrag

im Kampf gegen den Klimawandel zu leisten und – wie wir hoffen –

zu einem Vorbild für andere zu werden.

Wie der Bericht über die menschliche Entwicklung 2007/2008

deutlich macht, ist es nicht länger hinnehmbar, dass die Regierungen

auf der Welt die Bedrohung durch den Klimawandel ignorieren. Eben-

so wenig dürfen gewählte Amtsinhaber noch Ziele für die ferne

Zukunft verkünden, ohne substanzielle Pläne dafür vorzulegen, wie sie

erreicht werden können. Außerdem müssen sie Zwischenziele benen-

nen, damit die Öffentlichkeit überprüfen kann, ob stetige Fortschritte

gemacht wurden, und sie diese Amtsinhaber und ihre Nachfolger für

deren Bilanz zur Rechenschaft ziehen kann. Als Inhaber von Spitzen-

ämtern ist es unsere Pflicht, entschlossen zu handeln, um wirkliche

Veränderungen herbeizuführen, – und damit heute zu beginnen.

Michael R. Bloomberg

Bürgermeister von New York City



die gleichen Auswirkungen wie eine Tonne aus
Houston. Angesichts fehlender verbindlicher
Zielvorgaben auf Bundesebene können Emis-
sionsverringerungen in einigen Staaten durch
mehr Emissionen in anderen aufgewogen wer-
den. Unabhängig davon haben die Initiativen
auf der bundesstaatlichen und der regionalen
Ebene einen politischen Anstoß zur Verord-
nung von Emissionsobergrenzen auf der Bun-
desebene gegeben.

Dieser Anstoß wurde vom Kongress der
Vereinigten Staaten aufgenommen. In den letz-
ten Jahren hat es eine stetige Häufung von
Gesetzesvorschlägen mit dem Ziel der Fest-
legung von Vorgaben für zukünftige Treibhaus-
gasemissionen gegeben. In der ersten Jahreshälf-
te 2007 erörterte der Kongress sieben unter-
schiedliche Gesetze, die auf die Verabschiedung
quantitativer Obergrenzen für die gesamte
Volkswirtschaft zielten.12 Eines dieser Gesetze –
der Climate Stewardship and Innovation Act –
sieht einen Emissionspfad mit Verringerungen
um 20 Prozent unter das Niveau von 1990 bis
zum Jahr 2030 und der anschließenden Ver-
schärfung auf 60 Prozent bis 2050 für die
Stromerzeugungs-, Verkehrs-, Industrie- und
Handelssektoren vor.

Außerhalb des Kongresses hat es eine Viel-
zahl breiter Initiativen gegeben, zu denen sich die
Industrie, Umweltschützer und andere Interes-
sengruppen zusammengefunden haben. Die
United States Climate Action Partnership
(USCAP) ist ein Beispiel. Dabei handelt es sich
um eine Allianz von 28 großen Unternehmen –
darunter BP America, Caterpillar, Duke Energy,
Du Pont und General Electric – und sechs füh-
renden nichtstaatlichen Organisationen (mit
mehr als eine Million Mitgliedern). Sie hat eine
Kombination von verbindlichen Ansätzen, tech-
nologischen Anreizen und anderen Maßnahmen
mit den Zielen gefordert, den Höchststand der
Emissionen nicht über 2012 hinauszuzögern
sowie Verringerungen gegenüber dem derzeiti-
gen Niveau um bis zu zehn Prozent bis 2017 und
um 80 Prozent bis 2050 zu erreichen.13 Viele der
beteiligten Unternehmen haben sich freiwillige
Zielvorgaben für die Emissionsverringerung
gesetzt, um der zukünftigen Festlegung obligato-
rischer Zielvorgaben zuvorzukommen.

Die Vorschläge von USCAP sind auf-
schlussreich. Jenseits der eigentlichen Zielvor-
gaben spiegeln sich darin wichtige Veränderun-
gen der Klimaschutzansätze wider. Noch vor
fünf Jahren standen viele der größten amerika-
nischen Unternehmen dem Gedanken verbind-
licher quantitativer Beschränkungen von Treib-
hausgasemissionen aus Prinzip ablehnend gegen-
über. Diese Einstellung ändert sich mittlerweile.
Zunehmend stufen Unternehmen quantitative
Ziele nicht mehr als Bedrohung, sondern viel-
mehr als eine Gelegenheit ein, die Anreize und
Aussichten für Investitionen mit niedrigem
CO2-Ausstoß eröffnet.

Paradoxerweise sehen viele große Unter-
nehmen jetzt darin ein Problem, dass es keinen
nationalen Rahmen gibt, der verbindliche
Obergrenzen für Treibhausgasemissionen vor-
schreibt, teils, weil dadurch Marktunsicherheit
entsteht, und teils, weil die Zunahme der Initia-
tiven auf der bundesstaatlichen und regionalen
Ebene zu einem komplexen Flickenteppich von
Regulierungssystemen geführt hat. Der ameri-
kanische Automobilherstellerverband (Alliance
of Automobile Manufacturers), dem unter
anderen General Motors und die Ford Motor
Company angehören, hat „einen nationalen
Ansatz zur Bekämpfung von Treibhausgasen
auf Bundesebene für die gesamte Volkswirt-
schaft“ gefordert.14 Der Verband der Stromer-
zeuger (Electric Power Supply Association) hat
ebenfalls seine Unterstützung für „umfassende
Gesetze auf Bundesebene zur verbindlichen
Minimierung der Folgen von Treibhausgasen“
bekundet.15

Vier Probleme von 
Zielvorgaben bei der Erstellung 
von Kohlenstoffbudgets

Bietet der neue Trend zur Festlegung von Ziel-
vorgaben in Industrieländern eine Grundlage
für Kohlenstoffbudgets, die es der Welt ermög-
lichen werden, gefährliche Klimaänderungen
zu verhindern?

Die Antwort auf diese Frage ist ein „Nein“
mit Einschränkungen. Auch wenn die Verab-
schiedung von Zielvorgaben ein ermutigender
Beweis dafür ist, dass die Ängste der Bevölke-
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1990 führen. Mit Blick auf die Erstellung
von Kohlenstoffbudgets sollte jede Verän-
derung des Basisjahrs mit Anpassungen der
Verringerungsvorgaben zur Kompensation
höherer Emissionen im Vergleich zu 1990
einhergehen.

• Falsche Indikatoren. Manche Regierungen
präsentieren Zielvorgaben für eine verrin-
gerte Kohlenstoffintensität als gleichwertig
mit Klimaschutzzielen. Dies ist eine Ver-
wechslung von Mitteln und Zielen. Die
Verringerung der CO2-Menge, die für jeden
Dollar Wertschöpfung (Kohlenstoffinten-
sität des Wachstums) oder für jede Einheit
an erzeugtem Strom (Kohlenstoffintensität
der Energie) ausgestoßen wird, ist ein wich-
tiges Ziel. Ohne Fortschritte in diesen
Bereich dürfte keine Klimaschutzstrategie
erfolgreich sein können. Worauf es jedoch
letztlich ankommt, ist die Gesamt-Emissi-
onsverringerung. Mit Blick auf die Erstel-
lung nachhaltiger Kohlenstoffbudgets sind
isolierte Zielvorgaben für die Kohlenstoff-
intensität ein Klimaschutz-Täuschungsma-
növer. Viele Länder können eine beeindru-
ckende Bilanz der Senkung der Kohlen-
stoffintensität vorweisen, verzeichnen aber
immer noch einen Anstieg der Emissionen
insgesamt (Grafik 3.1). Die Vereinigten
Staaten haben seit 1990 die Treibhausgasin-
tensität um etwa 25 Prozent verringert; ihre
Gesamtemissionen haben jedoch im glei-
chen Umfang zugenommen. Die GCCI
strebt eine weitere Senkung der Treibhaus-
gasintensität um 18 Prozent zwischen 2002
und 2012 an, was im Großen und Ganzen
dem Trend seit 1980 entspricht. Die Ener-
gy Information Administration, die Statis-
tikabteilung des amerikanischen Energiemi-
nisteriums, prognostiziert für denselben
Zeitraum jedoch eine Zunahme der CO2-
Emissionen um etwa 25 Prozent.17

• Unzureichende sektorale Abdeckung. Eine
wirksame CO2-Bilanzierung erfordert, dass
alle Emissionen im Budget berücksichtigt
werden. Bedauerlicherweise lassen die heu-
tigen Berichtssysteme einige Sektoren
„außen vor“. Beispielsweise wird der Flug-
verkehr in internationalen Bilanzen der

rung auf den Radarschirmen der Politik ihre
Spuren hinterlassen, haben viele der festgeleg-
ten Zielvorgaben bestenfalls eine schwache
Ähnlichkeit mit den Auflagen nachhaltiger
Kohlenstoffbudgets. Ungenügender Ehrgeiz ist
ein verbreitetes Problem. Ein anderes ist die
Verwirrung infolge einer starken Vermehrung
von Zielvorgaben, insbesondere wenn sich 
diese nicht ausreichend in der Energiepolitik
widerspiegeln. Es gibt vier allgemeine poten-
zielle Fehlerquellen bei der Festlegung von
Zielvorgaben im Zusammenhang mit Kohlen-
stoffbudgets, denen entgegengewirkt werden
muss:
• Ungenügender Ehrgeiz. Unser nachhaltiger

Emissionspfad liefert zwei plausible
Maßstäbe, mit deren Hilfe beurteilt werden
kann, wo die Industrieländer die Obergren-
zen ansetzen müssen. Der allgemeine Ziel-
pfad: Erreichen des Höchststands zwischen
2012 und 2015 sowie Verringerungen um
30 Prozent bis 2020 und um mindestens 
80 Prozent bis 2050 gegenüber dem Niveau
des Basisjahrs 1990. Dabei gibt es zwei Pro-
bleme: Erstens werden manche Zielvorga-
ben – beispielsweise die Großbritanniens
und mehrere Vorschläge in den Vereinigten
Staaten – diesen Maßstäben nicht gerecht
(Tabelle 3.1). Zweitens kann die Auswahl
der Referenzjahre ungenügenden Ehrgeiz
bei der Festlegung von Zielvorgaben ver-
schleiern. Manche Regierungen interpretie-
ren etwa die auf dem G8-Gipfel gegebene
Zusage, die Halbierung der Emissionen bis
2050 „ernsthaft prüfen“ zu wollen, als eine
implizierte Verringerung gegenüber dem
heutigen Niveau. Einfache CO2-Berechnun-
gen zeigen, warum Veränderungen der
Referenzjahre von Bedeutung sind. Die
Verschiebung des Referenzjahres für die
Vereinigten Staaten von 1990 auf 2004
würde beispielsweise die zulässige Emissi-
onsbasismenge um mehr als 900 Megaton-
nen CO2-Äq. vergrößern, was etwa den
deutschen Gesamtemissionen im Jahr 2004
entspricht.16 Für Kanada würde die gleiche
Verschiebung der Referenzjahre zu einer
Erhöhung der Emissionsbasismenge um 
27 Prozent gegenüber dem Niveau von
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Treibhausgase für das Kyoto-Protokoll
nicht berücksichtigt. In der Erdatmosphäre
gibt es diesen Unterschied nicht. Seit 1990
haben die CO2-Emissionen durch Flugzeug-
benzin von 331 auf 480 Megatonnen CO2

pro Jahr zugenommen. Der zweite Wert
entspricht etwa zwei Prozent der globalen
Emissionen. Weil die Emissionen aus dem
Luftverkehr jedoch unmittelbar in die hohe
Atmosphäre abgegeben werden, ist der
gesamte Erwärmungseffekt wesentlich stär-
ker und für drei Prozent der globalen
Erwärmung verantwortlich (der Wertebe-
reich reicht von zwei bis acht Prozent).18 Für
mehrere OECD-Länder gilt, dass auf den
Luftverkehr ein wichtiger und wachsender
Anteil des nationalen Beitrags zur globalen
Erwärmung entfällt. In Großbritannien
werden die jährlichen Emissionen aus dem
Luftverkehr Prognosen zufolge bis 2050 um
62 bis 161 Megatonnen CO2 zunehmen.
Um die Emissionen aus dem Luftverkehr 
zu kompensieren und die nationale Vorgabe
einer Verringerung der Gesamtemissionen
um 60 Prozent bis 2050 zu erreichen, 
müssten andere Sektoren ihre Emissionen
um 71 bis 87 Prozent verringern.19 Dies ist
keine plausible Lösung, weshalb man nicht
umhin kommen dürfte, dem Luftverkehr
Emissionsverringerungen zu verordnen.

• Ungenügende Dringlichkeit. Manchmal
können ordnungspolitische Entscheidun-
gen ohne große Nachteile aufgeschoben
werden. Beim Klimawandel ist dies jedoch
nicht der Fall. Weil die Emissionen langle-
big sind, führt die Verzögerung der Ent-
scheidung, sie zu verringern, zu einer Erhö-
hung des Bestands an Treibhausgasen und
verkürzt die Zeitspanne für ihre Verrin-
gerung. Mehrere Gesetzesvorschläge in 
den Vereinigten Staaten sehen begrenzte
Verringerungen bis 2020 gegenüber dem
Niveau von 1990 vor, gefolgt von stärkeren
Rückgängen in der Zeit danach. Dieser
Ansatz könnte unklug sein. Eine Studie für
die Vereinigten Staaten zeigt, dass ein Pfad
für den Beitrag zu einem globalen Stabili-
sierungsniveau von 450 ppm CO2-Äq. mit
jährlichen Verringerungen um drei Prozent

bis 2050 erreicht werden kann. Wenn die
entsprechenden Maßnahmen jedoch bis
2020 aufgeschoben würden, wären jährliche
Verringerungen von 8,2 Prozent erforder-
lich – was strenge Anpassungen und ein
unplausibles Tempo der technologischen
Innovation voraussetzen würde.20

Zielvorgaben sind wichtig, 
aber auch die Ergebnisse

Die Festlegung von Zielvorgaben ist nicht iden-
tisch mit dem Erreichen von Ergebnissen. Die
Erfahrungen mit dem Kyoto-Protokoll gemah-
nen ständig an die begrenzten Fortschritt bei
den Bemühungen, Ziele der Klimasicherheit
mit der Energiepolitik in Einklang zu bringen.

Die Erfahrungen von zwei Ländern mit ent-
gegengesetzten Bilanzen in Bezug auf das Kyo-
to-Protokoll sind aufschlussreich. In Kanada
hat das energieintensive Wirtschaftswachstum
die Aussichten auf die Einhaltung der Ver-
pflichtungen gemäß dem Kyoto-Protokoll voll-

3

G
efährliche K

lim
aänderungen verhindern: K

lim
aschutzstrategien

BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2007/2008 145

Verringerte Kohlenstoffintensität 
bedeutet nicht immer weniger 
Emissionen

Grafik 3.1

Quelle: Indikatorentabelle 24.
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vorgaben entspricht – wenn auch nicht primär
als Ergebnis einer reformierten Energiepolitik:
Eine Verlagerung beim Energiemix von Kohle
zu Erdgas war dafür ausschlaggebender. Das
Land hat jetzt ein ehrgeiziges Kohlenstoff-
budget definiert, das einen Pfad für verringerte
Emissionen bis 2050 vorgibt. Die CO2-Emissio-

ständig untergraben (Kasten 3.2). Während die
Kohlenstoffintensität der kanadischen Volks-
wirtschaft zurückgegangen ist, hat das Wirt-
schaftswachstum diesen Effekt aufgewogen und
die Gesamtemissionen in die Höhe getrieben.
Im Gegensatz zu Kanada ist Großbritannien
auf Kurs, was das Erreichen seiner Kyoto-Ziel-
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Kasten 3.2 In Kanada weichen Zielvorgaben und Ergebnisse voneinander ab

Kohlenstoffintensives wirtschaftliches Wachstum hat Kanada deut-

lich vom Kurs der Einhaltung seiner Kyoto-Verpflichtungen abge-

bracht. Die Erfahrungen des Landes veranschaulichen beispielhaft,

wie schwierig es ist, wirtschaftspolitische Maßnahmen im Inland mit

internationalen Verpflichtungen in Einklang zu bringen.

2004 beliefen sich die kanadischen Emissionen in die Erdatmo-

sphäre auf etwa 639 Millionen Tonnen CO2. Das sind zwar nur zwei

Prozent der CO2-Gesamtemissionen auf der Welt; Kanada verzeich-

net aber einen der weltweit höchsten Werte für die Pro-Kopf-Emis-

sionen – und der CO2-Fußabdruck wird tiefer. Seit 1990 haben die

CO2-Emissionen aus fossilen Brennstoffen um 54 Prozent oder fünf

Tonnen pro Kopf zugenommen. Dieser Anstieg ist größer als die 

Pro-Kopf-CO2-Gesamtemissionen von China.

Kanada ist auch weit davon entfernt, seine Verpflichtungen aus

dem Kyoto-Protokoll einzuhalten. Die Emissionen haben seit 1990

um 159 Millionen Tonnen CO2-Äq. zugenommen – ein Anstieg um 

27 Prozent insgesamt und um 33 Prozent über die Kyoto-Zielvor-

gaben.

Warum hat Kanada seine Kyoto-Zielvorgaben so deutlich ver-

passt? Das rasche wirtschaftliche Wachstum war ein Faktor. Ein

anderer war die Kohlenstoffintensität des Wachstums, gefördert

durch einen starken Anstieg der Investitionen in die Erdgas- und

Ölförderung. Die Treibhausgasemissionen im Zusammenhang mit

Exporten aus diesem Sektor haben seit 1960 von 21 auf 48 Millionen

Tonnen pro Jahr zugenommen.

Entwicklungen auf den Öl- und Erdgasmärkten haben zum kana-

dischen Kyoto-Defizit beigetragen. Angesichts steigender Ölpreise

ist der Abbau von Teersand in der Provinz Alberta wirtschaftlich

geworden. Im Gegensatz zur herkömmlichen Förderung aus Ölquel-

len wird aus Teersand Öl durch Abräumen der oberen Bodenschich-

ten oder durch Einsatz von Hochdruckdampf zur Aufheizung der

darunter liegenden Sandschichten und zur Verringerung der Visko-

sität des Bitumens gewonnen. Der Energieaufwand und die Treib-

hausgasintensität pro Barrel aus Teersand extrahierten Öls sind fast

doppelt so hoch wie bei der herkömmlichen Ölförderung.

Die Ölsandprospektion hat wichtige Auswirkungen auf die Ent-

wicklung der Treibhausgasemissionen in Kanada. Laut Schätzungen

des Kanadischen Verbandes der Mineralölproduzenten (Canadian

Association of Petroleum Producers) und der kanadischen Bundes-

behörde für die Regulierung des Energiesektors (National Energy

Board) werden sich die Ausgaben für die Produktion aus Ölsand

Quelle: Bramley 2005, Government of Canada 2005, Henderson 2007, Pembina Institute 2007a, 2007b.

zwischen 2006 und 2016 auf 95 Milliarden Kanadische Dollar belau-

fen. Es wird mit einer Verdreifachung der Extraktionsmenge auf mehr

als drei Millionen Barrel pro Tag gerechnet. Mit Blick auf den CO2-

Fußabdruck könnten die Treibhausgasemissionen aus Ölsand bis

2020 um den Faktor fünf zunehmen und dann mehr als 40 Prozent

der nationalen Emissionen ausmachen.

Angesichts des Umfangs der bereits getätigten Investitionen

dürfte es schwierig werden, diese Entwicklung noch zu verändern.

2006 wurden im Rahmen eines Luftreinhaltungsgesetzes neue Ziel-

vorgaben festgelegt, die bis 2050 Verringerungen um 45 bis 65 Pro-

zent gegenüber dem Niveau von 2003 vorsehen. Diese Zielvorgaben

sind jedoch nicht verbindlich – und es sind keine konkreten Maßnah-

men vorgesehen, um sie zu erreichen. Im Rahmen von Initiativen auf

Provinz- oder Kommunalebene wurden konkretere Vorschriften erlas-

sen, die einige beeindruckende Ergebnisse hervorgebracht haben.

Beispielsweise hat Toronto durch Initiativen zur Verbesserung der

Energieeffizienz, für die Nachrüstung älterer Gebäude und zur Depo-

niepolitik seine Emissionen drastisch gekürzt (um 40 Prozent gegen-

über dem Niveau von 1990 im Jahr 2005).

Kanada nimmt seit langem eine globale Führungsrolle im Kampf

gegen globale atmosphärische Umweltprobleme von saurem Regem

über die Zerstörung der Ozonschicht bis zum Klimawandel ein. Um

diese Tradition aufrechtzuerhalten, werden harte Entscheidungen

notwendig sein. Die David-Suzuki-Stiftung hat Emissionsverringerun-

gen von 25 Prozent bis 2020 und von 80 Prozent bis 2050 gefordert.

Diese Zielvorgaben sind erreichbar, allerdings nicht mit der derzei-

tigen Politik. Zu den Maßnahmen, die ergriffen werden können,

zählen die folgenden:

• beschleunigter Einsatz von Technologien mit niedrigem CO2-Aus-

stoß und höhere Investitionen in die CO2-Abscheidung und 

-Lagerung zur langfristigen Emissionsverringerung,

• die Auflage für Exporteure, dass der Kauf von kanadischem Öl

und Erdgas mit dem Kauf von verifizierbaren Emissionsverringe-

rungen durch Handelstransaktionen auf Kohlenstoffmärkten 

verknüpft wird,

• die Einführung einer CO2-Steuer auf Investitionen in die Ölsand-

produktion zur Finanzierung technologischer Innovationen und

des Kaufs von Emissionsgutschriften,

• strenge Regulierung von Produktionsstandards und Preisan-

reizen für die Ölsand- und Erdgasproduktion mit niedrigen Emis-

sionen.
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Kasten 3.3 Das britische Klimaschutzgesetz – Erstellung eines Kohlenstoffbudgets

Das Klimaschutzgesetz (Climate Change Bill) Großbritanniens ist ein

ehrgeiziger und innovativer Vorschlag zur Erstellung eines nationalen

Kohlenstoffbudgets, das die globalen Klimaschutzmaßnahmen unter-

stützen soll. Das Gesetz würde die Regierung zu verbindlichen

Emissionsverringerungen im Zeitverlauf verpflichten. Dieser Rahmen

könnte bei einer allgemeineren Anwendung in anderen Industrielän-

dern ein gestärktes Kyoto-System nach 2012 unterstützen. Es beste-

hen jedoch erhebliche Zweifel im Hinblick darauf, ob die Zielsetzung

ehrgeizig genug ist – und ob Großbritannien seine eigenen Zielvor-

gaben für die CO2-Verringerung erreichen kann.

Das Klimaschutzgesetz zeichnet einen Pfad für Emissionsverrin-

gerungen bis 2050 vor. Es zielt ausdrücklich auf einen Beitrag zu den

internationalen Bemühungen zur Verhinderung gefährlicher Klimaän-

derungen ab, worunter Großbritannien einen Anstieg der globalen

Durchschnittstemperatur um mehr als zwei Grad Celsius versteht. In

dem Plan wird die Zielvorgabe für die Verringerung der Treibhausgas-

emissionen bis 2050 auf 60 Prozent festgelegt. Bis 2020 soll zuvor

eine Verringerung um 26 bis 32 Prozent gegenüber dem Niveau von

1990 erreicht werden.

Diese Zielvorgaben würden in einem System von „Kohlenstoff-

budgets“ festgeschrieben: Obergrenzen für die CO2-Emissionen für

gleitende Fünfjahreszeiträume. Drei Budgets würden im Voraus

erstellt und dazu beitragen, einen langfristigen Horizont für Wirt-

schafts- und Investitionsentscheidungen zu definieren. Das Gesetz

würde Ermächtigungen beinhalten, die die Einführung zukünftiger

Maßnahmen zur Emissionskontrolle beschleunigen und erleichtern

würden. Zwei Problemen muss jedoch Rechnung getragen werden,

wenn das Klimaschutzgesetz den Rahmen für ein nachhaltiges Koh-

lenstoffbudget liefern soll:

Das erste Problem bezieht sich auf die Frage, ob die Zielsetzung

ehrgeizig genug ist. Die Emissionszielvorgaben in dem Klimaschutzge-

setz sind nicht mit dem Ziel vereinbar, gefährliche Klimaänderungen zu

verhindern. Unser nachhaltiger Emissionspfad geht davon aus, dass

die Industrieländer ihre Treibhausgasemissionen bis 2050 nicht um 

60 Prozent, sondern um mindestens 80 Prozent gegenüber dem

Niveau von 1990 verringern müssen. Außerdem nimmt der aktuelle

Rahmen den Luftverkehr und die Schifffahrt aus. Ihre Berücksichtigung

würde das kumulative Kohlenstoffbudget des Vereinigten Königreichs

bis 2050 um etwa 5,5 Gigatonnen CO2 oder 27 Prozent erhöhen.

Wenn die anderen Industrieländer sich an dem Pfad orientieren

würden, den das Klimaschutzgesetz Großbritanniens vorzeichnet,

wären gefährliche Klimaänderungen unausbleiblich. Er würde zu

überschlägigen atmosphärischen Konzentrationen von Treibhaus-

gasen von mehr als 660 ppm CO2-Äq. und möglicherweise sogar von

750 ppm CO2-Äq. führen. Diese Werte hätten einen Anstieg der glo-

balen Durchschnittstemperaturen von vier bis fünf Grad zur Folge,

der deutlich über der Schwelle für gefährliche Klimaänderungen liegt.

Die Grundvoraussetzung dafür, unterhalb der Schwelle von zwei Grad

Celsius zu bleiben, ist eine Stabilisierung der Treibhausgasmenge bei

450 ppm CO2-Äq.

Das zweite Problem, das gelöst werden muss, betrifft den Verlauf

der gegenwärtigen Treibhausgasemissionen (siehe die Grafik). Positiv

ist festzuhalten, dass Großbritannien einer kleinen Gruppe von Mit-

gliedsländern der Europäischen Union angehört, die auf Kurs sind,

was das Erreichen ihrer Zielvorgabe nach dem Kyoto-Protokoll

betrifft. Während die Volkswirtschaft seit dem Basisjahr des Kyoto-

Protokolls, dem Jahr 1990, um 47 Prozent gewachsen ist, sind die

CO2-Emissionen fünf Prozent niedriger. Weniger positiv ist der

Umstand, dass die gesamten Verringerungen vor 1995 stattgefunden

haben. Seit 2000 haben die Emissionen um neun Megatonnen CO2-Äq.

zugenommen (auf 567 Mt CO2-Äq. im Jahr 2006). Die Folge hiervon

ist, dass die nationale Zielvorgabe der Verringerung der CO2-Emissio-

nen um 20 Prozent gegenüber dem Niveau von 1990 bis 2010 jetzt

nicht mehr erreichbar ist. Wahrscheinlich wird nur noch eine Verrin-

gerung um weniger als die Hälfte dieser Zielvorgabe möglich sein.

Die Aufschlüsselung der CO2-Emissionsquellen nach Sektoren

hilft, einige der Probleme zu erkennen, die Großbritannien bewältigen

muss. Die Emissionen von Kraftwerken, die etwa ein Drittel der

Gesamtmenge ausmachen, haben in fünf der letzten sieben Jahre

zugenommen. Die Emissionen aus dem Verkehrssektor – derzeit die

zweitgrößte Emissionsquelle – nehmen drastisch zu, während sich

die von Industrie und Wohngebäuden wenig verändert haben. Um

diese Entwicklungsverläufe der CO2-Emissionen so zu verändern,

dass eine Gesamtverringerung um 26 bis 32 Prozent bis 2020 mög-

lich wird, muss die Energiepolitik an den Klimaschutzzielen ausge-

richtet werden. Zu den radikalen neuen Maßnahmen, die ergriffen

werden könnten, zählen beispielsweise die folgenden:

• CO2-Besteuerung und verstärkte Nutzung des Emissionshandels.

Die Festlegung von Preisen für CO2-Emissionen ist eine Voraus-

Die CO2-Trends liegen über der nationalen Zielvorgabe 
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vorgaben in Ergebnisse überführt werden. Dies
ist ein weiterer Bereich, in dem Kalifornien mit
gutem Beispiel vorangegangen ist. Damit die in
dem Bundesstaat beschlossene Begrenzung der
Emissionen verwirklicht wird, erhielt eine mit
einer großen Machtfülle ausgestattete Behörde
– die kalifornische Luftreinhaltungskommission
(California Air Resources Board) – den Auf-
trag, Vorschriften zu entwickeln, ein obligato-
risches Berichtssystem einzuführen und Emis-
sionsniveaus zu überwachen. Während die Ziel-
vorgaben von gewählten Entscheidungsträgern

nen aus Großbritannien sind jedoch im letzten
Jahrzehnt nicht zurückgegangen – und es ist
äußerst zweifelhaft, ob das Land nationale Ziel-
vorgaben für verringerte Emissionen erreichen
kann (Kasten 3.3).

Institutionelle Arrangements bestimmen zu
einem gewichtigen Teil die Glaubwürdigkeit
von Zielvorgaben für Emissionsverringerungen.
Bei der Erstellung von Kohlenstoffbudgets
kommt es wie bei der Finanzplanung sehr auf
Durchsetzungsfähigkeit an, nicht zuletzt dann,
wenn es darum geht, sicherzustellen, dass Ziel-
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Kasten 3.3 Das britische Klimaschutzgesetz – Erstellung eines Kohlenstoffbudgets (Fortsetzung)

setzung für die Erstellung nachhaltiger Kohlenstoffbudgets. Die

Einführung einer CO2-Steuer in der in diesem Kapitel beschriebe-

nen Höhe zu signalisieren, eröffnet einen Weg zur Verpflichtung

der Energiemärkte auf nachhaltige Zielvorgaben im Kohlenstoff-

budget. Einen anderen bietet die Nutzung des Emissionshandels-

systems der Europäischen Union (Abschnitt 3.2). Dies setzt

jedoch voraus, dass für die Emissionsobergrenze ein Wert fest-

gelegt wird, der mit der Zielvorgabe von 26 bis 32 Prozent für die

Emissionsverringerungen bis 2020 vereinbar ist.

• Maßnahmen im Energiesektor. Der zukünftige Energiemix bei der

Stromerzeugung wird die Emissionsentwicklung Großbritanniens

bestimmen. Die Ursache für den Anstieg der Emissionen war die

verstärkte Nutzung von Kohle, dem umweltschädlichsten fossilen

Brennstoff, seit Anfang 2000. Es könnten Regulierungsmechanis-

men eingeführt werden, um die rasche Stilllegung stark umwelt-

belastender Anlagen auf den Weg zu bringen. Parallel dazu sollte

die beschleunigte Einführung von emissionsfreien Kohlekraftwer-

ken zur Auflage gemacht werden. Großbritannien erzeugt auch

lediglich zwei Prozent seiner Gesamtenergie aus erneuerbaren

Energien und hat damit einen weiten Rückstand gegenüber den

bei der Nutzung erneuerbarer Energien führenden Ländern in der

Europäischen Union. Die so genannte Renewables Obligation, ein

Regulierungsinstrument, das die Strommenge vorschreibt, die

Stromanbieter aus erneuerbaren Quellen erzeugen müssen, hat

uneinheitliche Ergebnisse erbracht. Die aktuelle Zielvorgabe lautet

darauf, den Anteil der erneuerbaren Energie bis 2010 auf zehn

Prozent zu steigern und 2015 einen Anteil von 15 Prozent zu errei-

chen. Die derzeitigen Trends bleiben jedoch weit hinter diesen

Zielvorgaben zurück – und erst recht hinter der Zielvorgabe der

Europäischen Union von 20 Prozent bis 2020. Wenn Großbritan-

nien seine eigenen erklärten Ziele erreichen will, muss es die Ent-

wicklung von Wind- und Gezeitenkraftwerken beschleunigen. Eine

Möglichkeit wäre ein System zur Unterstützung erneuerbarer

Energien nach dem deutschen Vergütungssystem auf der Grund-

lage des Energieeinspeisegesetzes mit höheren Preisanreizen,

gestützt durch Investitionen der öffentlichen Hand.

Quelle: Anderson and Bowes 2007, Government of the United Kingdom 2006b, 2006c, 2007b, 2007c, 2007e, Seager und Milner 2007.

• Verringerung der verkehrsbedingten Emissionen. Besteuerung

und Regulierung sind sich gegenseitig verstärkende Instrumente

zur Verringerung der verkehrsbedingten Emissionen. Eine höhe-

re Besteuerung von Kraftstoffen ist ein möglicher Mechanismus

zur Nachfragesteuerung. Allgemein könnten die britischen Kraft-

fahrzeugsteuern (Vehicle Excise Duties) angepasst werden. Dabei

könnten sie stärker abgestuft werden, um den höheren CO2-

Emissionen bei Fahrzeugen mit niedriger Kraftstoffeffizienz, ins-

besondere Komfort-Geländewagen, Rechnung zu tragen. Das

nationale Kohlenstoffbudget könnte die Einführung der „Beprei-

sung von CO2-Emissionen“ als Einnahmequelle für Investitionen

in erneuerbare Energien in die Kraftfahrzeugsteuer vorsehen. In

diesem Rahmen könnte die Kraftfahrzeugsteuer nach 2010 für

alle Neufahrzeuge abgestuft werden, um eine stringente Beprei-

sung von CO2-Emissionen widerzuspiegeln. In der Zunahme der

Emissionen aus dem Verkehrssektor schlagen sich auch Schwä-

chen der Infrastruktur für den öffentlichen Verkehr und sinkende

Kosten für den privaten Verkehr im Vergleich zum öffentlichen

Verkehr nieder.

• Der Wohngebäudesektor. Der Energieverbrauch im Wohn-

gebäudesektor ist nach wie höchst ineffizient. Zum Heizen

eines durchschnittlichen Wohnhauses im derzeitigen Bestand

ist viermal so viel Energie erforderlich wie bei einem Neubau.

Etwa ein Drittel der Häuser, die 2050 bewohnt sein werden,

muss noch gebaut werden. In Verbindung mit der Übernahme

und Umsetzung der besten Normen in der Europäischen Union

eröffnet sich hier eine Chance für drastische Emissionsverringe-

rungen.

Die Festlegung der richtigen Zielvorgaben ist der Ausgangspunkt

für die Erstellung nachhaltiger Kohlenstoffbudgets. Letztlich müssen

Regierungen jedoch anhand von Maßnahmen und Ergebnissen beur-

teilt werden. Beeindruckende Inflationszielvorgaben zählen wenig bei

unkontrollierter Geldmenge. Das Gleiche gilt für Klimaschutzziel-

vorgaben. Die Herausforderung für Großbritannien besteht darin, eine

strengere Zielvorgabe mit einer weitreichenden Reform der Energie-

politik in Einklang zu bringen.



festgelegt werden, erfolgen die Umsetzung und
Verwaltung durch Behörden mit hoher tech-
nischer Kompetenz. Parallel dazu wurden die
Zielvorgaben durch weitreichende energiepo-
litische Reformen untermauert (siehe Kasten 3.1).
Im Gegensatz dazu hat die Europäische Union
zwar ehrgeizige Zielvorgaben für Emissionsver-
ringerungen beschlossen, verfügt jedoch weder
über einen institutionellen Rahmen für die
Umsetzung noch über eine kohärente Agenda
für Energiereformen: Die Energiepolitik liegt
zum allergrößten Teil in der nationalen Zustän-
digkeit (Kasten 3.4). Die Volkswirtschaften der
Transformationsländer  haben ebenfalls Ziel-
vorgaben nach dem Kyoto-Protokoll verab-
schiedet. Während sich die meisten auf Kurs
befinden, was das Erreichen der Zielvorgaben
betrifft, so ist dies eher auf ihre schlechte wirt-
schaftliche Lage in den 1990er Jahren zurück-
zuführen als auf Energiereformen – ein Bereich,
in dem die Fortschritte uneinheitlich waren
(Kasten 3.5).

Die Grenzen des Voluntarismus
Manche Länder haben primär auf freiwillige
Programme gesetzt, um Klimaschutzziele zu
erreichen. Die Ergebnisse waren uneinheitlich.
In manchen Fällen haben freiwillige Initiativen
durchaus etwas bewirkt. Angesichts der Bedro-
hung, die der Klimawandel darstellt, kann
Voluntarismus wirksames staatliches Handeln
jedoch nicht ersetzen.

Zu den Ländern, die auf freiwillige Zielvor-
gaben vertrauen, zählen Industrieländer, die das
Kyoto-Protokoll nicht ratifiziert haben. In den
Vereinigten Staaten ist die einzige Zielvorgabe
auf Bundesebene die (nicht verbindliche) Ziel-
vorgabe für die Emissionsintensität. Andere
wichtige Programme wie die Combined Heat
and Power Partnership und die Clean Energy–
Environment State Partnership versuchen, zu
freiwilligen Verringerungen in den jeweiligen
Branchen aufzurufen. In Australien beinhaltet
die nationale Klimaschutzstrategie eine recht-
lich nicht bindende Zielvorgabe: Emissions-
verringerungen um 87 Megatonnen CO2 bis
2010.21 Freiwillige Maßnahmen wie Verbrau-
cherinformationen und die Zusammenarbeit
mit dem Privatsektor sind die wesentlichen

Mechanismen, um das Ziel zu erreichen. Die
Ergebnisse waren nicht ermutigend. Kernstück
des freiwilligen Programms in Australien ist die
Initiative Greenhouse Challenge Plus (GCP).
Die mitwirkenden Unternehmen müssen
Treibhausgasbilanzen und Strategien für Emis-
sionsverringerungen auf Unternehmensebene
entwickeln und veröffentlichen. Das GCP hat
wesentlich dazu beigetragen, die öffentliche

3

G
efährliche K

lim
aänderungen verhindern: K

lim
aschutzstrategien

BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2007/2008 149

Kasten 3.4 Die Europäische Union: ihre Zielvorgaben für 2020 und 
ihre Strategien in den Bereichen Energie und Klimaschutz

„Ziel ist es, dass die Europäische Union eine weltweite Vorreiterrolle für einen

rascheren Übergang zu einer Wirtschaft mit geringerem CO2-Ausstoss spielt.“

José Manuel Barroso, Präsident der Europäischen Kommission, im Januar 2007

Was die Europäische Union energiepolitisch unternimmt, ist von weltweiter

Bedeutung. Ihre 27 Mitgliedstaaten produzieren rund 15 Prozent der weltweiten 

CO2-Emissionen und Europas Stimme hat bei den internationalen Verhandlungen

Gewicht. Wieviel diese Stimme tatsächlich wiegt, hängt jedoch entscheidend davon

ab, ob die EU Führungsstärke beweist, indem sie mit gutem Beispiel vorangeht.

Die Zielvorgaben sind hoch gesteckt. Im Jahr 2006 einigten sich die europäischen

Staaten darauf, bis 2020 eine Senkung der Treibhausgasemissionen um 20 Prozent –

bzw. im Falle eines internationalen Abkommens sogar um 30 Prozent – gegenüber

dem Niveau von 1990 anzustreben. Im Mittelpunkt der Strategie zur Erreichung der

Zielvorgaben steht die Selbstverpflichtung, die Energieeffizienz um 20 Prozent zu stei-

gern.

Doch die Umsetzung von Zielvorgaben in konkrete Politikmaßnahmen erweist sich

als schwierig. Vorschläge der Europäischen Union, durch eine Liberalisierung der

Märkte, unter anderem durch die „Entflechtung“ der Energieerzeugung, eine höhere

Effizienz zu erzielen, werden von mehreren Mitgliedstaaten in Frage gestellt.

Weiter gefasst: Es gibt keine für die gesamte Europäische Union gültige Strate-

gie, wie die Verpflichtung zu einer Emissionsreduzierung von 20 Prozent durch

Besteuerung, verschärfte Effizienznormen oder ein strikteres Emissionshandels-

system in Form von einzelstaatlichen Kohlenstoffbudgets umgesetzt werden soll. Das

Emissionshandelssystem der Europäischen Union (EU-EHS) ist zwar das weltweit

größte Programm seiner Art, doch ist es nicht auf eine Senkung der Emissionen um

20-30 Prozent ausgelegt (Kapitel 3.2).

Es bleibt weiter ungewiss, inwieweit die Europäische Union ihre Verpflichtungen

zur Emissionsreduzierung gemäß Kyoto-Protokoll wird erfüllen können. Die Schät-

zung für die Staaten, die schon vor 2004 EU-Mitglieder waren, lautet, dass sich mit

der gegenwärtig verfolgten Politik die Emissionen lediglich um 0,6 Prozent gegenüber

dem Ausgangswert von 1990 werden senken lassen. Dies bedeutet, dass die Mit-

gliedstaaten noch nicht einmal ein Zehntel des Weges in Richtung auf die Zielvorga-

be einer achtprozentigen Senkung zurücklegen werden. Die konsequentere Durch-

setzung der bereits bestehenden Effizienzvorschriften würde viel dazu beitragen, die-

sen Rückstand einzuholen.

Einen Schritt hat die Europäische Union unternommen, um eine Führungsrolle bei

der weltweiten Eindämmung der CO2-Emissionen einzunehmen: Sie hat hohe Ziel-

vorgaben gesetzt. Um diese Zielvorgaben in einen einheitlichen politischen Maßnah-

menkatalog umzusetzen, sind mehr Konsequenz und einschneidende Reformen des

EU-EHS erforderlich, wozu auch eine weit schärfere Begrenzung der Quoten gehört.

Quelle: CEC 2006b, 2007a; EC 2006c, 2007b; High-Level Task Force on UK Energy Security, 
Climate Change and Development Assistance 2007.
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Kasten 3.5 Verringerung der Kohlenstoffintensität in den Volkswirtschaften der Transformationsländer

Anhand der in den Ländern Mittel- und Osteuropas (CEE) und der

Gemeinschaft unabhängiger Staaten (GUS) gemachten Erfahrun-

gen lässt sich verdeutlichen, welch wichtige Rolle die Märkte spie-

len, aber auch, wohin es führt, wenn man die falschen Zeichen bei

der Preisbildung setzt.

Als diese Länder sich vor knapp 18 Jahren von der kommunis-

tischen Herrschaft lösten, wiesen sie mit die höchste Energieinten-

sität der Welt auf. Hohe Subventionen für die Energieerzeugung aus

Kohle und niedrige Preise für die Energienutzer waren der Grund für

geringe Effizienz und hohe CO2-Verschmutzung.

Mit dem Übergang von zentralen Planwirtschaften zur freien

Marktwirtschaft in der Region war ein schwieriger Umstrukturierungs-

prozess verbunden. In der ersten Hälfte der 1990er Jahre sanken mit

der rapide zurückgehenden Wirtschaftskraft auch der Energiebedarf

und die CO2-Emissionen. Dies erklärt, warum die Volkswirtschaften

von Transformationsländern ihre Kyoto-Vorgaben „übererfüllt“ haben.

Seitdem haben energiepolitische Reformen stattgefunden, die aber

noch kein eindeutiges Bild ergeben.

Die Energieintensität, das heißt der Energieeinsatz pro Einheit des

BIP, und die Kohlenstoffintensität des BIP sind in allen betroffenen

Ländern zurückgegangen, wenn auch mit sehr unterschiedlichem

Tempo und aus den unterschiedlichsten Gründen (siehe Tabelle). In

der Tschechischen Republik, Ungarn und Polen waren Wirtschafts-

reformen und Privatisierung der Auslöser für Fortschritte. In Polen 

hat die Energieintensität gegenüber dem Niveau von 1990 fast um

die Hälfte abgenommen. Tiefgreifende Reformen im Energiesektor,

u.a. eine kräftige Korrektur der realen Preise nach oben, sowie die

Transformation der Wirtschaft von großen Staatsunternehmen hin zu

privatwirtschaftlichen Firmen, haben einen rasanten technologischen

Wandel ausgelöst. Noch vor zehn Jahren setzte Polen bei der

Zementherstellung 2,5 Mal mehr Energie pro Einheit ein als im Durch-

schnitt der Europäischen Union. Dieses Gefälle ist nun aufgehoben:

Die Energieintensität des BIP ist um die Hälfte gesunken.

Dagegen ist die Energie- und Kohlen-

stoffintensität in der Ukraine weit weniger

stark zurückgegangen. Erschwerend

kommt hinzu, dass der Rückgang weniger

auf Reformen zurückzuführen ist denn auf

eine Veränderung beim Energiemix: Durch

Erdgasimporte aus der Russischen Föde-

ration konnte der Anteil der Kohle halbiert

werden. Der Reformprozess im Energie-

sektor muss noch voll einsetzen. Derzeit

werden die Energiepreise weiterhin hoch

subventioniert, ein negativer Anreiz für Effi-

zienzgewinne in der Industrie. Die Regie-

rung hat eine einflussreiche Kommission –

die sog. Blaues-Band-Kommission – ein-

gerichtet, die sich für weitreichende Refor-

men einsetzt. Ihre Vorschläge reichen von

einer kostendeckenden Preisgestaltung

über die Einrichtung einer unabhängigen

Kontrollbehörde für die Energiewirtschaft bis hin zur Streichung der

Subventionen. Die Umsetzung kam bisher nur schleppend voran, hat

jedoch nach der vorübergehenden Einstellung der Gaslieferungen

durch die Russische Föderation 2006 an Fahrt gewonnen.

Die Entwicklungen im Energiesektor der Russischen Föderation

sind aus der Sicht des globalen Klimawandels beunruhigend. Das

Land ist der drittgrößte CO2-Emittent der Welt und hat pro Kopf der

Bevölkerung einen CO2-Fußabdruck, der nur knapp unter dem

OECD-Durchschnitt liegt.

Die Russische Föderation hat das Kyoto-Protokoll im Jahr

2004 ratifiziert. Zu jenem Zeitpunkt lagen die Treibhausgasemis-

sionen um 32 Prozent unter dem Niveau von 1990. An dieser Tat-

sache lässt sich ablesen, wie tief die mit dem Übergang verbunde-

ne Rezession war. Gegenüber dem Niveau von 1990 hat man

schon erhebliche Fortschritte gemacht. Die Russische Föderation

hat jedoch weiterhin eine sehr energieintensive Volkswirtschaft –

doppelt so intensiv wie das Nachbarland Polen. Ein Grund dafür ist

darin zu suchen, dass Wirtschaftsreformen bisher immer nur

Stückwerk blieben. Es wurden zwar viele der zumeist ineffizient

wirtschaftenden Staatsunternehmen aufgelöst, doch der Auf-

schwung der Wirtschaft basiert auf energieintensiven Sektoren wie

Bergbau und Erdgas.

Auch Energiereformen wurden nur halbherzig betrieben. Dies

lässt sich anhand des Erdgassektors veranschaulichen: Schätzun-

gen zufolge hat Gazprom, das staatliche Energieunternehmen, im

Jahr 2004 annähernd zehn Prozent seiner Gesamtproduktion durch

Lecks und leistungsschwache Kompressoren eingebüsst. Auch das

unwirtschaftliche Abfackeln von Gas ist ein Problem. Unabhängige

Schätzungen kommen zu dem Ergebnis, dass durch das Abfackeln

rund 60 Milliarden Kubikmeter Erdgas – weitere acht Prozent der Pro-

duktion – verloren gehen. Es wird angenommen, dass die Russische

Föderation womöglich für knapp ein Drittel der daraus rührenden glo-

balen Emissionen verantwortlich ist.

Russische Föderation a  1.984  1.470 1.524  13,4  10,6  0,63  0,49  1,61  1,17 

Polen 1348 1301 1307  9,1  8,0  0,36  0,20  1,24  0,68 

Ukraine a 600  307 330  11,5  7,0  0,56  0,50  1,59  1,18 

Ungarn 60 55  57  5,8  5,6  0,24  0,17  0,50  0,37 

Tschechien a 138  119  117  13,4  11,4  0,32  0,26  1,03  0,66 

Slowakei a 44  35  36  8,4  6,7  0,37  0,26  0,96  0,51 

Mittel- und 
osteuropäische 
Länder plus GUS

4.182  2.981  3.168  10,3  7,9  0,61  0,47  1,49  0,97 

OECD  11.205  12.886  13.319  10,8  11,5  0,23  0,20  0,53  0,45 

Abnehmende Kohlenstoff- und Energieintensität 
in den Volkswirtschaften der Transformationsländer

a. Die Daten in der Spalte „1990“ beziehen sich auf 1992. 

Quelle: : Berechnungen des HDRO auf der Grundlage der Indikatorentabellen 22 und 24.
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Debatte fundierter zu machen, und viele
Unternehmen haben innovative Strategien für
Emissionsverringerungen beschlossen. Die Ge-
samttreibhausgasemissionen Australiens ohne
Berücksichtigung veränderter Landnutzung
waren 2004 dennoch 25 Prozent höher als
1990.22 Die CO2-Emissionen aus der Energie-
wirtschaft waren um ein Drittel und die aus
industriellen Prozessen um 16 Prozent höher.23

Voluntarismus führt offensichtlich nicht zu
den erforderlichen Ergebnissen.

Mehrere Regierungen von Bundesstaaten
und Territorien haben dies erkannt und nah-
men es zum Anlass, für ein nationales Pro-
gramm für obligatorische Emissionsverringe-
rungen einzutreten, um die freiwilligen
Anstrengungen zu ergänzen. Ein wichtiges Bei-
spiel ist der Bundesstaat New South Wales, der
eine Zielvorgabe für die Verringerung der
Treibhausgasemissionen um 60 Prozent bis
2050 festgelegt hat.24 Mit dem Ziel einer kurz-
fristigeren Wirkung wurde 2002 ein bundes-
staatliches Gesetz verabschiedet, das auf eine
Senkung der Pro-Kopf-Emissionen aus der
Stromerzeugung und dem Stromverbrauch von
8,6 auf 7,3 Tonnen zwischen 2003 und 2007
abzielt – eine Verringerung um fünf Prozent
gegenüber dem Schwellenwert des Kyoto-Pro-
tokolls.25 Das Greenhouse Gas Abatement
Scheme legt jedes Jahr Zielvorgaben für die
Treibhausgasverringerung in dem gesamten
Bundesstaat fest und verpflichtet die einzelnen
Stromanbieter zur Einhaltung obligatorischer
Richtwerte auf der Grundlage ihres Anteils am
Strommarkt.26 Wie in den Vereinigten Staaten
ist dies ein Beispiel für politische Initiative zum
Klimawandel „von unten“.

Regierungen in Ländern, die das Kyoto-
Protokoll ratifiziert haben, haben ebenfalls mit

dem Privatsektor bei freiwilligen Initiativen
zusammengearbeitet. In Japan hat die Regie-
rung im Einvernehmen mit dem Wirtschafts-
dachverband Japanese Business Federation den
Voluntary Action Plan (VAP) ausgearbeitet.
Das Problem besteht darin, dass Unternehmen
ihre eigenen Zielvorgaben festlegen können.
2005 entwickelte die japanische Regierung
einen neuen Plan, der das Land zurück auf
Kurs bringen und es ihm ermöglichen sollte,
durch eine Verringerung der Industrieemissio-
nen um neun Prozent bis 2010 seine Kyoto-
Verpflichtungen einzuhalten. Die Zielvorgabe
nach dem VAP für die Industrie- und Energie-
umwandlungssektoren lautet darauf, 2010
Emissionsniveaus unter denen von 1990 zu
erreichen.27

All dies soll die Bedeutung freiwilliger Maß-
nahmen auf Unternehmensebene nicht schmä-
lern. In den Vereinigten Staaten warten viele
Unternehmen nicht, bis verbindliche Zielvor-
gaben der Regierung sie zwingen, ihre Geschäft-
spraxis zu verändern. Sie handeln jetzt.28 2003
schlossen sich 35 Investoren mit einem Anlage-
vermögen von 4,5 Billionen Dollar zum Car-
bon Disclosure Project zusammen, einer frei-
willigen Vereinbarung zur Berichterstattung
von Unternehmensemissionen. An dem Pro-
jekt nehmen mittlerweile 155 institutionelle
Investoren mit einem Gesamtanlagevermögen
von 21 Billionen Dollar teil.29 Viele Unterneh-
men beteiligen sich an einem freiwilligen Pro-
gramm mit der Bezeichnung Energy Star, das
Standards für Energieeffizienz festlegt. Unter-
nehmen in der Strombranche investieren in
den Aufbau von Kapazität zur Stromerzeugung
aus erneuerbaren Energien. Einer der weltweit
größten Stromversorger – American Electric
Power – hat sich selbst das ehrgeizige Ziel
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Kasten 3.5 Verringerung der Kohlenstoffintensität in den Volkswirtschaften der Transformationsländer (Fortsetzung)

Länder wie die Russische Föderation besitzen ein riesiges Poten-

zial für Entwicklungen bei Energieeffizienz und Klimaschutz, von

denen alle Beteiligten profitieren. Der Emissionshandel mit Kohlen-

stoffmärkten wie dem EU-EHS könnte viel zur Förderung von Inves-

titionen in Technologien mit geringerem CO2-Ausstoß beitragen. Das

vorhandene, für alle Seiten gewinnbringende Potenzial kann jedoch

Quelle: GUS 2006; High-Level Task Force on UK Energy Security, Climate Change and Development Assistance 2007; Olshanskaya 2007; Perelet, Pegov und
Yulkin 2007; Stern 2006; UNDP, Ukraine 2005; Ürge-Vorsatz, Miladinova und Paizs 2006.

nur freigesetzt werden, wenn durch Energiereformen neue Anreiz-

strukturen geschaffen werden. Höhere Energiepreise, ein Herunter-

schrauben der Subventionen, die Einführung eines stärker wett-

bewerbsorientierten Energiesektors sowie die Stärkung der unabhän-

gigen Kontrollfunktionen und weiterreichende Führungsreformen

zählen zu den Prioritäten.



tralien oder in den Vereinigten Staaten die
Emissionstrends nach unten zu drücken. In
anderen Bereichen der Ordnungspolitik – bei-
spielsweise der nationalen Sicherheit, der Reak-
torsicherheit oder der Regulierung von
Umweltbelastungen – würden Regierungen
sich nicht ausschließlich auf freiwilliges Han-
deln verlassen. Wenn es jedoch um den Klima-
schutz geht, besteht eine schädliche Tendenz,
die Rolle der „Entscheidungsfreiheit“ über- und
die Bedeutung staatlichen Handelns unterzu-
bewerten. Die Grenzen des Voluntarismus
nicht zu berücksichtigen, wird den Klimaschutz
beeinträchtigen.

gesetzt, bis 2010 ein oder mehrere Kraftwerke
mit integrierter Kohlevergasung (IGCC-Kraft-
werke) zu bauen. Umweltbelastende Branchen
wie die Stahl- und Zementindustrie haben
ebenfalls Technologien zur Emissionsverringe-
rung entwickelt.

Diese positiven Beispiele zeigen, dass frei-
willigen Klimaschutzinitiativen eine wichtige
Rolle zukommt. Sie können Entscheidungs-
grundlagen für Verbraucher liefern, Anreize für
Unternehmen schaffen und Modelle auf der
Basis erfolgreicher Beispiele aus der Praxis etab-
lieren. Freiwillige Maßnahmen reichen jedoch
nicht aus. Sie haben es nicht vermocht, in Aus-
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In den letzten Jahren hat sich die Debatte über
den Klimawandel verlagert. Der Streit geht
nicht mehr darum, ob sich die Erde erwärmt,
oder darum, ob vom Menschen verursachter
Klimawandel verantwortliches Handeln ist.
Heute dreht sich die Debatte darum, wie das
Problem gelöst werden kann.

In einer idealen Welt würden sich die
Grenzkosten von CO2-Emissionen am Schaden
– oder den externen Effekten – orientieren, die
durch zusätzliche Emissionen verursacht wer-
den, sodass die für diese Emissionen verant-
wortlichen Akteure die sozialen Vollkosten
ihres Handelns tragen müssten. In der realen
Welt ist die Belastung von CO2-Emissionen
mit dem Vollkostenpreis jedoch ein schwieriges
Unterfangen. Die monetären und allgemeine-
ren sozialen Kosten von CO2-Emissionen sind
hoch, aber ungewiss – und sie erstrecken sich
über nationale Grenzen und Generationen. Ein
wichtiges Resultat ist, dass die Verursacher nicht
die Folgen ihrer Umweltbelastungen tragen.

All dies ist kein unüberwindliches Hinder-
nis für die Entwicklung der CO2-Bepreisung.
Wir sind vielleicht nicht in der Lage, die ge-
nauen sozialen Kosten von Emissionen zu be-
rechnen. Wir wissen jedoch, in welcher Größen-
ordnung Emissionsverringerungen erfolgen

müssen, damit gefährliche Klimaänderungen
verhindert werden. Unser nachhaltiger Emis-
sionspfad liefert eine erste Annäherung. Die
unmittelbare Herausforderung besteht darin,
den Preis für CO2-Emissionen auf ein Niveau
zu treiben, das diesem Pfad entspricht, – entwe-
der durch Steuern oder durch Quoten oder
durch beides.

Besteuerung oder Emissionshandel

Die Argumente für die Festsetzung eines Prei-
ses für CO2-Emissionen als Bestandteil einer
Klimaschutzstrategie werden zunehmend allge-
mein anerkannt. Aber wie hoch sollte der Preis
sein? Und wie sollte er ermittelt werden? Diese
Fragen stehen im Zentrum einer etwas polari-
sierten Debatte über die jeweiligen Vorteile von
CO2-Besteuerung und Emissionshandel. Die
Polarisierung ist nicht hilfreich – und sie ist
unnötig.

Sowohl die CO2-Besteuerung als auch
Emissionshandelssysteme würden wirtschaft-
liche Anreize zur Emissionsverringerung schaf-
fen. Bei einer CO2-Besteuerung würden Verur-
sacher für jede Tonne der von ihnen erzeugten
Emissionen einen Preis zahlen müssen. Um
damit eine bestimmte angestrebte Emissions-

3.2 Preise für CO2-Emissionen festsetzen – 
die Rolle von Märkten und Regierungen



verringerung zu erzielen, müssen Entscheidun-
gen darüber getroffen, wie hoch die Steuer sein
soll, wer sie zahlen soll und wie die Einnahmen
verwendet werden sollen. Beim Emissionshan-
del legt die Regierung eine Obergrenze für die
Gesamtemissionen fest. Danach gibt sie handel-
bare Zertifikate aus, bei denen es sich in der Pra-
xis um „Verschmutzungsrechte“ handelt, die
Unternehmen ermöglichen, CO2-Emissionen
in einem festgelegten Umfang zu verursachen.
Wer seine Emissionen billiger verringern kann,
kann seine Zuteilungen an andere verkaufen,
die ansonsten ihre Verpflichtungen nicht ein-
halten könnten. Beim Handel mit Emissions-
rechten müssen Entscheidungen darüber
getroffen werden, bei welcher Menge die Emis-
sionsobergrenze festgelegt wird, wer Zertifika-
te erhalten sollte und wie viele der Zertifikate
verkauft statt kostenlos zugeteilt werden soll-
ten.

Die Argumente für 
eine CO2-Besteuerung
Die Befürworter einer CO2-Besteuerung machen
vielfältige Vorteile gegenüber Emissionshandels-
systemen geltend.30 Diese lassen sich in vier
Kategorien zusammenfassen:
• Verwaltung. Die Befürworter steuerrecht-

licher Ansätze behaupten, dass diese größere
administrative Vorteile bieten. Im Prinzip
können Abgaben auf CO2-Emissionen im
Standardsteuersystem eingeführt werden.
Die Möglichkeiten zur Steuerumgehung
können durch die Durchsetzung an zentra-
len Punkten der Volkswirtschaft begrenzt
werden. Eine Schätzung für die Vereinigten
Staaten besagt, dass eine auf 2000 Unter-
nehmen angewendete CO2-Steuer so gut
wie den Gesamtverbrauch an fossilen Brenn-
stoffen abdecken und somit die Möglich-
keiten zur Steuerumgehung begrenzen wür-
de.31

• Beschränkung der von Interessengruppen ver-
ursachten Verzerrungen. Wie bei jedem Sys-
tem, in dem Quoten zugeteilt werden, sind
Emissionshandelssysteme anfällig für die
Manipulation durch Interessengruppen.
Ein Kritiker hat es so formuliert: Die Aus-
gabe von Zertifikaten sei „für diejenigen, 
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die die Rechtevergabe kontrollieren, im
Wesentlichen wie Gelddrucken“.32 Wer wie
viele Rechte erhält und zu welchem Preis sie
vergeben werden, muss in politischen Pro-
zessen entschieden werden. Diese Prozesse
sind unweigerlich den Versuchen einfluss-
reicher Akteure ausgesetzt, Druck auszu-
üben. Zu solchen Akteuren zählen Stromer-
zeuger, Mineralölunternehmen, Industrie
und Handel, um nur einige zu nennen.
Betrügerisches Verhalten von allen und
jedem ist als die Achillesferse von Emissions-
handelsansätzen bezeichnet worden. 

• Preiskalkulierbarkeit. Sowohl die Besteue-
rung als auch der Emissionshandel erhöhen
die Kosten von CO2-Emissionen. Sie tun
dies aber auf unterschiedliche Weise. CO2-
Steuern beeinflussen den Preis in kalkulier-
barer Weise unmittelbar. Im Gegensatz
dazu wird mit Emissionshandelssystemen
die Menge kontrolliert. Weil bei solchen
Systemen die Emissionsmenge festgelegt
wird, treiben sie die Preise durch jede
Anpassung, die mit der Quotenobergrenze
übereinstimmt. Kritiker des Handels mit
Emissionsrechten behaupten, dass Quoten
die Energiepreisschwankungen verschärfen
werden und dies Auswirkungen auf die Ent-
scheidungen von Unternehmen über Inves-
titionen und von Haushalten über ihren
Konsum haben wird.

• Einnahmenmobilisierung. Die CO2-Besteu-
erung kann potenziell hohe Einnahmen
abwerfen. Weil die Steuerbasis für CO2-Ab-
gaben so groß ist, könnte selbst eine geringe
Steuer hohe Beträge einbringen. In der
OECD würde eine Steuer auf energiebezo-
gene CO2-Emissionen in Höhe von 20 Dol-
lar pro Tonne CO2 zu jährlichen Einnah-
men von bis zu 265 Milliarden Dollar füh-
ren.33 Die Einnahmen aus der CO2-Besteue-
rung können eine Quelle für Mittel zur
Reform des Steuersystems unter Wahrung
der fiskalischen Neutralität darstellen (das
heißt, das Verhältnis zwischen Steuerein-
nahmen und BIP bleibt unverändert). CO2-
Steuereinnahmen können verwendet wer-
den, um die Steuern auf Arbeit und Inves-
titionen zu senken oder um neue Anreize

Die Befürworter einer 

CO2-Besteuerung machen

vielfältige Vorteile gegenüber

Emissionshandelssystemen

geltend



ter eingegangen wird, nehmen weniger als
11.000 Unternehmen teil. Die Verwaltung von
CO2-Abgaben über das Steuersystem hat viel-
leicht einige operative Vorteile. Steuersysteme
können jedoch ebenfalls höchst komplex sein.
Dies gilt insbesondere, wenn sie Ausnahmen
und Sonderbestimmungen umfassen, wie dies
bei der CO2-Besteuerung der Fall sein würde.
Außerdem sind die Gestaltung und Umsetzung
von Steuersystemen nicht weniger der Einfluss-
nahme durch Interessengruppen ausgesetzt
als die Zuteilung von Berechtigungen in
Emissionshandelssystemen.

Bei Emissionshandelssystemen ist ein Pro-
blem die Preisvolatilität. Auch diesbezüglich ist
es jedoch wichtig, die Unterschiede nicht zu
stark zu betonen. Wenn quantitative Ziele in
der Form verringerter Emissionen erreicht wer-
den sollen, muss auf die quantitativen Ergebnis-
se ständig mit einer Anpassung der CO2-
Besteuerung reagiert werden. Grenzsteuersätze
müssten angepasst werden, um Unter- oder
Überschreitungen zu berücksichtigen, und die
Ungewissheit über die Grenzsteuersätze würde
zu einer Ursache von Instabilität bei den Ener-
giepreisen werden.

Wie verhält es sich mit dem Argument, dass
CO2-Steuern einen kalkulierbaren Einnahmen-
strom zur Finanzierung einer allgemeinen Steu-
erreform garantieren? Dies ist ein wichtiger
potenzieller Nutzen. Emissionshandelssysteme
können jedoch ebenfalls Einnahmen abwerfen,
wenn dabei Emissionsrechte versteigert werden.
Transparente Versteigerungen bieten neben der
Einnahmenmobilisierung zahlreiche weitere
Vorteile: Sie verbessern die Effizienz und verrin-
gern die Einflussmöglichkeiten von Interessen-
gruppen, womit sie zwei großen Nachteilen von
Quotensystemen entgegenwirken. Bei jedem
Emissionshandelssystem sollte die Ankündigung
der sukzessiven Einführung und anschließenden
Ausweitung von Versteigerungen bis zur voll-
ständigen Zuteilung von Emissionsrechten auf
diesem Weg integraler Bestandteil des Systemde-
signs sein. Bedauerlicherweise geschieht dies
beim EU-EHS nicht, während mehrere amerika-
nische Bundesstaaten die Entwicklung von
Emissionshandelssystemen auf der Grundlage
von Versteigerungen vorgeschlagen haben.

für die Entwicklung von Technologien 
mit niedrigem CO2-Ausstoß zu geben. Bei-
spielsweise hat Norwegen Anfang der
1990er Jahre eine CO2-Steuer auf Energie
eingeführt, die heute fast zwei Prozent des
BIP einbringt. Die Einnahmen aus der
CO2-Besteuerung haben die technologische
Innovation unterstützt und Senkungen der
Arbeitssteuern finanziert.34 In Dänemark
hat die CO2-Besteuerung eine wichtige Rol-
le bei der Verringerung der Kohlenstoffin-
tensität und der Förderung der Entwick-
lung erneuerbarer Energien gespielt. Seit
1990 ist der Kohleanteil an der Primärener-
gie von 34 auf 19 Prozent zurückgegangen,
während sich der Anteil der erneuerbaren
Energien auf 16 Prozent verdoppelt hat.

Steuern und Quoten: Der Unterschied
kann übertrieben dargestellt werden
Die CO2-Besteuerung eröffnet einen wirksamen
Weg zur Emissionsverringerung. Viele der an-
geblichen Vorteile treffen zu, ebenso wie viele
der unterstellten Probleme von Emissionshan-
delssystemen. Dennoch spricht Vieles für die
Einführung des Handels mit Emissionsrechten,
insbesondere um die kurz- und mittelfristigen
Ziele zu erreichen, von denen die erfolgreiche
Verhinderung gefährlicher Klimaänderungen
letztlich abhängt. Außerdem können die Unter-
schiede zwischen dem Emissionshandel und der
Besteuerung übertrieben dargestellt werden. In
der Praxis ist keiner der beiden Ansätze per se
komplexer als der andere. Beide erfordern
Überwachung, Durchsetzung und wirksame
Steuerungssysteme – und bei beiden muss die
Frage der Verteilung von Kosten und Nutzen
auf die Gesellschaft geklärt werden.

Die Komplexität der Verwaltung ist ein
Bereich, bezüglich dessen die Unterschiede
übertrieben dargestellt wurden. In jedem Wirt-
schaftssektor können Systeme auf Quotenbasis
zu außerordentlich schwierigen Verwaltungs-
problemen führen.35 Die Konzentration von
CO2-Emissionen in großen Kraftwerken und
kohlenstoffintensiven Branchen ermöglicht es,
Emissionshandelssysteme auf eine relativ kleine
Zahl von Unternehmen zu beschränken. Am
EU-EHS, auf das weiter unten noch detaillier-
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Unter dem Gesichtspunkt des Klimaschut-
zes bieten Emissionshandelssysteme mehrere
Vorteile. Man sollte es vielleicht so formulieren,
dass Steuern mehr Preissicherheit bieten, Emis-
sionshandelssysteme dagegen mehr Umwelt-
sicherheit. Die strenge Durchsetzung der Quote
garantiert eine quantitative Emissionsobergren-
ze und überlässt die Anpassung an die Folgen
dem Markt. Das Programm der Vereinigten
Staaten gegen sauren Regen liefert ein Beispiel
eines Emissionshandelssystems, das zu greifba-
rem Umweltnutzen geführt hat. Zielvorgabe
des 1995 eingeführten Programms war eine 
50-prozentige Verringerung der Schwefeldioxid-
emissionen (SO2). Handelbare Rechte wurden
in zwei Stufen an Kraftwerke und andere SO2-
intensive Unternehmen ausgegeben, was Anreize
für rasche technologische Veränderungen schuf.
Heute sind die Zielvorgaben fast erreicht, und
empfindliche Ökosysteme erholen sich bereits.36

Im Kontext des Klimawandels könnten
Quoten das wirksamste Instrument sein, was
das Erreichen der strengen kurzfristigen Ziel-
vorgaben für Emissionsverringerungen betrifft.
Einfach ausgedrückt bieten Emissionshandels-
systeme einen quantitativen Mechanismus für
das Erreichen quantitativer Ziele. Die Fest-
legung des „richtigen“ Grenzsteuersatzes würde
im Laufe der Zeit eine entsprechende Wirkung
erzielen. In der Frühphase den „falschen“ Satz
anzuwenden, würde die Klimaschutzbemühun-
gen jedoch schmälern, weil das zu höheren
Emissionen führen würde, die später strengere
Anpassungen erfordern würden.

Von Bedeutung in jeder Debatte über die
relativen Vorteile von CO2-Besteuerung und
Emissionshandelssystemen ist Klarheit über die
Zielsetzung. Diese muss sich am Zielpfad der
CO2-Emissionen für die Verhinderung gefähr-
licher Klimaänderungen orientieren. In den
Industrieländern erfordert dieser Zielpfad Ver-
ringerungen um 30 Prozent bis 2020 und um
mindestens 80 Prozent bis 2050 gegenüber dem
Niveau von 1990. Die Glaubwürdigkeit jedes
Emissionshandelssystems als Mechanismus zur
Verhinderung gefährlicher Klimaänderungen
hängt davon ab, dass es an diesen Zielvorgaben
ausgerichtet ist – eine Voraussetzung, die das
EU-EHS derzeit nicht erfüllt (siehe unten).
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Es lässt sich schwer einschätzen, wie hoch
der CO2-Steuersatz sein müsste, um mit unse-
rem nachhaltigen Emissionspfad zu überein-
stimmen. Es gibt keine Vorlage für die Ein-
schätzung des Grenzsteuersatzes, der diesem
Pfad entspricht. Ein Grund hierfür ist die
Ungewissheit über die Beziehung zwischen ver-
änderten Marktanreizen und technologischer
Innovation. Ökonomischen Modellen zufolge
würde ein Preis zwischen 60 und 100 Dollar
pro Tonne CO2-Ausstoß den notwendigen 
Klimaschutzmaßnahmen mehr oder weniger
entsprechen. Die Einführung der Steuer müss-
te zeitlich sorgfältig gestaffelt werden, um das
zweifache Ziel zu erreichen, die langfristige
Ausrichtung der Politik zu vermitteln und
gleichzeitig keine Marktstörungen zu verursa-
chen. Eine Möglichkeit ist ein abgestufter
Ansatz etwa der folgenden Art:
• Einführung einer Steuer in Höhe von zehn

bis 20 Dollar pro Tonne CO2-Ausstoß im
Jahr und

• eine jährliche Anhebung der Steuer um fünf
bis zehn Dollar pro Tonne CO2-Ausstoß
mit gleitender Anpassung unter Berücksich-
tigung des nationalen Emissionenzielpfads.37

Es sollte betont werden, dass das Ziel der
Einführung einer CO2-Steuer dem Klima-
schutz dient – nicht der Verbreiterung der Ein-
nahmenbasis. Steuern auf CO2-Emissionen
können erhöht werden, ohne die Gesamtsteu-
erlast zu erhöhen. Eine fiskalisch neutrale CO2-
Steuerreform kann potenziell sogar zur Finan-
zierung allgemeinerer Reformen des Steuersys-
tems dienen. Wie bereits erläutert, kann die
Senkung von Steuern auf Arbeit oder Inves-
titionen Anreize für die Entwicklung von
Technologien mit niedrigem CO2-Ausstoß
schaffen. Weil die CO2-Besteuerung potenziell
zu höheren Energiepreisen führen kann, ist es
auch wichtig, durch die Verwendung von Ein-
nahmen zur Unterstützung unterer Einkom-
mensgruppen die regressiven Effekte zu über-
winden.

Wo sollten CO2-Steuern oder Emissions-
handelsprogramme angewendet werden? Der
optimale Ansatz wäre, einen einzigen globalen
Preis für CO2-Emissionen festzulegen und die
Verteilungskonsequenzen durch internationale
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kohlenstoffintensive Infrastruktur fördern. Zu
den Beispielen zählen die folgenden:
• In den Vereinigten Staaten belaufen sich

laut Schätzungen des Joint Committee on
Taxation des Kongresses im Zeitraum von
2006 bis 2010 die jährlichen Steuervergüns-
tigungen für die Erkundung und Erschlie-
ßung fossiler Brennstoffe auf zwei Milliar-
den Dollar.38 Alte Kohlekraftwerke unter-
liegen in den Vereinigten Staaten weniger
strengen Umweltauflagen nach dem Luft-
reinhaltungsgesetz (Clean Air Act) als neue-
re Anlagen – was letztlich eine indirekte
Subvention für die Umweltverschmutzung
ausmacht.39

• 2004 schätzte die Europäische Umwelt-
agentur die Subventionen für die Kohleför-
derung in den staatlichen Haushalten auf
insgesamt 6,5 Milliarden Euro – an der
Spitze Deutschland (3,5 Milliarden Euro)
und Spanien (eine Milliarde Euro) – und
die extrabudgetäre Unterstützung auf einen
ähnlichen Umfang.40 2005 bewilligte die
Europäische Kommission eine Beihilfe in
Höhe von zwölf Milliarden Euro für zehn
Steinkohlebergwerke in Deutschland.41

• Flugzeugbenzin für Inlands- und inter-
nationale Flüge ist in vielen Ländern steuer-
befreit. Dies steht im offensichtlichen
Widerspruch zu der Besteuerung von Auto-
mobilkraftstoffen, bei denen die Abgaben
einen beträchtlichen Anteil an den von 
den Verbrauchern gezahlten Endpreisen aus-
machen. Der Steuervorteil von Flugbenzin
stellt eine implizite Subventionierung des
Flugverkehrs dar, deren Umfang allerdings
von Land zu Land variiert.42 Daher zählen die
Streichung von Subventionen und die
Besteuerung von Flügen und Flugzeugbenzin
oder die Einbeziehung des Flugverkehrs in
Emissionshandelssysteme zu den Prioritäten.

Emissionshandelssysteme – 
Erfahrungen mit dem Emissions-
handelssystem der EU

Die Realpolitik liefert beim Klimaschutz über-
zeugende Argumente für den Handel mit Emis-
sionsrechten. Ganz unabhängig von den Vor-

Transfers zu kompensieren (in der gleichen Wei-
se, wie nationale Transfers genutzt werden, um
Besteuerungseffekte auszugleichen). Theoretisch
ist es möglich, einen Übergangspfad zu diesem
Ziel zu konzipieren. Abgestufte Steuern oder
Emissionsquoten können dabei die Umstände
reicher und armer Länder widerspiegeln. In der
Praxis fehlen auf der Welt jedoch die politischen,
administrativen und finanziellen Steuerungs-
strukturen zur Überwachung von Steuer oder
Emissionshandelssystemen für sowohl Industrie-
als auch Entwicklungsländer. Das bedeutet
nicht, dass die Welt nicht auf ein globales Preis-
system für CO2-Emissionen zusteuern kann. Das
Problem ist die zeitliche Staffelung. Für die
Industrieländer ist es prioritär, in Übereinstim-
mung mit den Zielvorgaben für die Emissions-
verringerungen des nachhaltigen Emissionspfa-
des auf bestehenden Emissionshandelssystemen
aufzubauen oder CO2-Steuern einzuführen. Die
Integration der sich im Entwicklungsstadium
befindlichen Kohlenstoffmärkte in Australien,
Europa, Japan und den Vereinigten Staaten wür-
de ein Grundgerüst für den globalen CO2-Han-
del entstehen lassen. Die Entwicklungsländer
könnten sich internationalen Systemen schritt-
weise anschließen, indem sie eigene Emissions-
handelssysteme gründen oder CO2-Steuern ein-
führen, wenn sie mit ihren Bemühungen begin-
nen, ihre Emissionen über einen sehr langen
Zeithorizont zu verringern.

Widersinnige Subventionen abbauen
Der Klimaschutznutzen von CO2-Steuern oder
Emissionshandelssystemen wird unabhängig
von den jeweiligen Vorteilen begrenzt, wenn
Regierungen Reformen in diesen Bereichen
nicht durch einen Abbau der Subventionen für
fossile Brennstoffe ergänzen. Obwohl die
OECD-Länder als Gruppe diese Subventionen
im Laufe der Zeit verringert haben, verzerren
sie weiterhin Märkte und schaffen Anreize für
kohlenstoffintensive Investitionen. Schätzun-
gen zufolge belaufen sich die Gesamtsubventio-
nen für Energie aus fossilen Brennstoffen in der
OECD auf 20 bis 22 Milliarden Dollar jährlich.
Unter dem Gesichtspunkt des Klimaschutzes
senden diese Subventionen genau die falschen
Marktsignale aus, indem sie Investitionen in die
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teilen der CO2-Besteuerung in Theorie und
Praxis gewinnt die politische Dynamik des
Handels mit Emissionsrechten an Fahrt. In den
nächsten Jahren wird es in den Vereinigten
Staaten wahrscheinlich zu gesetzlich vorge-
schriebenen Emissionskontrollen und einer
Ausweitung des institutionalisierten CO2-Han-
dels kommen. Allgemeiner bestehen Aussich-
ten, dass der Kyoto-Rahmen für die Zeit nach
2012 zu einer Integration der Kohlenstoff-
märkte in den Industrieländern und einer ver-
besserten Finanzierung der Bekämpfung von
CO2-Emissionen in den Entwicklungsländern
führen wird. Keine dieser Entwicklungen
schließt eine stärkere Rolle der CO2-Besteue-
rung aus. Es zeichnet sich jedoch ab, dass Emis-
sionshandelsprogramme das primäre Instru-
ment für marktwirtschaftlichen Klimaschutz
sein werden – und es ist wichtig, dass sie so
umgesetzt werden, dass das zentrale Ziel der
Verhinderung gefährlicher Klimaänderungen
erreicht wird. Aus diesen Erfahrungen der
Europäischen Union können wichtige Erkennt-
nisse gewonnen werden.

Das Emissionshandelssystem 
der EU – ein großes System mit 
einer kurzen Geschichte
Das EU-EHS ist das bei weitem größte Emis-
sionshandelssystem auf der Welt. Für die Euro-
päische Union ist es ein einen Meilenstein mar-
kierender Beitrag zum Klimaschutz. Seine Kri-
tiker sehen darin eine mit Fehlern behaftete
Bestätigung von allem, was nach ihrer Meinung
am Handel mit CO2-Emissionen falsch ist. Die
Realität ist nüchterner.

Die erste Phase des EU-EHS lief von 2005
bis 2007. Die Phase II wird sich über fünf Jahre
bis Ende 2012 erstrecken.43 Ein Experiment von
der Größenordnung des EU-EHS vor dem
Ende seiner Pilotphase abzuschreiben, könnte
als Paradebeispiel einer Vorverurteilung
bezeichnet werden. Das System ist jedoch unab-
weislich mit einer Reihe von Auslegungs- und
Umsetzungsmängeln behaftet.

Die Ursprünge des EU-EHS können zu den
mit dem Kyoto-Protokoll eingeführten „Flexi-
bilitätsmechanismen“ zurückverfolgt werden.44

Das Protokoll zielte mit diesen Mechanismen
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auf die Schaffung eines Systems ab, mit dem es
möglich sein sollte, Emissionsverringerungen
zu niedrigeren Kosten zu erreichen. Das EU-
EHS basiert auf der Zuteilung und dem Han-
del von Rechten (genauer: Zertifikaten über 
die Berechtigung) zum Ausstoß von Treibhaus-
gasen. Die Zertifikate werden den Mitgliedstaa-
ten zugeteilt und an Emittenten ausgegeben,
denen wiederum die Flexibilität zugestanden
wird, zusätzliche Zertifikate zu kaufen oder sol-
che, die sie nicht benötigen, zu verkaufen. In
der ersten Phase des EU-EHS mussten 95 Pro-
zent der Zertifikate kostenlos ausgegeben wer-
den, was den Spielraum für Versteigerungen
drastisch einschränkte.

Andere Flexibilitätsmechanismen auf der
Grundlage des Kyoto-Protokolls wurden mit
dem EU-EHS verknüpft. Ein Beispiel ist der
Mechanismus für umweltverträgliche Entwick-
lung (Clean Development Mechanism – CDM).
Er ermöglicht Ländern mit einer Kyoto-Ziel-
vorgabe, in Projekte zu investieren, die Emissio-
nen in Entwicklungsländern verringern. Die
Regeln für den Erwerb von Emissionsgutschrif-
ten durch den CDM basieren auf den beiden
Prinzipien der „Ergänzung“ und der „Zusätz-
lichkeit“. Das erste besagt, dass Emissionsver-
ringerungen primär von Klimaschutzmaßnah-
men im eigenen Land ausgehen sollen (wofür
allerdings keine quantitativen Richtlinien vor-
gegeben wurden); das zweite fordert den Nach-
weis, dass die Verringerungen ohne die CDM-
Investition nicht stattgefunden hätten. Zwischen
Ende 2004 und 2007 gab es 771 registrierte
Projekte mit einer deklarierten Verpflichtung
zur Emissionsverringerung im Umfang von
162,5 Megatonnen CO2. Drei Viertel aller Pro-
jekte verteilten sich auf lediglich vier Länder:
Brasilien, China, Indien und Mexiko, während
auf Afrika südlich der Sahara weniger als zwei
Prozent entfielen.45

Eine der positiven Erfahrungen mit dem
EU-EHS betraf die rasche institutionelle Ent-
wicklung. In der ersten Phase deckte das System
etwa 50 Prozent der Gesamttreibhausgasemis-
sionen der Europäischen Union in 25 Ländern
und von mehr als 10.000 Anlagen in einem
breiten Branchenspektrum (einschließlich
Energieerzeugung, Metalle, Bodenschätze und
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Jahr 2005 auf etwa sechs Milliarden Euro.51

• Vertane Chancen für die Einnahmenmobili-
sierung. Berechtigungen zu CO2-Emissio-
nen haben einen realen Marktwert. Für die
Inhaber solcher Berechtigungen sind sie
genauso gut wie Bargeld. Der Verkauf von
Quoten über Versteigerungen kann Regie-
rungen ermöglichen, Ressourcen zu mobili-
sieren, politische Manipulation zu vermei-
den und Effizienzziele zu erreichen. Beim
EU-EHS wurde das versäumt. In der ersten
Phase wurde eine Obergrenze von fünf Pro-
zent für den Anteil der Zertifikate, die ver-
steigert werden konnten, festgelegt. Diese
eingeschränkte Möglichkeit wurde zudem
letztlich nur von einem Land – Dänemark –
ausgeschöpft. Die Zertifikate wurden auf
der Grundlage von Emissionen in der Ver-
gangenheit und nicht auf Effizienzbasis
zugeteilt – eine Vorgehensweise, die als
„Grandfathering“ oder „Bestandsschutzme-
thode“ bezeichnet wird. Ihr Ergebnis ist,
dass Regierungen die Chance zur Einnah-
menmobilisierung oder zu Steuersenkungen
verpasst haben und die Gewinne aus dem
Emissionshandel vom Privatsektor einge-
strichen werden.

Aussichten für die zweite Phase
Werden diese Probleme des EU-EHS in der
zweiten Phase von 2008 bis 2012 korrigiert
werden können? Wenngleich das System in
manchen Bereichen gestärkt wurde, bestehen
schwerwiegende Probleme fort. Die Regierun-
gen haben die Chance nicht genutzt, mit Hilfe
des EU-EHS deutliche Emissionsverringerun-
gen zu institutionalisieren. Am gravierendsten
ist jedoch, dass das System von den Zielvorga-
ben für die Emissionsverringerung bis 2020, die
sich die Europäische Union selbst gesetzt hat,
abgekoppelt bleibt.

Bislang wurden die Zuteilungspläne von 
22 Mitgliedstaaten genehmigt.52 Die Obergren-
ze für diese Länder wurde heruntergesetzt. Sie
liegt etwa zehn Prozent unter dem für die erste
Phase festgelegten Niveau und geringfügig
unter den verifizierten Emissionen für 2005. Es
gibt bereits Anzeichen dafür, dass die Märkte
auf deutlichere politische Signale reagieren. Die

Papier) ab. Es hat einen großen Markt ent-
stehen lassen. 2006 erfolgten in einem glo-
balen Kohlenstoffmarkt mit einem Volumen
von 23 Milliarden Euro Transaktionen über 
1,1 Milliarden Tonnen CO2-Äq. im Wert von
18,7 Milliarden Euro.46

Drei Probleme des Systems
Das EU-EHS verfügt über eine institutionelle
Struktur, die eine wichtige Rolle bei einer ehr-
geizigen Klimaschutzstrategie der Europäischen
Union spielen kann. Dieses Potenzial muss
jedoch erst noch ausgeschöpft werden. In der
ersten Phase sind drei Probleme des Systems
sichtbar geworden:
• Vergabe zu vieler Rechte, wodurch die falschen

Preissignale ausgesendet wurden. In der
Anfangsphase des Handels mit Zertifikaten
beziehungsweise Emissionsberechtigungen
stiegen die Preise im April 2006 auf 30 Euro
pro Tonne CO2, bevor sie einbrachen und
sich 2007 bei Preisen von unter einem Euro
pro Tonne CO2 stabilisierten.47 Der Grund
für den Einbruch: Bei der Veröffentlichung
von Daten wurde deutlich, dass die Ober-
grenze über dem Emissionsniveau festgelegt
worden war.48 Die Vergabe zu vieler Rechte,
der kurze Zeithorizont für die erste Phase
und Ungewissheit über die Zuteilungen in
der zweiten Phase verstärkten die Preisvola-
tilität und hielten die Preise auf einem nied-
rigen Niveau, wenngleich es Anzeichen für
eine Erholung gibt (Grafik 3.2)

• Gewinne für wenige. Der CO2-Handel in
den ersten drei Jahren des EU-EHS bewirk-
te kaum Verringerungen der Gesamtemis-
sionen, brachte manchen jedoch sehr hohe
Gewinne ein. Insbesondere im Energiesek-
tor konnten Unternehmen ihre Emissionen
durch unentgeltliche Quoten kompensie-
ren, Kosten auf die Verbraucher abwälzen
und Marktchancen zum Handel mit nicht
benötigten Quoten nutzen.49 Die Regierung
Großbritanniens schätzt den Gewinn großer
Stromerzeuger im Jahr 2005 auf 1,2 Milliar-
den britische Pfund.50 Schätzungen für die
Stromsektoren in Deutschland, Frankreich
und den Niederlanden zufolge beliefen sich
die Gewinne aus dem Emissionshandel im
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Preise für Phase-II-Zertifikate haben sich auf
den Terminmärkten erholt. Der Informations-
dienst Point Carbon prognostiziert eine Preis-
spanne von 15 bis 30 Euro pro Tonne CO2-
Emissionen abhängig von den Kosten der 
Verringerung.

Dies sind positive Entwicklungen. Dennoch
muss, gemessen am Maßstab eines nachhaltigen
Kohlenstoffbudget-Managements, über die
Auslegung der zweiten Phase des EU-EHS ein
ziemlich negatives Urteil gefällt werden. Die
Obergrenze für den Zeitraum von 2008 bis
2012 liegt nur zwei Prozent unter den verifi-
zierten Emissionen im Jahr 2005. Dies ist mit
einem nachhaltigen Emissionspfad, der bis
2020 zu einer Verringerung der Emissionen um
30 Prozent gegenüber dem Niveau von 1990
führen soll, unvereinbar. Die meisten Länder
werden für die zweite Phase des EU-EHS keine
größeren Anpassungen vornehmen müssen
(Tabelle 3.2). Ein grundlegendes Problem ist,
dass Regierungen von EU-Mitgliedsländern das
EU-EHS als ein Instrument interpretiert

haben, um ihre sehr begrenzten Kyoto-Ver-
pflichtungen zu erfüllen, statt es als Chance zu
begreifen, mit Blick auf die Verpflichtungen für
2020 zu handeln. Dies ist geschehen, obwohl
sich die Aufgabe des EU-EHS auch auf die
„Emissionsentwicklung“ und das „Verringe-
rungspotenzial“ erstreckt.53 Ein weiterer Aspekt
der Kontinuität zur ersten Phase sind Verstei-
gerungen. Auch wenn die Messlatte höher
angesetzt wurde, besteht weiterhin eine Ober-
grenze von zehn Prozent für den Anteil der
Zertifikate, die auf dem Versteigerungsweg ver-
teilt werden können, sodass die Einbußen für
die öffentlichen Haushalte anhalten und die
Effizienzbilanz unzureichend bleibt.54

Bei den Verhandlungen über die zweite
Phase des EU-EHS wurde eine Reihe allgemei-
ner Herausforderungen erkennbar, mit denen
die Europäische Union konfrontiert ist. Solan-
ge die Festlegung der Obergrenze in der Zustän-
digkeit der einzelnen Mitgliedstaaten bleibt,
wird die Auseinandersetzung um die Festle-
gung strengerer Zielvorgaben anhalten. Die

Preise für Emissionszertifikate im Emissionshandelssystem der EU (EU-EHS) (in Euro pro Tonne CO2)

Quelle: Point Carbon 2007. 

Hohe Volatilität der CO2-Preise in der Europäischen UnionGrafik 3.2
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Union für die Emissionsverringerung bis 2020
festzulegen und durchzusetzen. Um Anreize für
mehr Effizienzverbesserungen zu schaffen und
allgemeine ökologische Steuerreformen finan-
zieren zu können, ist eine weitere Priorität die
rasche Erhöhung des Anteils der versteigerten
Quoten. Bis 2015 eine vollständige Versteige-
rung anzustreben, ist ein realistisches Ziel. Für
Sektoren wie die Stromerzeugung, in denen der
Wettbewerb unvollständig ist, könnten die
Regeln dahingehend überarbeitet werden, dass
bereits ab 2012 die Hälfte der Zertifikate ver-
steigert wird.

Im Zusammenhang mit dem CDM gibt es
zwei Gefahren, denen die Europäische Union
ebenfalls entgegenwirken muss. Die erste ist
die Gefahr der übermäßigen Inanspruchnah-
me. Die Möglichkeit, für den Emissionshandel
Gutschriften im Ausland zu erwerben, sollte
nicht den Klimaschutz in der Europäischen
Union vollständig verdrängen. Wenn Unter-
nehmen ihre Verpflichtungen im EU-EHS
vorwiegend durch emissionssenkende Investi-
tionen in Entwicklungsländern erfüllen kön-
nen, während sie zu Hause weiterhin kohlen-
stoffintensive Investitionen tätigen, ist dies ein
Beleg für nicht genügend ehrgeizige Zielvorga-
ben. Eine detaillierte Untersuchung der natio-
nalen Zuteilungspläne von neun Ländern ent-
hält die Schätzung, dass zwischen 88 und 100
Prozent der Emissionsverringerungen in der
zweiten Phase des EU-EHS außerhalb der
Europäischen Union stattfinden könnten.56

Vor diesem Hintergrund ist es wichtig, dass
den Emissionsgutschriften, wie im Kyoto-Pro-
tokoll vorgesehen, lediglich eine Ergänzungs-
funktion eingeräumt wird.

Die zweite Gefahr betrifft die Echtheit von
Emissionsverringerungen nach dem CDM. Die
geltenden Regeln schreiben vor, dass die Emis-
sionsverringerungen das Merkmal der „Zusätz-
lichkeit“ erfüllen müssen, das heißt, sie hätten
ohne CDM-Investitionen nicht stattgefunden.
In der Praxis ist dies schwierig zu überprüfen.
Es gibt Belege dafür, dass manche CDM-Gut-
schriften mit Investitionen erworben wurden,
die ohnehin getätigt worden wären.57 Um
sicherzustellen, dass der CO2-Handel nicht zu
einer Verwässerung des wirklichen Klimaschut-

meisten Regierungen haben für die zweite Pha-
se Zuteilungen über dem Niveau der Emissio-
nen von 2005 beantragt. Das eigentliche Pro-
blem besteht darin, dass die Festlegung von
Obergrenzen auf einer nationalen Ebene eine
höchst politische Angelegenheit ist, die intensi-
ver und sehr erfolgreicher Einflussnahme durch
nationale Industrieverbände und „Energie-
Champions“ unterliegt. In der Vergangenheit
zeigten Regierungen in Europa eine Tendenz,
dem Druck vonseiten stark umweltbelastender
Industriezweige nachzugeben, mit der Folge,
dass für die Gesamtemissionen nur sehr schwa-
che Obergrenzen festgelegt wurden.55 Offen
gesagt haben die Regierungen der EU-Mit-
gliedsländer bei der Festlegung ehrgeiziger Ziel-
vorgaben für 2020 mehr Mut bewiesen als bei
der Festlegung konkreter Emissionsobergren-
zen im Rahmen des bereits geltenden EU-EHS.

Vor diesem Hintergrund erscheint es sehr
sinnvoll, der Europäischen Kommission die
Befugnis zu übertragen, strengere Zielvorgaben
im Einklang mit den Zielen der Europäischen

Tabelle 3.2   Vorschläge für das europäische Emissionshandelssystem

Emissionsobergrenze für den Zeitraum von 2008 bis 2012

Verifi zierte 
Emissionen in 2005 

für Phase II des 
EU-EHS

(Mt CO2)

Von der jeweiligen 
Regierung 

vorgeschlagene 
Menge (Mt CO2)

Von der 
Europäischen 
Kommission 

genehmigte Menge
(Mt CO2)

Von der 
Europäischen 
Kommission 

genehmigte Menge 
in Prozent der 

Emissionen in 2006
(Mt CO2)

Belgien 56 63 59 105

Deutschland 474 482 453 96

Finnland 33 40 38 115

Frankreich 131 133 133 102

Griechenland 71 76 69 97 

Großbritannien 242 a 246 246 101

Irland 22 23 21 95 

Italien 226 209 196 87 

Niederlande 80 90 86 108 

Österreich 33 33 31 94

Spanien 183 153 152 83

Schweden 19 25 23 121

Tschechien 83 102 87 105

Ungarn 26 31 27 104

Gesamtemissionen 1.943 a 2.095 1.897 98

a. Ohne die Anlagen in Großbritannien, die vorübergehend vom System ausgenommen waren, aber im Zeitraum von 2008 bis 2012 
berücksichtigt werden sollen. Ihre Emissionen belaufen sich auf schätzungsweise 30 Mt CO2.

Quelle: European Union 2007c.
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zes führt, ist eine wesentlich strengere unabhän-
gige Überwachung erforderlich. Die Notwen-
digkeit einer solchen strengen Überwachung

beschwört Fragen nach der künftigen Auswei-
tung des CDM auf der Grundlage des aktuellen
Modells herauf.

Wirksame politische 

Maßnahmen können dazu

beitragen, Ergebnisse 

hervorzubringen, die sowohl

der globalen Klimasicherheit

als auch der nationalen 

Energiesicherheit dienen 

und den Lebensstandard 

verbessern
Die Festsetzung eines Preises für CO2-Emissio-
nen über Emissionshandelssysteme ist eine not-
wendige Voraussetzung für die Verhinderung
gefährlicher Klimaänderungen. Eine CO2-Be-
preisung allein wird jedoch nicht ausreichen,
um so stark und so rasch, wie es erforderlich ist,
die Investitionstätigkeit anzuregen und das
Verhalten zu ändern. Es gibt andere Hindernis-
se für einen Durchbruch beim Klimaschutz, die
nur durch staatliches Handeln beseitigt werden
können. Politischen Maßnahmen in den Berei-
chen Regulierung, Energiesubventionen und
Aufklärung kommt dabei eine zentrale Rolle
zu.

Ein Patentrezept, mit dem sich im Voraus
die geeigneten Maßnahmen zur Schaffung eines
günstigen Umfelds für den Übergang zu niedri-
gem CO2-Ausstoß ermitteln lassen, existiert
nicht. Die Probleme, die es zu lösen gilt, sind
jedoch wohlbekannt. Die Veränderung des
Energiemix hin zu Energie mit niedrigem CO2-
Ausstoß erfordert große Vorabinvestitionen
und einen langfristigen Planungshorizont. Märk-
te allein werden diese Umstellung nicht herbei-
führen. Mit Subventionen und Anreizen
gestützte staatliche Regulierungsmechanismen
kommt eine wichtige Rolle dabei zu, Investiti-
onsentscheidungen in die richtige Richtung zu
lenken. Normen für die Energieeffizienz von
Gebäuden, Elektrogeräten und Fahrzeugen
können Emissionen bei niedrigen Kosten dras-
tisch verringern. Parallel dazu kann die Unter-
stützung von Forschung und Entwicklung
Bedingungen für einen technologischen Durch-
bruch schaffen.

Wirksame politische Maßnahmen können
dazu beitragen, Ergebnisse hervorzubringen,
die sowohl der globalen Klimasicherheit als
auch der nationalen Energiesicherheit dienen

und den Lebensstandard verbessern. Verbesse-
rungen der Endnutzungseffizienz machen das
Potenzial deutlich. Von der Internationalen
Energieagentur (IEA) entwickelte Szenarien
lassen darauf schließen, dass durch Effizienzein-
sparungen die Emissionen in den OECD-Län-
dern bis 2030 um 16 Prozent verringert werden
könnten. Jeder Dollar, der investiert würde, um
diese Verringerungen durch effizientere Elek-
trogeräte sicherzustellen, könnte zur Einspa-
rung von 2,2 Dollar für Investitionen in Kraft-
werke führen. Gleichermaßen könnte jeder in
effizientere Kraftstoffnormen investierte Dol-
lar Einsparungen in Höhe von 2,4 Dollar für
Ölimporte nach sich ziehen.58

Auch wenn die Schätzungen für das Kos-
ten-Nutzen-Verhältnis von Effizienzverbesse-
rungen variieren, sind – wie diese Zahlen zeigen
– große Verbesserungen möglich. Diese Verbes-
serungen können anhand unterschiedlicher
Kriterien wie Einsparungen für die Verbrau-
cher, verringerter Abhängigkeit von Ölimpor-
ten oder Kostensenkungen für die Industrie
beurteilt werden. Ein anderes Kriterium ist kos-
tengünstiger Klimaschutz. Anders betrachtet
zeichnet das Versäumnis, Effizienzverbesserun-
gen herbeizuführen, einen Weg zu Ergebnissen
vor, die sowohl für die globale Klimasicherheit
als auch für die nationale Energiesicherheit und
die Verbraucher von Nachteil sind. In diesem
Abschnitt untersuchen wir den Stellenwert von
Rechtsvorschriften und ordnungspolitischen
Maßnahmen in vier wichtigen Bereichen:
• bei der Stromerzeugung,
• im Wohngebäudesektor,
• bei Normen für Kraftfahrzeugemissionen,
• bei Forschung und Entwicklung sowie dem

Einsatz von Technologien mit niedrigem
CO2-Ausstoß.

3.3 Die entscheidende Rolle von 
Regulierung und staatlichem Handeln
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auf China wird etwa ein Viertel der prognos-
tizierten globalen Investitionen entfallen. Die
Investitionen für die Vereinigten Staaten wer-
den auf schätzungsweise 1,6 Billionen Dollar
prognostiziert, die zu einem großen Teil in den
Ersatz der bestehenden Stromerzeugungskapa-
zität fließen werden.

Die sich abzeichnenden Investitionsmus-
tern im Bereich der Stromerzeugung weisen in
eine besorgniserregende Richtung. Sie lassen
befürchten, dass sich die Welt zu stark auf das
Wachstum sehr kohlenstoffintensiver Infra-
strukturen beschränkt. Kohle nimmt einen
immer größeren Stellenwert in den Planungen
ein. Die größten Investitionssteigerungen sind
in China, Indien und den Vereinigten Staaten
vorgesehen – drei der vier größten CO2-Emit-
tenten. In jedem dieser Länder ist der rasche
Ausbau der Kapazität zur Stromerzeugung aus
Kohle bereits im Gange oder in Vorbereitung.
In China wurde 2006 schätzungsweise zwei
neue Kohlekraftwerke pro Woche gebaut. Die
Behörden in den Vereinigten Staaten prüfen
Vorschläge zum Bau von mehr als 150 Kohle-
kraftwerken mit geplanten Investitionen von
145 Milliarden Dollar bis 2030.60 Indien plant,
im Laufe der nächsten zehn Jahre seine Kapa-
zität zur Stromerzeugung aus Kohle um mehr
als 75 Prozent zu steigern.61 In allen Fällen
wird die Ausweitung der Kapazität beträcht-
lich zu einem prognostizierten starken Anstieg
der nationalen CO2-Emissionen beitragen
(Grafik 3.3).

Welche Aussichten bestehen für drastische
Verringerungen der durch die Stromerzeugung
bedingten CO2-Emissionen? Die Antwort auf
diese Frage wird teils davon abhängen, welche
neuen Technologien mit niedrigem CO2-Aus-
stoß entwickelt werden und zum Einsatz kom-
men, teils von dem Umfang, in dem große Ent-
wicklungsländer diese Technologien überneh-
men, und teils von nachfrageseitigen Faktoren
wie Einsparungen durch Effizienzverbesserun-
gen – Aspekte, auf die wir weiter unten in die-
sem Kapitel noch eingehen werden. Ordnungs-
politische Maßnahmen mit einem Einfluss auf
die Zusammensetzung des Energiemix werden
jedoch in jedem dieser Bereiche ebenfalls von
Bedeutung.

Stromerzeugung – den 
Emissionspfad ändern

Die Stromerzeugung ist die Hauptquelle von
CO2-Emissionen. Auf sie entfallen vier von
jeweils zehn Tonnen CO2, die in die Erdatmo-
sphäre ausgestoßen werden. Wie Länder Strom
erzeugen, wie viel sie erzeugen und wie viel
CO2 für jede Einheit erzeugten Stroms ausge-
stoßen wird, sind entscheidende Faktoren für
die Aussichten auf einen erfolgreichen Klima-
schutz.

Die aktuellen Szenarien weisen zum Teil in
eine besorgniserregende Richtung. Die Nach-
frage nach Strom wird sich Prognosen zufolge
bis 2030 verdoppeln. Die IEA veranschlagt die
kumulativen Investitionen zur Deckung dieser
Nachfrage in der Zeit von 2005 bis 2030 auf elf
Billionen Dollar.59 Über die Hälfte dieser Inves-
titionen wird in Entwicklungsländern mit nied-
riger Energieeffizienz getätigt werden. Allein
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Der Energiemix
Im Energiemix der OECD-Länder überwiegen
derzeit eindeutig die fossilen Brennstoffe. Seine
Veränderung zugunsten von Energieträgern
mit niedrigem oder gar keinem CO2-Ausstoß
könnte zu Emissionsverringerungen führen.
Energiesysteme können jedoch nicht über
Nacht umgestellt werden.

Die Kernenergie ist eine Alternative mit
niedrigem CO2-Ausstoß. Sie beschwört für poli-
tische Entscheidungsträger jedoch schwierige
Fragen herauf. Einerseits stellt die Kernenergie
eine Möglichkeit der Stromerzeugung mit
einem nahe bei null liegenden CO2-Fußabdruck
dar. Sie bietet die zusätzlichen Vorteile, die

Abhängigkeit von importierten fossilen Brenn-
stoffen zu verringern und ein Energieträger mit
geringerer Preisvolatilität als fossile Brennstoffe
zu sein. Andererseits erregt die Kernenergie
Bedenken in Bezug auf die Sicherheit, die
Umweltfolgen und die Verbreitung von Atom-
waffen, die sich in breitem öffentlichem Wider-
stand gegen ihre stärkere Nutzung niederschlägt.
Angesichts der weiter bestehenden Unausgewo-
genheit wird die Kernenergie wahrscheinlich ein
wichtiger Teil der Gesamtversorgung bleiben.
Unter dem Gesichtspunkt des langfristigen Kli-
maschutzpotenzials dürfte sie jedoch keine
wichtige Rolle spielen, und ihr Marktanteil
könnte sich verringern (Kasten 3.6).62

Kasten 3.6 Einige heikle Fragen zur Kernenergie

Stellt Atomkraft einen kosteneffektiven Weg dar, um Energie- und

Klimasicherheit miteinander zu vereinbaren? Die Befürworter der

Atomkraft verweisen auf potenziellen Nutzen im Hinblick auf die

Senkung der CO2-Emissionen, Preisstabilität und geringere Abhän-

gigkeit von Erdöl- und Gasimporten. Ihre Kritiker stellen jedoch 

die wirtschaftlichen Argumente in Frage und machen geltend, dass

das Umwelt- und auch militärische Sicherheitsrisiko der Atomkraft

ihren Nutzen aufwiegen. Die Wahrheit liegt wahrscheinlich irgend-

wo zwischen diesen beiden Positionen.

Kernenergie hilft, den globalen CO2-Fußabdruck zu vermindern.

Gegenwärtig leistet sie einen Beitrag von etwa 17 Prozent zur welt-

weiten Stromerzeugung. Rund vier Fünftel dieser Kapazität stammen

aus den 346 Reaktoren in den OECD-Ländern. Der Anteil der Atom-

energie am nationalen Energiemix bei der Stromerzeugung liegt

zwischen mehr als 20 Prozent in Großbritannien und den Vereinigten

Staaten und 80 Prozent in Frankreich. Solange es keinen gleichwer-

tigen Ersatz für eine CO2-neutrale Energieversorgung aus nicht-

nuklearen Quellen gibt, würde ein Ausstieg aus der Kernenergie in

jedem Fall erhöhte CO2-Emissionen bedeuten.

Das heißt nicht, dass Atomkraft ein Patentrezept für das Pro-

blem des Klimawandels wäre. 2006 wurde nur ein Kernreaktor – in

Japan – in Betrieb genommen, aber sechs Reaktoren wurden in

anderen OECD-Ländern stillgelegt. Allein um die stillgelegten Reak-

toren zu ersetzen, müssten bis 2017 jedes Jahr acht neue Anlagen

in Betrieb gehen. Einige Länder (wie Kanada und Frankreich) haben

sich für die Ausweitung der nuklearen Stromerzeugung ausgespro-

chen, während in anderen Ländern (speziell in Deutschland und

Schweden) ein Ausstieg aus der Atomkraft ernsthaft in Erwägung

gezogen wird. In den Vereinigten Staaten sind seit über drei Jahr-

zehnten keine neuen Atomkraftwerke in Auftrag gegeben worden.

Mittelfristige Prognosen deuten darauf hin, dass der Anteil der Atom-

kraft an der weltweiten Energieversorgung stagnieren oder abneh-

men wird.

Quelle: Burke 2007; IEA 2006c; NEA 2006.

Diese Zukunftsprognose könnte sich ändern, doch zunächst

müssen wichtige volkswirtschaftliche Fragen geklärt werden. Atom-

kraftwerke sind enorm kapitalintensiv: Die Investitionskosten betra-

gen pro Reaktor zwischen zwei und 3,5 Milliarden US–Dollar, wobei

die Kosten für ihre Außerbetriebnahme und die Entsorgung des

Atommülls noch nicht mit einkalkuliert sind. Wenn von staatlicher

Seite nichts unternommen würde, um Absatzmärkte zu garantieren,

Risiken zu vermindern und die Strahlenabfälle zu entsorgen, wäre

Kernenergie wenig attraktiv für die Privatwirtschaft. Den Regierungen

stellt sich die Frage, ob Atomkraft auf lange Sicht kostengünstiger 

ist als alternative Energieformen wie Windkraft und Sonnenenergie,

die ebenfalls nur einen geringen CO2-Ausstoß verursachen.

In der Kernenergiedebatte spielen Fragen nicht wirtschaftlicher,

sondern ordnungspolitischer und überwachungstechnischer Natur

ebenfalls eine große Rolle. In vielen Ländern gibt es in der Öffentlich-

keit nach wie vor starke Bedenken hinsichtlich der Sicherheit dieser

Form von Energieerzeugung. Auf internationaler Ebene besteht die

Gefahr, dass die Nukleartechnik zur Herstellung von atomwaffenfä-

higem Spaltmaterial genutzt werden könnte, auch wenn dieses Mate-

rial nicht für militärische Zwecke vorgesehen ist. Ohne eine internatio-

nale Einigung über die Stärkung des Atomwaffensperrvertrages wür-

de die rasche Ausweitung der Kernenergie ein gewaltiges Risiko für

alle Länder bedeuten. Institutionelle Mechanismen zur Verhinderung

des Übergangs von einer zivilen zu einer militärischen Nutzung der

Kernenergie müssen um verbesserte Prüf- und Kontrollmaßnahmen

erweitert werden. Gefordert ist erhöhte Transparenz in Verbindung mit

klar festgelegten, überwachbaren und durchsetzbaren Vorschriften für

die Nutzung und Verwendung von waffenfähigem Material (hochange-

reichertem Uran und Plutonium) in zivilen Atomprogrammen. Die

Industriestaaten könnten sehr viel mehr dafür tun, dieser ordnungspo-

litischen Herausforderung zu begegnen. Insbesondere könnten sie ihr

eigenes Atomwaffenarsenal abbauen und sich mehr für die diploma-

tischen Bemühungen zur Nichtverbreitung von Atomwaffen einsetzen.
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mal mehr Energie zu halben Einheitskosten als
Turbinen vor 20 Jahren.64 In den Vereinigten
Staaten hat sich durch die getätigten Investitio-
nen die Kapazität zur Stromerzeugung aus
Windkraft mittlerweile versechsfacht (Grafik
3.4).65 Bei der Stromerzeugung aus Solarenergie
ist die Situation mehr oder weniger genauso.
Die Effizienz, mit der Solarzellen Sonnenlicht
in Strom umwandeln, wurde zwischen dem
Anfang der 1990er Jahre und heute von sechs
auf 15 Prozent gesteigert, während ihre Kosten
um 80 Prozent gesunken sind.66

Mit politischer Unterstützung könnte die
Nutzung erneuerbarer Energie rasch ausgewei-
tet werden. Regulierungsmaßnahmen sind ein
Instrument zur Schaffung von Anreizen. In den
Vereinigten Staaten verfügen 21 Bundesstaaten
über eine Quotenregelung für erneuerbare
Energien, die vorschreiben, dass ein bestimmter
Anteil des verkauften Stroms von Anbietern
erneuerbarer Energie kommen muss: In Kali-
fornien muss dieser Anteil bis 2017 bei 20 Pro-
zent liegen.67 Durch die Bereitstellung garan-
tierter Märkte und die Festlegung günstiger
Tarife über mehrjährige Zeiträume können
Regierungen Anbietern von Strom aus erneuer-
barer Energie einen sicheren Markt schaffen,
sodass sie Investitionen planen können.

Das deutsche Erneuerbare-Energien-Gesetz
liefert ein Beispiel. Es wurde genutzt, um den
Preis für Strom aus erneuerbarer Energie für
einen Zeitraum von 20 Jahren auf einer gleiten-
den Skala festzulegen. Ziel war es, einen langfris-
tigen Markt entstehen zu lassen und gleichzeitig
Konkurrenzdruck zu schaffen, um Anreize für
Effizienzverbesserungen zu geben (Kasten 3.7).
In Spanien hat die Regierung einen nationalen
erhöhten Vergütungspreis festgelegt, um den
Anteil von Strom aus Windkraft zu erhöhen.
Dieser deckt mittlerweile etwa acht Prozent des
Strombedarfs des Landes, wobei der Anteil in
den dichtbesiedelten Provinzen Kastilien-La
Mancha und Galizien bereits bei über 20 Pro-
zent liegt. In Spanien sparte die höhere Wind-
turbinenkapazität allein im Jahr 2005 etwa 19
Millionen Tonnen CO2-Emissionen ein.68

Die Steuerpolitik muss bei der Unterstüt-
zung der Entwicklung erneuerbarer Energie
ebenfalls eine wichtige Rolle spielen. Die Verei-

Die Möglichkeiten der Gewinnung erneu-
erbarer Energie aus der Nutzung von Sonne,
Wind und Gezeiten werden immer noch viel zu
wenig ausgeschöpft. Ohne Berücksichtigung
der Wasserkraft werden in den OECD-Län-
dern derzeit nur etwa drei Prozent der Stromer-
zeugung mit erneuerbaren Energien bestritten.
Einen Anteil von 20 Prozent bis 2020 zu errei-
chen, wie es von der Europäischen Union vor-
gesehen ist, ist ein realistisches Ziel. Mit den
aktuellen Technologien kann erneuerbare
Energie mit Strom aus Kohle nicht konkurrie-
ren. Die Erhöhung einer Steuer auf CO2-Emis-
sionen auf 60 bis 100 Dollar pro Tonne CO2

würde die Anreizstrukturen für Investitionen
jedoch drastisch verändern und den Vorteil
zunichte machen, den die kohlenstoffintensive
Stromerzeugung derzeit noch genießt. Parallel
dazu müsste eine Reihe unterstützender Maß-
nahmen ergriffen werden, um durch die Schaf-
fung kalkulierbarer und stabiler Märkte für
erneuerbare Energie Investitionen zu fördern.

Die aktuellen Trends unterstreichen das
Potenzial für ein rasches Wachstum beim
Angebot an erneuerbarer Energie. Sowohl
Strom aus Windkraft als auch Strom aus Solar-
energie verzeichnen Zuwächse. Die globalen
Investitionen in erneuerbare Energie haben
rasch zugenommen: allein zwischen 2004 und
2006 von 27 auf 71 Milliarden Dollar.63 Es wur-
den bemerkenswerte Effizienzverbesserungen
erzielt. Moderne Windturbinen erzeugen 180-

Grafik 3.4 Windkraft in den Vereinigten 
Staaten: steigende Kapazität 
und sinkende Kosten

Quelle: NREL Energy Analysis Office 2005a, 
World Wind Energy Association 2007. 
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nigten Staaten haben sich zu einem der dyna-
mischsten Märkte für erneuerbare Energie ent-
wickelt. Bundesstaaten wie Kalifornien und
Texas haben eine globale Spitzenstellung bei
der Erzeugung von Strom aus Windkraft
erreicht. Die Marktentwicklung wurde durch
drei Jahre lang gewährte Steuervergünstigungen
für die Erzeugung von Strom aus Windkraft
unterstützt. Ungewissheit über die Erneuerung
der Steuervergünstigungen hat jedoch in der
Vergangenheit zu großen Schwankungen der
Investitionen und der Nachfrage geführt.69 Vie-
le Länder haben eine breite Palette von Instru-
menten zur Förderung erneuerbarer Energie
kombiniert. In Dänemark wurde der Wind-
kraftsektor durch die steuerliche Förderung
von Anlageinvestitionen, Vorzugspreise und
eine Pflichtquote unterstützt. Als Resultat ist
der Anteil des mit Windkraft erzeugten Stroms
innerhalb von zwei Jahrzehnten von drei auf 
20 Prozent gestiegen.70

Die Entwicklung erneuerbarer Energie ist
kein Allheilmittel gegen den Klimawandel.

Weil das Angebot von elementaren Naturkräf-
ten abhängig ist, besteht das Problem der Ener-
giespeicherung. Die Gestehungskosten für den
Anschluss an nationale Versorgungsnetze kön-
nen ebenfalls hoch sein, weshalb die rasche
Expansion der Industrie in den letzten Jahren
an die Bereitstellung von Subventionen ge-
knüpft wurde. Energie aus fossilen Brennstof-
fen ist jedoch ebenfalls jahrzehntelang subven-
tioniert worden – und im Gegensatz zu fossilen
Brennstoffen ist erneuerbare Energie mit wich-
tigem Klimaschutznutzen verbunden.

Der Wohngebäudesektor – 
Klimaschutz zu niedrigen Kosten

Manche Möglichkeiten der Verringerung von
CO2-Emissionen sind billiger als andere. Und
manche kosten auf lange Sicht gar nichts. Der
Wohngebäude- und der Dienstleistungssektor
liefern ein besonders bemerkenswertes Beispiel.
Die aktuelle Praxis auf der Welt veranschau-
licht nachdrücklich das Potenzial von Maßnah-

Kasten 3.7 Erneuerbare Energien in Deutschland – Erfolg der Einspeisevergütung

Die in Deutschland gemachten Erfahrungen widerlegen das Argu-

ment, die Energiewirtschaft verweigere sich einer raschen Erhöhung

des Anteils von erneuerbaren Energiequellen an der allgemeinen

Stromversorgung. Es wurde ein ordnungspolitischer Weg einge-

schlagen, der die Regulierung des Energiemarktes mit strukturellen

Fördermaßnahmen verbindet und durch Erzielung dynamischer

Effizienzgewinne längerfristig auf die Klimaschutzziele ausgerichtet

ist.

Auf der gesetzlichen Grundlage, die Anfang der 1990er Jahre

geschaffen wurde – dem Energieeinspeisegesetz (EEG) – haben auf-

einander folgende deutsche Regierungen von ihrer Regulierungsbe-

fugnis Gebrauch gemacht, um ihre ordnungspolitische Ziele beim

Klimaschutz zu erreichen. Das EEG, an dessen Stelle im Jahr 2000

ein erweitertes Erneuerbare-Energien-Gesetz trat, stellte den Grund-

satz auf, dass Versorgungsunternehmen dazu verpflichtet sind,

Strom aus Windkraft und anderen erneuerbaren Quellen in ihr 

Netz einzuspeisen. Die politischen Maßnahmen zielen darauf ab, 

den Anteil erneuerbarer Energiequellen an der Stromversorgung in

Deutschland bis zum Jahr 2010 auf 12,5 Prozent zu erhöhen.

Die Regulierungsmaßnahmen wurden durch direkte Einflussnah-

me auf die Energiemärkte unterstützt. Die Preise für erneuerbare

Energien wurden auf 20 Jahre hinaus auf einer progressiv abnehmen-

den Skala festgeschrieben. Dabei war die Zielsetzung, einen bere-

chenbaren Markt für Investoren in erneuerbare Energieformen zu

Quelle: Butler und Neuhoff 2005; Henderson 2007; Mendonca 2007

schaffen und damit Innovationen anzukurbeln. Gleichzeitig sollte

sichergestellt werden, dass der Wettbewerbsdruck erhalten bleibt

und Effizienzgewinne an die Verbraucher weitergegeben werden. Im

Laufe der Zeit wurden die Subventionen jedoch abgebaut. Solar-

stromanbieter erhalten derzeit noch 0,45 Euro (circa 0,60 US-Dollar)

pro Kilowattstunde, acht mal so viel wie für Strom aus Kohlekraft-

werken.

Wie erfolgreich war denn nun das deutsche Programm? Im Jahr

2005 stammten mehr als sieben Prozent des Stromverbrauchs aus

erneuerbaren Energiequellen, ohne Berücksichtigung der Wasser-

kraft. Damit lag der Anteil der erneuerbaren Energien um fast 50 Pro-

zent höher als im EU-Durchschnitt. Insgesamt erwirtschaftete der

Sektor Umsätze von 21,6 Milliarden Euro (ca. 27 Milliarden US-Dol-

lar) und tätigte Investitionen im Wert von 8,7 Milliarden Euro (ca. 11

Milliarden US-Dollar). Weitere positive Begleiterscheinungen waren,

dass schätzungsweise 170.000 neue Arbeitsplätze geschaffen wur-

den, und Deutschland inzwischen den wachsenden Weltmarkt für

Photovoltaikzellen dominiert. Außerdem wird hochgerechnet, dass

damit die CO2-Emissionen bis zum Jahr 2010 um 52 Megatonnen

vermindert werden können. Zwar spielten auch noch andere Fakto-

ren hinein, doch die rasche Entfaltung des Sektors der erneuerbaren

Energien hat viel dazu beigetragen, dass Deutschland in der Lage

sein wird, seinen Verpflichtungen nachzukommen, die sich aus dem

Kyoto-Protokoll ergeben.



Emissionen im Umfang von 322 Millionen
Tonnen.74 Dies hätte den gleichen Effekt, 
wie 100 Millionen Kraftfahrzeuge – was dem
Gesamtbestand in Kanada, Deutschland und
Frankreich entspricht – von der Straße zu neh-
men.75 Bis 2030 können diese höheren Stan-
dards Emissionen im Umfang von 572 Mt CO2

vermeiden, was den gleichen Effekt hätte, wie
200 Millionen Kraftfahrzeuge von der Straße
oder 400 Gaskraftwerke außer Betrieb zu neh-
men.

Würden sich diese Effizienzverbesserungen
verheerend auf die finanzielle Situation der
Haushalte auswirken? Sie würden ganz im
Gegenteil bis 2010 den Stromverbrauch im
Wohngebäudesektor um etwa ein Viertel ver-
ringern. In Nordamerika, wo pro Haushalt 
2,4 Mal mehr Strom verbraucht wird als in
Europa, würden die Verbraucher im genannten
Zeitraum dadurch schätzungsweise 33 Milliar-
den Dollar einsparen. Bis 2020 würde jeder
Haushalt in den Vereinigten Staaten für 
jede vermiedene Tonne CO2-Emissionen etwa 
65 Dollar einsparen. „In Europa würden die
Verbraucher für jede vermiedene Tonne CO2

etwa 169 Euro einsparen“76 (in diesem Betrag
spiegeln sich die höheren Stromkosten und die
niedrigeren Effizienzstandards in Europa
wider).

Die Beleuchtung liefert ein weiteres Bei-
spiel. Darauf entfallen weltweit etwa 10 Pro-
zent des globalen Strombedarfs mit einem jähr-
lichen Ausstoß von 1,9 Gigatonnen CO2 – sie-
ben Prozent der CO2-Gesamtemissionen. Wie
ein Blick auf jede Großstadt in einem Industrie-
land bei Tag oder Nacht bestätigt, wird ein gro-
ßer Teil dieses Stroms vergeudet. Routinemäßig
werden Orte beleuchtet, an denen sich nie-
mand aufhält, und es werden ineffiziente
Leuchtquellen verwendet. Die einfache Instal-
lation kostengünstiger Lichtquellen wie Kom-
paktleuchtstoffröhren könnte den Gesamt-
energieverbrauch für Beleuchtung um 38 Pro-
zent verringern.77 Der Amortisationszeitraum
für effizientere Beleuchtung beträgt im Durch-
schnitt etwa zwei Jahre für die OECD-Länder.

Regulierung und Aufklärung sind zwei der
Erfolgsrezepte, um die Energieeffizienzverbes-
serungen im Gebäude- und Wohnungssektor

men, die Strom sparen, Emissionen verringern
und für Haushalte und Volkswirtschaften Kos-
ten senken werden.

Die Energieverbrauchsmuster im Wohnge-
bäudesektor haben einen wichtigen Einfluss auf
den globalen CO2-Fußabdruck. In den OECD-
Ländern wird etwa ein Drittel des erzeugten
Stroms zum Betreiben von Heiz- oder Kühlsys-
temen, Kühlschränken, Herden und Lampen in
Haushalten sowie anderen Haushaltsgeräten
verwendet. Auf den Wohngebäudesektor ent-
fallen etwa 35 bis 40 Prozent der nationalen
CO2-Emissionen aller fossilen Brennstoffe und
allein auf Geräte etwa zwölf Prozent.71

Der Wohngebäudesektor birgt ein enormes
unerschlossenes Potenzial für Energieeinspa-
rungen. Die Ausschöpfung dieses Potenzials
würde einen doppelten Nutzen mit sich brin-
gen: Der internationale Klimaschutz würde
durch einen Rückgang der CO2-Emissionen
profitieren, und die Bevölkerung würde Geld
sparen. Neuere Untersuchungen haben deut-
lich gemacht, wie groß dieses Potenzial ist. In
einer detaillierten Studie zu den OECD-Län-
dern wurde ein breites Maßnahmenspektrum
in den Bereichen Gebäudestandards, Beschaf-
fungsvorschriften, Gerätenormen und Energie-
effizienzverpflichtungen untersucht, um die
potenziellen Kosten und Vorteile von Emissi-
onsverringerungen einzuschätzen.72 Die Ergeb-
nisse lassen 29 Prozent weniger Emissionen bis
2020 erwarten, was einer Verringerung um 
3,2 Gigatonnen CO2 gleichkäme – einer Menge,
die etwa den dreifachen heutigen Emissionen
von Indien entspricht. Die resultierenden Ener-
gieeinsparungen wiegen die Kosten auf. Eine
andere Studie enthält die Schätzung, dass der
durchschnittliche Haushalt in der Europäischen
Union durch eine verbesserte Energieeffizienz
jährlich 200 bis 1.000 Dollar (Preise von 2004)
einsparen könnte.73

Elektrogeräte sind eine weitere wichtige
potenzielle Quelle für Effizienzverbesserungen.
Manche Geräte nutzen Energie effizienter und
erzeugen einen weniger tiefen CO2-Fußabdruck
als andere. Wenn alle Elektrogeräte, die in den
OECD-Ländern in Betrieb sind, ab 2005 den
höchsten Effizienzstandards genügen würden,
führte dies bis 2010 zu Einsparungen an CO2-
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Der Wohngebäudesektor

birgt ein enormes

unerschlossenes Potenzial

für Energieeinsparungen



zu erreichen. Der Ordnungspolitik kommen
wichtige Rollen dabei zu: Sie muss nicht nur das
Bewusstsein der Verbraucher schärfen, sondern
auch Praktiken, die die Effizienz verringern und
die CO2-Emissionen vermehren, verbieten oder
mit starken negativen Anreizen belegen. Wenn-
gleich bei der Durchführung von Regulierung
und Aufklärung Kosten anfallen, ist damit 
substanzieller Klimaschutznutzen verbunden.
Außerdem verursachen Regulierungsstandards,
die ineffizienten Energieverbrauch zulassen,
hohe Kosten bei den Verbrauchern. Verbesse-
rungen der Energieeffizienz in diesem Bereich
können zu Emissionseinsparungen mit einem
Nettonutzen führen. Zu den ordnungspoliti-
schen Instrumenten zählen die folgenden:
• Gerätestandards. Diese zählen zu den kos-

tenwirksamsten Klimaschutzmaßnahmen.
Ein Beispiel stammt aus dem 1998 einge-
führten japanischen „Top-Runner“-Pro-
gramm. Es soll die nationalen Bemühungen
um die Einhaltung der Kyoto-Verpflichtun-
gen zur Emissionsverringerung unterstüt-
zen und schreibt vor, dass alle neuen Pro-
dukte vorgegebene Effizienzstandards erfül-
len. Für manche Produkte einschließlich
Fahrzeugen, Kühlschränken, Gefriergeräten
und Fernsehern wurden Energieeffizienz-
verbesserungen von mehr als 50 Prozent
registriert. Forschungsergebnisse in einer
großen Gruppe von Ländern zeigen einen
großen Nutzen der Verringerung von CO2

durch verbesserte Energiestandards. Dies ist
ein Bereich, in dem der CO2-Ausstoß und
die Energiekosten durch eine wirksame
Nachfragesteuerung verringert werden kön-
nen, wodurch Nutzen sowohl für die Volks-
wirtschaft als auch für die Umwelt entsteht.
Untersuchungen in der Europäischen Union
und den Vereinigten Staaten lassen einen
geschätzten Nutzen in der Spanne von 
65 bis 190 Dollar pro Tonne CO2 möglich
erscheinen.78

• Verbraucherinformationen. Dies ist eines der
Erfolgsrezepte, um Energieeffizienzverbes-
serungen zu erreichen. In den Vereinigten
Staaten liefert das freiwillige Kennzeich-
nungsprogramm Energy Star Verbrauchern
umfassende Informationen über die Ener-
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gieeffizienz von mehr als 30 Produkten.
Schätzungen zufolge hat es im Jahr 2002 zu
Einsparungen im Umfang von fünf Milliar-
den Dollar geführt.79 In Australien hat die
Pflichtkennzeichnung bestimmter Geräte
wie Gefriergeräte und Geschirrspüler CO2-
Einsparungen mit einem geschätzten Nut-
zen von etwa 30 Dollar pro Tonne CO2 zur
Folge gehabt.80

• Bauvorschriften. Vorschriften für Gebäude-
standards können in sehr großen Einspa-
rungen von CO2-Emissionen resultieren.
Die Durchsetzung ist jedoch genauso wich-
tig wie die Vorschriften selbst. In Japan, wo
die Umsetzung von Energieeffizienznor-
men für Gebäude freiwillig ist, wurden nur
geringe Energieeinsparungen verzeichnet.
Wesentlich größere Einsparungen wurden
in Ländern wie den Vereinigten Staaten
und Deutschland erzielt, wo die Einhaltung
strenger durchgesetzt wird. Schätzungen
der Europäischen Union zufolge könnten
die Effizienzsteigerungen beim Energiever-
brauch um 20 Prozent erhöht werden, was
in potenziellen Einsparungen von 60 Mil-
liarden Euro resultieren würde.81 Eine Hälf-
te der Steigerungen könnte einfach durch
die Umsetzung bestehender Vorschriften
erreicht werden, von denen die meisten den
Gebäudesektor betreffen.

Normen für Kraftfahrzeugemissionen

Der Personenverkehr hat den höchsten Anteil
am Ölverbrauch auf der Welt und ist die am
schnellsten wachsende Quelle von CO2-Emis-
sionen. 2004 erzeugte der Verkehrssektor 6,3
Gigatonnen CO2. Wenngleich der Anteil der
Entwicklungsländer steigt, entfallen auf die
OECD-Länder immer noch zwei Drittel der
Gesamtmenge.82 Der Automobilsektor in die-
sen Ländern ist für etwa 30 Prozent aller Treib-
hausgasemissionen verantwortlich, und der
Anteil nimmt im Zeitverlauf zu.83

Die Regulierung des Verkehrssektors ist ein
entscheidender Teil der internationalen Klima-
schutzbemühungen. Die Gesamttreibhausgas-
emissionen von Fahrzeugen sind von drei Fak-
toren abhängig: der Fahrleistung, dem Kraft-
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des steilen Anstiegs der Emissionen ist die Fahr-
leistung (die um 34 Prozent zugenommen hat)
und eine stärkere Nutzung leichter Nutzfahr-
zeuge (Kasten 3.8).85

Verbesserungen der Regulierungsstandards
in den Vereinigten Staaten könnten positive
Auswirkungen auf den globalen Klimaschutz
haben und mit großem Zusatznutzen für die
nationale Energiesicherheit einhergehen. Nach
Angaben der Nationalen Energiekommission
könnte die Anhebung der vorgeschriebenen
Kraftstoffeffizienz für Fahrzeuge in den Ver-
einigten Staaten um 20 Meilen pro Gallone
(entsprechend 8,5 Kilometer pro Liter) den
prognostizierten Ölverbrauch um 3,5 Millio-
nen Barrel pro Tag senken, was zu einer Verrin-
gerung der CO2-Emissionen um 400 Millionen
Tonnen pro Jahr führen würde.86 Dies entsprä-
che den CO2-Gesamtemissionen Frankreichs.
Abgesehen vom Nutzen für den Klimaschutz
würde die resultierende Verringerung der Erd-
ölimporte eines der zentralen Ziele der Energie-
sicherheitspolitik der Vereinigten Staaten errei-
chen.

Die Europäische Union kann im Vergleich
zu den Vereinigten Staaten zwar eine höhere
Kraftstoffeffizienz vorweisen, hat jedoch Pro-
bleme, die Standards mit ihren erklärten Klima-
schutzzielen in Einklang zu bringen. Seit 1990
hat die Europäische Union die Gesamttreib-
hausgasemissionen um etwa ein Prozent ge-

stoffverbrauch pro gefahrenen Kilometer und
dem CO2-Gehalt des Kraftstoffs. In vielen Län-
dern nehmen die Emissionen zu, weil die
zurückgelegten Entfernungen schneller zuneh-
men als die Effizienz des Kraftstoffverbrauchs
und weil Verbesserungen der Wirtschaftlich-
keit des Kraftstoffverbrauchs durch einen
Trend zu größeren und leistungsstärkeren
Fahrzeugen aufgewogen werden.

Den Standard festlegen
Zwischen den Kraftstoffeffizienzstandards der
einzelnen Länder bestehen große Unterschiede.
Die Europäische Union und Japan haben die
höchsten Standards, die Vereinigten Staaten
dagegen die niedrigsten – niedriger sogar als in
China (Grafik 3.5).84

Die Effizienzstandards in den Vereinigten
Staaten sind im Vergleich zum Rest der Welt
immer weiter zurückgefallen. Ein Grund dafür
ist, dass sie in den letzten zwei Jahren nur mar-
ginal geändert wurden, während andere Länder
höhere Standards festgelegt haben. Ein weiterer
sind Regulierungslücken, die Komfort-Gelän-
dewagen mit niedriger Effizienz begünstigen.

Diese Lücken haben die Flotteneffizienz
verringert und die Emissionen vermehrt. Seit
1990 haben die Emissionen aus dem Straßen-
verkehr um jährlich 1,8 Prozent zugenommen.
Dieser Wert ist fast doppelt so hoch wie bei
allen anderen Emissionsquellen. Hauptursache
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Grafik 3.5 Die Kraftstoffeffizienznormen reicher Länder variieren beträchtlich

a. Umgerechnet auf den in den Vereinigten Staaten gebräuchlichen Testzyklus zur Ermittlung des durchschnittlichen Flottenverbrauchs 
(Corporate Average Fuel Economy — CAFE) (1 Meile = 1,61 Kilometer, 1 Gallone = 3,79 Liter). 

Quelle: NREL Energy Analysis Office 2005b.
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senkt. Die Emissionen aus dem Straßenverkehr
haben dagegen um 26 Prozent zugenommen.
Infolgedessen ist der Verkehrsanteil an den
Gesamtemissionen in knapp über einem Jahr-
zehnt von etwa einem Sechstel auf mehr als 
ein Fünftel gestiegen.87 Der Straßenverkehr ist
der Hauptverursacher steigender Emissionen,
wobei auf Personenkraftfahrzeuge etwa 50 Pro-
zent des Gesamtanstiegs entfallen. Wenn die
EU-weiten Treibhausgasemissionen parallel
zum Wirtschaftswachstum weiter zunehmen,
könnten sie 2010 um 30 Prozent und 2050 um
50 Prozent über dem Niveau von 1990 liegen.88

Insofern sind die aktuellen Trends im Ver-

kehrssektor unvereinbar mit der Verpflichtung
der Europäischen Union, bis 2020 die Gesamt-
treibhausgasemissionen um 20 bis 30 Prozent
zu verringern.

Regulierungsmaßnahmen an strengeren
Klimaschutzzielen auszurichten, hat sich als
schwierig erwiesen. Die aktuellen Ansätze
ruhen auf drei Säulen: freiwilligen Verpflich-
tungen der Automobilindustrie, Informatio-
nen über den Kraftstoffverbrauch und der Effi-
zienzförderung durch steuerliche Maßnahmen.
Bereits vor geraumer Zeit wurde das Ziel for-
muliert, eine Kraftstoffeffizienz von 120 Gramm
CO2 pro gefahrenen Kilometer zu erreichen.

Kasten 3.8 Kraftfahrzeugemissionen – Normen in den Vereinigten Staaten

Das 1975 initiierte Programm Corporate Average Fuel Economy

(CAFE) der Vereinigten Staaten ist eines der ältesten Regelsysteme

der Welt bezüglich des Verbrauchsverhaltens von Fahrzeugen.

Gleichzeitig ist es auch eines der bedeutendsten, denn die Vereinig-

ten Staaten allein produzieren rund 40 Prozent der durch die Ver-

brennung von Erdölprodukten im Verkehrswesen entstehenden

CO2-Emissionen.

Die von den Vereinigten Staaten gesetzten Verbrauchsnormen

wirken sich daher spürbar auf den CO2-Fußabdruck der ganzen Welt

aus. In den 1970er Jahren trugen die CAFE-Vorgaben entscheidend

dazu bei, dass der Kraftstoffverbrauch um die Hälfte gesenkt werden

konnte, und kurbelten darüber hinaus Investitionen in neue Tech-

nologien an. In den letzten 20 Jahren wurden jedoch die Verbrauchs-

normen für Personenfahrzeuge überhaupt nicht und für leichte Nutz-

fahrzeuge nur ganz wenig verschärft.

Aufgrund dessen ist die Kluft, die sich bei der Normierung des

Kraftstoffverbrauchs zwischen den Vereinigten Staaten und dem Rest

der Welt auftut, noch größer geworden. Inzwischen sind die US-Nor-

men nur noch etwa halb so streng wie die japanischen. Auf den Stra-

ßen der Vereinigten Staaten sind insgesamt 136 Millionen Pkw unter-

wegs, die 35 Prozent der verkehrsbedingten Treibhausgasemissio-

nen des Landes verursachen, und weitere 87 Millionen leichte Nutz-

fahrzeuge, die 27 Prozent der Verkehrsemissionen beitragen.

Die Gestaltung der CAFE-Normen hat sich erheblich auf die

Verkehrsemissionen ausgewirkt. Die Verbrauchsnorm für Pkw 

(27,5 Meilen pro Gallone, entsprechend etwa 8,55 Litern auf 100 Kilo-

meter) ist strenger als für leichte Nutzfahrzeuge (20,7 mpg bzw. 

11,36 l/100 km). Da aber die Nachfrage nach Leicht-Lkw stark gestie-

gen ist – 2002 wurden erstmals mehr leichte Nutzfahrzeuge verkauft

als Pkw –, hat sich die durchschnittliche Kraftstoffeffizienz bei den

neuzugelassenen Fahrzeugen dieser beiden Klassen insgesamt

erhöht und ist heute niedriger als 1987.

Die CAFE-Normen stehen im Mittelpunkt einer heftigen, landes-

weit geführten Debatte. In seiner Rede zur Lage der Nation schlug

Quelle: Arroyo und Linguiti 2007; Merrill Lynch und WRI 2005; NCEP 2004b; Sperling und Cannon 2007.

US-Präsident Bush 2007 vor, diese Normen dahingehend zu revidie-

ren, dass der Benzinverbrauch um fünf Prozent gesenkt werden

kann, und zwar auf der Grundlage des für die Zukunft vorhergesag-

ten Bedarfes (statt gegenüber dem derzeitigen Niveau). Es wurde

jedoch keine zahlenmäßige Zielvorgabe für die Kraftstoffeffizienz

formuliert.

Die öffentliche Diskussion über die CAFE-Normen kreist um 

die Frage, ob durch striktere Zielvorgaben Arbeitsplätze gefährdet

und die Wettbewerbsfähigkeit der US-amerikanischen Industrie

beeinträchtigt würde. Forschungsergebnisse lassen erkennen, dass

mit geringerem Mitteleinsatz als den eingesparten Kraftstoffkosten

die Kraftstoffeffizienz bei leichten Straßenfahrzeugen um ein Viertel

bis ein Drittel verbessert werden könnte, und zwar ohne die Fahr-

zeugsicherheit zu beeinträchtigen. Mittelfristig würden schärfere

Normen Anreize für Investitionen in hochentwickelte Dieselmoto-

ren, Hybridfahrzeuge und wasserstoffbetriebene Brennstoffzellen

schaffen.

Angesichts steigender Ölpreise und wachsender Besorgnis über

die CO2-Emissionen könnten Verbrauchsnormen, die nicht streng

genug ausgelegt sind, die falschen Signale an die Automobilindustrie

senden. In den letzten Jahren ist es zwar zu erheblichen Verbesserun-

gen bei der Motorentechnik und im Fahrzeugdesign gekommen,

doch wurden diese mehr dazu genutzt, um Kraft, Leistung und

Sicherheit der Fahrzeuge zu erhöhen, als den Verbrauch zu senken.

Dies hat unter anderem dazu geführt, dass die US-Autohersteller im

Segment der verbrauchsgünstigen Fahrzeuge das Nachsehen

gegenüber ihrer japanischen Konkurrenz hatten.

Strengere CAFE-Normen in den Vereinigten Staaten könnten

dreifachen Nutzen bringen: Sie wären ein Zeichen dafür, dass die

Vereinigten Staaten eine Führungsrolle bei den internationalen Be-

mühungen um den Klimaschutz einnehmen wollen, sie wären der

Energiesicherheit des Landes dienlich, indem sie die Abhängigkeit

von Ölimporten verringern, und sie würden der Automobilindustrie

neue Investitionsmöglichkeiten eröffnen.



dem Verweis darauf unterstützt, dass eine stren-
gere Regulierung die Wettbewerbsfähigkeit der
Industrie beeinträchtigen könnte.

Dies ist eine Position, die sich nur schwer
mit einem Bekenntnis zu den Zielvorgaben der
Europäischen Union für 2020 unter einen Hut
bringen lässt. Die Argumente bezüglich der
wirtschaftlichen Wettbewerbsfähigkeit werden
auch nicht unbedingt von der Evidenz unter-
stützt. Mehrere Unternehmen in der globalen
Automobilindustrie sind in rasch wachsenden
Märkten für Fahrzeuge mit niedrigen Emissio-
nen zurückgefallen, weil sie es versäumt haben,
die Effizienzstandards anzuheben. Mit unter-
stützenden politischen Maßnahmen könnte die
Europäische Union in Übereinstimmung mit
ihren Klimaschutzzielen fortschreitende Ver-
besserungen der Effizienzstandards durchset-
zen, sodass der Flottenstandard bis 2020 auf
durchschnittlich 80 Gramm CO2 pro Kilome-
ter verbessert werden könnte.90

Die Festlegung von Standards darf nicht
isoliert betrachtet werden. Die Besteuerung der
Nutzung von Kraftfahrzeugen ist ein wirkungs-
volles Instrument, mit dem Regierungen das
Verbraucherverhalten beeinflussen können.
Eine abgestufte Besteuerung abhängig von der
Menge der CO2-Emissionen könnte dazu bei-
tragen, die Energiepolitik im Verkehrssektor
mit Klimaschutzzielen in Einklang zu bringen.
Jährliche Kraftfahrzeugverbrauchssteuern und
Zulassungssteuern für Neufahrzeuge wären
geeignete Mittel hierfür. Solche Maßnahmen
würden parallel zu den Bemühungen der Regie-
rungen, ihre erklärten Klimaschutzziele zu
erreichen, die Anstrengungen der Automobil-
hersteller um die Einhaltung höherer Effizienz-
standards unterstützen.

Die Rolle alternativer Kraftstoffe
Die Veränderung des Kraftstoffmix innerhalb
des Verkehrssektors kann eine wichtige Rolle
dabei spielen, die Energiepolitik an Kohlen-
stoffbudgets auszurichten. Das CO2-Emissions-
profil einer durchschnittlichen Autofahrt kann
dadurch verändert werden, dass weniger Mine-
ralölkraftstoff und mehr aus Pflanzen gewonne-
nes Ethanol verbraucht wird. Viele Regierun-
gen stufen Biokraftstoffe heute als eine Tech-

Als Resultat der Einflussnahme der Automobil-
industrie und des Widerstands einiger Mit-
gliedstaaten wurde das Zieljahr für das Errei-
chen dieses Werts jedoch wiederholt hinausge-
schoben: anfangs von 2005 auf 2010 und jetzt
auf 2012. Das Zwischenziel lautet jetzt auf 
140 Gramm CO2 pro Kilometer bis 2008/2009.

Wie hoch die Europäische Union die Mess-
latte für die Kraftstoffeffizienz legt, spielt –
ebenso wie im Fall der Vereinigten Staaten –
eine Rolle für den internationalen Klimaschutz,
und zwar ganz unmittelbar, weil strengere Nor-
men zu weniger CO2-Emissionen führen. In
den 10 Jahren bis 2020 würde eine Zielvorgabe
von 120 Gramm CO2 pro Kilometer die Emis-
sionen um etwa 400 Megatonnen CO2 verrin-
gern – mehr als die Gesamtemissionen von
Frankreich oder Spanien im Jahr 2004. Dieser
Wert entspricht etwa 45 Prozent der derzeiti-
gen Gesamtemissionen der Europäischen Union
aus dem Verkehrssektor. Weil die Europäische
Union darüber hinaus der weltweit größte
Markt für Kraftfahrzeuge ist, würden strengere
Emissionsnormen der globalen Automobilin-
dustrie einen wichtigen Kurswechsel signalisie-
ren und Anreize für Komponentenzulieferer
schaffen, Technologien mit niedrigem CO2-
Ausstoß zu entwickeln. Die Europäische Uni-
on ist jedoch nicht im Plan, was das Erreichen
ihrer seit langem bestehenden Zielvorgabe
betrifft. Nach einer Überprüfung der Strategie
der Gemeinschaft räumt die Europäische Kom-
mission ein: „Ohne zusätzliche Maßnahmen
wird das EU-Ziel von 120 Gramm CO2 pro
Kilometer bis zum Jahr 2012 nicht zu erreichen
sein.“89

Bemühungen, dies zu verändern, haben zu
einer verfahrenen Situation geführt. Die Euro-
päische Kommission hat Regulierungsmaßnah-
men zur Anhebung der durchschnittlichen
Flotteneffizienzstandards vorgeschlagen, um
die seit langem bestehende Zielvorgabe von 
120 Gramm CO2 pro Kilometer bis 2020 zu
erreichen. Wie in der Vergangenheit stieß der
Vorschlag auf den Widerstand des Europä-
ischen Automobilherstellerbands, eines Zusam-
menschlusses von dreizehn globalen Auto-
mobilproduzenten. Einige europäische Regie-
rungen haben diese ablehnende Haltung mit

3

G
ef

äh
rl

ic
he

 K
lim

aä
nd

er
un

ge
n 

ve
rh

in
de

rn
: 
K
lim

as
ch

ut
zs

tr
at

eg
ie

n

BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2007/2008170

Die Besteuerung 

der Nutzung von 

Kraftfahrzeugen ist ein 

wirkungsvolles

Instrument, mit dem 

Regierungen das 

Verbraucherverhalten 

beeinflussen können



3

G
efährliche K

lim
aänderungen verhindern: K

lim
aschutzstrategien

BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2007/2008 171

Sonderbeitrag Nationales Handeln als Beitrag zur Bewältigung einer globalen Herausforderung

Der Klimawandel ist die große Herausforderung, vor der die Politik

überall auf der Welt heute steht. Zukünftige Generationen werden uns

danach beurteilen, wie wir auf diese Herausforderung reagieren. Es

gibt keine einfachen Lösungen — und keine Patentrezepte. Ich bin

jedoch überzeugt, dass wir den Kampf gegen den Klimawandel

gewinnen können, wenn wir national handeln und global zusammen-

arbeiten.

Der erste Schritt für die erfolgreiche Bekämpfung des Klimawan-

dels besteht darin, die Grundregeln festzulegen. Jede internationale

Strategie muss auf den Prinzipien der Fairness, der sozialen Gerech-

tigkeit und der Gleichheit basieren. Dabei handelt es sich nicht um

abstrakte Ideen, sondern um Handlungsanleitungen.

Der Bericht über die menschliche Entwicklung 2007/2008 sollte

Pflichtlektüre für alle Regierungen werden, insbesondere denen der

reicheren Länder auf der Welt. Er erinnert uns daran, dass die Verant-

wortung für die rasche Anhäufung der Treibhausgase in der Erd-

atmosphäre nicht bei den Armen auf der Welt liegt, sondern bei den

Industrieländern. Es sind die Menschen in den reichsten Ländern, die

den tiefsten CO2-Fußabdruck hinterlassen. Die durchschnittlichen

CO2-Emissionen pro Kopf der Bevölkerung belaufen sich für Brasilien

auf 1,8 Tonnen pro Jahr, verglichen mit einem Durchschnitt für die

Industrieländer von 13,2 Tonnen pro Jahr. Der Bericht weist uns noch

einmal darauf hin, dass wir, wenn alle Menschen in den Entwicklungs-

ländern den gleich tiefen Fußabdruck wie der durchschnittliche

Nordamerikaner hinterlassen würden, die Atmosphären von neun

Planeten benötigen würden, um die Folgen zu bewältigen.

Wir haben jedoch nur einen Planeten und brauchen eine Ein-

Planeten-Lösung für den Klimawandel. Diese Lösung kann nicht zu

Lasten der ärmsten Länder auf der Welt gehen und auch nicht zu Las-

ten der ärmsten Menschen, von denen viele nicht einmal Licht in

ihrem Heim haben. Die Industrieländer müssen zeigen, dass sie es

mit der Verringerung ihrer Emissionen ernst meinen. Schließlich ver-

fügen sie über die finanziellen und technologischen Ressourcen, die

die Voraussetzung zum Handeln sind.

Jedes Land steht vor unterschiedlichen Herausforderungen, aber

ich glaube, die Erfahrungen Brasiliens sind instruktiv. Einer der 

Gründe für den niedrigen CO2-Fußabdruck Brasiliens besteht darin,

dass wir unsere erneuerbaren Energieressourcen entwickelt haben

und jetzt über eines der saubersten Energiesysteme auf der Welt ver-

fügen. Beispielsweise bestreiten wir 92 Prozent der Stromerzeugung

mit Wasserkraft. Als Resultat hat Brasilien nicht nur einen weniger

tiefen Fußabdruck als reiche Länder, sondern produziert auch weni-

ger als halb so viel CO2 für jeden Dollar Wertschöpfung. Anders aus-

gedrückt haben wir unsere Emissionen verringert, indem wir unsere

Kohlenstoffintensität und die Energieintensität unserer Volkswirt-

schaft vermindert haben.

Der Verkehrssektor liefert ein aufschlussreiches Beispiel dafür,

wie eine saubere Energiepolitik nationalen und globalen Nutzen

schaffen kann. Die Erfahrungen Brasiliens mit der Produktion von

Ethanol aus Zuckerrohr als Motorkraftstoff gehen zurück auf die

1970er Jahre. Heute verringern Kraftstoffe auf Ethanolbasis unsere

Gesamtemissionen um etwa 25,8 Millionen Tonnen CO2 pro Jahr. Im

Gegensatz zu den Behauptungen mancher Kommentatoren, die mit

der Geografie Brasiliens nicht hinreichend vertraut sind, ist der

Zuckerrohranbau als Grundlage unserer Ethanolindustrie fernab von

der Amazonas-Region im Bundesstaat São Paulo konzentriert.

Heute erweitern wir unser Ethanolprogramm. 2004 haben wir das

Nationale Programm für die Produktion und Nutzung von Biodiesel

(PNPB) auf den Weg gebracht. Damit soll der Anteil von Biodiesel in

jedem Liter Diesel, der in Brasilien verkauft wird, bis 2013 auf fünf

Prozent gesteigert werden. Parallel dazu wurden mit dem PNPB steu-

erliche Anreize und Subventionen mit dem Ziel eingeführt, die Markt-

chancen der Biodieselproduktion kleinbäuerlicher Familienbetriebe

im Norden und Nordosten des Landes zu verbessern.

Die Erfahrungen Brasiliens mit Biokraftstoffen können zur Ent-

wicklung von Szenarien beitragen, die sowohl für die Energiesicher-

heit als auch für den Klimaschutz von Nutzen sind. Kraftstoffe für den

Straßenverkehr werden überwiegend aus Mineralöl hergestellt. Die

Sorge über hohe Preise, begrenzte Reserven und die Versorgungssi-

cherheit bewegt viele Länder – reiche wie arme –, politische Hand-

lungskonzepte zur Verringerung der Abhängigkeit vom Öl zu entwi-

ckeln. Diese Konzepte sind gut für die Energieeffizienz und gut für

den Klimaschutz.

Als Entwicklungsland kann Brasilien einen wichtigen Beitrag zum

Übergang zu Energie mit niedrigem CO2-Ausstoß spielen. Der Süd-

Süd-Kooperation kommt eine wichtige Rolle zu – und Brasilien unter-

stützt bereits die Bemühungen der Entwicklungsländer, nutzbare

alternative Energiequellen zu ermitteln. Wir sollten das Potenzial des

internationalen Handels jedoch nicht unterbewerten. Sowohl Nord-

amerika als auch die Europäische Union erweitern hoch subventio-

nierte Biokraftstoffprogramme. Deren Bilanz fällt jedoch im Vergleich

mit dem brasilianischen Ethanolprogramm schlecht aus, sowohl, was

die Kosten betrifft, als auch in Bezug auf ihre Effizienz bei der Ver-

ringerung von CO2-Emissionen. Der Abbau von Importhürden für bra-

silianisches Ethanol würde die Kosten der Emissionsverringerung

senken und die ökonomische Effizienz bei der Entwicklung alterna-

tiver Kraftstoffe steigern. Letztlich wohnt Autarkie kein inhärenter

Vorteil inne.

Lassen Sie mich abschließend eine Bemerkung zum Regenwald

machen. Die Amazonas-Region ist eine nationale ökologische Res-

source, mit der wir sehr sorgsam umgehen. Wir erkennen an, dass

diese Ressource nachhaltig bewirtschaftet werden muss. Aus die-

sem Grund haben wir 2004 einen Aktionsplan zur Verhütung und

Überwachung der Entwaldung im Amazonas-Gebiet eingeführt. Der

Plan, an dem 14 Ministerien beteiligt sind, schafft rechtliche Rahmen-

bedingungen für die Regulierung der Landnutzung, etabliert Überwa-

chungsmechanismen und schafft Anreize für nachhaltige Praktiken.

Der seit 2004 in Bundesstaaten wie Mato Grosso beobachtete Rück-

gang der Entwaldungsrate zeigt, dass es möglich ist, wirtschaftliches

Wachstum mit nachhaltigem Umweltmanagement in Einklang zu

bringen.

Luiz Inácio Lula da Silva

Präsident der Bundesrepublik Brasilien



20 Prozent resultiert die Nutzung von Erdgas
auch in großem Nutzen für die Luftqualität
und die öffentliche Gesundheit.

In den Industrieländern ist die Biokraft-
stoffentwicklung in den letzten fünf Jahren eine
der Wachstumsindustrien im Energiesektor.
Die Vereinigten Staaten haben sich besonders
weitreichende Ziele gesetzt. In seiner Rede an
die Nation nannte Präsident Bush 2007 als
Zielvorgabe die Ausweitung der Nutzung von
Biokraftstoffen auf 35 Milliarden Gallonen bis
2017 – fünfmal so viel wie heute. Die Bestre-
bungen richten sich darauf, etwa 15 Prozent des
importierten Öls durch inländisch produziertes
Ethanol zu ersetzen.92 Die Europäische Union
fördert ebenfalls aktiv Biokraftstoffe. Die Ziel-
vorgaben umfassen eine Erhöhung des Anteils
von Kraftstoffen am Gesamtkraftstoffver-
brauch im Straßenverkehr um zehn Prozent bis
2020. Dieser Wert ist doppelt so hoch wie die
Zielvorgabe für 2010 – und etwa zehnmal so
hoch wie der derzeitige Anteil.93

Beeindruckende Zielvorgaben wurden mit
hohen Subventionen für die Entwicklung des
Biokraftstoffsektors gekoppelt. In den Verei-
nigten Staaten beliefen sich die Steuervergüns-
tigungen für die Ethanolproduktion aus Mais
2006 auf schätzungsweise 2,5 Milliarden Dol-
lar.94 Die Gesamtsubventionen für Ethanol und
Biodiesel, die ohne die Direktzahlungen an
Maisfarmer gegenwärtig auf 5,5 bis 7,5 Milliar-
den Dollar geschätzt werden, dürften mit der
Produktion weiter steigen.95 Angesichts des
zunehmenden Anteils der Maisproduktion, die
an Ethanolraffinerien geliefert wird, ziehen die
Maispreise stark an. 2007 erreichten sie den
höchsten Stand in den letzten zehn Jahren,
obwohl die Vorjahresernte die drittgrößte je
registrierte war.96 Weil die Vereinigten Staaten
der größte Maisexporteur auf der Welt sind, hat
die Umleitung eines Teils des Angebots zur
Bioethanolindustrie auch auf dem Weltmarkt
die Preise in die Höhe getrieben. In Mexiko
und anderen mittelamerikanischen Ländern
könnten steigende Preise für Importmais die
Nahrungsmittelversorgung armer Haushalte
unsicherer machen.97

In der Europäischen Union hat der „Bio-
kraftstoff-Hype“ bislang noch nicht so tiefe

nologie ein, die zwei Fliegen mit einer Klappe
schlägt, indem sie zur Bekämpfung der globalen
Erwärmung beitragen und gleichzeitig die
Abhängigkeit von Ölimporten verringern.

Entwicklungsländer haben gezeigt, was mit
einem wohldurchdachten Mix von Anreizen
und Regulierungsmaßnahmen im Verkehrssek-
tor erreicht werden kann. Eines der beeindru-
ckendsten Beispiele liefert Brasilien. In den letz-
ten drei Jahrzehnten hat das Land eine Kombi-
nation von Regulierung und staatlichen Direkt-
investitionen genutzt, um eine höchst effizien-
te Industrie aufzubauen. Subventionen für
Alkoholkraftstoffe aus Biomasse, Vorschriften
für Automobilhersteller zur Produktion von
Hybridfahrzeugen, Vorzugszölle und staatliche
Unterstützung für eine Infrastruktur zur Ver-
sorgung mit Biokraftstoffen haben dazu beige-
tragen. Heute entfällt auf Biokraftstoffe fast ein
Drittel des Gesamtkraftstoffverbrauchs im
Straßenverkehr. Dies ist mit vielfältigen ökolo-
gischen Vorteilen verbunden und verringert die
Abhängigkeit von Ölimporten.91

Mehrere Länder haben mit Hilfe einer Kom-
bination aus Regulierung und Marktanreizen
zur Förderung von (komprimiertem) Erdgas
(CNG) erfolgreich den Kraftstoffmix im natio-
nalen Straßenverkehrssektor verändert. Teils
aus Besorgnis um die Luftqualität in Großstäd-
ten und teils beruhend auf dem Wunsch nach
einer geringeren Abhängigkeit von Ölimporten
verzeichneten sowohl Indien als auch Pakistan
eine kräftige Ausweitung der Erdgasnutzung
bei Fahrzeugen. In Indien haben mehrere
Großstädte Regulierungsmechanismen genutzt,
um ausgewählte Fahrzeuge auf den Betrieb mit
Erdgas zu beschränken. Beispielsweise müssen
in Delhi alle Fahrzeuge im öffentlichen Stra-
ßenpersonenverkehr mit Erdgas betrieben wer-
den. In Pakistan wurden die Regulierungsmaß-
nahmen durch Preisanreize ergänzt. Die Erd-
gaspreise wurden etwa 50 bis 60 Prozent unter
den Preisen für Mineralölkraftstoffe gehalten,
und die Regierung unterstützte den Aufbau
einer Infrastruktur für Produktion und Ver-
trieb. Etwa 0,8 Millionen Fahrzeuge fahren
jetzt mit Erdgas, und der Marktanteil nimmt
rasch zu (Grafik 3.6). Abgesehen von einer 
Verringerung der CO2-Emissionen um etwa 
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Grafik 3.6 Die rasche 
Umstellung der 
Fahrzeugflotte 
ist möglich – 
das Beispiel 
Pakistan  

Quelle: Government of Pakistan 2005.
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Spuren hinterlassen. Dies dürfte sich jedoch
ändern. Wenn die Prognosen der Europäischen
Kommission Recht behalten, werden die Preise
für Ölsaaten und Getreide steigen. Die Nutzflä-
che für die Produktion von Biokraftstoffen
wird zwischen 2006 und 2020 von schätzungs-
weise drei Millionen auf 17 Millionen Hektar
zunehmen.98 Der größte Teil des erweiterten
Angebots an Biokraftstoff in der Europäischen
Union wird aus der einheimischen Produktion
von Getreide und Ölsaaten stammen, wenn-
gleich auch 2020 noch 15 bis 20 Prozent des
Bedarfs durch Importe gedeckt werden dürften.
Für die Landwirte in Europa eröffnet der sich
abzeichnende Biodiesel-Boom lukrative neue
Märkte. Die Kommission formuliert es so: „Die
Zielvorgaben für erneuerbare Energie können
als gute Nachrichten für die europäische Land-
wirtschaft bezeichnet werden: Sie […] ver-
sprechen neue Absatzmöglichkeiten und eine
positive Entwicklung von Nachfrage und Preisen
in einer Zeit, in der Bauern zunehmend inter-
nationaler Konkurrenz ausgesetzt sind.“99 Im
Rahmen der reformierten Gemeinsamen
Agrarpolitik erhalten Bauern für die Produk-
tion von Energiepflanzen eine Sonderprämie.100

Leider ist das, was für die subventionierte
Landwirtschaft und die Biokraftstoffindustrie
in der Europäischen Union und den Vereinig-
ten Staaten gut ist, nicht von Natur aus gut für
den Klimaschutz. Biokraftstoffe stellen eine
ernsthafte Alternative für Mineralölkraftstoffe
im Verkehrssektor dar. Allerdings sind auch die
Produktionskosten dieser Kraftstoffe im Ver-
hältnis zur tatsächlichen CO2-Verringerung
wichtig. Und in dieser Beziehung schneiden die
Vereinigten Staaten und die Europäische Union
weniger gut ab. Beispielsweise kann in Brasilien
Ethanol aus Zuckerrohr zur Hälfte des Preises
je Einheit produziert werden wie Ethanol aus
Mais in den Vereinigten Staaten. Während
Ethanol aus Zuckerrohr in Brasilien die Emis-
sionen um 90 Prozent verringert, lautet der ver-
gleichbare Wert für das in den Vereinigten
Staaten genutzte Ethanol aus Mais 13 Prozent.101

Für die Europäische Union ist die Bilanz noch
ungünstiger (Grafik 3.7).

Der komparative Vorteil erklärt einen wich-
tigen Teil der Preisunterschiede. Die Produk-
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tionskosten in Brasilien sind aufgrund klima-
tischer Faktoren, der Verfügbarkeit von Anbau-
flächen und der größeren Effizienz von Zucker
bei der Umwandlung der Sonnenenergie in
Ethanol aus Zellulose weit niedriger. Diese
Unterschiede lassen es geraten erscheinen, sich
nicht auf die einheimische Produktion zu
beschränken und dem internationalen Handel
in der Europäischen Union und den Vereinig-
ten Staaten eine größere Bedeutung einzuräu-
men.

Autarkie wohnt kein inhärenter Vorteil
inne. Unter dem Gesichtspunkt des Klima-
schutzes hat es Priorität, die CO2-Emissionen
zu den niedrigsten Grenzkosten zu verringern.
Das Problem ist, dass Handelsbarrieren und
Subventionen die Kosten des Klimaschutzes
nach oben treiben und gleichzeitig die Kosten
der Verringerung der Abhängigkeit vom Öl
erhöhen.

Die meisten Industrieländer beschränken
den Import alternativer Kraftstoffe wie Bioet-
hanol. Die Schutzmechanismen unterscheiden
sich beträchtlich – bewirken aber im Endeffekt
eine deutlich geringere Nachfrage vonseiten der
Verbraucher. Die Europäische Union räumt
etwa 100 Entwicklungsländern den zollfreien
Marktzugang für Ethanol ein; die meisten von
diesen exportieren jedoch gar kein Ethanol. Auf
Ethanol aus Brasilien erhebt die Europäische
Union dagegen eine Einfuhrabgabe in Höhe

Manche Biokraftstoffe kosten weniger und verringern 
die CO2-Emissionen stärker als andere

Grafik 3.7

Quelle: IEA 2006 and IPCC 2007.
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Grund für umfangreiche Abholzungen und
Verstöße gegen die Menschenrechte der indige-
nen Bevölkerung in den betroffenen Gebieten.
Es könnte der Fall eintreten, dass die ehrgei-
zigen Zielvorgaben der Europäischen Union in
Bezug auf Biodiesel Anlass für eine rasche Ver-
größerung der Ölpalmenplantagen in Ländern
geben, die es in der Vergangenheit versäumt
haben, diesen Problemen ausreichend entge-
genzuwirken (siehe Kasten 3.9). Seit 1999 haben
sich die Palmölimporte in die Europäische Union
(vorwiegend aus Malaysia und Indonesien)
mehr als verdoppelt – auf 4,5 Millionen Tonnen,
was fast einem Fünftel der weltweiten Importe
entspricht.105 Die rasche Marktexpansion ist
Hand in Hand mit einer Beschneidung der
Rechte von Kleinbauern und indigenen Völkern
einhergegangen.

Erforschung, Entwicklung und 
Einsatz von Technologien mit 
niedrigem CO2-Ausstoß

Joseph Schumpeter prägte den Begriff der
„schöpferischen Zerstörung“ zur Beschreibung
eines „Prozesses einer industriellen Mutation
[…], der unaufhörlich die Wirtschaftsstruktur
‚von innen heraus‘ revolutioniert, unaufhörlich
die alte Struktur zerstört und unaufhörlich eine
neue schafft“. Er unterteilte den Innovations-
prozess in drei Phasen: Erfindung, Anwendung
und Verbreitung.

Erfolgreicher Klimaschutz wird einen Pro-
zess der beschleunigten „schöpferischen Zerstö-
rung“ erfordern, bei dem der zeitliche Abstand
zwischen diesen Phasen so rasch wie möglich
kleiner wird. Die Festsetzung von Preisen für
CO2-Emissionen wird dazu beitragen, Anreize
für die Entwicklung dieser Technologien zu
geben – aber das wird nicht ausreichen. Ange-
sichts sehr hoher Investitionskosten, unsicherer
Marktbedingungen und hoher Risiken wird der
private Sektor Technologien nicht rasch genug
entwickeln und einsetzen, selbst wenn entspre-
chende Signale durch die Bepreisung von CO2-
Emissionen gegeben werden. Der Staat wird
eine zentrale Rolle bei der Beseitigung von Hin-
dernissen für die Entwicklung wirklicher tech-
nologischer Durchbrüche spielen müssen.

von 0,73 Euro pro Gallone – ein Zolläquivalent
von mehr als 60 Prozent.102 In den Vereinigten
Staaten ist brasilianisches Ethanol mit einer
Einfuhrabgabe von 0,54 Dollar pro Gallone
belegt.103 Dies ist zwar weniger als in der Euro-
päischen Union, stellt aber bei den Ethanol-
Marktpreisen von 2007 in den Vereinigten
Staaten immer noch einen Zoll von etwa 25 Pro-
zent dar.

Die Handelspolitik in Bezug auf Ethanol
widerspricht einer ganzen Reihe von Klima-
schutzzielen. Ethanol aus Brasilien wird benach-
teiligt, obwohl es billiger zu produzieren ist, bei
der Produktion weniger CO2-Emissionen er-
zeugt werden und es effizienter bei der Verrin-
gerung der Kohlenstoffintensität des Straßen-
verkehrs ist. Ganz allgemein werfen die hohen
Zölle auf brasilianisches Ethanol schwerwiegen-
de Fragen nach der ökonomischen Effizienz im
Energiesektor auf. Unter dem Strich hätte die
Aufhebung der Zölle auf Ethanol dreifachen
Nutzen: für die Umwelt, den Klimaschutz und
diejenigen Entwicklungsländer, in denen – wie
in Brasilien – günstige Produktionsbedingun-
gen herrschen. In der Europäischen Union hat
Schweden nachdrücklich für weniger Protek-
tionismus und überzeugendere Konzepte für
die Entwicklung von Biokraftstoffen der „zwei-
ten Generation“ aus Quellen wie forstlicher
Biomasse plädiert.104

Der internationale Handel mit Biokraft-
stoffen ist nicht uneingeschränkt positiv zu
bewerten. Wie in anderen Bereichen hat er
soziale und ökologische Auswirkungen, die 
von allgemeineren Faktoren abhängig sind –
und ist nicht automatisch mit Nutzen verbun-
den. In Brasilien ist der Zuckerrohranbau als
Grundlage für die Ethanolindustrie im süd-
lichen Bundesstaat São Paulo konzentriert.
Weniger als ein Prozent des zu Ethanol raffi-
nierten Zuckerrohrs stammt aus Amazonien.
Infolgedessen hat der Aufbau der Biokraftstoff-
industrie geringe ökologische Auswirkungen
und hat nicht zur Zerstörung des Regenwaldes
beigetragen. In anderen Ländern und bei ande-
ren Energiepflanzen kann das anders aussehen.
Eine potenzielle Quelle von Biomasse für die
Produktion von Biodiesel sind Ölpalmen. Die
Ausweitung der Anbaufläche in Ostasien war
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Der internationale Handel 

mit Biokraftstoffen ist 

nicht uneingeschränkt 

positiv zu bewerten



3

G
efährliche K

lim
aänderungen verhindern: K

lim
aschutzstrategien

BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2007/2008 175

Die Begründung für ordnungspolitische
Maßnahmen des Staates liefern die Unmittel-
barkeit und das Ausmaß der Bedrohung durch
den Klimawandel. Wie in den vorhergehenden
Kapiteln dieses Berichts gezeigt wurde, werden
gefährliche Klimaänderungen zu mehr Armut
in armen Ländern, gefolgt von katastrophalen
Risiken für die Menschheit insgesamt, führen.
Diese Folgen zu vermeiden, ist eine Herausfor-
derung, die die menschliche Entwicklung
betrifft, – mehr noch: Es ist ein Gebot der
globalen und nationalen Sicherheit.

In früheren Phasen der Geschichte haben
Regierungen auf vermeintliche Sicherheitsbe-
drohungen reagiert, indem sie ehrgeizige und
innovative Programme ausgearbeitet und um-
gesetzt haben. Darauf zu warten, dass die Märk-
te die für die Verringerung ihrer Anfälligkeit

notwendigen Technologien entwickeln und
einsatzbereit machen, stand nicht zur Debatte.
1932 traf Albert Einstein die berühmte Fest-
stellung: „Es gibt nicht den geringsten Hinweis,
dass Atomenergie jemals nutzbar sein wird.“
Knapp ein Jahrzehnt später hatten die Alliier-
ten das Manhattan-Projekt auf den Weg ge-
bracht. Dabei handelte es sich um ein Pro-
gramm, bei dem mit einem finanziellen Auf-
wand von 20 Milliarden Dollar (umgerechnet
auf 2004) technologische Grenzen überwun-
den wurden. Es wurde als für die nationale
Sicherheit unerlässlich betrachtet, und weltweit
führende Wissenschaftler wirkten daran mit.
Das Gleiche geschah unter Präsident Eisen-
hower und Präsident Kennedy, als die Rivali-
täten des Kalten Krieges und die Besorgnis um
die nationale Sicherheit Anlass für ehrgeizige

Kasten 3.9 Palmöl und die Entwicklung von Biokraftstoffen – ein warnendes Beispiel

Die ambitionierten Zielvorgaben der Europäischen Union für einen

erhöhten Marktanteil der Biokraftstoffe haben starke Anreize für die

Erzeugung von Getreide und Ölen, einschließlich Palmöl, hervor-

gebracht. Durch die Aussicht, den stark expandierenden Markt der

Europäischen Union beliefern zu können, wurde in Ostasien gera-

dezu ein Investitionsboom bei der Ölpalmenproduktion ausgelöst.

Doch wirkt sich das auch positiv auf die menschliche Entwicklung

aus?

Unter den aktuellen Gegebenheiten ist dies zu verneinen. Zwar kön-

nen Ölpalmen in ökologisch nachhaltiger und sozial verantwortlicher

Weise angebaut und geerntet werden, insbesondere im Rahmen klein-

maßstäblicher Agroforstwirtschaft. Ein Großteil der Produktion in West-

afrika fällt in diese Kategorie. Im Gegensatz dazu müssen die in vielen

Ländern verbreiteten Großplantagen, die Monokultur betreiben, eher als

schädlich gelten. Doch die jüngste Hochkonjunktur bei der Palmöl-

produktion hat hauptsächlich auf solchen Plantagen stattgefunden.

Ein blühendes Wachstum konnte der Anbau von Ölpalmen auch

schon verzeichnen, bevor die Zielvorgaben der Europäischen Union

in Bezug auf erneuerbare Energien eine neue Palette von Marktan-

reizen hervorbrachten. Im Jahr 2005 war die weltweite Anbaufläche

bei 12 Millionen Hektar angelangt – fast doppelt so viel wie noch

1997. Den Löwenanteil an der Produktion halten Malaysia und Indo-

nesien, wobei letzteres das schnellste Wachstum bei der Umwand-

lung von Wäldern in Ölpalmenplantagen aufweist. In Indonesien

wurden seit 1990 pro Jahr schätzungsweise 2,3 Gigatonnen an 

CO2-Emissionen aus forstlicher Biomasse freigesetzt. Prognosen der

Europäischen Kommission zufolge wird im Jahr 2020 rund ein Viertel

der Nachfrage nach Biodieselkraftstoffen aus Importen gedeckt wer-

den, wobei von insgesamt elf Millionen Tonnen Importen 3,6 Millionen

Tonnen auf Palmöl entfallen werden.

Quelle: Colchester et al. 2006a, 2006b; Tauli-Corpuz und Tamang 2007.

Palmölexporte stellen eine bedeutende Devisenquelle dar. Doch

die Ausweitung des Plantagenanbaus war mit einem hohen Preis für

Gesellschaft und Umwelt der Erzeugerländer verbunden. Große

Waldgebiete, die traditionell von der indigenen Bevölkerung genutzt

wurden, fielen der Enteignung zum Opfer. Holzunternehmer haben

oft Ölpalmenplantagen zum Vorwand genommen, um Bäume zu

fällen.

Angesichts des Höhenflugs der Palmölpreise werden ehrgeizige

Pläne geschmiedet, um die Anbaufläche noch weiter auszubauen.

Ein Beispiel hierfür liefert das Kalimantan Border Oil Palm Project in

Indonesien, mit dem drei Millionen Hektar Wald auf Borneo in land-

wirtschaftliche Nutzfläche verwandelt werden sollen. Es wurden

bereits entsprechende Konzessionen an Unternehmen vergeben.

Zwar ist in der Gesetzgebung des Landes und in freiwilligen Kodizes

der Industrie der Schutz der indigenen Bevölkerung vorgeschrieben,

doch in der Praxis wurde dies kaum beachtet und in einigen Fällen

sogar bewusst ignoriert. Zu den Flächen, die für Konzessionen zum

Ölpalmenanbau vorgesehen sind, zählen auch Waldgebiete, die von

indigenen Völkern genutzt werden – und es liegen ausführlich doku-

mentierte Berichte über Menschen vor, die ihr Land und das Recht

auf Nutzung des Waldes verloren haben.

Wie in vielen anderen Ländern mahlen auch in Indonesien die

Mühlen der Justiz langsam, die indigene Bevölkerung kann sich

gerichtliche Auseinandersetzungen finanziell nicht leisten, und durch

die Verflechtungen zwischen mächtigen Investoren und den poli-

tischen Eliten ist es für die Waldbewohner schwer, ihre Rechte durch-

zusetzen. Vor diesem Hintergrund sollte die Europäische Union sorg-

fältig abwägen, welche Folgen ihre internen energiepolitischen Richt-

linien für die Perspektiven der menschlichen Entwicklung andernorts

haben.



Kohlereserven dürfte der Anteil der Kohle an
der Weltenergieerzeugung im Laufe der Zeit
steigen. Die Stromerzeugung aus Kohle könnte
der Haupteinflussfaktor dafür sein, dass die
Welt die Schwelle für gefährliche Klimaän-
derungen überschreitet. Sie bietet jedoch auch
eine Chance.

Kohlekraftwerke unterscheiden sich stark
hinsichtlich ihres thermischen Wirkungsgra-
des.108 Ein höherer Wirkungsgrad ist vor allem
eine Frage der Technologie und bedeutet, dass
in Anlagen mehr Strom mit weniger Kohle –
und mit weniger CO2-Emissionen – erzeugt
werden kann. Die effizientesten Anlagen arbei-
ten heute bei Temperaturen und Drücken im
überkritischen Bereich und erreichen einen
Wirkungsgrad von etwa 45 Prozent. In den
1990er Jahren wurde der neue Gas- und
Dampfturbinenprozess mit integrierter Kohle-
vergasung (Integrated Gasification Combined
Cycle – IGCC) entwickelt. Dabei wird aus
Kohle oder einem anderen Brennstoff gewon-
nenes Synthesegas verbrannt, wobei die Gas-
emissionen gereinigt werden können. In der
Europäischen Union und den Vereinigten Staa-
ten wurden in den 1990er Jahren unterstützt
mit öffentlichen Mitteln fünf Demonstrations-
anlagen errichtet. Diese erreichten bei hoher
Umweltleistung einen thermischen Wirkungs-
grad, der mit den besten herkömmlichen Anla-
gen vergleichbar ist.109

Worin besteht der Zusammenhang zwi-
schen IGCC-Anlagen und dem Klimaschutz?
Den wirklichen potenziellen technologischen
Durchbruch bei Kohle verspricht ein Prozess,
der als Abscheidung und Speicherung von CO2

(Carbon Capture and Storage – CCS) oder
CO2-Sequestrierung bezeichnet wird. Die Nut-
zung der CCS-Technologie ermöglicht, das bei
der Verbrennung fossiler Brennstoffe ausgesto-
ßene Gas abzuscheiden, es zu verflüssigen oder
zu verfestigen und es per Schiff oder Pipeline an
einen Ort zu bringen, an dem es gespeichert
werden kann – beispielsweise unter dem Meeres-
boden, in alten Kohlegruben, erschöpften
Ölquellen oder anderswo. Bei Kohlekraftwer-
ken beinhaltet die CCS-Technologie das
Potenzial einer Verringerung der CO2-Emissio-
nen auf fast null. Theoretisch kann jedes her-

Forschungs- und Entwicklungsvorhaben unter
staatlicher Führung waren, die in der Ausarbei-
tung des Apollo-Raumfahrtprogramms gipfel-
ten.106

Der Gegensatz zu den Forschungs- und Ent-
wicklungsbemühungen mit dem Ziel, einen
Übergang zu niedrigem CO2-Ausstoß zu errei-
chen, ist auffällig. Die Ausgaben für Forschung
und Entwicklung (FuE) in den Energiesektoren
der OECD-Länder sind heute effektiv (zu Prei-
sen von 2004) nur noch etwa halb so hoch wie
Anfang der 1980er Jahre.107 Gemessen als Anteil
am Umsatz in den entsprechenden Sektoren
gibt die Stromindustrie für FuE sechsmal weni-
ger aus als die Automobilindustrie und 30-mal
weniger als die Elektronikindustrie. Die Vertei-
lung der Forschungsausgaben ist ebenso proble-
matisch. Die Ausgaben der öffentlichen Hand
für FuE flossen überwiegend in die Kernenergie,
auf die immer noch knapp die Hälfte entfällt.

Diese FuE-Muster können auf unterschied-
liche Faktoren zurückgeführt werden. Der Strom-
sektor ist in ganz besonderem Maß dadurch
gekennzeichnet, dass eine kleine Zahl von
Unternehmen große zentrale Kraftwerke be-
treibt und der Wettbewerb um Marktanteile
eingeschränkt ist. Hohe Subventionen für die
Stromerzeugung aus fossilen Brennstoffen und
die Nuklearenergie haben starke negative Anreize
für Investitionen in andere Bereiche wie erneu-
erbare Energie geschaffen. Das Resultat ist, dass
sich der Energiesektor durch ein langsames
Innovationstempo ausgezeichnet hat und viele
der Kerntechnologien für die Stromerzeugung
aus Kohle und Gas mehr als drei Jahrzehnte alt
sind.

Bei der Kohle „auf das 
richtige Pferd setzen“
Die Entwicklungen im Kohlesektor verdeut-
lichen sowohl das Potenzial für technologische
Durchbrüche beim Klimaschutz als auch das
langsame Tempo des Fortschritts. Die derzeit
auf der Welt vorhandene Kapazität zur 
Stromerzeugung aus Kohle beläuft sich auf
etwa 1.200 Gigawatt (GW). Damit werden 
40 Prozent der Weltstromproduktion und der
CO2-Emissionen erzeugt. Angesichts steigen-
der Erdgaspreise und weltweit breit verteilter
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kömmliche Kohlekraftwerk mit der CCS-
Technologie nachgerüstet werden. In der Pra-
xis lassen sich IGCC-Anlagen am leichtesten
und bei weitem am kostengünstigsten an die
CCS-Technologie anpassen.110

Keine Technologie bietet ein Patentrezept
für den Klimaschutz, und „auf das richtige
Pferd zu setzen“, birgt immer Risiken. Dennoch
gilt CCS derzeit allgemein als die aussichts-
reichste Technologie für eine weitgehende
Emissionsverringerung bei der Stromerzeugung
aus Kohle. Durch die Entwicklung und den
Einsatz der CCS-Technologie in großem Maß-
stab könnte sich die zunehmende Kohlenut-
zung mit einem nachhaltigen Kohlenstoffbud-
get unter einen Hut bringen lassen. Sollte sie
sich als erfolgreich erweisen, ließe sich damit die
Stromerzeugung, aber auch andere kohlenstoff-
intensive Industriezweige wie die Zementpro-
duktion und die petrochemische Industrie koh-
lenstofffrei machen.

Bei im Rahmen öffentlich-privater Partner-
schaften in der Europäischen Union und den
Vereinigten Staaten betriebenen Demonstra-
tionsanlagen wurde die Umsetzbarkeit der CCS-
Technologie nachgewiesen, wenngleich man-
che Probleme und Ungewissheiten bleiben.111

Beispielsweise unterliegt die CO2-Speicherung
unter dem Meeresboden internationalen Über-
einkommen, und es bestehen Sicherheitsbeden-
ken wegen potenzieller Lecks. So ermutigend
die Ergebnisse der Demonstrationsprojekte
auch waren, sie bleiben derzeit noch weit hin-
ter dem zurück, was erforderlich wäre. Progno-
sen zufolge wird sich die CCS-Technologie in
den nächsten Jahren erst langsam durchsetzen.
Nach den aktuellen Plänen werden 2015 erst elf
CCS-Anlagen in Betrieb sein. Als Folge dieser
späten Nutzung werden die Anlagen insgesamt
nur etwa 15 Mt CO2-Emissionen oder 0,2 Pro-
zent der Gesamtemissionen aus der Stromer-
zeugung aus Kohle einsparen.112 Bei diesen
Werten wird eine der Kerntechnologien im
Kampf gegen die globale Erwärmung viel zu
spät auf der Bildfläche erscheinen, um der Welt
helfen zu können, gefährliche Klimaänderun-
gen zu vermeiden.

Die Hindernisse für die beschleunigte Ent-
wicklung und Verbreitung der CCS-Technolo-
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gie sind marktbedingt. Stromerzeugungstech-
nologien, die die rasche Nutzung von CCS
erleichtern könnten, sind noch nicht allgemein
verfügbar. Insbesondere IGCC-Kraftwerke
sind noch nicht wirtschaftlich genug, was zum
Teil auf zu geringe FuE-Anstrengungen zurück-
zuführen ist. Selbst wenn CCS-Systeme heute
umfassend verfügbar wären, wären die Kosten
ein bedeutendes Hindernis für ihre Nutzung.
Die Investitionskosten für neue Anlagen liegen
Schätzungen zufolge bis zu einer Milliarde Dol-
lar über denen herkömmlicher Kraftwerke,
obwohl es große Schwankungen gibt: Die
Nachrüstung alter Anlagen ist wesentlich kos-
tenintensiver als die Anwendung der CCS-
Technologie bei neuen IGCC-Kraftwerken.
Die CO2-Abscheidung dürfte die Kosten der
Stromerzeugung in Kohlekraftwerken ebenfalls
um 35 bis 60 Prozent in die Höhe treiben.113

Ohne staatliche Interventionen werden diese
Kostenbarrieren die Nutzung der Technologie
verzögern.

Kohlepartnerschaften – zu 
wenige und zu eingeschränkt
Manche Hindernisse für den technologischen
Wandel der Stromerzeugung aus Kohle könn-
ten durch die Festsetzung von Preisen für CO2-
Emissionen beseitigt werden. Derzeit genießen
herkömmliche Kohlekraftwerke aus einem ein-
fachen Grund einen Wettbewerbsvorteil: In ihren
Preisen schlägt sich ihr Beitrag zum Klimawan-
del nicht nieder. Die Verhängung einer Steuer
von 60 bis 100 Dollar pro Tonne CO2-Emissio-
nen oder die Einführung eines konsequenten
Emissionshandelssystems würde die Anreiz-
strukturen in der Kohleindustrie verändern
und umweltbelastendere Stromerzeuger ins
Hintertreffen geraten lassen. Die Schaffung
von Marktbedingungen für höhere Anlagein-
vestitionen mit Hilfe steuerlicher Anreize ist
eine der Voraussetzungen für einen Übergang
zu einer Energiepolitik mit niedrigem CO2-
Ausstoß.

Die Politik in den Vereinigten Staaten
beginnt in diese Richtung zu gehen. Das Ener-
giegesetz von 2005 hat bereits zu einer höheren
Zahl von Bauanträgen für IGCC-Kraftwerke
geführt, weil es die so genannte Clean Coal

Die CO2-Abscheidung 

dürfte die Kosten der 

Stromerzeugung in 

Kohlekraftwerken um 

35 bis 60 Prozent in die 

Höhe treiben



Ansätze erforderlich, um den technologischen
Wandel in der Kohleindustrie zu beschleu-
nigen. Das Pew Center on Climate Change hat
für die Ausarbeitung eines Programms für 
30 Anlagen über einen Zeitraum von zehn Jah-
ren in den Vereinigten Staaten plädiert, mit
dem die technische Umsetzbarkeit nachgewie-
sen und die Bedingungen für die rasche Markt-
einführung geschaffen werden sollen. Die zu-
sätzlichen Kosten werden mit etwa 23 bis 30 Mil-
liarden Dollar veranschlagt.120 Zur Deckung
dieser Kosten hat das Pew Center die Einrich-
tung eines Treuhandfonds vorgeschlagen, der
aus einer geringen Abgabe auf die Stromerzeu-
gung finanziert werden soll. Es könnte eine 
Reihe von Finanzierungs- und Anreizstruktu-
ren ins Auge gefasst werden; die Zielvorgabe
von 30 Anlagen wäre jedoch in den Vereinigten
Staaten bis 2015 erreichbar. Mit dem entspre-
chenden politischen Willen könnte sich auch
die Europäische Union ein vergleichbar ehr-
geiziges Ziel setzen.

Die Gefahr besteht, dass durch politische
Versäumnisse weitere Hindernisse für die Ent-
wicklung und den Einsatz von CCS errichtet
werden. Die höheren Kosten bei Anlagen mit
CCS könnten dazu führen, dass als Ergebnis
von Investitionsentscheidungen in Bezug auf
den Ersatz der vorhandenen Kapazität zur
Stromerzeugung aus Kohle die Technologie als
zu unwirtschaftlich verschrien wird. Solange
langfristige CO2-Preissignale und Anreizstruk-
turen fehlen, die die Stromerzeugung mit nied-
rigem CO2-Ausstoß belohnen, könnten die
Stromunternehmen Entscheidungen treffen,
die den Übergang zu CCS erschweren würden.

Dies wäre eine weitere vertane Chance.
Etwa ein Drittel der vorhandenen Anlagen für
die Stromerzeugung aus Kohle dürfte in den
nächsten zehn bis 15 Jahren das Ende ihrer
technischen Lebensdauer erreichen.121 In den
Vereinigten Staaten, wo Kohle wieder verstärkt
genutzt wird, wurden Anwendungen oder Vor-
schläge zur Entwicklung von mehr als 150 neu-
en Kohlekraftwerken bis 2030 mit prognos-
tizierten Investitionen von etwa 145 Milliarden
Dollar vorgelegt.122

Sowohl der Europäischen Union als auch
den Vereinigten Staaten bietet sich eine Chan-

Power Initiative (CCPI) auf den Weg brachte,
die Subventionen für die Kohlevergasung um-
fasst.114 Private Investitionen in neun fort-
schrittliche saubere Kohlekraftwerke wurden
steuerlich gefördert. Öffentlich-private Part-
nerschaften sind ebenfalls entstanden. Ein Bei-
spiel sind die sieben Regionalen Partnerschaf-
ten für CO2-Sequestrierung unter Beteiligung
des Umweltministeriums, der Regierungen von
Bundesstaaten und privater Unternehmen. Das
Gesamtvolumen der Projekte beläuft sich auf
etwa 145 Millionen Dollar über den Zeitraum
der nächsten vier Jahre. Ein weiteres Beispiel ist
FutureGen, eine öffentlich-private Partner-
schaft, die in den Vereinigten Staaten bis 2012
das erste nahezu emissionsfreie Kraftwerk er-
richten soll.115

Die Europäische Union hat ebenfalls Maß-
nahmen ergriffen, um ein günstiges Umfeld für
die Weiterentwicklung der CCS-Technologie
herbeizuführen. Durch die Gründung der
Europäischen Technologie-Plattform für CO2-
freie fossil befeuerte Kraftwerke wurde ein Rah-
men geschaffen, der Regierungen, die Industrie,
Forschungseinrichtungen und die Europäische
Kommission unter einem Dach vereint. Das
Ziel ist die Förderung des Baus und der Inbe-
triebnahme von bis zu 12 Demonstrationsanla-
gen bis 2015 und die Ausstattung aller nach
2020 gebauten Kohlekraftwerke mit der CCS-
Technologie.116 Die insgesamt aufgewendeten
Mittel für Technologien zur CO2-Abscheidung
und -Speicherung im Zeitraum von 2002 bis
2006 beliefen sich auf schätzungsweise 70 Mil-
lionen Euro.117 Laut dem aktuellen Forschungs-
rahmen der Europäischen Union sollen aller-
dings zwischen 2007 und 2012 bis zu 400 Mil-
lionen Euro für saubere Technologien für fossi-
le Brennstoffe bereitgestellt werden, wobei
CCS eine der Prioritäten sein soll.118 Wie in 
den Vereinigten Staaten wird eine Reihe von
Demonstrationsprojekten durchgeführt, von
denen auch eines der gemeinsamen Erfor-
schung der Möglichkeiten für die CO2-Speiche-
rung in Ölfeldern in der Nordsee durch Nor-
wegen und Großbritannien dient.119

Neu entstandene öffentlich-private Part-
nerschaften haben wichtige Resultate hervorge-
bracht. Es sind jedoch wesentlich ehrgeizigere
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ce, die Außerbetriebstellung alter Kohlekraft-
werke zu nutzen, um ein günstiges Umfeld für
einen frühen Übergang zu CCS zu schaffen.
Wenn sie diese Chance nicht verstreichen las-
sen wollen, müssen sie mutige Schritte in der
Energiepolitik ergreifen. Zu den notwendigen
politischen Maßnahmen zählt, die Investitio-

nen in Demonstrationsprojekte zu erhöhen, die
klare Absicht zu bekunden, CO2-Emissionen
besteuern und strengere Vorschriften für den
Emissionshandel erlassen zu wollen, und die
Regulierungsbefugnisse zur Beschränkung des
Baus von Nicht-IGCC-Kraftwerken auszu-
schöpfen.

Mehr finanzielle 

und technologische 

Unterstützung für die 

Stromerzeugung mit 

niedrigem CO2-Ausstoß

in Entwicklungsländern 

ist eine Priorität

Die internationale Zusammenarbeit könnte die
Tür zu Szenarien mit weitreichendem Nutzen
sowohl für die menschliche Entwicklung als
auch für den Klimawandel öffnen. Mehr finan-
zielle und technologische Unterstützung für die
Stromerzeugung mit niedrigem CO2-Ausstoß
in Entwicklungsländern ist eine Priorität. Die
Zusammenarbeit in diesem Bereich könnte den
Zugang zu Energie verbessern und die Effizienz
steigern, was mit niedrigen CO2-Emissionen
einhergehen und die Bemühungen um die Ver-
ringerung der Armut unterstützen könnte. Die
Entwaldung ist ein weiteres Problem, das aber
auch eine Chance bietet. Internationale Maß-
nahmen zur Verlangsamung des Tempos der
Zerstörung des Regenwaldes würden den glo-
balen CO2-Fußabdruck abschwächen und er-
brächten vielfältigen sozialen, wirtschaftlichen
und Umweltnutzen.

Die gängigen Ansätze schöpfen das Poten-
zial der internationalen Zusammenarbeit nicht
aus. In der UN-Klimakonvention wurde die
internationale Zusammenarbeit als ein zentra-
les Element beim Klimaschutz hervorgehoben.
Die Industrieländer verpflichteten sich, „alle
nur möglichen Maßnahmen zu ergreifen, um
die Weitergabe von umweltverträglichen Tech-
nologien oder den Zugang dazu, soweit dies
angebracht ist, zu fördern, zu erleichtern und zu
finanzieren“.123 2001 wurde ein Übereinkom-
men geschlossen – die Vereinbarungen von
Marrakesch –, das darauf abzielte, die Ver-
pflichtung zur Weitergabe von Technologie
mit mehr Substanz zu füllen. Die Realität ist
jedoch weit hinter den gegebenen Zusagen und

erst recht hinter dem erforderlichen Ehrgeiz
zurückgeblieben. Die Fortschritte bei der
Bekämpfung der Entwaldung sind ähnlich ent-
mutigend.

Die Verhandlungen zum nächsten Ver-
pflichtungszeitraum des Kyoto-Protokolls bie-
ten eine Chance, diesen Eindruck zu verändern.
Es gibt zwei herausragende Prioritäten: Erstens
braucht die Welt eine Strategie zur Unterstüt-
zung des Übergangs zur Energieerzeugung mit
niedrigem CO2-Ausstoß in Entwicklungslän-
dern. Die Industrieländer sollten darin keinen
Akt der Menschenfreundlichkeit sehen, son-
dern vielmehr eine Versicherung gegen die glo-
bale Erwärmung und eine Investition in die
menschliche Entwicklung.

Solange eine kohärente internationale Stra-
tegie für Finanzierungsmechanismen und die
Weitergabe von Technologie fehlt, die die Ver-
breitung der Energieerzeugung mit niedrigem
CO2-Ausstoß erleichtern könnten, werden die
Entwicklungsländer wenig Anreize haben, einem
multilateralen Übereinkommen beizutreten,
das Emissionsobergrenzen festlegt. 1,6 Milliar-
den Menschen auf der Welt haben keinen
Zugang zur Stromversorgung. Vor allem Frauen
müssen oft viele Kilometer zu Fuß zurücklegen,
um Holz zu holen oder Dung zu sammeln, um
Brennstoff zu haben. Von den Regierungen, die
diese Menschen vertreten, zu erwarten, dass sie
mittelfristige Emissionsobergrenzen akzeptie-
ren, die Fortschritte beim Zugang zur Energie-
versorgung gefährden, ist unethisch. Es ist auch
unvereinbar mit internationalen Verpflichtun-
gen zur Armutsbekämpfung.

3.4 Die zentrale Rolle der 
internationalen Zusammenarbeit
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werden, weil sie Kohle bei höheren Temperatu-
ren mit weniger Schadstoffausstoß verbrennen,
haben Wirkungsgrade von 45 Prozent erreicht.125

Die Prognosen für zukünftige Emissionen von
Kohlekraftwerken sind in hohem Maß von den
ausgewählten Technologien abhängig, die die
Gesamteffizienz beeinflussen werden. Die Effi-
zienzunterschiede zwischen diesen Anlagen
und dem Durchschnitt in Entwicklungslän-
dern zu beseitigen, würde die CO2-Emissionen
aus der Stromerzeugung aus Kohle in Entwick-
lungsländern halbieren.126

Der potenzielle Klimaschutznutzen von Ef-
fizienzsteigerungen kann unter Bezugnahme
auf China und Indien veranschaulicht werden.
Beide Länder diversifizieren die Energiequellen
und weiten die Versorgung mit erneuerbarer
Energie aus. Kohle wird jedoch die Hauptener-
giequelle für die Stromerzeugung bleiben: Auf
die beiden Länder werden etwa 80 Prozent des
Anstiegs der globalen Nachfrage nach Kohle bis
2030 entfallen. Der durchschnittliche ther-
mische Wirkungsgrad von Kohlekraftwerken
steigt in beiden Ländern, liegt aber immer noch
bei lediglich etwa 29 bis 30 Prozent.127 Die
rasche Ausweitung der Stromerzeugung aus
Kohle auf diesem Effizienzniveau wäre eine
Katastrophe für den Klimaschutz. Angesichts
hoher Investitionen in neue Kraftwerke besteht
eine Chance, diese Katastrophe durch Steige-
rung der Effizienz abzuwenden (Tabelle 3.3).
Mehr Energie mit weniger Kohle zu erzeugen,
wäre mit weitreichendem Nutzen für die
Volkswirtschaften, die Umwelt und den Klima-
schutz verbunden.

Die Beispiele Chinas und Indiens veran-
schaulichen den potenziellen Gegensatz zwischen
den Zielen der nationalen Energiesicherheit
und der globalen Klimasicherheit. Die Kohle
steht im Brennpunkt dieses Spannungsverhält-
nisses. Im Lauf des nächsten Jahrzehnts wird
China zum weltweit größten Verursacher von
CO2-Emissionen werden.128 Die Stromerzeu-
gungskapazität wird bis 2015 um etwa 518 Giga-
watt steigen und sich damit gegenüber heute
verdoppeln. IEA-Prognosen zufolge wird sie bis
2030 noch einmal um 60 Prozent zunehmen.
Um eine Vorstellung von der Größenordnung
zu vermitteln: Der Zuwachs der Stromversor-

Die zweite Priorität betrifft die Entwick-
lung einer Strategie gegen die Entwaldung.
CO2-Märkte und Finanztransfers allein bieten
keine ausreichende Antwort auf das Problem.
Sie können jedoch dazu beitragen, die widersin-
nigen Anreize zu verringern, die derzeit mit
negativen Folgen für die Menschen und den
Planeten die Entwaldung begünstigen.

Eine erweiterte Rolle für die 
Weitergabe von Technologie 
und die Finanzierung

In vielen Ländern bremst niedrige Energieeffi-
zienz die menschliche Entwicklung und das
Wirtschaftswachstum. Höhere Effizienz ist ein
Mittel, um mehr Strom mit weniger Brennstoff
zu erzeugen – und mit weniger Emissionen. Die
rasche Beseitigung der Effizienzunterschiede
zwischen reichen und armen Ländern hätte
einen großen positiven Einfluss auf den Klima-
schutz und könnte die menschliche Entwick-
lung voranbringen.

Dies lässt sich gut anhand der Kohle nach-
weisen. Der durchschnittliche thermische Wir-
kungsgrad von Kohlekraftwerken in Entwick-
lungsländern liegt bei 30 Prozent, verglichen
mit 36 Prozent in den OECD-Ländern.124 Dies
bedeutet, dass jede in einem Entwicklungsland
erzeugte Kilowattstunde Strom einen um 20 Pro-
zent höheren CO2-Ausstoß verursacht als eine
Kilowattstunde in Industrieländern im Durch-
schnitt. Die effizientesten überkritischen Anla-
gen in den OECD-Ländern, die so bezeichnet

Überschlägige 

CO2-Emissionen

(g/kWh)

Unterschreitung 

des chinesischen 

Durchschnitts (%)

CO2-Einsparung 

über die 

Lebensdauer

(Mt CO2)a

Kohlebefeuerte Anlagen:

Durchschnitt chinesischer Kohlekraftwerke, 2006 1140 – –

Weltweiter Standard 892 22 73,3

Höherentwickelte „sauberere“ Kohlekraftwerke 733 36 120,5

„Überkritische” Kohlekraftwerke mit CO2-Abscheidung 94 92 310,8

Tabelle 3.3   CO2-Emissionen und
                Kohlekraftwerkstechnologie hängen zusammen

Quelle: Watson et al. 2007.

a. Bei der Berechnung der Einsparungen über die Lebensdauer wurde eine 40 Jahre mit einer durchschnittlichen Auslastung von 85 Prozent 
laufende Anlage mit einer Leistung von 1 GW mit einer ähnlichen Anlage mit chinesischer Durchschnittseffi zienz (derzeit 29 Prozent) 
verglichen.



gung bis 2015 entspricht der heutigen Kapa-
zität von Deutschland, Japan und Großbritan-
nien zusammengenommen. Etwa drei Viertel
des Gesamtanstiegs bis 2030 werden mit Kohle
bestritten werden.

Auch in Indien wird die Kapazität zur
Stromerzeugung aus Kohle rasch ausgeweitet.
Im Jahrzehnt bis 2015 wird Indien seine Strom-
erzeugungskapazität um fast 100 Gigawatt
erhöhen, was grob gerechnet dem Zweifachen
der heutigen Kapazität Kaliforniens entspricht.
Das Gros des Anstiegs wird mit Kohle bestrit-
ten werden. Für die Zeit zwischen 2015 und
2030 prognostiziert die IEA eine weitere Ver-
doppelung der Kapazität zur Stromerzeugung
aus Kohle. Wenngleich sowohl China als auch
Indien bei weitem niedrigere CO2-Emissionen
pro Kopf der Bevölkerung haben werden als die
OECD-Länder, ist das derzeitige Muster koh-
lenstoffintensiven Energiewachstums für den
Klimaschutz sehr besorgniserregend.

Verbesserungen der Energieeffizienz bieten
das Potenzial, ein beträchtliches Risiko gefähr-
licher Klimaänderungen in eine Chance für den
Klimaschutz zu verwandeln. Wir verdeutlichen
dieses Potenzial anhand eines Vergleichs von
IEA-Szenarien für China und Indien, die den
Zeitraum von 2004 bis 2030 abdecken. Die ehr-
geizigeren Szenarien basieren auf stärkerer
internationaler Zusammenarbeit. Natürlich
basieren Szenarien immer auf Annahmen; die
Ergebnisse veranschaulichen jedoch klar sowohl
den Nutzen eines multilateralen Vorgehens bei
der Unterstützung nationaler energiepoliti-
scher Reformen als auch die implizierten nega-
tiven Folgen von Untätigkeit.

Auch beschränkte Reformen zur Verbesse-
rung der Energieeffizienz können beträchtli-
chen Klimaschutznutzen haben. Die IEA ver-
gleicht ein „Referenzszenario“ für zukünftige
Emissionen auf der Grundlage der aktuellen
Politik und des heutigen Stands der Technik
mit einem „Alternativszenario“, für welches
davon ausgegangen wird, dass Regierungen ihre
Reformen im Energiesektor vertiefen. Ferner
wird dabei angenommen, dass der Gesamtwir-
kungsgrad der Stromerzeugung aus Kohle in
China und Indien von derzeit etwa 30 Prozent
bis 2030 auf 38 Prozent steigt. Die meisten
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Reformen würden stufenweise auf bereits ein-
geleiteten Maßnahmen zur Bedarfsverringe-
rung aufbauen.

Man kann sich ein ehrgeizigeres Szenario
vorstellen. Die Energieeffizienzstandards könn-
ten verschärft werden. Ineffiziente alte Kraft-
werke könnten rascher außer Betrieb gestellt
und durch neue überkritische Anlagen sowie
IGCC-Technologien ersetzt werden, was den
Weg für einen frühzeitigen Übergang zur CO2-
Abscheidung und -Speicherung ebnen würde.
Natürlich würden diese Vorgehensweisen zu-
sätzliche Mittel und die Entwicklung technolo-
gischer Kompetenz erfordern. Aber sie würden
auch bessere Ergebnisse erzielen.

Über das IEA-Szenario hinausgehend
untersuchen wir einen noch rascheren Über-
gang zur Stromerzeugung aus Kohle mit sehr
hohem Wirkungsgrad und niedrigem CO2-
Ausstoß. Dabei wird davon ausgegangen, dass
bei diesem Übergang der durchschnittliche
Wirkungsgrad bis 2030 auf 45 Prozent gestei-
gert werden kann – das heißt auf das Niveau der
OECD-Anlagen mit den besten Werten heut-
zutage. Wir berücksichtigen noch einen zusätz-
lichen Faktor: die frühe Einführung der CCS-
Technologie. Wir nehmen an, dass 20 Prozent
der zwischen 2015 und 2030 neu geschaffenen
Kapazität mit CCS arbeiten.

Diese Annahmen mögen gewagt sein – sie
liegen jedoch kaum außerhalb dessen, was tech-
nologisch realisierbar ist. Mit Blick auf den
Klimaschutz wären die resultierenden Emis-
sionsverringerungen beträchtlich:
• China. 2030 läge die Emissionsmenge in

China 1,8 Gigatonnen CO2 unter dem
Niveau des IEA-Referenzszenarios. Dieser
Wert entspricht etwa 50 Prozent der der-
zeitigen energiebedingten CO2-Emissionen
der Europäischen Union. Anders ausge-
drückt würden die prognostizierten CO2-
Gesamtemissionen im Vergleich zum IEA-
Referenzszenario um zehn Prozent verrin-
gert.

• Indien. Effizienzsteigerungen würden auch
in Indien zu umfangreichen Emissionsver-
ringerungen führen. Zahlenmäßig würden
die Emissionen 2030 um 530 Megatonnen
CO2 unter dem Niveau des IEA-Referenz-

Verbesserungen 

der Energieeffizienz 

bieten das Potenzial, 

ein beträchtliches 
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in kohlenstoffintensiven Branchen wie der
Zement- und der Schwerindustrie ein (Tabel-
le 3.4). Außerdem präsentieren wir die Steigerun-
gen in Form einer statischen Momentaufnahme
für ein einziges Jahr – das Jahr 2030 –, während
der Nutzen von Emissionsverringerungen wie die
negativen Folgen zunehmender Emissionen in
Wirklichkeit kumulativ sind. Insbesondere die
beschleunigte Einführung von Technologien zur
CO2-Abscheidung und -Speicherung könnte in
der Zeit nach 2030 sehr große kumulative Steige-
rungen bewirken.

Die Konzentration auf China und Indien
mündet ebenfalls in zu niedrigen Angaben für
den potenziellen allgemeinen Nutzen. Wir wen-
den unser alternatives Energieszenario auf diese
Länder aufgrund ihres hohen Anteils an den
globalen Emissionen an. Die Betrachtungen sind
jedoch auch darüber hinaus gültig.

Dies zeigt ein Blick auf Südafrika. Der Ener-
giesektor in dem Land ist gekennzeichnet
durch eine wenig effiziente Stromerzeugung aus
Kohle (auf die mehr als 90 Prozent der Strom-
erzeugung entfallen), und in der Wirtschaft
dominieren der Bergbau und die Rohstoff-
produktion. Südafrika ist das einzige Land in
Afrika südlich der Sahara mit Pro-Kopf-Treib-
hausgasemissionen auf dem Niveau mancher
OECD-Länder. Das Land hat einen tieferen
CO2-Fußabdruck als Länder wie Frankreich
und Spanien – und ist für zwei Drittel aller
CO2-Emissionen von Afrika südlich der Sahara
verantwortlich.129 Die Steigerung des durch-
schnittlichen Effizienzniveaus der Stromerzeu-
gung aus Kohle in Südafrika auf 45 Prozent
könnte die Emissionen bis 2030 um 130 Mega-
tonnen CO2 verringern. Dieser Wert ist im
Vergleich zu den Zahlen für China und Indien
niedrig. Er repräsentiert jedoch mehr als die
Hälfte aller energiebedingten CO2-Emissionen
aus Afrika südlich der Sahara (ohne Südafri-
ka).130 In Südafrika selbst würde eine höhere
Effizienz im Kohlesektor einem der drängends-
ten Umweltprobleme des Landes entgegenwir-
ken: den großen Belastungen, die durch Stick-
stoffdioxid- und Schwefeldioxidemissionen aus
der Kohleverbrennung ausgehen.131

Für die Welt insgesamt bietet eine höhere
Energieeffizienz in den Entwicklungsländern

szenarios liegen. Dieser Wert übersteigt die
heutigen Emissionen Italiens.
Beide Beispiele unterstreichen das Potenzial

für rasche Emissionsverringerungen durch Effi-
zienzsteigerungen im Stromsektor (Grafik 3.8).
In wichtigen Beziehungen ergeben die Kernan-
nahmen sogar einen noch zu niedrigen potenziel-
len Klimaschutznutzen durch verbesserte Ener-
gieeffizienz. Ein Grund hierfür ist, dass sich unser
alternatives Szenario ausschließlich auf Kohle
konzentriert. Es berücksichtigt nicht die sehr gro-
ßen Energieeffizienzverbesserungen und CO2-
Verringerungen durch allgemeine technologische
Innovationen beispielsweise in den Bereichen
Erdgas und erneuerbare Energie. Ebenso bezie-
hen wir nicht das große Potenzial für Effizienz-
steigerungen durch technologische Durchbrüche

Die CO2-Emissionen könnten durch eine 
effizientere Nutzung von Kohle gesenkt werden

Grafik 3.8

Quelle: Watson 2007.

China

IEA-Referenzszenarioa

IEA-Alternativmaß-
nahmen-Szenario

Verbesserte-
Technologie-Szenariob

Indien

a. IEA – Inernationale Engergieagentur
b. Dieses stützt sich auf das IEA-Alternativmaßnahmen-Szenario, geht aber bei den Kohlekraftwerken von einem durchschnittlichen 
Effizienzgrad von 45 % und bei neuen Kraftwerken von einem Anteil der CCS-Technologie (Carbon Capture and Storage) von 20 % aus 
(im Zeitraum 2015-2030)

0 1.000 2.000 3.000 4.000 5.000

Prognose der durch Stromerzeugung mit Kohlekraftwerken verursachten CO2-Emissionen, 
2030 (in Mt CO2)

IEA-Referenzszenario

IEA-Alternativmaß-
nahmen-Szenario

Verbesserte-
Technologie-Szenariob

Energieverbrauch pro Produktionseinheit

(100 = effi zientestes Land) Stahl Zement Ammoniak

Japan 100 100 –

Europa 110 120 100

Vereinigte Staaten 120 145 105

China 150 160 133

Indien 150 135 120

Beste verfügbare Technologie 75 90 60

Tabelle 3.4  Große Unterschiede der Energieeffi zienz in der Industrie

Quelle: Watson et al. 2007.
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Kasten 3.10 Reformen der Kohle- und der Energiepolitik in China

China ist die am schnellsten wachsende Volkswirtschaft der Welt,

beheimatet ein Fünftel der Weltbevölkerung und besitzt ein hoch-

gradig von der Kohle abhängiges Energiesystem. Damit nimmt das

Land eine maßgebliche Stellung für die Bemühungen zur Bekämp-

fung des Klimawandels ein. Es ist nach den Vereinigten Staaten der

zweitgrößte Kohlendioxidverursacher der Welt und steht kurz davor,

diese als größter Emittent abzulösen. Allerdings hat China im inter-

nationalen Vergleich einen kleinen CO2-Fußabdruck pro Kopf der

Bevölkerung – fünfmal kleiner als in den Vereinigten Staaten und

gerade mal ein Drittel vom Durchschnitt in den Industrieländern.

Durch den Klimawandel sieht sich China zwei sehr unterschied-

lichen Herausforderungen gegenüber, die aber doch miteinander

zusammenhängen. Die erste davon ist Anpassung. China verzeichnet

schon heute schwere Schädigungen durch den Klimawandel. Ex-

treme Witterungsereignisse sind immer häufiger geworden, so zum

Beispiel Dürren im Nordosten des Landes, Überschwemmungen am

Mittel- und Unterlauf des Jangtse-Flusses und Küstenhochwasser 

in städtischen Zentren wie Schanghai. Mit Blick auf die Zukunft lässt

sich ohne Übertreibung behaupten, dass China auf eine Klimaka-

tastrophe zusteuert. Den Prognosen zufolge werden im Gefolge eines

Temperaturanstiegs und veränderter Niederschlagsmuster die Er-

träge bei den drei wichtigsten Getreidesorten – Weizen, Reis und

Mais – zurückgehen. Es wird vorhergesagt, dass die Gletscher in

Westchina bis 2050 27 Prozent ihrer Substanz verlieren werden. Für

diverse Flusssysteme wird ein erheblicher Rückgang der Verfüg-

barkeit von Wasser prognostiziert – auch für die in Nordchina, das

ohnehin schon zu denjenigen Regionen der Welt zählt, in denen die

Umwelt am stärksten belastet ist.

Diese Szenarien legen nahe, dass China als Nation ein großes

Interesse daran hat, an den weltweiten Bemühungen um den Klima-

schutz mitzuwirken. Die schwierige Aufgabe liegt darin, den Emis-

sionszielpfad in einer schnell wachsenden Volkswirtschaft zu ändern,

ohne die menschliche Entwicklung aufs Spiel zu setzen. Gegenwär-

tig weist der Trend bei den Emissionen stark nach oben. Die IEA sagt

voraus, dass diese sich bis 2030 auf 10,4 Gigatonnen CO2 verdop-

peln werden. In ihrem 11. Fünfjahresplan hat die chinesische Regie-

rung einen umfassenden Zielekatalog für die künftige Senkung der

Emissionen aufgestellt:

• Energieintensität. Die derzeitigen Zielvergaben beinhalten unter

anderem, dass die Energieintensität bis zum Jahr 2010 um 

20 Prozent gegenüber dem Niveau von 2005 verringert werden

soll. Falls dieses Ziel erreicht wird, würden die CO2-Emissionen,

wenn die Entwicklung weitergeht wie bisher, bis 2020 um 1,5 Mil-

liarden Tonnen zurückgehen. Bislang haben sich die Fortschritte in

Richtung auf dieses Ziel jedoch langsamer eingestellt als erwartet

und betragen nur rund ein Viertel von dem, was erforderlich wäre.

• Großunternehmen. 2006 hat die Kommission für Nationale 

Entwicklung und Reform ein groß angelegtes Programm – das

Programm für die Top-1000-Unternehmen – eingeführt, um den

Energieeinsatz in den größten Unternehmen des Landes durch

überwachte Pläne zu Verbesserung der Energieeffizienz zu op-

timieren.

• Spitzentechnologie-Initiativen. China engagiert sich seit neues-

tem für die Weiterentwicklung der IGCC-Technologie, von der

man sich erhofft, dass sie die Energieeffizienz steigern und 

den Weg für einen frühzeitigen Übergang zur Abscheidung und

Speicherung von CO2 (Carbon Capture and Storage – CCS)

ebnen wird. Eine Demonstrationsanlage wurde zwar bewilligt,

doch bedingt durch einen Finanzierungsengpass und aufgrund

von Bedenken wegen der wirtschaftlichen Unwägbarkeiten lässt

die Umsetzung noch auf sich warten.

• Stilllegung von unwirtschaftlichen Kraftwerken und Industrie-

unternehmen. 2005 hatten von den 6.911 Kohlekraftwerken, die

es in China gibt, nur 333 eine Leistung von über 300 Megawatt.

Bei vielen der übrigen Kraftwerke lag die Leistung sogar unter

100 Megawatt. In diesen kleineren Anlagen kommen meist noch

veraltete Turbinenkonstruktionen zum Einsatz, bei denen zu

einem niedrigen Wirkungsgrad noch hohe Emissionsmengen hin-

zukommen. Ein Plan der Kommission für Nationale Entwicklung

und Reform sieht vor, kleine, unrentable Kraftwerke mit einer

Leistung von weniger als 50 Megawatt verstärkt bis 2010 zu

schließen. Außerdem wurden Zielvorgaben für die Stilllegung

unwirtschaftlicher Anlagen in Wirtschaftsbereichen wie der Stahl-

und Zementherstellung gesetzt, in denen außerdem den Regio-

nal- und Provinzregierungen Senkungsquoten vorgegeben wur-

den. 2004 lag der Kohleverbrauch großer und mittlerer Stahlwer-

ke bei 705 Kilogramm pro Tonne erzeugten Stahls; bei kleineren

Werken waren es gar 1.045 Kilogramm pro Tonne.

• Erneuerbare Energie. In dem Gesetz über erneuerbare Energien,

das China 2005 verabschiedet hat, wurde eine nationale Ziel-

vorgabe gesetzt, wonach bis 2020 17 Prozent der Primärenergie

aus erneuerbaren Ressourcen stammen sollen – mehr als das

Doppelte des heutigen Anteils. Zwar hat man die Wasserkraft als

Hauptressource ins Auge gefasst, doch auch für Windkraft und

Biomasse wurden ambitionierte Ziele gesetzt, die durch finan-

zielle Anreize und Zuschüsse abgesichert werden.

Dies sind hochgesteckte Ziele. Ihre Umsetzung in Maßnahmen,

die der weiteren Entwicklung des Energiemarkts den Weg weisen,

wird schwierig sein. So entfiel zum Beispiel über ein Drittel der Kapa-

zität, die im Zeitraum 2002 bis 2004 neu in Betrieb gestellt wurde, auf

sehr kleine und hochgradig ineffiziente Kraftwerke mit weniger als

200 Megawatt Leistung. Dies lässt erkennen, dass es der Energiepo-

litik an Steuerung fehlt. Tatsächlich hat die Zentralregierung keine

Kontrolle über die Entwicklung eines erheblichen Teils der Kohlen-

kraftwerke, und die Lokalbehörden setzen die nationalen Normen

nicht durch. Auch zwischen Kleinbetrieben und den größeren Unter-

nehmen, die der Regulierungsmacht der Regierung unterstehen, tut

sich hinsichtlich der Effizienz eine riesige Kluft auf.

Um die Energieeffizienz erhöhen und die Kohlenstoffintensität

verringern zu können, wird es in China anhaltender Reformen bedür-

fen. Der gegenwärtige Kurs der Energiereformen, bei dem verstärkt

auf Effizienz, erneuerbare Energien und Klimaschutz abgehoben wird,

eröffnet gleichzeitig Möglichkeiten einer internationalen Zusammen-

arbeit und eines auf internationaler Ebene geführten Dialogs über den
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Kompetenz stellen ein Hindernis für ihren
frühzeitigen Einsatz dar. Einen Durchbruch auf
dem Weg zu einem Übergang zu niedrigem
CO2-Ausstoß zu erzielen, wird für die Entwick-
lungsländer, von denen viele ohnehin Probleme
mit der Finanzierung aktueller Energierefor-
men haben, mit beträchtlichen zusätzlichen
Kosten verbunden sein.

Defizite auf dem Gebiet der internationalen
Zusammenarbeit bilden das zweite Hindernis.
Obwohl der internationale Nutzen eines Über-
gangs zu niedrigem CO2-Ausstoß für die Klima-
sicherheit in den Entwicklungsländern substan-
ziell sein könnte, sind die internationalen Finan-
zierungsmechanismen und die Mechanismen
zum Aufbau von Kapazitäten, die für die Er-
schließung dieses Nutzens benötigt werden, wei-
terhin unterentwickelt. Im Energiesektor und in
anderen Bereichen hat es die internationale
Gemeinschaft versäumt, eine Strategie für Investi-
tionen in globale öffentliche Güter zu entwickeln.

Damit soll die Bedeutung einer Reihe von
Programmen, die derzeit durchgeführt werden,
nicht geschmälert werden. Die Erfahrungen
mit der Kohle liefern einen weiteren aufschluss-
reichen Beleg aktueller Versäumnisse in der
internationalen Zusammenarbeit. Auch wenn
es eine Fülle von kooperativen Ansätzen gege-
ben hat, waren sie weitgehend auf den Dialog
beschränkt. Ein Beispiel ist die Asiatisch-Pazi-
fische Partnerschaft für Saubere Entwicklung
(Asia-Pacific Partnership on Clean Develop-
ment). Daran beteiligt sich eine ganze Reihe
von Ländern einschließlich Chinas, Indiens,
Japans und der Vereinigten Staaten, die sich
verpflichtet haben, die Entwicklung und 
den Einsatz von Technologie mit niedrigem
CO2-Ausstoß voranzutreiben. Die Partner-
schaft gründet jedoch nicht auf bindenden Ver-
pflichtungen und hat bislang zu wenig mehr als
dem Austausch von Informationen geführt.

offensichtlichen Nutzen. Wenn die Klimasi-
cherheit ein globales öffentliches Gut ist, stellt
eine höhere Effizienz eine Investition in dieses
Gut dar. Es besteht auch großer Nutzen auf der
nationalen Ebene. Beispielsweise bemüht sich
China um die Verringerung der Emissionen
von Kohlekraftwerken, um drängenden Prob-
lemen der öffentlichen Gesundheit entgegen-
zuwirken (Kasten 3.10). Etwa 600 Millionen
Menschen sind Schwefeldioxidemissionen aus-
gesetzt, die die WHO-Richtwerte übersteigen,
und in Städten stellen Atemwegserkrankungen
die vierthäufigste Todesursache dar. In Indien
hat die Planungskommission Ineffizienz im
Stromsektor als Hemmnis für die Schaffung
von Arbeitsplätzen und die Verringerung der
Armut ausgemacht (Kasten 3.11).132 Diese Bei-
spiele zeigen, dass beide Länder aus der Steige-
rung der Energieeffizienz und der Verringerung
der Umweltverschmutzung Nutzen ziehen
würden. Und die gesamte Welt würde von der
CO2-Verringerung profitieren, die mit den Effi-
zienzsteigerungen einhergehen würde. Umge-
kehrt würden alle Seiten verlieren, wenn die
Effizienzunterschiede bei der Stromerzeugung
aus Kohle nicht beseitigt werden.

Wenn das Potenzial für Ergebnisse mit
Mehrfachnutzen so groß ist, warum unterbleiben
dann die Investitionen, die diese Ergebnisse
herbeiführen könnten? Dafür gibt es zwei
wesentliche Gründe: Erstens sehen sich die
Entwicklungsländer selbst mit Finanzierungs-
und Kapazitätsproblemen konfrontiert. Im
Energiesektor erfordert die Festlegung eines
Pfades für den Übergang zu niedrigem CO2-
Ausstoß hohe Vorabinvestitionen in neue
Technologien, von denen sich manche erst in
frühen Stadien der wirtschaftlichen Anwen-
dung befinden. Die Kombination von hohen
Investitionskosten, höheren Risiken und höhe-
ren Anforderungen an die technologische

Kasten 3.10 Reformen der Kohle- und der Energiepolitik in China (Fortsetzung)

Klimawandel. Es ist im Interesse der ganzen Welt, dass China Kohle-

technologien einführt, die möglich frühzeitig und rasch einen Rück-

gang der CO2-Emissionen und einen baldmöglichsten Übergang zum

CCS ermöglichen. Multilaterale Finanzierung und Technologietrans-

Quelle: CASS 2006; Li 2007; Watson et al. 2007; World Bank 2006d.

fer könnten dabei eine entscheidende Rolle spielen, da sie die durch

den Übergang zu einem geringeren CO2-Ausstoß entstehenden

Mehrkosten auffangen, Anreize schaffen und die Kapazitätsentwick-

lung fördern.
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Kasten 3.11 Wachstum mit geringeren CO2-Emissionen in Indien

Das rasche Wirtschaftswachstum der letzten zwei Jahrzehnte hat 

in Indien Möglichkeiten der Armutsreduzierung geschaffen, die es

bislang nicht gegeben hatte. Ein anhaltendes Wachstum, in Ver-

bindung mit Politikmaßnahmen, die tiefgreifende soziale Ungleich-

heiten bekämpfen, ist Grundvoraussetzung dafür, dass das Land

seinen großen Rückstand bei der menschlichen Entwicklung auf-

holen kann. Doch lassen sich die einzelstaatlichen Energiesiche-

rungsmaßnahmen, die zur Förderung des Wirtschaftswachstums

erforderlich sind, und der weltweite Klimaschutz ohne weiteres mit-

einander vereinbaren?

Aus der Sicht des globalen Klimaschutzes stellt ein rasches Wirt-

schaftswachstum im zweitbevölkerungsreichsten Land der Erde,

soweit es auf der Energieversorgung mit Kohle beruht, eine offen-

sichtliche Problematik dar. Gleichzeitig bietet es auch Chancen für

die internationale Zusammenarbeit.

Indien ist inzwischen zum viertgrößten CO2–Emittenten der Welt

geworden. Zwischen 1990 und 2004 haben die Emissionen um 

97 Prozent zugenommen – eine der höchsten Zuwachsraten der 

Welt. Dabei ist jedoch zu bedenken, dass die Energienutzung pro

Kopf der Bevölkerung früher sehr gering war. Auf jeden Inder entfal-

len 439 Kilogramm erdöläquivalente Energie (kg EÄ), weniger als die

Hälfte des chinesischen Durchschnitts. Die Vergleichszahl für die Ver-

einigten Staaten lautet 7,835 kg EÄ. Mit seinem CO2-Abdruck liegt

Indien in der Weltrangliste nur auf dem 128. Platz.

Die Energiedefizite, die sich hinter diesen Zahlen verbergen, wir-

ken sich auf die menschliche Entwicklung aus. Rund die Hälfte der

indischen Bevölkerung – etwa 500 Millionen Menschen – hat keinen

Zugang zu Strom. Auf der Haushaltsebene äußert sich der geringe

Energieeinsatz in einer hohen Abhängigkeit von Biokraftstoffen 

(s. Grafik). Indessen erweisen sich ständige Elektrizitätsengpässe und

eine unzuverlässige Stromversorgung als Hemmnis für Wirtschafts-

wachstum, Produktivität und die Schaffung von Arbeitsplätzen. Der

gesamtindische Durchschnitt bei Stromausfällen aufgrund von Last-

spitzen liegt bei zwölf Prozent.

Energie nimmt in der Entwicklungsplanung Indiens eine entschei-

dende Rolle ein. Im Elften Fünfjahresplan des Landes ist das Ziel for-

muliert, ein anhaltendes Wachstum von über acht bis neun Prozent

jährlich zu erreichen. Dies wird auch zur Folge haben, dass die dop-

pelte Energiemenge erzeugt werden muss. Längerfristig bedeutet ein

anhaltendes Wachstum mit der gegenwärtigen Geschwindigkeit bis

zum Jahr 2030, dass fünf Mal mehr Energie bereitgestellt werden

muss.

Der gesteigerte Bedarf wird wahrscheinlich in der Hauptsache mit

Kohle gedeckt werden. Angesichts der im Überfluss vorhandenen Koh-

levorkommen – Indien verfügt über rund 10 Prozent der bekannten

Weltreserven – sowie von Bedenken hinsichtlich der Versorgungs-

sicherheit beim Import von Energie wird Kohle weiterhin Brennstoff

Nummer Eins in Indien bleiben. Referenzszenarien deuten sogar auf

einen noch größeren Anteil der Kohle an der Stromversorgung und 

den CO2-Emissionen hin. Die durch Kohle verursachten Emissionen

werden Prognosen zufolge von 734 Megatonnen CO2 im Jahr 2004

über 1.078 Mt CO2 im Jahr 2015 und 1.741 Mt CO2 bis 2030 ansteigen.

Es könnte aber zu radikalen Änderungen dieses Emissions-

zielpfades kommen. Die geringe Energieeffizienz hemmt Indiens

Bemühungen um eine erhöhte Energieversorgung und verbesserten

Zugang zu Strom und treibt gleichzeitig die Emissionen in die 

Höhe. Auf der Grundlage der von ihr angestellten Untersuchungen

schätzt die Planungskommission, dass Indien dieselbe Strommen-

ge mit einem um ein Drittel geringeren Brennstoffeinsatz erzeugen

könnte. Wie in diesem Kapitel aufgezeigt wird, ließe sich durch ver-

besserte Effizienz eine erhebliche Verringerung der Emissionen

erreichen.

Der geringe Grad an Effizienz im Kohlesektor lässt sich zumindest

teilweise mit der eingesetzten Technologie erklären. Über 90 Prozent

der Kapazität Indiens für die Stromerzeugung aus Kohle ist unter-

kritisch, wobei der Großteil davon in kleinen Kraftwerken erfolgt. Eine

Verbesserung der Effizienz dieser Kraftwerke würde dem indischen

Energiesektor wie auch dem globalen Klimaschutz viel nützen.

Eine Voraussetzung dafür, dass Effizienzgewinne freigesetzt

werden können, sind innenpolitische Reformen. Der indische Strom-

sektor wird von großen Monopolen beherrscht, die sowohl die Strom-

versorgung als auch die Stromverteilung kontrollieren. Die öffent-

lichen Versorgungsunternehmen der meisten Bundesstaaten sind

finanzschwach und haben jährliche Durchschnittsverluste von 40 Pro-

zent zu verzeichnen. Eine geringe Heberate, hohe Subventionen für

die Bereitstellung von Strom für landwirtschaftliche Zwecke, die

zudem eher den besser verdienenden Landwirten dienlich sind, und

eine generelle Unwirtschaftlichkeit sind Faktoren, die zu diesen Ver-

lusten beitragen. Als Fazit lässt sich ziehen, dass den Versorgungs-

unternehmen die finanziellen Mittel fehlen, um ihre technischen Mög-

lichkeiten auf den neuesten Stand zu bringen.

Derzeit werden Reformen durchgeführt, die auch diese Probleme

angehen. Das 2003 erlassene Stromgesetz stellt einen Rahmen für

effizientere und gerechtere Gebührenordnungen dar. Es wurden neue

ordnungspolitische Strukturen geschaffen und einige Bundesstaaten

wie Andhra Pradesh und Tamil Nadu haben damit begonnen, die mit

der Stromversorgung befassten Behörden in effektivere Abteilungen

zu gliedern, die für die Erzeugung, Übertragung und Verteilung des

Stroms zuständig sind.

Die in Indien durchgeführ-

ten Energiereformen bieten 

der Staatengemeinschaft die

Chance, nationale Politikmaß-

nahmen zu unterstützen, die

auch den globalen Zielen des

Klimaschutzes dienlich sind.

Ein frühzeitiges Umsteigen auf

saubere Kohletechnologien

und Verfahren nach dem neu-

esten internationalen Standard

würden Indien dazu befähigen,

seinen Emissionszielpfad zu

ändern und den wachsenden

Energiebedarf zu decken.

Traditionelle Energiequellen  
sind weiterhin vorherrschend

Energieverbrauch (Juli 1999 – 
Juni 2000, % des Gesamtverbrauchs)

Brennholz 
und 

Holzchips

Strom

Getrockneter
Dung

Erdöl

Kohle Flüssiggas 

Quelle: Government of India 2006a.
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Rahmen für Finanzierung und die Weitergabe
von Technologie. Dieser Rahmen muss drin-
gend entwickelt werden.

Es gibt mehrere Bereiche, in denen interna-
tionale Zusammenarbeit durch Unterstützung
nationaler energiepolitischer Reformen zu einer
Stärkung der Klimaschutzbemühungen beitra-
gen könnte. Die Industrieländer haben sich in
der UN-Klimakonvention verpflichtet, „die
vollen Mehrkosten zu tragen“, die den Ent-
wicklungsländern durch eine Reihe von Maß-
nahmen in den drei Kernbereichen Finanzie-
rung, Technologie und Aufbau von Kapazitä-
ten entstehen.134 Die Aufbringung nationaler
Mittel wird die Hauptfinanzierungsgrundlage
für energiepolitische Reformen bleiben. Im
Mittelpunkt der internationalen Zusammenar-
beit stehen derweil die erforderlichen Mehrkos-
ten und erweiterten technologischen Fähigkei-
ten für den Übergang zu niedrigem CO2-Aus-
stoß. Beispielsweise könnten durch interna-
tionale Zusammenarbeit die Mittel zur Besei-
tigung der Preisunterscheide zwischen Techno-
logien mit niedrigem CO2-Ausstoß wie erneu-
erbarer Energie sowie Kohletechnologien mit
verbesserter Effizienz zum einen und den beste-
henden Technologien auf der Grundlage fos-
siler Brennstoffe zum anderen aufgebracht wer-
den.

Problematisch bei der ganzen Sache ist, dass
die Entwicklungsländer in der Energiepolitik
bereits mit gravierenden finanziellen Schwierig-
keiten zu kämpfen haben. Die IEA schätzt, dass
allein für die Stromversorgung bis 2010 jähr-
liche Investitionen von 165 Milliarden Dollar
erforderlich sein werden und dieser Betrag bis
2030 um jährlich drei Prozent steigen wird.
Weniger als die Hälfte dieser Mittel ist mit den
aktuellen Politiken verfügbar.135 Finanzierungs-
defizite haben sehr reale Auswirkungen auf die

Das Gleiche gilt im Wesentlichen für den 
G8-Aktionsplan zu Klimawandel, sauberer
Energie und nachhaltiger Entwicklung.

Die versäumte Entwicklung einer substan-
ziellen Zusammenarbeit bei der CO2-Abschei-
dung und -Speicherung ist besonders besorgnis-
erregend. Unter dem Gesichtspunkt globaler
öffentlicher Güter besteht ein enormes Interes-
se daran, dass die Industrieländer den Einsatz
von CCS-Technologien bei sich selbst be-
schleunigen und anschließend sicherstellen,
dass sie für die Entwicklungsländer so bald wie
möglich und zum niedrigsten Preis verfügbar
sind. Das bislang vielleicht konkreteste Beispiel
für die Zusammenarbeit in diesem Bereich ist
das Projekt für die weitgehend emissionsfreie
Kohlenutzung im Rahmen der Partnerschaft
zwischen der Europäischen Union und China
zum Klimawandel. Für das Projekt sind drei
Phasen geplant, und es soll mit einer auf drei
Jahre angelegten Machbarkeitsstudie (2005 bis
2008) beginnen, mit der die technologischen
Möglichkeiten erforscht werden sollen. Das
schlussendliche Ziel ist die Errichtung einer
einzigen Demonstrationsanlage bis 2020. Bei
der Umsetzung wurden jedoch bislang nur
langsame Fortschritte erzielt, und Informatio-
nen über die Umsetzung der späteren Phasen
müssen noch im Detail bekannt gegeben wer-
den.133 Bei der Zusammenarbeit zwischen dem
amerikanischen FutureGen-Projekt für „sau-
bere Kohle“ und Huaneng, dem drittgrößten
chinesischen Kohlekraftwerksbetreiber, beste-
hen ähnliche Ungewissheiten.

Das fehlende Glied – ein Rahmen 
für Finanzierung und die Weitergabe
von Technologie
Im derzeitigen Wust unzusammenhängender
Initiativen fehlt ein integrierter internationaler

Kasten 3.11 Wachstum mit geringeren CO2-Emissionen in Indien (Fortsetzung)

Das Tata Energy Research Institute hat für diesen Bericht eine

Untersuchung durchgeführt, in der es zu dem Ergebnis gekommen ist,

dass im Zeitraum 2012–2017 auf das Jahr umgerechnet zusätzliche

Investitionen von rund fünf Milliarden US-Dollar gegenüber den be-

stehenden Investitionsplanungen erforderlich sein werden, um einen

Quelle: Government of India 2006a, 2006b; Mathur und Bhandari 2007; MIT 2007; Watson et al. 2007.

raschen Übergang zu einer Energieerzeugung mit geringerem CO2-

Ausstoß zu fördern. Wenn es gelingt, durch die Art von multilateralen

Mechanismen, wie sie diesem Kapitel vorgeschlagen werden, diese

Mittel zu mobilisieren, würde dies sowohl die Energieeffizienz in Indien

als auch den globalen Klimaschutz ein großes Stück voranbringen.



menschliche Entwicklung. Bei den derzeitigen
Trends werden 2030 immer noch 1,4 Milliar-
den Menschen keinen Zugang zur Stromversor-
gung haben, und ein Drittel der Weltbevölke-
rung – 2,7 Milliarden Menschen – wird weiter-
hin Biomasse nutzen.136

Die Entwicklungsländer selbst müssen im
Rahmen von Reformen des Energiesektors ein
breites Spektrum von Problemen angehen. In
vielen Ländern bilden hoch subventionierte
Energiepreise und niedrige Einnahmen ein
Hindernis für die nachhaltige Finanzierung.
Stromsubventionen kommen häufig überwie-
gend höheren Einkommensgruppen zugute.
Ein Grund dafür ist, dass sie über große zentra-
lisierte Netze verteilt werden, zu denen die
Armen nur eingeschränkt Zugang haben. Mehr
Gerechtigkeit bei der Energiefinanzierung und
die Entwicklung dezentralisierter Netze, die
den Bedürfnissen der Armen entgegenkom-
men, sind zwei Grundpfeiler tauglicher Refor-
men. Es ist jedoch weder realistisch noch ange-
messen, von den ärmsten Ländern auf der Welt
zu erwarten, dass sie sowohl die für die Armuts-
bekämpfung wichtigen Energieinvestitionen als
auch die Mehrkosten eines Übergangs zu nied-
rigem CO2-Ausstoß zur Unterstützung des
internationalen Klimaschutzes schultern.

Diese Kosten hängen mit dem Investitions-
bedarf für neue Technologien, dem Anstieg
wiederkehrender Kosten bei der Stromerzeu-
gung und den Risiken beim Einsatz neuer
Technologien zusammen. Wie bei jeder neuen
Technologie stellen die Risiken und Ungewiss-
heiten von Technologien mit niedrigem CO2-
Ausstoß, die sich sogar in den Industrieländern
erst noch durchsetzen müssen, ein großes Hin-
dernis für den Einsatz in Entwicklungsländern
dar.137

Der multilaterale Rahmen für die Zeit nach
2012 wird Mechanismen zur Finanzierung die-
ser Mehrkosten umfassen und gleichzeitig die
Weitergabe von Technologie erleichtern müs-
sen. Diese Kosten zu beziffern, ist schwierig.
Eine grobe Schätzung für die erforderlichen
Investitionskosten zur Erleichterung des
Zugangs zu Technologie mit niedrigem CO2-
Ausstoß, die allgemein unserem nachhaltigen
Emissionspfad entspricht, ergibt, dass pro Jahr
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zusätzliche 25 bis 50 Milliarden Dollar benötigt
würden.138 Dies ist jedoch bestenfalls ein Nähe-
rungswert. Eine der dringendsten Aufgaben für
die internationale Zusammenarbeit ist die Auf-
stellung detaillierter nationaler Mittelbedarfs-
schätzungen auf der Grundlage nationaler ener-
giepolitischer Pläne.

Ohne Zusammenarbeit bei Technologie
und dem Aufbau von Kapazitäten werden
Finanztransfers unabhängig von ihrem genau-
en Umfang nicht ausreichen. Die massiven neu-
en Investitionen, die in den Energiesektoren
der Entwicklungsländer in den nächsten 30 Jah-
ren notwendig sein werden, bieten eine Chance
für technologischen Wandel. Die technolo-
gische Modernisierung kann jedoch nicht allein
durch die Weitergabe von Technologie bewerk-
stelligt werden. Die Einführung neuer Techno-
logien muss mit der Entwicklung von Know-
how, der Vermittlung von Kompetenz in Berei-
chen wie Instandhaltung und Wartung sowie
dem Aufbau nationaler Kapazitäten für den
Aufstieg auf der Technologieleiter einhergehen.
Dies ist ein Bereich, in dem der internationalen
Zusammenarbeit – einschließlich der Süd-Süd-
Kooperation – eine wichtige Rolle zukommt.

Eine intensivere Zusammenarbeit in den
Bereichen Finanzierung, Technologie und Auf-
bau von Kapazitäten ist eine wichtige Voraus-
setzung für die Glaubwürdigkeit des Kyoto-
Rahmens für die Zeit nach 2012. Ohne diese
Zusammenarbeit wird die Welt den Emissions-
zielpfad für die Vermeidung gefährlicher Klima-
änderungen verfehlen. Außerdem werden die
Entwicklungsländer wenig Anreize haben, einer
multilateralen Vereinbarung beizutreten, die
weitreichende energiepolitische Reformen ihrer-
seits verlangt, ohne dafür finanzielle Unterstüt-
zung zu gewähren.

Die Geschichte liefert wichtige Anhalts-
punkte für eine erfolgversprechende Vorge-
hensweise. Das vielleicht erfolgreichste aller
internationalen Umweltschutzabkommen ist
das Montrealer Protokoll von 1987 über die
Verminderung der Emissionen von Stoffen, die
zum Abbau der Ozonschicht führen. Anlass für
den Prozess, der zu seinem Abschluss führte,
war die besorgniserregende Vergrößerung des
Ozonlochs über der Antarktis. Es legte strenge

Bei den derzeitigen Trends

werden 2030 immer noch 

1,4 Milliarden Menschen 

keinen Zugang zur 

Stromversorgung haben, 

und ein Drittel der 

Weltbevölkerung wird 

weiterhin Biomasse 

nutzen



bereits. Das Kyoto-Protokoll und der Rahmen,
den die UN-Klimakonvention bereitstellt, bil-
den die vorrangigen Plattformen für die globa-
le Zusammenarbeit zum Klimawandel unter
der Leitung der Vereinten Nationen. Der CDM
stellt einen Mechanismus dar, der die Klima-
schutzagenda mit der Finanzierung nachhal-
tiger Entwicklung in Entwicklungsländern ver-
knüpft. Dies geschieht über Projekte zur Ver-
ringerung von Treibhausgasemissionen, die
Emissionsgutschriften in Entwicklungsländern
einbringen, die Industrieländer gegen ihre eige-
nen Emissionen verrechnen können. 2006
belief sich das CDM-Finanzierungsvolumen
auf 5,2 Milliarden Dollar.141 Auf einer Ebene ist
der CDM potenziell eine wichtige Quelle für
die Finanzierung von Emissionsverringerungen
in Entwicklungsländern. Auf einer anderen ist
er mit einer Reihe von Mängeln behaftet. Weil
es sich um einen Mechanismus auf Projektbasis
handelt, sind die Transaktionskosten hoch. Der
Nachweis, dass Emissionsverringerungen im
Rahmen des CDM „zusätzlich“ erfolgen, und
die Überwachung der Ergebnisse sind ebenfalls
problematisch. Es bestehen legitime Befürch-
tungen, dass viele der unter dem CDM regis-
trierten Emissionsverringerungen geschönt
waren. Außerdem wurden für die CO2-Minde-
rungen oft Preise bezahlt, die weit über den
Kosten lagen (Kasten 3.12). Selbst ohne diese
Probleme wäre die Erweiterung des CDM in
seiner gegenwärtigen Form in jedem Land mit
hohen Emissionen enorm komplex. Sie würde
die Durchführung von Tausenden von Projek-
ten erfordern, die alle validiert und registriert
werden müssten, und anschließend müssten die
Emissionsergebnisse verifiziert und zertifiziert
werden.

Den Schwerpunkt auf programmbasierte
Ansätze zu verlagern, könnte wesentlich positi-
vere Ergebnisse hervorbringen. Auf der Grund-
lage eines programmbasierten Ansatzes könn-
ten sich die Entwicklungsländer verpflichten,
entweder in einem konkreten Sektor (wie der
Stromerzeugung) oder für das jeweilige Land
insgesamt Emissionen in einem bestimmten
Umfang zu verringern. Als Zielvorgabe könnte
ein konkreter Wert entweder für Verringerun-
gen gegenüber einem Business-as-usual-Refe-

termingebundene Zielvorgaben für die sukzes-
sive Verminderung der Produktion und des
Verbrauchs dieser Stoffe fest. Die Teilnahme
der Entwicklungsländer wurde durch einen
multilateralen Fonds sichergestellt, über den
die Industrieländer die Mehrkosten für das
Erreichen der Zielvorgaben trugen. Heute ver-
fehlt kein Land signifikant die Zielvorgaben des
Montrealer Protokolls. Einer der Hauptgründe
für dieses Resultat war die Weitergabe von
Technologie.139 Der Nutzen der internationalen
Zusammenarbeit spiegelt sich in dem Fakt
wider, dass das Ozonloch schrumpft.

Die Erfahrungen mit dem Montrealer Pro-
tokoll waren ein Ausgangspunkt für die multi-
laterale Reaktion auf den Klimawandel. Gemäß
der UN-Klimakonvention wurde die Globale
Umweltfazilität (Global Environment Facility
– GEF) als Finanzierungsinstrument mit der
Aufgabe betraut, Mittel für Maßnahmen zur
Abschwächung der Klimaänderungen oder zur
Anpassung daran bereitzustellen. Während der
Gesamtmittelumfang beschränkt war – insbe-
sondere für Anpassungsmaßnahmen (siehe
Kapitel 4) –, konnten die von der GEF kontrol-
lierten Mittel nachweislich größere Investitio-
nen auslösen. Seit der Aufnahme ihrer Aktivi-
täten in diesem Bereich hat die GEF drei Mil-
liarden Dollar zur Verfügung gestellt und
zusätzlich 14 Milliarden Dollar an Kofinanzie-
rung aufgebracht. Die derzeitige Mittelaufbrin-
gung reicht für die Finanzierung des Übergangs
zu niedrigem CO2-Ausstoß im erforderlichen
Tempo nicht aus. Außerdem finanziert sich die
GEF selbst immer noch überwiegend aus frei-
willigen Beiträgen – eine Organisationsform,
die die Kalkulierbarkeit der Mittelverfügbar-
keit einschränkt. Wenn die GEF eine zentrale-
re Rolle beim Klimaschutz in der Form von
Unterstützung von Reformen des Energiesek-
tors in nationaler Verantwortung spielen soll,
müssen die Finanzierungsregeln auf eine nicht
freiwillige Grundlage gestellt werden.140

Der Aufbau der internationalen Zusammen-
arbeit zum Klimawandel ist eine gewaltige Auf-
gabe. Auf der Habenseite ist festzuhalten, dass
die internationale Gemeinschaft das Rad nicht
neu erfinden muss. Viele der Einzelelemente für
eine erfolgreiche Zusammenarbeit existieren
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Kasten 3.12 Die CO2-Märkte mit den Millenniums-Entwicklungszielen und der nachhaltigen Entwicklung verknüpfen

Da Emissionshandelsprogramme für die Klimaschutzbemühungen

der reichen Länder eine immer größere Rolle spielen werden, wird

auch die Bedeutung der CO2-Märkte weltweit stark zunehmen.

Sowohl von privatwirtschaftlicher als auch von staatlicher Seite wird

man sich weiterhin darum bemühen, kostengünstige Möglichkeiten

für die Senkung der Emissionen in den Entwicklungsländern auszu-

loten. Werden Mittel aus dem CO2-Handel dazu beitragen können,

die Chancen für eine nachhaltige Entwicklung und den Übergang zu

einem geringeren Kohlendioxidausstoß in den ärmsten Ländern zu

vergrößern?

Die aus dem Kyoto-Protokoll hervorgegangenen flexiblen Mecha-

nismen haben den Entwicklungsländern die Möglichkeit eröffnet, in

den CO2-Märkten aufzutreten. Das Volumen des CDM-Marktes, das

derzeit etwa fünf Milliarden US-Dollar beträgt, wird sicherlich noch

weiter steigen. Bislang konzentrieren sich die CDM-Projekte jedoch

im Wesentlichen auf einige wenige große Entwicklungsländer. Diese

Länder haben eine große Kompetenz dafür entwickelt, Klimaschutz

an große Industrieunternehmen zu vermarkten. Bisher wurden die

ärmsten Entwicklungsländer links liegen gelassen – und auch für eine

breit angelegte, nachhaltige Entwicklung wurde noch nicht viel

erreicht (siehe Grafik).

Es kann kaum überraschen, dass die Mittel aus den CO2-Märk-

ten bisher hauptsächlich in Länder geflossen sind, die eine Senkung

der CO2-Emissionen zum geringsten Preis anbieten. Auf Afrika süd-

lich der Sahara entfallen weniger als zwei Prozent aller Kredite, und

lediglich ein Land der Region wurde 2007 bei der Projektfinanzierung

berücksichtigt. Hinzu kommt, dass beim Emissionshandel, insbeson-

dere in Ländern wie China und Indien, überproportional viele Finanz-

mittel in die Verringerung der als FKW bekannten Treibhausgase (statt

in CO2) geflossen sind. Da die Vernichtung dieser Gase, auf die über

ein Drittel aller Emissionskredite entfällt, mit wesentlich geringeren

Kosten verbunden ist als dem Preis, den die Kredite auf dem freien

Markt erzielen können, hat der CO2-Handel hohe Profite für Chemie-

unternehmen und CO2-Händler abgeworfen. Der Nutzen für die Armen

der Welt ist weniger ersichtlich.

Die geringe Einbeziehung der Entwicklungsländer lässt sich 

unter anderem mit Marktbarrieren erklären. Durch die gegenwärtigen

Quelle: UNDP 2007; UNFCCC 2007d; Zeitlin 2007.

Regeln für die Flexibilitätsmechanismen gemäß Kyoto-Protokoll wird

der Spielraum für eine Bereitstellung von Mitteln aus dem CO2-Han-

del eingeschränkt in Verbindung mit der Landnutzung eingeschränkt

(Kapitel 3.4). Ein ernsthafteres Strukturproblem liegt darin, dass

Bevölkerungsgruppen wie Kleinbauern und Waldbewohner keine

Möglichkeit haben, in den CO2-Märkten aufzutreten. Das liegt zum

Teil daran, dass die Märkte selbst sehr abgelegen sind, und teilweise

daran, dass es dort an vermarktbaren Rechten an Grund und Boden

sowie an den Umweltressourcen mangelt. An den Rand der Gesell-

schaft gedrängte Bauersfrauen in Burkina Faso oder Äthiopien sind

in keiner guten Ausgangsposition für Verhandlungen mit CO2-Händ-

lern in der Londoner City – und die CO2-Händler, denen es auf 

die Minimierung der Transaktionskosten ankommt, fühlen sich un-

weigerlich mehr zu den großen Anbietern von Klimaschutzkrediten

hingezogen.

Soziale Organisiertheit ist einer der Schlüssel, mit dem sich das

Potenzial der CO2-Märkte zur Förderung einer nachhaltigen Entwick-

lung anzapfen lässt. Im vergangenen Jahr hat die „Greenbelt“-Bewe-

gung in Kenia im Rahmen einer Vereinbarung zur Verringerung der

Emissionen ein Projekt für die Wiederaufforstung von zwei Bergre-

gionen in Kenia erfolgreich vermarktet. In diesem Projekt werden die

Mitglieder von Frauengruppen Tausende von Bäumen pflanzen, was

ihnen Einnahmen aus dem CO2-Handel für die Reduzierung von

350.000 Tonnen Kohlendioxid beschert. Ziel ist es, einen breitge-

fächerten Nutzen für die Gesellschaft und die Umwelt zu erzielen, ein-

schließlich der Rekultivierung erodierter Böden.

Neue, innovative Ansätze werden derzeit entwickelt, um die

Barrieren beim Marktzutritt zu überwinden. Ein Beispiel hierfür ist

die vom UNDP initiierte MDG-CO2-Fazilität. Um den CO2-Handel

mit den Zielen einer nachhaltigen Entwicklung zu verknüpfen, hat

das UNDP ein Portfolio von Projekten, der Finanzierung über einen

Zeitraum von zwei Jahren gesichert ist, „gebündelt“ und damit

innerhalb des ersten Kyoto-Verpflichtungszeitraums (2008-2012)

bis zu 15 Megatonnen CO2-Äq. erwirtschaftet. Die Kredite werden

von der Fortis-Bank vermarktet werden. Eine Gruppe von Projekten

bezieht sich auf erneuerbare Energien, mit denen die Stromver-

sorgung in abgelegenen Gegenden ermöglicht werden soll. Eine

weitere Gruppe fördert den Einsatz von tierischen Exkrementen zur

Erzeugung von Biogas und will damit Frauen und Kinder entlasten,

die ihre Arbeitskraft sonst zum Brennholzsammeln einsetzen müss-

ten. Strikte Verfahrensregeln wurden aufgestellt, um sicherzustel-

len, dass die Projekte tatsächlich zum Klimaschutz beitragen und

den Armen nützen.

Mit der MDG-CO2-Fazilität soll der durch den CO2-Handel 

entstehende wirtschaftliche Nutzen breiter gestreut werden. Dazu

müssen neue operative und Finanzierungsmechanismen entwickelt

werden. Wenn die Fazilität Erfolg hat, wird sie einigen der ärmsten

Länder der Welt die Möglichkeit geben, in diese Märkte einzutreten.

Dadurch wird außerdem die Brücke geschlagen von Klimaschutz-

maßnahmen zu einer nachhaltigen Entwicklung im Sinne der

Armen.

Die meisten CDM-Projekte entfallen
auf eine Handvoll Länder

Zertifizierte Emissionsverringerungen
(% aller Projekte), 2004 - 2007

Indien

China

Republik

Korea

Brasilien

Chile Andere

Quelle: UNFCCC 2007b.



CO2-Ausstoß abzudecken. Die Bereitstel-
lung von Mitteln würde an die Umstände
der einzelnen Länder angepasst. In Ländern
mit mittlerem Einkommen wie China und
Südafrika könnten konzessionäre Mittel
ausreichen, während Länder mit niedrigem
Einkommen Zuschüsse benötigen könnten.
Die Entwicklung eines programmbasierten
CDM-Ansatzes zur Verknüpfung von Koh-
lenstoffmärkten in reichen Ländern mit
dem Klimaschutz in Entwicklungsländern
wäre ein weiteres Instrument im CCMF-
Arsenal. Eines der allgemeinen Ziele der
CCMF bestünde darin, private Investitio-
nen mit inländischem und ausländischem
Kapital auszulösen. Staatliche Mittel könn-
ten teilweise oder vollständig durch CO2-
Besteuerung oder Abgaben auf in Emis-
sionshandelssystemen erworbene Berechti-
gungen aufgebracht werden.

• Risiken mindern. Kommerzielle Risiken im
Zusammenhang mit der Einführung neuer
Technologien mit niedrigem CO2-Ausstoß
können ein beträchtliches Hindernis für
den Markteintritt darstellen. Neben der
Gewährung von Teil- oder Vollrisikogaran-
tien für Kredite für neue Technologie könn-
ten CCMF-Mittel verwendet werden, um
die Risiken durch konzessionäre Kredite zu
verringern. Dies entspräche der Ausweitung
eines von der Internationalen Finanz-
Corporation der Weltbank entwickelten
Ansatzes.

• Technologische Kompetenz vermitteln. Die
CCMF könnte als Koordinierungsstelle für
eine weitreichende Zusammenarbeit bei der
Weitergabe von Technologie fungieren. Die
Agenda könnte folgende Aufgaben umfas-
sen: Unterstützung für Entwicklungslän-
der, die Mittel für die Entwicklung von
Technologie suchen, Stärkung der Kapazi-
tät staatlicher und nichtstaatlicher Unter-
nehmen, die Entwicklung von Strategien
für die gemeinsame Nutzung neuer Tech-
nologien und die Unterstützung der Ent-
wicklung spezialisierter Ausbildungseinrich-
tungen und Exzellenzzentren im Bereich
der Entwicklung von Technologien mit
niedrigem CO2-Ausstoß.

renzszenario oder für absolute Verringerungen
festgelegt werden. Die Industrieländer könnten
das Erreichen der Zielvorgabe unterstützen,
indem sie sich bereit erklären, die Mehrkosten
für neue Technologien und den Aufbau von
Kapazitäten zu tragen. Beispielsweise könnte
man sich die bestehenden Energiepläne für
China und Indien noch einmal vornehmen, um
das Potenzial für Verringerungen der CO2-
Emissionen durch die Einführung erweiterter
Programme für erneuerbare Energie und die
beschleunigte Einführung sauberer Kohletech-
nologien zu untersuchen sowie die damit ver-
bundenen Kosten zu ermitteln.

Die Verhandlungen zum Kyoto-Rahmen
für die Zeit nach 2012 bieten eine Chance, eine
Architektur für die internationale Zusam-
menarbeit zu etablieren, die den Klimaschutz
mit nachhaltiger Energiefinanzierung verknüpft.
Eine Möglichkeit wäre die Einrichtung einer
integrierten Klimaschutzfazilität (Climate
Change Mitigation Facility – CCMF). Die
CCMF würde eine weitreichende Rolle spielen.
Ihr übergeordneter Zweck wäre es, in Entwick-
lungsländern den Aufbau von Energiesystemen
mit niedrigem CO2-Ausstoß zu unterstützen.
Dazu würde sie darauf abzielen, über multilate-
rale Kanäle Unterstützung in zentralen Berei-
chen einschließlich Finanzierung, Weitergabe
von Technologie und Aufbau von Kapazitäten
bereitzustellen. Die Aktivitäten würden sich
auf das Erreichen von Zielvorgaben für im Post-
2012-Rahmen vereinbarte Emissionsverrin-
gerungen richten, wobei der Dialog auf Energie-
strategien in nationaler Verantwortung basie-
ren würde. Es müssten Regeln und Steuerungs-
mechanismen entwickelt werden, um sicher-
zustellen, dass alle Parteien ihre Verpflichtun-
gen einhalten. Die Unterstützung durch die
CCMF würde sich an sorgfältig definierten
quantitativen Zielen orientieren und auf kal-
kulierbare Weise geleistet werden. Die folgen-
den Aufgaben würden zu den Kernprioritäten
zählen:
• Mittel aufbringen. Die CCMF würde die 25

bis 50 Milliarden Dollar aufbringen, die
jährlich benötigt werden, um die geschätz-
ten Mehrkosten für die Unterstützung des
Zugangs zu Technologien mit niedrigem
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• Schutz- und Urheberrechte erwerben. Es ist
ungewiss, ob Vorschriften zum Schutz geis-
tigen Eigentums ein wichtiges Hindernis
für die Weitergabe von Technologie mit
niedrigem CO2-Ausstoß darstellen. Wenn
die Weitergabe von bahnbrechender Tech-
nologie durch Vorschriften zum Schutz
geistigen Eigentums eingeschränkt würde,
könnte die CCMF genutzt werden, um
einen strukturierten Aufkauf von Schutz-
und Urheberrechten zu finanzieren, wo-
durch Klimaschutztechnologien allgemeiner
zugänglich würden.

• Den Zugang zu Energie erweitern. Eine der
größten Aufgaben für die internationale
Zusammenarbeit besteht darin, die Bedürf-
nisse von Bevölkerungsgruppen zu erfüllen,
die keinen Zugang zu moderner Energiever-
sorgung haben, ohne dabei potenziell zu
gefährlichen Klimaänderungen beizutragen.
Es gibt überzeugende Effizienz- und Gerech-
tigkeitsgründe für die Entwicklung dezen-
tralisierter erneuerbarer Energiesysteme.
Auch in diesem Bereich klaffen große
Finanzierungslücken. Im Rahmen eines von
der Weltbank und anderen Mitwirkenden
entwickelten Aktionsplans für den Zugang
zu Energie in Afrika wurden Strategien mit
dem Ziel ausgearbeitet, den Zugang zu
moderner Energieversorgung von heute 
23 Prozent bis 2030 auf 47 Prozent zu
erweitern.142 Für die Umsetzung dieser Stra-
tegien werden zusätzliche Mittel im Um-
fang von zwei Milliarden Dollar jährlich 
an konzessionärer Finanzierung benötigt
werden – etwa doppelt so viel wie heute.
Die CCMF könnte die internationalen
Bemühungen um die Aufbringung dieser
Mittel koordinieren.
Die Einrichtung einer CCMF würde nicht

die Entwicklung umfangreicher neuer institu-
tioneller Strukturen erfordern. Große interna-
tionale Bürokratien, die bestehende Mechanis-
men duplizieren, werden nicht dazu beitragen,
den Klimaschutz voranzubringen. Das Gleiche
gilt für ein Modell nach dem Motto „mehr vom
bereits Bestehenden“. Wenn die Welt vereint
eine gemeinsame Klimaschutzagenda verfolgen
soll, kann sie es sich nicht leisten, mit dem der-
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zeitigen Flickenteppich unzusammenhängen-
der Initiativen weiterzumachen. Benötigt wird
stattdessen ein multilateraler Rahmen, der ehr-
geizige Zielvorgaben mit ehrgeizigen und pra-
xisorientierten Strategien für die Weitergabe
von Technologien mit niedrigem CO2-Ausstoß
verknüpft. Dieser Rahmen sollte unter dem
Dach der UN-Klimakonvention als Teil des
Kyoto-Protokolls für die Zeit nach 2012 ent-
wickelt werden. Und er sollte mittels eines Pro-
zesses ausgearbeitet und realisiert werden, bei
dem die Entwicklungsländer einschließlich der
ärmsten Länder ein wirkliches Mitspracherecht
haben.

Der Ausgangspunkt ist politische Füh-
rungsstärke. Der Klimaschutz kann mit für sich
allein stehenden technologischen Lösungen
und im bilateralen Dialog nicht stringent ver-
folgt werden. Die Staats- und Regierungschefs
müssen die klare Botschaft aussenden, dass sie
sich dem Kampf gegen den Klimawandel ange-
schlossen haben – und dass die Zukunft anders
aussehen wird als die Vergangenheit. Vonseiten
der Industrieländer muss diese Botschaft die
Verpflichtung zur Weitergabe von Technologie
und zur Finanzierung des Übergangs zu niedri-
gem CO2-Ausstoß umfassen. Ganz allgemein
brauchen wir eine Klimaschutzpartnerschaft.
Diese Partnerschaft wäre ein Vertrag auf
Gegenseitigkeit. Die Entwicklungsländer wür-
den internationale Unterstützung bei der Stär-
kung aktueller Bemühungen zur Emissionsver-
ringerung erhalten und quantitative Ziele fest-
legen, die über die bestehenden Pläne hinausge-
hen. Die Industrieländer würden Hilfestellung
zur Erreichung dieser Zielvorgaben zusichern
und Energiestrategien in nationaler Verantwor-
tung unterstützen, die greifbare Ergebnisse her-
vorbringen.

Wenn dieser Ansatz im Rahmen einer
CCMF umgesetzt würde, könnte er zu einer
Koordinierungsstelle für Maßnahmen auf 
breiter Basis führen. Weil es bei dem Übergang
zu niedrigem CO2-Ausstoß um weit mehr als
nur um Technologie und Finanzierung geht,
könnten sich Sonderorganisationen der Verein-
ten Nationen wie das Entwicklungsprogramm
(UNDP) und das Umweltprogramm (UNEP)
verstärkt auf den Aufbau von Kapazitäten kon-
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wiesen sind. Und tropische Wälder sind Orte
großer biologischer Vielfalt. Die internationale
Zusammenarbeit muss die Aufgabe bewältigen,
Mittel und Wege zu finden, den dreifachen
Nutzen der Erhaltung von Wäldern – für den
Klimaschutz, die Menschen und den Arten-
reichtum – zu erschließen.

Regierungen nehmen diese Aufgabe derzeit
nicht wahr. Die Fakten in punkto Entwaldung
sprechen eine eindeutige Sprache (Grafik 3.9).
Zwischen 2000 und 2005 gingen netto pro Jahr
durchschnittlich 73.000 Quadratkilometer
Wald verloren – eine Fläche von der Größe
eines Landes wie Chile.143 Die Regenwälder
schrumpfen derzeit um etwa fünf Prozent jähr-
lich. Jeder Hektar, der verloren geht, vermehrt
die Treibhausgasemissionen. Wälder unter-
scheiden sich hinsichtlich der Menge CO2, 
die sie speichern können. Bei ursprünglichen
Regenwäldern liegt der Wert im Bereich von
500 Tonnen CO2 pro Hektar.

Zwischen 1990 und 2005 dürften durch die
Schrumpfung des globalen Waldbestandes jedes
Jahr zusätzliche 4 Gt CO2 in die Erdatmosphä-
re gelangt sein.144 Wenn die Wälder auf der Erde
ein Land wären, wäre dieses Land einer der
größten Emittenten. Einer Schätzung zufolge ist
Indonesien durch Entwaldung, Degradation
von Torfböden und Waldbränden zur weltweit
drittgrößten Quelle von Treibhausgasemissio-
nen geworden.145 Die Waldzerstörung in der
Amazonas-Region ist eine weitere große Quelle
der globalen Emissionen. Aus Daten des Insti-
tuto de Pesquisa Ambiental da Amazônia, eines
Forschungsinstituts in Nordbrasilien, lässt sich
berechnen, dass die Entwaldung für den Aus-
stoß von schätzungsweise 730 Megatonnen
CO2 pro Jahr verantwortlich ist.146

Die vielen Ursachen der Entwaldung
Für die Entwaldung gibt es viele Ursachen. In
manchen Fällen ist es Armut: Arme Bauern
sammeln Brennholz oder erweitern die Fläche
für ihre Subsistenzlandwirtschaft. In anderen
sind die Aussichten darauf, Geld zu verdienen
und gute Geschäfte zu machen, der Haupt-
grund für die Zerstörung.

Die Expansion der nationalen und interna-
tionalen Märkte für Produkte wie Rindfleisch,

zentrieren und dafür sorgen, dass das notwendi-
ge Humankapital für tiefgreifende Energiere-
formen vorhanden ist. Die Weltbank wäre sehr
geeignet, um die Mittelbereitstellung durch die
vorgeschlagene CCMF zu beaufsichtigen. Ihre
Rolle könnte umfassen, das Subventionsele-
ment bei der CCMF zu verwalten, die Misch-
finanzierung aus konzessionären und nicht
konzessionären Mitteln zu unterstützen, zur
Risikominderung die subventionierten Kredite
zu beaufsichtigen und die Unterstützung des
privaten Sektors auszulösen. Zu einem Zeit-
punkt, zu dem die zukünftige Rolle der Welt-
bank in vielen Entwicklungsländern ungewiss
ist, könnte die CCMF für die Institution eine
klar umrissene Aufgabe darstellen, die den ver-
besserten Zugang zu Energie und Energieeffi-
zienz mit dem Klimaschutz verknüpft. Ange-
sichts ihrer wichtigen Rolle in den Bereichen
Finanzierung und technologische Innovation
wäre eine substanzielle Zusammenarbeit mit
dem Privatsektor unerlässlich.

Der Entwaldung Einhalt gebieten

Die Wälder auf der Welt sind riesige CO2-Spei-
cher. Der Verlust dieser Speicher durch Entwal-
dung ist für etwa ein Fünftel des globalen CO2-
Fußabdrucks verantwortlich. Daraus folgt, dass
die Verhinderung der Entwaldung dem Klima-
schutz dient. Wälder sind jedoch mehr als nur
CO2-Speicher. Sie spielen eine wichtige Rolle
im Leben von Millionen armer Menschen, die
für ihre Nahrungsmittel- und Brennstoffver-
sorgung sowie für ihr Einkommen darauf ange-

Grafik 3.9 Wälder auf dem Rückzug

Jährliche Veränderung, 1990 – 2005 
(Millionen Hektar pro Jahr)

Quelle: FAO 2007.
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Sojabohnen, Palmöl und Kakao kann starke
Anreize für die Waldzerstörung geben. In Bra-
silien waren die Abwertung und ein Anstieg der
Preise für Sojaexporte zwischen 1999 und 2004
um 30 Prozent Anlass für verstärkte Abholzun-
gen. In den 5 Jahren bis 2005 wurden in den
Bundesstaaten Goias, Mato Grosso und Mato
Grosso do Sul zusätzliche 54.000 Quadratkilo-
meter mit Soja bepflanzt – eine Fläche, die
geringfügig größer als Costa Rica ist. Gleichzei-
tig droht den Wäldern Gefahr durch kommer-
ziellen Holzeinschlag, ein großer Teil davon
illegal. So war beispielsweise in Kambodscha der
illegale Einschlag von Laubhölzern zu Export-
zwecken für einen großen Teil des Verlusts von
30 Prozent der Bedeckung mit ursprünglichem
Regenwald seit 2000  verantwortlich– eine der
raschesten Zerstörungen, die die FAO jemals
registriert hat.147

Der aus kommerziellen Interessen gespeiste
Druck auf die Regenwälder dürfte in absehba-
rer Zeit nicht nachlassen. Kultur- und Weide-
flächen, Plantagen und die Holzgewinnung
dringen überall auf der Welt in die natürlichen
Wälder vor. Bevölkerungswachstum, steigende
Einkommen und Handelsmöglichkeiten schaf-
fen Anreize für Entwaldung – ebenso wie
Marktversagen auf globaler Ebene.

Das Ausmaß des Marktversagens offenbart
eine einfache Wirtschaftlichkeitsbetrachtung
der Umwandlung von Regenwaldgebieten. In
den Entwicklungsländern wird Regenwald für
Profite eingeschlagen, die in einem funktionie-
renden Kohlenstoffmarkt vom Erhaltungsnut-
zen bei weitem wettgemacht würden. Man
betrachte das folgende Beispiel: In Indonesien
bringt der Ölpalmenanbau einen geschätzten
Wert von 114 Dollar pro Hektar hervor. Wenn
die Bäume auf dieser Fläche verbrennen und
verrotten, geben sie CO2 in die Atmosphäre ab
– vielleicht 500 Tonnen pro Hektar in dichtem
Regenwald. Bei einem CO2-Preis von 20 bis 
30 Dollar – einer plausiblen zukünftigen Span-
ne im EU-EHS, beliefe sich der Wert dieser
Emissionen am Kohlenstoffmarkt auf 10.000
bis 15.000 Dollar pro Hektar. Anders ausge-
drückt tauschen die Bauern in Indonesien
einen Aktivposten in Form eines CO2-Spei-
chers im Wert von mindestens 10.000 Dollar
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aus dem Blickwinkel der Bekämpfung des Kli-
mawandels gegen einen Ertrag von 114 Dollar
oder etwa 2 Prozent des tatsächlichen Wertes
ein.148 Selbst der kommerzielle Holzeinschlag,
der eine höhere Marktrendite abwirft, ent-
spricht weniger als einem Zehntel des Werts
des CO2-Speichers. Und in diesen Zahlen sind
der Marktwert von Umweltdienstleistungen
und der biologischer Vielfalt sowie ihre anderen
Werte, die nicht vom Markt bestimmt werden,
nicht einmal berücksichtigt.

Widersinnige Anreize stehen im Mittel-
punkt eines Szenarios, das mit Nachteilen für
alle verbunden ist. Der Welt entgehen durch
die Waldumwandlung immense Möglichkeiten
der Emissionsverringerung. Länder verlieren
Aktivposten, die in Emissionshandelssystemen
einen realen Wert hätten. Und die Menschen,
die für ihren Lebensunterhalt auf Wälder ange-
wiesen sind, werden von wirtschaftlichen Akti-
vitäten verdrängt, die eine unsinnige ökono-
mische Grundlage haben. Streng ökonomisch
betrachtet macht die Entwaldung nur Sinn,
weil Märkte CO2-Speichern keinen Wert bei-
messen. In der Praxis sind Bäume, die noch ste-
hen, ein Hindernis für das Einsammeln von
Geld, das auf dem Boden liegt. Auch wenn die
jeweiligen nationalen Umstände variieren, wird
dieses Geld in vielen Ländern von Großbauern,
Ranchbetreibern und Unternehmen eingestri-
chen, die illegal Holz einschlagen. Das Resultat
ist, dass durch Marktversagen Anreize entste-
hen, die schlecht für die Bekämpfung des Klima-
wandels, schlecht für die nationale ökologische
Nachhaltigkeit und schlecht für die Gerechtig-
keit sind.

Was wäre erforderlich, um die derzeitige
Anreizstruktur zu ändern? Eine ökonomische
Analyse kann nur sehr unvollständig Auf-
schluss geben. Schätzungen der Weltbank
zufolge würde ein Preis von 27 Dollar pro Ton-
ne CO2 bis 2050 die Erhaltung von fünf Millio-
nen Quadratkilometer Regenwald bewirken,
was die Freisetzung von 172 Gigatonnen CO2

verhindern würde.149 Märkte können jedoch
nicht unabhängig von Institutionen und Macht-
verhältnissen betrachtet werden. Damit Markt-
anreize zur Erhaltung des Regenwaldes führen,
sind weitreichende Maßnahmen erforderlich.
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geltenden Rechts eingeräumt wird, haben sie
weniger Gewicht als einflussreiche Gruppen
mit einem Interesse an der wirtschaftlichen
Ausbeutung der Wälder.

Bei der Regulierung der Nutzung von 
Wäldern müssen ihre unterschiedlichen Funk-
tionen berücksichtigt werden. Wälder sind
ökologische Ressourcen, die weitreichenden
öffentlichen und privaten Nutzen hervorbrin-
gen. Sie sind Lebensort und Lebensgrundlage
vieler armer Menschen und eine Quelle poten-
zieller Profite großer Unternehmen. Sie sind
eine produktive Ressource, aber auch eine
Quelle biologischer Vielfalt. Eine der Schwie-
rigkeiten bei der Regulierung der Nutzung von
Wäldern besteht darin, die Interessen konkur-
rierender Akteure mit sehr unterschiedlichem
Einfluss in Einklang zu bringen.

Manche Länder entwickeln institutionelle
Strukturen, um diese Schwierigkeit zu bewälti-
gen. 2004 begann Brasilien mit der Umsetzung
eines „Aktionsplans zur Verhinderung und
Bekämpfung der Entwaldung“. Der Plan ver-
knüpft die Aktivitäten von 14 unterschiedli-
chen Ministerien. Er etabliert gesetzliche Rah-
menbedingungen für Entscheidungen zur
Landnutzung sowie zu einer nachhaltigen
Waldbewirtschaftung und verbessert die Über-
wachungsmöglichkeiten. Die Ergebnisse wer-
den davon abhängen, wie er von den Regierun-
gen der Bundesstaaten in die Praxis umgesetzt
und durchgesetzt werden wird – ein Bereich, in
dem die Bilanz bislang uneinheitlich war. Auf
der Grundlage vorläufiger Daten für 2005 und
2006 könnte es jedoch sein, dass sich die Ent-
waldung im Bundesstaat Mato Grosso um etwa
40 Prozent verlangsamt hat.154 Entscheidend für
diesen Schritt in eine positive Richtung waren
die Tatsache, dass der Staat entschlossen gehan-
delt hat, und die aktive Mitwirkung der Zivil-
gesellschaft.

Die internationale Zusammenarbeit zum
Klimaschutz allein kann die allgemeineren Pro-
bleme, die Ursache der Entwaldung sind, nicht
lösen. Die Achtung der Menschenrechte indi-
gener Völker, der Schutz der biologischen Viel-
falt und der Naturschutz sind Themen für die
politische Debatte auf nationaler Ebene. Die
Welt lässt jedoch eine Chance verstreichen, die

Erstens zur Verteilung des Nutzens an arme
Bauern, um die aus der Armut entstehenden
Anreize für Entwaldung zu verringern, und
zweitens zur Regulierung der Aktivitäten von
kommerziellen Großbauern und illegalen Ak-
teuren.

Kohlenstoffmärkte allein schaffen kein
automatisches Korrektiv für die starken Kräfte,
die die Entwaldung vorantreiben. Der Grund
hierfür ist, dass Wälder wesentlich mehr sind
als lediglich CO2-Speicher. Viele ihrer ökolo-
gischen Funktionen haben keinen Marktpreis.
Märkte weisen weder den 400 Pflanzenarten im
Kerinci-Sebat-Nationalpark auf Sumatra in
Indonesien noch dem immensen Artenreich-
tum in den zentralbrasilianischen Savannen
(cerrados) einen Preis zu. Dies erzeugt die fal-
sche Vorstellung, dass ein Preis von null einen
ökonomischen Wert von null bedeutet. Ein
Kommentator hat es so formuliert: „Wenn
Erhaltung und Umnutzung in Konkurrenz
zueinander stehen, gewinnt die Umnutzung,
weil es für ihre Werte Märkte gibt, während die
Werte der Erhaltung niedrig erscheinen. Preise
und Werte sollten nicht miteinander verwech-
selt werden.“150

Die ungleiche Verteilung politischer Macht
ist eine weitere Ursache für die Entwaldung, die
nicht leicht durch den Markt korrigiert werden
kann. In Brasilien ist das Vordringen der kom-
merziellen Landwirtschaft in Regenwaldgebiete
mit Verstößen gegen die Menschenrechte in-
digener Völker und der Anwendung von
Gewalt einhergegangen.151 In Papua-Neuguinea
liegen die Eigentumsrechte am Wald theore-
tisch bei den indigenen Gemeinschaften. For-
melle gesetzliche Besitztitel haben Holzunter-
nehmen jedoch nicht davon abgehalten, ohne
die Zustimmung der indigenen Bevölkerung
Regenwälder abzuholzen.152 In Indonesien wur-
den Gesetze verabschiedet, die die Rechte in-
digener Waldbewohner anerkennen.153 Die Ver-
treibung Indigener bei der Ausweitung des ille-
galen Holzeinschlags und der kommerziellen
Plantagen hält jedoch unvermindert an. Weil
die Waldbewohner in entlegenen Gebieten
leben, keine wirtschaftliche Macht haben und
ihnen kaum ein Mitspracherecht bei der Gestal-
tung von Politik sowie der Durchsetzung des
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Kohlenstoffmärkte allein

schaffen kein automatisches

Korrektiv für die starken 

Kräfte, die die Entwaldung

vorantreiben. Der Grund 

hierfür ist, dass Wälder

wesentlich mehr sind als

lediglich CO2-Speicher



Klimaschutzagenda mit einem breiten Spek-
trum allgemeiner Ziele der menschlichen Ent-
wicklung zu verknüpfen. Die internationale
Zusammenarbeit in der Verpflichtungsperiode
des Kyoto-Protokolls nach 2012 könnte dazu
beitragen, Anreize zu schaffen, diese Ziele zu
erreichen.

Die Lücken schließen
Als Rahmen für die Bekämpfung der Treib-
hausgasemissionen, die durch veränderte Land-
nutzung verursacht werden, weist das aktuelle
Kyoto-Protokoll eine Reihe von Defiziten auf.
Es liegt ein beträchtliches Potenzial für drei-
fachen Nutzen in der Verknüpfung von Klima-
schutz, Anpassung und nachhaltiger Entwick-
lung. Die vorhandenen Mechanismen beschrän-
ken jedoch die Möglichkeiten, Kohlenstoff-
märkte für die nachhaltige Entwicklung einzu-
spannen.

Abgesehen von einer sehr eingeschränkten
Aussage, die „Aufforstung“ durch den CDM zu
unterstützen, kommt das Thema Entwaldung
im aktuellen Kyoto-Protokoll nicht vor. Die
Bestimmungen für den CDM legen eine Ober-
grenze von ein Prozent für den Anteil der Emis-
sionsgutschriften fest, die durch Landnutzung,
Änderung der Landnutzung und Forstwirt-
schaft erworben werden können. In der Praxis
koppelt dies Aktivitäten in diesem Sektor von
der Klimaschutzagenda ab. Das Protokoll bie-
tet den Entwicklungsländern keine Möglich-
keit, Emissionsverringerungen durch vermiede-
ne Entwaldung zu bewirken, wodurch die Mög-
lichkeiten für den Transfer von Mitteln aus
dem Emissionshandel eingeschränkt werden. Es
etabliert auch keinen Finanzierungsmechanis-
mus, über den die Industrieländer Anreize zur
Vermeidung von Entwaldung bereitstellen
könnten.

Die Wälder sind die offensichtlichste öko-
logische Ressource, die keinen Eingang in die
Regelwerke gefunden hat, die die Grundlage für
die internationale Zusammenarbeit beim Kli-
maschutz bilden. Sie sind jedoch nicht die ein-
zige Ressource, für die das gilt. CO2 wird auch
im Boden und in Biomasse gebunden. Die
Sanierung schwer geschädigten Weidelands
und die Umwandlung degradierter Kultur-
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flächen zu Wäldern und Waldfeldbausystemen
kann ebenfalls CO2-Speicherkapazität schaffen.
Weil die Bodendegradation sowohl eine Ursa-
che als auch eine Folge von Armut ist, könnte es
in mehrfacher Weise förderlich sein, Kohlen-
stoffmärkte für diese Zwecke einzuspannen. Zu
den positiven Ergebnissen könnten zählen: die
Bereitstellung von mehr Mitteln zur Förderung
der ökologischen Nachhaltigkeit, die Unter-
stützung von weniger anfälligen Livelihood-
Systemen angesichts des drohenden Klimawan-
dels und Beiträge zum Klimaschutz.

Zur Schließung der Lücken im aktuellen
Kyoto-Ansatz wurden mehrere innovative Vor-
schläge entwickelt. Die Koalition der Regen-
waldnationen unter Führung von Costa Rica
und Papua-Neuguinea hat dafür plädiert, „ver-
miedene Entwaldung“ in den Kyoto-Rahmen
aufzunehmen und den Weg für die Nutzung
von CDM-Gutschriften zu ebnen. Allgemein
formuliert steht dahinter der Grundgedanke,
dass jeder Hektar Regenwald, der eingeschlagen
werden sollte, aber gerettet werden konnte,
einen Beitrag zum Klimaschutz liefert. Fänden
diese Flächen Berücksichtigung in einem Regel-
werk vom Typ des CDM, würde dies umfang-
reiche Mittelflüsse in Länder mit erhaltenen
Waldbeständen leiten. Ein von Brasilien vorge-
legter Vorschlag beruht auf einem anderen
Ansatz, der vorsieht, dass für Entwicklungslän-
der, die durch die Vermeidung von Entwaldung
ihre Treibhausgasemissionen verringern, neue
und zusätzliche Mittel bereitgestellt werden.
Nach dem brasilianischen Vorschlag würden
jedoch nicht alle Verringerungen in Klima-
schutzgutschriften für Industrieländer umge-
wandelt werden können. Von anderer Seite
wurde gefordert, die CDM-Regeln so zu über-
arbeiten, dass mehr Mittel aus dem Kohlen-
stoffhandel in die Bodenregeneration und die
Weidelandsanierung fließen können (Kasten
3.12).

Solche Vorschläge müssen sorgfältig geprüft
werden. Es muss erforscht werden, wo die
Grenzen der Kohlenstoffmärkte als Instrument
zur Vermeidung von Entwaldung liegen. Dies
ist ein Bereich, in dem es zu ernsthaften ord-
nungspolitischen Problemen kommen könnte.
„Vermiedene Entwaldung“ ist zweifellos ein

Als Rahmen für die 

Bekämpfung der 

Treibhausgasemissionen, 

die durch veränderte 

Landnutzung verursacht 

werden, weist das aktuelle

Kyoto-Protokoll eine 

Reihe von Defiziten auf
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gleiche Klimaschutzwirkung. Diese Maßnah-
men mit dem Schutz von Ökosystemen zu ver-
knüpfen, könnte zu weitreichendem Nutzen
für die menschliche Entwicklung führen. 

Über Kohlenstoffmärkte hinaus wird inter-
nationale Zusammenarbeit notwendig sein, um
die allgemeineren Ursachen von Entwaldung zu
bekämpfen. Den Wäldern auf der Welt wohnt
ein breites Spektrum an öffentlichen Gütern
inne, von denen der Klimaschutz eines ist.
Indem die Industrieländer durch die Finanz-
transfers für den Schutz und die Erhaltung die-
ser Güter zahlen, könnten sie starke Anreize für
ihre Erhaltung schaffen.

Internationale Finanztransfers, wie sie von
Brasilien gefordert werden, könnten eine wichti-
ge Rolle bei der nachhaltigen Waldbewirtschaf-
tung spielen. Multilaterale Mechanismen für sol-
che Transfers sollten als Teil einer auf einem
breiten Fundament basierenden Strategie für die
menschliche Entwicklung konzipiert werden.
Ohne solche Arrangements wird die internatio-
nale Zusammenarbeit die Entwaldung wahr-
scheinlich nicht verlangsamen können. Erfolg-
reiche Ergebnisse werden jedoch nicht allein
durch nicht an Bedingungen geknüpfte Finanz-
transfers herbeigeführt werden können. Institu-
tionelle Mechanismen und ordnungspolitische
Strukturen für die Überwachung gemeinsamer
Ziele müssen über Erhaltungsziele und Emissi-
onszielvorgaben hinaus ein viel breiteres Spek-
trum an Anliegen aus den Bereichen des
Umweltschutzes und der menschlichen Ent-
wicklung einschließlich der Achtung der Men-
schenrechte indigener Völker abdecken.

Beitrag zum Klimaschutz. Jeder vorhandene
Waldbestand ist dann jedoch ein potenzieller
Kandidat für die Einstufung als „vermiedene
Entwaldung“. Der Rückgriff auf Entwaldungs-
trends löst nicht das Problem, quantitative Ver-
pflichtungen festlegen zu müssen, weil zum
einen die Trenddaten unvollständig sind und
zum anderen Änderungen der Referenzjahre zu
sehr starken Schwankungen der Ergebnisse füh-
ren können. Andere Bedenken, wie sie allge-
mein während der letzten Runde der Kyoto-
Verhandlungen vorgebracht wurden, müssen
ebenfalls berücksichtigt werden. Wenn „ver-
miedene Entwaldung“ ohne klar festgelegte
Obergrenzen in den CDM aufgenommen wür-
de, würde die schiere Menge der CO2-Gut-
schriften die Kohlenstoffmärkte überschwem-
men, was zu einem Preiseinbruch führen wür-
de. Außerdem ist die Dauerhaftigkeit der 
Klimaschutzwirkung vermiedener Entwaldung
schwer nachzuweisen.

Wie gravierend die ordnungspolitischen
Probleme auch sein mögen, keines von ihnen
spricht gegen die Nutzung sorgfältig konzipier-
ter Marktinstrumente zur Schaffung von
Anreizen für die Erhaltung, die Wiederauffors-
tung oder die Sanierung CO2-absorbierenden
Weidelands. Es kann Grenzen für das geben,
was Kohlenstoffmärkte leisten können. Es gibt
jedoch auch sehr große und bislang ungenutzte
Möglichkeiten des Klimaschutzes durch weni-
ger Entwaldung und umfassendere Landnut-
zungsänderungen. Jede Maßnahme, die eine
Tonne CO2 aus der Atmosphäre heraushält,
hat unabhängig davon, wo sie stattfindet, die

Es gibt sehr große und 

bislang ungenutzte 

Möglichkeiten des 

Klimaschutzes durch 

weniger Entwaldung 

und umfassendere 

Landnutzungsänderungen

Ein wirksamer Klimaschutz wird grundlegende
Veränderungen sowohl der Energiepolitik als
auch bei der internationalen Zusammenarbeit
erfordern. Im Bereich der Energiepolitik gibt es
keine Alternative zur Festlegung eines Preises
für CO2-Emissionen durch Besteuerung
und/oder Emissionshandelssysteme. Die Erstel-
lung nachhaltiger Kohlenstoffbudgets verlangt

die Einsicht in die Begrenztheit und den rich-
tigen Umgang damit – in diesem Fall die
Begrenztheit der Fähigkeit der Erde, Treib-
hausgase zu absorbieren. Solange Märkte feh-
len, die diese Begrenztheit berücksichtigen, die
in der Zielvorgabe von 450 ppm CO2-Äq.
impliziert ist, wird für Energiesysteme weiter-
hin der widersinnige Anreiz ausschlaggebend

Schlussfolgerungen
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sein, zu viel kohlenstoffintensive Energie zu
verbrauchen.

Ohne grundlegende marktorientierte Re-
formen wird die Welt gefährliche Klimaän-
derungen nicht verhindern. Die Festlegung
von Preisen für CO2-Emissionen wird jedoch
nicht ausreichen. Unterstützende Regulierung
und die internationale Zusammenarbeit bilden
zwei weitere der drei Grundpfeiler der Klima-
schutzpolitik. Wie wir in diesem Kapitel
gezeigt haben, hat es in allen drei Bereichen

Fortschritte gegeben. Diese sind jedoch weit
hinter dem Erforderlichen zurückgeblieben.
Die Verhandlungen zum Kyoto-Rahmen für
die Zeit nach 2012 bieten eine Chance, diese
Sachlage zu korrigieren. Ein prioritäres Ele-
ment ist die Einbeziehung einer ehrgeizigen
Agenda für Finanztransfers und die Weiter-
gabe von Technologie an die Entwicklungs-
länder. Ein anderes ist die internationale
Zusammenarbeit zur Verlangsamung der Ent-
waldung.

Ohne grundlegende 

marktorientierte Reformen

wird die Welt gefährliche 

Klimaänderungen nicht 

verhindern
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Anpassung an das 
Unvermeidliche – 
nationale Maßnahmen 
und internationale 
Zusammenarbeit



„Wer sich ein einer Situation 
der Ungerechtigkeit neutral 
verhält, stellt sich auf die Seite 
des Unterdrückers.“
Erzbischof Desmond Tutu

„Die einem Einzelnen zugefügte
Ungerechtigkeit ist eine Bedrohung
für alle.“
Montesquieu



Auch die Bevölkerung in den Entwicklungslän-
dern reagiert mit Anpassungsmaßnahmen. In
dem kleinen Dorf Hoa Thanh im Mekong 
Delta-Gebiet in Vietnam hat die Bevölkerung
begriffen, was es heißt, mit dem Risiko von
Überschwemmungen zu leben. Den größten
Gefahren sind die Dorfbewohner während der
Taifun-Zeit ausgesetzt, wenn durch Stürme, die
sich über dem südchinesischen Meer zusam-
menbrauen, der Meeresspiegel plötzlich steigt
und gleichzeitig der Mekong Hochwasser führt.
Durch ein großes Netz von Deichen, die aus
Lehm bestehen, und von den Bauern instand
gehalten werden, wird versucht, die Über-
schwemmungen in Schach zu halten. Auch hier
versuchen die Menschen, mit den durch den
Klimawandel verursachten Risiken fertig zu
werden. Die Deiche werden verstärkt, Mangroven
werden gepflanzt, um die Dörfer vor Sturmfluten

zu schützen, und man konstruiert Häuser als
Pfahlbauten auf Bambusstelzen. Mittlerweile
werden im Rahmen eines innovativen, von Spen-
derorganisationen unterstützten Programms
„mit Überschwemmungen leben“ für gefähr-
dete Dorfgemeinschaften auch Schwimmkurse
angeboten und Schwimmwesten ausgegeben. 

Anhand der unterschiedlichen Erfahrungen
von Maasbommel und dem kleinen Dorf Hoa
Thanh lässt sich veranschaulichen, wie bei der
Anpassung an den Klimawandel schon beste-
hende umfassendere globale Ungleichheiten
noch verstärkt werden. In den Niederlanden
sorgen Investitionen der öffentlichen Hand in
eine ausgeklügelte Hochwasserschutz-Infra-
struktur für einen wesentlich umfassenderen
Schutz gegen künftige Risiken. Auf der Ebene
der einzelnen Haushalte bedeutet dies, dass die
Menschen durch technologische Möglichkei-

Alle Länder werden 

sich an den Klimawandel 

anpassen müssen
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internationale Zusammenarbeit4KAPITE

L

Das Dorf Maasbommel am Ufer des Flusses Maas in Seeland im Süden der Nieder-
lande bereitet sich auf den Klimawandel vor. Wie fast bei den gesamten Nieder-
landen handelt es sich hier um ein tiefliegendes Gebiet, das durch den steigenden
Meeresspiegel und durch Flüsse, deren Pegel bei starkem Regen steigt, bedroht ist.
Die Landschaft ist geprägt vom Wasser – und von einem Netzwerk von Deichen,
die den Wasserfluss regulieren. An der Wasserfront in Maasbommel liegen sieben-
unddreißig Häuser, die sich durch eine Besonderheit auszeichnen: sie können auf
der Wasseroberfläche schwimmen. Die hohlen Fundamente der Häuser sind an
großen Stahlpfosten befestigt, die im Flussbett verankert sind, und verhalten sich
wie der Rumpf eines Schiffes: Sie halten die Hauskonstruktion bei Überschwem-
mungen wie eine Boje über Wasser. Die schwimmenden Häuser von Maasbommel
sind ein gutes Beispiel dafür, wie man in einem Teil der industrialisierten Welt 
mit Anpassungsmaßnahmen auf die erhöhten Risiken von Überschwemmungen
reagiert, die mit dem Klimawandel auf uns zukommen werden. 
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Alle Länder werden sich an den Klimawan-
del anpassen müssen. In den reichen Ländern
tätigen die Regierungen Investitionen und ent-
wickeln umfassende Strategien, um ihre Bürger
zu schützen. In den Entwicklungsländern voll-
zieht sich die Anpassung auf eine völlig andere
Weise. Teile der am meisten gefährdeten Bevöl-
kerungsgruppen, die mit den Risiken von Dür-
ren, Überschwemmungen und tropischen Stür-
men leben, müssen aus eigener Kraft, unter Ein-
satz ihrer eigenen, begrenzten Ressourcen, mit
dieser Situation fertig werden. Die ungleichen

ten und finanzielle Mittel die Chance haben,
der Bedrohung durch Überschwemmungen zu
begegnen, indem sie Häuser kaufen, die ihnen
ermöglichen, auf dem Wasser zu schwimmen.
In Vietnam, einem Land, das sich darauf ein-
stellen muss, dass es zu den vom Klimawandel
weltweit bedrohtesten Ländern gehört, bietet
die fragile Hochwasserschutz-Infrastruktur nur
einen sehr begrenzten Schutz. Und in den Dör-
fern im Mekong-Delta bedeutet Anpassung an
den Klimawandel, zu lernen, im Wasser zu
schwimmen.
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Sonderbeitrag Wir brauchen keine Klimawandel-Apartheid bei der Anpassung

In einer Welt, die durch Ungleichheiten beim Wohlstand und bei den

Chancen so stark gespalten ist, kann man leicht vergessen, dass wir

Teil einer einzigen menschlichen Gemeinschaft sind. Während wir die

beginnenden Auswirkungen des Klimawandels überall auf der Welt

feststellen, muss sich jeder einzelne von uns der Frage stellen, was

es bedeutet, Teil dieser Familie zu sein. 

Vielleicht sollten wir damit anfangen, über die Unzulänglichkeiten

unseres Sprachgebrauchs nachzudenken. Das Wort ‘Anpassung’ ist

Teil des Klimawandel-Standardwortschatzes geworden. Aber was

bedeutet Anpassung? Die Antwort auf diese Frage sieht an unter-

schiedlichen Orten ganz unterschiedlich aus.

Für die meisten Menschen in reichen Ländern war Anpassung bis

jetzt ein relativ schmerzloser Prozess. Geschützt durch Heizungs-

und Kühlungssysteme können sie sich auch an extreme Wetterver-

hältnisse durch das Drehen eines Thermostats anpassen. Angesichts

der Bedrohung durch Überschwemmungen können Regierungen die

Einwohner von London, Los Angeles und Tokio mit ausgeklügelten

Klimaschutzsystemen schützen. In einigen Ländern hat der Klima-

wandel auch positive Auswirkungen, wie etwa längere Anbauzeiten

für Bauern. 

Schauen wir uns nun an, was die Anpassung für die ärmsten und

am meisten gefährdeten Menschen der Welt bedeutet – die 2,6 Mil-

liarden, die mit weniger als zwei US-Dollar am Tag auskommen müs-

sen. Wie passt sich eine verarmte Bäuerin in Malawi an, wenn häufi-

gere Trockenheiten und weniger Regen die Ernteerträge schrumpfen

lassen? Vielleicht indem sie bei der ohnehin unzureichenden Ernäh-

rung ihres Haushalts noch mehr spart, oder ihre Kinder nicht mehr zur

Schule schickt? Wie passt sich ein unter Plastikplanen und Wellblech

lebender Slumbewohner in Manila oder Port-au-Prince an die Bedro-

hung durch noch heftigere Wirbelstürme an? Und wie sollen sich

Menschen in den großen Deltas des Ganges und des Mekong an die

Überflutung ihrer Häuser und Grundstücke anpassen? 

Anpassung wird allmählich zu einer beschönigenden Bezeich-

nung für soziale Ungerechtigkeit im globalen Maßstab. Während die

Bürger der reichen Welt vor dem Unheil geschützt sind, sind die

Armen, Gefährdeten und Hungrigen der harschen Realität des Klima-

wandels in ihrem alltäglichen Leben ausgesetzt. Drastisch ausge-

drückt, werden die Armen der Welt durch ein Problem geschädigt,

das sie nicht verursacht haben. Der ökologische Fußabdruck der

malawischen Bäuerin oder des haitianischen Slumbewohners fällt 

in der Erdatmosphäre kaum auf. 

Keine Gemeinschaft mit einem Sinn für Gerechtigkeit, Mitleid

oder Respekt für grundlegende Menschenrechte sollte das gegen-

wärtige Muster von Anpassung hinnehmen. Es ist moralisch falsch,

die Armen der Welt angesichts der Bedrohung durch den Klimawan-

del ihrem Schicksal zu überlassen, entweder unterzugehen oder mit

ihren eigenen spärlichen Ressourcen zu schwimmen. Leider passiert

zurzeit genau dies, wie der Bericht über die menschliche Entwicklung

2007/2008 eindrucksvoll zeigt. Wir treiben in eine Welt der „Anpas-

sungs-Apartheid“.

Es wäre kurzsichtig, dies weiterhin zuzulassen. Natürlich können

reiche Länder ihre immensen finanziellen und technologischen Res-

sourcen nutzen, um sich gegen den Klimawandel zumindest kurzfris-

tig zu schützen – das ist eines der Privilegien des Reichtums. Aber in

dem Maße, in dem der Klimawandel Lebensgrundlagen zerstört,

Menschen vertreibt und ganze Sozial- und Wirtschaftssysteme unter-

gräbt, wird kein Land – egal wie reich oder mächtig es sein mag –

gegen die Konsequenzen immun sein. Langfristig werden die Proble-

me der Armen an den Türschwellen der Reichen auftauchen, wenn

die Klimakrise zu Verzweiflung, Wut und Bedrohungen der kollektiven

Sicherheit führen wird. 

Nichts von all dem muss geschehen. Letztlich ist die einzige

Lösung gegen den Klimawandel rasche Emissionsreduktion. Aber wir

können – und müssen – zusammenarbeiten, um sicherzustellen, dass

der jetzt stattfindende Klimawandel nicht zu Rückschlägen für die

menschliche Entwicklung führt. Deshalb rufe ich die Führer der

reichen Welt auf, die Anpassung an den Klimawandel ins Zentrum der

internationalen Armutsbekämpfungs-Agenda zu rücken – und dies 

zu tun, bevor es zu spät ist.

Desmond Tutu

Erzbischof von Kapstadt im Ruhestand



Kapazitäten bei Anpassungsmaßnahmen an
den Klimawandel stellen sich mehr und mehr
als potenzielle Quelle für wesentlich weiterge-
hende Ungleichheiten in Bezug auf Reichtum,
Sicherheit und Chancen für die menschliche
Entwicklung heraus. Oder, wie es der frühere
Erzbischof von Kapstadt, Desmond Tutu, als
Warnung in seinem Sonderbeitrag für den vor-
liegenden Bericht formuliert, wir steuern auf
eine Situation der Apartheid bei der globalen
Anpassung an den Klimawandel zu. 

Die internationale Zusammenarbeit im Be-
reich des Klimawandels macht ein zweigleisiges
Vorgehen erforderlich. Am wichtigsten ist, die
Auswirkungen, die wir kontrollieren können,
abzuschwächen, und die Anpassung an diejeni-
gen, die wir nicht unter Kontrolle haben, zu unter-
stützen. Anpassung bedeutet einerseits, Investitio-
nen zu tätigen, um die grundlegende Infrastruk-
tur ‚klimasicher‘ zu machen. Andererseits muss
Anpassung jedoch auch die Bevölkerung in die
Lage versetzen, mit klimabedingten Risiken fertig
zu werden ohne Rückschläge bei der mensch-
lichen Entwicklung in Kauf zu nehmen.

Wenn der Anpassung weiterhin nicht genü-
gend Aufmerksamkeit geschenkt wird, werden
die Aussichten auf menschliche Entwicklung
für einen großen Teil der am meisten gefährde-
ten Menschen auf dieser Welt untergraben.
Sofortiges Handeln bei der Emissionsreduktion
ist von entscheidender Bedeutung, denn selbst
die umfangreichsten Planungen von Anpas-
sungsmaßnahmen, ganz gleich, ob sie gut finan-
ziert oder gut ausgearbeitet werden, werden die
Armen dieser Welt nicht vor dem Klimawan-
del schützen, der sich vollzieht, wenn man so
weiter macht wie bisher. Andererseits wird
selbst die umfassendste Emissionsreduktion die
Menschen nicht vor dem Klimawandel schüt-
zen, der schon jetzt unvermeidbar ist. Im güns-
tigsten Fall wird sich die Emissionsreduktion ab
etwa 2030 bemerkbar machen, die Temperatu-
ren werden jedoch bis etwa 2050 weiter anstei-
gen. Bis zu diesem Zeitpunkt ist Anpassung
eine Notwendigkeit, zu der es keine Alternative
gibt. Die schlechte Nachricht ist allerdings, dass
wir noch sehr weit vom günstigsten Fall ent-
fernt sind, denn die Emissionsreduktion muss
überhaupt erst einmal beginnen.

Wenn nicht konzertierte Maßnahmen auf
nationaler Ebene mit internationaler Unter-
stützung ergriffen werden, wird der Klimawan-
del eine immer stärkere Triebkraft für Armut
und Ungleichheit werden, ganz gleich, ob eine
Emissionsreduktion stattfindet oder nicht. Durch
rechtzeitige Anpassungsmaßnahmen können
die Risiken reduziert werden und der durch 
den Klimawandel verursachte Schaden für die
menschliche Entwicklung kann begrenzt wer-
den.

Die Emissionsreduktion ist ein Teil der
Doppelstrategie zur Absicherung gegen den
Klimawandel. Investitionen in die Emissionsre-
duktion werden sich in hohen Gewinnen für
die menschliche Entwicklung in der zweiten
Hälfte des 21. Jahrhunderts niederschlagen und
dafür sorgen, dass gefährdete Bevölkerungs-
gruppen geringeren durch das Klima verursach-
ten Risiken ausgesetzt sind. Sie bilden auch eine
Absicherung gegen Katastrophenrisiken für
künftige menschliche Generationen, unabhän-
gig von ihrem Reichtum und ihrem Wohnort.
Der andere Teil der Strategie zur Absicherung
gegen den Klimawandel ist die internationale
Zusammenarbeit bei Anpassungsmaßnahmen.
Sie stellt eine Investition in die Risikominde-
rung für Millionen der gefährdetsten Menschen
der Welt dar.

Für die Armen dieser Welt sind Anpas-
sungsmaßnahmen zwar kein Ausweg aus den
Gefahren des Klimawandels, die Auswirkungen
der globalen Erwärmung können jedoch durch
eine gute Politik abgemildert werden. Vorbeu-
gende Anpassungsmaßnahmen können die
Risiken reduzieren und die Schäden für die
menschliche Entwicklung, die durch den Klima-
wandel verursacht werden, begrenzen. 

Den Regierungen des Nordens kommt 
eine wichtige Rolle zu. Als sie 1992 die 
Klimarahmenkonvention (United Nations
Framework Convention on Climate Change,
UNFCCC) unterzeichneten, versprachen diese
Regierungen, „den Entwicklungsländern, die
durch die widrigen Auswirkungen des Klima-
wandels besonders gefährdet sind“, dabei zu
helfen, „die Kosten für die Anpassung an diese
widrigen Auswirkungen aufzubringen“. Auch
fünfzehn Jahre später muss dieses Versprechen
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lokalen Gemeinschaften, die die zukünftigen
Opfer ihres Handelns sind, anwenden. Zuzuse-
hen, wie die Konsequenzen der gefährlichen
Klimaänderungen sich in den Entwicklungslän-
dern entfalten, während man selbst durch aus-
geklügelte Schutzsysteme gewappnet ist, ist
nicht nur aus ethischer Sicht nicht vertretbar.
Dadurch wäre auch vorprogrammiert, dass die
Kluft zwischen den Besitzenden und Besitzlo-
sen dieser Welt noch größer würde, ebenso wie
die Verbitterung und die Wut – Konsequen-
zen, die Auswirkungen auf die Sicherheit aller
Länder hätten.

Das vorliegende Kapitel ist in zwei
Abschnitte unterteilt. In Abschnitt 1 liegt der
Schwerpunkt auf der Herausforderung, die die
Anpassung auf nationaler Ebene darstellt. Es
wird untersucht, wie das jeweilige Land und die
Bevölkerung auf die Herausforderung reagieren
– und erfolgversprechende Strategien werden
vorgestellt. Der Klimawandel stellt eine so große
Herausforderung dar, weil er gefährdete Bevöl-
kerungsgruppen erhöhten Risiken aussetzt.
Damit die Bevölkerung diese Risiken bewäl-
tigen kann, sind politische Maßnahmen des
Staates erforderlich, die durch Investitionen in
die Infrastruktur, Initiativen zur sozialen Ab-
sicherung und ein verbessertes Katastrophen-
management die Widerstandsfähigkeit stärken.
Auch müssen verstärkt umfassendere politische
Maßnahmen zur Unterstützung der mensch-
lichen Entwicklung und zur Reduzierung extre-
mer Ungleichheiten ergriffen werden. 

In Abschnitt 2 wird dann auf die Rolle der
internationalen Zusammenarbeit eingegangen.
Es gibt mehr als genug Gründe für die reichen
Länder, sich bei der Unterstützung der Anpas-
sung mehr zu engagieren. Die historische Ver-
antwortung für das Problem des Klimawandels,
moralische Verpflichtung und aufgeklärtes
Eigeninteresse liefern zusammengenommen
schon Gründe genug. Einerseits ist es erfor-
derlich, mehr finanzielle Mittel für die Integra-
tion von Anpassungsmaßnahmen in die natio-
nalen Armutsbekämpfungspläne bereitzustel-
len. Andererseits muss möglichst bald eine
kohärente multilaterale Struktur für Unterstüt-
zungsleistungen entwickelt werden.

immer noch erst in die Tat umgesetzt werden.
Bis heute zeichnet sich die internationale
Zusammenarbeit bei Anpassungsmaßnahmen
durch chronische Unterfinanzierung und man-
gelhafte Koordination aus, und man kommt
nicht über projektbezogene Ansätze hinaus.
Kurz gesagt kann der gegenwärtige Rahmen, in
dem Maßnahmen durchgeführt werden, mit
einem Schwamm verglichen werden, den man
zum Aufwischen bei einer Überschwemmung
benutzt. 

Effektive Anpassungsmaßnahmen stellen
uns vor viele Herausforderungen. Trotz der
Ungewissheiten im Hinblick auf den Zeit-
punkt, den Ort des Auftretens und die Inten-
sität der Auswirkungen des Klimawandels müs-
sen politische Strategien entwickelt werden.
Wenn man in die Zukunft blickt, wird das Aus-
maß dieser Auswirkungen von den Bemühun-
gen zur Emissionsreduktion, die heutzutage
unternommen werden, abhängen. Verzögerte
oder zu geringe Emissionsreduktion wird die
Kosten für Anpassungsmaßnahmen in die
Höhe treiben. Diese Unsicherheitsfaktoren
müssen bei der Ausarbeitung von Anpassungs-
strategien und Finanzierungsplänen berück-
sichtigt werden. Sie sind jedoch keine Rechtfer-
tigung dafür, untätig zu bleiben. Wir wissen
bereits jetzt, dass der Klimawandel Auswirkun-
gen auf das Leben der gefährdeten Bevölkerung
hat - und wir wissen, dass sich die Situation
noch verschlimmern wird bevor sie sich irgend-
wann verbessert. 

In einer Hinsicht haben die Industrieländer
gezeigt, wie es weiter gehen muss. Auch dort,
wie in den Entwicklungsländern, müssen die
Regierungen und Bevölkerungen mit den
Ungewissheiten fertig werden, die der Klima-
wandel mit sich bringt. Diese Ungewissheit war
jedoch kein Hindernis dafür, in großem
Umfang in die Infrastruktur zu investieren
beziehungsweise breit angelegte Anpassungska-
pazitäten zu entwickeln. Als Hauptverantwort-
liche für das Problem der gefährlichen Klima-
änderungen können die Regierungen und die
Bürger in den reichen Ländern nicht mit zwei-
erlei Maß messen und unterschiedliche Regeln
für ihre eigenen Länder und für die gefährdeten
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Alle Länder werden sich an den Klimawandel
anpassen müssen. Wie sie sich anpassen, und
welche Wahlmöglichkeiten die Bevölkerung
und die Regierungen haben, wird von vielen
verschiedenen Faktoren abhängen. Welche Art
Risiken mit dem Klimawandel verbunden sind,
ist in den verschiedenen Regionen und Ländern
höchst unterschiedlich. Das Gleiche gilt für 
die Anpassungsmöglichkeiten. Der Stand der
menschlichen Entwicklung, die technologischen,
institutionellen und finanziellen Ressourcen,
all diese Faktoren spielen eine Rolle, wenn es
um die Anpassungsmöglichkeiten geht. 

In mancherlei Hinsicht ist das erhöhte Risi-
ko, das der Klimawandel mit sich bringt, nur
ein graduelles. Die politischen Maßnahmen
und Institutionen, die Länder und Menschen
in die Lage versetzen können, sich heutzutage
an klimatische Risiken anzupassen – sozial- und
wirtschaftspolitische Maßnahmen, die auf die
Entwicklung von Fähigkeiten und Fertigkeiten
und von Widerstandsfähigkeit gegen ‚Klima-
schocks‘ abzielen, Investitionen in infrastruktu-
relle Schutzvorkehrungen gegen Überschwem-
mungen und Zyklone und Institutionen zur
Regulierung der Bewirtschaftung von Wasser-
einzugsgebieten – sind die gleichen, die auch für
den Umgang mit künftigen Bedrohungen
erforderlich sein werden. Das Ausmaß dieser
Bedrohungen ist jedoch sowohl mit quantita-
tiven als auch qualitativen Herausforderungen
verbunden. Einige Länder – und Bevölkerungs-
gruppen – sind weit besser gewappnet, darauf
zu reagieren, als andere.

Anpassung in den Industrieländern 

Die Planung von Anpassungsmaßnahmen an
den Klimawandel ist in den Industrieländern
ein schnell wachsender Industriezweig. Die
Regierungen, regionale Planungsgremien, kom-
munale Verwaltungen, städtische Behörden
und Versicherungsgesellschaften, sie alle ent-
werfen Anpassungsstrategien, die ein gemein-
sames Ziel haben: die Bevölkerung, das Eigen-

tum und die wirtschaftliche Infrastruktur vor
den sich abzeichnenden klimatischen Risiken
zu schützen.

Die wachsende Besorgnis in der Öffentlich-
keit ist ein Faktor, der dazu beiträgt, Anpas-
sungsmaßnahmen auf die Tagesordnung zu
setzen. In vielen Industrieländern ist die Wahr-
nehmung, dass der Klimawandel zu den wetter-
bedingten Risiken beiträgt inzwischen sehr ver-
breitet. Die Hitzewelle in Europa im Jahr 2003,
die Taifun-Zeit in Japan im Jahr 2004, der Hur-
rikan Katrina und die Zerstörung von New
Orleans, ebenso wie die Episoden von Dürre,
Überschwemmungen und extremen Tempera-
turen überall in den Industrieländern zählten
zu den Ereignissen, die für Schlagzeilen und
Besorgnis in der Öffentlichkeit sorgten. Die
Ungewissheit über die künftige Richtung des
Klimawandels hat kaum dazu beigetragen, die
Forderungen aus der Öffentlichkeit nach mehr
staatlichen Vorbeugemaßnahmen verstummen
zu lassen. 

Die Versicherungsbranche ist zu einer star-
ken Lobby für Veränderungen geworden. Ver-
sicherungen sind ein wichtiger Mechanismus,
durch den Märkte Veränderungen bei den
Risiken signalisieren. Indem für Risiken auf
dem Markt ein Preis festgesetzt wird, werden
Anreize für Individuen, Unternehmen und
Regierungen geschaffen, Maßnahmen zur
Reduzierung dieses Risikos zu ergreifen. Dies
beinhaltet auch Anpassungsmaßnahmen. So-
wohl in Europa als auch den Vereinigten Staa-
ten hat die Versicherungsbranche auf die Impli-
kationen des Klimawandels für mit den Risiken
verbundene Verluste mit wachsender Besorgnis
reagiert (siehe Kapitel 2). Prognosen, die darauf
hindeuten, dass extreme Überschwemmungen
und Stürme immer häufiger auftreten werden,
sind ein Grund für diese Besorgnis. In einigen
Ländern hat sich die Versicherungsbranche zu
einer starken Lobby für höhere Investitionen
der öffentlichen Hand in eine ‚klimasichere‘
Infrastruktur entwickelt, um private Verluste
zu begrenzen. Zum Beispiel fordert die Associa-
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den reichen Ländern durchgeführt werden,
wird oft unterschätzt. Es gibt zwar unter-
schiedliche Berichte aus einzelnen Ländern,
überall wird jedoch immer mehr in vorbeugen-
de Maßnahmen investiert. Hierzu einige Bei-
spiele:
• Die Niederlande. Als ein dicht besiedeltes,

tief liegendes Land, bei dem mehr als ein
Viertel der Landfläche unterhalb des Mee-
resspiegels liegt, sind die Niederlande aku-
ten Risiken durch den Klimawandel ausge-
setzt. Man versucht, den Risiken durch ein
gewaltiges Netz von Kanälen, Pumpen und
Deichen zu begegnen. Die Deiche sind so
konstruiert, dass sie Wetterereignissen
standhalten können, die vielleicht nur ein-
mal alle 10 000 Jahre auftreten können.
Aber nicht nur das Meer stellt eine Bedro-
hung dar. Der Rhein, der zusammen mit der
Maas ein großes Flussdelta bildet, stellt im
Hinblick auf Überschwemmungen eben-
falls eine ständige Bedrohung dar. Ange-
sichts des steigenden Meeresspiegels, des
Auftretens immer stärkerer Stürme und bei
Klimamodellen, die eine mögliche Zunah-
me der Niederschläge um 25 Prozent prog-
nostizieren, ist die Planung von Anpas-
sungsmaßnahmen in den Niederlanden eine
Frage der nationalen Sicherheit. In der nie-
derländischen Wasserpolitik hat man
erkannt, dass die gegenwärtige Infrastruktur
nicht ausreicht, um mit steigenden Pegel-
ständen der Flüsse und dem Anstieg des
Meeresspiegels fertig zu werden. Im Jahr
2000 wurden in dem politischen Doku-
ment „Raum für den Fluss“ auf nationa-
ler Ebene detaillierte Rahmenbedingungen
für Anpassungsmaßnahmen fixiert. Diese
Rahmenbedingungen beinhalten striktere
Kontrollen bei der Planung menschlicher
Siedlungen, Strategien für Wassereinzugs-
gebiete, die durch die Regionalbehörden
umgesetzt werden sollen, um Hochwasser-
rückhaltegebiete zu schaffen, und Haus-
haltsmittel in Höhe von drei Milliarden
US-Dollar für Investitionen im Bereich
Hochwasserschutz. Die politischen Maß-
nahmen zielen darauf ab, die Niederlande
ab 2015 vor Überflutungen durch den

tion of British Insurers (ABI) bis 2011 eine
50prozentige Steigerung bei den Ausgaben für
den nationalen Hochwasserschutz.1

Es gibt die unterschiedlichsten Formen von
Anpassungsmaßnahmen in den Industrielän-
dern. Die Besitzer der ‚schwimmenden Häuser‘
von Maasbommel sind ein Beispiel für die Ver-
haltensänderung auf Haushaltsebene. In ande-
ren Fällen muss in der Wirtschaft mit Anpas-
sungsmaßnahmen reagiert werden. Ein Beispiel
hierfür ist die Skiindustrie. Die Schneedecke in
den europäischen Alpengebieten ist bereits
stark zurückgegangen, und der IPCC hat davor
gewarnt, dass man davon ausgehen kann, dass
in mittleren Höhenlagen der Zeitraum, in dem
dort Schnee liegt, mit jedem Grad Celsius Tem-
peraturerhöhung um einige Wochen kürzer
wird.2 Die Skiindustrie in der Schweiz hat sich
‚angepasst‘ und hohe Investitionen in Maschi-
nen getätigt, die künstlich Schnee erzeugen.
Um einen Hektar Skihang mit Schnee zu bede-
cken, sind 3.330 Liter Wasser erforderlich, und
Hubschrauber müssen eingesetzt werden, um
das Rohmaterial anzuliefern, das dann in einem
Gefriervorgang mit hohem Energieverbrauch in
Schnee verwandelt wird.3

In vielen Industrieländern wurden detail-
lierte Untersuchungen über die Auswirkungen
des Klimawandels durchgeführt. Mehrere Län-
der haben mit der Umsetzung von Anpassungs-
strategien begonnen. In Europa haben Länder
wie zum Beispiel Frankreich, Deutschland und
Großbritannien nationale Institutionen für die
Planung von Anpassungsmaßnahmen geschaf-
fen. Die Europäische Kommission hat die Mit-
gliedstaaten aus gutem Grund dringend aufge-
fordert, Anpassungsmaßnahmen in ihre Infra-
strukturprogramme zu integrieren.4 Bei einer
Lebensdauer von 80-100 Jahren müssen bei der
Infrastruktur, die zum Beispiel Brücken, Häfen
und Autobahnen umfasst, künftige durch den
Klimawandel bedingte Veränderungen berück-
sichtigt werden. In Bereichen wie der Land-
und Forstwirtschaft wird man die Auswirkun-
gen schon wesentlich früher zu spüren bekom-
men, wie auch in der Öffentlichkeit im Allge-
meinen.

Der Umfang, in dem defensive Anpas-
sungsbemühungen an den Klimawandel in 
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Rhein in einer Größenordnung von bis zu
18 000 Kubikmeter pro Sekunde zu schüt-
zen – dieser Wert liegt etwa 50 Prozent
höher als der bis heute gemessene Höchst-
stand.5

• Großbritannien. Im Climate Impacts Pro-
gramme (UKCIP) in Großbritannien wer-
den detaillierte Untersuchungen nach Re-
gionen und Sektoren aufgeführt, die sich
mit den Anpassungsanforderungen beschäf-
tigen. Angesichts der Risikoanalysen in Be-
zug auf ein Ansteigen des Meeresspiegels
und verstärkte Regenfälle werden Manage-
mentstrategien für Überflutungen entwickelt.
Die vorhergesagten Veränderungen bei 
Klima-, Sturm- und Niederschlagsmustern
werden voraussichtlich zu einem verstärk-
ten Hochwasserrisiko führen. Im Gegensatz
zu den Niederlanden sind die britischen
Hochwasserschutzsysteme so ausgelegt, dass
sie den größten in den nächsten 100-
200 Jahren zu erwartenden Überschwem-
mungen Stand halten können. Angesichts
des steigenden Meeresspiegels und der Aus-
sicht auf noch mehr Stürme und Regenfälle
werden die Hochwasserschutzstrategien
derzeit überprüft. Schätzungen der Ver-
sicherungsbranche zufolge muss man davon
ausgehen, dass die Zahl der Häuser, die
einem Überschwemmungsrisiko ausgesetzt
sind, sich von zwei Millionen im Jahr 2004
langfristig auf 3,5 Millionen erhöhen könn-
te, wenn die Hochwasserschutzinfrastruk-
tur nicht verstärkt wird. Nur etwa die Hälf-
te der nationalen Hochwasserschutzinfra-
struktur ist in einem guten Zustand. Die
staatliche Environment Agency fordert,
dass mindestens acht Milliarden US-Dollar
ausgegeben werden sollten, um die Flutbar-
riere der Themse – eine mechanische Hoch-
wasserschutz-Konstruktion, die die Stadt
London schützt, zu verstärken. Die gegen-
wärtigen Ausgaben für Hochwassermanage-
ment und Erosionsschutz an den Küsten
betragen etwa 1,2 Milliarden Dollar jähr-
lich.6 Größere Überschwemmungen im Jahr
2007 führten zu erneuten Forderungen
nach höheren Investitionen in diesem
Bereich.

• Japan. Das Interesse an Anpassungsmaß-
nahmen in Japan wuchs im Jahr 2004, als
das Land von zehn tropischen Wirbelstür-
men heimgesucht wurde. Das waren mehr
als in sämtlichen anderen Jahren des ver-
gangenen Jahrhunderts. Die Gesamtsumme
der Verluste belief sich auf 14 Milliarden
US-Dollar, ungefähr die Hälfte davon war
durch Versicherungen abgedeckt. Steigende
Temperaturen und der steigende Meeres-
spiegel erhöhen ebenfalls das Risiko: der
Meeresspiegel steigt durchschnittlich zwi-
schen vier und acht Millimeter pro Jahr.
Japans Hochwasserschutzinfrastruktur ge-
hört zwar zu den am weitesten entwickelten
der Welt, die Häfen werden jedoch als
besonders gefährdete Gebiete betrachtet.
Das Auftreten von noch intensiveren tropi-
schen Stürmen könnte in großem Umfang
zu empfindlichen Störungen der wirtschaft-
lichen Abläufe führen. In Plänen, die die
japanische Regierung entwickelt hat, die
angesichts eines Anstiegs des Meeresspiegels
um einen Meter im Laufe des 21. Jahrhun-
derts noch effektivere Schutzmaßnahmen
vorsehen, werden die Kosten auf 93 Milliar-
den US-Dollar geschätzt.7

• Deutschland. In Deutschland sind durch
den Klimawandel große Gebiete einer
verstärkten Überflutungsgefahr ausgesetzt.
Untersuchungen im Einzugsgebiet des
Neckars in Baden-Württemberg und Bay-
ern haben ergeben, dass bis 2050 bei kleinen
und mittleren Überschwemmungen voraus-
sichtlich ein Anstieg um 40 bis 50 Prozent
zu erwarten ist, und bei „Jahrhunderthoch-
wassern“ ein Anstieg um 15 Prozent. Das
Umweltministerium in Baden-Württem-
berg schätzt die zusätzlichen Kosten für die
langfristige Hochwasserschutz-Infrastruk-
tur auf 685 Millionen US-Dollar. Nach den
großen Überschwemmungen in den Jahren
2002 und 2003 hat Deutschland ein Hoch-
wasserkontrollgesetz verabschiedet, das
Untersuchungen zum Klimawandel in die
nationale Planung mit einbezieht und strik-
te Maßgaben für die Ausweisung von Über-
flutungsgebieten und menschlichen Sied-
lungen enthält.8
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Diese Beispiele werden hier aufgeführt um
zu zeigen, dass die politischen Entscheidungsträ-
ger in den reichen Ländern die Ungewissheiten,
die mit dem Klimawandel verbunden sind,
nicht als Begründung dafür nehmen, Anpas-
sungsmaßnahmen hinauszuzögern. Heutige In-
vestitionen der öffentlichen Hand werden als
Versicherung gegen künftige Kosten betrachtet.
Die Behörden in Großbritannien gehen davon
aus, dass jeder einzelne Dollar, der zur Zeit für
den Hochwasserschutz ausgegeben wird, in
Zukunft etwa fünf Dollar bei durch Hochwas-
ser verursachten Schäden einsparen hilft.10 Die
Erträge, die durch frühzeitige Investitionen in
Anpassungsmaßnahmen erwirtschaftet werden,
werden höchstwahrscheinlich im Laufe der Zeit
noch größer werden, wenn sich die Auswirkun-
gen des Klimawandels noch verstärken. Schät-
zungen der Europäischen Kommission zufolge
werden die Schäden, die durch ein Ansteigen
des Meeresspiegels im Jahr 2020 verursacht wer-
den, viermal so hoch sein wie die Schäden, die
auftreten, wenn Vorbeugemaßnahmen ergriffen
werden. Bis 2080 könnten sie sogar mehr als
achtmal so hoch sein.11 Hinzu kommt, dass die
Kosten solcher Vorbeugemaßnahmen nur ein
Bruchteil der Kosten der Schäden betragen, die
sie verhindern helfen (Grafik 4.1). 

• Kalifornien. Der Klimawandel wird in Teilen
Kaliforniens ernste Auswirkungen auf die
Wasserversorgung haben. Man geht davon
aus, dass die steigenden Wintertemperatu-
ren die Schneemengen in der Sierra Nevada,
die als ein großes Wasserspeichersystem für
den Bundesstaat fungiert, reduzieren wer-
den. Schätzungen zufolge werden sich die
Schneemengen in den Wassereinzugsgebie-
ten von Sacramento, San Joaquim und
Trinity (verglichen mit den Durchschnitts-
werten für die Jahre 1961-1990) für den
Zeitraum 2035-2064 voraussichtlich um
fast 37 Prozent verringern und für den Zeit-
raum von 2070-2090 sogar um 79 Prozent.
Da der Bundesstaat Kalifornien bereits jetzt
stark unter Wasserknappheit leidet, wurde
dort ein ausgedehntes System von Reservoi-
ren und Wasserleitungskanälen entwickelt,
um die Versorgung trockener Gebiete
sicherzustellen. Im überarbeiteten Wasser-
plan von 2005 hat das Department of
Water Resources (DWR) eine umfassende
Strategie für den Umgang mit knapper wer-
denden Wasserressourcen vorgelegt. Darin
sind auch Maßnahmen zur Effizienzsteige-
rung und zur Reduzierung des Wasserver-
brauchs in städtischen Gebieten und in der
Landwirtschaft berücksichtigt. Höhere In-
vestionen für die Wasserwiederaufberei-
tung spielen dabei ebenfalls eine wichtige
Rolle. Das Ziel liegt bei 930 Millionen
Kubikmetern bis zum Jahr 2020, das ist
ungefähr das Zweifache der gegenwärtigen
Menge. Kalifornien muss auch mit einer
verstärkten Bedrohung durch Überschwem-
mungen rechnen und zwar aus zwei Rich-
tungen: durch ein Ansteigen des Meeres-
spiegels und eine beschleunigte Schnee-
schmelze. Das DWR schätzt allein die
Kosten für den Ausbau des Central Valley-
Hochwasserkontrollsystems und der Deiche
im Delta auf mehr als drei Milliarden 
US-Dollar. Die Küstenlandkarte Kalifor-
niens könnte durch den Klimawandel völlig
neu gestaltet werden: am Strand gelegene
Grundstücke könnten plötzlich unter Was-
ser liegen, Küstenbefestigungen zusammen-
brechen und die Steilküsten erodieren.9
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Grafik 4.1 Anpassungsmaßnahmen sind 
in der Europäischen Union eine 
gute Investition 

Quelle:  CEC 2007b.
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Nicht alle Anpassungsmaßnahmen sind
defensiver Natur. Zumindest kurzfristig wird
der Klimawandel voraussichtlich Gewinner
und auch Verlierer produzieren – und die meis-
ten Gewinner werden in den reichen Ländern
zu finden sein. Dies kann man am Beispiel der
Landwirtschaft veranschaulichen. Während die
Kleinbauern in den Entwicklungsländern
durch den Klimawandel vermutlich Verluste
hinnehmen müssen, könnten die mittelfris-
tigen Auswirkungen in einer Reihe von Indus-
trieländern durchaus neue Möglichkeiten eröff-
nen. Nationale Prognosen zum Klimawandel in
den Vereinigten Staaten zeigen, dass die land-
wirtschaftliche Nahrungsmittelproduktion in
naher Zukunft voraussichtlich einen Zuwachs
verzeichnen wird, die Südstaaten werden dann
allerdings das Schlusslicht bilden und in den
Great Plains wird es Dürren geben, da sich die
Produktionszentren nach Norden verlagern.12

Auch Nordeuropa wird in Zukunft von länge-
ren und wärmeren Anbauzeiträumen profitie-
ren, wodurch Spielraum für mehr Wettbe-
werbsfähigkeit bei einer Reihe von Früchten
und Gemüsen geschaffen wird.13 Für Entwick-
lungsländer ist es daher eine Bedrohung ihrer
menschlichen Entwicklungschancen, wenn die
Märkte für einige ihrer Exportprodukte in den
Industrieländern wegfallen. 

Mit dem Klimawandel 
leben – Anpassung in den 
Entwicklungsländern

Während sich die Industrieländer auf die
Anpassung an den Klimawandel vorbereiten,
sind es die Entwicklungsländer, die voraussicht-
lich die härtesten und frühesten Konsequenzen
zu spüren bekommen und zwar in Form nach-
teiliger Auswirkungen auf ihren Lebensstan-
dard, die Lebensumstände, das Wirtschafts-
wachstum und die Gefährdung der Bevölke-
rung. Wie in den Industrieländern wird auch
die Bevölkerung in den ärmsten Ländern mit
den Folgen des Klimawandels fertig werden
müssen. Es gibt jedoch zwei entscheidende
Unterschiede. Erstens werden die Auswirkun-
gen des Klimawandels in den Entwicklungslän-
dern in tropischen und subtropischen Regio-

nen zu den stärksten weltweit zählen. Zweitens
werden die erhöhten Risiken, die der Klima-
wandel mit sich bringt, Länder und Bevölke-
rungsgruppen treffen, die durch Massenarmut
und akute Anfälligkeit gekennzeichnet sind.
Während die Regierungen im Norden die
finanziellen, technologischen und menschlichen
Ressourcen haben, um auf die Risiken zu reagie-
ren, denen ihre Bürger durch den Klimawandel
ausgesetzt sind, haben die Entwicklungsländer
weitaus eingeschränktere Möglichkeiten. 

In den Entwicklungsländern ist die Anpas-
sung an den Klimawandel kein Zukunftsszena-
rio. Sie findet bereits statt – genau wie auch in
den reichen Ländern. Der Kontrast zur Anpas-
sung in den Industrieländern ist jedoch auffäl-
lig. In London und New York wird die Bevölke-
rung vor den Risiken, die mit dem Anstieg des
Meeresspiegels verbunden sind, durch Inves-
titionen der öffentlichen Hand in die Infra-
struktur geschützt. In den ärmsten Ländern
sind Anpassungsmaßnahmen weitestgehend
eine Angelegenheit der Selbsthilfe. Millionen
Menschen, die kaum genug Geld für Lebens-
mittel, Kleidung und Unterkunft haben, sind
gezwungen, Geld und Arbeitskraft für Anpas-
sungsmaßnahmen aufzubringen. Hier einige
Beispiele für den Überlebenskampf:
• Im Norden von Kenia bedeutet das gehäuf-

te Auftreten von Dürren, dass die Frauen
immer größere Wegstrecken zurücklegen
müssen, um Wasser zu holen, oft zehn bis
15 Kilometer pro Tag. Die Frauen sind
dadurch einem persönlichen Sicherheits-
risiko ausgesetzt, junge Mädchen werden
von der Schule ferngehalten, und sie be-
kommen eine ungeheure körperliche Last
aufgebürdet – ein Plastikkanister, der mit
20 Litern Wasser gefüllt ist, wiegt etwa 
20 Kilogramm.14

• In West-Bengalen konstruieren Frauen, die
in den Dörfern im Ganges-Delta leben,
erhöhte Bambus-Plattformen, die sogenann-
ten machan, auf denen sie Zuflucht vor den
Überschwemmungen des Monsun suchen
können. Im Nachbarland Bangladesch helfen
Geberorganisationen und Nichtregierungsor-
ganisationen (NRO) Menschen, die auf soge-
nannten chars leben, das heißt auf Inseln, die
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direkt auf den Klimawandel zurückgeführt wer-
den können. Es ist unmöglich, eine Kausalität
zwischen spezifischen klimatischen Ereignissen
und der globalen Erwärmung herzustellen. Was
man jedoch hat feststellen können, ist, dass es
mit allerhöchster Wahrscheinlichkeit eine Ver-
bindung zwischen dem Klimawandel und der
Art der Wetterphänomene – Dürren, Wasser-
knappheit, Stürme und ständige Wetterwech-
sel – gibt, die Anpassungsmaßnahmen erforder-
lich machen. Versuche, in irgendeinem Fall die
Klimawandel-Komponenten des erhöhten
Risikos zu quantifizieren, sind ein sinnloses
Unterfangen. Es wäre jedoch sehr kurzsichtig,
die Beweise für erhöhte systemische Risiken
einfach zu ignorieren.

Die menschliche Entwicklung selbst ist die
beste Grundlage für die Anpassung an den
Klimawandel. Politische Maßnahmen, die ein
gerecht verteiltes Wachstum und die Diversi-
fizierung der Lebensgrundlagen fördern, die
Chancen in den Bereichen Gesundheit und Bil-
dung verbessern, für gefährdete Bevölkerungs-
gruppen eine soziale Absicherung ermöglichen,
das Katastrophenmanagement verbessern und
den Wiederaufbau nach Notsituationen unter-
stützen, - sie alle stärken die Widerstandsfähig-
keit armer Menschen, die klimatischen Risiken
ausgesetzt sind. Deshalb sollte die Planung von
Anpassungsmaßnahmen an den Klimawandel
nicht als ein neues Politikfeld, sondern als inte-
graler Bestandteil der gesamten Strategien zur
Armutsbekämpfung und menschlichen Ent-
wicklung betrachtet werden. 

Selbst bei einer guten Planung von Anpas-
sungsmaßnahmen an den Klimawandel werden
die Probleme, die mit Ungleichheit und Margi-
nalisierung verknüpft sind, nicht überwunden.
Erfahrungen in Kenia sind hier sehr lehrreich.
Für die zwei Millionen Menschen umfassende
Hirtenbevölkerung in Kenia ist es eine reale
Bedrohung, wenn sie in Zukunft immer häufi-
geren Dürren ausgesetzt sind. Diese Bedrohung
wird jedoch durch weitere Zwänge, die die
Lebensführung der Hirtenbevölkerung heutzu-
tage zusätzlich beeinträchtigen, noch vergrö-
ßert. Diese ergeben sich beispielsweise aus einer
Politik, die die sesshafte Landwirtschaft bevor-
zugt, aus der Privatisierung der Wasserrechte

stark hochwassergefährdet und während des
Monsuns von der Außenwelt abgeschnitten
sind, ihre Häuser über dem Überschwem-
mungsniveau zu bauen, also in Ständerbau-
weise oder auf erhöhten Dämmen.15

• Dorfgemeinschaften in Vietnam verstärken
jahrhundertealte Deich- und Dammsys-
teme, um sich vor stärkeren Überflutungen
zu schützen. Im Mekong-Delta erheben 
die landwirtschaftlichen Genossenschaften
inzwischen eine Küstenschutzsteuer und
unterstützen die Wiederherstellung von
Mangrovengebieten als Barriere gegen
Sturmfluten.16

• Es werden verstärkt Investitionen in Klein-
projekte zur Regenwasserspeicherung getä-
tigt. Bauern in Ecuador bauen U-förmige
Rückhaltebecken, die albarradas, um in 
nässeren Jahren Wasser aufzufangen und
die wasserführenden Schichten wieder auf-
zufüllen, aus denen in Trockenperioden
Wasser bezogen wird.17 In Maharashtra in
Indien bewältigen die Bauern das immer
häufigere Auftreten von Dürren, indem sie
in die Entwicklung in Wassereinzugsgebie-
ten und in kleinere Anlagen zum Speichern
von Wasser investieren und dadurch Regen-
wasser sammeln und speichern.18

• In Nepal entwickeln lokale Gemeinschaften
in überschwemmungsgefährdeten Gebieten
Frühwarnsysteme – wie zum Beispiel erhöh-
te Wachtürme – und stellen Arbeitskräfte
und Material zur Verfügung, um Dämme 
zu erhöhen, die verhindern sollen, dass
Gletscherseen über die Ufer treten. 

• Die Bauern in den Entwicklungsländern
reagieren auf die sich ankündigenden
Bedrohungen durch das Klima indem sie
sich auf traditionelle Anbautechnologie
stützen. In Bangladesch konstruieren Bäue-
rinnen ‚schwimmende Gärten‘ – Flöße aus
Hyazinthen, auf denen sie in überschwem-
mungsgefährdeten Gebieten Gemüse an-
bauen. In Sri Lanka experimentieren Bau-
ern mit Reissorten, die das Eindringen von
Salzwasser vertragen können und mit we-
niger Wasser auskommen.19

In keinem der anführten Fälle gibt es Be-
weise dafür, dass die Anpassungsmaßnahmen
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und der Missachtung der Gewohnheitsrechte
der Hirtenvölker. Im Distrikt Wajir im Norden
Kenias beispielsweise hat das Vordringen von
Anbauflächen in traditionelle Weidegebiete
den Zugang zu Weideflächen eingeschränkt,
Viehtriebkorridore blockiert und traditionelle
Vereinbarungen der gemeinsamen Wassernut-
zung untergraben, was zu verstärkter Überwei-
dung und zu einer Verringerung der Milch-
produktion geführt hat.20

Anpassungsstrategien auf 
nationaler Ebene entwickeln

Es gibt keine Standardlösung für erfolgreiche
Anpassungsmaßnahmen an den Klimawandel.
Einzelne Länder sind auf unterschiedliche Wei-
se und in unterschiedlichem Maße Risiken aus-
gesetzt, sie sind auf einem unterschiedlichen
Stand der menschlichen Entwicklung, und es
bestehen große Unterschiede im Hinblick auf
die technologischen und finanziellen Möglich-
keiten.

Politische Maßnahmen zur Förderung der
menschlichen Entwicklung sind zwar die beste
Grundlage für Anpassungsmaßnahmen - selbst
die beste Praxis im Bereich der menschlichen
Entwicklung wird jedoch die durch den Klima-
wandel auftretenden Risiken mit berücksichti-
gen müssen. Diese Risiken werden die Kosten,
die durch das Versagen der Politik in der Ver-
gangenheit entstanden sind, noch erhöhen und
werden eine Überprüfung der gegenwärtigen
Praxis im Bereich der menschlichen Entwick-
lung erforderlich machen, - deshalb kommt der
Integration von Klimawandel-Szenarien in um-
fassendere nationale Programme noch größere
Bedeutung zu. 

Bisher hatte die Planung von Anpassungs-
maßnahmen in den meisten Entwicklungslän-
dern nur untergeordnete Bedeutung. Sofern
Anpassungsstrategien entwickelt werden, liegt
der Schwerpunkt darauf, die Infrastruktur
gegen Klimarisiken abzusichern. Dies ist zwar
ein entscheidender Bereich. Bei Anpassungs-
maßnahmen geht es jedoch um weit mehr als
nur um Infrastruktur. Man muss damit begin-
nen, Untersuchungen über durch den Klima-
wandel bedingte Risiken in alle Aspekte der

politischen Planung mit einzubeziehen. Risiko-
management wiederum erfordert, dass Strate-
gien zum Aufbau von Widerstandsfähigkeit 
in die staatliche Politik eingebettet sind. Für
Länder, deren Regierungen nur über begrenz-
ten Kapazitäten verfügen, ist dies eine extrem
schwierige Aufgabe.

Wie ungeheuer schwierig diese Aufgabe ist,
wird noch nicht ausreichend ernst genommen.
In Ägypten würde ein Ansteigen des Meeres-
spiegels um einen halben Meter voraussichtlich
zu wirtschaftlichen Verlusten von mehr als 
35 Milliarden US-Dollar führen und zur Ver-
treibung von zwei Millionen Menschen.21 Das
Land arbeitet an der Entwicklung einer institu-
tionellen Lösung mittels eines Dialogs auf
Ministerebene unter Federführung des Um-
weltministeriums. Aber schon allein das Aus-
maß der Klimarisiken wird weitreichende po-
litische Reformen im Bereich der gesamten
Wirtschaft erforderlich machen.

Ein anderes Beispiel kommt aus Namibia.22

Auch dort stellt der Klimawandel in vielen
Bereichen eine Bedrohung dar. Ein Beispiel aus
dem Fischereisektor: Die kommerzielle Fisch-
produktion ist inzwischen einer der Hauptum-
satzträger der Wirtschaft in Namibia. Sie macht
beinahe ein Drittel des gesamten Exportvolu-
mens aus. Eine der reichen Einnahmequellen
der Fischerei in Namibia ist der Benguela-
Strom – ein Kaltwasserstrom, der an der nami-
bischen Küste entlang fließt. Angesichts der
Erwärmung der Wassertemperaturen wächst
die Besorgnis, dass die wichtigsten Fischarten
nach Süden abwandern werden. Dies stellt den
Fischereisektor vor eine große Anpassungs-
herausforderung. Sollte Namibia trotz dieser
Ungewissheiten die Investitionen in die Fisch-
produktion erhöhen? Oder sollte das Land
lieber auf mehr Vielfalt setzen?

Abgestimmt auf den Kontext des jeweiligen
Landes sind dies die Fragen, vor die Regierun-
gen und Investoren überall in den Entwick-
lungsländern gestellt sind. Um Antworten auf
diese Fragen zu finden, müssen die Kapazitäten
für die Risikoeinschätzung und Belastbarkeits-
planung in erheblichem Umfang verstärkt wer-
den. Im Rahmen von Institutionen wie der
Globalen Umweltfazilität (Global Environ-
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• Absicherungsmaßnahmen zum Umgang mit
sozialen Risiken und zur Armutsbekämp-
fung;

• Institutionen zum Management von Kata-
strophenrisiken.

Informationen über Klimarisiken
Bei der Planung von Anpassungsmaßnahmen
an den Klimawandel bedeutet Wissen Macht.
Länder, die nicht die Möglichkeiten und die
finanziellen Mittel haben, meteorologische
Muster zu beobachten, Auswirkungen vorher-
zusagen und Risiken einzuschätzen, können
ihre Bürger nicht mit qualitativ guten Informa-
tionen versorgen – und sie sind weniger in der
Lage, die staatlichen Investitionen und politi-
schen Maßnahmen zu planen, die das Gefähr-
dungspotenzial reduzieren können. 

Auf globaler Ebene ist es sogar so, dass die
Länder, die durch den Klimawandel den größ-
ten Risiken ausgesetzt sind, die wenigsten
Informationen besitzen. Der IPCC gibt zu, dass
die gegenwärtigen Klimamodelle für Afrika nur
unzureichende Informationen über den tat-
sächlichen Rückgang der Regenmenge, die
räumliche Verteilung tropischer Wirbelstürme
und über das Auftreten von Dürren bieten.
Einer der Gründe hierfür ist, dass diese Region
weltweit die wenigsten Wetterstationen auf-
weist: Es existiert nur eine solche Station pro 

25. 460 Quadratkilometer, das ist nur ein
Achtel des von der Weltorganisation für
Meteorologie (World Meteorological Organi-
sation, WMO) empfohlenen Minimums.23 Im
Kontrast dazu gibt es in den Niederlanden eine
Station pro 716 Quadratkilometer - das liegt
um ein Vierfaches über dem von der WMO
empfohlenen Minimum (Grafik 4.2).

Die Ungleichheiten bei der Infrastruktur
zur Klimabeobachtung sind sehr eng mit 
noch umfassenderen Ungleichheiten verbun-
den. Bildungs- und Ausbildungschancen sind
für die Entwicklung einer meteorologischen
Infrastruktur und die Durchführung entspre-
chender Forschungen von entscheidender
Bedeutung. In Ländern, in denen es nur einen
eingeschränkten Zugang zu höherer Bildung
und Hochschulbildung gibt, fehlt oft das Hum-
ankapital für solche Aktivitäten. Die Ver-

ment Facility, GEF) zeichnen sich zwar Lösun-
gen auf internationaler Ebene ab, diese Lösun-
gen sind jedoch immer noch mit zu geringen
finanziellen Mitteln ausgestattet, schlecht koor-
diniert und gemanagt.

Für eine erfolgreiche Planung von Anpas-
sungsmaßnahmen wird eine Umgestaltung der
Regierungspolitik erforderlich sein. Rein reak-
tive Maßnahmen werden sich mit Sicherheit
als unzureichend erweisen, ebenso wie Reak-
tionen, die nicht in der Lage sind, grenzüber-
greifende Auswirkungen des Klimawandels
durch regionale Zusammenarbeit ebenfalls mit
zu berücksichtigen. Am umfassendsten muss
jedoch der Planungsprozess für die menschli-
che Entwicklung und die Armutsbekämpfung
umgestaltet werden. Wenn man die Möglich-
keiten und Chancen der ärmsten und gefähr-
detsten gesellschaftlichen Schichten, Wider-
stand zu leisten und den Klimawandel zu
bewältigen, verbessern will, sind mehr als nur
rhetorische Bekenntnisse zu den Millenniums-
Entwicklungszielen und zu einem Wachstum,
das den Armen zugute kommt, vonnöten. Auf
der Grundlage eines Engagements für mehr
Gleichheit bei der Bewältigung sozialer
Ungleichheiten wird man eine Neubewertung
der Armutsbekämpfungsstrategien vornehmen
müssen. 

Wie auch in anderen Bereichen haben
Anpassungsstrategien mehr Erfolg und sind
mehr auf die Bedürfnisse der Armen ausgerich-
tet, wenn die Armen selbst die Prioritäten mit-
bestimmen und bei der Entwicklung politischer
Maßnahmen beteiligt sind. Zwei Voraussetzun-
gen müssen für eine erfolgreiche Anpassung
erfüllt sein: Eine Regierung muss auf die
Bedürfnisse der Menschen eingehen und
Rechenschaft ablegen, und die Bevölkerung
muss in die Lage versetzt werden, ihr eigenes
Leben zu verbessern. Diese Voraussetzungen
gelten auch für die menschliche Entwicklung.
Die Grundvoraussetzungen für die Planung
erfolgreicher Anpassungsmaßnahmen können
in folgenden vier Punkten zusammengefasst
werden: 
• Informationen für eine effektive Planung;
• Infrastruktur zur Absicherung gegen Klima-

risiken;

4

A
np

as
su

ng
 a

n 
da

s 
U

nv
er

m
ei

dl
ic

he
 –

 n
at

io
na

le
 M

aß
na

hm
en

 u
nd

 in
te

rn
at

io
na

le
 Z

us
am

m
en

ar
be

it
 

Anpassungsstrategien 

haben mehr Erfolg, wenn die

Armen bei der Entwicklung

politischer Maßnahmen

beteiligt sind

BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2007/2008212



breitung veröffentlichter internationaler For-
schungsergebnisse liefert dafür ein gutes Bei-
spiel. Während mehr als zwei Drittel aller Ver-
öffentlichungen in den beiden größten Klima-
zeitschriften aus Europa und Nordamerika
stammen, machen die Beiträge aus Afrika nur
vier Prozent aus.24

Finanzielle Engpässe vergrößern noch das
Ungleichgewicht beim Zugang zu Informatio-
nen. Die Industrieländer sind in der Lage,
wesentlich mehr in meteorologische Daten-
sammlung und -analyse zu investieren und
dadurch die auf klimatische Einflüsse empfind-
lich reagierenden Sektoren mit einem ständigen
Informationsfluss zu versorgen. Die Bauern 
in Frankreich beispielsweise profitieren von
einem meteorologischen Netzwerk, das jährlich
388 Millionen US-Dollar in die Klimabeobach-
tung und –analyse investiert und dabei eines
der technisch ausgefeiltesten Wettervorhersa-
ge-Systeme der Welt benutzt.25 Im Kontrast
dazu betrugen in Äthiopien, wo mehr als 
90 Prozent der Bevölkerung ihren Lebens-

unterhalt in der Landwirtschaft verdienen, 
die nationalen Haushaltsmittel im Bereich
Meteorologie im Jahr 2005 etwa zwei Millio-
nen US-Dollar. Verglichen mit den Standards
in Afrika südlich der Sahara ist Äthiopien aller-
dings noch gut ausgestattet: In Malawi lag das
meteorologische Budget im Jahr 2005 bei
weniger als eine Million US-Dollar.26 Tatsäch-
lich ist der französische Meteorologiehaushalt
höher als sämtliche Ausgaben für Wetterbeob-
achtung und –analyse in ganz Afrika südlich
der Sahara.27

Die Möglichkeit zu Klimabeobachtungen
und -vorhersagen kann ganz entscheidende
Auswirkungen auf die Sicherung des Lebensun-
terhalts haben. Für Agrarproduzenten können
Vorwarnungen über plötzliche Veränderungen
bei den Regenmustern oder den Temperaturen
den Unterschied zwischen einer erfolgreichen
oder einer Missernte ausmachen. Saisonale
Wettervorhersagesysteme und eine effektive
Verbreitung der Informationen, die sie erzeu-
gen, können die Bauern in die Lage versetzen,
potenzielle Gefahren zu identifizieren und
darauf zu reagieren, indem sie ihre Entschei-
dungen, wann und was sie pflanzen, an die
klimatischen Gegebenheiten anpassen.

Hier ein erfolgreiches Beispiel aus Mali:
Dort hat der nationale Wetterdienst – die
Direction Nationale de la Météorologie
(DNM) – ein Programm entwickelt, das Infor-
mationen über Regenfälle und Bodenfeuchtig-
keit über ein Netzwerk von repräsentativen
Bauernorganisationen, NRO und Kommunal-
verwaltungen weitervermittelt. Die Informa-
tionen werden aus verschiedenen Quellen
zusammengetragen, so zum Beispiel von der
WMO, durch regionale Überwachungssysteme
und ein nationales Netzwerk von simplen Nie-
derschlagsmessgeräten. Während der Anbau-
periode erhalten die Bauern regelmäßige Bulle-
tins und dadurch die Gelegenheit, ihre Produk-
tionspraktiken den Wettergegebenheiten anzu-
passen. Eine Überprüfung der Ergebnisse der
Erntesaison in den Jahren 2003-2004 weist
nach, dass die Ernteerträge und Einnahmen in
Gebieten, in denen agro-metereologische Infor-
mationen genutzt wurden, höher waren, insbe-
sondere bei Mais.28

Die Möglichkeiten zu 

Klimabeobachtungen 

und -vorhersagen kann 

ganz entscheidende 

Auswirkungen auf 

die Sicherung des 

Lebensunterhalts 

haben
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Lückenhafte Klimainformationen 
in Afrika

Grafik 4.2

Quelle: Schätzungen aus WMO 2007 und UN 2007b.
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des Klimabeobachtungsmodell entwickelt, das
anschließend elf regionalen Zentren in den Ent-
wicklungsländern kostenlos zur Verfügung
gestellt wurde und auch Ausbildungs- und
Betreuungsmaßnahmen beinhaltet.30

So ermutigend diese Initiativen auch sind -
die internationale Reaktion ist bisher ange-
sichts des Bedarfs völlig unzureichend. Auf der
Basis der Zusagen auf dem G8-Gipfel haben die
Wirtschaftskommission für Afrika (Economic
Commission for Africa) und die Weltorganisa-
tion für Meteorologie, WMO, Pläne entwickelt,
für deren Umsetzung über einen Zeitraum von
zehn Jahren die bescheidene Summe von 200 Mil-
lionen US-Dollar erforderlich wäre, um die
Beobachtungskapazitäten und die dafür erfor-
derliche Infrastruktur in der Region auszuwei-
ten.31 Bis jetzt hat sich die Unterstützung der
Geberländer jedoch sehr in Grenzen gehalten.
Nur für erste Untersuchungen über den
Gesamtumfang der Maßnahmen wurden Mit-
tel bereitgestellt – und die G8 hat es bisher ver-
säumt, auf ihren folgenden Gipfeln eine Über-
prüfung der Fortschritte vorzunehmen. In einer
Bewertung der bisherigen Fortschritte kommt
das Africa Partnership Forum zu der Schlussfol-
gerung: „Trotz der Zusagen der G8-Staaten
und trotz starker Unterstützung durch wich-
tige afrikanische Institutionen… wartet die
Finanzierung des Programms immer noch auf
ihre Realisierung.“32

Infrastruktur zur Absicherung 
gegen Klimarisiken
In allen historischen Epochen haben Regierun-
gen und lokale Gemeinschaften versucht, sich
durch den Aufbau einer Infrastruktur gegen die
Launen des Klimas zu schützen. Beispiele hier-
für sind Hochwasserschutz- und Drainagesys-
teme, Reservoire, Brunnen und Bewässerungs-
kanäle. Keine Infrastruktur macht jedoch gegen
Klimaeinflüsse immun. Investitionen in die
Infrastruktur können jedoch zumindest für
einen partiellen Schutz sorgen, weil die jewei-
ligen Länder und Bevölkerungen dadurch in die
Lage versetzt werden, mit den Risiken umzuge-
hen und die Gefährdung in Grenzen zu halten. 

Der Klimawandel hat entscheidende Aus-
wirkungen auf die Planung von Investitionen

Die Erfahrung in Mali zeigt, dass niedriges
Einkommen kein Hindernis für erfolgreiches
Handeln sein muss. In diesem Fall haben Regie-
rung, Bauern und Klimatologen zusammenge-
arbeitet und Informationen auf eine Art und
Weise gesammelt und verbreitet, die den
gefährdeten Produzenten mehr Entscheidungs-
möglichkeiten und Chancen eröffnet und die
Risiken und Unsicherheiten reduziert, die mit
unberechenbaren Regenfällen verbunden sind.
In anderen Ländern sind Informationen nicht
ohne weiteres verfügbar – und diejenigen, die
verfügbar sind, sind ungerecht verteilt oder
werden auf eine Art und Weise präsentiert, die
für Bauern oder andere Nutzer nicht sinnvoll
ist. Allzu oft kommt es vor, dass kommerzielle
Großproduzenten Zugang zu hervorragenden
meteorologischen Informationen haben, wäh-
rend Kleinbauern in marginalen Gebieten, wo
sie den größten klimatischen Risiken ausgesetzt
sind, in ‚informationsfreien‘ Zonen leben.

Für den Aufbau meteorologischer Über-
wachungskapazitäten wird internationale Zu-
sammenarbeit erforderlich sein. In vielen Ent-
wicklungsländern gibt es weder die finanziellen
noch die technologischen Möglichkeiten ihre
Überwachungsaktivitäten aufzustocken. Wenn
jedoch für die Regierungen und die Bevölke-
rung in den Entwicklungsländern kein besserer
Zugang zu Informationen geschaffen wird,
wird ihnen die Möglichkeit genommen, effek-
tive Klimaanpassungsstrategien zu entwickeln. 

Es hat einige ermutigende Entwicklungen
gegeben. Auf dem Gipfeltreffen in Gleneagles
im Jahr 2005 haben die politischen Führer 
der G8-Staaten anerkannt, dass es wichtig ist,
Kapazitäten zur Klimabeobachtung aufzubau-
en. Sie haben sich dazu verpflichtet, existieren-
de Klimainstitutionen in Afrika zu stärken und
der Region zu helfen, ebenfalls aus der Zusam-
menarbeit über das Globale Klimabeobach-
tungssystem (Global Climate Observation Sys-
tem, GCOS) Nutzen zu ziehen, „mit dem Ziel,
in Afrika voll funktionsfähige Klimazentren
einzurichten.“29 Die finnische Regierung hat
den Aufbau einer meteorologischen Infrastruk-
tur in Ostafrika aktiv unterstützt. In Großbri-
tannien hat das Hadley Centre des Meteorolo-
gical Office ein kostengünstiges, hochauflösen-
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im Bereich der Infrastruktur. Der Anstieg des
Meeresspiegels, höhere Durchschnittstempera-
turen und ein höheres Überschwemmungs- und
Unwetterrisiko wirken sich insgesamt auf die
Realisierbarkeit dieser Investitionen aus. In vie-
len Entwicklungsländern wird bei den gegen-
wärtigen Ansätzen der Anpassungsplanung der
Schwerpunkt darauf gelegt, vorhandene Investi-
tionen angesichts wachsender Risiken ‚klimasi-
cher‘ zu machen. Die folgenden Beispiele aus
Nationalen Anpassungs-Aktionsprogrammen
(National Adaptation Programmes of Action,
NAPAs) veranschaulichen diese Ansätze.  
• In Kambodscha schätzt man, dass Investi-

tionen in Höhe von zehn Millionen US-
Dollar benötigt werden, um Wasserschutz-
tore und unterirdische Wasserleitungen für
neu instandgesetzte Straßenverbindungen
zu konstruieren, die entwickelt wurden,
ohne die erhöhten Risiken der Überflutung
mit einzukalkulieren. 

• In Bangladesch wurden seitens der Regie-
rung Projekte in einer finanziellen Größen-
ordnung von 23 Millionen US-Dollar iden-
tifiziert, die durchgeführt werden müssen,
um in Gegenden, die sturmflutgefährdet
sind, eine Küsten-Pufferzone zu errichten,
hinzu kommen noch 6,5 Millionen US-Dol-
lar, um mit den Auswirkungen des steigen-
den Salzgehalts der Böden in der Küsten-
region fertig zu werden. Im Verkehrsbereich
schätzt die Regierung, dass es über einen
Zeitraum von 25 Jahren 128 Millionen 
US-Dollar kosten wird, ein 800 Kilometer
langes Straßennetz um einen halben bis
einen Meter höher zu legen, um für den
Anstieg des Meeresspiegels gewappnet zu
sein. 

• Im nationalen Anpassungsplan von Haiti
sind Schätzungen enthalten, die von Inves-
titionen in der Größenordnung von elf Mil-
lionen US-Dollar ausgehen. Diese werden
für Projekte zur Bekämpfung von Wasser-
knappheit und für Maßnahmen zur Ver-
hinderung von Bodenerosion angesichts der
drohenden Überschwemmungsgefahr be-
nötigt. 
Der in den Nationalen Anpassungs-Ak-

tionsplänen verfolgte projektbezogene Ansatz

für Anpassungsmaßnahmen ermöglicht nur
sehr begrenzt Einschätzungen über die Höhe
der Finanzmittel, die für einen wirksamen
Schutz vor klimatischen Einflüssen erforderlich
sind. In Vietnam, haben UN-Organisationen
und das Ministerium für Landwirtschaft und
ländliche Entwicklung eine umfassende Strate-
gie zur Reduzierung des Katastrophenrisikos im
Mekong-Delta entwickelt. Die Strategie stützt
sich auf Untersuchungen über lokale Gemein-
schaften und Ökologien, die durch den Klima-
wandel gefährdet sind. Die Planung von Anpas-
sungsmaßnahmen wird dabei in ein Gesamt-
programm zur Bewirtschaftung der Küstenzo-
ne integriert. Zu den Maßnahmen gehören
Investitionen zur Verbesserung von Drainage-
systemen, zur Verstärkung von Deichen und
Dämmen zum Schutz menschlicher Siedlungen
und landwirtschaftlicher Gebiete und zur Un-
terstützung der Wiederherstellung von Man-
grovengebieten. Die Kosten für Kapitalinves-
titionen werden für den Zeitraum von 2006 bis
2010 auf 1,6 Milliarden und von 2010 bis 2020
auf 1,3 Milliarden geschätzt.33

Die vietnamesische Strategie zur Reduzie-
rung von Katastrophenrisiken im Mekong-Del-
ta veranschaulicht drei wichtige Punkte, die für
Anpassungsstrategien von größerer Relevanz
sind. Der erste Punkt ist, dass für eine wirksame
Planung von Anpassungsmaßnahmen in Gebie-
ten mit hohem Risikopotenzial Investitionen
erforderlich sind, die die finanziellen Kapazitä-
ten der meisten Regierungen übersteigen, wenn
sie allein handeln. Zweitens ist für die Planung
von Anpassungsmaßnahmen ein langer Zeitho-
rizont erforderlich – im Falle des Mekong sind
dies 15 Jahre. Drittens wird Anpassungspla-
nung kaum von Erfolg gekrönt sein, wenn sie
als isolierte Übung angegangen wird. In Viet-
nam ist die Strategie für das Mekong-Delta in
die nationale Armutsbekämpfungsstrategie und
den mittelfristigen Haushaltsplan integriert
und dadurch in den Rahmen der staatlichen
Politik, die darauf abzielt, den Hunger zu
bekämpfen und das Gefährdungspotenzial zu
reduzieren, - und in die gesamten Partnerschaf-
ten mit Geberländern – eingebunden.

Die Entwicklung der Infrastruktur kann ein
kostengünstiger Weg zu einem verbesserten

In vielen Entwicklungsländern

wird der Schwerpunkt 

darauf gelegt, vorhandene

Investitionen angesichts

wachsender Risiken 

‚klimasicher‘ zu machen
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Agrarproduktion, auf dem Arbeitsmarkt und
bei den Investitionen nieder und hat gleichzei-
tig negative Auswirkungen auf die menschliche
Entwicklung. 

Für die Planung von Anpassungsmaßnah-
men ist es entscheidend, Verteilungsfaktoren
mit zu berücksichtigen. Regierungen müssen
harte Entscheidungen darüber treffen, wo sie
die begrenzten Mittel für Investitionen der
öffentlichen Hand einsetzen. Dabei ist die
Gefahr offensichtlich, dass die Bedürfnisse mar-
ginalisierter Gemeinschaften, die über keine
politische Lobby verfügen, übersehen werden. 

Anpassungsstrategien, die der armen Bevöl-
kerung nutzen, können nicht isoliert von den
politischen Maßnahmen, die auf Armutsbe-
kämpfung und Beseitigung von Ungleichheit
abzielen, entwickelt werden. In Bangladesch
haben die Regierung und Geberorganisationen
damit begonnen, Anpassungsstrategien zu 
entwickeln, die einige der marginalisiertesten
Bevölkerungsgruppen des Landes erreichen sol-
len, wie beispielsweise diejenigen, die auf stark
hochwassergefährdeten sogenannten char-Inseln
leben. Wie in anderen Bereichen gibt es auch
hier eindeutige Kosten-Nutzen-Gründe, die
dafür sprechen, Anpassungsmaßnahmen durch-
zuführen, die den Armen zu gute kommen: Der
geschätzte Gewinn bei Investitionen in den
char-Inseln liegt bei einem Verhältnis von etwa
Drei zu Eins (Kasten 4.1). Die Kosten-Nutzen-
Rechnung wird noch durch grundlegende
Überlegungen zum Thema Gleichheit unter-
mauert: Einem US-Dollar muss beim Haus-
haltseinkommen einiger der ärmsten Menschen
in Bangladesch ein größeres Gewicht beigemes-
sen werden als beispielsweise einem US-Dollar,
der von Bevölkerungsgruppen mit hohem Ein-
kommen eingespart wird. 

Die Infrastruktur für die Wasserbewirt-
schaftung kann eine wichtige Rolle bei der För-
derung – oder der Verringerung – der Chancen
für die menschliche Entwicklung spielen. Ei-
nige der ärmsten Agrarproduzenten der Welt
werden vor einige der härtesten Herausforde-
rungen im Hinblick auf die Anpassung an den
Klimawandel gestellt sein. Da der Lebensunter-
halt der armen Menschen auf dem Land vom
Zeitpunkt und der Dauer von Niederschlägen,

Risikomanagement in Bezug auf Katastrophen
sein. In den reichen Ländern ist die Erkenntnis,
dass die Verhinderung von Katastrophen
wesentlich kostengünstiger ist als spätere Be-
wältigungsversuche, nach wie vor ein wichtiger
Faktor, der bei der Gestaltung der Investitionen
der Regierung in die Infrastruktur eine Rolle
spielt. Ähnliche Kosten-Nutzen-Prinzipien gel-
ten auch in den Entwicklungsländern. In einer
kürzlich durchgeführten weltweiten Studie
wird geschätzt, dass jeder US-Dollar, der in den
Entwicklungsländern in Maßnahmen zur Ver-
ringerung des Katastrophenrisikos investiert
wird, sieben US-Dollar an Verlusten einsparen
hilft.34 Untersuchungen auf nationaler Ebene
bestätigen diese allgemeine Kosten-Nutzen-
Rechnung. Man schätzt, dass die drei Milliar-
den US-Dollar, die in den vier Jahrzehnten bis
zum Jahr 2000 in China für den Hochwasser-
schutz ausgegeben wurden, Verluste in Höhe
von zwölf Milliarden US-Dollar abgewendet
haben.35 Ein Mangrovenpflanzungsprojekt in
Vietnam, das entwickelt wurde, um die Küsten-
bevölkerung vor Sturmfluten zu schützen, lie-
fert Anhaltspunkte dafür, dass man den wirt-
schaftlichen Nutzen des Projekts etwa 52mal
höher bewerten kann als die Kosten.36

In einer erfolgreichen Planung von Anpas-
sungsmaßnahmen steckt das Potenzial zur Ver-
meidung von Verlusten in allen Wirtschafts-
bereichen. Eine Katastrophenrisikoanalyse in
Bangladesch ermöglicht einen Einblick in die
Gewinne durch Investitionen in Anpassungs-
maßnahmen. Unter Anwendung ähnlicher
Risikoanalyseverfahren wie sie die Versiche-
rungsbranche benutzt, haben Forscher die Ver-
luste ökonomischer Vermögenswerte, die mit
den Überschwemmungsrisiken heutzutage ver-
bunden sind, in den Jahren 2020 und 2050
unter einer Reihe plausibler Klimawandelssze-
narien untersucht. Ohne Durchführung von
Anpassungsmaßnahmen machten die Kosten,
die mit einer Zunahme der extremen ‚Jahrhun-
dert-Wetterereignisse‘ in verbunden sind, im
Jahr 2050 sieben Prozent des Bruttoinlands-
produkts aus. Mit der Durchführung von
Anpassungsmaßnahmen sanken sie auf etwa
zwei Prozent.37 Die Differenz schlägt sich in
potenziell erheblichen Rückschlägen bei der
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von den Temperaturen und davon abhängig ist,
wie und wann das Regenwasser wieder abfließt,
sind sie aufgrund sehr beschränkter Ressourcen

unmittelbaren Risiken ausgesetzt. Das trifft ins-
besondere auf Produzenten zu, die Regenfeld-
bau betreiben und keine bewässerten Anbau-
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Kasten 4.1 Anpassung auf den Char-Inseln in Bangladesch

Flussdeltas in Bangladesch sind dem Klimawandel am stärksten

ausgesetzt. Im Ganges-Brahmaputra-Delta sind Inseln und anderes

tiefgelegenes Land im Delta – bekannt unter dem Namen chars –

die Heimat von mehr als 2,5 Millionen stark gefährdeter Menschen,

die dem großen Risiko häufiger Überschwemmungen ausgesetzt

sind. Der Imperativ menschlicher Entwicklung, solchen Gemein-

schaften dabei zu helfen, sich an die immer stärkere Bedrohung

durch den Klimawandel anzupassen,  wurde schon vor langer Zeit

anerkannt. Aber innovative Kosten-Nutzen-Analysen zeigen, dass

dies auch unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten sinnvoll ist. 

Das Leben der Menschen auf den chars steht in enger Verbin-

dung mit dem Lauf der Flüsse – und mit den Überschwemmungen.

Chars unterliegen ständiger Erosion und Neubildung, indem die Flüs-

se den Boden auswaschen und Schlamm ablagern. Ganze Inseln

sind durch Erosion und Überschwemmung gefährdet. Menschen, 

die an ungeschützten Flusskanälen leben, sind jedoch besonderen

Risiken ausgesetzt. 

Die Fähigkeit, mit dieser Situation fertig zu werden, wird durch

die Armut eingeschränkt. Die an Flussufern liegenden Gebiete von

Bangladesch sind durch starke menschliche Verelendung gekenn-

zeichnet. Mehr als 80 Prozent der Bevölkerung leben in extremer

Armut (siehe Tabelle). Die Indikatoren für Ernährung, Kindersterblich-

keit und öffentliche Gesundheit weisen hier mit die schlechtesten

Werte des ganzen Landes auf. Überschwemmungen sind eine stän-

dige Bedrohung. Die Menschen versuchen, damit fertig zu werden,

indem sie Eindeichungen und Gräben um ihre landwirtschaftlichen

Flächen bauen – und ihre Häuser wieder aufbauen, wenn sie zerstört

wurden. Selbst kleinere Überschwemmungen richten großen Scha-

den an. Größere Ereignisse – wie die Überschwemmungen 1998 und

2004 – führen zur umfassenden Zerstörung der landwirtschaftlichen

Produktion und der Wohnbebauung. Gemeinschaften werden da-

durch von wichtigen Gesundheits- und anderen öffentlichen Dienst-

leistungen abgeschnitten. 

Die Regierung, Geber und lokale Gemeinschaften haben eine

Reihe von Strategien entwickelt, um die Anfälligkeit zu reduzieren.

Der Schutz der Häuser wurde als Priorität identifiziert. Im Rahmen

des Chars Livelihood Programme zielt ein Pilotprojekt darauf ab,

Behausungen soweit „überschwemmungssicher“ zu machen, dass

sie mit höchster Wahrscheinlichkeit nur noch einmal in zwanzig Jah-

ren überflutet werden (die meisten Häuser sind gegenwärtig alle zwei

Jahre von Überschwemmungen betroffen). Es geht darum, erhöhte

Erdplattformen zu bauen, auf denen Häuser für vier Haushalte unter-

gebracht werden, wobei Bäume und Gras als Schutz vor Bodenero-

sion gepflanzt werden. Handpumpen und einfache Latrinen werden

bereitgestellt, um den Zugang zu sauberem Wasser und Abwasser-

entsorgung  sicherzustellen. Bisher haben sich etwa 56.000 char-

Bewohner an diesem Umsiedlungsprogramm beteiligt.

Quelle: Dasgupta et al. 2005; DFID 2002; Tanner et al. 2007.

Die Vorteile dieses Programms zeigen sich für alle Beteiligten an

der reduzierten Überschwemmungsgefahr. Aber macht es tatsäch-

lich wirtschaftlichen Sinn, diese Initiative auf alle 2,5 Millionen char-

Bewohner auszudehnen? Forscher haben Kosten-Nutzen-Analysen

angewendet, um potenzielle Renditen zu bewerten, unter Verwen-

dung von Informationen der ortsansässigen Bevölkerung zur Ein-

schätzung der optimalen Höhe für erhöhte Erdplattformen, zur Iden-

tifizierung der am besten geeigneten Materialien zur Begrenzung der

Bodenerosion und zur Einschätzung zukünftiger Schäden unter

verschiedenen Klimawandelszenarien. 

Die Ergebnisse deuten darauf hin, dass es überzeugende wirtschaft-

liche Gründe gibt, diese Investitionen zu tätigen. Der Bau der 125.000 er-

höhten Plattformen, die zum Schutz aller char–Bewohner vor größeren

Überschwemmungen, die alle 20 Jahre auftreten, benötigt werden, wür-

de 117 Millionen US-Dollar kosten. Allerdings würde jeder investierte

US-Dollar weitere zwei bis drei US-Dollar an materiellen Gütern und Pro-

duktionswerten schützen, die sonst durch die Überschwemmungen ver-

lorengehen würden. In diesen Zahlen sind die weiteren Vorteile für die

menschliche Entwicklung noch nicht mit berücksichtigt. Char-Bewohner

gehören zu den Ärmsten in Bangladesch. Daraus folgt, dass Verluste, die

bei Überschwemmungen erlitten werden, höchst schädigende Auswir-

kungen auf ihre Ernährung, Gesundheit und Bildung haben. Wie in 

Kapitel 2 gezeigt wird, können Verluste in diesen Bereichen Menschen

in langanhaltende Teufelskreise von Verelendung verwickeln und so

lebenslang Entwicklungschancen verhindern und Armut von Generation

zu Generation weitergeben. Es ist daher dringend erforderlich, innerhalb

des Landes Kosten-Nutzen-Analysen von bereits festgelegten Anpas-

sungsoptionen zu unterstützen, und solche Analysen auf nationale

Haushaltsplanungen auszuweiten, die sich an den Bedürfnissen derer

ausrichten, die durch den Klimawandel am meisten gefährdet sind. 

2005

auf den 

char-Inseln

in Bangladesch

im Durchschnitt

Extreme Armut (in %) 80 23

Alphabetisierungsrate (männliche Bevölkerung 
über 10 Jahre, in %)

29 57

Alphabetisierungsrate (weibliche Bevölkerung 
über 10 Jahre, in %)

21 46

Anteil der Haushalte mit nicht ausreichend gesicherter 
Ernährung (in %) während eines Zeitraums von

einem Monat oder häufi ger 95 ..

zwei Monaten oder häufi ger 84 ..

drei Monaten oder häufi ger 24 ..

vier Monaten oder häufi ger 9 ..

Menschliche Verelendung auf den char-Inseln

Quelle: Dasgupta et al. 2005.



Wassermengen, die einfach abfließen und ein
erhöhtes Überschwemmungsrisiko. 

Erfahrungen aus Indien können hier sehr
lehrreich sein. Dort, wie auch anderswo, wird
der Klimawandel bereits äußerst überlastete
Wassersysteme noch zusätzlich unter Druck
setzen. Während die durchschnittlichen Nie-
derschlagsmengen insgesamt voraussichtlich
zunehmen werden, wird in vielen Gegenden des
Landes weniger Regen fallen. Lokale Gemein-
schaften entwickeln bereits innovative Lösun-
gen für die Wasserknappheit. In Gujarat, wo
ständige Dürren und Probleme beim Bewässe-
rungsmanagement zur Erschöpfung des Grund-
wassers geführt haben, wurden durch Gemein-
schaftsinitiativen 10.000 Rückhaltedämme
wiederhergestellt, durch die der Monsunregen
gespeichert und der Grundwasserspiegel wieder
aufgefüllt werden kann. Initiativen lokaler
Gemeinschaften werden durch nationale Pro-
gramme und Programme der Bundesstaaten
unterstützt. In Andhra Pradesh sind mehr als
3.000 Wassereinzugsgebiete in das Programm
für Dürregefährdete Gebiete einbezogen. Die-
ses Programm beinhaltet eine große Bandbreite
an Vorsorgemaßnahmen wie beispielsweise
zum Bodenschutz, zur Wasserspeicherung und
zur Wiederaufforstung.40

Die Planung von Maßnahmen durch über-
geordnete Behörden, ohne Beteiligung der
Betroffenen, Bewässerungssysteme im großen
Stil und überdimensionale Wasserspeiche-
rungssysteme sind kein Patentrezept für die
auftretenden Risiken, denen die Agrarprodu-
zenten infolge des Klimawandels ausgesetzt
sind. Die Herausforderung besteht darin, loka-
le Initiativen durch Strategien auf nationaler
und regionaler Ebene zu unterstützen, mithilfe
derer Ressourcen mobilisiert und Anreize ge-
schaffen werden können. Bei einer erfolgreichen
Anpassung geht es nicht nur um die tatsächlich
vorhandene Infrastruktur. Es geht auch darum,
wo diese Infrastruktur geschaffen wird, wer sie
kontrolliert und wer Zugang zu dem darin
gespeicherten Wasser hat. 

Maßnahmen zur sozialen Absicherung 
Der Klimawandel wird erhöhte Risiken für das
Leben und den Lebensunterhalt der armen

flächen besitzen. In Afrika südlich der Sahara
gehören mehr als 90 Prozent der Landwirt-
schaft in diese Kategorie. Hinzu kommt, dass in
der Region in den seltensten Fällen Nieder-
schläge aufgefangen und zur Bewässerung ver-
wendet werden, teilweise aufgrund der hohen
Verdunstung und teilweise, weil es dort keine
Tradition der Bewässerung gibt.38 Die Bevölke-
rung in Südasien hat zwar einen besseren
Zugang zu Bewässerungssystemen, dennoch
betreiben immer noch zwei von drei Menschen
auf dem Land Regenfeldbau.

Agrarproduzenten, die in einer Umgebung
Anbau betreiben, die sich durch Wasserknapp-
heit und die Abhängigkeit von Niederschlägen
auszeichnet, investieren bereits Arbeitskraft zur
Entwicklung von Wasserspeichersystemen, die
die Niederschläge auffangen. Da der Klimawan-
del die Risiken noch erhöht, besteht eine
Herausforderung für die Planung von Anpas-
sungsmaßnahmen darin, diese Bemühungen zu
unterstützen. In vielen Ländern muss auch die
Entwicklung von Bewässerungssystemen eine
wichtige Rolle spielen. Im Jahr 2005 forderte
die Wirtschaftskommission für Afrika bis 2015
eine Verdopplung der bewässerten Anbauflä-
che. Ein besserer Zugang zu Bewässerung könn-
te gleichzeitig dazu beitragen, die Produktivität
zu steigern und Klimarisiken zu reduzieren. Bei
Vorschlägen in diesem Bereich müssen jedoch
die Auswirkungen des künftigen Klimawandels
auf die Verfügbarkeit von Wasser mit berück-
sichtigt werden. 

Abgesehen von der Bewässerung gibt es
noch weitere Möglichkeiten, Wasserspeicher-
systeme zu entwickeln, insbesondere in Län-
dern – wie zum Beispiel Äthiopien, Kenia und
Tansania – mit relativ reichlichen, jedoch sehr
konzentrierten Niederschlägen.39 In Äthiopien
gibt es zwölf größere Flusseinzugsgebiete, und
es gibt dort mehr als genug Wasser, gleichzeitig
gehört Äthiopien zu den Ländern mit der
geringsten Wasserspeicherkapazität der Welt:
50 Kubikmeter pro Person im Vergleich zu
4700 in Australien. In Ländern, die nicht aus-
reichend Wasserspeicherkapazität besitzen,
können selbst höhere Niederschlagsmengen
nicht die Verfügbarkeit von Wasser verbessern.
Die wahrscheinlichsten Folgen sind sehr große
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Bevölkerung mit sich bringen. Da viele Millio-
nen armer Menschen die derzeitigen klima-
tischen Risiken nicht allein mit eigenen Mitteln
und aus eigener Kraft bewältigen können, muss
jedwede Anpassungsstrategie die Fähigkeiten
und Fertigkeiten ebenso wie die Chancen zum
Risikomanagement verbessern. Die Menschen
in die Lage zu versetzen, Klimaschocks selbst zu
bewältigen – ohne dass dabei langfristige Rück-
schläge erlitten werden müssen, wie sie in Ka-
pitel 2 analysiert wurden, ist eine Bedingung 
für weitere Fortschritte bei der menschlichen
Entwicklung. 

Die Aussichten auf erfolgreiche Anpas-
sungsmaßnahmen an den Klimawandel wer-
den auch noch durch einen umfassenderen
Kontext der menschlichen Entwicklung mit-
bestimmt. Politische Maßnahmen des Staates
beispielsweise in den Bereichen Gesundheits-
wesen, Bildung, Arbeitsmarktpolitik und
Wirtschaftsplanung können die Kapazität auf
dem Gebiet des Risikomanagements positiv
oder negativ beeinflussen. Letztendlich muss
eine wirkungsvolle Strategie zur Überwindung
von Armut und extremer Ungleichheit die
Leitlinie bei politischen Maßnahmen des Staa-
tes zum Schutz gegen die Risiken des Klima-
wandels sein. Maßnahmen zur sozialen Ab-
sicherung sind ein integraler Bestandteil einer
jeden solchen Strategie. 

Es gibt eine große Bandbreite von Program-
men zur sozialen Absicherung. Dazu gehören
Beitragssysteme, durch die das Risiko in der
Bevölkerung auf viele Schultern verteilt werden
kann (Beispiele hierfür sind Altersrenten und
Arbeitslosenversicherung), und über Steuern
finanzierte Transferleistungen, durch die die
entsprechenden Zielgruppen in der Bevölke-
rung auf vielfältige Weise profitieren können.
Es ist eines der übergeordneten Ziele zu verhin-
dern, dass zeitweilige Schockzustände zu lang-
fristigen Notsituationen führen. Im Kontext
des Klimawandels können Programme zur
sozialen Absicherung, die im Rahmen einer
umfassenderen Anpassungsstrategie realisiert
werden, entscheidend dazu beitragen, armen
Menschen dabei zu helfen, mit den Risiken fer-
tig zu werden und langfristige Rückschläge bei
der menschlichen Entwicklung zu vermeiden. 

Wie wir in Kapitel 2 gesehen haben, können
Klimaschocks durch ihre Auswirkungen auf
Einkommen, Ernährung, Arbeitsplätze,
Gesundheit und Bildung sehr schnell die Rech-
te und Leistungsansprüche gefährdeter Men-
schen aushöhlen. Durch gut durchdachte Maß-
nahmen zur sozialen Absicherung können Rech-
te in diesen Bereichen abgesichert und gleich-
zeitig Chancen eröffnet werden. Die durch den
Klimawandel erhöhten Risiken und die Anpas-
sung an diese Risiken sind nicht die einzige
Motivation dafür, dass ein größerer Schwer-
punkt auf die soziale Absicherung gelegt wird.
Gut durchdachte politische Maßnahmen in
diesem Bereich sind für jede nationale Strategie
zur Beschleunigung der Armutsbekämpfung,
Reduzierung des Gefährdungspotenzials und
zur Überwindung der Marginalisierung von
entscheidender Bedeutung. Der Klimawandel
ist jedoch eine sehr gute Begründung dafür, das
Netz der sozialen Absicherung für die arme
Bevölkerung zu verstärken, insbesondere in den
folgenden vier Bereichen:
• Beschäftigungsprogramme; 
• Finanzielle Transferleistungen; 
• Krisenbezogene Transferleistungen; 
• Versicherungsbezogene Transferleistungen; 

Beschäftigungsprogramme. Öffentliche Ar-
beitsprogramme können sowohl eine Maßnah-
me zum Schutz von Ernährung und Gesund-
heit als auch zur Schaffung von Arbeits- und
Einkommensmöglichkeiten sein, falls Klima-
schocks zum Verlust von Arbeitsplätzen in der
Landwirtschaft oder zu einer geringeren Ver-
fügbarkeit von Nahrungsmitteln führen. Pro-
gramme, die den Menschen Arbeit geben und
finanzielle oder Nahrungsmitteltransferleistun-
gen ergänzen, können auch als ein längerfris-
tiges Sicherheitsnetz dienen. Eines der bekann-
testen Beispiele für solche Programme ist das
Arbeitsplatzgarantieprogramm in Maharashtra
in Indien. Durch den Erfolg, den dieses Pro-
gramm bei der Stabilisierung des Haushaltsein-
kommens und der Verhinderung von Nah-
rungsmittelkrisen erzielte, entstand eine natio-
nale Kampagne zur Absicherung des ‚Rechts
auf Arbeit‘ – und eine für ganz Indien geltende
Gesetzgebung. Das im Jahr 2005 verabschiede-
te Nationale Gesetz zur Beschäftigungsgarantie

Der Klimawandel liefert 

eine sehr gute Begründung 

dafür, das Netz der sozialen

Absicherung für die arme

Bevölkerung zu verstärken
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Kasten 4.2 Das Produktivitäts-Sicherungsprogramm in Äthiopien

„Vor diesem Programm konnten wir nur zweimal essen. In der

Hungerszeit vor der Ernte konnten wir vielleicht nur eine Mahlzeit

essen. Die Kinder litten. Manchmal konnte ich sie nicht weiter zur

Schule gehen lassen oder für Medizin bezahlen, wenn sie krank

waren. Natürlich ist das Leben schwierig – aber wenigstens habe

ich jetzt etwas, mit dem wir durch die harten Zeiten kommen kön-

nen. Jetzt essen wir besseres Essen, ich kann mein neunjähriges

Kind zur Schule gehen lassen, und ich spare für den Kauf eines

Kalbs.“

Das sind die Worte von Debre Wondimi, einer 28jährigen Frau,

die mit vier Kindern im woreda (Bezirk) Lay Gant von Süd-Gondar in

Äthiopien lebt. Wie Millionen von Menschen im ganzen Land ist ihr

Leben ein Kampf mit der tödlichen Interaktion von Dürre und Armut.

Heute nimmt sie an Äthiopiens Produktivitäts-Sicherungsprogramm

(PSNP) teil, einem ambitionierten Versuch, die Gefahren für die

Ernährungssicherung anzugehen, die ein unsicheres Klima hervor-

ruft. Aus diesem Programm könnten andere Länder wichtige Schlüs-

se hinsichtlich der Herausforderungen für das Risikomanagement,

die der Klimawandel mit sich bringt, ziehen. 

Wenn der Regen in Äthiopien ausbleibt, ist das Wohlergehen –

wenn nicht gar das Überleben – von Menschen wie Debre Wondimi

und ihren Kindern in Gefahr. Dürren und Hungersnöte sind in der

Geschichte des Landes immer wieder vorgekommen. Allein seit 

dem Jahr 2000 gab es drei größere Dürren, darunter eine verheeren-

de Episode in den Jahren 2002–2003. Diese Katastrophen treffen auf

ein ohnehin hohes Niveau chronischer Armut. Äthiopien liegt auf Platz

169 von 177 Ländern, die der HDI abdeckt. 23 Prozent der äthio-

pischen Bevölkerung müssen mit weniger als einem Dollar am Tag

auskommen, und fast zwei von fünf (38 Pro-

zent) der äthiopischen Kinder wiegen für ihr

Alter zu wenig.

Ernährungsunsicherheit ist daher ein inte-

graler Bestandteil von Armut in Äthiopien. Die

traditionelle Antwort auf  Ernährungsunsicher-

heit ist Nahrungsmittelhilfe. Jedes Jahr legen

Geber und die Regierung die Menge von

Lebensmittelhilfe fest, die erforderlich ist, um

das chronische Defizit zu decken, und stocken

diese Menge durch Nothilfeaufrufe auf. 

Das PSNP ist ein Versuch, mit diesem

Modell der humanitären Hilfe zu brechen. Es ist

ein auf Arbeitsplatzbeschaffung basierendes

soziales Transferprogramm. Es zielt auf Men-

schen ab, die vorhersehbarer Nahrungsmittel-

unsicherheit ausgesetzt sind – und zwar als

Ergebnis von Armut, nicht von vorübergehen-

den Schockereignissen. Es bietet garantierte

Beschäftigung für fünf Tage im Monat als

Gegenleistung für Geld oder Nahrungsmittel –

vier US-Dollar im Monat für jeden Haushalts-

angehörigen. Das Ziel ist, mit dem Programm

im Jahr 2009 acht Millionen Menschen zu er-

reichen, gegenüber fünf Millionen im Jahr 2005. Im Gegensatz zum

Nahrungsmittelhilfe-Modell läuft das PSNP über mehrere Jahre.

Finanziert von der Regierung und den Gebern wird es fünf Jahre

laufen, so dass statt sporadischer Katastrophenhilfe kalkulierbare

Ressourcentransfers stattfinden. 

Kalkulierbarkeit ist eine der Grundlagen des PSNP. Das Pro-

gramm wurde teilweise durch Befürchtungen der äthiopischen Regie-

rung und der Gebergemeinschaft angestoßen, dass die Ergebnisse

der Nothilfeaufrufe regelmäßig hinter den Erwartungen zurückblie-

ben, oder dass sie zu späte und unberechenbare Unterstützung

brachten. Für arme Haushalte kann verspätete Unterstützung wäh-

rend einer längeren Dürre verheerende Konsequenzen haben, und

zwar sowohl kurzfristig wie auch langfristig. 1983–1984 führte dies

zum Tod von Tausenden gefährdeter Menschen. 

Ein weiterer Unterschied zwischen dem PSNP und humanitärer

Nahrungsmittelhilfe ist, was man damit erreichen will. Die Zielsetzun-

gen beinhalten nicht nur eine Absicherung des Konsums der Haus-

halte, indem man Produktionsdefizite auffängt, sondern auch den

Schutz der Haushalts-Vermögenswerte. Geldtransfers werden als

eine Möglichkeit angesehen, Rücklagen zu bilden, die Investitionen

zu steigern und ländliche Märkte zu stimulieren, aber auch als ein Mit-

tel, die Notverkäufe zu verhindern, die Menschen in die Verelendung

treiben. 

Wie erfolgreich ist das Programm? Unabhängige Evaluierungen

geben aus mehreren Gründen Anlass zum Optimismus. Es gibt deut-

liche Hinweise darauf, dass die Transfers eine große Zahl armer Men-

schen erreichen und deren Leben spürbar verbessern (siehe Tabelle).

Eine Umfrage bei Haushalten über die Auswirkungen der PSNP-

Die Auswirkungen der Produktivitäts-Sicherungsprogramme
auf die Menschen

Ergebnisse der Produktivitäts-

Sicherungsprogramme (PSNP) 

Programm-

begünstigte 

Haushalte  

(in %)

Haushalte, die die Ergebnisse 

direkt auf das PSNP zurück-

führten (in % der programm-

begünstigten Haushalte)

Ernährungs-

sicherheit
– verzehrten mehr oder bessere 

Nahrungsmittel als im Vorjahr

– konnten von den produzierten 

Nahrungsmitteln auch etwas für den 

Eigenbedarf zurückbehalten

74,8

62,4

93,5

89,7

Sicherung 

der Lebens-

grundlagen

– konnten vermeiden, Vermögenswerte zum

Kauf von Nahrungsmitteln zu verkaufen

– konnten vermeiden, Ersparnisse zum Kauf 

von Nahrungsmitteln zu verwenden

62,0

35,6

91,3

89,7

Zugang zu 

Dienstleistungen
– nahmen Gesundheitseinrichtungen 

häufi ger in Anspruch als im Vorjahr

– ließen die Kinder länger zur Schule 

gehen als im Vorjahr

46,1

49,7

75,9

86,5

Schaffung 

neuen Produktiv-

vermögens

– erwarben neues Haushaltsvermögen

– erwarben neue Fähigkeiten oder 

neues Wissen

23,4

28,6

55,3

85,5

Quelle: Devereux et al 2006.



in ländlichen Gebieten (National Rural
Employment Guarantee Act) garantiert jedem
ländlichen Haushalt in Indien 100 Tage
Beschäftigung auf Mindestlohnbasis.41 Die Kos-
ten dafür liegen schätzungsweise bei zehn Mil-
liarden US-Dollar jährlich beziehungsweise bei
etwa ein Prozent des Bruttoinlandsprodukts.42

Sogar relativ geringe finanzielle Transfer-
leistungen können etwas bewirken. Über das
Produktivitätssicherungs-Programm (Pro-
ductive Safety Net Programme, PSNP) in
Äthiopien erhalten die Menschen Leistungen
in Höhe von bis zu vier US-Dollar monatlich in
Form von Bargeld oder Lebensmitteln. Das
Programm wurde aufgelegt, um die mit den
jährlichen Nahrungsmittelhilfe-Aufrufen ver-
bundene Unsicherheit zu überwinden und ver-
sorgt etwa fünf Millionen Menschen mit einer
verlässlichen Einkommensquelle und Beschäf-
tigungsmöglichkeit. (Kasten 4.2). Einerseits
wurde durch die Transferleistungen die Gefahr
von Mangelernährung in Dürreperioden redu-
ziert, andererseits werden arme Haushalte
dadurch in die Lage versetzt, Produktivver-
mögen zu bilden und in Gesundheit und Bil-
dung zu investieren. 

Finanzielle Transferleistungen. Durch Über-
schwemmungen, Dürren und andere Klima-
schocks können arme Haushalte gezwungen
sein, ihre Kinder nicht mehr in die Schule zu
schicken, um mehr Arbeitskraft zur Verfügung

zu haben, oder die Ausgaben für Gesundheit
und Ernährung zu senken. Durch solche Reak-
tionen auf Krisensituationen werden Zukunfts-
chancen verringert, und Haushalte bleiben in
der Falle einer niedrigen menschlichen Ent-
wicklung stecken. Durch finanzielle Leistun-
gen, die mit klaren Zielen für die menschliche
Entwicklung verbunden sind, können die
Mechanismen, die Risiko in Gefährdung ver-
wandeln, abgeschwächt werden. Auf diese Wei-
se können auch Anreize für die Entwicklung
menschlicher Fähigkeiten und Fertigkeiten
geschaffen werden. Hier einige Beispiele:
• In Mexiko erhalten arme Kommunen über

das Oportunidades-Programm Transferleis-
tungen, die jedoch an die Bedingung
geknüpft sind, dass Eltern ihre Kinder in die
Schule und zu regelmäßigen Gesundheits-
untersuchungen schicken. Im Jahr 2003
wurden über Progresa vier Millionen Fami-
lien mit jährlichen Kosten von 2,2 Milliar-
den US-Dollar unterstützt. Wenn Familien
von diesem Programm unterstützt wurden,
reduzierte sich die Wahrscheinlichkeit, dass
die Kinder im Alter von 12 bis 14 Jahren die
Schule verlassen und sich im Falle von Dür-
ren, Arbeitslosigkeit der Eltern oder anderer
Krisen auf dem Arbeitsmarkt verdingen.43

• In Brasilien wurden eine Reihe von
Finanztransfer-Programmen in ein ein-
ziges, alle Maßnahmen umfassendes Pro-
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Kasten 4.2 Das Produktivitäts-Sicherungsprogramm in Äthiopien (Fortsetzung)

Transferleistungen während des ersten Jahrs des Programms ergab

unter anderem folgendes:

• Drei Viertel der Haushalte gaben an, mehr oder bessere Nah-

rungsmittel als im vorhergehenden Jahr zu essen; 60 Prozent

gaben außerdem an, dass sie von ihren Nahrungsmitteln mehr

selbst essen konnten, anstatt sie aufgrund anderer Bedürfnisse

verkaufen zu müssen;

• Drei von fünf Programmbegünstigten konnten vermeiden, Erspar-

nisse zum Kauf von Nahrungsmitteln auflösen zu müssen – eine

häufige Notreaktion – wobei mehr als 90 Prozent dies direkt dem

PSNP zuschrieben;

• Fast die Hälfte der Programmbegünstigten gab an, Gesundheits-

einrichtungen öfter als im Vorjahr in Anspruch zu nehmen; mehr

als ein Drittel der Haushalte schickten mehr Kinder zur Schule

und fast die Hälfte ließen die Kinder länger zur Schule gehen. 

Quelle: Devereux et al. 2006*; Regierung von Äthiopien 2006; Menon 2007b; Sharp, Brown und Teshome 2006; Slater et al. 2006.

• Etwa ein Viertel der Programmbegünstigten konnten neue

Rücklagen erwirtschaften, wobei 55 Prozent dies direkt dem

PSNP zuschrieben.

Das PSNP steht einer Reihe von Herausforderungen gegenüber.

Etwa 35 Millionen Menschen in Äthiopien leben unterhalb der natio-

nalen Armutsgrenze, so dass man annehmen kann, dass viele poten-

ziell Anspruchsberechtigte zurzeit vom PSNP ausgeschlossen sind.

Die ‚Abschlussziele‘ – der Prozentsatz der Empfänger, die nach drei

Jahren wieder aus dem Programm aussteigen – sind vielleicht auch

etwas zu ehrgeizig. Es ist nicht klar, ob das PSNP den Menschen die

Mittel und Ressourcen gibt, die erforderlich sind, um der Verelendung

und Armut dauerhaft zu entkommen. Allerdings zeigt die bisherige

Umsetzungsphase des Programms wie viel Potenzial in gut gezielten

Interventionen zur Unterstützung der Bewältigungsstrategien der

einzelnen Haushalte steckt. 



• Auch Programme in Mittelamerika haben
die Widerstandsfähigkeit gegen Krisen ge-
stärkt. Seit dem Jahr 2000 werden vom Red
de Protección Social (RPS) in Nicaragua
finanzielle Zuschüsse gezahlt, unter der Be-
dingung, dass die Kinder zur Schule gehen
und an Gesundheitschecks in Gesundheits-
zentren teilnehmen. Gutachten in Gegen-
den, die nach dem Zufallsprinzip ausge-
sucht wurden, haben gezeigt, dass das RPS
Haushalte erfolgreich vor einer Reihe von
Krisensituationen geschützt hat, zum Bei-
spiel auch bei einem Preissturz bei den 

gramm integriert – das Bolsa Familia 
Programm (BFP) –, von dem inzwischen 
46 Millionen Menschen profitieren, das
heißt etwa ein Viertel der Bevölkerung.
Durch das BFP, auf das anspruchsberech-
tigte Haushalte einen Rechtsanspruch
haben, wird das Gefährdungspotenzial
reduziert, und Fortschritte bei der mensch-
lichen Entwicklung werden auf breiter
Front unterstützt. Familien werden auf
diese Weise in die Lage versetzt, Krisen
zu bewältigen ohne ihre Kinder aus der
Schule zu nehmen (siehe Kasten 4.3) 
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Kasten 4.3 Finanztransfers unter Auflagen – das Bolsa Família-Programm in Brasilien

Finanztransfers unter Auflagen (Conditional Cash Transfers, CCTs)

können eine wichtige Rolle spielen, die Verbindung von Risiko und

Gefährdung zu durchbrechen. Mit der Einführung garantierter

Mindesteinkommen und umfassenderer Rechte in den Bereichen

Gesundheit, Bildung und Ernährung können CCTs die Position

armer Menschen verbessern, indem für diese Rechte eine Rechts-

grundlage geschaffen wird. Das Bolsa Familia-Programm in Bra-

silien, eines der weltweit größten CCT-Programme, zeigt, was mög-

lich ist.

Ursprünglich wurde das CCT in Brasilien entwickelt, um während

wirtschaftlicher Krisen Kinderarbeit zu verhindern. In den Jahren 2001

bis 2003 wurde es sehr stark ausgeweitet. Das ursprüngliche Bolsa

Escola-Programm (eine finanzielle Transferleistung, die an die Bedin-

gung geknüpft war, dass Eltern ihre Kinder zur Schule gehen lassen)

wurde durch drei zusätzliche Programme ergänzt. Bolsa Alimentação

wurde als Geld- oder Nahrungsmitteltransfer entwickelt, um die

Unterernährung in armen Haushalten zu reduzieren. Auxilio Gas war

eine Kompensationsmaßnahme für arme Haushalte nach dem

Auslaufen der Kochgas-Subventionen, und Fome Zero wurde 2003

eingeführt, um die schlimmsten Formen von Hunger in Brasilien zu

bekämpfen. Ab dem Jahr 2003 wurden die Bemühungen, diese

verschiedenen CCTs unter einem Dach – nämlich dem BFP – zu ver-

einen und zu konsolidieren, intensiviert. 

Die Anspruchsberechtigten des BFP werden durch verschiedene

Auswahlmethoden bestimmt, unter anderem anhand geographischer

Kriterien und durch Einschätzungen von Haushalten auf der Basis

des Pro-Kopf-Einkommens. Im Jahr 2006 wurden die Anspruchsvo-

raussetzungen bei einem monatlichen Haushaltseinkommens-Niveau

von 28 US-Dollar für arme beziehungsweise 55 US-Dollar für mäßig

arme Familien festgesetzt. 

Im Juni 2006 wurden durch das BFP 11,1 Millionen Familien

beziehungsweise etwa 46 Millionen Menschen erreicht – das heißt

ein Viertel der Bevölkerung Brasiliens und fast alle Armen. Die

geschätzten Gesamtkosten liegen bei vier Milliarden US-Dollar, ent-

sprechend 0,5 Prozent des brasilianischen BIP. Das ist nur eine recht

Quelle: de Janvry et al. 2006c; Lindert et al. 2007; Vakis 2006.

bescheidene Transferleistung, die beeindruckende Ergebnisse ge-

bracht hat. Hier einige Ergebnisse:

• Das Programm erreicht 100 Prozent der Familien, die unterhalb

der offiziellen Armutsgrenze von monatlich 55 Dollar  leben; 

73 Prozent aller Transferleistungen gehen an die ärmsten Fami-

lien und 94 Prozent erreichen Familien aus den untersten zwei

Fünfteln.

• Fast ein Viertel des jüngst zu verzeichnenden steilen Rückgangs

der Ungleichheit in Brasilien und 16 Prozent des Rückgangs an

extremer Armut geht auf das BFP zurück.

• Das BFP verbessert auch die Einschulungsraten. In Studien wur-

de herausgefunden, dass 60 Prozent der armen 10-15-jährigen

Kinder, die derzeit keine Schule besuchen, als Reaktion auf das

BFP und sein Vorläuferprogramm demnächst zur Schule gehen

werden. Die Raten der vorzeitigen Schulabgänger wurden um

etwa acht Prozent reduziert.

• Einige der markantesten Ergebnisse des BFP sind bei der Ernäh-

rungslage zu verzeichnen. Die Unterernährung bei sechs bis elf

Monate alten Kindern ist in Haushalten, die am Ernährungspro-

gramm teilnehmen, um 60 Prozent gesunken.

• Die BFP-Umsetzung hat die Rechte der Frauen verbessert,

indem sie als juristische Anspruchsberechtigte definiert wurden. 

Jedes Land ist beim Umgang mit der Gefährdung anderen

finanziellen, institutionellen und politischen Sachzwängen aus-

gesetzt. Einer der Gründe, warum das BFP in Brasilien funktioniert

hat, ist seine Umsetzung in einem dezentralisierten politischen

System mit gleichzeitiger starker Unterstützung durch die Bundes-

ebene bei der Festsetzung von Regeln, beim Kapazitätsaufbau 

und der Rechenschaftspflicht der Umsetzungsgremien. Das Bei-

spiel Brasilien, wie auch andere Beispiele in diesem Kapitel, zeigt,

wie viel Potenzial in CCTs steckt - nicht nur bei der Reduzierung 

der Gefährdung, sondern auch darüber hinaus, indem armen 

Menschen ermöglicht wird, Rechte in Anspruch zu nehmen, mit

denen ein Durchbruch bei der menschlichen Entwicklung erleichtert

wird. 



Kaffeepreisen. Das Ausgabenniveau in den
Haushalten, die von dem Programm profi-
tierten, blieb im Jahr 2001 konstant, wäh-
rend durch einen Preissturz bei den Kaffee-
preisen das Einkommen in Haushalten, die
nicht von dem Programm profitierten, um
22 Prozent sank. In Honduras kann man
nachweisen, dass über finanzielle Transfer-
leistungen durch das Programa de Asignaci-
ón Familiar (PRAF) der Schulbesuch und
die Gesundheit der Kinder in Krisenzeiten
der Landwirtschaft sichergestellt werden
konnte.44

• Durch das Kalomo-Pilotprojekt in Sambia
werden den ärmsten Haushalten monatlich
sechs US-Dollar (bei Haushalten mit Kin-
dern acht US-Dollar) zur Verfügung ge-
stellt. Das reicht aus, um die Kosten einer
täglichen Mahlzeit zu decken und absolute
Armut zu verhindern. Bei denjenigen, die
von dem Projekt profitieren, konnte man
bereits einen Anstieg der Haushaltsinvestio-
nen und Verbesserungen bei der Ernährung
und beim Schulbesuch der Kinder beobach-
ten. Zusätzlich haben einige Haushalte
etwas Geld gespart und haben in Saatgut
und Kleintiere investiert. Ziel des Projekts
ist, bis Ende 2007 mehr als 9.000 Haushal-
te (58.000 Menschen) zu erreichen, und 
es wird in Erwägung gezogen, das Projekt
auf nationaler Ebene aufzustocken, bei
geschätzten jährlichen Kosten in Höhe von
16 Millionen US-Dollar (das sind 0,2 Pro-
zent des BIP oder 1,6 Prozent der gegenwär-
tigen Unterstützungsleistungen).45

Krisenbezogene Transferleistungen. Klima-
schocks haben das Potenzial, Kleinbauern in
eine Abwärtsspirale zu drängen, die die Aus-
sichten auf die menschliche Entwicklung unter-
gräbt. Wenn durch Dürren oder Überschwem-
mungen eine Ernte vernichtet wird, ist die
Ernährung der Bevölkerung unmittelbar be-
droht. Gleichzeitig haben die Bauern dann
jedoch auch kein Saatgut mehr, beziehungswei-
se kein Geld, um Saatgut und andere Materia-
lien für die nächste Anbausaison zu kaufen.
Dadurch sind auch ein geringeres Einkommen
und weniger Arbeitsmöglichkeiten zu erwarten
und insofern die weitere Abhängigkeit von

Nahrungsmittelhilfe. Eine solche sich selbst
verstärkende Abwärtsspirale kann durch die
kostenlose Abgabe einer Reihe von Produkti-
onsmitteln durchbrochen oder zumindest abge-
schwächt werden. Hier einige Beispiele: 
• In Malawi hat die subventionierte Abgabe

eines ‚Produktionspakets‘, das Saatgut und
Düngemittel enthielt, eine wichtige Rolle
dabei gespielt, die Erholung von der Dürre
im Jahr 2005 zu erleichtern. (Kasten 4.4).

• Nach einer schweren Dürreperiode in der
Gao-Region in Mali in den Jahren 2005-
2006 rief die internationale NRO Oxfam
ein Arbeitsprogramm ins Leben, bei dem
die Bezahlung in einer Kombination aus
Bargeld und Kredit erfolgte, und das durch
die lokalen Behörden und durch Organisa-
tionen auf Gemeinschaftsebene durchge-
führt wurde. Die Bevölkerung wurde damit
beschäftigt, kleinere Wasserspeicherinstal-
lationen zu bauen und erhielt die Hälfte
ihres Lohns in Form von Bargeld, die ande-
re Hälfte als Kredit, der für den Kauf von
wichtigen Gegenständen wie beispielsweise
Saatgut, Düngemittel, Vieh und auch für
Schulungsmaßnahmen verwendet werden
konnte.46

• In Kenia sind Dürreperioden in Weidege-
bieten in der Regel damit verbunden, dass
,Notverkäufe‘ von Vieh getätigt werden,
weil die Vorräte an Viehfutter zur Neige
gehen – eine Bewältigungsstrategie, die die
Preise für Vieh fallen lässt, während gleich-
zeitig die Preise für Futtergetreide steigen.
Durch ein innovatives Programm der Regie-
rung werden an Händler Transportsubven-
tionen gezahlt, und sie werden dadurch in
die Lage versetzt, ihre Tiere zu Märkten zu
transportieren, die außerhalb von Dürrege-
bieten liegen, was praktisch zu einer Stabili-
sierung der Preise führt.47

Versicherungsbezogene Transferleistungen. Die
Bewältigung von Klimarisiken ist ein integraler
Bestandteil des täglichen Lebens, insbesondere
für arme Haushalte auf dem Lande. Die offiziel-
len Versicherungsmärkte spielen bei der Be-
grenzung dieses Risikos nur eine untergeordnete
Rolle. Die Hürden bei der Entwicklung von
Märkten sind allgemein bekannt. Bei jedem
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terstützen, ihre eigenen Systeme zur Bewälti-
gung potenziell katastrophaler Risiken zu ent-
wickeln und zu managen. Als Indien im Jahr
2001 vom Erdbeben in Gujarat getroffen wur-
de, waren nur zwei Prozent der Betroffenen ver-
sichert. Durch die geringe Versicherungsquote
wurde die Anfälligkeit der Bevölkerung noch
verstärkt und der Wirtschaftsaufschwung er-
schwert. Ein positives Ergebnis war die Ent-
wicklung eines Mikro-Versicherungssystems
für die arme Bevölkerung, das von NRO 
und der Wirtschaft unterstützt wurde. Durch
das Afat Vimo-Programm der Regionalen
Risiko-Transfer-Initiative sind inzwischen
5.000 Familien mit niedrigem Einkommen
gegen 19 verschiedene Arten von Schadensfäl-
len versichert und zahlen eine Prämie von etwa
fünf US-Dollar im Jahr. Dieses Fallbeispiel
zeigt, dass es ein Potenzial für die Risikovertei-
lung innerhalb einzelner Regionen gibt, sogar in

funktionierenden Versicherungsmarkt steigt
der Preis der Prämien mit dem Risiko. Arme
Haushalte in marginalen Gebieten mit hohem
Risiko können sich mit größter Wahrschein-
lichkeit keine Ausgaben für Versicherungsprä-
mien leisten. Auch Versuche, das Risiko auf
mehr Schultern zu verteilen, und Versiche-
rungsvereinbarungen scheitern in ihrer Umset-
zung oft an einer ganzen Reihe von strukturel-
len Problemen. Die Überprüfung von Verlus-
ten, insbesondere in abgelegenen ländlichen
Gebieten, und die Schaffung perverser Anreize
(wie beispielsweise Verluste geltend zu machen,
statt die Ernte einzubringen, wenn die Preise
für das angebaute Produkt niedrig sind) sind
zwei Beispiele hierfür. Bis zu einem gewissen
Grad können diese Probleme durch Wetterauf-
zeichnungen angegangen werden (Kasten 4.5).
Auch politische Maßnahmen des Staates kön-
nen gefährdete Bevölkerungsgruppen dabei un-
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Kasten 4.4 Stabilisierung der Lebensgrundlage durch Förderung der Landwirtschaft in Malawi

Ein Beispiel dafür, wie Klimaschocks Teufelskreise schaffen, ist ihre

Auswirkung auf die landwirtschaftliche Produktion. Wenn eine Dürre

oder Überschwemmung eine Ernte zerstört, können Haushalte wegen

des dadurch verursachten Einnahmeausfalls und der verlorenen Ver-

mögenswerte nicht mehr in der Lage sein, sich das notwendige Saat-

gut, den Dünger und andere Produktionsmittel zu leisten, mit denen im

folgenden Jahr die Produktion wieder aufgenommen werden kann.

Gut geplante politische Interventionen können diesen Teufelskreis

durchbrechen, wie neuere Erfahrungen aus Malawi zeigen. 

Die Maisernte des Jahres 2005 war in Malawi eine der schlimms-

ten, die je verzeichnet wurden. Nacheinander führten Dürren und

Überschwemmungen dazu, dass die Produktion von 1,6 Millionen

Tonnen im Vorjahr auf 1,2 Millionen Tonnen fiel – ein Rückgang um 

29 Prozent. Mehr als fünf Millionen Menschen waren mit Nahrungs-

mittelknappheit konfrontiert. Die landwirtschaftlichen Einkommen

fielen in den Keller, und als Konsequenz fehlten den Haushalten die

Ressourcen, die Investitionen für die Anbausaison des Jahres 2006

zu tätigen, so dass das Schreckgespenst einer Hungersnot gleichen

Ausmaßes wie im Jahr 2002 auftauchte.

Unterstützt von einer Gruppe von Gebern wandte die Regierung

von Malawi eine Strategie an, mit der Kleinbauern Produktions-

mittel zur Verfügung gestellt wurden. Etwa 311.000 Tonnen Dünge-

mittel und 11.000 Tonnen Mais-Saatgut wurden zu subventionierten

Preisen verkauft. Mehr als zwei Millionen Haushalte kauften Dünge-

mittel für sieben US-Dollar pro 50 Kilogramm – weniger als ein 

Drittel des Weltmarktpreises. Für den Vertrieb nutzte die Regie-

rung privatwirtschaftliche Verkaufsstellen ebenso wie staatliche

Quelle: Denning und Sachs 2007; DFID 2007

Behörden, so dass die Bauern wählen konnten, wo sie einkaufen

wollten. 

Die darauffolgenden Ernten zeigten, dass dieses landwirtschaft-

liche Produktionsmittel-Programm ein bescheidener Erfolg war. Aus-

reichende Regenfälle und eine Ausweitung der Fläche, auf der ver-

besserte Pflanzensorten angebaut wurden, ließen die Produktivität

und den Ernteertrag insgesamt steigen. Es wird geschätzt, dass das

Programm für zusätzliche 600.000–700.000 Tonnen Mais im Jahr

2007 sorgte, unabhängig von den Schwankungen der Regenfälle. 

Der Wert dieser zusätzlichen Ernte wird auf eine Summe von 100 bis

160 Millionen US-Dollar geschätzt, während das Programm nur 

70 Millionen Dollar gekostet hat. Für die malawische Volkswirtschaft

ergab sich als weiterer Vorteil, dass weniger Nahrungsmittel im-

portiert werden mussten. Die erhöhte Produktion sorgte zudem für

zusätzliche Haushaltseinkommen und mehr Arbeitsplätze. 

Das landwirtschaftliche Produktionsmittel-Programm ist keine

umfassende Strategie für menschliche Entwicklung. Es ist auch kein

Patentrezept gegen ländliche Armut. Weitaus mehr muss getan wer-

den, um die Rechenschaftspflicht der Regierung zu stärken, tiefsitzen-

de Ungleichheiten anzugehen und das Investitionsniveau in die Bereit-

stellung grundlegender Dienstleistungen für die Armen zu erhöhen. Das

Programm wird noch für mehrere Jahre beibehalten werden müssen,

wenn es den Teufelskreis der niedrigen Produktivität durchbrechen soll,

unter dem Malawis Landwirtschaft leidet. Dennoch verdeutlicht die

Erfahrung des Landes die Rolle, die die staatliche Politik dabei spielen

kann, die Anfälligkeit für Klimarisiken zu verringern, indem günstige

Voraussetzungen für die Armutsbekämpfung geschaffen werden. 



Gebieten, die durch ein hohes Armuts- und
Anfälligkeitsniveau gekennzeichnet sind.48

Institutionen zum Management 
von Katastrophenrisiken
Risikomanagement in Bezug auf Katastrophen
ist ein integraler Bestandteil der Anpassungs-
planung. Dass wir heute Risiken ausgesetzt
sind, ist sowohl eine Folge der menschlichen
Entwicklung in der Vergangenheit als auch der
gegenwärtigen staatlichen Politik und der insti-
tutionellen Kapazität. Nicht jede Überschwem-
mung oder jeder Sturm muss zu einer Klimaka-
tastrophe führen – und dasselbe Ereignis kann
in verschiedenen Ländern zu sehr verschiede-
nen Ergebnissen führen.

Im Jahr 2004 wurden die Dominikanische
Republik und Haiti gleichzeitig vom Hurrikan
Jeanne heimgesucht. In der Dominikanischen
Republik waren etwa zwei Millionen Menschen
betroffen und eine größere Stadt wurde fast zer-
stört, es gab jedoch nur 23 Tote und die Wie-
derherstellung und der Wiederaufbau gingen
relativ schnell vonstatten. In Haiti wurden
allein in der Stadt Gonaives mehr als 2.000 Men-
schen getötet. Und Zehntausende blieben in
einer Abwärtsspirale der Armut gefangen. 

Dass die Auswirkungen so unterschiedlich
waren, hatte keine meteorologischen Gründe.
In Haiti wurden durch einen Zyklus aus Armut
und Umweltzerstörung die Berghänge entwal-
det, und Millionen von Menschen leben da-
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Kasten 4.5 Versicherung gegen Risiken und Anpassungsmaßnahmen

Können landwirtschaftliche Versicherungssysteme als Bestandteil

einer integrierten Strategie zur Anpassung an den Klimawandel und

für menschliche Entwicklung erweitert werden? Der Klimawandel

hat eine Reihe von Initiativen angestoßen, die darauf abzielen, den

Zugang zu Mikro-Versicherungen und Wetter-Derivaten in den

Entwicklungsländern zu erweitern. Aber es gibt Schwierigkeiten,

Systeme zu entwickeln, zu denen auch die Armen Zugang haben. 

Es gibt jedoch auch einige Erfolge bei dem Versuch, markt-

basierte Versicherungen auszuweiten. So hat zum Beispiel in der

Karibik das Windward Island’s Crop Insurance Programme etwa 

20 Prozent der Verluste abgedeckt, die seine Mitglieder durch etwa

267 Sturmereignisse allein in den Jahren1998 bis 2004 erlitten, und

stellte somit ein Sicherheitsnetz dar, das ausreichte, die Pflanzer wie-

der aus der Krise zu holen. 

Allerdings wird der Klimawandel mit steigender Häufigkeit und

Intensität der Dürren auch die Versicherungskosten in die Höhe trei-

ben und damit die am meisten gefährdeten Menschen aus dem Markt

drängen. Die Tatsache, dass die am meisten gefährdeten Haushalte

oft genau deshalb arm sind, weil sie in einer Umgebung arbeiten, die

besonders hohen Risiken ausgesetzt ist, verstärkt dieses Problem

noch, weil Versicherungsanbieter Risikozuschläge auf die Versiche-

rungsprämien für Menschen erheben werden, die in solchen Umge-

bungen leben. 

Ein weiteres Problem ist die Tatsache, dass die häufigste Form

von landwirtschaftlicher Versicherung – traditionelle Ernteversicherun-

gen – vollkommen widersinnige Anreize schaffen kann, so zum Bei-

spiel den Anreiz, Ernten in Niedrigpreisperioden verkommen zu lassen.

Dieses Problem kann durch Wetteraufzeichnungen angegangen wer-

den. In Indien versichert das Comprehensive Crop Insurance Scheme

(CCI) Bauern, die offizielle Kreditsysteme in Anspruch nehmen. Dabei

wird nur eine geringe Prämie erhoben und Wetteraufzeichnungen wer-

den (anstelle der landwirtschaftlichen Produktion) herangezogen,

Quelle: DFID 2004*; IRI 2007*; Mechler, Linnerrooth-Bayer und Peppiatt 2006; Mosley 2000; World Bank 2006f*. 

wenn Ansprüche geltend gemacht werden. Wer eine solche Versiche-

rung abgeschlossen hat, erhält Leistungen, wenn „auslösende Ereig-

nisse“ eintreten, wie etwa verspäteter Monsun oder abnormale

Regenfälle. Allerdings hat das indische CCI zur Zeit nur 25.000 Mitglie-

der, und zwar hauptsächlich wohlhabendere Produzenten.

Die Beteiligung von Kleinbauerngruppen an der Gestaltung von

Versicherungspaketen und die Bereitstellung von Sicherheiten durch

„soziales Kapital“ hat einige vielversprechende Ergebnisse gebracht.

In Malawi haben die Weltbank und andere Geber ein Versicherungs-

programm entwickelt, an dem private Versicherungsgesellschaften

und der nationale Kleinbauernverband (National Smallholder Farmers

Association) beteiligt sind. Das Programm bietet Versicherungen für

Erdnüsse und Mais an, wobei Zahlungsansprüche dann entstehen,

wenn die Regenfälle unter einen Schwellenwert fallen, der anhand

von Messungen meteorologischer Stationen festgelegt wird. Diese

“Dürre-Index-Versicherung” wird als Teil eines Produktionsmittel-

Kreditpakets für Gruppen von 20-30 Bauern bereitgestellt, wobei

Zahlungsansprüche entstehen, wenn kein ausreichender Regen wäh-

rend der Pflanzzeit fällt (eine „Nicht-Aussaat“-Klausel) oder während

drei für das Pflanzenwachstum wichtigen Zeitabschnitten. Das Pro-

gramm war in den ersten zwei Jahren erfolgreich und hat Bauern

motiviert, das Risiko einzugehen, mehr zur Steigerung der Ernte zu

investieren, aber seine Ausweitung wird durch das lückenhafte Netz

meteorologischer Stationen in Malawi begrenzt. 

Die Weltbank und eine Reihe anderer Geber prüfen Mechanis-

men, mit denen solche Systeme ausgeweitet werden können, mit

zusätzlichen Pilotprogrammen in Äthiopien, Marokko, Nicaragua und

Tunesien. Es gibt zweifellos Möglichkeiten für erweiterten Versiche-

rungsschutz mit Hilfe von Wetteraufzeichnungen, aber es gibt auch

Grenzen dafür, was private Versicherungsmärkte für große gefährde-

te Bevölkerungsgruppen, die variablen Risiken im Zusammenhang

mit dem Klimawandel ausgesetzt sind, leisten können.



Katastrophen sind nicht automatisch mit
nationalem Reichtum verknüpft. Einige Länder
haben demonstriert, dass selbst bei einem nied-
rigen durchschnittlichen Einkommensniveau
viel erreicht werden kann. Mosambik nutzte
das ernüchternde Erlebnis der Überschwem-
mungen im Jahr 2000, um seine institutio-
nellen Kapazitäten beim Katastrophenmanage-
ment zu verstärken und führte effizientere
Frühwarn- und Reaktionssysteme ein (Kasten
4.6). Kuba ist ein weiteres eindrucksvolles Bei-
spiel für ein Land, das erfolgreich eine Infra-
struktur aufgebaut hat, die Leben schützt. Da es
im Zentrum einer der extremsten tropischen
Wirbelsturmzonen der Welt liegt, wird die

durch in stark gefährdeten Slums. Probleme bei
der Regierungsführung, zu geringe finanzielle
Mittel und sehr beschränkte Kapazitäten im
Bereich der Katastrophenhilfe, führten dazu,
dass die staatlichen Behörden nicht in der Lage
waren, Rettungs- und Wiederaufbaumaßnah-
men im erforderlichen Umfang einzuleiten. In
der Dominikanischen Republik wurde der Ent-
waldung durch die nationale Gesetzgebung
Grenzen gesetzt, und der Zivilschutz hat zehn-
mal soviel Personal wie die Kollegen in Haiti,
obwohl beide eine ähnlich große Bevölkerung
versorgen müssen.49

Institutionelle und infrastrukturelle Kapa-
zitäten zum Risikomanagement in Bezug auf
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Kasten 4.6 Aus den Erfahrungen in Mosambik lernen

Länder können ihrer zufälligen geographischen Lage nicht entflie-

hen, durch die sie Klimarisiken und ihren unheilvollen Folgen in

erhöhtem Ausmaß ausgesetzt sind. Aber sie können diese Risiken

mithilfe politischer Maßnahmen und Institutionen reduzieren, die die

Auswirkungen des Klimawandels verringern und die Widerstands-

fähigkeit erhöhen. Die Erfahrungen von Mosambik zeigen ein-

drucksvoll, welch einen Unterschied eine solche staatliche Politik

machen kann. 

Als eines der ärmsten Länder der Welt liegt Mosambik beim HDI

auf Platz 172 von insgesamt 177 Ländern und mehr als ein Drittel sei-

ner Einwohner müssen mit weniger als einem Dollar am Tag auskom-

men. Im letzten Jahrzehnt gab es zwar zunehmend Fortschritte bei

der menschlichen Entwicklung, aber extreme Klimaereignisse sind

eine ständige Quelle der Anfälligkeit. Tropische Wirbelstürme, die

über dem Indischen Ozean entstehen, sind eine Hauptursache von

Stürmen und Überschwemmungen. Die Überschwemmungen wer-

den noch dadurch verschärft, dass Mosambik sich über das Tiefland

der Einzugsgebiete von neun großen Flüssen erstreckt – darunter der

Limpopo und der Sambesi – die große Gebiete des südöstlichen

Afrika entwässern, bevor sie das Land auf dem Weg zum Indischen

Ozean durchqueren. 

Im Jahr 2000 wurde Mosambik an zwei Fronten getroffen. Heftige

Regenfälle Ende des Jahres 1999 ließen die Flüsse nahezu auf Rekord-

höhe anschwellen. Im Februar 2000 bewegte sich dann der Zyklon

Eline landeinwärts und verursachte ausgedehnte Überschwemmungen

in der Mitte und im Süden des Landes. Ein weiterer Zyklon – Gloria –

trat im März auf und verschlimmerte die ohnehin schon angespannte

Lage. Die Katastrophendienste waren überfordert und die Hilfe auslän-

discher Geber kam nur langsam in Gang. Mindestens 700 Menschen

starben und 650.000 Menschen wurden vertrieben.

Im Jahr 2007 wurde Mosambik erneut von einem ähnlichen

Klimaereignis heimgesucht. Ein starker Zyklon, begleitet von schwe-

ren Regenfällen, zerstörte 227.000 Hektar Ackerland, und fast eine

halbe Million Menschen im Sambesi-Becken waren davon betroffen.

Quelle: Chhibber und Laajaj 2006; Bambaige 2007; IRI 2007; World Bank 2005b; WFP 2007

Aber diesmal starben „nur“ 80 Menschen und die Wiederherstellung

und der Wiederaufbau gingen schneller vonstatten. Wo lag der Unter-

schied?

Die Erfahrungen der Überschwemmung des Jahres 2000 führten

zu einem intensiven Dialog innerhalb von Mosambik sowie zwischen

Mosambik und seinen Entwicklungshilfegebern. Detaillierte Über-

schwemmungsrisiko-Analysen wurden in allen Flusseinzugsgebieten

des Landes durchgeführt und dabei wurden 40 Bezirke mit einer

Gesamtbevölkerung von 5,7 Millionen identifiziert, die besonders

überschwemmungsgefährdet waren. Katastrophenrisiko-Manage-

mentstrategien auf der Ebene örtlicher Gemeinschaften und Kata-

strophen-Simulationsübungen wurden in einer Reihe von besonders

risikoanfälligen Flusseinzugsgebieten durchgeführt. Gleichzeitig wur-

de das meteorologische Netzwerk ausgebaut: in der überschwem-

mungsgefährdeten Provinz Sofala wurde beispielsweise die Zahl der

Wetterstationen von sechs auf 14 erhöht. Zusätzlich entwickelte

Mosambik ein Frühwarnsystem für tropische Wirbelstürme.

Die politischen Entscheidungsträger in Mosambik erkannten

auch die Bedeutung der Massenmedien bei der Katastrophenvorsorge.

Das Radio ist dabei besonders wichtig. Die Sendungen von Radio

Mosambik in einheimischen Sprachen bringen jetzt regelmäßig aktu-

elle Informationen über Klimarisiken, die sie vom Nationalen Institut

für Meteorologie erhalten. Während des Jahres 2007 waren durch die

Frühwarnsysteme und die Medien die Regierung und die örtlichen

Gemeinschaften in der Lage, die am meisten gefährdeten Gebiete

bereits vorab zu identifizieren. In den am meisten gefährdeten tiefer-

gelegenen Bezirken wurden Massenevakuierungen durchgeführt. In

anderen Landesteilen wurden Lebensmittel-Notrationen und medi-

zinische Ausrüstung einsatzbereit gehalten, bevor die Überschwem-

mungen auftraten. 

Auch wenn noch viel zu tun ist, zeigen die Erfahrungen aus

Mosambik doch, wie Länder lernen können, mit der Gefahr von Über-

schwemmungen zu leben und damit die Anfälligkeit der Menschen in

den gefährdeten Gemeinschaften zu reduzieren. 



Insel jedes Jahr von mehreren stärkeren Stür-
men heimgesucht. Diese Stürme verursachen
beträchtliche Eigentums- und Vermögensschä-
den. Die Verluste von Menschenleben und die
Auswirkungen auf die langfristige Entwicklung
halten sich jedoch in Grenzen. Der Grund hier-
für ist ein effizientes Frühwarnsystem und eine
hochentwickelte Zivilschutzinfrastruktur, die
auf der Mobilisierung der Gemeinschaften an
der Basis beruht. Die Kommunalverwaltungen
spielen eine entscheidende Rolle bei der Wei-
tergabe von Frühwarn-Informationen und bei
der Zusammenarbeit mit gefährdeten Gemein-
schaften. Als der Hurrikan Wilma, damals der
stärkste Hurrikan, der je im Atlantikbecken
gemessen wurde, die Insel im Jahr 2005 heim-
suchte, wurden mehr als 640.000 Menschen
evakuiert – und es gab nur einen einzigen
Todesfall.50

Einfache Ländervergleiche sind nur ein gro-
ber Indikator für die Effizienz von Maßnahmen
zum Risikomanagement in Bezug auf Katas-
trophen. Die Auswirkungen von Stürmen und
Überschwemmungen sind nicht nur durch ihre
Intensität bedingt, sondern auch durch die
Topographie und die Muster menschlicher
Siedlungen in den davon betroffenen Ländern.

Trotz dieses Vorbehalts lässt sich jedoch aus
Daten verschiedener Länder etwas Wichtiges
ableiten: Gut organisierte Institutionen zum
Risikomanagement funktionieren. Das Durch-
schnittseinkommen in Kuba ist niedriger als in
der Dominikanischen Republik – einem Land,
das vergleichbaren Klimarisiken ausgesetzt ist.
Aus Aufzeichnungen der internationalen Daten-
bank zur Erfassung von Katastrophen geht her-
vor, dass im Jahrzehnt vor 2005 in Kuba etwa
zehnmal soviel Menschen von Katastrophen
betroffen waren, es gab jedoch weniger als ein
Siebtel Todesfälle.51 Für einen Großteil dieses
Unterschieds sind die hochentwickelte Infra-
struktur in Kuba und politische Maßnahmen
zum Schutz der Bevölkerung vor Klimarisiken
verantwortlich. Angesichts der Tatsache, dass
tropische Stürme voraussichtlich an Intensität
zunehmen werden, gibt es beträchtlichen Spiel-
raum für ein länderübergreifendes Lernen im
Hinblick auf vorbildliche Praktiken beim kli-
mabezogenen Katastrophenrisikomanagement.
Die Schlussfolgerung: Aus Bewusstseinsbildung
und institutioneller Organisation – Maßnah-
men, die nicht mit hohen Kapitalinvestitionen
verbunden sein müssen – kann beträchtlicher
Nutzen gezogen werden. 

Die Regierungen im Norden

haben sich nicht an den

Geist der Vereinbarungen 

der UN–Klimakonvention

gehalten
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Die UN-Klimakonvention stellt eine ambitio-
nierte Agenda für Anpassungsaktivitäten auf. Die
Länder werden zur internationalen Zusammenar-
beit aufgefordert, um sich auf die Auswirkungen
des Klimawandels in Bereichen vorzubereiten, die
von der Landwirtschaft über das Küstenschutz-
management bis hin zu niedrig gelegenen Städten,
die einem Überschwemmungsrisiko ausgesetzt
sind, reichen. In diesem sehr weit gesteckten Rah-
men müssen die reichen Länder die Entwick-
lungsländer unterstützen, die durch die widrigen
Auswirkungen des Klimawandels besonders
gefährdet sind, indem sie dort Kapazitäten für
Anpassungsmaßnahmen entwickeln und finan-
zielle Unterstützung zur Verfügung stellen.52

Die Regierungen im Norden haben sich
nicht an den Geist der Vereinbarungen der
UN-Klimakonvention gehalten. Sie haben
zwar in großem Stil in Anpassungsmaßnahmen
im eigenen Land investiert, haben jedoch paral-
lele Investitionen in den Entwicklungsländern
nicht unterstützt. Die Welt spaltet sich immer
mehr in Länder auf, die Kapazitäten zur Anpas-
sung an den Klimawandel entwickeln, und Län-
der, die dies nicht tun. 

Ungleichheiten bei der Anpassung an den
Klimawandel können nicht isoliert betrachtet
werden. Sie wirken zusammen mit umfassende-
ren Ungleichheiten in den Bereichen Einkom-
men, Gesundheit und grundlegende mensch-

4.2 Internationale Zusammenarbeit 
bei der Anpassung an den Klimawandel



rium für ethisches Handeln, das Gandhi for-
muliert hat, oder mit irgendeinem anderen
ethischen Kriterium vereinbar, wenn man die
Anpassungsbedürfnisse der Armen dieser Welt
einfach ignoriert. Egal welche Motivation uns
zum Handeln veranlasst – Sorge um die
Umwelt, religiöse Werte, säkularer Humanis-
mus oder Menschenrechte – Handeln im
Hinblick auf Anpassungsmaßnahmen an den
Klimawandel ist ein ethischer Imperativ. 

Die Millenniums-Entwicklungsziele
(Millennium Development Goals,
MDGs)
Die MDGs haben schlagartig zu beispiellosen
Bemühungen, sich um die Bedürfnisse der
ärmsten Menschen der Welt zu kümmern,
geführt. Die Ziele für das Jahr 2015 – sie rei-
chen von der Halbierung der extremen Armut
und des Hungers über die Umsetzung der allge-
meinen Schulbildung, die Reduzierung der
Kindersterblichkeit bis hin zur Förderung einer
größeren Gleichberechtigung der Geschlechter
– wurden von Regierungen, der Zivilgesell-
schaft und den wichtigen Entwicklungsorga-
nisationen sehr begrüßt. Die MDGs enthalten
zwar keine komplette Agenda für die mensch-
liche Entwicklung, sie spiegeln jedoch in gewis-
ser Weise die Dringlichkeit wider und definie-
ren eine Reihe gemeinsamer Prioritäten. Da der
Klimawandel sich bereits jetzt auf das Leben
der armen Bevölkerung auswirkt, sind verstärk-
te Anpassungsmaßnahmen dringend erforder-
lich, wenn man im Hinblick auf die Ziele für
das Jahr 2015 Fortschritte machen will. Der
Klimawandel wird in der Welt nach 2015 als
Bremse für die menschliche Entwicklung fun-
gieren und wird den menschlichen Fortschritt
aufhalten oder sogar rückgängig machen, bis die
Emissionsreduktion sich allmählich bemerk-
bar machen wird. Verstärkte Anpassungsbe-
mühungen, mit dem Ziel, dieser Bedrohung
entgegenzuwirken, sollten als Teil einer Strate-
gie gesehen werden, die nach dem Jahr 2015 an
die Erfolge des MDG-Prozesses anknüpft. Ein
Versagen bei Anpassungsmaßnahmen würde
sehr schnell all das wieder zunichte machen, was
bis dahin erreicht worden ist. Es wäre mit dem
Engagement für die MDGs nicht vereinbar.

liche Sicherheit. Auf jeder Ebene des durch den
Klimawandel verursachten Risikos werden
Länder mit der geringsten Anpassungskapazität
die schlimmsten Auswirkungen auf die
menschliche Entwicklung und das Wirtschafts-
wachstum verkraften müssen. Es besteht die
Gefahr, dass Ungleichheiten bei den Anpas-
sungsmaßnahmen umfassendere Triebkräfte
der Marginalisierung noch verstärken werden,
und dass dadurch Bemühungen, ein Globalisie-
rungsmodell zu entwickeln, das niemanden aus-
grenzt, Rückschläge erleiden. 

Verstärkte internationale Zusammenarbeit
kann allerdings keine Garantie für effiziente
Anpassung sein und kann eine gute Politik auf
nationaler Ebene nicht ersetzen. Sie kann
jedoch ein Umfeld schaffen, durch das die Ent-
wicklungsländer in die Lage versetzt werden,
Maßnahmen zu ergreifen und anfällige Bevöl-
kerungsgruppen die Möglichkeit erhalten, die
Widerstandsfähigkeit zu entwickeln, die sie
brauchen, um zu verhindern, dass das erhöhte
Risiko sich in noch größerer Anfälligkeit nieder-
schlägt. 

Internationales 
Handeln ist erforderlich

Warum sollten die reichsten Länder der Welt
die Anpassungsbemühungen der ärmsten Län-
der an den Klimawandel unterstützen? Warum
auch im Hinblick auf die menschliche Entwick-
lung auf internationaler Ebene dringend gehan-
delt werden muss, leitet sich aus den ethischen,
sozialen und wirtschaftlichen Implikationen
unserer gegenseitigen ökologischen Abhängig-
keit ab. Die folgenden vier Überlegungen sollen
besonders hervorgehoben werden: 

Gemeinsame Werte
„Denke an den ärmsten Menschen, den du
jemals gesehen hast,“ sagte Gandhi, „und frage
dich, ob deine nächste Handlung für ihn
irgendeinen Nutzen bringt.“ In diesem Zitat
kommt ein Grundgedanke zum Ausdruck,
nämlich, dass der wahre ethische Test jeder
Gemeinschaft nicht darin besteht, wie reich sie
ist, sondern wie sie mit ihren schwächsten Mit-
gliedern umgeht. Es wäre nicht mit dem Krite-
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Gemeinsame Interessen
Die unmittelbaren Opfer des Klimawandels
und fehlgeschlagener Anpassungsmaßnahmen
werden zwar die Armen dieser Welt sein, die
Nebenwirkungen werden jedoch nicht vor den
nationalen Grenzen halt machen. Im Klima-
wandel steckt das Potenzial, in weit größerem
Umfang humanitäre Katastrophen, ökologische
Zusammenbrüche und wirtschaftliche Entwur-
zelung zu verursachen, als wir uns heute vorstel-
len können. Auch reiche Länder werden gegen
diese Folgen nicht immun sein. Die umwelt-
bedingte Vertreibung von Millionen von Men-
schen, der Verlust von Lebensgrundlagen, ver-
stärkter Hunger und Wasserknappheit können
sich potenziell zu nationalen, regionalen und
globalen Sicherheitsrisiken entwickeln. Bereits
jetzt fragile Staaten könnten unter dem Gewicht
wachsender Armut und sozialer Spannungen
zusammenbrechen. Der Migrationsdruck wird
sich noch verstärken. Die Konflikte um Wasser
könnten sich noch intensivieren und weiter
ausbreiten. In einer Welt der gegenseitigen
Abhängigkeit werden die Auswirkungen des
Klimawandels unweigerlich nicht an nationa-
len Grenzen Halt machen. Währenddessen hat
man den Eindruck, dass die Länder, die die
Hauptverantwortung für das Problem tragen,
die Konsequenzen, nicht wahrhaben wollen,
nämlich, dass die empörten und ärgerlichen
Reaktionen, die unweigerlich folgen werden,
die Voraussetzungen für politischen Extremis-
mus fördern könnten. 

Verantwortlichkeit und Haftung 
Die historische Verantwortung für den Klima-
wandel und die unverändert hohen CO2-Pro-
Kopf-Emissionen werfen für die Bürger der rei-
chen Länder wichtige Fragen auf. Das Prinzip
des Opferschutzes ist in der Gesetzgebung fast
aller Länder verankert. Ein eindeutiges Beispiel
ist das Rauchen. Im Jahr 1998 reichten die Jus-
tizminister von fünf amerikanischen Bundes-
staaten und die Generalstaatsanwälte von acht-
zehn Städten eine Sammelklage wegen Verur-
sachung verschiedener Krankheiten gegen ein
Gruppe von Tabakunternehmen ein. Entschä-
digungszahlungen in Höhe von 206 Milliar-
den US-Dollar wurden gewährt, verbunden mit

gesetzlichen Auflagen im Hinblick auf eine
Veränderung des Vermarktungsverhaltens.53

Auch mit Vergehen gegen die Umwelt haben
die Gerichte zu tun. Im Jahr 1989 lief die Exxon
Valdez in Alaska auf Grund, und 42 Millionen
Liter Öl flossen in eine Naturlandschaft von
herausragender ökologischer Bedeutung. Nach
Ansicht des United States National Transpor-
tation Safety Board war dabei auch Nachlässig-
keit mit im Spiel, weshalb rechtliche Schritte
eingeleitet wurden, die zu einem Zivilrechts-
prozess und zu einer Klage wegen fahrlässiger
Schädigung im Streitwert von mehr als zwei
Milliarden US-Dollar führten.54 Im Allgemei-
nen wird das „Verursacherprinzip“ angewandt,
um die Kosten für die Säuberung zu decken,
wenn Fabriken Flüsse oder die Luft verschmut-
zen. Wenn die Umweltschäden, die durch den
Klimawandel verursacht werden, einfach unter
die Rechtsprechung eines einzigen Landes fie-
len, wären diejenigen, die die Schäden verur-
sacht haben, mit der rechtlichen Verpflichtung
konfrontiert, die Opfer zu entschädigen.
Daraus ergäbe sich die Verpflichtung für die rei-
chen Länder, nicht nur schädigende Praktiken
zu unterlassen (über Emissionsreduktion), son-
dern auch eine Entschädigung für die verur-
sachten Schäden zu zahlen (über Anpassungs-
maßnahmen).

Die gegenwärtige Finanzierung 
von Anpassungsmaßnahmen – 
zu wenig, zu spät, zu fragmentiert 

Die internationale Zusammenarbeit bei Anpas-
sungsmaßnahmen kann als Versicherungsme-
chanismus für die Armen dieser Welt betrach-
tet werden. Die Abschwächung des Klimawan-
dels wird in der ersten Hälfte des 21. Jahrhun-
derts die Perspektiven für die menschliche Ent-
wicklung anfälliger Bevölkerungsgruppen nur
wenig verändern, in der zweiten Hälfte des 
21. Jahrhunderts jedoch sehr stark. Anderer-
seits können politische Maßnahmen im Bereich
der Anpassung in den nächsten 50 Jahren sehr
viel bewegen – und sie werden auch anschlie-
ßend noch eine wichtige Rolle spielen. Für
Regierungen, die daran interessiert sind, im
nächsten Jahrzehnt Fortschritte bei der Umset-

Die internationale 

Zusammenarbeit bei 

Anpassungsmaßnahmen

kann als Versicherungs-

mechanismus für die Armen

dieser Welt betrachtet 

werden
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Armutsbekämpfung führte. Der Millenniums-
gipfel im Jahr 2000, damals die größte Zusam-
menkunft von Regierungsführern in der Ge-
schichte, stellte einen Wendepunkt dar. Er
führte zu einer beispiellosen Verpflichtung,
gemeinsame Ziele – die MDGs – durch eine
Partnerschaft reicher und armer Länder zu
erreichen. Die Verpflichtungen, die im Jahr
2002 in Monterrey, im Jahr 2005 seitens der
Europäischen Union und in Gleneagles seitens
der G8 eingegangen wurden, unterstützten die-
se Partnerschaft mit Entwicklungshilfezusagen.
In der Vereinbarung von Monterrey wurde das
bereits vor längerer Zeit beschlossene Ziel für
reiche Länder bekräftigt, 0,7 Prozent ihres
Bruttoinlandsprodukts für Entwicklungshilfe
bereitzustellen. In den Zusagen der Europä-
ischen Union und der G8 im Jahr 2005 wurde
unter anderem die Verpflichtung eingegangen,
die Entwicklungshilfezahlungen bis 2010 zu
verdoppeln – dies bedeutet eine Steigerung um
50 Milliarden US-Dollar, wovon die Hälfte
nach Afrika gehen soll. Mit diesen Mitteln
könnte Ländern geholfen werden, sich der
Herausforderung zu stellen und ihre Anpas-
sungsbemühungen zu verstärken. 

Erste Anzeichen für eine Einhaltung der
Zusagen sind nicht ermutigend. Die internatio-
nale Entwicklungshilfe ist seit den späten neun-
ziger Jahren gestiegen. Im Jahr 2006 sank die
Entwicklungshilfe um fünf Prozent – das ist das
erste Mal seit 1997. Diese Zahlenangabe über-
treibt teilweise den Abwärtstrend, weil es für
Irak und Nigeria im Jahr 2005 einen außer-
gewöhnlich hohen Schuldenerlass gab. Aber
selbst wenn man diese Maßnahmen beiseite
lässt, fiel das Entwicklungshilfeniveau um zwei
Prozent.55 Durch diese Eckdaten über die Höhe
der Entwicklungshilfe werden jedoch auch
umfassendere Probleme verdeckt. So kann zum
Beispiel ein Großteil der Steigerungsrate seit
2004 auf Schuldenerlass und humanitäre Hilfe
zurückgeführt werden. Aus Bilanzierungsgrün-
den wird durch den Schuldenerlass die Höhe
der tatsächlich erfolgten Zahlungen aufgebläht:
Bei den Daten über Entwicklungshilfe werden
reduzierte Schulden als Steigerung der Ent-
wicklungshilfezahlungen erfasst. Humanitäre
Hilfe ist stark auf Einzelmaßnahmen konzen-

zung der MDGs zu erzielen und anschließend
auf diesen Fortschritten aufbauen zu können,
ist Anpassung die einzige Option, die Schäden,
die durch den bereits stattfindenden Klima-
wandel verursacht werden, zu begrenzen.

In erster Linie sind die nationalen Regierun-
gen in den Entwicklungsländern dafür verant-
wortlich, die Strategien, die erforderlich sind,
um die Widerstandsfähigkeit gegen den Klima-
wandel zu stärken, zu entwickeln. Erfolgreiche
Anpassungsmaßnahmen werden jedoch koor-
diniertes Handeln an vielen Fronten erforder-
lich machen. Geber- und Entwicklungsorgani-
sationen werden mit den Regierungen in den
Entwicklungsländern zusammenarbeiten müs-
sen, um Anpassungsmaßnahmen in umfassen-
dere Strategien zur Armutsbekämpfung und in
Planungsprozesse zu integrieren. Da die vom
Klimawandel am stärksten betroffenen Länder
auch zu den ärmsten zählen, kommt der inter-
nationalen Entwicklungshilfe eine Schlüssel-
rolle dabei zu, die Voraussetzungen für Anpas-
sungsmaßnahmen zu schaffen.

Die Zusagen einhalten
Der Ausgangspunkt ist, dass die Geberländer
sich an die gemachten Zusagen halten müssen.
In den vergangenen Jahren konnte man bemer-
kenswerte Veränderungen bei der Bereitstel-
lung von Entwicklungshilfe beobachten. In den
neunziger Jahren sanken die Entwicklungshil-
fezahlungen auf einen Tiefpunkt, was zu Rück-
schlägen bei den Bemühungen um weltweite
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Zur Einhaltung der Zusagen 
sind höhere Entwicklungshilfe-
zahlungen erforderlich

Entwicklungsprojekte, Programme und Technische 
Zusammenarbeit (2005, in Milliarden US-Dollar)
 

Quelle:  Gurria und Manning 2007.
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triert und ist - schon von der Definition her –
auf Katastrophenhilfe statt auf langfristige Ent-
wicklung ausgerichtet. 

In einer Analyse der OECD wurde die
wichtige Frage aufgeworfen, ob die Geberländer
beim gegenwärtigen Trend ihre eigenen Zusa-
gen überhaupt einhalten können. Wenn man
einmal vom Schuldenerlass und von der huma-
nitären Hilfe absieht, müsste sich die Zuwachs-
rate in den nächsten vier Jahren verdreifachen,
wenn man die 2005 eingegangenen Verpflich-
tungen, die Entwicklungshilfe bis 2010 zu ver-
doppeln, einhalten will (Grafik 4.3).56 Besonde-
ren Anlass zur Sorge bereitet die seit 2002
anhaltende Stagnation bei den zentralen Ent-
wicklungsprogrammen in Afrika südlich der
Sahara (Grafik 4.4). Diese Trends sind mit den

finanziellen Erfordernissen für Anpassungs-
maßnahmen an den Klimawandel nicht verein-
bar. 

Nur auf Anpassung ausgerichtete
Mechanismen führen nur zu 
begrenzten Ergebnissen 
Ganz im Gegensatz zur Anpassungsplanung in
den Industrieländern ist der multilaterale Ent-
wicklungshilfebeitrag für die Finanzierung von
Anpassungsmaßnahmen in den Entwicklungs-
ländern nur sehr schleppend in Gang gekom-
men. Tatsächlich war und ist die multilaterale
Reaktion durch chronische Unterfinanzierung,
Zersplitterung und Führungsschwäche gekenn-
zeichnet. Was die Sache noch verschlimmert,
ist, dass die internationale Zusammenarbeit 
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Sonderbeitrag Wir haben keine andere Wahl

Der Klimawandel verändert unsere Welt für alle Zeiten und macht sie

schlechter – viel schlechter. Soviel wissen wir. 

Was wir jetzt lernen müssen ist, wie wir mit diesem sich ändern-

den Klima zurechtkommen können und wie wir in der Tat durch Redu-

zierung unserer Emissionen die Katastrophe abwenden können (und

müssen). Es ist eine Tatsache, dass wir schon bei den bisherigen Ver-

änderungen der globalen Temperaturen – um etwa 0,7 Grad Celsius

von der Mitte des 19.Jahrhunderts bis jetzt – überall um uns herum

Verwüstungen sehen. Wir wissen, dass wir jetzt Zeugen einer Zu-

nahme extremer Wetterereignisse werden. Wir wissen, dass Über-

schwemmungen verheerende Auswirkungen auf Millionen Menschen

in Asien haben; dass Zyklone und Taifune ganze Siedlungen in Küs-

tengebieten zerstört haben; dass Hitzewellen Menschen selbst in den

reichen Ländern getötet haben. Diese Liste ließe sich fortsetzen. 

Was wir uns jedoch ins Gedächtnis rufen, ist, dass dies nur

begrenzte Schäden sind. Dass wir gegen die Zeit anrennen. Wenn ein

scheinbar so kleiner Temperaturanstieg bereits solche Schäden ver-

ursacht, was wird dann passieren wenn die Welt sich um weitere 

0,7 Grad Celsius aufheizt, was die Wissenschaftler bereits heute für

unvermeidlich halten – als Ergebnis der Emissionen die wir bereits in

die Atmosphäre gepumpt haben. Was wird erst passieren, wenn wir

noch verantwortungsloser mit dem Klima umgehen und die Tempe-

raturen weiter ansteigen, und zwar um fünf Grad, wie in allen Model-

len des ‚Weitermachen wie bisher’ vorhergesagt. Man bedenke, dass

dies der Unterschied zwischen der letzten Eiszeit und der Welt, wie

wir sie heute kennen, ist. Denken wir daran und handeln wir. 

Inzwischen ist klar, dass man im Umgang mit dem Klimawandel

keine neuen wissenschaftlichen Erkenntnisse aus dem Boden stamp-

fen muss. Es geht vor allem darum, Entwicklung stattfinden zu las-

sen. Die Armen leben bereits am Rande des Subsistenzminimums.

Ihre Fähigkeit, der nächsten Dürre, der nächsten Überschwemmung

oder der nächsten Naturkatastrophe standzuhalten, hat bereits jetzt

die Belastbarkeitsgrenzen erreicht. Bei Anpassungsmaßnahmen geht

es um Investitionen in alles, was Gesellschaften widerstandsfähiger

macht, insbesondere die ärmsten und am meisten durch den Klima-

wandel gefährdeten. Bei der Anpassung geht es um Entwicklung für

alle. Dafür sind jedoch viel höhere Investitionen und eine viel größere

Geschwindigkeit erforderlich. 

Das ist der eine Teil dessen, was wir brauchen. Der andere,

schwierigere, ist, unsere gegenwärtigen Emissionen zu reduzieren,

und zwar drastisch. Es geht nicht anders. Wir wissen auch, dass

Emissionen mit dem Wirtschaftswachstum zusammenhängen und

dass das Wirtschaftswachstum mit unseren Lebensstilen zusammen-

hängt. Dies ist der Grund dafür, dass es bei unseren Bemühungen,

Emissionen zu reduzieren, viel Rhetorik und wenig Taten gab. Das

wird sich ändern müssen.

Es wird sich ändern müssen, weil wir auch eine andere Wahrheit

akzeptieren müssen: Wir leben auf einem einzigen Planeten Erde und

um auf ihm zusammenzuleben, müssen wir uns seine Ressourcen

teilen. Tatsache ist, dass die reichen Länder zwar ihre CO2-Emissio-

nen reduzieren müssen, die armen Länder jedoch noch ökologischen

Spielraum benötigen, um ihren Wohlstand zu erhöhen. Es geht um

das Recht auf Entwicklung. 

Die einzige Frage ist, können wir uns neue Methoden aneignen,

um Wohlstand und Wohlergehen zu erzeugen? Die einzige Antwort

darauf ist: Wir haben keine andere Wahl.

Sunita Narain

Leiterin des Centre for Science and Environment



Change Fund, SCCF) – sind bei der Globalen
Umweltfazilität (Global Environment Facility,
GEF) angesiedelt. Beide werden durch freiwil-
lige Beitragsverpflichtungen der Geberländer
finanziert. Im Jahr 2006 wurde ein weiteres
Instrument, die Strategic Priority for Adapta-
tion (SPA), geschaffen. Sie verfügt über Sonder-
mittel für prioritäre Maßnahmen zur Anpas-
sung an den Klimawandel und soll für einen
Zeitraum von drei Jahren Pilotprojekte aus
eigenen Finanzmitteln der GEF finanzieren.
Das erklärte Ziel der GEF-Fonds ist, die Anfäl-
ligkeit der Länder zu verringern, indem Projekte
zur Förderung der Anpassungskapazität unter-
stützt werden. Mit Inkrafttreten des Kyoto-
Protokolls im Jahr 2005 wurde eine weitere
potenzielle Finanzquelle in Form des Fonds für
Anpassungsmaßnahmen (Adaptation Fund)
geschaffen – eine Einrichtung, die durch Trans-
aktionen aus dem Mechanismus für Umwelt-
verträgliche Entwicklung (Clean Development
Mechanism, CDM) finanziert werden soll (siehe
Kapitel 3).

Die Bilanz der eingehaltenen Zusagen ist 
bis jetzt nicht gerade ermutigend. Man kann sie
folgendermaßen zusammenfassen:
• Der Fonds für die am wenigsten entwickelten

Länder, LDCF. Der LDCF wurde 2001
geschaffen und hat bisher von 17 Geberlän-
dern Zusagen in Höhe von gerade einmal
etwas weniger als 157 Millionen US-Dollar
erhalten. Weniger als die Hälfte dieser Sum-
me wurde bisher auf die GEF-Konten über-
wiesen. Die tatsächlichen Ausgaben im Sin-
ne der Umsetzung in Form von Projekten
belaufen sich auf 9,8 Millionen US-Dollar.57

Das greifbarste Ergebnis des LDCF ist bis-
her, dass 20 Nationale Anpassungs-Aktions-
programme (NAPAs) fertiggestellt werden
konnten. Viele dieser Pläne enthalten nütz-
liche Analysen, die einen wichtigen Einblick
in die Prioritäten geben. Sie weisen jedoch
zwei grundlegende Mängel auf. Erstens bie-
ten sie nur in sehr beschränktem Umfang
eine Antwort auf die Herausforderungen
der Anpassung, da sie den Schwerpunkt in
erster Linie darauf legen, durch Kleinpro-
jekte mehr ‚Klimasicherheit‘ zu schaffen:
die Finanzierungsvorschläge auf Länderebe-

bei Anpassungsmaßnahmen nicht als Teil der
gesamten internationalen Entwicklungshilfe-
Partnerschaften zur Armutsbekämpfung kon-
zipiert worden ist. Das Ergebnis ist, dass multi-
laterale Finanzierungsinstrumente nur kleine
finanzielle Beiträge leisten, die mit hohen
Abwicklungskosten verbunden sind, und die
nur zu sehr begrenzten Resultaten führen. 

Multilaterale Anpassungsmechanismen
sind von einer ganzen Reihe von Initiativen
(Tabelle 4.1) entwickelt worden. Zwei Fonds
der UN-Klimakonvention – der Fonds für 
die am wenigsten entwickelten Länder (Least
Developed Country Fund, LDCF) und der
Sonderfonds Klimaänderungen (Special Climate
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2006
(Schätzungen)
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Anpassungsfonds

Zugesagte Summe

(in Mio. US$)

Geleistete Summe

(in Mio. US$)

Ausgezahlte Summe 

(abzüglich Gebühren)

(in Mio. US$)

Fonds für die am wenigsten 
entwickelten Länder (LDCF) 156,7 52,1 9,8

Sonderfonds 
Klimaänderungen (SCCF) 67,3 53,3 1,4

Fonds für 
Anpassungsmaßnahmen 5 5 –

Zwischensumme 229 110,4 11,2

Strategic Priority on Adaptation 
(SPA) 50 50 14,8 a

Summe 279 160,4 26

a. Einschließlich Gebühren.
Erläuterung: Stand der Daten ist der 30. April 2007.

Tabelle 4.1   Finanzierung multilateraler Anpassungsmaßnahmen

Quelle: GEF 2007a, 2007b, 2007c.



ne, die in den Plänen vorgelegt werden,
belaufen sich im Durchschnitt auf 24 Mil-
lionen US-Dollar.58 Zweitens sind die NAPAs
in den meisten Ländern außerhalb des insti-
tutionellen Rahmens, der für die nationale
Planung zur Armutsbekämpfung zuständig
ist, entwickelt worden. Das Ergebnis ist ein

projektbezogener Ansatz, der die Anpas-
sungsplanung nicht in die Entwicklung
umfassender politischer Maßnahmen zur
Überwindung von Anfälligkeit und Mar-
ginalisierung integriert (Kasten 4.7).

• Der Sonderfonds Klimaänderungen, SCCF.
Der SCCF arbeitet seit 2005 und hat Zusa-
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Kasten 4.7 Nationale Anpassungs-Aktionsprogramme (NAPA) – ein begrenzter Ansatz

Nationale Anpassungs-Aktionsprogramme (NAPA) gehören zu den

wenigen konkreten Ergebnissen der multilateralen Zusammenarbeit

zum Thema Anpassung. Sie werden durch den Fonds für die am

wenigsten entwickelten Länder (Least Developed Country Fund,

LDCF) der GEF finanziert und sollen den dringenden und unmittel-

baren Bedarf festlegen, gleichzeitig aber auch einen Rahmen ent-

wickeln, der es ermöglicht, Anpassungsmaßnahmen überall in 

den nationalen Planungen mit zu berücksichtigen. Waren sie erfolg-

reich? 

Unter dem Strich lautet die Antwort auf diese Frage ‚nein‘. Zwan-

zig NAPAs wurden bisher erstellt. Während in vielen ausgezeichnete

analytische Arbeiten enthalten sind, leidet das Programm insgesamt

unter vier miteinander zusammenhängenden Defiziten:

• Unzureichende Finanzierung. Im Rahmen des LDC-Fonds wer-

den jedem Land zunächst bis zu 200.000 US-Dollar zugewiesen,

um die Erstellung eines NAPA zu bezahlen. Diese Summe ist aber

nur ein kleiner Bruchteil dessen, was einige Bezirke und Städte

in Europa für Risiko- und Gefährdungsanalysen ausgegeben

haben. Aufgrund von finanziellen Zwängen waren die Möglich-

keiten der Regierungen eingeschränkt, die gefährdeten Gemein-

schaften zu konsultieren oder Forschungen auf nationaler Ebene

durchzuführen. 

• Unterschätzung der Anpassungskosten. NAPA sind zwar nicht als

umfassende Programme gedacht, ihre finanzielle Ausstattung ist

jedoch unrealistisch niedrig. Der vorgeschlagene durchschnitt-

liche Finanzierungsumfang für die ersten 16 NAPA beträgt 24 Mil-

lionen US-Dollar, gestreckt über einen Haushaltszeitraum von

drei bis fünf Jahren. Länder in einem fortgeschrittenen Stadium

der Projektvorbereitung erhalten im Rahmen des LDC-Fonds

durchschnittlich drei bis dreieinhalb Millionen US-Dollar, um die

ersten Prioritäten umzusetzen, die in ihrem NAPA festgelegt wur-

den. Selbst für Länder am oberen Ende dieser Spanne sind die-

se Eckdaten kaum mit den dringenden unmittelbaren Bedürfnis-

sen armer Haushalte in Einklang zu bringen. So liegen beispiels-

weise die für Bangladesch vorgeschlagenen 74 Millionen US-Dol-

lar oder die 128 Millionen US-Dollar für Kambodscha weit unter

dem eigentlich notwendigen Niveau. 

• Bevorzugung von Projekten. Die meisten NAPA konzentrieren

sich vollständig auf kleine, projektbasierte Interventionen, die 

von Gebern kofinanziert werden sollen. Niger beispielsweise hat

14 Projekte in Bereichen wie der Bewirtschaftung von Wasserein-

zugsgebieten und Futtermittelentwicklung identifiziert. Bangla-

desch identifiziert eine Reihe von Projekten für den Küstenschutz.

Quelle: Kramer 2007; Reid und Huq 2007; Government of the People’s Republic of Bangladesh 2005b; Republic of Niger 2006; Royal Government of Cambodia 2006. 

Gut ausgearbeitete Projekte sind zwar notwendig, um die drin-

genden Bedürfnisse der am meisten Gefährdeten zu erfüllen,

aber sie können nicht als Grundlage einer wirksamen Anpas-

sungsstrategie dienen. Wie auch in anderen Bereichen der Ent-

wicklungshilfe, besteht bei der projektbasierten Unterstützung

eine Tendenz, hohe Transaktionskosten zu verursachen, und eine

Ausrichtung an den Prioritäten und Präferenzen der Geldgeber

ist dabei vorprogrammiert. Wirksame Anpassungsplanung muss

durch nationale Programme und Haushalte entwickelt werden,

wobei Regierungen die Prioritäten durch politische Strukturen

setzen sollten, die auf die Bedürfnisse der am stärksten Betroffe-

nen eingehen. Es gibt so gut wie keine Hinweise darauf, dass

dies auch nur annähernd in dem Umfang erreicht worden wäre,

der notwendig ist. 

• Schwacher Bezug zur menschlichen Entwicklung. Einige NAPA

liefern wichtige Erkenntnisse über die Auswirkungen der durch

den Klimawandel hervorgerufenen Risiken auf gefährdete Grup-

pen. Sie stellen jedoch keine Grundlage dar, Anpassungsmaß-

nahmen in nationale Armutsbekämpfungsstrategien zu integrie-

ren. Sie konzentrieren sich fast ausschließlich auf Klimaschutz-

maßnahmen. Die soziale Absicherung und umfassendere Strate-

gien, armen Haushalten mehr Möglichkeiten und Chancen zu

eröffnen, werden nicht berücksichtigt. Der fehlende politische

Zusammenhang zwischen der Planung von Anpassungsmaßnah-

men und der Planung von Maßnahmen zur Armutsbekämpfung

wird besonders deutlich in den Armutsbekämpfungs-Strategie-

papieren (Poverty Reduction Strategy Papers, PRSPs), das heißt

den Dokumenten die nationale Entwicklungsziele und Prioritäten

festlegen, die durch Entwicklungspartnerschaften unterstützt

werden. In einer Auswertung von 19 PRSPs, die für diesen

Bericht durchgeführt wurde, konnte festgestellt werden, dass die

meisten Klimaereignisse und Wetterschwankungen als wichtige

Ursachen für Armut und Hindernisse für menschliche Entwick-

lung identifizierten. Aber nur vier Länder – Bangladesch, Indien,

Malawi und Jemen – identifizierten eine spezifische Verbindung

zwischen Klimawandel und künftiger Gefährdung. In vielen Fällen

findet Anpassungsplanung in einem völlig anderen Kontext als

die Planung zur Armutsbekämpfung statt. Mauretanien beispiels-

weise hat die Ergebnisse seines NAPA von 2004 nicht in sein

PRSP von 2006 aufgenommen – diese Tatsache deutet darauf

hin, dass die Anpassung an den Klimawandel keine besonders

wichtige Rolle für die Definition von Prioritäten für Entwicklungs-

partnerschaften spielt.



lung dieser Fonds verteilt sich über mehrere
Jahre. Der Kontrast zu den Anpassungsbemü-
hungen in reichen Ländern ist auffällig. Das
deutsche Bundesland Baden-Württemberg
plant, mehr als zweimal so viel für die Verbes-
serung des Hochwasserschutzes auszugeben als
für die gesamten multilateralen Anpassungsbe-
mühungen ausgegeben wird. Unterdessen wer-
den für den Moses-Plan in Venedig, der darauf
abzielt, die Stadt vor dem Anstieg des Meeres-
spiegels zu schützen, in einem Zeitraum von
fünf Jahren 3,8 Milliarden US-Dollar ausgege-
ben (Grafik 4.5).63

Das Anliegen der reichen Länder, in Anpas-
sungsmaßnahmen an den Klimawandel zu in-
vestieren, ist natürlich völlig legitim. Es ist
weniger legitim, Anpassungsmaßnahmen in
den Entwicklungsländern weiterhin völlig un-
zureichend zu finanzieren, nicht zuletzt, wenn
man berücksichtigt, welche Rolle die reichen
Länder bei der Entstehung der durch den Klima-
wandel verursachten Risiken spielen. 

Entwicklungshaushalte bedroht 
Haben andere Geber die Versäumnisse bei den
Entwicklungshilfezahlungen durch Finanzmit-
tel für Anpassungsmaßnahmen an den Klima-
wandel wiedergutgemacht? Es bereitet Proble-
me, die gesamten Entwicklungshilfebemühun-
gen einzuschätzen, nicht zuletzt, weil es keine
gemeinsame Definition gibt, was als Anpas-
sungsmaßnahme zu betrachten ist. Detaillierte
Untersuchungen lassen jedoch vermuten, dass
die Integration der Planung von Anpassungs-
maßnahmen in die Entwicklungspolitik noch
in einem sehr frühen Stadium steckt. 

Ausgehend von einem recht niedrigen An-
fangsniveau erhöhen bilaterale und multilate-
rale Geber allmählich ihre Unterstützung für
Anpassungsmaßnahmen. In einer Überprüfung
bei zehn bilateralen Organisationen, über die
fast zwei Drittel der internationalen Entwick-
lungshilfe abgewickelt werden, wurde versucht,
Projekte zu identifizieren, die explizit auch
Anpassungsmaßnahmen an den Klimawandel
mit einbezogen. Dabei wurden für einen Zeit-
raum von fünf Jahren in den Jahren 2001 bis
2005 Zusagen in Höhe von 94 Millionen 
US-Dollar nachgewiesen – das sind weniger als

gen von 67,3 Millionen US-Dollar erhalten,
von denen 56,7 Millionen speziell für An-
passungsmaßnahmen vorgesehen sind.59 Der
SCCF wurde eingerichtet, um die besonde-
ren langfristigen Anpassungsbedürfnisse der
Entwicklungsländer anzugehen, mit einem
Aufgabengebiet, das die Bereiche Gesund-
heit, Landwirtschaft, Wasser und gefährde-
te Ökosysteme umfasst. Bisher wurden Pro-
jektausgaben in Höhe von 1,4 Millionen
US-Dollar getätigt.60

• Die Strategic Priority on Adaptation, SPA.
Die SPA nahm die Arbeit im Jahr 2004 auf.
Für einen Zeitraum von drei Jahren sind
Mittel in Höhe von 50 Millionen US-Dol-
lar für Pilotprojekte in den verschiedensten
Bereichen vorgesehen, vor allem im Bereich
Ökosystem-Management. Bis heute sind 
28 Millionen US-Dollar zugesagt worden,
von denen 14,8 Millionen ausgezahlt wor-
den sind.61

• Der Fonds für Anpassungsmaßnahmen. Die-
ser wurde eingerichtet, um „konkrete Maß-
nahmen“ zu unterstützen, die durch eine
zweiprozentige Abgabe auf Kredite finan-
ziert werden sollen, die durch CDM-Pro-
jekte bereitgestellt werden. Wenn diese Ab-
gabe durchgesetzt wird, könnten dadurch
abhängig vom Handelsvolumen und von
den Preisen bis 2012 Einnahmen in einer
Gesamthöhe von 160 Millionen bis 950 Mil-
lionen US-Dollar erwirtschaftet werden.62

Bisher hat der Fonds für Anpassungsmaß-
nahmen aufgrund von Unstimmigkeiten
über seine Verwaltung jedoch noch keine
Maßnahmen unterstützen können.
Wenn man eine recht komplexe Geschichte

auf eine einfache Bilanzaufstellung reduziert,
führt dies zu folgendem Ergebnis: Bis Mitte
2007 wurden über Initiativen, die im Rahmen
der UNFCCC eingerichtet wurden, Mittel von
insgesamt 26 Millionen US-Dollar gezahlt. Das
entspricht der Summe, die in Großbritannien
in einer einzigen Woche für Hochwasserschutz
ausgegeben wird. Wenn man in die Zukunft
blickt, belaufen sich die im Rahmen zweckge-
bundener Fonds zugesagten Finanzmittel für
Anpassungsmaßnahmen auf eine Gesamtsum-
me von 279 Millionen US-Dollar. Die Auszah-
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Die Investitionen 
der Industrie-
länder stellen die 
internationalen 
Anpassungsfonds 
in den Schatten

Quelle:  Abbott 2004; DEFRA 2007 
und GEF 2007.
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0,2 Prozent der durchschnittlichen Entwick-
lungshilfezahlungen.64 Natürlich gibt diese Zahl
nur wieder, was in der Vergangenheit gesche-
hen ist. Es gibt Anzeichen dafür, dass Geber
beginnen, auf den Anpassungsbedarf an den
Klimawandel zu reagieren. So erhöhten sich
beispielsweise in den Jahren 2005 bis 2007 die
mit Anpassungsmaßnahmen verbundenen
Aktivitäten der Weltbank von zehn auf 40 Pro-
jekte.65 Die Planung und Finanzierung von
Anpassungsmaßnahmen an den Klimawandel
gehört jedoch bei den meisten Geberorganisa-
tionen nur zu den am Rande mit berücksichtig-
ten Aktivitäten. 

Wenn sich dieses Bild nicht verändert, wird
das Konsequenzen haben, und zwar nicht nur
im Hinblick auf die Armut und Anfälligkeit in
den Entwicklungsländern, sondern auch für die
Effizienz der Entwicklungshilfe. Die meisten
Geber reagieren zwar auf die Herausforderung
der Anpassung recht langsam, ihre Entwick-
lungshilfeprogramme werden jedoch durch den
Klimawandel direkt betroffen sein. Ländliche
Entwicklungsprogramme, um nur ein offen-
sichtliches Beispiel zu nehmen, werden nicht
vor den Folgen veränderter Regenmuster gefeit
sein. Immer häufigere Dürreperioden in Afrika
südlich der Sahara werden unmittelbare Aus-
wirkungen auf Gesundheits-, Ernährungs- und
Bildungsprogramme haben. Und ein verstärk-
tes und noch häufigeres Auftreten von Stürmen
und Überschwemmungen wird die Entwick-
lungshilfeprogramme in vielen Gebieten beein-
trächtigen. Die Bilder in den Medien von Schu-
len und Krankenhäusern, die während der
Überschwemmungen in Bangladesch im Jahr
2007 einfach fortgespült wurden, haben gra-
phisch dargestellt, wie Investitionen im sozialen
Sektor durch klimabezogene Katastrophen
beeinträchtigt werden. 

Überall in den Entwicklungsländern stecken
große Summen von Entwicklungshilfeinves-
titionen in Projekten und Programmen, die
durch den Klimawandel gefährdet sind. Der
Entwicklungshilfeausschuss der OECD (Deve-
lopment Assistance Committee, DAC) hat
Kriterien erarbeitet, um Entwicklungshilfe-
maßnahmen zu identifizieren, die auf den
Klimawandel empfindlich reagieren. Dieser

Kriterienkatalog wurde dann für eine Reihe
von Entwicklungsländern angewendet. Im 
Falle von Bangladesch und Nepal schätzt der
DAC, dass mehr als die Hälfte der gesamten
Entwicklungshilfe in Maßnahmen konzentriert
ist, die durch den Klimawandel negativ beein-
trächtigt werden.66

Unter Zuhilfenahme des DAC-Berichtssys-
tems haben wir eine ,Sensitivitätsanalyse‘ der
Entwicklungshilfe für die Entwicklungshilfe-
haushalte der Geberländer im Durchschnitt der
Jahre 2001 bis 2005 entwickelt. Ganz allgemein
haben wir Entwicklungshilfemaßnahmen iden-
tifiziert, die man als anfällig für verschiedene
Formen von durch den Klimawandel hervorge-
rufene Risiken bezeichnen kann. Die Bandbrei-
te für diese Risiken erstreckt sich von einer klei-
nen Anzahl von Maßnahmen, die hoch emp-
findlich reagieren – wie beispielsweise in der
Landwirtschaft und bei der Wasserversorgung
– bis hin zu einer größeren Anzahl betroffener
Projekte und Programme in Bereichen wie bei-
spielsweise im Verkehrswesen.67

Die Ergebnisse sind verblüffend. Unsere
Untersuchungen haben ergeben, dass schät-
zungsweise 17 Prozent aller Entwicklungshilfe-
projekte unter die enggefasste Kategorie inten-
siven Risikos fallen. In der weiter gefassten
Kategorie sind es dann bis zu 33 Prozent. Wenn
man es auf finanzieller Ebene ausdrückt, sind
zwischen 16 Milliarden und 32 Milliarden 
US-Dollar unmittelbar gefährdet. Diese Zahlen
legen nahe, dass man es als einen wichtigen Teil
der Anpassungsherausforderung ansehen sollte,
die Entwicklungshilfe ,klimasicher‘ zu machen.
Die ungefähren Kosten, die entstehen, wenn
man die Entwicklungshilfe ‚klimasicher‘ machen
will, belaufen sich auf etwa 4,5 Milliarden US-
Dollar beziehungsweise vier Prozent der Ent-
wicklungshilfezahlungen des Jahres 2005.68

Man sollte dabei im Auge behalten, dass hier
nur die Kosten für den Schutz existierender
Investitionen vor dem Klimawandel erfasst
sind, nicht die zusätzlichen Kosten, die ent-
stehen, wenn Entwicklungshilfeprogramme dazu
genutzt werden, Widerstandsfähigkeit aufzu-
bauen. 

Jenseits dieser allgemeinen Eckdaten gibt es
Unterschiede zwischen den einzelnen Gebern.

Überall in den 

Entwicklungsländern 

stecken große Summen 

von Entwicklungshilfe-

Investitionen in Projekten 

und Programmen, die 

durch den Klimawandel

gefährdet sind
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potenziell, dass Entwicklungshilfe aus langfris-
tigen Entwicklungsprogrammen in andere
Bereiche umgeleitet wird. Deshalb ist es wich-
tig, neue, zusätzliche Entwicklungshilfemittel
bereitzustellen, um die künftigen Erfordernisse
bewältigen zu können. 

Die Quantität der Entwicklungshilfe ist
nicht das einzige Problem. Weitere Probleme
entstehen, wenn die Zusagen nicht rechtzeitig
und nicht in vollem Umfang eingehalten wer-
den. Im Jahr 2004 beispielsweise wurden nur 
40 Prozent der 3,4 Milliarden US-Dollar an
Nothilfemitteln, um die die UN gebeten hatte,
tatsächlich überwiesen, ein großer Teil des Gel-
des kam zu spät, um Rückschläge bei der
menschlichen Entwicklung abzuwenden.70 Die
Zunahme von klimabezogenen Katastrophen
stellt eine weitere Bedrohung für die Entwick-
lung dar, die durch Verbesserungen bei der
Qualität der Entwicklungshilfe angegangen
werden muss. Eine Gefahr ist, dass unauffäl-
ligen ,stillen Notsituationen‘, die mit dem
Klimawandel in Verbindung stehen, nicht die
Aufmerksamkeit geschenkt wird, die sie verdie-
nen. Ständige lokale Dürreperioden in Afrika
südlich der Sahara finden weniger Aufmerk-
samkeit in den Medien als Erdbeben oder
Ereignisse wie Tsunamis, auch wenn ihre
langfristigen Folgen noch viel verheerender
sein können. Unglücklicherweise besteht bei
Ereignissen, die weniger Beachtung in den
Medien finden, die Tendenz, dass sie auch bei
den Gebern weniger Interesse wecken und
dann bei Bitten um humanitäre Hilfe weniger
Gelder fließen. 

Katastrophennachsorge ist ein weiterer
Bereich des Entwicklungshilfemanagements,
der entscheidende Auswirkungen auf die
Anpassung hat. Wenn gefährdete Gemein-
schaften von Dürren, Überschwemmungen
oder Erdrutschen heimgesucht werden, kann
sich das unmittelbare menschliche Leiden sehr
schnell in Rückschläge für die langfristige
menschliche Entwicklung verwandeln. Unter-
stützung für möglichst schnelle Wiederherstel-
lungs- und Wiederaufbaumaßnahmen ist uner-
lässlich, wenn man ein solches Ergebnis vermei-
den will. Während immer mehr Mittel in die
Not- und Katastrophenhilfe fließen, wird je-

Einige größere bilaterale Geber – dazu gehören
Kanada, Deutschland, Japan und Großbritan-
nien – sind einem hohen Risiko ausgesetzt
(Grafik 4.6). Die Entwicklungshaushalte mul-
tilateraler Organisationen wie zum Beispiel 
der Afrikanischen Entwicklungsbank (Africa
Development Bank, ADB) und der Internatio-
nalen Entwicklungsorganisation der Weltbank
sind auf ähnliche Weise betroffen.

Die Katastrophenhilfe an 
den Klimawandel anpassen 
Klimabezogene Katastrophen stellen für die
Gebergemeinschaft eine zusätzliche Herausfor-
derung dar. Durch den Klimawandel werden
Naturkatastrophen noch häufiger und mit
noch größerer Intensität auftreten. Um dieser
Herausforderung zu begegnen, ist es dringend
erforderlich, verstärkt in die Verminderung von
Katastrophenrisiken zu investieren. Die Reali-
tät ist jedoch, dass Katastrophen auftreten wer-
den – und dass die internationale Gemeinschaft
darauf mit humanitärer Hilfe reagieren muss.
Dafür ist unter anderem zweierlei erforderlich:
mehr Entwicklungshilfe zur Verfügung zu stel-
len und die Kapazitäten zu stärken, die Wieder-
herstellung und den Wiederaufbau nach Kata-
strophen zu unterstützen. 

Die Katastrophenhilfe ist bereits jetzt einer
der Bereiche der internationalen Entwicklungs-
hilfe mit den höchsten Zuwachsraten: Die bila-
teralen Ausgaben beliefen sich im Jahr 2005 
auf 8,4 Milliarden US-Dollar beziehungsweise
7,5 Prozent der gesamten Entwicklungshilfe.69

Klimabezogene Katastrophen gehören zu den
stärksten Triebkräften für den Anstieg der
humanitären Hilfe, und der Klimawandel wird
diese Entwicklung noch verstärken. Man kann
davon ausgehen, dass das Klimakatastrophen-
risiko durch die Verstädterung, die Ausdehnung
ungeplanter menschlicher Siedlungen in Slum-
gebieten, die Umweltzerstörung und die Mar-
ginalisierung von Bevölkerungsgruppen auf dem
Land voraussichtlich noch zunehmen wird. Wie
schon in Kapitel 2 dargestellt, können klima-
bezogene Katastrophen Fortschritte bei der
menschlichen Entwicklung verlangsamen oder
blockieren. Wenn man jedoch auf die steigende
Flut von Katastrophen reagiert, bedeutet dies
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Grafik 4.6 Entwicklungs- 
hilfehaushalte 
sind durch den
Klimawandel
gefährdet

Anteil der durch den Klimawandel
gefährdeten öffentlichen
Entwicklungshilfe, anhand
ausgewählter Geberländer
2001–2005 (in %) 

Großbritannien

Quelle:  Schätzungen des HDR-Büros auf der
 Grundlage von OECD 2007b und
 Agrawala 2005.
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doch für Wiederaufbau und Wiederherstellung
systematisch zu wenig aufgewendet. Demzufol-
ge wird der Übergang von Katastrophenhilfe
zum Wiederaufbau regelmäßig durch unzurei-
chende Finanzierung gefährdet, und weil die
zugesagten finanziellen Mittel nicht überwiesen
werden. Bauern stehen dann ohne Saatgut und
Kredite da, die sie benötigen, um ihre Produk-
tionskapazität wiederaufzubauen. Slumbewoh-
ner müssen ihr Hab und Gut in Eigenleistung
wieder aufbauen, und die Infrastruktur im Ge-
sundheits- und Bildungsbereich ist vernichtet. 

Die Grundlagen für ein multilaterales Sys-
tem, das für den Umgang mit durch das Klima
verursachten Notlagen ausgerüstet ist, werden
gerade erst geschaffen. Der Zentrale Fonds 
für die Reaktion auf Notsituationen (Central
Emergency Response Fund, CERF), der von
den Vereinten Nationen verwaltet wird, stellt
einen Versuch dar, sicherzustellen, dass die
internationale Gemeinschaft über finanzielle
Mittel verfügt, um frühzeitig handeln und mit
,stillen Notsituationen‘ umgehen zu können.
Seine Zielsetzung ist, im Krisenfall innerhalb
der ersten 72 Stunden sofortige und effiziente
humanitäre Nothilfe bereitzustellen. Seit seiner
Einrichtung im Jahr 2006 hat der CERF Zusa-
gen von 77 Ländern erhalten. Der derzeitige
Vorschlag sieht bis 2008 ein jährliches Budget
von 450 Millionen US-Dollar vor. Auch das
multilaterale System insgesamt wird derzeit
reformiert. Die Globale Fazilität der Weltbank
für Katastrophenvorsorge und Wiederaufbau
(The World Bank’s Global Facility for Disaster
Reduction and Recovery, GFDRR) enthält
auch einen Treuhandfonds der Geberländer, –
die Standby Recovery Financing Facility –,
deren Zielsetzung darin besteht, den Übergang
zur Wiederherstellung und zum Wiederaufbau
durch schnelle, nachhaltige und verlässliche
Finanzierung zu unterstützen. Sowohl der
CERF als auch die GFDRR treten unmittelbar
in Aktion, wenn das derzeitige Nothilfereak-
tionssystem versagt. Das Risiko bleibt jedoch
bestehen, dass durch die steigenden Kosten, die
mit Reaktionen auf Notsituationen verbunden
sind, die finanzielle Unterstützung für lang-
fristige Entwicklungsvorhaben in anderen Be-
reichen abgezogen wird. 

Sich der Anpassungs-
herausforderung stellen – die 
internationale Zusammenarbeit bei
Anpassungsmaßnahmen stärken

Die Anpassung an den Klimawandel muss auf
der Tagesordnung zur Armutsbekämpfung
ganz oben stehen. Es gibt keine Patentrezepte –
aber es gibt zwei Voraussetzungen, wenn man
Erfolg haben will. 

Die erste Voraussetzung ist, dass die Indus-
trieländer das gegenwärtige System unterfinan-
zierter, schlecht koordinierter Initiativen über-
winden und stattdessen Mechanismen entwickeln
müssen, die den Erfordernissen in Umfang und
Effizienz gerecht werden. Angesichts der Be-
drohung für die menschliche Entwicklung, die
der Klimawandel darstellt, braucht die Welt
eine globale Finanzierungsstrategie für Anpas-
sungsmaßnahmen. Eine solche Strategie sollte
nicht als Wohltätigkeitsmaßnahme seitens der
Reichen betrachtet werden, sondern als Investi-
tion, um die Armen dieser Welt gegen die Aus-
wirkungen des Klimawandels abzusichern. Das
Ziel dieser Absicherung ist, die gefährdete
Bevölkerung in die Lage zu versetzen, mit einer
Bedrohung fertig zu werden, für die sie nicht
verantwortlich sind.

Die zweite Voraussetzung für erfolgreiche
Anpassungsmaßnahmen bezieht sich auf den
institutionellen Bereich. Die Risiken und Ge-
fährdungen, die mit dem Klimawandel einher-
gehen, können nicht durch Projekte auf Mikro-
ebene und Einzellösungen bewältigt werden.
Sie müssen auf der Ebene der Armutsbekämp-
fungsstrategien und der Haushaltsplanung
berücksichtigt werden. Ein möglicher Rahmen
hierfür wäre, die Armutsbekämpfungs-Strate-
giepapiere (Poverty Reduction Strategy Papers,
PRSPs) zu überarbeiten, die die Grundlage 
für die politischen Maßnahmen der einzelnen
Länder und für die Partnerschaft mit Gebern
bilden. 

Finanzierung von 
Absicherungsmaßnahmen zur 
Anpassung an den Klimawandel
Es ist ziemlich problematisch, den Finan-
zierungsbedarf für Anpassungsmaßnahmen an
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Informationsquelle ist die Bottom-up-Analyse.
Anhand einer Hochrechnung aus aktuellen
NAPA-Kostenschätzungen werden in einer
Studie die für eine unmittelbare ‚Klimasicher-
heit‘ erforderlichen finanziellen Mittel für die
am wenigsten entwickelten Länder auf eine
Größenordnung von 1,1 Milliarden bis 2,2 Mil-
liarden US-Dollar geschätzt, für die Entwick-
lungsländer insgesamt sogar auf 7,7 bis 33 Mil-
liarden US-Dollar.71 Die Zahlenangaben basie-
ren auf Projektkosten, die in den NAPA enthal-
ten sind. 

Oxfam hat einen anderen Ansatz gewählt
und hat versucht, die erforderlichen Finanzmit-
tel für Anpassungsmaßnahmen auf Gemein-
schaftsebene grob zu schätzen. Auf der Grund-
lage einer Reihe von projektbasierten Pro-
Kopf-Schätzungen kommt Oxfam zu einer
Zahlenangabe von etwa 7,5 Milliarden US-Dol-
lar, die für die Finanzierung von Anpassungs-
maßnahmen für Menschen, die mit weniger als
zwei US-Dollar am Tag auskommen müssen,
erforderlich wären.72 Solche Rechenexempel
sind wichtig. Sie machen auf diejenigen Kosten
für Anpassungsmaßnahmen aufmerksam, die
die Armen direkt bezahlen müssen – Kosten,
die in vielen nationalen Planspielen nicht mit
enthalten sind. 

All diese Kostenschätzungen bieten einen
Einblick in welchen durchaus plausiblen Größen-
ordnungen sich die Finanzierung von Anpas-
sungsmaßnahmen bewegen könnte. Zu begrei-
fen, wie hoch die finanziellen Kosten für die
‚Klimasicherheit‘ sind, ist entscheidend für den
volkswirtschaftlichen Planungsprozess. Regie-
rungen können keine glaubwürdigen Pläne
erstellen, wenn sie nichts über den nationalen
Finanzierungsbedarf wissen. Gleichzeitig ist es
wichtig für die menschliche Entwicklung, dass
auch Investitionen auf Gemeinschaftsebene,
von denen sich viele nicht in Geldwert aus-
drücken lassen, mit berücksichtigt werden. Es
ist sehr wichtig, in diesem Bereich weitere
Untersuchungen vorzunehmen, damit die Pla-
nung von Anpassungsmaßnahmen in die lang-
fristige Haushaltsplanung und in Strategien zur
Armutsbekämpfung integriert werden kann. 

Auch über die ,Klimasicherheit‘ hinaus
muss über Anpassungsmaßnahmen nachge-

den Klimawandel einzuschätzen. Schon per
Definition können die genauen Kosten für
Maßnahmen nicht im Voraus beziffert werden.
Der Zeitpunkt und die Stärke von lokalen Aus-
wirkungen bleibt ein Unsicherheitsfaktor. Hin-
zu kommt, dass es schwierig ist, die Kosten tat-
sächlich auf spezielle, durch den Klimawandel
bedingte Risiken zurückzuführen, denn die
Maßnahmen müssen eine große Bandbreite
von Aktivitäten abdecken, wie beispielsweise
die physische Infrastruktur, Hilfe beim Lebens-
unterhalt, die Umwelt und die Sozialpolitik.
Dies sind alles wichtige Vorbehalte. Sie liefern
jedoch keine Rechtfertigung für Ansätze nach
dem Motto „weitermachen wie bisher“. 

Es hat verschiedene Versuche gegeben, die
Höhe der für Anpassungsmaßnahmen erfor-
derlichen finanziellen Mittel grob zu schätzen.
In den meisten dieser Ansätze wurde der
Schwerpunkt auf die ‚Klimasicherheit‘ gelegt.
Das bedeutet, man hat sich prinzipiell auf die
Kosten konzentriert, die entstehen, wenn die
gegenwärtigen Investitionen und die Infra-
struktur angepasst werden, um sie vor durch
den Klimawandel bedingten Risiken zu schüt-
zen. Die Weltbank hat ein Schätzungspaket
vorgelegt, das auf einer Reihe von derzeitigen
Investitionen und groben Kostenkalkulationen
für Anpassungsmaßnahmen beruht. Wenn
man die Zahlen der Weltbank für das Jahr 2005
aktualisiert, erhält man eine Kostenschätzung
im mittleren Bereich von etwa 30 Milliarden
US-Dollar (Tabelle 4.2). Wichtig ist, dass diese
Kostenschätzungen auf Indikatoren der Volks-
wirtschaft basieren. Eine weitere wertvolle
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Entwick-

lungsländer

(in

Milliarden

US-Dollar)

2005

Geschätzter 

durch den 

Klimawandel 

gefährdeter 

Anteil (in %)

Geschätzte

Kosten der

Klima-

anpassung

(in %)

Geschätzte 

Kosten (in 

Milliarden 

US-Dollar) 

2005

Mittlere

Kosten-

schätzung

(in

Milliarden

US-Dollar)

2005

Investitionen (in Milliarden US-Dollar) 2.724 2–10 5–20 3–54 ~30

Auslandsdirektinvestitionen
(in Milliarden US-Dollar)

281 10 5–20 1–6 ~3

Öffentliche Entwicklungshilfe netto 107 17–33 5–20 1–7 ~4

Tabelle 4.2   Höhe der Kosten, um Entwicklung ‚klimasicher‘ zu machen

Quelle: Angaben über Investitionen aus IWF 2007; Angaben über  Auslandsdirektinvestionen aus Weltbank 2007d; Angaben über ODA aus der 
Indikatorentabelle 18; Angaben über Klimagefährdung und Kosten aus Stern 2006.



dacht werden. Ein entscheidendes Element bei
Anpassungsmaßnahmen ist, die Infrastruktur
vor Klimarisiken zu schützen. Ein weiteres Ele-
ment ist die Finanzierung von Wiederherstel-
lungs- und Wiederaufbaumaßnahmen nach
klimabedingten Katastrophen. Widerstands-
fähigkeit gegen zusätzliche Risiken aufzubauen,
beinhaltet jedoch mehr als nur Investitionen in
die physische Infrastruktur und Wiederherstel-
lungs- und Wiederaufbaumaßnahmen nach
Notsituationen. Es geht auch darum, die Bevöl-
kerung durch Investitionen der öffentlichen
Hand, die die Anfälligkeit vermindern, in die
Lage zu versetzen, Klimaschocks zu bewältigen.
Eines der größten Probleme bei der gegenwär-
tigen Herangehensweise an Anpassungsmaß-
nahmen ist, dass der Schwerpunkt hauptsäch-
lich darauf gelegt wird, die Infrastruktur ,klima-
sicher‘ zu machen. Dabei werden Strategien, die
den Menschen mehr Handlungsspielraum ver-
schaffen – und sie damit ,klimasicher‘ machen
– nicht ausreichend berücksichtigt. Es ist noch
schlechter einzuschätzen, wie viel solche Strate-
gien kosten würden, sie sind jedoch mindestens
ebenso entscheidend für eine erfolgreiche
Anpassung.

Die Aufstockung der Finanzmittel für die
menschliche Entwicklung sollte als ein zentra-
les Element der internationalen Zusammenar-
beit im Bereich der Anpassung betrachtet wer-
den: Unsicherheiten über die Kosten dürfen
nicht über die Tatsache hinwegtäuschen, dass
der Klimawandel den Nutzen von Entwick-
lungshilfezahlungen verringern und die inter-
nationalen Bemühungen um Armutsbekämp-
fung blockieren wird. In Wirklichkeit treiben
die zusätzlichen Risiken, die mit dem Klima-
wandel verbunden sind, die Kosten für die
Umsetzung der Ziele für die menschliche Ent-
wicklung, insbesondere der MDGs, in die
Höhe. Deshalb sollte eine verstärkte Finanzie-
rung von Anpassungsmaßnahmen zum Teil als
Antwort auf den erhöhten Finanzierungsbedarf
verstanden werden, der entsteht, wenn man die
Millenniums-Entwicklungsziele im Jahr 2015
und auch danach erreichen will. 

Der entscheidende Ausgangspunkt ist, dass
die Finanzierung von Anpassungsmaßnahmen
in Form neuer, zusätzlicher finanzieller Mittel

erfolgen muss. Das heißt, dass die internationa-
len Finanzierungsbemühungen noch zu den in
Gleneagles vereinbarten Finanzierungszielen
für die Entwicklungshilfe hinzukommen müss-
ten, und zu dem noch umfassenderen Bestre-
ben, das 0,7- Prozent-Ziel des Bruttonational-
einkommens bei der Entwicklungshilfe bis 2015
zu erreichen. Schätzungen über den Finanzie-
rungsbedarf bei Anpassungsmaßnahmen kön-
nen nicht durch Anwendung mechanistischer
,Formeln‘ entwickelt werden. Die Mittel, die
zur Verfügung gestellt werden müssen, müssen
mit Einschätzungen über die Auswirkungen auf
die menschliche Entwicklung und mit den
Erfahrungen der Armen abgestimmt werden.
Man wird angesichts neuer wissenschaftlicher
Erkenntnisse und nationaler Bewertungen noch
Korrekturen vornehmen müssen. Längerfristig
betrachtet wird das Ausmaß, in dem Anpassun-
gen vorgenommen werden müssen, zum Teil
von den Bemühungen um Emissionsreduktion
abhängen. All diese Überlegungen verweisen
darauf, dass man flexibel bleiben muss. Diese
Erkenntnis ist jedoch weder ein Grund, Maß-
nahmen noch hinauszuzögern, noch eine
Rechtfertigung dafür, dass die internationalen
Anstrengungen eindeutig unzureichend sind.
Der Klimawandel ist derzeit eine reale Gefahr
für die MDGs – und für Fortschritte bei der
menschlichen Entwicklung über das Jahr 2015
hinaus. 

Um dieser Gefahr zu begegnen, werden ver-
stärkte Bemühungen erforderlich sein, finanziel-
le Ressourcen bereitzustellen, was auch die ‚Kli-
masicherheit‘ mit einschließt, jedoch auch noch
darüber hinausgeht. Hier eine grobe Schätzung
des Finanzierungsbedarfs im Jahr 2015:
• Investitionen in Entwicklung ‚klimasicher‘

machen. Eine Priorität muss sein, detaillier-
te Kosteneinschätzungen im Hinblick auf
den Schutz der bestehenden Infrastruktur
durchzuführen. Wenn wir uns auf die oben
beschriebene Methodik der Weltbank stüt-
zen und eine Aktualisierung der Daten für
das Jahr 2005 vornehmen, schätzen wir,
dass die Kosten, die entstehen, wenn man
die Investitionen in Entwicklung und die
Infrastruktur ‚klimasicher‘ machen will, 
im Jahr 2015 eine Höhe von mindestens 

Die Finanzierung von 

Anpassungsmaßnahmen

erfordert zusätzliche Mittel
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• Das System zur Katastrophenhilfe stärken.
Wenn man im Rahmen der Entwicklungs-
hilfe in die Verringerung von Katastrophen-
risiken investiert, wird dadurch viel mehr
erreicht, als durch eine nachträgliche Kata-
strophenhilfe. Klimakatastrophen werden
dennoch auftreten – und der Klimawandel
wird noch dazu beitragen, den ohnehin
schon vorhandenen Druck, der auf den
internationalen Systemen lastet, humanitäre
Notsituationen zu bewältigen, zu verstär-
ken. Wie diese Systeme reagieren wird für
die Aussichten auf menschliche Entwick-
lung für betroffene Gemeinschaften in aller
Welt von entscheidender Bedeutung sein.
Es ist eine der größten Herausforderungen
dafür zu sorgen, dass schnell Finanzmittel
bereitgestellt werden, um mit dem Klima
verbundene Notsituationen zu bewältigen.
Eine weitere Herausforderung besteht
darin, den Übergang von Nothilfe zur Wie-
derherstellung und zum Wiederaufbau zu
finanzieren. Für die klimabezogene Kata-
strophenhilfe sollten bis 2015 jährlich zwei
Milliarden US-Dollar mehr an bilateraler
und multilateraler Unterstützung aufge-
wendet werden, um zu verhindern, dass Ent-
wicklungshilfezahlungen für diese Zwecke
verwendet werden. 
Die daraus resultierenden unteren Schätz-

werte erscheinen sehr hoch. Insgesamt ergibt
sich bis 2015 eine Summe von neuen zusätz-
lichen Finanzmitteln für Anpassungsmaßnah-
men in Höhe von etwa 86 Milliarden US-Dol-
lar jährlich (Tabelle 4.3). Um Ressourcen in
dieser Größenordnung zu mobilisieren, werden
verstärkte Anstrengungen erforderlich sein. Die
Zahlen sollten jedoch im Kontext betrachtet
werden. Insgesamt müssten die Industrieländer
im Jahr 2015 etwa 0,2 Prozent ihres Bruttoin-
landsprodukts bereitstellen – das ist etwa ein
Zehntel dessen, was sie gegenwärtig für Militär-
ausgaben aufwenden.75

Die Verantwortung der reichen Länder ist
ein starkes Argument für die Finanzierung von
Anpassungsmaßnahmen. Die Auswirkungen
des Klimawandels auf das Leben armer Men-
schen sind nicht das Ergebnis von Naturgewal-
ten. Sie sind die Folgen menschlichen Han-

44 Milliarden US-Dollar jährlich erreichen
werden.73

• Armutsbekämpfungsprogramme an den Klima-
wandel anpassen. Armutsbekämpfungspro-
gramme können nicht völlig ‚klimasicher‘
gemacht werden. Man kann sie jedoch so
stärken, dass Widerstandsfähigkeit aufge-
baut und Anfälligkeit reduziert wird. Natio-
nale Armutsbekämpfungspläne und –haus-
halte sind das effektivste Instrument, um
diese Ziele zu erreichen. Programme zur
sozialen Absicherung wie sie schon weiter
oben in diesem Kapitel beschrieben wur-
den, stellen eine kostengünstige Strategie
dar. Auf ihrem Gipfeltreffen im Jahr 2007
identifizierten die politischen Führer der
G8-Staaten die soziale Absicherung als ein
künftiges Feld der Entwicklungszusammen-
arbeit. Gleichzeitig machen die durch den
Klimawandel verursachten zusätzlichen
Risiken eine noch umfassendere Reaktion
erforderlich, die beispielsweise auch eine
Unterstützung in den Bereichen Gesund-
heitswesen, ländliche Entwicklung und Um-
weltschutz auf Gemeinschaftsebene umfas-
sen muss. Diese Investitionen müssen mit
der Zeit aufgestockt werden. Das Ziel für
das Jahr 2015 sollte sein, dass sich die Staa-
ten darauf verpflichten, mindestens 40 Mil-
liarden US-Dollar – eine Summe, die bei
Ländern mit niedrigem Einkommen und
mittlerem Einkommen im unteren Bereich
etwa 0,5 Prozent des Bruttosozialeinkom-
mens ausmacht - für den Ausbau von Pro-
grammen zur sozialen Absicherung und 
für die Aufstockung der Entwicklungshilfe
in anderen Schlüsselbereichen bereitzu-
stellen.74
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Tabelle 4.3   Investitionen in Anpassungsmaßnahmen bis 2015

Geschätzte Kosten

Geschätzte Kosten für die Geberländer

Anteil am BIP der 

OECD-Länder (in %)

in Mio. US$

2015

Entwicklungsinvestitionen für den Klimaschutz 0,1 44

Anpassung der Armutsreduzierung an den Klimawandel 0,1 40

Stärkung der Katastrophenhilfe (,) 2

Summe 0,2 86

Quelle: Schätzungen des HDR-Büros auf der Grundlage von BIP-Prognosen aus World Bank 2007d. 



delns. Noch präziser ausgedrückt, sind sie das
Produkt von Energienutzungsmustern und
Entscheidungen, die von der Bevölkerung und
den Regierungen in den reichen Ländern
getroffen wurden. Argumente für die Finanzie-
rung von Anpassungsmaßnahmen in Entwick-
lungsländern ergeben sich teilweise aus einem
simplen ethischen Grundsatz, nämlich, dass
Länder, die für die Verursachung von Schäden
verantwortlich sind, auch dafür verantwortlich
sind, den betroffenen Ländern bei der Bewälti-
gung der Folgen zu helfen. Die internationale
Zusammenarbeit bei Anpassungsmaßnahmen
sollte nicht als ein Akt der Barmherzigkeit, son-
dern als Ausdruck von sozialer Gerechtigkeit,
Gleichheit und menschlicher Solidarität
betrachtet werden. 

All diese Fakten sollen nicht dazu dienen,
das Ausmaß der Herausforderungen, die auf die
Geber zukommen, herunterzuspielen. Für die
Mobilisierung von Finanzmitteln für Anpas-
sungsmaßnahmen an den Klimawandel im
erforderlichen Umfang ist ein hoher Grad von
politischem Engagement notwendig. Die Geber
werden mit den Regierungen der Entwick-
lungsländer zusammenarbeiten müssen, um die
zusätzlichen, mit dem Klimawandel verbunde-
nen Risiken zu identifizieren, den Finanzbedarf
einzuschätzen, der entsteht, wenn man auf die-
se Risiken vorbereitet sein will und in einen
Dialog über die Anpassungspolitik einzutreten.
Gleichzeitig werden die Geber selbst hinsicht-
lich der Notwendigkeit internationalen Han-
delns bei Anpassungsmaßnahmen zu einem
sehr viel stärkeren Konsens kommen müssen,
der über prinzipielle Stellungnahmen hinaus zu
praktischen Maßnahmen übergeht. Angesichts
des Ausmaßes der dafür erforderlichen finan-
ziellen Mittel, die bereitgestellt werden müssen,
werden die Geberländer auch darüber nachden-
ken müssen, dringend innovative Finanzie-
rungsvorschläge zu entwickeln. Es gibt mehrere
Optionen:
• Bereitstellung von Finanzmitteln über Koh-

lenstoffmärkte. Im Fonds für Anpassungsmaß-
nahmen des Kyoto-Protokolls ist bereits das
Prinzip verankert, dass die Finanzierung
von Anpassungsmaßnahmen mit den Koh-
lenstoffmärkten verbunden werden könnte.

Nach diesem Prinzip sollte gehandelt wer-
den. Die Mobilisierung von Ressourcen
durch Märkte zur Emissionsreduktion bie-
tet zwei allgemeine Vorteile: einen prognos-
tizierbaren Finanzfluss und eine Verbin-
dung zwischen der Ursache des Problems
und einer Teillösung. Die CO2-Steuer ist
ein Instrument zur Mobilisierung von
Finanzmitteln (siehe Kapitel 3). So würde
zum Beispiel eine Steuer von nur drei 
US-Dollar pro Tonne CO2 auf energiebe-
zogene CO2-Emissionen der OECD-
Länder etwa 40 Milliarden US-Dollar jähr-
lich (ausgehend vom Emissionsniveau des
Jahres 2005) einbringen. Der Handel mit
Emissionszertifikaten ist ein weiteres markt-
basiertes Instrument zur Mobilisierung von
Finanzmitteln für Anpassungsmaßnahmen.
So wird zum Beispiel das Emissionshandels-
system (ETS) der Europäischen Union in
der zweiten Phase bis 2012 etwa 1,9 Giga-
tonnen an Emissionsrechten jährlich verge-
ben. Bei den gegenwärtigen Regeln können
bis zu zehn Prozent dieser Rechte verstei-
gert werden. Nur um dies zu veranschau-
lichen: eine Anpassungsabgabe in Höhe von
drei US-Dollar pro Tonne CO2 auf diese
Menge würde 570 Millionen US-Dollar
einbringen. Wenn die Versteigerungen im
Rahmen des ETS nach 2012 noch zuneh-
men, könnten sie eine noch solidere Grund-
lage für die Finanzierung von Anpassungs-
maßnahmen bilden. 

• Umfassendere Abgaben. Im Prinzip kann die
Finanzierung von Anpassungsmaßnahmen
durch eine ganze Reihe von Abgaben gesi-
chert werden. Wenn man Steuern auf CO2-
Emissionen erhebt, hat das den zweifachen
Vorteil, Einnahmen für Anpassungsmaß-
nahmen zu erwirtschaften und gleichzeitig
den Anreiz zu erhöhen, die Emissionsre-
duktion zu fördern. Ein Beispiel dafür ist
die Besteuerung von Flugtickets. Im Jahr
2006 begann Frankreich damit, einen
‚internationalen Solidaritätsbeitrag‘ auf alle
innereuropäischen und internationalen
Flüge zu erheben.76 Das Ziel ist, Einnahmen
in Höhe von 275 Millionen US-Dollar zu
erwirtschaften, um die Behandlung von
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wichtige Voraussetzung ist, dass die Mobilisie-
rung von Einnahmen zur Unterstützung von
Anpassungsmaßnahmen transparent und effi-
zient sein sollte. Bei der Einrichtung spezieller
Finanzierungsmechanismen und entsprechend
zweckgebundener Fonds müssen potenzielle
Fallstricke beachtet werden. Wenn man sich zu
sehr auf zusätzliche Abgaben verlässt, kann dies
dazu führen, dass die Einnahmequellen poten-
ziell schlechter einschätzbar werden. Ange-
sichts des weitreichenden und langfristigen
Charakters der Herausforderung, die die Finan-
zierung von Anpassungsmaßnahmen mit sich
bringt, spricht vieles dafür, diese in die norma-
len Haushaltsberatungen mit einzubeziehen.
Das schließt jedoch nicht aus, dass auch zusätz-
liche Finanzierungsmechanismen eine wichtige
Rolle spielen können, ganz gleich ob durch die
direkte Finanzierung von Anpassungsmaßnah-
men oder bei der Mobilisierung zusätzlicher
Haushaltsmittel. 

Anpassungsmaßnahmen bei 
allen anderen Maßnahmen mit
berücksichtigen 
Die Finanzierung ist nicht das einzige Problem
bei der Entwicklung erfolgreicher Anpassungs-
strategien. In den meisten Ländern wird die
Anpassung nicht als integraler Bestandteil
nationaler Programme behandelt. Sowohl die
Geber als auch die nationalen Regierungen rea-
gieren auf die Herausforderung der Anpassung
hauptsächlich über projektbezogene institutio-
nelle Strukturen, die außerhalb der Planungs-
mechanismen für Haushalte und Armutsbe-
kämpfungsstrategien agieren.

Vor diesem Hintergrund lässt sich erklären,
weshalb Anpassungsmaßnahmen in den gegen-
wärtigen Entwicklungshilfe-Partnerschaften
eine so geringe Priorität beigemessen wird. Die
institutionellen Zuständigkeiten sind zwar in
einzelnen Ländern unterschiedlich, in vielen
Entwicklungsländern ist die Anpassungspla-
nung jedoch bei den Umweltministerien ange-
siedelt, die nur einen begrenzten Einfluss auf
andere Ministerien, insbesondere das Finanz-
ministerium, haben. In den meisten PRSPs –
den Dokumenten, die die nationalen Prioritä-
ten und die Bedingungen für Entwicklungs-

HIV/AIDS und anderen Epidemien zu
finanzieren. Um die Einnahmen aus dem
Programm auszuzahlen, wurde eine interna-
tionale Einrichtung zum Kauf von Medika-
menten geschaffen. Großbritannien nutzt
einen Teil seiner Flugpassagiersteuer (Air
Passenger Duty Tax), um Investitionen für
Impfprogramme in Entwicklungsländern
zu finanzieren. Wenn man pro Flug eine
Abgabe von sieben US-Dollar einführen
würde, würde das sicherlich niemanden
davon abhalten, ein Flugzeug zu benutzen,
aber man würde dadurch etwa 14 Milliar-
den US-Dollar an Einnahmen erwirtschaf-
ten, die für Anpassungsmaßnahmen ge-
nutzt werden könnten.77 Man könnte die
Abgaben noch durch die Besteuerung ande-
rer Bereiche erweitern, so zum Beispiel bei
Benzin, bei kommerzieller Elektrizitätsver-
sorgung und CO2-Emissionen in der Indus-
trie. Auch über eine Abgabe für Anpas-
sungsmaßnahmen, die den hohen CO2-
Ausstoß bei Geländefahrzeugen (SUVs)
und anderen Fahrzeugen mit hohem Ben-
zinverbrauch widerspiegelt, könnte nachge-
dacht werden. 

• An das Einkommen und die finanziellen
Möglichkeiten gekoppelte Finanzierungsmaß-
nahmen. Eine Reihe von Kommentatoren
haben sich dafür ausgesprochen, die Anpas-
sungsverpflichtungen mit dem Reichtum
eines betreffenden Industrielandes zu ver-
knüpfen. Ein Vorschlag sieht vor, dass alle
im Annex 1 des Kyoto-Protokolls aufge-
führten Vertragsstaaten einen festgesetzten
Anteil ihres Bruttoinlandsprodukts zur
Finanzierung von Anpassungsmaßnahmen
bereitstellen müssen.78 Ein anderer Vor-
schlag favorisiert die Ausarbeitung einer
Formel für Beiträge zur Finanzierung von
Anpassungsmaßnahmen, in der eine Ver-
bindung von Verantwortung für Kohlendi-
oxidemissionen (wie sie in historischen
Anteilen zum Ausdruck kommen) und
finanziellen Möglichkeiten (gemessen unter
Zuhilfenahme des HDI und des nationalen
Einkommens) hergestellt wird.79

Vorschläge in all diesen Bereichen sollten
ernsthaft in Erwägung gezogen werden. Eine
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Partnerschaften definieren – werden Anpas-
sungsmaßnahmen an den Klimawandel ober-
flächlich behandelt (siehe Kasten 4.7). Eine
Folge davon ist, dass ein großer Teil der Ent-
wicklungshilfefinanzierung für Anpassungs-
maßnahmen über projektbasierte Unterstüt-
zung abgewickelt wird. Auch die gegenwärtigen
multilateralen Förderinstrumente ebenso wie
der Ansatz, der im Rahmen der NAPA verfolgt
wird, funktionieren auf ähnliche Weise.

Einige Projekte zur Anpassung an den Klima-
wandel können durchaus Ergebnisse vorweisen.
Auch in Zukunft werden Projekte weiterhin
eine wichtige Rolle spielen. Projektbasierte
Unterstützung kann jedoch keine Grundlage
für eine Ausweitung der Partnerschaften im
Bereich von Anpassungsmaßnahmen in dem
Tempo und Umfang, wie sie erforderlich sind,
sein. Projektbasierte Entwicklungshilfe treibt
normalerweise die Abwicklungskosten in die
Höhe, da damit bestimmte Präferenzen der
Geber für ihre eigenen Berichterstattungssyste-
me, schlechte Koordination und Druck auf 
die Verwaltungskapazität verbunden sind. Die
Abwicklungskosten für Entwicklungshilfemaß-
nahmen in diesen Bereichen stellen die vorhan-
denen Kapazitäten schon jetzt vor eine große
Belastungsprobe. In 34 Entwicklungshilfe-Em-
pfängerländern, die in einer Studie der OECD
im Jahr 2005 erfasst wurden, gab es im Laufe
des Jahres 10.507 Geberaktivitäten.80

Es besteht die Gefahr, dass der gegenwär-
tige Ansatz bei Anpassungsmaßnahmen die
Abwicklungskosten der Entwicklungshilfe in
die Höhe treibt. Die Entwicklungsländer gera-
ten bereits jetzt unter Druck, wenn sie Anpas-
sungsmaßnahmen an den Klimawandel in ihre
nationalen Planungsprozesse mit einbeziehen
sollen. Sie müssen auch auf dringliche Proble-
me in vielen anderen Bereichen reagieren –
HIV/AIDS, Ernährung, Bildung und ländliche
Entwicklung, um nur einige wenige zu nennen
– in denen sie oft mit unterschiedlichen Gebern
zusammenarbeiten. Wenn der Weg zu einer
Aufstockung von Finanzmitteln für Anpas-
sungsmaßnahmen an den Klimawandel über
verschiedene multilaterale Initiativen führt,
von denen jede ihr eigenes Berichtswesen hat,
kann man mit ziemlicher Sicherheit vorher-

sagen, dass die Abwicklungskosten steigen wer-
den. Der Ausgangspunkt für eine Aufstockung
der Anpassungsplanung muss sein, zu einem
programmbezogenen System überzugehen, das
in den gesamten Planungsprozess auf nationaler
Ebene integriert ist. 

Die kleinen Inselstaaten unter den Ent-
wicklungsländern haben in diesem Bereich
bereits eine Führungsrolle übernommen. Da sie
von durch den Klimawandel verursachten Risi-
ken betroffen sind, die alle Aspekte ihres sozia-
len, wirtschaftlichen und ökologischen Lebens
tangieren, haben die Regierungen dort einen
integrierten Ansatz entwickelt und die nationale
und regionale Planung miteinander verknüpft.
In der Karibik, um nur ein Beispiel zu nehmen,
wurde im Jahr 2002 das Mainstreaming Adap-
tation to Climate Change Programme ins Leben
gerufen, um die Integration von Anpassungs-
und Klimarisikomanagement-Strategien in die
Bewirtschaftung von Wasserressourcen, Tou-
rismus, Fischerei, Landwirtschaft und andere
Bereiche zu fördern. Ein weiteres Beispiel ist
Kiribati im Pazifik, wo die Regierung in Zusam-
menarbeit mit Gebern Risikofolgenabschät-
zungen, zu durch den Klimawandel verursach-
ten Risiken in die nationale Planung mit ein-
bezogen hat. Die Zusammenarbeit erfolgt im
Rahmen von hochrangigen Ausschüssen der
Ministerien. Einer Vorbereitungsphase von
zwei Jahren (2003-2005) folgt eine Durchfüh-
rungsphase von drei Jahren. In der zweiten Phase
werden zusätzliche Ausgaben für Anpassungs-
maßnahmen an den Klimawandel in Schlüssel-
bereichen durch die Geber kofinanziert. 

Berücksichtigung in den PRSPs
Für Länder mit niedrigem Einkommen ist der
Dialog über PRSPs eine gute Gelegenheit, zu
einer stärkeren Programmorientierung überzu-
gehen. In den besten PRSPs werden gut defi-
nierte Ziele mit einer Armutsanalyse verbun-
den und mit Systemen der Mittelzuweisung im
Rahmen der Jahreshaushalte und laufenden
mittelfristigen Finanzplänen. Während Projek-
te in einem kurzfristigen Zyklus operieren,
muss die Planung von Anpassungsmaßnahmen
und die Bereitstellung von Finanzmitteln über
einen längerfristigen Zeithorizont erfolgen. In
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Gegenleistung für Bildung und Stipendien
für Mädchen zur Verfügung gestellt wer-
den.81 Abgesehen von der unmittelbaren
Hilfe bieten diese Programme den Men-
schen eine Leiter, auf der sie sich aus der
Armut retten können. Es gibt jedoch etliche
Probleme. Erstens ist die Reichweite der
Programme unzureichend: Es gibt etwa 
24 Millionen Menschen in Bangladesch, die
unter die Kategorie ,extrem arm‘ fallen,
während in die sozialen Sicherungssysteme
gegenwärtig nur etwa zehn Millionen einbe-
zogen sind. Zweitens gibt es kein integrier-
tes nationales SSNP, das auf einer umfassen-
den und aktualisierten Erfassung von Risi-
ken und Anfälligkeit basiert. Jedes einzelne
SSNP wird von einer Reihe von Gebern
finanziert, und es gibt Probleme mit unkla-
ren und einander überschneidenden Man-
daten. Mehr Kapazitäten und aufgestockte
nationale Programme in diesen Bereichen
könnten Millionen von Menschen, die durch
den Klimawandel unmittelbaren Risiken
ausgesetzt sind, Unterstützung bei der An-
passung bieten.82

• Umfassendes Katastrophenmanagement.
Durch die Zusammenarbeit mit Gebern im
Rahmen einer Reihe von innovativen Pro-
grammen hat man in Bangladesch ein immer
effizienteres System zum Katastrophen-
management entwickelt. Das System bezieht
sich explizit auf die MDGs und verbindet
eine Reihe von ursprünglich unzusammen-
hängenden Aktivitäten, wie zum Beispiel
die Entwicklung von Frühwarnsystemen,
Schutz vor Überschwemmungen auf Ge-
meinschaftsebene und Wiederherstellung
und Wiederaufbau nach Überschwem-
mungen.83 Die gegenwärtige Finanzierung –
14,5 Millionen US-Dollar für vier Jahre –
ist jedoch nicht mit dem ehrgeizigen Ziel,
die Anfälligkeit der Armen auf ein ‚hand-
habbares und akzeptables‘ Niveau zu redu-
zieren, zu vereinbaren. 
Jedes Land ist zwar verschieden, diese Bei-

spiele zeigen jedoch, wie groß der Spielraum
für eine Integration von Anpassungsstrategien
in den nationalen Planungsprozess ist. Der
Dialog über PRSPs bietet einen Rahmen in

Ländern, die über ausreichend Kapazität zur
Abwicklung von Fördermitteln verfügen, ist es
höchstwahrscheinlich effizienter, die Unter-
stützung seitens der Geber im Rahmen der
nationalen Haushalte, über die nationale und
regionale Programme finanziert werden, abzu-
wickeln, als Dutzende von Kleinprojekten zu
finanzieren. Die PRSPs stellen eine Verbindung
zwischen den Armutsbekämpfungszielen und
den nationalen Haushalten dar. Sie sind daher
das beste Instrument, um mit öffentlichen Gel-
dern ausgestattete Programme, die auf die MDGs
und weiter gefasste makroökonomische Ziele
ausgerichtet sind, zu entwerfen.

In vielen Ländern könnte durch mehr
Unterstützung auf Programmebene schon sehr
früh ein Nutzen aus Anpassungsmaßnahmen
gezogen werden, wodurch wiederum umfassen-
dere Bemühungen um Armutsbekämpfung ge-
stärkt werden könnten. Ein Beispiel hierfür ist
Bangladesch. Viele Geber in Bangladesch enga-
gieren sich in einer großen Zahl von Projekten
und Programmen mit dem Ziel, die mit dem
Klima verbundenen Risiken zu verringern. Es
könnte jedoch viel mehr getan werden, um die
Unterstützung auf Programmebene in Schlüs-
selbereichen noch zu intensivieren. Hier zwei
Beispiele:
• Programme zum Aufbau sozialer Sicherungs-

systeme (Social safety net programmes, SSNPs).
Über die PRSPs hat die arme Bevölkerung
selbst erkannt, dass die Stärkung von Pro-
grammen zum Aufbau sozialer Sicherungs-
systeme ein entscheidender Faktor für die
Verringerung der Anfälligkeit ist. Gegen-
wärtig gibt es in Bangladesch eine große
Bandbreite solcher Programme mit einem
geschätzten Finanzvolumen von etwa 0,8 Pro-
zent des Bruttoinlandsprodukts. Beispiele
hierfür sind ein Altersgeldsystem, Beihilfen
für Problemgruppen, ein Programm zur
Instandhaltung von Straßen auf dem Land
und ein Programm zur Infrastrukturent-
wicklung auf dem Land. Beide stellen je-
weils Geld beziehungsweise Lebensmittel als
Gegenleistung für Arbeitsleistungen bereit.
Zu diesen Beispielen gehört außerdem an
Bedingungen geknüpfte finanzielle Unter-
stützung, durch die Nahrungsmittel als
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dem die Industrieländer die Bemühungen der
Regierungen in den Entwicklungsländern
unterstützen können. In diesem Kontext
könnte auch ein Instrumentarium entwickelt
werden, mit dem man Strategien zum Risiko-
management in Bezug auf Katastrophen aus-
bauen könnte. 

Erste Fortschritte sind bereits beim multi-
lateralen Unterstützungsinstrumentarium ge-
macht worden. Im Hyogo-Rahmenaktions-
plan, einem internationalen Rahmenabkom-
men zur Katastrophenvorsorge, das im Jahr
2005 von 168 Ländern unterzeichnet wurde,
wurden klare Richtlinien für die Aufnahme der
Katastrophenvorsorge in die nationalen Pla-
nungsprozesse aufgestellt. Allmählich kommen
Strukturelemente zum Vorschein, wie Richt-
linien sich in Ergebnisse verwandeln könnten.84

Der GFDRR der Weltbank unterstützt glei-
chermaßen das Rahmenabkommen von Hyogo.
Eines seiner Hauptanliegen ist, in den Ländern
mit niedrigem Einkommen Kapazitäten aufzu-
bauen, Analyse und Aktivitäten zur Katastro-
phenvorsorge (einschließlich derer, die durch
den Klimawandel verursacht werden) in die
PRSPs und umfassendere strategische Planungs-
prozesse zu integrieren.85 Der Finanzierungsbe-
darf bis 2016 wird insgesamt auf 2 Milliarden
US-Dollar geschätzt.86

Die folgende wichtigen Lehren können aus
den Erfahrungen der Entwicklungsländer mit

Anpassungsmaßnahmen im Hinblick auf die
Notwendigkeit, entsprechende Strategien zu
entwickeln, gezogen werden: 
• Zweckgebundene multilaterale Fonds refor-

mieren. Die größeren multilateralen Fonds
sollten zu einem einzigen Fonds zusammen-
gefasst werden, mit vereinfachten Aner-
kennungsverfahren und einer Verlagerung
hin zu programmbasierten Anpassungsmaß-
nahmen. 

• Die PRSPs überarbeiten. Alle PRSPs sollten
in den nächsten zwei Jahren aktualisiert
werden. Sie sollten eine systematische Ana-
lyse der mit dem Klimawandel verbundenen
Risiken und Anfälligkeiten enthalten, prio-
ritäre politische Maßnahmen zur Verrin-
gerung der Anfälligkeit identifizieren und
grobe Schätzungen über den Finanzierungs-
bedarf für diese Maßnahmen liefern.

• Anpassungsmaßnahmen ins Zentrum der
Entwicklungs-Partnerschaften rücken. Die
Geberländer müssen Anpassungsmaßnah-
men in all ihren Entwicklungshilfeprogram-
men mit berücksichtigen, damit man den
Auswirkungen des Klimawandels in allen
Bereichen entgegentreten kann. So gesehen
müssen die nationalen Regierungen Anpas-
sungsmaßnahmen auch in ihren Minis-
terien überall mit berücksichtigen, und die
Koordination bei der Planung muss auf
hoher politischer Ebene stattfinden.

Erfolgreiche 

Anpassungsmaßnahmen

kombiniert mit strikten 

Emissionsreduktionen 

sind der Schlüssel für 
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auch danach
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Man muss begreifen, dass es auch für Anpas-
sungsstrategien Grenzen gibt. Letztendlich sind
Anpassungsmaßnahmen ein Versuch der Scha-
densbegrenzung. Sie beschäftigen sich mit den
Symptomen eines Problems, das nur durch
Emissionsreduktion gelöst werden kann. Wenn
man jedoch bei der Bewältigung der Symptome
versagt, wird dies zu großen Rückschlägen für
die menschliche Entwicklung führen.

Die ärmsten und anfälligsten Menschen der
Welt passen sich bereits jetzt an den Klimawan-
del an. In den kommenden Jahrzehnten haben

sie nur die Wahl, mit ihren Anpassungsversu-
chen fortzufahren. In einem positiven Szenario
werden die globalen Temperaturen etwa 2050
auf einen Höchststand steigen, bevor sie dann
die für den Klimawandel gefährliche Schwelle
von zwei Grad Celsius Temperaturerhöhung
erreichen. Bei einem negativen Szenario, mit
nur begrenzter Emissionsreduktion, wird die
Welt die 2°C-Schwelle schon vor 2050 errei-
chen und dann auf dem Weg zu weiteren Tem-
peratursteigerungen sein. Auf das Beste hoffen
- und darauf hinzuarbeiten – und sich gleichzei-

4.3 Schlussfolgerungen



gezeigt haben, hinterlassen die Armen dieser
Welt auf der Erde nur einen leichten Kohlen-
stoff-Fußabdruck. Aufgrund ihrer historischen
Verantwortung für die Energieemissionen, die
den Klimawandel verursachen, und ihrer
wesentlich tieferen Kohlenstoff-Fußabdrücke
haben die reichen Länder die moralische Ver-
pflichtung, die Anpassung in den Entwick-
lungsländern zu unterstützen. Sie haben auch
die finanziellen Mittel, dieser Verpflichtung
nachzukommen. Das Modell „weitermachen
wie bisher“ ist im Bereich der Anpassung nicht
vertretbar und auch nicht nachhaltig. Wenn
man in den reichen Ländern im großen Stil
Investitionen in Anpassungsmaßnahmen tätigt
und gleichzeitig die Armen dieser Welt ihrem
Schicksal überlässt, sind nicht nur Rückschritte
bei der menschlichen Entwicklung vorpro-
grammiert. Auch wird die Welt im 21. Jahr-
hundert dann noch stärker polarisiert, weniger
wohlhabend und noch unsicherer sein. 

tig auf das Schlimmste vorzubereiten, ist ein
sehr nützliches Leitprinzip für die Planung von
Anpassungsmaßnahmen. 

Erfolgreiche Anpassungsmaßnahmen kom-
biniert mit strikten Emissionsreduktionen sind
der Schlüssel für die Aussichten auf mensch-
liche Entwicklung im 21. Jahrhundert und
auch danach. Der Klimawandel, von dem 
die Welt bereits jetzt betroffen ist, hat das
Potenzial, in großem Ausmaß Rückschritte bei
der menschlichen Entwicklung nach sich zu
ziehen, die die Fortschritte bei der Armutsbe-
kämpfung, der Ernährung, Gesundheit, Bil-
dung und in anderen Bereichen erst verlang-
samen, dann zum Stillstand bringen und
schließlich umkehren.

Die Entwicklungsländer und die Armen
dieser Welt können diese Rückschritte nicht
allein durch eigenes Handeln abwenden – und
sie sollten auch nicht dazu gezwungen sein. Wie
wir in Kapitel 1 des vorliegenden Berichts
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Indikatoren für die 
menschliche Entwicklung





Indikatorentabellen zur 
menschlichen Entwicklung

Die Indikatorentabellen zur menschlichen Ent-
wicklung stellen eine Gesamtbewertung der
Errungenschaften eines Landes in verschiede-
nen Bereichen der menschlichen Entwicklung
dar. Die Haupttabellen sind nach Themen
geordnet, die aus ihren Titeln hervorgehen. Die
Tabellen enthalten Daten zu 175 UN-Mit-
gliedstaaten – diejenigen, für die der Index für
menschliche Entwicklung (HDI) berechnet
werden konnte – sowie zur Sonderverwaltungs-
region Hongkong der VR China und den
besetzten palästinensischen Gebieten. Für die
übrigen 17 UN-Mitgliedstaaten konnte der
HDI nicht berechnet werden, weil nicht genü-
gend länderübergreifend vergleichsfähige, qua-
litativ einwandfreie Daten zur Verfügung stan-
den. Stattdessen werden in Tabelle 1a eine Rei-
he grundlegender Indikatoren der mensch-
lichen Entwicklung in diesen Ländern aufge-
führt.

In den Tabellen werden Länder und Ge-
biete nach ihrem HDI-Wert eingestuft. Der
Länderschlüssel auf der letzten Seite dieses
Berichts, in dem diese alphabetisch mit ihrem
HDI-Rang aufgeführt sind, erleichtert das Auf-
finden einzelner Länder in diesen Tabellen. Die
meisten Daten in den Tabellen beziehen sich
auf das Jahr 2005. Es sind, soweit nicht anders
angegeben, diejenigen Daten, die dem Büro für
den Bericht über die menschliche Entwicklung
zum 1. Juli 2007 zugänglich waren. 

Quellen und Definitionen

Das HDR-Büro erhebt weniger Statistiken als
dass es diese verarbeitet. Es ist deshalb auf inter-
nationale Datenorganisationen angewiesen, die
über das Mandat, die Ressourcen und das Fach-
wissen verfügen, um auf internationaler Ebene

Daten in Bezug auf spezifische statistische Indi-
katoren sammeln und erfassen zu können. Die
Quellen aller für die Erstellung der Indikato-
rentabellen benutzten Daten werden am Ende
jeder Tabelle in Kurzform angegeben. Die An-
gaben entsprechen den vollständigen Angaben
im Abschnitt Statistische Primärquellen. Wenn
eine Organisation Daten zur Verfügung stellt,
die sie von einer anderen Quelle übernommen
hat, werden in den Fußnoten zur Tabelle
immer beide Quellen angegeben. Stützt sich
jedoch eine Organisation auf die Arbeit vieler
Anderer, so wird nur diese Organisation als
Quelle genannt. Die Quellenangaben enthalten
außerdem die originalen Datenbestandteile, die
in allen Berechnungen des HDR-Büros zum
Einsatz kamen, damit sichergestellt ist, dass
sämtliche Berechnungen leicht nachvollzogen
werden können. Indikatoren, die knapp und
sinnvoll definiert werden können, sind unter
Definitionen statistischer Begriffe aufgeführt.
Alle anderen sachdienlichen Informationen
sind den Fußnoten am Ende jeder Tabelle zu
entnehmen. Ausführlichere technische Infor-
mationen zu diesen Indikatoren finden sich auf
den entsprechenden Webseiten der als Daten-
quellen herangezogenen Organisationen, die
auf der Webseite des Human Development
Report unter http://hdr.undp.org/statistics/
abgerufen werden können. 

Diskrepanzen zwischen nationalen
und internationalen Schätzungen

Bei der Erarbeitung internationaler Daten-
reihen wenden internationale Datenorganisa-
tionen oft weltweit anerkannte Normen und
Harmonisierungsverfahren an, um die länder-
übergreifende Vergleichbarkeit zu verbessern.
Immer dann, wenn die internationalen Daten
auf einzelstaatlichen Statistiken beruhen, wie
dies meistens der Fall ist, kann es nötig werden,
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Länderklassifizierungen

Die einzelnen Länder werden nach vier Katego-
rien klassifiziert: nach dem Stand der mensch-
lichen Entwicklung, nach dem Einkommen,
nach globalen Hauptgruppen und nach Region
(siehe Klassifizierung der Länder). Diese Be-
zeichnungen stellen nicht unbedingt ein Urteil
über den Entwicklungsstand eines bestimmten
Landes oder Gebiets dar. Der im Text und in
den Tabellen verwendete Begriff Land bezieht
sich je nach Maßgabe auf Territorien oder
Gebiete. 

Klassifizierung in Bezug auf die menschliche
Entwicklung. Alle Länder, die in den HDI ein-
bezogen sind, werden nach ihrer Leistung auf
dem Gebiet der menschlichen Entwicklung in
drei Gruppen eingeteilt: Länder mit hoher
menschlicher Entwicklung (HDI-Wert von
0,800 und höher), Länder mit mittlerer
menschlicher Entwicklung (0,500 bis 0,799)
und Länder mit niedriger menschlicher Ent-
wicklung (weniger als 0,500).

Klassifizierung nach Einkommen. Alle Län-
der werden unter Heranziehung der Weltbank-
klassifizierung nach Einkommen eingestuft:
Länder mit hohem Einkommen (Bruttonatio-
naleinkommen pro Kopf von 10.726 US-Dol-
lar oder mehr im Jahr 2005), Länder mit mitt-
lerem Einkommen (876 bis 10.725 US-Dollar)
und Länder mit niedrigem Einkommen (875 US-
Dollar oder weniger).

Globale Hauptgruppen. Die drei globalen
Gruppen sind: Entwicklungsländer, Mittel- und
Osteuropa und die Gemeinschaft unabhängiger
Staaten (GUS) sowie die Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(OECD). Diese Gruppen schließen sich nicht
gegenseitig aus. (Würde man an Stelle der
OECD-Gruppe die Gruppe der OECD-Län-
der mit hohem Einkommen heranziehen und
die Republik Korea ausschließen, würden sich
gegenseitig ausschließende Gruppen entste-
hen.) Soweit nicht anders angegeben, umfasst
die Klassifizierung Welt die Gesamtheit der 
194 erfassten Länder und Gebiete – 192 UN-
Mitgliedstaaten zuzüglich des Sonderverwal-
tungsgebiets Hongkong der VR China und der
besetzten palästinensischen Gebiete. 

die nationalen Daten anzupassen. Wenn Daten
für ein bestimmtes Land fehlen, wird die betref-
fende internationale Organisation möglicher-
weise eine Schätzung erstellen, falls andere re-
levante Informationen zur Verfügung stehen.
Weil es schwierig ist, die Arbeit nationaler und
internationaler Datenorganisationen zu koor-
dinieren, kann es vorkommen, dass interna-
tionale Datenreihen nicht die allerneuesten
nationalen Daten enthalten. Auf Grund dieser
ganzen Faktoren können nationale und inter-
nationale Schätzungen erheblich voneinander
abweichen.

Dieser Bericht hat schon häufig auf sol-
che Diskrepanzen hingewiesen. Wenn Abwei-
chungen bei den Daten vorkamen, hat das
HDR-Büro mitgeholfen, eine Verbindung
zwischen nationalen und internationalen
Datenbehörden herzustellen, um diese Diskre-
panzen auszuräumen. In vielen Fällen hat dies
dazu geführt, dass für den Bericht bessere
Statistiken verfügbar wurden. Das HDR-Büro
setzt sich auch weiterhin für Verbesserungen
bei den internationalen Daten ein und wirkt
bei der Unterstützung der Bemühungen um
die Verbesserung der Datenqualität aktiv mit.
Es arbeitet mit nationalen Stellen und inter-
nationalen Organisationen zusammen, um
durch eine Systematisierung der Berichtsver-
fahren und die Überwachung der Datenqua-
lität die Übereinstimmung der Daten zu ver-
bessern.

Langfristige Vergleichbarkeit

Auf Grund der Überarbeitung von Daten oder
methodischer Veränderungen kann es sein, dass
Statistiken aus verschiedenen Ausgaben des
Berichts nicht vergleichbar sind. Das HDR-
Büro rät daher nachdrücklich von Trendana-
lysen auf der Grundlage von Daten aus ver-
schiedenen Ausgaben ab. Entsprechend sind
auch die HDI-Werte und Rangfolgen in den
verschiedenen Ausgaben des Berichts nicht 
vergleichbar. Eine HDI-Trendanalyse, die auf 
in sich schlüssigen Daten und einer durchgän-
gigen Methodik basiert, findet sich in Indika-
torentabelle 2 (Trends im Index für mensch-
liche Entwicklung). 
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Regionale Klassifizierung. Die Entwick-
lungsländer sind in die folgenden Regionen
weiter unterteilt: Arabische Staaten, Ostasien
und Pazifik, Lateinamerika und Karibik (ein-
schließlich Mexiko), Südasien, Südeuropa und
Afrika südlich der Sahara. Diese Klassifizierung
entspricht den Regionalbüros des Entwick-
lungsprogramms der Vereinten Nationen. Eine
weitere Gruppe sind die am wenigsten ent-
wickelten Länder gemäß der Definition der
Vereinten Nationen (UN-OHRLLS 2007).

Zusammenfassende 
Werte und Wachstumsraten

Zusammenfassende Werte. Für die oben be-
schriebenen Kategorien werden immer dann,
wenn es der Analyse dienlich ist und ausrei-
chende Daten vorliegen, am Ende der Tabellen
zusammenfassende Werte angegeben. Zusam-
menfassende Werte, die für die gesamte 
Kategorie gelten, (z. B. für Bevölkerung), sind
durch ein T gekennzeichnet. Alle anderen
zusammenfassenden Werte sind gewichtete
Durchschnittswerte.

Im Allgemeinen wird für eine Kategorie nur
dann ein zusammenfassender Wert angegeben,
wenn Daten für die Hälfte der Länder verfüg-
bar sind und mindestens zwei Drittel des ver-
fügbaren Gewichts in dieser Kategorie reprä-
sentieren. Das HDR-Büro ergänzt keine fehlen-
den Daten, um zusammenfassende Werte vor-
legen zu können. Deshalb repräsentieren die
zusammenfassenden Werte für jede Kategorie,
sofern nicht anders angegeben, nur die Länder,
für die Daten verfügbar sind, und beziehen sich
auf das angegebene Jahr oder den angegebenen
Zeitraum sowie ausschließlich auf Daten, die
aus den aufgeführten Primärquellen stammen.
Wenn keine geeigneten Gewichtungsverfahren
verfügbar sind, werden auch keine zusammen-
fassenden Werte angegeben.

Zusammenfassende Werte für Indizes, für
Wachstumsraten und für Indikatoren, die mehr
als einen Zeitpunkt erfassen, basieren nur auf
den Ländern, für die Daten für alle notwen-
digen Zeitpunkte vorhanden sind. Für die Klas-
sifizierung Welt, die sich nur auf die Gesamtheit
der 194 erfassten Länder und Gebiete bezieht,

werden nicht immer zusammenfassende Werte
angegeben, wenn kein zusammenfassender
Wert für eine oder mehrere Regionen ange-
geben ist.

Wegen unterschiedlicher Länderklassifizie-
rung und Methodik stimmen zusammenfassen-
de Werte in diesem Bericht nicht immer mit
denjenigen in anderen Veröffentlichungen
überein. Wo dies angegeben ist, werden die
zusammenfassenden Werte von der Statistikor-
ganisation berechnet, die die Daten für den
Indikator liefert.

Wachstumsraten. Wachstumsraten für meh-
rere Jahre werden als Raten der durchschnitt-
lichen jährlichen Veränderung ausgedrückt. Bei
der Berechnung der Raten durch das HDR-
Büro werden nur der Anfangs- und Endpunkt
des jeweiligen Zeitraums verwendet. Die Wachs-
tumsraten für Einjahreszeiträume werden als jähr-
liche prozentuale Veränderungen ausgedrückt.

Hinweise zu den Ländern

Sofern nicht anders angegeben, sind die
Sonderverwaltungsregion Hongkong der 
VR China, die Sonderverwaltungsregion Macau
der VR China und Taiwan, Provinz von China,
in den Daten für China nicht enthalten. In den
meisten Fällen sind die Daten für Eritrea vor
1992 in den Daten für Äthiopien enthalten.
Die Daten für Deutschland beziehen sich auf
das wiedervereinigte Deutschland, sofern nicht
anders angegeben. Die Daten für Indonesien
umfassen bis einschließlich 1999 auch Timor-
Leste, sofern nicht anders angegeben. Die
Daten für Jordanien gelten nur für die East
Bank. Die Wirtschaftsdaten für die Vereinigte
Republik Tansania beziehen sich ausschließlich
auf das Festland. Die Daten für Sudan beruhen
häufig auf Informationen, die im Nordteil des
Landes gesammelt wurden. Aus dem Staat
Serbien und Montenegro wurden zwar im Juni
2006 zwei unabhängige Staaten, jedoch wurden
immer dann, wenn noch keine aufgeschlüssel-
ten Daten für die unabhängigen Staaten vorla-
gen, Daten aus der früheren Staatenunion ver-
wendet. Auf solche Fälle wird in einer entspre-
chenden Anmerkung hingewiesen. Die Daten
für Jemen gelten ab 1990 für dieses Land, wäh-
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• Durchschnittliche jährliche Veränderung
der Waldfläche zwischen 1990 und 2005 
in Prozent 
Diese Indikatoren können herangezogen

werden, um die Fortschritte bei der Verbesse-
rung des Zugangs zu moderner Energie und bei
der Reduzierung der Energieintensität des BIP-
Wachstums zu überwachen und die Entwal-
dungs- oder Aufforstungsraten in den jewei-
ligen Ländern zu bewerten. 

Die Tabelle „Energiequellen“ (Tabelle 23)
ist eine völlig neue Tabelle, die den Anteil
verschiedener Energiequellen an der gesamten
Primärenergieversorgung beschreibt: fossile
Brennstoffe (Kohle, Erdöl und Erdgas), erneu-
erbare Energien (Wasserkraft, Sonnen-, Wind-
und geothermische Energie sowie Biomasse
und Abfälle) und andere Quellen (Kernkraft).
Die Gesamtversorgung mit Primärenergie wird
in dieser Tabelle ebenfalls angegeben. 

Die Tabelle „CO2-Emissionen und CO2-
Konzentration“ (Tabelle 24) fasst die in der
früheren Tabelle „Energie und Umwelt“ ent-
haltenen Indikatoren für CO2-Emissionen
zusammen und führt eine Reihe neuer Indi-
katoren ein, z. B. 
• Gesamtmenge der CO2-Emissionen und

durchschnittliche jährliche Veränderung
zwischen 1990 und 2004 in Prozent

• Anteil der Länder an den weltweiten 
CO2-Gesamtemissionen 

• CO2-Emissionen pro Kopf (CO2-Fußab-
drücke) 

• CO2-Emissionen je Energieverbrauchsein-
heit (CO2-Intensität der Energie)

• CO2-Emissionen je BIP-Einheit (CO2-In-
tensität des Wachstums)

• CO2-Emissionen aus Waldbiomasse und
Gesamtmenge des in Wäldern gespeicher-
ten Kohlenstoffs
Die Tabelle „Stand der wichtigsten

Umweltverträge“ (Tabelle 25) erweitert das
Spektrum der in der früheren Tabelle Energie
und Umwelt enthaltenen Umweltverträge und
fasst sie in einer eigenen Tabelle zusammen.

Die Tabelle „Kriminalitätsopfer“ (frühere
Tabelle 23 im HDR 2006) wurde nicht in
diesen Bericht aufgenommen, da im Rahmen
der Internationalen Umfrage über Krimina-

rend die Daten der früheren Jahre sich auf die
Summe der Daten für die ehemalige Demo-
kratische Volksrepublik Jemen und die ehe-
malige Arabische Republik Jemen beziehen. 

Änderungen an bestehenden 
Indikatorentabellen und Einführung
neuer Tabellen 

In diesem Jahr wurden an einigen der bishe-
rigen Indikatorentabellen verschiedene Ände-
rungen vorgenommen und drei neue Tabellen
eingeführt. Damit soll die politische Aussage-
kraft der Indikatorentabellen gestärkt und ihre
Verknüpfung mit dem Thema des diesjährigen
Berichts hergestellt werden. Einige neue Indi-
katoren wurden auch auf Grund von Empfeh-
lungen eingeführt, die aus der 2006 durch-
geführten Überprüfung des Geschlechtsbezo-
genen Entwicklungsindexes (GDI) und des
Maßes für geschlechtsspezifische Ermächtigung
(GEM) hervorgingen. Infolgedessen unter-
scheidet sich die Nummerierung einiger Indi-
katorentabellen von derjenigen des Berichts
über die menschliche Entwicklung 2006. 

Änderungen an 
bestehenden Tabellen 

Die Tabelle „Energie und Umwelt“ (frühere
Tabelle 21 im HDR 2006) wurde erweitert und
in vier Tabellen aufgeteilt: Energie und Umwelt
(Tabelle 22), Energiequellen (Tabelle 23), 
Kohlendioxid (CO2)- Emissionen und Bestände
(Tabelle 24) und Stand der wichtigsten inter-
nationalen Umweltverträge (Tabelle 25).
In der Tabelle „Energie und Umwelt“ (Tabelle
22) wurden die folgenden neuen Indikatoren
eingeführt: 
• Veränderung des Stromverbrauchs zwischen

1990 und 2004 in Prozent
• Elektrifizierungsrate
• Bevölkerung ohne Zugang zu Strom
• Veränderung des Pro-Kopf-BIP je Energie-

verbrauchseinheit zwischen 1990 und 2004 
• Wald in Prozent der gesamten Landfläche
• Waldgesamtfläche 2005 
• Absolute Veränderung der Waldfläche 

zwischen 1990 und 2005
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litätsopfer, die seit 2000-2001 die Grundlage für
diese Tabelle bildete, keine neuen Erhebungen
vorgenommen wurden. An ihre Stelle tritt eine
Tabelle über Verbrechen und Justiz (Tabelle
27), die Auskunft über Mord- und Totschlags-
raten, Häftlingszahlen und die Abschaffung
oder Beibehaltung der Todesstrafe gibt.

Tabellen, die auf Grund von 
Empfehlungen aus der GDI-GEM-
Überprüfung aufgenommen wurden

Es ist schwierig, nach Geschlecht aufgeschlüs-
selte und länderübergreifend vergleichsfähige
Statistiken zu erstellen, die eine Bewertung der
Fortschritte bei der Beseitigung aller Formen
der Diskriminierung von Frauen und Männern
ermöglichen würden. In Antwort auf verschie-
dene Empfehlungen, die aus der GDI-GEM-
Überprüfung hervorgingen, wurden neue, nach
Geschlecht aufgeschlüsselte Indikatoren für 
die Erwerbsquote in Nicht-OECD-Ländern
eingeführt. Außerdem wurde eine bestehende
Tabelle abgeändert, um mehr Informationen
zur Verfügung zu stellen. 

Früher wurden Informationen zur Arbeits-
losigkeit nur für OECD-Länder vorgelegt, weil
für andere Länder nicht genügend vergleichs-
fähige Daten zur Verfügung standen. In die
neue Tabelle 21 wurden zusätzlich zu Daten
über Männer und Frauen auch Arbeitsstatis-
tiken wie etwa Gesamtzahl der Beschäftig-
ten, Arbeitslosenquote, Beschäftigungsvertei-
lung nach Wirtschaftsbereichen und Arbeit im
informellen Sektor aufgenommen.

Tabelle 32, „Geschlechter, Arbeits- und
Zeitverteilung“, ist eine Abwandlung der
Tabelle 28 im HDR 2006, der zu entnehmen
ist, wie Frauen und Männer ihre Zeit zwischen
marktorientierten und nicht marktorientierten
Tätigkeiten aufteilen. Die nicht marktorien-
tierten Tätigkeiten wurden weiter aufgeschlüs-
selt, um zu zeigen, wie viel Zeit Frauen und
Männer täglich für Kochen, Reinigung, Kin-
derbetreuung und persönliche Belange aufwen-
den und wie viel sie mit Freizeit und anderen
sozialen Aktivitäten verbringen.

Das HDR-Büro wird auch weiterhin mit
nationalen, regionalen und internationalen Or-

ganisationen zusammenarbeiten, um die Ver-
fügbarkeit und Qualität von nach Geschlecht
aufgeschlüsselten Daten zu erhöhen. 

Wechselkurse 

Im gesamten Bericht wurde den ursprünglich in
einer anderen Währung als dem US-Dollar
gemeldeten Währungseinheiten der geschätzte
Gegenwert in US-Dollar hinzugefügt. Für 
diese Umrechnungen wurden als Wechselkurs-
raten die „durchschnittlichen periodischen
Raten“ für das jeweilige Jahr verwendet, wäh-
rend für Währungseinheiten, die sich nicht auf
ein bestimmtes Jahr bezogen, die jährliche Rate
für die jüngste verfügbare „Durchschnittspe-
riode“ verwendet wurde. Diese Angaben wurden
dem Bericht des Internationalen Währungs-
fonds über internationale Finanzstatistiken
(International Financial Statistics report) vom
September 2007 entnommen. 

Symbole

Überall dort, wo nicht die Ausdrücke jährlich,
jährliche Rate oder Wachstumsrate verwendet
werden, zeigt ein Bindestrich zwischen zwei
Jahren an, dass die Daten in einem der genann-
ten Jahre erhoben wurden (zum Beispiel 1995-
2000). Ein Schrägstrich zwischen zwei Jahren
bedeutet, dass es sich, sofern nicht anders an-
gegeben, um einen Durchschnittswert für die
betreffenden Jahre handelt (zum Beispiel 1998/
2001). Folgende Symbole werden verwendet:

.. Keine Daten verfügbar.
(.) Größer (oder kleiner) als Null, aber klein
genug, um bei der angezeigten Anzahl der
Dezimalstellen nach Auf- oder Abrundung
Null zu ergeben.
< Weniger als.
– Nicht zutreffend
T Gesamt.

Erläuterung zu Tabelle 1: 
Über den diesjährigen Index 
für menschliche Entwicklung

Der Index für menschliche Entwicklung (HDI)
ist ein zusammengesetzter Index für die Mes-
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werden. Stattdessen werden in Tabelle 1a eine
Reihe grundlegender Indikatoren für die
menschliche Entwicklung in diesen Ländern
aufgeführt. 

In ganz seltenen Fällen hat das HDR-Büro
besondere Anstrengungen unternommen, um
Schätzungen aus anderen internationalen,
regionalen oder nationalen Quellen heranzu-
ziehen, wenn bei einem Land für eine oder zwei
der HDI-Komponenten keine Daten von den
maßgeblichen internationalen Datenorganisa-
tionen erhältlich waren. In einigen ganz we-
nigen Fällen hat das HDR-Büro selbst eine
Schätzung angestellt. Diese Schätzungen, die
aus anderen Quellen als den maßgeblichen
internationalen Organisationen stammen, wer-
den in den Fußnoten zu Tabelle 1 dokumen-
tiert. Sie weichen in ihrer Qualität und Verläss-
lichkeit stark voneinander ab und werden in
den anderen Indikatorentabellen, in denen
ähnliche Daten präsentiert werden, nicht mit
aufgeführt.

Wichtige internationale Datenquellen

Lebenserwartung bei der Geburt. Die Schätzun-
gen bezüglich der Lebenserwartung stammen
aus der Publikation World Population Prospects
1950-2050: The 2006 Revision (UN 2007e),
der offiziellen Quelle der UN-Bevölkerungs-
schätzungen und -prognosen. Sie werden alle
zwei Jahre auf Grund der Daten aus Personen-
stands-Registrierungssystemen, Volkszählun-
gen und Erhebungen in den einzelnen Ländern
von der Bevölkerungsabteilung der UN-Haupt-
abteilung Wirtschaftliche und Soziale Ange-
legenheiten erstellt. 

In der Ausgabe 2006 Revision berücksich-
tigte die Bevölkerungsabteilung der Vereinten
Nationen nationale Daten, die bis Ende 2006
vorlagen. Um die Auswirkungen von HIV/AIDS
zu beurteilen, wurden die neuesten Schätzun-
gen des Gemeinsamen HIV/AIDS-Programms
der Vereinten Nationen (UNAIDS) zur HIV-
Prävalenz mit einer Reihe von Annahmen zu
den demografischen Trends und zur Mortalität
sowohl der infizierten als auch der nicht-in-
fizierten Bevölkerung in jedem der 62 Länder
kombiniert, für die eine genaue Modellrech-

sung der Gesamterrungenschaften in einzelnen
Ländern in drei grundlegenden Dimensionen
der menschlichen Entwicklung: ein langes und
gesundes Leben, Bildung und ein angemessener
Lebensstandard. Diese grundlegenden Dimen-
sionen werden gemessen anhand der Lebens-
erwartung bei der Geburt, anhand des Alphabe-
tisierungsgrads bei Erwachsenen und der kom-
binierten Bruttoeinschulungsquote im Primar-,
Sekundar- und Tertiärbildungsbereich, und
anhand des Bruttoinlandsprodukts (BIP) pro
Kopf bei Kaufkraftparität (PPP) in US-Dollar.
Bei der Zusammenstellung des Indexes werden
Indikatoren herangezogen, die derzeit global
verfügbar sind, und eine einfache und trans-
parente Methodik angewendet (siehe Technische
Erläuterung 1).

Zwar ist die Begrifflichkeit der mensch-
lichen Entwicklung viel breiter angelegt als man
mit einem einzigen zusammengesetzten Index
messen könnte. Dennoch bietet der HDI eine
leistungsfähige Alternative zum Pro-Kopf-BIP
als zusammenfassendem Maßstab für mensch-
liches Wohlergehen. Er ermöglicht den Zugang
zu den reichhaltigen Informationen, die in 
den nachstehenden Indikatorentabellen zu ver-
schiedensten Aspekten der menschlichen Ent-
wicklung enthalten sind.

Erfassung der Länder im HDI 
von der Datenlage abhängig

Der in diesem Bericht vorgestellte HDI bezieht
sich auf das Jahr 2005. Er erfasst 175 UN-
Mitgliedstaaten sowie die Sonderverwaltungs-
region Hongkong der VR China und die be-
setzten palästinensischen Gebiete. 

Um länderübergreifende Vergleiche zu
ermöglichen, wird der HDI, soweit dies mög-
lich ist, auf der Grundlage von Daten berech-
net, die bei den führenden internationalen
Datenorganisationen zum Zeitpunkt der
Erstellung des Berichts vorliegen (siehe unter
Wichtige internationale Datenquellen). Bei einer
Reihe von Ländern fehlen jedoch Daten dieser
Datenorganisationen zu einer oder mehreren
der vier HDI-Komponenten. Aus diesem Grund
können 17 UN-Mitgliedstaaten nicht in 
die diesjährige HDI-Rangliste aufgenommen
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nung über die Auswirkungen der Krankheit
angestellt wurde. 

Wenn zur HIV/AIDS-Epidemie und zu
den demografischen Trends neue empirische
Belege verfügbar werden, müssen frühere Schät-
zungen häufig angepasst werden. Jüngste
UNAIDS-Schätzungen lassen erkennen, dass
der Eintritt weiterer Personen in die Hochrisi-
kogruppe weniger schnell verläuft. Auf Grund
dieser und anderer Faktoren wurden bei der
Erstellung der World Population Prospects 1950-
2050: The 2006 Revision verschiedene metho-
dische Veränderungen vorgenommen, die für
einige Länder die Schätzungen der Lebenser-
wartung bei der Geburt erheblich ansteigen
ließen. Erstens geht die 2006 Revision davon
aus, dass infizierte Personen, die eine Therapie
erhalten, länger überleben. Zweitens wird prog-
nostiziert, dass die Rate der Mutter-Kind-
Übertragung zurückgeht, wobei sich das Aus-
maß dieses Rückgangs nach den Fortschritten
richtet, die in den einzelnen Ländern bei der
Ausweitung des Therapiezugangs erzielt wer-
den. Die Schätzungen bezüglich der Lebens-
erwartung werden von der Bevölkerungsab-
teilung der Vereinten Nationen in der Regel 
in Fünfjahres-Intervallen veröffentlicht, aber
sie erstellt auch jährliche Schätzungen, die aus
den Fünfjahres-Durchschnitten interpoliert
werden. Die in Tabelle 1 angegebenen Schät-
zungen bezüglich der Lebenserwartung für
2005 und auch die Schätzungen, auf denen
Tabelle 2 aufbaut, beruhen auf diesen inter-
polierten Daten. Einzelheiten zu World Popu-
lation Prospects 1950-2050: The 2006 Revision
können unter www.un.org/esa/population/
unpop.htm abgerufen werden.  

Alphabetisierungsgrad bei Erwachsenen. Die-
ser Bericht verwendet Daten über den Alpha-
betisierungsgrad bei Erwachsenen aus der Aus-
wertung des Instituts für Statistik (UIS) der
Organisation der Vereinten Nationen für Bil-
dung, Wissenschaft und Kultur (UNESCO)
vom April 2007 (UNESCO Institute for 
Statistics 2007a). Dabei werden direkte natio-
nale Schätzungen mit neueren Schätzungen auf
Grund ihres 2007 entwickelten Modells für
weltweite altersspezifische Alphabetisierungs-
prognosen kombiniert. Die nationalen Schät-

zungen, die auf Grund gezielter Bemühungen
des UIS um aktuelle Alphabetisierungsdaten
aus den Ländern zur Verfügung gestellt wur-
den, basieren auf zwischen 1995 und 2005 
in den einzelnen Ländern durchgeführten
Volkszählungen oder Erhebungen. Wenn keine
neueren Schätzungen zur Verfügung standen,
wurden stattdessen ältere UIS-Schätzungen
verwendet, die im Juli 2002 erstellt wurden und
zumeist auf vor 1995 erhobenen nationalen
Daten beruhten.

Zahlreiche Hocheinkommensländer, die
einen hohen Alphabetisierungsgrad erreicht
haben, erheben keine Basisalphabetisierungs-
statistiken mehr und sind daher in den UIS-
Daten nicht enthalten. Bei der Berechnung des
HDI wird für Hocheinkommensländer, die
keine Informationen zur Alphabetisierung
Erwachsener übermitteln, ein Alphabetisierungs-
grad von 99,0 Prozent angenommen.

Bei der Erhebung von Daten zur Alphabe-
tisierung stellen viele Länder auf der Grundlage
eigener Angaben der Befragten Schätzungen
über die Zahl der Menschen an, die lesen und
schreiben können. Manche Länder ziehen er-
satzweise Daten über den schulischen Erfolg
heran, wobei die Maßstäbe, die an Schulbesuch
oder Erreichen des Klassenziels angelegt wer-
den, variieren können. Weil also die Definitio-
nen und Erhebungsmethoden in den einzelnen
Ländern voneinander abweichen können, soll-
te man mit Schätzungen über den Alphabetisie-
rungsgrad vorsichtig umgehen. 

In Zusammenarbeit mit weiteren Partner-
organisationen bemüht sich UIS aktiv um eine
alternative Methodik zur Messung des Alpha-
betisierungsgrads, das Programm zur Bewer-
tung und Überwachung des Alphabetisierungs-
grads (LAMP). Mit LAMP soll die gegenwärtig
benutzte vereinfachende Einteilung in „Men-
schen, die lesen und schreiben können“ und
„Menschen, die nicht lesen und schreiben kön-
nen“ verfeinert werden, indem Informationen
über ein Kontinuum von Lese- und Schreib-
fähigkeiten zur Verfügung gestellt werden. Es
wird erwartet, dass die aus dem LAMP-Pro-
gramm hervorgehenden Alphabetisierungsra-
ten schließlich zu zuverlässigeren Schätzungen
führen werden.
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tatsächlichen Zugang zu Bildung oder die
Errungenschaften einer Bevölkerung im Bil-
dungswesen erheblich und führen somit zu
einer Herabstufung beim HDI-Wert.

Pro-Kopf-BIP (PPP US$). Um einen län-
derübergreifenden Vergleich des Lebensstan-
dards zu ermöglichen, müssen Wirtschafts-
statistiken entsprechend der Kaufkraftparität
(PPP) umgerechnet werden, durch die Unter-
schiede im Preisniveau der einzelnen Länder
aufgehoben werden. Die dem HDI zugrunde
gelegten Daten zum Pro-Kopf-BIP (PPP US$)
werden für 168 Länder von der Weltbank zur
Verfügung gestellt (World Bank 2007b), die
sich dabei hinsichtlich der Preise auf Daten aus
den letzten Erhebungen des Internationalen
Vergleichsprogramms (ICP) und hinsichtlich
des BIP in Landeswährung auf Daten der volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnung stützt. Die
letzte zwischen 1993 und 1996 durchgeführte
ICP-Erhebung erfasste 118 Länder, deren PPP
jeweils direkt durch Hochrechnung anhand der
neuesten Vergleichsresultate geschätzt wurde.
Bei den Ländern, die nicht in die ICP-Erhebun-
gen einbezogen sind, werden die Schätzungen
mittels ökonometrischer Regression durchge-
führt. Bei Ländern, die nicht von der Weltbank
erfasst werden, kommen PPP-Schätzungen zur
Anwendung, die den Penn World Tables der
University of Pennsylvania (Heston, Summers
und Aten 2006) entnommen werden.

Obwohl in den letzten Jahrzehnten große
Fortschritte gemacht wurden, weist der gegen-
wärtige Datensatz zur Kaufkraftparität etliche
Defizite auf: Er erzielt keine flächendeckende
Erfassung, liefert nicht ausreichend aktuelle
Daten und variiert stark bei der Qualität der
Resultate aus unterschiedlichen Regionen und
Ländern. Schätzungen für nicht erfasste Länder
mittels ökonometrischer Regression müssen
sich in erheblichem Umfang auf Annahmen
stützen, während andererseits bei Hochrech-
nungen über einen längeren Zeitraum die
Ergebnisse an Aussagekraft verlieren, je größer
der Zeitabstand zwischen dem Referenzjahr
und dem aktuellen Jahr ist. Die Bedeutung der
Kaufkraftparitäten für die wirtschaftliche Ana-
lyse unterstreicht den Verbesserungsbedarf bei
den PPP-Daten. Es wurde bereits eine neue

Kombinierte Bruttoeinschulungsquote im
Primar-, Sekundar- und Tertiärbildungsbereich.
Bruttoeinschulungsquoten werden vom UIS
(UNESCO Institute for Statistics 2007c)
erstellt. Dabei dienen die Daten zum Schulbe-
such, die von nationalen Regierungen erhoben
werden (üblicherweise aus administrativen
Quellen) und die Bevölkerungsdaten aus der
Publikation World Population Prospects 1950-
2040: The 2004 Revision als Grundlage. Die
Berechnung der Quoten erfolgt über die
Ermittlung des Anteils der Schüler im Primar-,
Sekundar- und Tertiärbildungsbereich an der
Gesamtbevölkerung in der theoretischen Alters-
gruppe, die diesen Stufen entspricht. Als theo-
retische Altersgruppe für die Tertiärbildung
wird die fünfjährige Altersgruppe angenom-
men, die in allen Ländern unmittelbar auf den
Abschluss der Sekundarstufe II folgt.

Obgleich als Ersatz für die Messung schu-
lischen Erfolgs gedacht, spiegelt die kombinier-
te Bruttoeinschulungsquote nicht die Qualität
von Bildungsergebnissen wider. Selbst wenn sie
dazu genutzt wird, den Zugang zu Bildungs-
chancen zu erfassen, kommen in der Quote die
beträchtlichen Unterschiede zwischen den ein-
zelnen Ländern nicht genau zum Ausdruck, da
die Zuordnung von Altersgruppen und Schul-
stufen sowie die Dauer der Bildungsprogramme
voneinander abweichen. Durch Faktoren wie
beispielsweise Klassenwiederholungen und
Schulabbruch können weitere Verzerrungen
entstehen. Durch Maßstäbe wie die mittlere
Dauer des Schulbesuchs oder die erwartete
Dauer des Schulbesuchs könnten die Bildungs-
ergebnisse angemessener erfasst werden; sie soll-
ten im Idealfall die Bruttoeinschulungsquoten
im HDI ersetzen. Daten dieser Art sind jedoch
noch nicht für eine ausreichende Zahl von Län-
dern regelmäßig verfügbar. 

So wie sie derzeit definiert ist, misst 
die kombinierte Bruttoeinschulungsquote den
Hochschulbesuch in dem jeweiligen Studien-
land. Daher werden Studenten, die im Ausland
studieren, in der Einschulungsquote ihres Hei-
matlands nicht erfasst. Aktuelle Daten für viele
kleinere Länder, in denen die Absolvierung
einer tertiären Ausbildung im Ausland gängige
Praxis ist, unterschätzen möglicherweise den
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Millennium-Runde des ICP eingeläutet, die
verspricht, sehr viel brauchbarere PPP-Daten
für wirtschaftspolitische Analysen zu liefern.
Mit der Veröffentlichung erster Ergebnisse 
ist Ende 2007 oder Anfang 2008 zu rechnen.
Einzelheiten zum ICP und zur PPP-Methodik
können auf der ICP-Webseite unter www.
worldbank.org/data/icp abgerufen werden.

Zeitübergreifende Vergleiche und
Vergleich zwischen verschiedenen
Ausgaben dieses Berichts

Der HDI ist ein wichtiges Instrument zur Beob-
achtung langfristiger Trends der menschlichen
Entwicklung. Um eine länderübergreifende
Trendanalyse zu erleichtern, wird der HDI für
den Zeitraum 1975-2005 in Fünfjahres-Abstän-
den berechnet. Diese Schätzungen, die in Tabel-
le 2 vorgelegt werden, basieren auf einer durch-
gängigen Methodik und auf den vergleichsfähi-
gen Trenddaten, die zum Zeitpunkt der Erstel-
lung dieses Berichts verfügbar waren. 

Da internationale Datenorganisationen ihre
Datenreihen laufend verbessern und dabei auch
historische Daten regelmäßig aktualisieren,
weisen die Schwankungen in den HDI-Werten
und -Rangfolgen, die sich Jahr um Jahr bei den
verschiedenen Ausgaben des Berichts über die
menschliche Entwicklung ergeben, eher darauf
hin, dass das Datenmaterial, länderspezifisch
und im Verhältnis zu anderen Ländern, überar-
beitet wurde, als dass wirklich Veränderungen
in einem Land stattgefunden haben. Hinzu
kommt, dass sich gelegentliche Änderungen in
der Zahl der erfassten Länder ebenfalls auf die
HDI-Einstufung eines Landes auswirken kön-
nen, selbst wenn eine durchgängige Berech-
nungsmethode benutzt wird. Dies kann dazu
führen, dass der HDI eines Landes von einem
Bericht zum nächsten erheblich abfällt, aber

dann von der Rangfolge und dem Wert her eine
Verbesserung aufweist, wenn vergleichsfähige,
überarbeitete Daten genutzt werden können,
um den HDI für vergangene Jahre zu rekon-
struieren.

Aus den genannten Gründen sollten HDI-
Trendanalysen nicht auf Datenmaterial ge-
stützt werden, das aus unterschiedlichen Aus-
gaben des Berichts stammt. Indikatorentabelle 2
liefert die aktuellsten HDI-Trenddaten, die auf
in sich schlüssigen Daten und einer durchgän-
gigen Methodik beruhen. 

HDI für Länder mit hoher 
menschlicher Entwicklung

Der HDI in diesem Bericht ist darauf ausgelegt,
dass er einen Vergleich der Errungenschaften
der einzelnen Länder in den grundlegendsten
Dimensionen der menschlichen Entwicklung
ermöglicht. Daher sind die gewählten Indika-
toren nicht unbedingt diejenigen, die am besten
zwischen reichen Ländern differenzieren. Bei
den gegenwärtig für diesen Index genutzten
Indikatoren liegen die Länder mit dem höchs-
ten HDI nur um Nuancen auseinander. Des-
halb gibt die oberste Rangfolge des HDI nur
ganz minimale Unterschiede in den ihr zugrun-
de liegenden Indikatoren wieder. Bei diesen
Ländern mit hohem Einkommen kann ein
alternativer Index – der Index für menschliche
Armut (dargelegt in Indikatorentabelle 4) – das
Ausmaß menschlicher Entbehrungen, dem ein-
zelne Bevölkerungsgruppen auch in diesen Län-
dern weiterhin ausgesetzt sind, besser zum Aus-
druck bringen und so mithelfen, den Blick der
zuständigen Politiker zu schärfen.

Auf den Nutzen und die Grenzen des HDI
und der Indikatoren, aus denen er sich zusam-
mensetzt, wird in http://hdr.undp.org/statistics
ausführlicher eingegangen.
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CDIAC Carbon Dioxide Information Analysis 
Center (Daten- und Analysezentrum des
Energieministeriums der Vereinigten Staaten)

CO2 Kohlendioxid
CO2-Äq. Kohlendioxid-Äquivalent 
DAC Development Assistance Committee

of OECD (Entwicklungshilfeausschuss 
der OECD)

DHS Demographic and Health Survey (Erhebung
von Bevölkerungs- und Gesundheitsdaten)
Programm der Entwicklungshilfeorga-
nisation der Vereinigten Staaten USAID)

DOTS Directly Observed Treatment Short courses 
(Direkt überwachte Kurzzeittherapie – 
Diagnose- und Behandlungsmethode 
für Tuberkulose) 

EM-DAT Emergency disasters database (Datenbank 
für Katastrophenereignisse und Krisen des
WHO–Zentrums zur Erforschung der 
Epidemiologie von Katastrophen)

FAO Food and Agriculture Organization 
(Ernährungs- und Landwirtschafts-
organisation der Vereinten Nationen)

GDI Gender-related development index
(Geschlechtsbezogener Entwicklungsindex)

GDP Gross domestic product
(Bruttoinlandsprodukt – BIP)

GEM Gender empowerment measure (Maß 
für geschlechtsspefizische Ermächtigung)

GER Gross enrolment ratio
(Bruttoeinschulungsquote)

GNI Gross national income 
(Bruttonationaleinkommen – BNE)

Gt Gigatonne (eine Milliarde Tonnen)
GUS Gemeinschaft unabhängiger Staaten
HDI Human development index

(Index für menschliche Entwicklung)
HDRO Human Development Report Office

(Büro für den Bericht über die 
menschliche Entwicklung)

HIV/AIDS Human Immunodeficiency Virus/
Acquired Immune Deficiency Syndrome
(Menschliches Immunschwächevirus/
Erworbene Immunschwäche)

HPI-1 Human poverty index (Index für 
menschliche Armut) für Entwicklungsländer

HPI-2 Human poverty index (Index für 
menschliche Armut) (für OECD-Länder,
Mittel- und Osteuropa und GUS

IALS International Adult Literacy Survey
(Internationale Vergleichsstudie über die
Lese- und Schreibkompetenz Erwachsener)

ICPS International Centre for Prison Studies
(Internationales Studienzentrum zu Fragen
des Strafvollzugs, King’s College, London) 

ICSE International Classification of Status in
Employment (Internationale Klassifizierung
der Stellung im Beruf) 

IDMC Internal Displacement Monitoring Centre
(Internationales Zentrum zur Überwachung
von Binnenvertreibung)

IEA International Energy Agency
(Internationale Energie-Agentur)

IISS  International Institute for Strategic Studies
(Internationales Institut für Strategische 
Studien)

ILO International Labour Organization
(Internationale Arbeitsorganisation – IAO)

ILOLEX ILO database on International Labour 
Standards (IAO-Datenbank für 
internationale Arbeitsnormen)

IPU Inter-Parliamentary Union
(Interparlamentarische Union) 

ISCED International Standard Classification 
of Education (Internationale 
Standardklassifikation für das 
Bildungswesen)

ISCO International Standard Classification 
of Occupations (Internationale 
Standardklassifizierung der Berufe)

ISIC International Standard Industrial 
Classification (Internationale Standard-
klassifikation der Wirtschaftszweige)

ITU International Telecommunication Union
(Internationale Fernmeldeunion)

LIS Luxembourg Income Studies
MDG Millennium Development Goals

(Millenniums-Entwicklungsziele)

BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2007/2008278

Abkürzungsverzeichnis



MICS Multiple Indicator Cluster Survey
(Mehrfachindikatoren-Clustererhebungen)

Mt Megatonne (eine Million Tonnen)
ODA Official development assistance

(Öffentliche Entwicklungshilfe)
OECD Organisation for Economic Co-operation

and Development (Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung)

PPP Purchasing power parity 
(Kaufkraftparität)

R&D Research and development
(Forschung und Entwicklung)

SAR Special Administrative Region (of China)
(Sonderverwaltungsregion (von China)) 

SIPRI Stockholm International Peace Research
Institute (Internationales 
Friedensforschungsinstitut Stockholm)

SITC Standard International Trade Classification
(Internationales Warenverzeichnis für 
den Außenhandel)

TFYR The former Yugoslav Republic of 
Macedonia (Ehemalige jugoslawische 
Republik Mazedonien)

UN United Nations (Vereinte Nationen)
UNAIDS Joint United Nations Programme on

HIV/AIDS (Gemeinsames Programm 
der Vereinten Nationen für HIV/AIDS) 

UNCTAD United Nations Conference on Trade and
Development (Handels- und Entwicklungs-
konferenz der Vereinten Nationen)

UNODC United Nations Office on Drugs and 
Crime (Büro der Vereinten Nationen für
Drogen- und Verbrechensbekämpfung)

UNESCO United Nations Educational, Scientific 
and Cultural Organization (Organisation 
der Vereinten Nationen für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur)

UNDP United Nations Development Programme
(Entwicklungsprogramm der Vereinten
Nationen)

UNFPA United Nations Population Fund
(Bevölkerungsfonds der Vereinten Nationen)

UNHCR  Office of the United Nations High 
Commissioner for Refugees (Amt des 
Hohen Flüchtlingskommissars der 
Vereinten Nationen)

UNICEF  United Nations Children’s Fund
(Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen)

UN-ORHLLS United Nations Office of the High 
Representative for the Least Developed
Countries, Landlocked Developing 
Countries and Small Island Developing
States (Büro des Hohen Beauftragten 
der Vereinten Nationen für die am 
wenigsten entwickelten Länder, 
Binnenentwicklungsländer und 
kleinen Inselentwicklungsländer)

WHO World Health Organization
(Weltgesundheitsorganisation) 

WIPO World Intellectual Property Organization
(Weltorganisation für geistiges Eigentum)
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E1 Monitoring human development: enlarging people’s choices . . .

Human development index

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Iceland 0.968 81.5 .. d 95.4 e 36,510 0.941 0.978 0.985 4

2 Norway 0.968 79.8 .. d 99.2 41,420 f 0.913 0.991 1.000 1

3 Australia 0.962 80.9 .. d 113.0 g 31,794 0.931 0.993 0.962 13

4 Canada 0.961 80.3 .. d 99.2 e,h 33,375 0.921 0.991 0.970 6

5 Ireland 0.959 78.4 .. d 99.9 38,505 0.890 0.993 0.994 -1

6 Sweden 0.956 80.5 .. d 95.3 32,525 0.925 0.978 0.965 7

7 Switzerland 0.955 81.3 .. d 85.7 35,633 0.938 0.946 0.981 -1

8 Japan 0.953 82.3 .. d 85.9 31,267 0.954 0.946 0.959 9

9 Netherlands 0.953 79.2 .. d 98.4 32,684 0.904 0.988 0.966 3

10 France 0.952 80.2 .. d 96.5 30,386 0.919 0.982 0.954 8

11 Finland 0.952 78.9 .. d 101.0 g 32,153 0.898 0.993 0.964 3

12 United States 0.951 77.9 .. d 93.3 41,890 f 0.881 0.971 1.000 -10

13 Spain 0.949 80.5 .. d 98.0 27,169 0.925 0.987 0.935 11

14 Denmark 0.949 77.9 .. d 102.7 g 33,973 0.881 0.993 0.973 -6

15 Austria 0.948 79.4 .. d 91.9 33,700 0.907 0.966 0.971 -6

16 United Kingdom 0.946 79.0 .. d 93.0 e 33,238 0.900 0.970 0.969 -5

17 Belgium 0.946 78.8 .. d 95.1 32,119 0.897 0.977 0.963 -2

18 Luxembourg 0.944 78.4 .. d 84.7 i 60,228 f 0.891 0.942 1.000 -17

19 New Zealand 0.943 79.8 .. d 108.4 g 24,996 0.913 0.993 0.922 9

20 Italy 0.941 80.3 98.4 90.6 28,529 0.922 0.958 0.944 1

21 Hong Kong, China (SAR) 0.937 81.9 .. j 76.3 34,833 0.949 0.885 0.977 -14

22 Germany 0.935 79.1 .. d 88.0 e 29,461 0.902 0.953 0.949 -2

23 Israel 0.932 80.3 97.1 k 89.6 25,864 0.921 0.946 0.927 3

24 Greece 0.926 78.9 96.0 99.0 23,381 0.898 0.970 0.910 5

25 Singapore 0.922 79.4 92.5 87.3 h,k 29,663 0.907 0.908 0.950 -6

26 Korea (Republic of) 0.921 77.9 .. d 96.0 22,029 0.882 0.980 0.900 6

27 Slovenia 0.917 77.4 99.7 d,l 94.3 22,273 0.874 0.974 0.902 4

28 Cyprus 0.903 79.0 96.8 77.6 e 22,699 h 0.900 0.904 0.905 2

29 Portugal 0.897 77.7 93.8 l 89.8 20,410 0.879 0.925 0.888 6

30 Brunei Darussalam 0.894 76.7 92.7 77.7 28,161 h,m 0.862 0.877 0.941 -8

31 Barbados 0.892 76.6 .. d,j 88.9 h 17,297 h,m 0.861 0.956 0.860 8

32 Czech Republic 0.891 75.9 .. d 82.9 20,538 0.849 0.936 0.889 2

33 Kuwait 0.891 77.3 93.3 74.9 26,321 n 0.871 0.871 0.930 -8

34 Malta 0.878 79.1 87.9 80.9 19,189 0.901 0.856 0.877 2

35 Qatar 0.875 75.0 89.0 77.7 27,664 h,m 0.834 0.852 0.938 -12

36 Hungary 0.874 72.9 .. d,j 89.3 17,887 0.799 0.958 0.866 2

37 Poland 0.870 75.2 .. d,j 87.2 13,847 0.836 0.951 0.823 11

38 Argentina 0.869 74.8 97.2 89.7 h 14,280 0.831 0.947 0.828 9

39 United Arab Emirates 0.868 78.3 88.7 l 59.9 e,h 25,514 n 0.889 0.791 0.925 -12

40 Chile 0.867 78.3 95.7 82.9 12,027 0.889 0.914 0.799 15

41 Bahrain 0.866 75.2 86.5 86.1 21,482 0.837 0.864 0.896 -8

42 Slovakia 0.863 74.2 .. d 78.3 15,871 0.821 0.921 0.846 -1

43 Lithuania 0.862 72.5 99.6 d 91.4 14,494 0.792 0.965 0.831 3

44 Estonia 0.860 71.2 99.8 d 92.4 15,478 0.770 0.968 0.842 0

45 Latvia 0.855 72.0 99.7 d 90.2 13,646 0.784 0.961 0.821 4

46 Uruguay 0.852 75.9 96.8 88.9 e,h 9,962 0.848 0.942 0.768 16

47 Croatia 0.850 75.3 98.1 73.5 h 13,042 0.839 0.899 0.813 4

48 Costa Rica 0.846 78.5 94.9 73.0 e 10,180 n 0.891 0.876 0.772 13

49 Bahamas 0.845 72.3 .. j 70.8 18,380 h 0.789 0.875 0.870 -12

50 Seychelles 0.843 72.7 h,k 91.8 82.2 e 16,106 0.795 0.886 0.848 -10

51 Cuba 0.838 77.7 99.8 d 87.6 6,000 o 0.879 0.952 0.683 43

52 Mexico 0.829 75.6 91.6 75.6 10,751 0.843 0.863 0.781 7

53 Bulgaria 0.824 72.7 98.2 81.5 9,032 0.795 0.926 0.752 11
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54 Saint Kitts and Nevis 0.821 70.0 h,p 97.8 k 73.1 e 13,307 h 0.750 0.896 0.816 -4

55 Tonga 0.819 72.8 98.9 80.1 e 8,177 n 0.797 0.926 0.735 15

56 Libyan Arab Jamahiriya 0.818 73.4 84.2 l 94.1 e,h 10,335 h,m 0.806 0.875 0.774 4

57 Antigua and Barbuda 0.815 73.9 h,p 85.8 q .. r 12,500 h 0.815 0.824 0.806 -4

58 Oman 0.814 75.0 81.4 67.1 15,602 h 0.833 0.766 0.843 -15

59 Trinidad and Tobago 0.814 69.2 98.4 l 64.9 e 14,603 0.737 0.872 0.832 -14

60 Romania 0.813 71.9 97.3 76.8 9,060 0.782 0.905 0.752 3

61 Saudi Arabia 0.812 72.2 82.9 76.0 15,711 n 0.787 0.806 0.844 -19

62 Panama 0.812 75.1 91.9 79.5 7,605 0.836 0.878 0.723 15

63 Malaysia 0.811 73.7 88.7 74.3 h 10,882 0.811 0.839 0.783 -6

64 Belarus 0.804 68.7 99.6 d 88.7 7,918 0.728 0.956 0.730 8

65 Mauritius 0.804 72.4 84.3 75.3 e 12,715 0.790 0.813 0.809 -13

66 Bosnia and Herzegovina 0.803 74.5 96.7 69.0 h,s 7,032 h,t 0.825 0.874 0.710 17

67 Russian Federation 0.802 65.0 99.4 d 88.9 e 10,845 0.667 0.956 0.782 -9

68 Albania 0.801 76.2 98.7 68.6 h 5,316 0.853 0.887 0.663 30

69 Macedonia (TFYR) 0.801 73.8 96.1 70.1 7,200 0.814 0.875 0.714 11

70 Brazil 0.800 71.7 88.6 87.5 h 8,402 0.779 0.883 0.740 -3

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

71 Dominica 0.798 75.6 h,q 88.0 q 81.0 e 6,393 h 0.844 0.857 0.694 19

72 Saint Lucia 0.795 73.1 94.8 q 74.8 6,707 h 0.802 0.881 0.702 15

73 Kazakhstan 0.794 65.9 99.5 d 93.8 7,857 0.682 0.973 0.728 1

74 Venezuela (Bolivarian Republic of) 0.792 73.2 93.0 75.5 e,h 6,632 0.804 0.872 0.700 14

75 Colombia 0.791 72.3 92.8 75.1 7,304 n 0.788 0.869 0.716 4

76 Ukraine 0.788 67.7 99.4 d 86.5 6,848 0.711 0.948 0.705 9

77 Samoa 0.785 70.8 98.6 l 73.7 e 6,170 0.763 0.903 0.688 14

78 Thailand 0.781 69.6 92.6 71.2 e 8,677 0.743 0.855 0.745 -13

79 Dominican Republic 0.779 71.5 87.0 74.1 e,h 8,217 n 0.776 0.827 0.736 -10

80 Belize 0.778 75.9 75.1 q 81.8 e 7,109 0.849 0.773 0.712 1

81 China 0.777 72.5 90.9 69.1 e 6,757 u 0.792 0.837 0.703 5

82 Grenada 0.777 68.2 96.0 q 73.1 e 7,843 h 0.720 0.884 0.728 -7

83 Armenia 0.775 71.7 99.4 d 70.8 4,945 0.779 0.896 0.651 20

84 Turkey 0.775 71.4 87.4 68.7 e 8,407 0.773 0.812 0.740 -18

85 Suriname 0.774 69.6 89.6 77.1 e 7,722 0.743 0.854 0.725 -9

86 Jordan 0.773 71.9 91.1 78.1 5,530 0.782 0.868 0.670 11

87 Peru 0.773 70.7 87.9 85.8 e 6,039 0.761 0.872 0.684 6

88 Lebanon 0.772 71.5 .. j 84.6 5,584 0.775 0.871 0.671 8

89 Ecuador 0.772 74.7 91.0 .. r 4,341 0.828 0.858 0.629 21

90 Philippines 0.771 71.0 92.6 81.1 5,137 0.767 0.888 0.657 11

91 Tunisia 0.766 73.5 74.3 76.3 8,371 0.808 0.750 0.739 -23

92 Fiji 0.762 68.3 .. j 74.8 e 6,049 0.722 0.879 0.685 0

93 Saint Vincent and the Grenadines 0.761 71.1 88.1 q 68.9 6,568 0.768 0.817 0.698 -4

94 Iran ( Islamic Republic of) 0.759 70.2 82.4 72.8 e 7,968 0.754 0.792 0.731 -23

95 Paraguay 0.755 71.3 93.5 l 69.1 e,h 4,642 n 0.771 0.853 0.641 10

96 Georgia 0.754 70.7 100.0 d,v 76.3 3,365 0.761 0.914 0.587 24

97 Guyana 0.750 65.2 .. j 85.0 4,508 n 0.670 0.943 0.636 12

98 Azerbaijan 0.746 67.1 98.8 67.1 5,016 0.702 0.882 0.653 4

99 Sri Lanka 0.743 71.6 90.7 w 62.7 e,h 4,595 0.776 0.814 0.639 7

100 Maldives 0.741 67.0 96.3 65.8 e 5,261 h,m 0.701 0.862 0.661 -1

101 Jamaica 0.736 72.2 79.9 77.9 e 4,291 0.787 0.792 0.627 11

102 Cape Verde 0.736 71.0 81.2 l 66.4 5,803 n 0.766 0.763 0.678 -7

103 El Salvador 0.735 71.3 80.6 l 70.4 5,255 n 0.772 0.772 0.661 -3

104 Algeria 0.733 71.7 69.9 73.7 e 7,062 n 0.778 0.711 0.711 -22

105 Viet Nam 0.733 73.7 90.3 63.9 3,071 0.812 0.815 0.572 18

106 Occupied Palestinian Territories 0.731 72.9 92.4 82.4 e .. x 0.799 0.891 0.505 33
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107 Indonesia 0.728 69.7 90.4 68.2 e 3,843 0.745 0.830 0.609 6

108 Syrian Arab Republic 0.724 73.6 80.8 64.8 e 3,808 0.811 0.755 0.607 7

109 Turkmenistan 0.713 62.6 98.8 .. r 3,838 h 0.627 0.903 0.609 5

110 Nicaragua 0.710 71.9 76.7 70.6 e 3,674 n 0.782 0.747 0.601 6

111 Moldova 0.708 68.4 99.1 d,l 69.7 e 2,100 0.724 0.892 0.508 25

112 Egypt 0.708 70.7 71.4 76.9 e 4,337 0.761 0.732 0.629 -1

113 Uzbekistan 0.702 66.8 .. d,j 73.8 e,h 2,063 0.696 0.906 0.505 25

114 Mongolia 0.700 65.9 97.8 77.4 2,107 0.682 0.910 0.509 21

115 Honduras 0.700 69.4 80.0 71.2 e 3,430 n 0.739 0.771 0.590 3

116 Kyrgyzstan 0.696 65.6 98.7 77.7 1,927 0.676 0.917 0.494 29

117 Bolivia 0.695 64.7 86.7 86.0 e,h 2,819 0.662 0.865 0.557 7

118 Guatemala 0.689 69.7 69.1 67.3 e 4,568 n 0.746 0.685 0.638 -11

119 Gabon 0.677 56.2 84.0 l 72.4 e,h 6,954 0.521 0.801 0.708 -35

120 Vanuatu 0.674 69.3 74.0 63.4 e 3,225 n 0.738 0.705 0.580 2

121 South Africa 0.674 50.8 82.4 77.0 h 11,110 n 0.430 0.806 0.786 -65

122 Tajikistan 0.673 66.3 99.5 d 70.8 1,356 0.689 0.896 0.435 32

123 Sao Tome and Principe 0.654 64.9 84.9 65.2 2,178 0.665 0.783 0.514 10

124 Botswana 0.654 48.1 81.2 69.5 e 12,387 0.385 0.773 0.804 -70

125 Namibia 0.650 51.6 85.0 64.7 e 7,586 n 0.444 0.783 0.723 -47

126 Morocco 0.646 70.4 52.3 58.5 e 4,555 0.757 0.544 0.637 -18

127 Equatorial Guinea 0.642 50.4 87.0 58.1 e,h 7,874 h,n 0.423 0.773 0.729 -54

128 India 0.619 63.7 61.0 63.8 e 3,452 n 0.645 0.620 0.591 -11

129 Solomon Islands 0.602 63.0 76.6 k 47.6 2,031 n 0.633 0.669 0.503 14

130 Lao People’s Democratic Republic 0.601 63.2 68.7 61.5 2,039 0.637 0.663 0.503 11

131 Cambodia 0.598 58.0 73.6 60.0 e 2,727 n 0.550 0.691 0.552 -6

132 Myanmar 0.583 60.8 89.9 49.5 e 1,027 h,y 0.596 0.764 0.389 35

133 Bhutan 0.579 64.7 47.0 v .. r .. h,z 0.662 0.485 0.589 -14

134 Comoros 0.561 64.1 .. j 46.4 e 1,993 n 0.651 0.533 0.499 10

135 Ghana 0.553 59.1 57.9 50.7 e 2,480 n 0.568 0.555 0.536 -8

136 Pakistan 0.551 64.6 49.9 40.0 e 2,370 0.659 0.466 0.528 -8

137 Mauritania 0.550 63.2 51.2 45.6 2,234 n 0.637 0.493 0.519 -5

138 Lesotho 0.549 42.6 82.2 66.0 e 3,335 n 0.293 0.768 0.585 -17

139 Congo 0.548 54.0 84.7 l 51.4 e 1,262 0.484 0.736 0.423 16

140 Bangladesh 0.547 63.1 47.5 56.0 h 2,053 0.635 0.503 0.504 0

141 Swaziland 0.547 40.9 79.6 59.8 e 4,824 0.265 0.730 0.647 -37

142 Nepal 0.534 62.6 48.6 58.1 e 1,550 0.626 0.518 0.458 8

143 Madagascar 0.533 58.4 70.7 59.7 e 923 0.557 0.670 0.371 27

144 Cameroon 0.532 49.8 67.9 62.3 e 2,299 0.414 0.660 0.523 -13

145 Papua New Guinea 0.530 56.9 57.3 40.7 e,h 2,563 n 0.532 0.518 0.541 -19

146 Haiti 0.529 59.5 .. j .. r 1,663 n 0.575 0.542 0.469 2

147 Sudan 0.526 57.4 60.9 aa 37.3 e 2,083 n 0.540 0.531 0.507 -10

148 Kenya 0.521 52.1 73.6 60.6 e 1,240 0.451 0.693 0.420 9

149 Djibouti 0.516 53.9 .. j 25.3 2,178 n 0.482 0.553 0.514 -15

150 Timor-Leste 0.514 59.7 50.1 ab 72.0 e .. h,ac 0.578 0.574 0.390 16

151 Zimbabwe 0.513 40.9 89.4 l 52.4 e,h 2,038 0.265 0.770 0.503 -9

152 Togo 0.512 57.8 53.2 55.0 e 1,506 n 0.547 0.538 0.453 -1

153 Yemen 0.508 61.5 54.1 l 55.2 930 0.608 0.545 0.372 16

154 Uganda 0.505 49.7 66.8 63.0 e 1,454 n 0.412 0.655 0.447 -2

155 Gambia 0.502 58.8 .. j 50.1 e,h 1,921 n 0.563 0.450 0.493 -9

LOW HUMAN DEVELOPMENT

156 Senegal 0.499 62.3 39.3 39.6 e 1,792 0.622 0.394 0.482 -9

157 Eritrea 0.483 56.6 .. j 35.3 e 1,109 n 0.527 0.521 0.402 6

158 Nigeria 0.470 46.5 69.1 l 56.2 e 1,128 0.359 0.648 0.404 4

159 Tanzania (United Republic of) 0.467 51.0 69.4 50.4 e 744 0.434 0.631 0.335 15
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index (HDI) 

value

Life 
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at birth
(years)

Adult 
literacy rate
(% aged 15 
and above)

Combined gross 
enrolment ratio 

for primary, 
secondary 

and tertiary 
education

(%)

GDP per 
capita

(PPP US$)
Life 

expectancy 
index

Education 
index GDP index

GDP per 
capita 

(PPP US$) 
rank minus 
HDI rank c2005 2005 1995-2005b 2005 2005

Human development indexTA
B

L
E1

NOTES
a. The HDI rank is determined using HDI values to 

the sixth decimal point. 
b. Data refer to national literacy estimates from 

censuses or surveys conducted between 1995 
and 2005, unless otherwise specifi ed. Due to 
differences in methodology and timeliness of 
underlying data, comparisons across countries 
and over time should be made with caution.  For 
more details, see http://www.uis.unesco.org/.

c. A positive fi gure indicates that the HDI rank is 
higher than the GDP per capita (PPP US$) rank, a 
negative the opposite.

d. For purposes of calculating the HDI, a value of 
99.0% was applied.

e. National or UNESCO Institute for Statistics 
estimate.

f. For purposes of calculating the HDI, a value of 
40,000 (PPP US$) was applied.

g. For purposes of calculating the HDI, a value of 
100% was applied.

h. Data refer to a year other than that specifi ed.
i. Statec 2006. Data refer to nationals enrolled both 

in the country and abroad and thus differ from the 
standard defi nition.

j. In the absence of recent data, estimates from 
UNESCO Institute for Statistics 2003, based on 
outdated census or survey information, were used 
and should be interpreted with caution: Bahamas 
95.8, Barbados 99.7, Comoros 56.8, Djibouti 
70.3, Eritrea 60.5, Fiji 94.4, Gambia 42.5, 
Guinea-Bissau 44.8, Guyana 99.0, Haiti 54.8, 
Hong Kong, China (SAR) 94.6, Hungary 99.4, 
Lebanon 88.3, Poland 99.8 and Uzbekistan 99.4.

k. Data are from national sources.
l. UNESCO Institute for Statistics estimates based 

on its Global age-specifi c literacy projections 
model, April 2007.

m. Heston, Summers and Aten 2006. Data differ 
from the standard defi nition.

n. World Bank estimate based on regression.
o. Efforts to produce a more accurate estimate are 

ongoing (see Readers guide and notes to tables 
for details). A preliminary estimate of 6,000 (PPP 
US$) was used.

p. Data are from the Secretariat of the Organization 
of Eastern Caribbean States, based on national 
sources.

q. Data are from the Secretariat of the Caribbean 
Community, based on national sources.

r. Because the combined gross enrolment ratio 
was unavailable, the following HDRO estimates 
were used: Antigua and Barbuda 76, Bhutan 52, 
Ecuador 75, Haiti 53 and Turkmenistan 73.

s. UNDP 2007.
t. World Bank 2006.
u. World Bank estimate based on a bilateral 

comparison between China and the United States 
(Ruoen and Kai 1995).

v. UNICEF 2004.
w. Data refer to 18 of the 25 states of the 

country only.
x. In the absence of an estimate of GDP per capita 

(PPP US$), the HDRO estimate of 2,056 (PPP 
US$) was used, derived from the value of GDP in 
US$ and the weighted average ratio of PPP US$ to 
US$ in the Arab States.

y. Heston, Summers and Aten 2001. Data differ from 
the standard defi nition.

z. In the absence of an estimate of GDP per capita 
(PPP US$), the HDRO estimate of 3,413 
(PPP US$) was used, derived from the value of 
GDP per capita in PPP US$ estimated by Heston, 
Summers and Aten 2006 adjusted to refl ect the 
latest population estimates from UN 2007e.

aa. Data refer to North Sudan only.
ab. UNDP 2006.
ac. For the purposes of calculating the HDI, a national 

estimate of 1,033 (PPP US$) was used.

SOURCES
Column 1: calculated on the basis of data in columns 
6–8; see Technical note 1 for details.
Column 2: UN 2007e, unless otherwise specifi ed.
Column 3: UNESCO Institute for Statistics 2007a, 
unless otherwise specifi ed.
Column 4: UNESCO Institute for Statistics 2007c, 
unless otherwise specifi ed.
Column 5: World Bank 2007b, unless otherwise 
specifi ed; aggregates calculated for the HDRO by the 
World Bank.
Column 6: calculated on the basis of data in column 2.
Column 7: calculated on the basis of data in 
columns 3 and 4.
Column 8: calculated on the basis of data in column 5.
Column 9: calculated on the basis of data in 
columns 1 and 5.

160 Guinea 0.456 54.8 29.5 45.1 e 2,316 0.497 0.347 0.524 -30

161 Rwanda 0.452 45.2 64.9 50.9 e 1,206 n 0.337 0.602 0.416 -1

162 Angola 0.446 41.7 67.4 25.6 e,h 2,335 n 0.279 0.535 0.526 -33

163 Benin 0.437 55.4 34.7 50.7 e 1,141 0.506 0.400 0.406 -2

164 Malawi 0.437 46.3 64.1 63.1 e 667 0.355 0.638 0.317 13

165 Zambia 0.434 40.5 68.0 60.5 e 1,023 0.259 0.655 0.388 3

166 Côte d’Ivoire 0.432 47.4 48.7 39.6 e,h 1,648 0.373 0.457 0.468 -17

167 Burundi 0.413 48.5 59.3 37.9 e 699 n 0.391 0.522 0.325 9

168 Congo (Democratic Republic of the) 0.411 45.8 67.2 33.7 e,h 714 n 0.346 0.560 0.328 7

169 Ethiopia 0.406 51.8 35.9 42.1 e 1,055 n 0.446 0.380 0.393 -5

170 Chad 0.388 50.4 25.7 37.5 e 1,427 n 0.423 0.296 0.444 -17

171 Central African Republic 0.384 43.7 48.6 29.8 e,h 1,224 n 0.311 0.423 0.418 -13

172 Mozambique 0.384 42.8 38.7 52.9 1,242 n 0.296 0.435 0.421 -16

173 Mali 0.380 53.1 24.0 36.7 1,033 0.469 0.282 0.390 -8

174 Niger 0.374 55.8 28.7 22.7 781 n 0.513 0.267 0.343 -1

175 Guinea-Bissau 0.374 45.8 .. j 36.7 e,h 827 n 0.347 0.421 0.353 -4

176 Burkina Faso 0.370 51.4 23.6 29.3 1,213 n 0.440 0.255 0.417 -17

177 Sierra Leone 0.336 41.8 34.8 44.6 h 806 0.280 0.381 0.348 -5

Developing countries 0.691 66.1 76.7 64.1 5,282 0.685 0.725 0.662 ..

  Least developed countries 0.488 54.5 53.9 48.0 1,499 0.492 0.519 0.452 ..

  Arab States 0.699 67.5 70.3 65.5 6,716 0.708 0.687 0.702 ..

  East Asia and the Pacifi c 0.771 71.7 90.7 69.4 6,604 0.779 0.836 0.699 ..

  Latin America and the Caribbean 0.803 72.8 90.3 81.2 8,417 0.797 0.873 0.740 ..

  South Asia 0.611 63.8 59.5 60.3 3,416 0.646 0.598 0.589 ..

  Sub-Saharan Africa 0.493 49.6 60.3 50.6 1,998 0.410 0.571 0.500 ..

Central and Eastern Europe and the CIS 0.808 68.6 99.0 83.5 9,527 0.726 0.938 0.761 ..

OECD 0.916 78.3 .. 88.6 29,197 0.888 0.912 0.947 ..

  High-income OECD 0.947 79.4 .. 93.5 33,831 0.906 0.961 0.972 ..

High human development 0.897 76.2 .. 88.4 23,986 0.854 0.922 0.915 ..

Medium human development 0.698 67.5 78.0 65.3 4,876 0.709 0.738 0.649 ..

Low human development 0.436 48.5 54.4 45.8 1,112 0.391 0.516 0.402 ..

High income 0.936 79.2 .. 92.3 33,082 0.903 0.937 0.968 ..

Middle income 0.776 70.9 89.9 73.3 7,416 0.764 0.843 0.719 ..

Low income 0.570 60.0 60.2 56.3 2,531 0.583 0.589 0.539 ..

World 0.743 68.1 78.6 67.8 9,543 0.718 0.750 0.761 ..
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(%)
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expectancy 

at birth
(years)

Adult literacy 
rate

(% aged 15 
and above)

Combined gross 
enrolment ratio 

for primary, 
secondary and 

tertiary education
(%)

GDP per 
capita
(PPP 
US$)

Total 
population
(thousands)

Total 
fertility 

rate
(births 

per 
woman)

MDG
Under-fi ve 
mortality 

rate
(per 1,000 
live births)

MDG
Net 

primary 
enrolment 

rate
(%)

HIV 
prevalence a

(% aged 
15–49)

MDG
Population 

under-
nourished
(% of total 
population)

2005 1995–2005 b 2005 2005 2005 2000–05 2005 2005 2005 2002/04 c 2004

Monitoring human development: enlarging people’s choices . . .
TA

B
L
E1a Basic indicators for other UN member states

NOTES
a. Data are point and range estimates based on new 

estimation models developed by UNAIDS. Range 
estimates are presented in square brackets. 

b. Data refer to national literacy estimates from 
censuses or surveys conducted between 1995 
and 2005, unless otherwise specifi ed. Due to 
differences  in methodology and timeliness of 
underlying data, comparisons across countries 
and over time should be made with caution.  For 
more details, see http://www.uis.unesco.org/.

c. Data refer to the average for the years specifi ed.
d. National or UNESCO Institute for 

Statistics estimate.
e. Data refer to a year other than that specifi ed.

f. UNESCO Institute for Statistics estimates based 
on its Global age-specifi c literacy projections 
model, April 2007.

g. Data exclude Kosovo and Metohia.
h. Data refer to Serbia and Montenegro prior to 

its separation into two independent states in 
June 2006.

SOURCES
Column 1: UN 2007e, unless otherwise specifi ed.
Column 2: UNESCO Institute for Statistics. 2007a, 
unless otherwise specifi ed.
Column 3: UNESCO Institute for Statistics. 2007c, 
unless otherwise specifi ed.
Column 4: World Bank 2007b.
Columns 5 and 6: UN 2007e, unless 
otherwise specifi ed.
Column 7: UNICEF 2006.
Column 8: UNESCO Institute for Statistics 2007c.
Column 9: UNAIDS 2006.
Column 10: FAO 2007a.
Column 11: UN 2006a, based on a joint effort by 
UNICEF and WHO.

Afghanistan 42.9 28.0 42.8 d .. 25,067 7.5 257 .. <0.1 [<0.2] .. 39

Andorra .. .. 62.6 d .. 73 .. 3 80 d .. .. 100

Iraq 57.7 74.1 59.6 d .. 27,996 4.9 125 88 d [<0.2] .. 81

Kiribati .. ... 75.1 d 4,597 92 .. 65 97 d,e .. 7 65

Korea (Democratic People’s Rep. of) 66.8 .. .. .. 23,616 1.9 55 .. [<0.2] 33 100

Liberia 44.7 51.9 f 57.4 e .. 3,442 6.8 235 66 e [2.0–5.0] 50 61

Liechtenstein .. .. 86.4 d,e .. 35 .. 4 88 d,e .. .. ..

Marshall Islands .. ... 71.1 d .. 57 .. 58 90 d,e .. .. 87

Micronesia (Federated States of) 68.0 .. .. 7,242 110 4.2 42 .. .. .. 94

Monaco .. .. .. .. 33 .. 5 .. .. .. 100

Montenegro 74.1 96.4 g,h 74.5 d,e,h .. 608 1.8 15 h 96 d,e,h 0.2 [0.1–0.3] h 9 h 93 h

Nauru .. ... 50.6 d,e .. 10 .. 30 .. .. .. ..

Palau .. ... 96.9 d,e .. 20 .. 11 96 d,e .. .. 85

San Marino .. .. .. .. 30 .. 3 .. .. .. ..

Serbia 73.6 96.4 g,h 74.5 d,e,h .. 9,863 1.7 15 h 96 d,e,h 0.2 [0.1–0.3] h 9 h 93 h

Somalia 47.1 ... .. .. 8,196 6.4 225 .. 0.9 [0.5–1.6] .. 29

Tuvalu .. ... 69.2 d,e .. 10 .. 38 .. .. .. 100
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Human development index trends

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Iceland 0.868 0.890 0.899 0.918 0.923 0.947 0.968

2 Norway 0.870 0.889 0.900 0.913 0.938 0.958 0.968

3 Australia 0.851 0.868 0.880 0.894 0.934 0.949 0.962

4 Canada 0.873 0.888 0.911 0.931 0.936 0.946 0.961

5 Ireland 0.823 0.835 0.851 0.875 0.898 0.931 0.959

6 Sweden 0.872 0.882 0.893 0.904 0.935 0.952 0.956

7 Switzerland 0.883 0.895 0.902 0.915 0.926 0.946 0.955

8 Japan 0.861 0.886 0.899 0.916 0.929 0.941 0.953

9 Netherlands 0.873 0.885 0.899 0.914 0.934 0.947 0.953

10 France 0.856 0.872 0.884 0.907 0.925 0.938 0.952

11 Finland 0.846 0.866 0.884 0.906 0.918 0.940 0.952

12 United States 0.870 0.890 0.904 0.919 0.931 0.942 0.951

13 Spain 0.846 0.863 0.877 0.896 0.914 0.932 0.949

14 Denmark 0.875 0.883 0.890 0.898 0.916 0.935 0.949

15 Austria 0.848 0.862 0.876 0.899 0.918 0.938 0.948

16 United Kingdom 0.853 0.860 0.870 0.890 0.929 0.931 0.946

17 Belgium 0.852 0.869 0.883 0.903 0.931 0.943 0.946

18 Luxembourg 0.836 0.850 0.863 0.890 0.913 0.929 0.944

19 New Zealand 0.854 0.860 0.871 0.880 0.908 0.927 0.943

20 Italy 0.845 0.861 0.869 0.892 0.910 0.926 0.941

21 Hong Kong, China (SAR) 0.763 0.803 0.830 0.865 0.886 0.919 0.937

22 Germany .. 0.863 0.871 0.890 0.913 0.928 0.935

23 Israel 0.805 0.830 0.850 0.869 0.891 0.918 0.932

24 Greece 0.841 0.856 0.869 0.877 0.882 0.897 0.926

25 Singapore 0.729 0.762 0.789 0.827 0.865 .. 0.922

26 Korea (Republic of) 0.713 0.747 0.785 0.825 0.861 0.892 0.921

27 Slovenia .. .. .. 0.851 0.857 0.891 0.917

28 Cyprus .. 0.809 0.828 0.851 0.870 0.893 0.903

29 Portugal 0.793 0.807 0.829 0.855 0.885 0.904 0.897

30 Brunei Darussalam .. .. .. .. .. .. 0.894

31 Barbados .. .. .. .. .. .. 0.892

32 Czech Republic .. .. .. 0.845 0.854 0.866 0.891

33 Kuwait 0.771 0.789 0.794 .. 0.826 0.855 0.891

34 Malta 0.738 0.772 0.799 0.833 0.857 0.877 0.878

35 Qatar .. .. .. .. .. .. 0.875

36 Hungary 0.786 0.801 0.813 0.813 0.817 0.845 0.874

37 Poland .. .. .. 0.806 0.822 0.852 0.870

38 Argentina 0.790 0.804 0.811 0.813 0.836 0.862 0.869

39 United Arab Emirates 0.734 0.769 0.790 0.816 0.825 0.837 0.868

40 Chile 0.708 0.743 0.761 0.788 0.819 0.845 0.867

41 Bahrain .. 0.747 0.783 0.808 0.834 0.846 0.866

42 Slovakia .. .. .. .. .. .. 0.863

43 Lithuania .. .. .. 0.827 0.791 0.831 0.862

44 Estonia .. 0.811 0.820 0.813 0.792 0.829 0.860

45 Latvia .. 0.797 0.810 0.804 0.771 0.817 0.855

46 Uruguay 0.762 0.782 0.787 0.806 0.821 0.842 0.852

47 Croatia .. .. .. 0.812 0.805 0.828 0.850

48 Costa Rica 0.746 0.772 0.774 0.794 0.814 0.830 0.846

49 Bahamas .. 0.809 0.822 0.831 0.820 0.825 0.845

50 Seychelles .. .. .. .. .. .. 0.843

51 Cuba .. .. .. .. .. .. 0.838

52 Mexico 0.694 0.739 0.758 0.768 0.786 0.814 0.829

53 Bulgaria .. 0.771 0.792 0.794 0.785 0.800 0.824
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54 Saint Kitts and Nevis .. .. .. .. .. .. 0.821

55 Tonga .. .. .. .. .. .. 0.819

56 Libyan Arab Jamahiriya .. .. .. .. .. .. 0.818

57 Antigua and Barbuda .. .. .. .. .. .. 0.815

58 Oman 0.487 0.547 0.641 0.697 0.741 0.779 0.814

59 Trinidad and Tobago 0.756 0.784 0.782 0.784 0.785 0.796 0.814

60 Romania .. 0.786 0.792 0.777 0.772 0.780 0.813

61 Saudi Arabia 0.611 0.666 0.684 0.717 0.748 0.788 0.812

62 Panama 0.718 0.737 0.751 0.752 0.775 0.797 0.812

63 Malaysia 0.619 0.662 0.696 0.725 0.763 0.790 0.811

64 Belarus .. .. .. 0.790 0.755 0.778 0.804

65 Mauritius .. 0.662 0.692 0.728 0.751 0.781 0.804

66 Bosnia and Herzegovina .. .. .. .. .. .. 0.803

67 Russian Federation .. .. .. 0.815 0.771 0.782 0.802

68 Albania .. 0.675 0.694 0.704 0.705 0.746 0.801

69 Macedonia (TFYR) .. .. .. .. .. .. 0.801

70 Brazil 0.649 0.685 0.700 0.723 0.753 0.789 0.800

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

71 Dominica .. .. .. .. .. .. 0.798

72 Saint Lucia .. .. .. .. .. .. 0.795

73 Kazakhstan .. .. .. 0.771 0.724 0.738 0.794

74 Venezuela (Bolivarian Republic of) 0.723 0.737 0.743 0.762 0.770 0.776 0.792

75 Colombia 0.663 0.694 0.709 0.729 0.753 0.772 0.791

76 Ukraine .. .. .. 0.809 0.756 0.761 0.788

77 Samoa .. .. 0.709 0.721 0.740 0.765 0.785

78 Thailand 0.615 0.654 0.679 0.712 0.745 0.761 0.781

79 Dominican Republic 0.628 0.660 0.684 0.697 0.723 0.757 0.779

80 Belize .. 0.712 0.718 0.750 0.777 0.795 0.778

81 China 0.530 0.559 0.595 0.634 0.691 0.732 0.777

82 Grenada .. .. .. .. .. .. 0.777

83 Armenia .. .. .. 0.737 0.701 0.738 0.775

84 Turkey 0.594 0.615 0.651 0.683 0.717 0.753 0.775

85 Suriname .. .. .. .. .. .. 0.774

86 Jordan .. 0.647 0.669 0.684 0.710 0.751 0.773

87 Peru 0.647 0.676 0.699 0.710 0.737 0.763 0.773

88 Lebanon .. .. .. 0.692 0.730 0.748 0.772

89 Ecuador 0.636 0.678 0.699 0.714 0.734 .. 0.772

90 Philippines 0.655 0.688 0.692 0.721 0.739 0.758 0.771

91 Tunisia 0.519 0.575 0.626 0.662 0.702 0.741 0.766

92 Fiji 0.665 0.688 0.702 .. 0.743 0.747 0.762

93 Saint Vincent and the Grenadines .. .. .. .. .. .. 0.761

94 Iran ( Islamic Republic of) 0.571 0.578 0.615 0.653 0.693 0.722 0.759

95 Paraguay 0.667 0.701 0.707 0.718 0.737 0.749 0.755

96 Georgia .. .. .. .. .. .. 0.754

97 Guyana 0.682 0.684 0.675 0.679 0.699 0.722 0.750

98 Azerbaijan .. .. .. .. .. .. 0.746

99 Sri Lanka 0.619 0.656 0.683 0.702 0.721 0.731 0.743

100 Maldives .. .. .. .. .. .. 0.741

101 Jamaica 0.686 0.689 0.690 0.713 0.728 0.744 0.736

102 Cape Verde .. .. 0.589 0.627 0.678 0.709 0.736

103 El Salvador 0.595 0.590 0.611 0.653 0.692 0.716 0.735

104 Algeria 0.511 0.562 0.613 0.652 0.672 0.702 0.733

105 Viet Nam .. .. 0.590 0.620 0.672 0.711 0.733

106 Occupied Palestinian Territories .. .. .. .. .. .. 0.731



BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2007/2008290

H
um

an
 d

ev
el

op
m

en
t 

in
di

ca
to

rs

HDI rank 1975 1980 1985 1990 1995 2000 2005

TA
B

L
E2 Human development index trends

107 Indonesia 0.471 0.533 0.585 0.626 0.670 0.692 0.728

108 Syrian Arab Republic 0.547 0.593 0.628 0.646 0.676 0.690 0.724

109 Turkmenistan .. .. .. .. .. .. 0.713

110 Nicaragua 0.583 0.593 0.601 0.610 0.637 0.671 0.710

111 Moldova .. 0.700 0.722 0.740 0.684 0.683 0.708

112 Egypt 0.434 0.482 0.532 0.575 0.613 0.659 0.708

113 Uzbekistan .. .. .. 0.704 0.683 0.691 0.702

114 Mongolia .. .. 0.637 0.654 0.638 0.667 0.700

115 Honduras 0.528 0.578 0.611 0.634 0.653 0.668 0.700

116 Kyrgyzstan .. .. .. .. .. .. 0.696

117 Bolivia 0.519 0.553 0.580 0.606 0.639 0.677 0.695

118 Guatemala 0.514 0.550 0.566 0.592 0.626 0.667 0.689

119 Gabon .. .. .. .. .. .. 0.677

120 Vanuatu .. .. .. .. .. .. 0.674

121 South Africa 0.650 0.670 0.699 0.731 0.745 0.707 0.674

122 Tajikistan .. .. 0.705 0.703 0.638 0.640 0.673

123 Sao Tome and Principe .. .. .. .. .. .. 0.654

124 Botswana 0.509 0.571 0.624 0.674 0.658 0.631 0.654

125 Namibia .. .. .. .. 0.698 0.657 0.650

126 Morocco 0.435 0.483 0.519 0.551 0.581 0.613 0.646

127 Equatorial Guinea .. .. 0.484 0.505 0.529 0.606 0.642

128 India 0.419 0.450 0.487 0.521 0.551 0.578 0.619

129 Solomon Islands .. .. .. .. .. .. 0.602

130 Lao People’s Democratic Republic .. .. 0.448 0.478 0.524 0.563 0.601

131 Cambodia .. .. .. .. 0.540 0.547 0.598

132 Myanmar .. .. .. .. .. .. 0.583

133 Bhutan .. .. .. .. .. .. 0.579

134 Comoros .. 0.483 0.500 0.506 0.521 0.540 0.561

135 Ghana 0.442 0.471 0.486 0.517 0.542 0.568 0.553

136 Pakistan 0.367 0.394 0.427 0.467 0.497 0.516 0.551

137 Mauritania 0.383 0.410 0.435 0.455 0.487 0.509 0.550

138 Lesotho 0.499 0.541 0.571 0.605 0.616 0.581 0.549

139 Congo 0.478 0.520 0.567 0.559 0.546 0.518 0.548

140 Bangladesh 0.347 0.365 0.392 0.422 0.453 0.511 0.547

141 Swaziland 0.527 0.561 0.588 0.633 0.641 0.592 0.547

142 Nepal 0.301 0.338 0.380 0.427 0.469 0.502 0.534

143 Madagascar 0.407 0.444 0.440 0.450 0.463 0.493 0.533

144 Cameroon 0.422 0.468 0.523 0.529 0.513 0.525 0.532

145 Papua New Guinea 0.431 0.462 0.481 0.495 0.532 0.544 0.530

146 Haiti .. 0.442 0.462 0.472 0.487 .. 0.529

147 Sudan 0.354 0.381 0.400 0.429 0.463 0.491 0.526

148 Kenya 0.466 0.514 0.534 0.556 0.544 0.529 0.521

149 Djibouti .. .. .. 0.476 0.485 0.490 0.516

150 Timor-Leste .. .. .. .. .. .. 0.514

151 Zimbabwe 0.550 0.579 0.645 0.654 0.613 0.541 0.513

152 Togo 0.423 0.473 0.469 0.496 0.514 0.521 0.512

153 Yemen .. .. .. 0.402 0.439 0.473 0.508

154 Uganda .. .. 0.420 0.434 0.433 0.480 0.505

155 Gambia 0.290 .. .. .. 0.436 0.472 0.502

LOW HUMAN DEVELOPMENT

156 Senegal 0.342 0.367 0.401 0.428 0.449 0.473 0.499

157 Eritrea .. .. .. .. 0.435 0.459 0.483

158 Nigeria 0.321 0.378 0.391 0.411 0.432 0.445 0.470

159 Tanzania (United Republic of) .. .. .. 0.421 0.419 0.433 0.467
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NOTE
 The human development index values in this table 

were calculated using a consistent methodology 
and data series. They are not strictly comparable 
with those in earlier Human Development Reports. 
For detailed discussion, see Readers guide and 
notes on tables.

SOURCES
Columns 1–6: calculated on the basis of data on life 
expectancy from UN 2007e; data on adult literacy 
rates from UNESCO Institute for Statistics 2003 and 
2007a; data on combined gross enrolment ratios from 
UNESCO  Institute for Statistics 1999 and 2007c and 
data on GDP per capita (2005 PPP US$) from World 
Bank 2007b.
Column 7: column 1 of indicator table 1.

160 Guinea .. .. .. .. .. .. 0.456

161 Rwanda 0.337 0.385 0.403 0.340 0.330 0.418 0.452

162 Angola .. .. .. .. .. .. 0.446

163 Benin 0.312 0.344 0.367 0.374 0.403 0.424 0.437

164 Malawi 0.330 0.355 0.370 0.388 0.444 0.431 0.437

165 Zambia 0.470 0.478 0.489 0.477 0.439 0.420 0.434

166 Côte d’Ivoire 0.419 0.448 0.453 0.450 0.436 0.432 0.432

167 Burundi 0.290 0.318 0.352 0.366 0.347 0.368 0.413

168 Congo (Democratic Republic of the) 0.414 0.423 0.430 0.423 0.391 0.375 0.411

169 Ethiopia .. .. 0.311 0.332 0.347 0.379 0.406

170 Chad 0.296 0.298 0.342 0.364 0.377 0.397 0.388

171 Central African Republic 0.350 0.371 0.394 0.398 0.390 0.394 0.384

172 Mozambique .. 0.304 0.291 0.317 0.335 0.375 0.384

173 Mali 0.245 0.268 0.272 0.296 0.321 0.352 0.380

174 Niger 0.246 0.264 0.261 0.279 0.296 0.321 0.374

175 Guinea-Bissau 0.267 0.271 0.300 0.322 0.350 0.365 0.374

176 Burkina Faso 0.257 0.280 0.305 0.321 0.337 0.353 0.370

177 Sierra Leone .. .. .. .. .. .. 0.336



BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2007/2008292

H
um

an
 d

ev
el

op
m

en
t 

in
di

ca
to

rs

HDI rank

Human poverty 
index (HPI-1)

Probability 
at birth 
of not 

surviving to 
age 40 a, †

(% of cohort)
2000–05

Adult 
illiteracy 
rate b,†

(% aged 15 
and older)

1995–2005

Population 
not using an 

improved 
water source†

(%)
2004

MDG MDG

Children 
under weight 

for age†

(% under 
age 5)

1996-2005d

Population below income poverty line
(%) HPI-1 rank 

minus 
income 
poverty 
rankc

$1 a day
1990–2005 d

$2 a day
1990–2005 d

National 
poverty line
1990–2004 dRank

Value
(%)

Monitoring human development: enlarging people’s choices . . .
TA

B
L
E3 Human and income poverty: developing countries

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

21 Hong Kong, China (SAR) .. .. 1.5 e .. .. .. .. .. .. ..

25 Singapore 7 5.2 1.8 7.5 0 3 .. .. .. ..

26 Korea (Republic of) .. .. 2.5 1.0 8 .. <2 <2 .. ..

28 Cyprus .. .. 2.4 3.2 0 .. .. .. .. ..

30 Brunei Darussalam .. .. 3.0 7.3 .. .. .. .. .. ..

31 Barbados 1 3.0 3.7 .. f 0 6 e,g .. .. .. ..

33 Kuwait .. .. 2.7 6.7 .. 10 .. .. .. ..

35 Qatar 13 7.8 3.7 11.0 0 6 e .. .. .. ..

38 Argentina 4 4.1 4.9 2.8 4 4 6.6 17.4 .. -14

39 United Arab Emirates 17 8.4 2.1 11.3 h 0 14 e .. .. .. ..

40 Chile 3 3.7 3.5 4.3 5 1 <2 5.6 17.0 1

41 Bahrain .. .. 3.4 13.5 .. 9 e .. .. .. ..

46 Uruguay 2 3.5 4.3 3.2 0 5 e <2 5.7 .. 0

48 Costa Rica 5 4.4 3.7 5.1 3 5 3.3 9.8 22.0 -10

49 Bahamas .. .. 10.6 .. 3 .. .. .. .. ..

50 Seychelles .. .. .. 8.2 12 6 e,g .. .. .. ..

51 Cuba 6 4.7 3.1 .. i 9 4 .. .. .. ..

52 Mexico 10 6.8 5.8 8.4 3 8 3.0 11.6 17.6 -7

54 Saint Kitts and Nevis .. .. .. 2.2 j 0 .. .. .. .. ..

55 Tonga .. .. 5.0 1.1 0 .. .. .. .. ..

56 Libyan Arab Jamahiriya .. .. 4.6 15.8 h .. 5 e .. .. .. ..

57 Antigua and Barbuda .. .. .. 14.2 k 9 10 e,g .. .. .. ..

58 Oman .. .. 3.7 18.6 .. 18 .. .. .. ..

59 Trinidad and Tobago 12 7.3 9.1 1.6 h 9 6 12.4 39.0 21.0 -19

61 Saudi Arabia .. .. 5.7 17.1 .. 14 .. .. .. ..

62 Panama 15 8.0 6.5 8.1 10 8 7.4 18.0 37.3 -10

63 Malaysia 16 8.3 4.4 11.3 1 11 <2 9.3 15.5 e 9

65 Mauritius 27 11.4 5.1 e 15.7 0 15 e .. .. .. ..

70 Brazil 23 9.7 9.2 11.4 10 6 7.5 21.2 21.5 -6

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

71 Dominica .. .. .. 12.0 k 3 5 e,g .. .. .. ..

72 Saint Lucia 8 6.5 5.6 5.2 k 2 14 e,g .. .. .. ..

74 Venezuela (Bolivarian Republic of) 21 8.8 7.3 7.0 17 5 18.5 40.1 31.3 e -24

75 Colombia 14 7.9 9.2 7.2 7 7 7.0 17.8 64.0 -10

77 Samoa .. .. 6.6 1.4 h 12 .. .. .. .. ..

78 Thailand 24 10.0 12.1 7.4 1 18 e <2 25.2 13.6 15

79 Dominican Republic 26 10.5 10.5 13.0 5 5 2.8 16.2 42.2 6

80 Belize 43 17.5 5.4 24.9 k 9 6 e,g .. .. .. ..

81 China 29 11.7 6.8 e 9.1 23 8 9.9 34.9 4.6 -3

82 Grenada .. .. 9.7 4.0 k 5 .. .. .. .. ..

84 Turkey 22 9.2 6.5 12.6 4 4 3.4 18.7 27.0 -1

85 Suriname 25 10.2 9.8 10.4 8 13 .. .. .. ..

86 Jordan 11 6.9 6.4 8.9 3 4 <2 7.0 14.2 5

87 Peru 28 11.6 9.7 12.1 17 8 10.5 30.6 53.1 -5

88 Lebanon 18 8.5 6.3 .. f 0 4 .. .. .. ..

89 Ecuador 19 8.7 8.1 9.0 6 12 17.7 40.8 46.0 -25

90 Philippines 37 15.3 7.0 7.4 15 28 14.8 43.0 36.8 -6

91 Tunisia 45 17.9 4.6 25.7 7 4 <2 6.6 7.6 27

92 Fiji 50 21.2 6.9 .. f 53 8 e,g .. .. .. ..

93 Saint Vincent and the Grenadines .. .. 6.7 11.9 k .. .. .. .. .. ..

94 Iran ( Islamic Republic of) 30 12.9 7.8 17.6 6 11 <2 7.3 .. 19

95 Paraguay 20 8.8 9.7 6.5 h 14 5 13.6 29.8 21.8 -16

97 Guyana 33 14.0 16.6 .. f 17 14 .. .. .. ..
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99 Sri Lanka 44 17.8 7.2 9.3 e 21 29 5.6 41.6 25.0 11

100 Maldives 42 17.0 12.1 3.7 17 30 .. .. .. ..

101 Jamaica 34 14.3 8.3 20.1 7 4 <2 14.4 18.7 21

102 Cape Verde 38 15.8 7.5 18.8 h 20 14 e,g .. .. .. ..

103 El Salvador 35 15.1 9.6 19.4 h 16 10 19.0 40.6 37.2 -15

104 Algeria 51 21.5 7.7 30.1 15 10 <2 15.1 22.6 31

105 Viet Nam 36 15.2 6.7 9.7 15 27 .. .. 28.9 ..

106 Occupied Palestinian Territories 9 6.6 5.2 7.6 8 5 .. .. .. ..

107 Indonesia 47 18.2 8.7 9.6 23 28 7.5 52.4 27.1 10

108 Syrian Arab Republic 31 13.6 4.6 19.2 7 7 .. .. .. ..

110 Nicaragua 46 17.9 9.5 23.3 21 10 45.1 79.9 47.9 -28

112 Egypt 48 20.0 7.5 28.6 2 6 3.1 43.9 16.7 18

114 Mongolia 40 16.3 11.6 2.2 38 7 10.8 44.6 36.1 0

115 Honduras 41 16.5 12.9 20.0 13 17 14.9 35.7 50.7 -5

117 Bolivia 32 13.6 15.5 13.3 15 8 23.2 42.2 62.7 -21

118 Guatemala 54 22.5 12.5 30.9 5 23 13.5 31.9 56.2 6

119 Gabon 49 20.4 27.1 16.0 h 12 12 .. .. .. ..

120 Vanuatu 56 24.6 8.8 26.0 40 20 e,g .. .. .. ..

121 South Africa 55 23.5 31.7 17.6 12 12 10.7 34.1 .. 10

123 Sao Tome and Principe 39 15.8 15.1 15.1 21 13 .. .. .. ..

124 Botswana 63 31.4 44.0 18.8 5 13 28.0 55.5 .. -9

125 Namibia 58 26.5 35.9 15.0 13 24 34.9 55.8 .. -16

126 Morocco 68 33.4 8.2 47.7 19 10 <2 14.3 19.0 41

127 Equatorial Guinea 66 32.4 35.6 13.0 57 19 .. .. .. ..

128 India 62 31.3 16.8 39.0 e 14 47 34.3 80.4 28.6 -13

129 Solomon Islands 53 22.4 16.1 23.4 j 30 21 e,g .. .. .. ..

130 Lao People’s Democratic Republic 70 34.5 16.6 31.3 49 40 27.0 74.1 38.6 -2

131 Cambodia 85 38.6 24.1 26.4 59 45 34.1 77.7 35.0 6

132 Myanmar 52 21.5 21.0 10.1 22 32 .. .. .. ..

133 Bhutan 86 38.9 16.8 53.0 l 38 19 .. .. .. ..

134 Comoros 61 31.3 15.3 e .. f 14 25 .. .. .. ..

135 Ghana 65 32.3 23.8 42.1 25 22 44.8 78.5 39.5 -16

136 Pakistan 77 36.2 15.4 50.1 9 38 17.0 73.6 32.6 15

137 Mauritania 87 39.2 14.6 48.8 47 32 25.9 63.1 46.3 12

138 Lesotho 71 34.5 47.8 17.8 21 20 36.4 56.1 .. -10

139 Congo 57 26.2 30.1 15.3 h 42 15 .. .. .. ..

140 Bangladesh 93 40.5 16.4 52.5 26 48 41.3 84.0 49.8 4

141 Swaziland 73 35.4 48.0 20.4 38 10 47.7 77.8 .. -13

142 Nepal 84 38.1 17.4 51.4 10 48 24.1 68.5 30.9 11

143 Madagascar 75 35.8 24.4 29.3 50 42 61.0 85.1 71.3 -20

144 Cameroon 64 31.8 35.7 32.1 34 18 17.1 50.6 40.2 4

145 Papua New Guinea 90 40.3 20.7 42.7 61 35 e,g .. .. 37.5 ..

146 Haiti 74 35.4 21.4 .. f 46 17 53.9 78.0 65.0 e -13

147 Sudan 69 34.4 26.1 39.1 e 30 41 .. .. .. ..

148 Kenya 60 30.8 35.1 26.4 39 20 22.8 58.3 52.0 -4

149 Djibouti 59 28.5 28.6 .. f 27 27 .. .. .. ..

150 Timor-Leste 95 41.8 21.2 49.9 m 42 46 .. .. .. ..

151 Zimbabwe 91 40.3 57.4 10.6 h 19 17 56.1 83.0 34.9 -4

152 Togo 83 38.1 24.1 46.8 48 25 .. .. 32.3 e ..

153 Yemen 82 38.0 18.6 45.9 h 33 46 15.7 45.2 41.8 21

154 Uganda 72 34.7 38.5 33.2 40 23 .. .. 37.7 ..

155 Gambia 94 40.9 20.9 .. f 18 17 59.3 82.9 57.6 -4
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MDG MDG
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rankc

$1 a day
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$2 a day
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National 
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1990–2004 dRank

Value
(%)

TA
B

L
E3 Human and income poverty: developing countries

 1 Barbados
 2 Uruguay
 3 Chile
 4 Argentina
 5 Costa Rica
 6 Cuba
 7 Singapore
 8 Saint Lucia
 9  Occupied Palestinian 

Territories
 10 Mexico
 11 Jordan
 12 Trinidad and Tobago
 13 Qatar
 14 Colombia
 15 Panama
 16 Malaysia
 17 United Arab Emirates
 18 Lebanon
 19 Ecuador
 20 Paraguay
 21  Venezuela (Bolivarian 

Republic of)

 22 Turkey
 23 Brazil
 24 Thailand
 25 Suriname
 26 Dominican Republic
 27 Mauritius
 28 Peru
 29 China
 30 Iran (Islamic Republic of)
 31 Syrian Arab Republic
 32 Bolivia
 33 Guyana
 34 Jamaica
 35 El Salvador
 36 Viet Nam
 37 Philippines
 38 Cape Verde
 39 Sao Tome and Principe
 40 Mongolia
 41 Honduras
 42 Maldives
 43 Belize
 44 Sri Lanka

 45 Tunisia
 46 Nicaragua
 47 Indonesia
 48 Egypt
 49 Gabon
 50 Fiji
 51 Algeria
 52 Myanmar
 53 Solomon Islands
 54 Guatemala
 55 South Africa
 56 Vanuatu
 57 Congo
 58 Namibia
 59 Djibouti
 60 Kenya
 61 Comoros
 62 India
 63 Botswana
 64 Cameroon
 65 Ghana
 66 Equatorial Guinea
 67 Tanzania (United Republic of)

 68 Morocco
 69 Sudan
 70  Lao People’s Democratic 

Republic
 71 Lesotho
 72 Uganda
 73 Swaziland
 74 Haiti
 75 Madagascar
 76 Eritrea
 77 Pakistan
 78 Rwanda
 79 Malawi
 80 Nigeria
 81 Burundi
 82 Yemen
 83 Togo
 84 Nepal
 85 Cambodia
 86 Bhutan
 87 Mauritania
 88  Congo (Democratic Republic 

of the)

 89 Angola
 90 Papua New Guinea
 91 Zimbabwe
 92 Côte d’Ivoire
 93 Bangladesh
 94 Gambia
 95 Timor-Leste
 96 Zambia
 97 Senegal
 98 Central African Republic
 99 Guinea-Bissau
 100 Benin
 101 Mozambique
 102 Sierra Leone
 103 Guinea
 104 Niger
 105 Ethiopia
 106 Burkina Faso
 107 Mali
 108 Chad

HPI-1 ranks for 108 developing countries and areas

NOTES
† Denotes indicators used to calculate the human 

poverty index (HPI-1). For further details, see 
Technical note 1.

a. Data refer to the probability at birth of not surviving 
to age 40, multiplied by 100. 

b. Data refer to national illiteracy estimates from 
censuses or surveys conducted between 1995 
and 2005, unless otherwise specifi ed. Due to 
differences in methodology and timeliness of 
underlying data, comparisons across countries and 
over time should be made with caution. For more 
details, see http://www.uis.unesco.org/.

c. Income poverty refers to the share of the 
population living on less than $1 a day. All 

countries with an income poverty rate of less than 
2% were given equal rank. The rankings are based 
on countries for which data are available for both 
indicators. A positive fi gure indicates that the 
country performs better in income poverty than in 
human poverty, a negative the opposite. 

d. Data refer to the most recent year available during 
the period specifi ed.

e. Data refer to a year or period other than that 
specifi ed, differ from the standard defi nition or 
refer to only part of a country.

f. In the absence of recent data, estimates from 
UNESCO Institute for Statistics 2003 based on 
outdated census or survey information, were used 
and should be interpreted with caution: Barbados 

0.3, Comoros 43.2, Djibouti 29.7, Eritrea 39.5, 
Fiji 5.6, Gambia 57.5, Guinea-Bissau 55.2, 
Guyana 1.0, Haiti 45.2, and Lebanon 11.7.

g. UNICEF 2005.
h. UNESCO Institute for Statistics estimates based on 

its Global Age-specifi c Literacy Projections model 
(2007).

i. An adult illiteracy rate of 0.2 was used to calculate 
the HPI-1 for Cuba. 

j. Data are from national sources.
k. Data are from the Secretariat of the Caribbean 

Community, based on national sources.
l. UNICEF 2004.
m. UNDP 2006.

SOURCES
Column 1: determined on the basis of HPI-1 
values in column 2.
Column 2: calculated on the basis of data in 
columns 3–6, see Technical note 1 for details.
Column 3: UN 2007e.
Column 4: calculated on the basis of data on 
adult literacy rates from UNESCO Institute for 
Statistics 2007a.
Column 5: UN 2006a, based on a joint effort by 
UNICEF and WHO.
Column 6: UNICEF 2006. 
Columns 7–9: World Bank 2007b. 
Column 10: calculated on the basis of data in 
columns 1 and 7.

LOW HUMAN DEVELOPMENT

156 Senegal 97 42.9 17.1 60.7 24 17 17.0 56.2 33.4 28

157 Eritrea 76 36.0 24.1 .. f 40 40 .. .. 53.0 ..

158 Nigeria 80 37.3 39.0 30.9 h 52 29 70.8 92.4 34.1 -19

159 Tanzania (United Republic of) 67 32.5 36.2 30.6 38 22 57.8 89.9 35.7 -22

160 Guinea 103 52.3 28.6 70.5 50 26 .. .. 40.0 ..

161 Rwanda 78 36.5 44.6 35.1 26 23 60.3 87.8 60.3 -16

162 Angola 89 40.3 46.7 32.6 47 31 .. .. .. ..

163 Benin 100 47.6 27.9 65.3 33 23 30.9 73.7 29.0 16

164 Malawi 79 36.7 44.4 35.9 27 22 20.8 62.9 65.3 11

165 Zambia 96 41.8 53.9 32.0 42 20 63.8 87.2 68.0 -7

166 Côte d’Ivoire 92 40.3 38.6 51.3 16 17 14.8 48.8 .. 29

167 Burundi 81 37.6 38.2 40.7 21 45 54.6 87.6 36.4 -8

168 Congo (Democratic Republic of the) 88 39.3 41.1 32.8 54 31 .. .. .. ..

169 Ethiopia 105 54.9 33.3 64.1 78 38 23.0 77.8 44.2 27

170 Chad 108 56.9 32.9 74.3 58 37 .. .. 64.0 ..

171 Central African Republic 98 43.6 46.2 51.4 25 24 66.6 84.0 .. -6

172 Mozambique 101 50.6 45.0 61.3 57 24 36.2 74.1 69.4 12

173 Mali 107 56.4 30.4 76.0 50 33 36.1 72.1 63.8 18

174 Niger 104 54.7 28.7 71.3 54 40 60.6 85.8 63.0 e 1

175 Guinea-Bissau 99 44.8 40.5 .. f 41 25 .. .. .. ..

176 Burkina Faso 106 55.8 26.5 76.4 39 38 27.2 71.8 46.4 23

177 Sierra Leone 102 51.7 45.6 65.2 43 27 57.0 e 74.5 e 70.2 4
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Human and income poverty: OECD countries, 
Central and Eastern Europe and the CIS

Monitoring human development: enlarging people’s choices . . .

TA
B

L
E4

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Iceland .. .. 5.9 .. 0.2 .. .. .. ..

2 Norway 2 6.8 7.9 f 7.9 0.5 6.4 4.3 .. -2

3 Australia 13 12.1 7.3 f 17.0 g 0.9 12.2 17.6 .. -1

4 Canada 8 10.9 8.1 14.6 0.5 11.4 7.4 .. -4

5 Ireland 18 16.0 8.7 22.6 g 1.5 16.2 .. .. 0

6 Sweden 1 6.3 6.7 7.5 g 1.1 6.5 6.3 .. -4

7 Switzerland 7 10.7 7.2 15.9 1.5 7.6 .. .. -1

8 Japan 12 11.7 6.9 .. h 1.3 11.8 i .. .. -1

9 Netherlands 3 8.1 8.3 10.5 g 1.8 7.3 j 7.1 .. -3

10 France 11 11.2 8.9 .. h 4.1 7.3 9.9 .. 5

11 Finland 4 8.1 9.4 f 10.4 g 1.8 5.4 4.8 .. 3

12 United States 17 15.4 11.6 20.0 0.5 17.0 13.6 .. -2

13 Spain 15 12.5 7.7 .. h 2.2 14.2 .. .. -2

14 Denmark 5 8.2 10.3 9.6 g 0.8 5.6 .. .. 3

15 Austria 10 11.1 8.8 .. h 1.3 7.7 .. .. 1

16 United Kingdom 16 14.8 8.7 21.8 g 1.2 12.5 j 15.7 .. 1

17 Belgium 14 12.4 9.3 18.4 f,g 4.6 8.0 .. .. 4

18 Luxembourg 9 11.1 9.2 .. h 1.2 k 6.0 0.3 .. 6

19 New Zealand .. .. 8.3 18.4 g 0.2 .. .. .. ..

20 Italy 19 29.8 7.7 47.0 3.4 12.7 .. .. 3

22 Germany 6 10.3 8.6 14.4 g 5.8 8.4 7.3 .. -5

23 Israel .. .. 7.2 .. .. 15.6 .. .. ..

24 Greece .. .. 8.2 .. 4.9 14.3 .. .. ..

27 Slovenia .. .. 10.8 .. .. 8.2 j .. .. ..

29 Portugal .. .. 9.5 .. 3.8 .. .. .. ..

32 Czech Republic .. .. 11.6 .. 3.9 4.9 j .. 1.0 j ..

34 Malta .. .. 7.6 .. .. .. .. .. ..

36 Hungary .. .. 17.9 .. 3.4 6.7 j .. 15.9 ..

37 Poland .. .. 14.5 .. 7.0 8.6 j .. 20.6 ..

42 Slovakia .. .. 14.6 .. 9.7 7.0 j .. 11.4 j ..

43 Lithuania .. .. 20.0 .. .. .. .. 36.0 ..

44 Estonia .. .. 21.4 .. .. 12.4 .. 33.2 ..

45 Latvia .. .. 19.8 .. .. .. .. 26.3 ..

47 Croatia .. .. 12.7 .. .. .. .. 10.0 ..

53 Bulgaria .. .. 15.9 .. .. .. .. 39.9 ..

60 Romania .. .. 17.7 .. .. 8.1 j .. 54.8 ..

64 Belarus .. .. 24.8 .. .. .. .. 15.9 ..

66 Bosnia and Herzegovina .. .. 13.5 .. .. .. .. .. ..

67 Russian Federation .. .. 32.4 .. .. 18.8 .. 45.3 ..

68 Albania .. .. 11.3 .. .. .. .. 48.0 ..

69 Macedonia (TFYR) .. .. 13.5 f .. .. .. .. 22.0 ..
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NOTES
 This table includes Israel and Malta, which are 

not OECD member countries, but excludes the 
Republic of Korea, Mexico and Turkey, which are. 
For the human poverty index (HPI-1) and related 
indicators for these countries, see Table 3.

† Denotes indicator used to calculate HPI-2; for 
details see Technical note 1.

a. HPI-2 is calculated for selected high-income 
OECD countries only. 

b. Data refer to the probability at birth of not 
surviving to age 60, multiplied by 100.

c. Based on scoring at level 1 on the prose literacy 
scale of the IALS. 

d. Income poverty refers to the share of the 
population living on less than 50% of the median 
adjusted disposable household income. A positive 
fi gure indicates that the country performs better in 
income poverty than in human poverty, a negative 
the opposite. 

e. Data refer to the most recent year available during 
the period specifi ed.

f. Data refer to a year or period other than that 
specifi ed, differ from the standard defi nition or 
refer to only part of a country.

g. Based on OECD and Statistics Canada 2000.  
h. For calculating HPI-2 an estimate of 16.4%, the 

unweighted average of countries with available 
data, was applied. 

i. Smeeding 1997.
j. Data refer to a year between 1996 and 1999.
k. Data refer to 2005.

SOURCES
Column 1: determined on the basis of HPI-2 values 
in column 2.
Column 2: calculated on the basis of data in columns 
3–6; see Technical note 1 for details.
Column 3: calculated on the basis of survival data 
from UN 2007e. 
Column 4: OECD and Statistics Canada 2005, unless 
otherwise specifi ed.
Column 5: calculated on the basis of data on 
long-term unemployment and labour force from 
OECD 2007. 
Column 6: LIS 2007.
Column 7: Smeeding, Rainwater and Burtless 2000. 
Column 8: World Bank 2007a. 
Column 9: calculated on the basis of data in 
columns 1 and 6.

 1 Sweden

 2 Norway

 3 Netherlands

 4 Finland

 5 Denmark

 6 Germany

 7 Switzerland

 8 Canada

 9 Luxembourg

 10 Austria

 11 France

 12 Japan

 13 Australia

 14 Belgium

 15 Spain

 16 United Kingdom

 17 United States

 18 Ireland

 19 Italy

HPI-2 ranks for 19 selected OECD countries

Human and income poverty: OECD countries, Central and 
Eastern Europe and the CIS  TA

B
L
E4

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

73 Kazakhstan .. .. 31.1 .. .. .. .. 56.7 ..

76 Ukraine .. .. 26.5 .. .. .. .. 44.7 ..

83 Armenia .. .. 17.6 .. .. .. .. 80.5 ..

96 Georgia .. .. 19.1 .. .. .. .. 61.9 ..

98 Azerbaijan .. .. 24.5 .. .. .. .. 85.9 j ..

109 Turkmenistan .. .. 31.3 .. .. .. .. 79.4 j ..

111 Moldova .. .. 24.2 .. .. .. .. 64.7 ..

113 Uzbekistan .. .. 25.9 .. .. .. .. 16.9 ..

116 Kyrgyzstan .. .. 26.9 .. .. .. .. 72.5 ..

122 Tajikistan .. .. 25.9 .. .. .. .. 84.7 ..
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Annual 
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growth rate

(%) Urban populationa

(% of total)

Population 
under age 15

(% of total)

Population aged 
65 and older

(% of total)

Total fertility 
rate

(births per woman)

1975–
2005

2005–
2015 b

1970–
1975 c

2000–
2005 c1975 2005 2015 b 1975 2005 2015 b 2005 2015 b 2005 2015 b

TA
B

L
E5 . . . to lead a long and healthy life . . .

Demographic trends

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Iceland 0.2 0.3 0.3 1.0 0.8 86.7 92.8 93.6 22.1 20.0 11.7 14.2 2.8 2.0

2 Norway 4.0 4.6 4.9 0.5 0.6 68.2 77.4 78.6 19.6 17.7 14.7 17.0 2.2 1.8

3 Australia 13.6 20.3 22.4 1.3 1.0 85.9 88.2 89.9 19.5 17.9 13.1 16.1 2.5 1.8

4 Canada 23.1 32.3 35.2 1.1 0.9 75.6 80.1 81.4 17.6 15.6 13.1 16.1 2.0 1.5

5 Ireland 3.2 4.1 4.8 0.9 1.5 53.6 60.5 63.8 20.7 21.1 11.1 12.4 3.8 2.0

6 Sweden 8.2 9.0 9.4 0.3 0.4 82.7 84.2 85.1 17.4 16.7 17.2 20.2 1.9 1.7

7 Switzerland 6.3 7.4 7.7 0.5 0.4 55.7 75.2 78.7 16.7 14.5 15.4 18.7 1.8 1.4

8 Japan 111.5 127.9 126.6 0.5 -0.1 56.8 65.8 68.2 13.9 12.5 19.7 26.2 2.1 1.3

9 Netherlands 13.7 16.3 16.6 0.6 0.2 63.2 80.2 84.9 18.4 16.5 14.2 18.0 2.1 1.7

10 France 52.7 61.0 63.7 0.5 0.4 72.9 76.7 79.0 18.4 17.8 16.3 18.5 2.3 1.9

11 Finland 4.7 5.2 5.4 0.4 0.3 58.3 61.1 62.7 17.4 16.5 15.9 20.1 1.6 1.8

12 United States 220.2 299.8 329.0 1.0 0.9 73.7 80.8 83.7 20.8 19.8 12.3 14.1 2.0 2.0

13 Spain 35.7 43.4 46.0 0.7 0.6 69.6 76.7 78.3 14.4 15.4 16.8 18.3 2.9 1.3

14 Denmark 5.1 5.4 5.5 0.2 0.2 82.1 85.6 86.9 18.8 17.0 15.1 18.8 2.0 1.8

15 Austria 7.6 8.3 8.5 0.3 0.3 65.6 66.0 67.7 15.8 14.1 16.2 18.6 2.0 1.4

16 United Kingdom 56.2 60.2 62.8 0.2 0.4 82.7 89.7 90.6 18.0 17.2 16.1 18.1 2.0 1.7

17 Belgium 9.8 10.4 10.6 0.2 0.2 94.5 97.2 97.5 17.0 15.8 17.3 19.0 2.0 1.6

18 Luxembourg 0.4 0.5 0.5 0.8 1.1 77.3 82.8 82.1 18.5 17.0 14.2 14.6 1.7 1.7

19 New Zealand 3.1 4.1 4.5 0.9 0.8 82.8 86.2 87.4 21.5 19.4 12.2 14.7 2.8 2.0

20 Italy 55.4 58.6 59.0 0.2 0.1 65.6 67.6 69.5 14.0 13.5 19.7 22.1 2.3 1.3

21 Hong Kong, China (SAR) 4.4 7.1 7.7 1.6 0.9 89.7 100.0 100.0 15.1 12.3 12.0 14.5 2.9 0.9

22 Germany 78.7 82.7 81.8 0.2 -0.1 72.7 75.2 76.3 14.4 12.9 18.8 20.9 1.6 1.3

23 Israel 3.4 6.7 7.8 2.3 1.5 86.6 91.6 91.9 27.9 26.2 10.1 11.5 3.8 2.9

24 Greece 9.0 11.1 11.3 0.7 0.2 55.3 59.0 61.0 14.3 13.7 18.3 19.9 2.3 1.3

25 Singapore 2.3 4.3 4.8 2.2 1.1 100.0 100.0 100.0 19.5 12.8 8.5 13.5 2.6 1.4

26 Korea (Republic of) 35.3 47.9 49.1 1.0 0.3 48.0 80.8 83.1 18.6 13.7 9.4 13.3 4.3 1.2

27 Slovenia 1.7 2.0 2.0 0.5 (.) 42.4 51.0 53.3 14.1 13.4 15.6 18.2 2.2 1.2

28 Cyprus 0.6 0.8 0.9 1.1 1.0 47.3 69.3 71.5 19.9 17.3 12.1 14.2 2.5 1.6

29 Portugal 9.1 10.5 10.8 0.5 0.3 40.8 57.6 63.6 15.7 15.3 16.9 18.5 2.7 1.5

30 Brunei Darussalam 0.2 0.4 0.5 2.8 1.9 62.0 73.5 77.6 29.6 25.8 3.2 4.3 5.4 2.5

31 Barbados 0.2 0.3 0.3 0.6 0.3 40.8 52.7 58.8 18.9 16.1 9.2 11.6 2.7 1.5

32 Czech Republic 10.0 10.2 10.1 0.1 -0.1 63.7 73.5 74.0 14.8 13.8 14.2 18.2 2.2 1.2

33 Kuwait 1.0 2.7 3.4 3.3 2.2 89.4 98.3 98.5 23.8 22.5 1.8 3.1 6.9 2.3

34 Malta 0.3 0.4 0.4 0.9 0.4 89.7 95.3 97.2 17.4 14.6 13.2 17.7 2.1 1.5

35 Qatar 0.2 0.8 1.0 5.1 1.9 88.9 95.4 96.2 21.7 20.6 1.3 2.1 6.8 2.9

36 Hungary 10.5 10.1 9.8 -0.1 -0.3 62.2 66.3 70.3 15.8 14.2 15.2 17.3 2.1 1.3

37 Poland 34.0 38.2 37.6 0.4 -0.2 55.3 62.1 64.0 16.3 14.2 13.3 15.5 2.3 1.3

38 Argentina 26.0 38.7 42.7 1.3 1.0 81.0 90.1 91.6 26.4 23.9 10.2 11.1 3.1 2.4

39 United Arab Emirates 0.5 4.1 5.3 6.8 2.5 83.6 76.7 77.4 19.8 19.7 1.1 1.6 6.4 2.5

40 Chile 10.4 16.3 17.9 1.5 1.0 78.4 87.6 90.1 24.9 20.9 8.1 10.5 3.6 2.0

41 Bahrain 0.3 0.7 0.9 3.3 1.7 85.0 96.5 98.2 26.3 22.2 3.1 4.2 5.9 2.5

42 Slovakia 4.7 5.4 5.4 0.4 (.) 46.3 56.2 58.0 16.8 14.6 11.7 13.8 2.5 1.2

43 Lithuania 3.3 3.4 3.3 0.1 -0.5 55.7 66.6 66.8 16.8 14.0 15.3 16.8 2.3 1.3

44 Estonia 1.4 1.3 1.3 -0.2 -0.3 67.6 69.1 70.1 15.2 16.0 16.6 17.3 2.2 1.4

45 Latvia 2.5 2.3 2.2 -0.2 -0.5 64.2 67.8 68.9 14.4 14.2 16.6 17.7 2.0 1.2

46 Uruguay 2.8 3.3 3.4 0.5 0.3 83.4 92.0 93.1 23.8 21.4 13.5 14.4 3.0 2.2

47 Croatia 4.3 4.6 4.5 0.2 -0.2 45.1 56.5 59.5 15.5 13.9 17.2 18.7 2.0 1.3

48 Costa Rica 2.1 4.3 5.0 2.5 1.4 41.3 61.7 66.9 28.4 23.8 5.8 7.4 4.3 2.3

49 Bahamas 0.2 0.3 0.4 1.8 1.2 71.5 90.4 92.2 27.6 23.0 6.2 8.2 3.4 2.1

50 Seychelles 0.1 0.1 0.1 1.1 0.4 46.3 52.9 58.2 .. .. .. .. .. ..

51 Cuba 9.4 11.3 11.3 0.6 (.) 64.2 75.5 74.7 19.2 15.7 11.2 14.3 3.6 1.6

52 Mexico 60.7 104.3 115.8 1.8 1.0 62.8 76.0 78.7 30.8 25.6 5.8 7.5 6.5 2.4

53 Bulgaria 8.7 7.7 7.2 -0.4 -0.8 57.6 70.0 72.8 13.8 13.5 17.2 19.2 2.2 1.3
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2005 c1975 2005 2015 b 1975 2005 2015 b 2005 2015 b 2005 2015 b
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B

L
E5 Demographic trends

54 Saint Kitts and Nevis (.) (.) 0.1 0.3 1.2 35.0 32.2 33.5 .. .. .. .. .. ..

55 Tonga 0.1 0.1 0.1 0.2 0.4 20.3 24.0 27.4 37.5 33.9 6.4 6.8 5.5 3.7

56 Libyan Arab Jamahiriya 2.5 5.9 7.1 2.9 1.9 57.3 84.8 87.4 30.3 29.4 3.8 4.9 7.6 3.0

57 Antigua and Barbuda 0.1 0.1 0.1 0.3 1.1 34.2 39.1 44.7 .. .. .. .. .. ..

58 Oman 0.9 2.5 3.1 3.4 2.0 34.1 71.5 72.3 33.8 28.6 2.6 3.6 7.2 3.7

59 Trinidad and Tobago 1.0 1.3 1.4 0.9 0.4 11.4 12.2 15.8 22.2 20.8 6.5 8.2 3.5 1.6

60 Romania 21.2 21.6 20.6 0.1 -0.5 42.8 53.7 56.1 15.7 14.7 14.8 15.7 2.6 1.3

61 Saudi Arabia 7.3 23.6 29.3 3.9 2.1 58.3 81.0 83.2 34.5 30.7 2.8 3.3 7.3 3.8

62 Panama 1.7 3.2 3.8 2.1 1.6 49.0 70.8 77.9 30.4 27.2 6.0 7.5 4.9 2.7

63 Malaysia 12.3 25.7 30.0 2.5 1.6 37.7 67.3 75.4 31.4 27.3 4.4 5.8 5.2 2.9

64 Belarus 9.4 9.8 9.3 0.1 -0.6 50.6 72.2 76.7 15.7 14.4 14.4 13.7 2.3 1.2

65 Mauritius 0.9 1.2 1.3 1.1 0.7 43.4 42.4 44.1 24.4 20.9 6.6 8.3 3.2 1.9

66 Bosnia and Herzegovina 3.7 3.9 3.9 0.1 (.) 31.3 45.7 51.8 17.6 13.9 13.7 16.3 2.6 1.3

67 Russian Federation 134.2 144.0 136.5 0.2 -0.5 66.9 73.0 72.6 15.1 15.9 13.8 13.1 2.0 1.3

68 Albania 2.4 3.2 3.3 0.9 0.6 32.7 45.4 52.8 26.3 22.3 8.4 10.6 4.7 2.2

69 Macedonia (TFYR) 1.7 2.0 2.0 0.6 (.) 50.6 68.9 75.1 19.7 16.2 11.1 13.0 3.0 1.6

70 Brazil 108.1 186.8 210.0 1.8 1.2 61.7 84.2 88.2 27.8 25.4 6.1 7.7 4.7 2.3

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

71 Dominica 0.1 0.1 0.1 (.) -0.1 55.3 72.9 76.4 .. .. .. .. .. ..

72 Saint Lucia 0.1 0.2 0.2 1.3 1.1 25.2 27.6 29.0 27.9 25.4 7.2 7.3 5.7 2.2

73 Kazakhstan 14.1 15.2 16.3 0.2 0.7 52.6 57.3 60.3 24.2 24.9 8.0 7.5 3.5 2.0

74 Venezuela (Bolivarian Republic of) 12.7 26.7 31.3 2.5 1.6 75.8 93.4 95.9 31.3 27.9 5.0 6.6 4.9 2.7

75 Colombia 25.3 44.9 50.7 1.9 1.2 60.0 72.7 75.7 30.3 25.4 5.1 6.8 5.0 2.5

76 Ukraine 49.0 46.9 43.4 -0.1 -0.8 58.4 67.8 70.2 14.7 13.9 16.1 15.9 2.2 1.2

77 Samoa 0.2 0.2 0.2 0.7 0.8 21.0 22.4 24.9 40.8 33.8 4.6 4.8 5.7 4.4

78 Thailand 42.2 63.0 66.8 1.3 0.6 23.8 32.3 36.2 21.7 19.7 7.8 10.2 5.0 1.8

79 Dominican Republic 5.3 9.5 10.9 2.0 1.4 45.7 66.8 73.6 33.5 30.5 5.6 6.7 5.7 3.0

80 Belize 0.1 0.3 0.3 2.4 2.0 50.2 48.3 51.2 37.6 32.0 4.2 4.6 6.3 3.4

81 China 927.8 d 1,313.0 d 1,388.6 d 1.2 d 0.6 d 17.4 40.4 49.2 21.6 18.5 7.7 9.6 4.9 1.7

82 Grenada 0.1 0.1 0.1 0.4 0.1 32.6 30.6 32.2 34.2 26.7 6.8 6.0 4.6 2.4

83 Armenia 2.8 3.0 3.0 0.2 -0.1 63.6 64.1 64.1 20.8 17.5 12.1 11.0 3.0 1.3

84 Turkey 41.2 73.0 82.1 1.9 1.2 41.6 67.3 71.9 28.3 24.4 5.6 6.5 5.3 2.2

85 Suriname 0.4 0.5 0.5 0.7 0.5 49.5 73.9 77.4 29.8 26.2 6.3 7.3 5.3 2.6

86 Jordan 1.9 5.5 6.9 3.5 2.2 57.7 82.3 85.3 37.2 32.2 3.2 3.9 7.8 3.5

87 Peru 15.2 27.3 30.8 2.0 1.2 61.5 72.6 74.9 31.8 27.4 5.6 6.7 6.0 2.7

88 Lebanon 2.7 4.0 4.4 1.3 1.0 67.0 86.6 87.9 28.6 24.6 7.2 7.6 4.8 2.3

89 Ecuador 6.9 13.1 14.6 2.1 1.1 42.4 62.8 67.6 32.6 28.2 5.9 7.5 6.0 2.8

90 Philippines 42.0 84.6 101.1 2.3 1.8 35.6 62.7 69.6 36.2 32.5 3.8 4.7 6.0 3.5

91 Tunisia 5.7 10.1 11.2 1.9 1.0 49.9 65.3 69.1 26.0 22.5 6.3 6.7 6.2 2.0

92 Fiji 0.6 0.8 0.9 1.2 0.5 36.7 50.8 56.1 32.9 28.7 4.2 6.0 4.2 3.0

93 Saint Vincent and the Grenadines 0.1 0.1 0.1 0.7 0.4 27.0 45.9 50.0 29.3 26.8 6.5 7.0 5.5 2.3

94 Iran ( Islamic Republic of) 33.3 69.4 79.4 2.4 1.3 45.7 66.9 71.9 28.8 25.6 4.5 4.9 6.4 2.1

95 Paraguay 2.8 5.9 7.0 2.5 1.7 39.0 58.5 64.4 35.8 31.4 4.8 5.8 5.4 3.5

96 Georgia 4.9 4.5 4.2 -0.3 -0.7 49.5 52.2 53.8 18.9 15.9 14.3 14.4 2.6 1.5

97 Guyana 0.7 0.7 0.7 (.) -0.3 30.0 28.2 29.4 31.1 25.3 5.7 8.2 4.9 2.4

98 Azerbaijan 5.7 8.4 9.0 1.3 0.8 51.9 51.5 52.8 25.3 20.6 7.2 6.8 4.3 1.7

99 Sri Lanka 13.7 19.1 20.0 1.1 0.4 19.5 15.1 15.7 24.2 21.4 6.5 9.3 4.1 2.0

100 Maldives 0.1 0.3 0.4 2.6 1.8 17.3 29.6 34.8 34.0 29.0 3.8 3.9 7.0 2.8

101 Jamaica 2.0 2.7 2.8 1.0 0.5 44.1 53.1 56.7 31.7 27.9 7.5 7.9 5.0 2.6

102 Cape Verde 0.3 0.5 0.6 2.0 2.1 21.4 57.3 64.3 39.5 35.6 4.3 3.3 7.0 3.8

103 El Salvador 4.1 6.7 7.6 1.6 1.3 41.5 59.8 63.2 34.1 29.7 5.5 6.5 6.1 2.9

104 Algeria 16.0 32.9 38.1 2.4 1.5 40.3 63.3 69.3 29.6 26.7 4.5 5.0 7.4 2.5

105 Viet Nam 48.0 85.0 96.5 1.9 1.3 18.8 26.4 31.6 29.6 25.0 5.6 5.8 6.7 2.3

106 Occupied Palestinian Territories 1.3 3.8 5.1 3.7 3.0 59.6 71.6 72.9 45.9 41.9 3.1 3.0 7.7 5.6
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107 Indonesia 135.4 226.1 251.6 1.7 1.1 19.3 48.1 58.5 28.4 24.9 5.5 6.6 5.3 2.4

108 Syrian Arab Republic 7.5 18.9 23.5 3.1 2.2 45.1 50.6 53.4 36.6 33.0 3.2 3.6 7.5 3.5

109 Turkmenistan 2.5 4.8 5.5 2.2 1.3 47.6 46.2 50.8 31.8 27.0 4.7 4.4 6.2 2.8

110 Nicaragua 2.8 5.5 6.3 2.2 1.4 48.9 59.0 63.0 37.9 32.0 4.0 4.8 6.8 3.0

111 Moldova 3.8 3.9 3.6 (.) -0.6 36.2 46.7 50.0 20.0 17.2 11.1 11.8 2.6 1.5

112 Egypt 39.2 72.8 86.2 2.1 1.7 43.5 42.8 45.4 33.3 30.7 4.8 5.6 5.9 3.2

113 Uzbekistan 14.0 26.6 30.6 2.1 1.4 39.1 36.7 38.0 33.2 28.3 4.7 4.4 6.3 2.7

114 Mongolia 1.4 2.6 2.9 1.9 1.0 48.7 56.7 58.8 28.9 24.3 3.9 4.3 7.3 2.1

115 Honduras 3.1 6.8 8.3 2.6 1.9 32.1 46.5 51.4 40.0 34.3 4.1 4.6 7.1 3.7

116 Kyrgyzstan 3.3 5.2 5.8 1.5 1.1 38.2 35.8 38.1 31.0 27.3 5.9 5.1 4.7 2.5

117 Bolivia 4.8 9.2 10.9 2.2 1.7 41.3 64.2 68.8 38.1 33.5 4.5 5.2 6.5 4.0

118 Guatemala 6.2 12.7 16.2 2.4 2.4 36.7 47.2 52.0 43.1 39.5 4.3 4.7 6.2 4.6

119 Gabon 0.6 1.3 1.5 2.6 1.5 43.0 83.6 87.7 35.9 31.8 4.7 4.8 5.0 3.4

120 Vanuatu 0.1 0.2 0.3 2.5 2.3 13.4 23.5 28.1 39.8 35.1 3.3 3.8 6.1 4.2

121 South Africa 25.7 47.9 50.3 2.1 0.5 48.1 59.3 64.1 32.1 30.2 4.2 5.5 5.5 2.8

122 Tajikistan 3.4 6.6 7.7 2.1 1.6 35.5 24.7 24.6 39.4 33.6 3.9 3.5 6.8 3.8

123 Sao Tome and Principe 0.1 0.2 0.2 2.1 1.6 31.6 58.0 65.8 41.6 38.1 4.4 3.5 6.5 4.3

124 Botswana 0.8 1.8 2.1 2.7 1.2 11.8 57.4 64.6 35.6 32.1 3.4 3.8 6.5 3.2

125 Namibia 0.9 2.0 2.3 2.7 1.2 23.7 35.1 41.1 39.1 33.2 3.5 4.0 6.6 3.6

126 Morocco 17.3 30.5 34.3 1.9 1.2 37.8 58.7 65.0 30.3 26.8 5.2 5.9 6.9 2.5

127 Equatorial Guinea 0.2 0.5 0.6 2.6 2.4 27.4 38.9 41.1 42.4 41.3 4.1 3.9 5.7 5.6

128 India 613.8 1,134.4 1,302.5 2.0 1.4 21.3 28.7 32.0 33.0 28.7 5.0 5.8 5.3 3.1

129 Solomon Islands 0.2 0.5 0.6 3.0 2.2 9.1 17.0 20.5 40.5 35.9 2.9 3.3 7.2 4.4

130 Lao People’s Democratic Republic 2.9 5.7 6.7 2.2 1.7 11.1 20.6 24.9 39.8 32.8 3.5 3.4 6.4 3.6

131 Cambodia 7.1 14.0 16.6 2.3 1.8 10.3 19.7 26.1 37.6 32.1 3.1 4.0 5.5 3.6

132 Myanmar 29.8 48.0 52.0 1.6 0.8 23.9 30.6 37.4 27.3 23.1 5.6 6.3 5.9 2.2

133 Bhutan 0.4 0.6 0.7 1.9 1.5 4.6 11.1 14.8 33.0 24.9 4.6 5.4 6.7 2.9

134 Comoros 0.3 0.8 1.0 3.1 2.3 21.2 37.0 44.0 42.0 38.5 2.7 3.1 7.1 4.9

135 Ghana 10.3 22.5 27.3 2.6 1.9 30.1 47.8 55.1 39.0 35.1 3.6 4.3 6.7 4.4

136 Pakistan 68.3 158.1 190.7 2.8 1.9 26.3 34.9 39.6 37.2 32.1 3.9 4.3 6.6 4.0

137 Mauritania 1.3 3.0 3.8 2.7 2.4 20.6 40.4 43.1 40.3 36.9 3.6 3.6 6.6 4.8

138 Lesotho 1.1 2.0 2.1 1.8 0.6 10.8 18.7 22.0 40.4 37.4 4.7 4.7 5.8 3.8

139 Congo 1.5 3.6 4.5 2.8 2.1 43.3 60.2 64.2 41.9 39.8 3.2 3.3 6.3 4.8

140 Bangladesh 79.0 153.3 180.1 2.2 1.6 9.9 25.1 29.9 35.2 31.1 3.5 4.3 6.2 3.2

141 Swaziland 0.5 1.1 1.2 2.5 0.6 14.0 24.1 27.5 39.8 36.5 3.2 3.8 6.9 3.9

142 Nepal 13.5 27.1 32.8 2.3 1.9 4.8 15.8 20.9 39.0 34.1 3.7 4.2 5.8 3.7

143 Madagascar 7.9 18.6 24.1 2.9 2.6 16.3 26.8 30.1 43.8 40.4 3.1 3.3 6.7 5.3

144 Cameroon 7.8 17.8 21.5 2.7 1.9 27.3 54.6 62.7 41.8 38.4 3.5 3.6 6.3 4.9

145 Papua New Guinea 2.9 6.1 7.3 2.5 1.9 11.9 13.4 15.0 40.6 35.8 2.4 2.7 6.1 4.3

146 Haiti 5.1 9.3 10.8 2.0 1.5 21.7 38.8 45.5 38.0 34.1 4.1 4.6 5.6 4.0

147 Sudan 16.8 36.9 45.6 2.6 2.1 18.9 40.8 49.4 40.7 36.4 3.5 4.1 6.6 4.8

148 Kenya 13.5 35.6 46.2 3.2 2.6 12.9 20.7 24.1 42.6 42.5 2.7 2.6 8.0 5.0

149 Djibouti 0.2 0.8 1.0 4.3 1.7 67.1 86.1 89.6 38.5 33.5 3.0 3.7 7.2 4.5

150 Timor-Leste 0.7 1.1 1.5 1.5 3.4 14.6 26.5 31.2 45.0 44.0 2.7 3.0 6.2 7.0

151 Zimbabwe 6.2 13.1 14.5 2.5 1.0 19.9 35.9 40.9 39.5 35.2 3.5 3.7 7.4 3.6

152 Togo 2.4 6.2 8.0 3.1 2.5 22.8 40.1 47.4 43.3 40.0 3.1 3.3 7.1 5.4

153 Yemen 7.1 21.1 28.3 3.6 2.9 14.8 27.3 31.9 45.9 42.4 2.3 2.5 8.7 6.0

154 Uganda 10.9 28.9 40.0 3.3 3.2 7.0 12.6 14.5 49.4 48.0 2.5 2.3 7.1 6.7

155 Gambia 0.6 1.6 2.1 3.5 2.5 24.4 53.9 61.8 41.2 38.3 3.7 4.5 6.6 5.2

LOW HUMAN DEVELOPMENT

156 Senegal 5.1 11.8 14.9 2.8 2.3 33.7 41.6 44.7 42.2 39.0 4.2 4.4 7.0 5.2

157 Eritrea 2.1 4.5 6.2 2.5 3.1 13.5 19.4 24.3 43.0 42.6 2.3 2.5 6.5 5.5

158 Nigeria 61.2 141.4 175.7 2.8 2.2 23.4 48.2 55.9 44.3 41.3 2.9 3.0 6.9 5.8

159 Tanzania (United Republic of) 16.0 38.5 49.0 2.9 2.4 11.1 24.2 28.9 44.4 42.8 3.0 3.2 6.8 5.7
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Total population
(millions)

Annual 
population 
growth rate

(%) Urban populationa

(% of total)

Population 
under age 15

(% of total)

Population aged 
65 and older

(% of total)

Total fertility 
rate

(births per woman)

1975–
2005

2005–
2015 b

1970–
1975 c

2000–
2005 c1975 2005 2015 b 1975 2005 2015 b 2005 2015 b 2005 2015 b

TA
B

L
E5 Demographic trends

NOTES
a. Because data are based on national defi nitions 

of what constitutes a city or metropolitan area, 
cross-country comparisons should be made 
with caution.

b. Data refer to medium-variant projections.
c. Data refer to estimates for the period specifi ed.
d. Population estimates include Taiwan Province 

of China.
e. Data are aggregates provided by original data 

source. The total population of the 177 countries  
included in the main  indicator tables was 
estimated to be 4,013.6 million in 1975, 6,406.9 
million in 2005 and projected to be 7,164.3 million 
in 2015.

SOURCES
Columns 1–3 and 9–14: UN 2007e.
Columns 4 and 5: calculated on the basis of 
columns 1 and 2.
Columns 6–8: UN 2006b. 

160 Guinea 4.0 9.0 11.4 2.7 2.4 19.5 33.0 38.1 43.4 41.5 3.1 3.4 7.0 5.8

161 Rwanda 4.4 9.2 12.1 2.5 2.7 4.0 19.3 28.7 43.5 43.7 2.5 2.2 8.3 6.0

162 Angola 6.8 16.1 21.2 2.9 2.8 19.1 53.3 59.7 46.4 45.3 2.4 2.4 7.2 6.8

163 Benin 3.2 8.5 11.3 3.2 2.9 21.9 40.1 44.6 44.2 41.9 2.7 2.9 7.1 5.9

164 Malawi 5.3 13.2 17.0 3.1 2.5 7.7 17.2 22.1 47.1 44.6 3.0 3.1 7.4 6.0

165 Zambia 5.0 11.5 13.8 2.7 1.9 34.9 35.0 37.0 45.7 43.4 2.9 3.0 7.4 5.6

166 Côte d’Ivoire 6.6 18.6 22.3 3.5 1.8 32.2 45.0 49.8 41.7 37.9 3.2 3.5 7.4 5.1

167 Burundi 3.7 7.9 11.2 2.5 3.6 3.2 10.0 13.5 45.1 45.9 2.6 2.4 6.8 6.8

168 Congo (Democratic Republic of the) 24.0 58.7 80.6 3.0 3.2 29.5 32.1 38.6 47.2 47.8 2.6 2.5 6.5 6.7

169 Ethiopia 34.2 79.0 101.0 2.8 2.5 9.5 16.0 19.1 44.5 41.0 2.9 3.1 6.8 5.8

170 Chad 4.2 10.1 13.4 3.0 2.8 15.6 25.3 30.5 46.2 45.2 3.0 2.8 6.6 6.5

171 Central African Republic 2.1 4.2 5.0 2.4 1.8 32.0 38.0 40.4 42.7 39.9 3.9 3.7 5.7 5.0

172 Mozambique 10.6 20.5 24.7 2.2 1.8 8.7 34.5 42.4 44.2 43.2 3.2 3.4 6.6 5.5

173 Mali 5.4 11.6 15.7 2.5 3.0 16.2 30.5 36.5 47.7 46.4 3.6 3.0 7.6 6.7

174 Niger 4.9 13.3 18.8 3.3 3.5 11.4 16.8 19.3 48.0 47.3 3.1 3.4 8.1 7.4

175 Guinea-Bissau 0.7 1.6 2.2 3.0 3.0 16.0 29.6 31.1 47.4 47.9 3.0 2.7 7.1 7.1

176 Burkina Faso 6.1 13.9 18.5 2.8 2.8 6.4 18.3 22.8 46.2 44.2 3.1 2.6 7.8 6.4

177 Sierra Leone 2.9 5.6 6.9 2.1 2.2 21.2 40.7 48.2 42.8 42.8 3.3 3.3 6.5 6.5

Developing countries 2,972.0 T 5,215.0 T 5,956.6 T 1.9 1.3 26.5 42.7 47.9 30.9 28.0 5.5 6.4 5.4 2.9

  Least developed countries 357.6 T 765.7 T 965.2 T 2.5 2.3 14.8 26.7 31.6 41.5 39.3 3.3 3.5 6.6 4.9

  Arab States 144.4 T 313.9 T 380.4 T 2.6 1.9 41.8 55.1 58.8 35.2 32.1 3.9 4.4 6.7 3.6

  East Asia and the Pacifi c 1,312.3 T 1,960.6 T 2,111.2 T 1.3 0.7 20.5 42.8 51.1 23.8 20.6 7.1 8.8 5.0 1.9

  Latin America and the Caribbean 323.9 T 556.6 T 626.5 T 1.8 1.2 61.1 77.3 80.6 29.8 26.3 6.3 7.7 5.0 2.5

  South Asia 835.4 T 1,587.4 T 1,842.2 T 2.1 1.5 21.2 30.2 33.8 33.6 29.5 4.7 5.4 5.5 3.2

  Sub-Saharan Africa 314.1 T 722.7 T 913.2 T 2.8 2.3 21.2 34.9 39.6 43.6 41.7 3.1 3.2 6.8 5.5

Central and Eastern Europe and the CIS 366.6 T 405.2 T 398.6 T 0.3 -0.2 57.7 63.2 63.9 18.1 17.4 12.8 12.9 2.5 1.5

OECD 928.0 T 1,172.6 T 1,237.3 T 0.8 0.5 66.9 75.6 78.2 19.4 17.8 13.8 16.1 2.6 1.7

  High-income OECD 766.8 T 931.5 T 976.6 T 0.6 0.5 69.3 77.0 79.4 17.6 16.5 15.3 18.0 2.2 1.7

High human development 1,280.6 T 1,658.7 T 1,751.1 T 0.9 0.5 66.4 76.8 79.4 20.2 18.8 12.7 14.5 2.7 1.8

Medium human development 2,514.9 T 4,239.6 T 4,759.8 T 1.7 1.2 23.8 39.3 44.9 29.3 26.0 5.8 6.8 5.3 2.6

Low human development 218.5 T 508.7 T 653.0 T 2.8 2.5 18.6 33.2 38.6 44.9 43.0 2.9 3.0 6.9 6.0

High income 793.3 T 991.5 T 1,047.2 T 0.7 0.5 69.4 77.6 80.0 18.1 17.0 14.8 17.3 2.3 1.7

Middle income 2,054.2 T 3,084.7 T 3,339.7 T 1.4 0.8 34.7 53.9 60.3 25.1 22.5 7.3 8.6 4.6 2.1

Low income 1,218.0 T 2,425.5 T 2,894.7 T 2.3 1.8 20.5 30.0 34.2 36.6 33.3 4.2 4.7 5.9 3.8

World 4,076.1 Te 6,514.8 Te 7,295.1 Te 1.6 1.1 37.2 48.6 52.8 28.3 26.0 7.3 8.3 4.5 2.6
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One-year-olds fully immunized

Children with 
diarrhoea 

receiving oral 
rehydration 

and continued 
feeding

(% under age 5)

MDG
Contraceptive 

prevalence 
rate a

(% of married 
women aged 

15–49)

MDG
Births 

attended by 
skilled health 

personnel
(%)

Physicians
(per 100,000 

people)

HDI rank

Against 
tuberculosis

(%)

Against 
measles

(%)
Public

(% of GDP)
Private

(% of GDP)
Per capita
(PPP US$)

2004 2004 2004 2005 2005 1998–2005 b 1997–2005 b 1997–2005 b 2000–04 b

TA
B

L
E6 . . . to lead a long and healthy life . . .

Commitment to health: resources, access and services

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Iceland 8.3 1.6 3,294 .. 90 .. .. .. 362

2 Norway 8.1 1.6 4,080 .. 90 .. .. 100 c,d 313

3 Australia 6.5 3.1 3,123 .. 94 .. .. 100 247

4 Canada 6.8 3.0 3,173 .. 94 .. 75 d 98 214

5 Ireland 5.7 1.5 2,618 93 84 .. .. 100 279

6 Sweden 7.7 1.4 2,828 16 94 .. 78 c,d 100 c,d 328

7 Switzerland 6.7 4.8 4,011 .. 82 .. 82 d .. 361

8 Japan 6.3 1.5 2,293 .. 99 .. 56 100 d 198

9 Netherlands 5.7 3.5 3,092 94 96 .. 79 d 100 315

10 France 8.2 2.3 3,040 84 87 .. 75 d 99 d 337

11 Finland 5.7 1.7 2,203 98 97 .. .. 100 316

12 United States 6.9 8.5 6,096 .. 93 .. 76 d 99 256

13 Spain 5.7 2.4 2,099 .. 97 .. 81 d .. 330 e

14 Denmark 7.1 1.5 2,780 .. 95 .. .. 100 c,d 293

15 Austria 7.8 2.5 3,418 .. 75 .. 51 d 100 d 338

16 United Kingdom 7.0 1.1 2,560 .. 82 .. 84 99 230

17 Belgium 6.9 2.8 3,133 .. 88 .. 78 d 100 c,d 449

18 Luxembourg 7.2 0.8 5,178 .. 95 .. .. 100 266

19 New Zealand 6.5 1.9 2,081 .. 82 .. 75 d 100 d 237

20 Italy 6.5 2.2 2,414 .. 87 .. 60 d .. 420

21 Hong Kong, China (SAR) .. .. .. .. .. .. .. .. ..

22 Germany 8.2 2.4 3,171 .. 93 .. 75 d 100 c,d 337

23 Israel 6.1 2.6 1,972 61 95 .. .. 99 c,d 382

24 Greece 4.2 3.7 2,179 88 88 .. .. .. 438

25 Singapore 1.3 2.4 1,118 98 96 .. 62 100 140

26 Korea (Republic of) 2.9 2.7 1,135 97 99 .. 81 100 157

27 Slovenia 6.6 2.1 1,815 98 c 94 .. 74 d 100 225

28 Cyprus 2.6 3.2 1,128 .. 86 .. .. 100 c,d 234

29 Portugal 7.0 2.8 1,897 89 93 .. .. 100 342

30 Brunei Darussalam 2.6 0.6 621 96 97 .. .. 99 101

31 Barbados 4.5 2.6 1,151 .. 93 .. 55 100 121 e

32 Czech Republic 6.5 0.8 1,412 99 97 .. 72 100 351

33 Kuwait 2.2 0.6 538 .. 99 .. 50 d 98 d 153

34 Malta 7.0 2.2 1,733 .. 86 .. .. 98 d 318

35 Qatar 1.8 0.6 688 99 99 .. 43 99 222

36 Hungary 5.7 2.2 1,308 99 99 .. 77 d 100 333

37 Poland 4.3 1.9 814 94 98 .. 49 d 100 247

38 Argentina 4.3 5.3 1,274 99 99 .. .. 99 301 e

39 United Arab Emirates 2.0 0.9 503 98 92 .. 28 d 99 d 202

40 Chile 2.9 3.2 720 95 90 .. 56 d 100 109

41 Bahrain 2.7 1.3 871 70 c 99 .. 62 d 98 d 109

42 Slovakia 5.3 1.9 1,061 98 98 .. 74 d 99 318

43 Lithuania 4.9 1.6 843 99 97 .. 47 d 100 397

44 Estonia 4.0 1.3 752 99 96 .. 70 d 100 448

45 Latvia 4.0 3.1 852 99 95 .. 48 d 100 301

46 Uruguay 3.6 4.6 784 99 95 .. 84 100 365

47 Croatia 6.1 d 1.5 d 917 98 96 .. .. 100 244

48 Costa Rica 5.1 1.5 592 88 89 .. 80 99 132

49 Bahamas 3.4 3.4 1,349 .. 85 .. .. 99 105 e

50 Seychelles 4.6 1.5 634 99 99 .. .. .. 151

51 Cuba 5.5 0.8 229 99 98 .. 73 100 591

52 Mexico 3.0 3.5 655 99 96 .. 74 83 198

53 Bulgaria 4.6 3.4 671 98 96 .. 42 99 356
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Commitment to health: resources, access and servicesTA
B

L
E6

54 Saint Kitts and Nevis 3.3 1.9 710 99 99 .. 41 100 119 e

55 Tonga 5.0 1.3 316 99 99 .. 33 95 34

56 Libyan Arab Jamahiriya 2.8 1.0 328 99 97 .. 45 d 94 d 129 e

57 Antigua and Barbuda 3.4 1.4 516 .. 99 .. 53 100 17 e

58 Oman 2.4 0.6 419 98 98 .. 32 95 132

59 Trinidad and Tobago 1.4 2.1 523 98 93 31 38 96 79 e

60 Romania 3.4 1.7 433 98 97 .. 70 99 190

61 Saudi Arabia 2.5 0.8 601 96 96 .. 32 d 91 d 137

62 Panama 5.2 2.5 632 99 99 .. .. 93 150

63 Malaysia 2.2 1.6 402 99 90 .. 55 d 97 70

64 Belarus 4.6 1.6 427 99 99 .. 50 d 100 455

65 Mauritius 2.4 1.9 516 99 98 .. 76 98 106

66 Bosnia and Herzegovina 4.1 4.2 603 95 90 23 48 100 134

67 Russian Federation 3.7 2.3 583 97 99 .. .. 99 425

68 Albania 3.0 3.7 339 98 97 51 75 98 131

69 Macedonia (TFYR) 5.7 2.3 471 99 96 .. .. 99 219

70 Brazil 4.8 4.0 1,520 99 99 28 d 77 d 97 115

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

71 Dominica 4.2 1.7 309 98 98 .. 50 100 50 e

72 Saint Lucia 3.3 1.8 302 99 94 .. 47 99 517 e

73 Kazakhstan 2.3 1.5 264 69 99 22 66 99 354

74 Venezuela (Bolivarian Republic of) 2.0 2.7 285 95 76 51 77 95 194

75 Colombia 6.7 1.1 570 87 89 39 78 96 135

76 Ukraine 3.7 2.8 427 96 96 .. 68 100 295

77 Samoa 4.1 1.2 218 86 57 .. 30 d 100 70 e

78 Thailand 2.3 1.2 293 99 96 .. 79 99 37

79 Dominican Republic 1.9 4.1 377 99 99 42 70 99 188

80 Belize 2.7 2.4 339 96 95 .. 56 83 105

81 China 1.8 d 2.9 d 277 86 86 .. 87 97 106

82 Grenada 5.0 1.9 480 .. 99 .. 54 100 50 e

83 Armenia 1.4 4.0 226 94 94 48 53 98 359

84 Turkey 5.2 d 2.1 d 557 89 91 19 71 83 135

85 Suriname 3.6 4.2 376 .. 91 43 42 85 45

86 Jordan 4.7 d 5.1 d 502 89 95 44 56 100 203

87 Peru 1.9 2.2 235 93 80 57 71 73 117 e

88 Lebanon 3.2 8.4 817 .. 96 .. 58 89 d 325

89 Ecuador 2.2 3.3 261 99 93 .. 73 75 148

90 Philippines 1.4 2.0 203 91 80 76 49 60 58

91 Tunisia 2.8 f 2.8 f 502 97 c 96 .. 66 90 134

92 Fiji 2.9 1.7 284 90 70 .. 44 99 34 e

93 Saint Vincent and the Grenadines 3.9 2.2 418 95 97 .. 58 100 87 e

94 Iran ( Islamic Republic of) 3.2 3.4 604 99 94 .. 74 90 87

95 Paraguay 2.6 5.1 327 78 90 .. 73 77 111

96 Georgia 1.5 3.8 171 95 92 .. 47 92 409

97 Guyana 4.4 0.9 329 96 92 40 37 86 48

98 Azerbaijan 0.9 2.7 138 98 98 40 55 88 355

99 Sri Lanka 2.0 2.3 163 99 99 .. 70 96 55

100 Maldives 6.3 1.4 494 99 97 .. 39 70 92

101 Jamaica 2.8 2.4 223 95 84 21 69 97 85

102 Cape Verde 3.9 1.3 225 78 65 .. 53 89 49

103 El Salvador 3.5 4.4 375 84 99 .. 67 92 124

104 Algeria 2.6 1.0 167 98 83 .. 57 96 113

105 Viet Nam 1.5 4.0 184 95 95 39 77 85 53

106 Occupied Palestinian Territories 7.8 f 5.2 f .. 99 99 .. 51 97 ..
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107 Indonesia 1.0 1.8 118 82 72 56 57 72 13

108 Syrian Arab Republic 2.2 2.5 109 99 98 .. 48 77 d 140

109 Turkmenistan 3.3 1.5 245 99 99 .. 62 97 418

110 Nicaragua 3.9 4.3 231 88 c 96 49 69 67 37

111 Moldova 4.2 3.2 138 97 97 52 68 100 264

112 Egypt 2.2 3.7 258 98 98 29 59 74 54

113 Uzbekistan 2.4 2.7 160 93 99 33 68 96 274

114 Mongolia 4.0 2.0 141 99 99 66 69 97 263

115 Honduras 4.0 3.2 197 91 92 .. 62 56 57

116 Kyrgyzstan 2.3 3.3 102 96 99 16 d 60 98 251

117 Bolivia 4.1 2.7 186 93 64 54 58 67 122

118 Guatemala 2.3 3.4 256 96 77 22 43 41 90 e

119 Gabon 3.1 1.4 264 89 55 44 33 86 29

120 Vanuatu 3.1 1.0 123 65 70 .. 28 88 11 e

121 South Africa 3.5 5.1 748 97 82 37 60 92 77

122 Tajikistan 1.0 3.4 54 98 84 29 34 71 203

123 Sao Tome and Principe 9.9 1.6 141 98 88 44 29 76 49

124 Botswana 4.0 2.4 504 99 90 7 48 94 40

125 Namibia 4.7 2.1 407 95 73 39 44 76 30

126 Morocco 1.7 3.4 234 95 97 46 63 63 51

127 Equatorial Guinea 1.2 0.4 223 73 51 36 .. 65 30

128 India 0.9 4.1 91 75 58 22 47 43 60

129 Solomon Islands 5.6 0.3 114 84 72 .. 11 d 85 13 e

130 Lao People’s Democratic Republic 0.8 3.1 74 65 41 37 32 19 ..

131 Cambodia 1.7 5.0 140 87 79 59 24 32 16

132 Myanmar 0.3 1.9 38 76 72 48 34 57 36

133 Bhutan 3.0 1.6 93 99 93 .. 31 37 5

134 Comoros 1.6 1.2 25 90 80 31 26 62 15

135 Ghana 2.8 3.9 95 99 83 40 25 47 15

136 Pakistan 0.4 1.8 48 82 78 33 d 28 31 74

137 Mauritania 2.0 0.9 43 87 61 28 8 57 11

138 Lesotho 5.5 1.0 139 96 85 53 37 55 5

139 Congo 1.2 1.3 30 85 c 56 .. 44 86 20

140 Bangladesh 0.9 2.2 64 99 81 52 58 13 26

141 Swaziland 4.0 2.3 367 84 60 24 48 74 16

142 Nepal 1.5 4.1 71 87 74 43 38 11 21

143 Madagascar 1.8 1.2 29 72 59 47 27 51 29

144 Cameroon 1.5 3.7 83 77 68 43 26 62 19

145 Papua New Guinea 3.0 0.6 147 73 60 .. 26 d 41 5

146 Haiti 2.9 4.7 82 71 54 41 28 24 25 e

147 Sudan 1.5 2.6 54 57 60 38 7 87 22

148 Kenya 1.8 2.3 86 85 69 33 39 42 14

149 Djibouti 4.4 1.9 87 52 65 .. 9 61 18

150 Timor-Leste 8.8 2.4 143 70 48 .. 10 18 10

151 Zimbabwe 3.5 4.0 139 98 85 80 54 73 16

152 Togo 1.1 4.4 63 96 70 25 26 61 4

153 Yemen 1.9 3.1 82 66 76 23 d 23 27 33

154 Uganda 2.5 5.1 135 92 86 29 20 39 8

155 Gambia 1.8 5.0 88 89 84 38 18 55 11

LOW HUMAN DEVELOPMENT

156 Senegal 2.4 3.5 72 92 74 33 12 58 6

157 Eritrea 1.8 2.7 27 91 84 54 8 28 5

158 Nigeria 1.4 3.2 53 48 35 28 13 35 28

159 Tanzania (United Republic of) 1.7 2.3 29 91 91 53 26 43 2
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people)

HDI rank

Against 
tuberculosis

(%)

Against 
measles

(%)
Public
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(PPP US$)

2004 2004 2004 2005 2005 1998–2005 b 1997–2005 b 1997–2005 b 2000–04 b

Commitment to health: resources, access and servicesTA
B

L
E6

NOTES
a. Data usually refer to women aged 15-49 who are 

married or in union; the actual age range covered 
may vary across countries.

b. Data refer to the most recent year available during 
the period specifi ed.

c. UNICEF 2005.
d. Data refer to a year or period other than that 

specifi ed, differ from the standard defi nition or 
refer to only part of a country.

e. Data refer to a year between 1997 and 1999.
f. Data refer to 2003.
g. Data are aggregates provided by original 

data source.

SOURCES
Columns 1 and 2: World Bank 2007b.
Column 3: WHO 2007a.
Columns 4–8: UNICEF 2006.
Column 9: calculated on the basis of data on 
physicians per 1000 population from WHO 2007a.

160 Guinea 0.7 4.6 96 90 59 44 7 56 11

161 Rwanda 4.3 3.2 126 91 89 16 17 39 5

162 Angola 1.5 0.4 38 61 45 32 6 45 8

163 Benin 2.5 2.4 40 99 85 42 19 66 4

164 Malawi 9.6 3.3 58 97 c 82 51 33 56 2

165 Zambia 3.4 2.9 63 94 84 48 34 43 12

166 Côte d’Ivoire 0.9 2.9 64 51 c 51 34 15 68 12

167 Burundi 0.8 2.4 16 84 75 16 16 25 3

168 Congo (Democratic Republic of the) 1.1 2.9 15 84 70 17 31 61 11

169 Ethiopia 2.7 2.6 21 67 59 38 15 6 3

170 Chad 1.5 2.7 42 40 23 27 3 14 4

171 Central African Republic 1.5 2.6 54 70 35 47 28 44 8

172 Mozambique 2.7 1.3 42 87 77 47 17 48 3

173 Mali 3.2 3.4 54 82 86 45 8 41 8

174 Niger 2.2 2.0 26 93 83 43 14 16 2

175 Guinea-Bissau 1.3 3.5 28 80 80 23 8 35 12

176 Burkina Faso 3.3 2.8 77 99 84 47 14 38 5

177 Sierra Leone 1.9 1.4 34 83 c 67 39 4 42 3

Developing countries .. .. .. 83 74 .. .. 60 ..

  Least developed countries .. .. .. 82 72 .. .. 35 ..

  Arab States .. .. .. 86 86 .. .. 74 ..

  East Asia and the Pacifi c .. .. .. 87 84 .. .. 87 ..

  Latin America and the Caribbean .. .. .. 96 92 .. .. 87 ..

  South Asia .. .. .. 79 65 .. .. 39 ..

  Sub-Saharan Africa .. .. .. 76 65 .. .. 43 ..

Central and Eastern Europe and the CIS .. .. .. 95 97 .. .. 97 ..

OECD .. .. .. 92 93 .. .. 95 ..

  High-income OECD .. .. .. 86 92 .. .. 99 ..

High human development .. .. .. 96 95 .. .. 97 ..

Medium human development .. .. .. 84 75 .. .. 63 ..

Low human development .. .. .. 71 61 .. .. 38 ..

High income .. .. .. 87 93 .. .. 99 ..

Middle income .. .. .. 90 87 .. .. 88 ..

Low income .. .. .. 77 65 .. .. 41 ..

World .. .. .. 83 g 77 g .. .. 63 g ..
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improved sanitation
(%)

MDG
Population using an 

improved water source
(%)

MDG
Population undernourished

(% of total population)

MDG
Children 

under weight 
for age

(% of children 
under age 5)

Children 
under height 

for age
(% of children 
under age 5)

Infants 
with low 

birthweight
(%)

1990 2004 1990 2004 1990/92 a 2002/04 a 1996–2005 b 1996–2005 b 1998–2005 b

 TA
B

L
E7 Water, sanitation and nutritional status

. . . to lead a long and healthy life . . .

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Iceland 100 100 100 100 <2.5 <2.5 .. .. 4

2 Norway .. .. 100 100 <2.5 <2.5 .. .. 5

3 Australia 100 100 100 100 <2.5 <2.5 .. .. 7

4 Canada 100 100 100 100 <2.5 <2.5 .. .. 6

5 Ireland .. .. .. .. <2.5 <2.5 .. .. 6

6 Sweden 100 100 100 100 <2.5 <2.5 .. .. 4

7 Switzerland 100 100 100 100 <2.5 <2.5 .. .. 6

8 Japan 100 100 100 100 <2.5 <2.5 .. .. 8

9 Netherlands 100 100 100 100 <2.5 <2.5 .. .. ..

10 France .. .. 100 100 <2.5 <2.5 .. .. 7

11 Finland 100 100 100 100 <2.5 <2.5 .. .. 4

12 United States 100 100 100 100 <2.5 <2.5 2 3 8

13 Spain 100 100 100 100 <2.5 <2.5 .. .. 6 c

14 Denmark .. .. 100 100 <2.5 <2.5 .. .. 5

15 Austria 100 100 100 100 <2.5 <2.5 .. .. 7

16 United Kingdom .. .. 100 100 <2.5 <2.5 .. .. 8

17 Belgium .. .. .. .. <2.5 <2.5 .. .. 8 c

18 Luxembourg .. .. 100 100 <2.5 <2.5 .. .. 8

19 New Zealand .. .. 97 .. <2.5 <2.5 .. .. 6

20 Italy .. .. .. .. <2.5 <2.5 .. .. 6

21 Hong Kong, China (SAR) .. .. .. .. .. .. .. .. ..

22 Germany 100 100 100 100 <2.5 <2.5 .. .. 7

23 Israel .. .. 100 100 <2.5 <2.5 .. .. 8

24 Greece .. .. .. .. <2.5 <2.5 .. .. 8

25 Singapore 100 100 100 100 .. .. 3 4 8

26 Korea (Republic of) .. .. .. 92 <2.5 <2.5 .. .. 4

27 Slovenia .. .. .. .. 3 d 3 .. .. 6

28 Cyprus 100 100 100 100 <2.5 <2.5 .. .. ..

29 Portugal .. .. .. .. <2.5 <2.5 .. .. 8

30 Brunei Darussalam .. .. .. .. 4 4 .. .. 10

31 Barbados 100 100 100 100 <2.5 <2.5 6 c,e .. 11

32 Czech Republic 99 98 100 100 .. <2.5 1 c,e 3 7

33 Kuwait .. .. .. .. 24 5 10 7 7

34 Malta .. .. 100 100 <2.5 <2.5 .. .. 6

35 Qatar 100 100 100 100 .. .. 6 c .. 10

36 Hungary .. 95 99 99 .. <2.5 2 c,e .. 9

37 Poland .. .. .. .. .. <2.5 .. .. 6

38 Argentina 81 91 94 96 <2.5 3 4 8 8

39 United Arab Emirates 97 98 100 100 4 <2.5 14 c .. 15 c

40 Chile 84 91 90 95 8 4 1 3 6

41 Bahrain .. .. .. .. .. .. 9 c .. 8

42 Slovakia 99 99 100 100 4 d 7 .. .. 7

43 Lithuania .. .. .. .. 4 d <2.5 .. .. 4

44 Estonia 97 97 100 100 9 d <2.5 .. .. 4

45 Latvia .. 78 99 99 3 d 3 .. .. 5

46 Uruguay 100 100 100 100 7 <2.5 5 c 14 8

47 Croatia 100 100 100 100 16 d 7 1 .. 6

48 Costa Rica .. 92 .. 97 6 5 5 .. 7

49 Bahamas 100 100 .. 97 9 8 .. .. 7

50 Seychelles .. .. 88 88 14 9 6 c,e .. ..

51 Cuba 98 98 .. 91 7 <2.5 4 10 5

52 Mexico 58 79 82 97 5 5 8 16 8

53 Bulgaria 99 99 99 99 8 d 8 .. 9 10
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HDI rank

MDG
 Population using 

improved sanitation
(%)

MDG
Population using an 

improved water source
(%)

MDG
Population undernourished

(% of total population)

MDG
Children 

under weight 
for age

(% of children 
under age 5)

Children 
under height 

for age
(% of children 
under age 5)

Infants 
with low 

birthweight
(%)

1990 2004 1990 2004 1990/92 a 2002/04 a 1996–2005 b 1996–2005 b 1998–2005 b

TA
B

L
E7 Water, sanitation and nutritional status

54 Saint Kitts and Nevis 95 95 100 100 13 10 .. .. 9

55 Tonga 96 96 100 100 .. .. .. .. 0

56 Libyan Arab Jamahiriya 97 97 71 .. <2.5 <2.5 5 c .. 7 c

57 Antigua and Barbuda .. 95 .. 91 .. .. 10 c,e .. 8

58 Oman 83 .. 80 .. .. .. 18 16 8

59 Trinidad and Tobago 100 100 92 91 13 10 6 5 23

60 Romania .. .. .. 57 .. <2.5 3 13 8

61 Saudi Arabia .. .. 90 .. 4 4 14 .. 11 c

62 Panama 71 73 90 90 21 23 8 22 10

63 Malaysia .. 94 98 99 3 3 11 20 9

64 Belarus .. 84 100 100 .. 4 .. .. 5

65 Mauritius .. 94 100 100 6 5 15 c .. 14

66 Bosnia and Herzegovina .. 95 97 97 9 d 9 4 12 4

67 Russian Federation 87 87 94 97 4 d 3 3 c .. 6

68 Albania .. 91 96 96 5 d 6 14 39 5

69 Macedonia (TFYR) .. .. .. .. 15 d 5 6 1 6

70 Brazil 71 75 83 90 12 7 6 .. 8

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

71 Dominica .. 84 .. 97 4 8 5 c,e .. 11

72 Saint Lucia .. 89 98 98 8 5 14 c,e .. 10

73 Kazakhstan 72 72 87 86 .. 6 4 14 8

74 Venezuela (Bolivarian Republic of) .. 68 .. 83 11 18 5 17 9

75 Colombia 82 86 92 93 17 13 7 16 9

76 Ukraine .. 96 .. 96 .. <2.5 1 6 5

77 Samoa 98 100 91 88 11 4 .. 9 4 c

78 Thailand 80 99 95 99 30 22 18 c 16 9

79 Dominican Republic 52 78 84 95 27 29 5 12 11

80 Belize .. 47 .. 91 7 4 6 c,e .. 6

81 China 23 44 70 77 16 f 12 f 8 19 4

82 Grenada 97 96 .. 95 9 7 .. .. 8

83 Armenia .. 83 .. 92 52 d 24 4 18 7

84 Turkey 85 88 85 96 <2.5 3 4 19 16

85 Suriname .. 94 .. 92 13 8 13 15 13

86 Jordan 93 93 97 97 4 6 4 12 12

87 Peru 52 63 74 83 42 12 8 31 11

88 Lebanon .. 98 100 100 <2.5 3 4 6 6

89 Ecuador 63 89 73 94 8 6 12 29 16

90 Philippines 57 72 87 85 26 18 28 34 20

91 Tunisia 75 85 81 93 <2.5 <2.5 4 16 7

92 Fiji 68 72 .. 47 10 5 8 c,e .. 10

93 Saint Vincent and the Grenadines .. .. .. .. 22 10 .. .. 10

94 Iran ( Islamic Republic of) 83 .. 92 94 4 4 11 20 7 c

95 Paraguay 58 80 62 86 18 15 5 .. 9

96 Georgia 97 94 80 82 44 d 9 3 15 7

97 Guyana .. 70 .. 83 21 8 14 14 13

98 Azerbaijan .. .. 68 77 34 d 7 7 24 12

99 Sri Lanka 69 91 68 79 28 22 29 18 22

100 Maldives .. 59 96 83 17 10 30 32 22

101 Jamaica 75 80 92 93 14 9 4 5 10

102 Cape Verde .. 43 .. 80 .. .. 14 c,e .. 13

103 El Salvador 51 62 67 84 12 11 10 25 7

104 Algeria 88 92 94 85 5 4 10 22 7

105 Viet Nam 36 61 65 85 31 16 27 43 9

106 Occupied Palestinian Territories .. 73 .. 92 .. 16 5 .. 9
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HDI rank

MDG
 Population using 

improved sanitation
(%)

MDG
Population using an 

improved water source
(%)

MDG
Population undernourished

(% of total population)

MDG
Children 

under weight 
for age

(% of children 
under age 5)

Children 
under height 

for age
(% of children 
under age 5)

Infants 
with low 

birthweight
(%)

1990 2004 1990 2004 1990/92 a 2002/04 a 1996–2005 b 1996–2005 b 1998–2005 b

TA
B

L
E7

107 Indonesia 46 55 72 77 9 6 28 29 9

108 Syrian Arab Republic 73 90 80 93 5 4 7 24 6

109 Turkmenistan .. 62 .. 72 12 d 7 12 28 6

110 Nicaragua 45 47 70 79 30 27 10 25 12

111 Moldova .. 68 .. 92 5 d 11 4 11 5

112 Egypt 54 70 94 98 4 4 6 24 12

113 Uzbekistan 51 67 94 82 8 d 25 8 26 7

114 Mongolia .. 59 63 62 34 27 7 24 7

115 Honduras 50 69 84 87 23 23 17 30 14

116 Kyrgyzstan 60 59 78 77 21 d 4 11 33 7 c

117 Bolivia 33 46 72 85 28 23 8 33 7

118 Guatemala 58 86 79 95 16 22 23 54 12

119 Gabon .. 36 .. 88 10 5 12 26 14

120 Vanuatu .. 50 60 60 12 11 20 c,e .. 6

121 South Africa 69 65 83 88 <2.5 <2.5 12 31 15

122 Tajikistan .. 51 .. 59 22 d 56 .. 42 15

123 Sao Tome and Principe .. 25 .. 79 18 10 13 35 20

124 Botswana 38 42 93 95 23 32 13 29 10

125 Namibia 24 25 57 87 34 24 24 30 14

126 Morocco 56 73 75 81 6 6 10 23 15

127 Equatorial Guinea .. 53 .. 43 .. .. 19 43 13

128 India 14 33 70 86 25 20 47 51 30

129 Solomon Islands .. 31 .. 70 33 21 21 c,e .. 13 c

130 Lao People’s Democratic Republic .. 30 .. 51 29 19 40 48 14

131 Cambodia .. 17 .. 41 43 33 45 49 11

132 Myanmar 24 77 57 78 10 5 32 41 15

133 Bhutan .. 70 .. 62 .. .. 19 48 15

134 Comoros 32 33 93 86 47 60 25 47 25

135 Ghana 15 18 55 75 37 11 22 36 16

136 Pakistan 37 59 83 91 24 24 38 42 19 c

137 Mauritania 31 34 38 53 15 10 32 40 ..

138 Lesotho 37 37 .. 79 17 13 20 53 13

139 Congo .. 27 .. 58 54 33 15 31 ..

140 Bangladesh 20 39 72 74 35 30 48 51 36

141 Swaziland .. 48 .. 62 14 22 10 37 9

142 Nepal 11 35 70 90 20 17 48 57 21

143 Madagascar 14 34 40 50 35 38 42 53 17

144 Cameroon 48 51 50 66 33 26 18 35 13

145 Papua New Guinea 44 44 39 39 .. .. 35 c,e 44 11 c

146 Haiti 24 30 47 54 65 46 17 28 21

147 Sudan 33 34 64 70 31 26 41 48 31

148 Kenya 40 43 45 61 39 31 20 36 10

149 Djibouti 79 82 72 73 53 24 27 29 16

150 Timor-Leste .. 36 .. 58 11 9 46 56 12

151 Zimbabwe 50 53 78 81 45 47 17 34 11

152 Togo 37 35 50 52 33 24 25 30 18

153 Yemen 32 43 71 67 34 38 46 60 32 c

154 Uganda 42 43 44 60 24 19 23 45 12

155 Gambia .. 53 .. 82 22 29 17 24 17

LOW HUMAN DEVELOPMENT

156 Senegal 33 57 65 76 23 20 17 20 18

157 Eritrea 7 9 43 60 70 d 75 40 44 14

158 Nigeria 39 44 49 48 13 9 29 43 14

159 Tanzania (United Republic of) 47 47 46 62 37 44 22 44 10
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HDI rank

MDG
 Population using 

improved sanitation
(%)

MDG
Population using an 

improved water source
(%)

MDG
Population undernourished

(% of total population)

MDG
Children 

under weight 
for age

(% of children 
under age 5)

Children 
under height 

for age
(% of children 
under age 5)

Infants 
with low 

birthweight
(%)

1990 2004 1990 2004 1990/92 a 2002/04 a 1996–2005 b 1996–2005 b 1998–2005 b

TA
B

L
E7 Water, sanitation and nutritional status

NOTES
a. Data refer to the average for the years specifi ed.
b. Data refer to the most recent year available during 

the period specifi ed.
c. Data refer to a year or period other than that 

specifi ed, differ from the standard defi nition or 
refer to only part of a country.

d. Data refer to the period 1993/95.
e. UNICEF 2005.
f. Data for China include Hong Kong SAR, Macao 

SAR and Taiwan Province.
g. Data are aggregates provided by original 

data source.

SOURCES
Columns 1–4: UN 2006a, based on a joint effort by 
UNICEF and WHO.
Columns 5 and 6: FAO 2007a.
Columns 7 and 9: UNICEF 2006.
Column 8: WHO 2007a. 

160 Guinea 14 18 44 50 39 24 26 39 16

161 Rwanda 37 42 59 74 43 33 23 48 9

162 Angola 29 31 36 53 58 35 31 51 12

163 Benin 12 33 63 67 20 12 23 39 16

164 Malawi 47 61 40 73 50 35 22 53 16

165 Zambia 44 55 50 58 48 46 20 53 12

166 Côte d’Ivoire 21 37 69 84 18 13 17 32 17

167 Burundi 44 36 69 79 48 66 45 63 16

168 Congo (Democratic Republic of the) 16 30 43 46 31 74 31 44 12

169 Ethiopia 3 13 23 22 69 d 46 38 51 15

170 Chad 7 9 19 42 58 35 37 45 22

171 Central African Republic 23 27 52 75 50 44 24 45 14

172 Mozambique 20 32 36 43 66 44 24 47 15

173 Mali 36 46 34 50 29 29 33 43 23

174 Niger 7 13 39 46 41 32 40 54 13

175 Guinea-Bissau .. 35 .. 59 24 39 25 36 22

176 Burkina Faso 7 13 38 61 21 15 38 43 19

177 Sierra Leone .. 39 .. 57 46 51 27 38 23

Developing countries 33 49 71 79 21 17 .. .. ..

  Least developed countries 22 37 51 59 38 35 .. .. ..

  Arab States 61 71 84 86 .. .. .. .. ..

  East Asia and the Pacifi c 30 50 72 79 17 12 .. .. ..

  Latin America and the Caribbean 67 77 83 91 14 10 .. .. ..

  South Asia 18 37 72 85 25 21 .. .. ..

  Sub-Saharan Africa 32 37 48 55 36 32 .. .. ..

Central and Eastern Europe and the CIS .. .. 93 94 .. .. .. .. ..

OECD 94 96 97 99 .. .. .. .. ..

  High-income OECD 100 100 100 100 .. .. .. .. ..

High human development 90 92 96 98 .. .. .. .. ..

Medium human development 30 48 73 82 20 16 .. .. ..

Low human development 26 34 43 49 36 34 .. .. ..

High income .. .. 100 100 .. .. .. .. ..

Middle income 46 61 78 84 14 11 .. .. ..

Low income 21 38 64 76 28 24 .. .. ..

World 49 g 59 g 78 g 83 g 20 17 .. .. ..
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HDI rank
Survey 

year

Births attended 
by skilled health 

personnel
(%)

One-year-olds fully 
immunized a

(%)

Children under 
height for age
(% under age 5)

Infant mortality rate b

(per 1,000 live births)

Under-fi ve 
mortality rate b

(per 1,000 live births)

Poorest 
20%

Richest 
20%

Poorest 
20%

Richest 
20%

Poorest 
20%

Richest 
20%

Poorest 
20%

Richest 
20%

Poorest 
20%

Richest 
20%

TA
B

L
E8 . . . to lead a long and healthy life . . .

Inequalities in maternal and child health

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

70 Brazil 1996 72 99 57 74 23 2 83 29 99 33

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

73 Kazakhstan 1999 99 99 69 62 c 15 8 68 42 82 45

75 Colombia 2005 72 99 47 72 20 3 32 14 39 16

78 Thailand d 2005–06 93 100 92 e 86 e 16 7 .. .. .. ..

79 Dominican Republic 1996 89 98 34 47 14 2 67 23 90 27

83 Armenia 2005 96 100 59 e 51 c,e 15 8 41 14 52 23

84 Turkey 1998 53 98 28 70 29 4 68 30 85 33

86 Jordan 1997 91 99 21 17 14 5 35 23 42 25

87 Peru 2004–05 34 100 65 e 73 e 46 4 46 6 63 11

90 Philippines 2003 25 92 56 83 .. .. 42 19 66 21

95 Paraguay 1990 41 98 20 53 23 3 43 16 57 20

105 Viet Nam 2002 58 100 44 92 .. .. 39 14 53 16

107 Indonesia 1997 21 89 43 72 .. .. 78 23 109 29

109 Turkmenistan 2000 97 98 85 78 25 17 89 58 106 70

110 Nicaragua 2001 78 99 64 71 35 5 50 16 64 19

111 Moldova 2005 99 100 86 c,f 86 f 14 6 20 16 29 17

112 Egypt 2005 51 96 85 e 91 e 24 14 59 23 75 25

113 Uzbekistan 1996 92 100 81 78 40 31 54 46 70 50

116 Kyrgyzstan 1997 96 100 69 73 34 14 83 46 96 49

117 Bolivia 2003 27 98 48 e 57 e 42 5 72 g 27 g 105 g 32 g

118 Guatemala 1998–99 9 92 66 56 65 8 58 39 78 39

119 Gabon 2000 67 97 6 24 33 12 57 36 93 55

121 South Africa 1998 68 98 51 70 .. .. 62 17 87 22

122 Tajikistan d,h 2006 69 91 .. .. 32 21 .. .. .. ..

125 Namibia 2000 55 97 60 68 27 15 36 23 55 31

126 Morocco 2003–04 30 95 81 e 97 e 29 10 62 24 78 26

128 India 1998–99 16 84 21 64 58 27 97 38 141 46

131 Cambodia 2005 21 90 56 e 76 e 47 19 101 34 127 43

134 Comoros 1996 26 85 40 82 45 23 87 65 129 87 i

135 Ghana d,h 2006 .. .. 62 e 86 e 31 7 75 64 118 100

136 Pakistan 1990 5 55 23 55 61 33 89 63 125 74

137 Mauritania 2000–01 15 93 16 45 39 23 61 62 98 79

138 Lesotho 2004 34 83 66 e 69 e 47 25 88 70 114 82

139 Congo 2005 70 98 29 e 73 e 32 20 91 56 135 85

140 Bangladesh 2004 3 40 57 e 87 e 54 25 90 65 121 72

142 Nepal 2001 4 45 54 82 62 36 86 53 130 68

143 Madagascar 2003–04 30 94 32 80 51 38 87 33 142 49

144 Cameroon 2004 29 94 36 60 41 12 101 51 189 88

146 Haiti 2005–06 6 68 34 56 34 5 78 45 125 55

148 Kenya 2003 17 75 40 f 65 f 38 19 96 62 149 91

151 Zimbabwe 1999 57 94 64 64 33 19 59 44 100 62

152 Togo 1998 25 91 22 52 29 11 84 66 168 97

153 Yemen 1997 7 50 8 56 58 35 109 60 163 73

154 Uganda 2000–01 20 77 27 43 43 25 106 60 192 106
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HDI rank
Survey 

year

Births attended 
by skilled health 

personnel
(%)

One-year-olds fully 
immunized a

(%)

Children under 
height for age
(% under age 5)

Infant mortality rate b

(per 1,000 live births)

Under-fi ve 
mortality rate b

(per 1,000 live births)

Poorest 
20%

Richest 
20%

Poorest 
20%

Richest 
20%

Poorest 
20%

Richest 
20%

Poorest 
20%

Richest 
20%

Poorest 
20%

Richest 
20%

Inequalities in maternal and child health

NOTES
 This table presents data for developing countries 

based on data from DHS conducted since 1990. 
Quintiles are defi ned by socioeconomic status in 
terms of assets or wealth, rather than in terms of 
income or consumption. For details, see Macro 
International 2007b.

a. Includes tuberculosis (BCG), measles or measles, 
mumps and rubella (MMR) and diphtheria, 
pertussis and tetanus (DPT) vaccinations.

b. Based on births in the 10 years preceding 
the survey.

c. Figure is based on less than 50 
unweighted cases.

d. Data are obtained from UNICEF 2007b.
e. Includes BCG, measles or MMR, DPT or 

Pentavalente, and polio vaccinations.
f. Data are from preliminary MICS reports.
g. Includes BCG, measles or MMR, DPT, polio and 

other vaccinations.
h. Data pertain to 5-year period preceding 

the survey.
i. Large sampling error due to small number 

of cases.

SOURCES
All columns: Macro International 2007a and 2007b, 
unless otherwise specifi ed.

LOW HUMAN DEVELOPMENT

156 Senegal 2005 20 89 59 65 26 6 89 41 183 64

157 Eritrea 2002 7 81 74 91 45 18 48 38 100 65

158 Nigeria 2003 12 84 3 40 49 18 133 52 257 79

159 Tanzania (United Republic of) 1999 29 83 53 78 50 23 115 92 160 135

160 Guinea 2005 15 87 29 45 41 22 127 68 217 113

161 Rwanda 2005 27 66 74 74 55 30 114 73 211 122

163 Benin 2001 50 99 49 73 35 18 112 50 198 93

164 Malawi d,h 2000 43 83 65 81 26 23 132 86 231 149

165 Zambia 2001–02 20 91 64 80 54 32 115 57 192 92

166 Côte d’Ivoire 2005 27 88 .. .. .. .. 93 79 150 100

169 Ethiopia 2005 1 27 14 36 48 35 80 60 130 92

170 Chad 2004 4 55 1 24 51 32 109 101 176 187

171 Central African Republic 1994–95 14 82 18 64 42 25 132 54 193 98

172 Mozambique 2003 25 89 45 90 49 20 143 71 196 108

173 Mali 2001 8 82 20 56 45 20 137 90 248 148

174 Niger 2006 21 71 20 48 54 37 91 67 206 157

176 Burkina Faso 2003 39 91 34 61 46 21 97 78 206 144

177 Sierra Leone d,h 2005 27 83 .. .. 44 26 159 108 268 179

TA
B

L
E8
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MDG
Condom use at last 

high-risk sex b

(% aged 15–24)

MDG MDG
 MDG MDG MDG

Tuberculosis cases

Prevalence of smoking
(% of adults) f

Antimalarial measures

HIV 
prevalence a

(% aged 
15–49)

Use of 
insecticide-

treated 
bednets

Fevers 
treated with  
antimalarial 

drugs

HDI rank

Prevalence c

(per 100,000 
people)

Detected 
under 
DOTS d

(%)

Cured 
under 
DOTS e

(%)(% of children under fi ve)Women
1999–2005 g

Men
1999–2005 g

Women Men
2005 1999–2005 g 1999–2005 g 2005 2005 2004 2002–04 g 2002–04 g

TA
B

L
E9 . . . to lead a long and healthy life . . .

Leading global health crises and risks

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Iceland 0.2 [0.1–0.3] .. .. .. .. 2 53 50 20 25

2 Norway 0.1 [0.1–0.2] .. .. .. .. 4 44 89 25 27

3 Australia 0.1 [<0.2] .. .. .. .. 6 42 85 16 19

4 Canada 0.3 [0.2–0.5] .. .. .. .. 4 64 62 17 22

5 Ireland 0.2 [0.1–0.4] .. .. .. .. 10 0 .. 26 28

6 Sweden 0.2 [0.1–0.3] .. .. .. .. 5 56 64 18 17

7 Switzerland 0.4 [0.3–0.8] .. .. .. .. 6 0 .. 23 27

8 Japan <0.1 [<0.2] .. .. .. .. 38 57 57 15 47

9 Netherlands 0.2 [0.1–0.4] .. .. .. .. 5 47 83 28 36

10 France 0.4 [0.3–0.8] .. .. .. .. 10 0 h .. 21 30

11 Finland 0.1 [<0.2] .. .. .. .. 5 0 h .. 19 26

12 United States 0.6 [0.4–1.0] .. .. .. .. 3 85 61 19 24

13 Spain 0.6 [0.4–1.0] .. .. .. .. 22 0 .. 25 h 39 h

14 Denmark 0.2 [0.1–0.4] .. .. .. .. 6 71 88 25 31

15 Austria 0.3 [0.2–0.5] .. .. .. .. 9 56 69 .. ..

16 United Kingdom 0.2 [0.1–0.4] .. .. .. .. 11 0 .. 25 27

17 Belgium 0.3 [0.2–0.5] .. .. .. .. 10 64 72 25 30

18 Luxembourg 0.2 [0.1–0.4] .. .. .. .. 9 59 .. 26 39

19 New Zealand 0.1 [<0.2] .. .. .. .. 9 51 66 22 24

20 Italy 0.5 [0.3–0.9] .. .. .. .. 5 72 95 h 17 31

21 Hong Kong, China (SAR) .. .. .. .. .. 77 i 55 h,i 78 h,i 4 h 22 h

22 Germany 0.1 [0.1–0.2] .. .. .. .. 6 52 68 28 37

23 Israel   [<0.2] .. .. .. .. 6 42 80 18 32

24 Greece 0.2 [0.1–0.3] .. .. .. .. 15 0 .. 29 h 47 h

25 Singapore 0.3 [0.2–0.7] .. .. .. .. 28 100 81 4 h 24 h

26 Korea (Republic of) <0.1 [<0.2] .. .. .. .. 135 18 80 .. ..

27 Slovenia <0.1 [<0.2] .. .. .. .. 15 84 90 20 h 28 h

28 Cyprus   [<0.2] .. .. .. .. 5 57 20 .. ..

29 Portugal 0.4 [0.3–0.9] .. .. .. .. 25 85 84 .. ..

30 Brunei Darussalam <0.1 [<0.2] .. .. .. .. 63 112 71 .. ..

31 Barbados 1.5 [0.8–2.5] .. .. .. .. 12 135 h 100 h .. ..

32 Czech Republic 0.1 [<0.2] .. .. .. .. 11 65 73 20 31

33 Kuwait   [<0.2] .. .. .. .. 28 66 63 .. ..

34 Malta 0.1 [0.1–0.2] .. .. .. .. 4 50 100 18 30

35 Qatar   [<0.2] .. .. .. .. 65 47 78 .. ..

36 Hungary 0.1 [<0.2] .. .. .. .. 25 43 54 28 41

37 Poland 0.1 [0.1–0.2] .. .. .. .. 29 62 79 25 40

38 Argentina 0.6 [0.3–1.9] .. .. .. .. 51 67 58 25 32

39 United Arab Emirates  [<0.2] .. .. .. .. 24 19 70 1 17

40 Chile 0.3 [0.2–1.2] .. .. .. .. 16 112 83 37 48

41 Bahrain  [<0.2] .. .. .. .. 43 77 82 3 h 15 h

42 Slovakia <0.1 [<0.2] .. .. .. .. 20 39 88 .. ..

43 Lithuania 0.2 [0.1–0.6] .. .. .. .. 63 100 72 13 44

44 Estonia 1.3 [0.6–4.3] .. .. .. .. 46 64 71 18 45

45 Latvia 0.8 [0.5–1.3] .. .. .. .. 66 83 73 19 51

46 Uruguay 0.5 [0.2–6.1] .. .. .. .. 33 83 86 h 24 35

47 Croatia <0.1 [<0.2] .. .. .. .. 65 0 h .. 27 h 34 h

48 Costa Rica 0.3 [0.1–3.6] .. .. .. .. 17 118 94 h 10 h 29 h

49 Bahamas 3.3 [1.3–4.5] .. .. .. .. 49 67 h 62 h .. ..

50 Seychelles .. .. .. .. .. 56 65 92 .. ..

51 Cuba 0.1 [<0.2] .. .. .. .. 11 98 93 .. ..

52 Mexico 0.3 [0.2–0.7] .. .. .. .. 27 110 82 5 13

53 Bulgaria <0.1 [<0.2] .. .. .. .. 41 90 80 23 h 44 h
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MDG
Condom use at last 

high-risk sex b

(% aged 15–24)

MDG MDG
 MDG MDG MDG

Tuberculosis cases

Prevalence of smoking
(% of adults) f

Antimalarial measures

HIV 
prevalence a

(% aged 
15–49)

Use of 
insecticide-

treated 
bednets

Fevers 
treated with  
antimalarial 

drugs

HDI rank

Prevalence c

(per 100,000 
people)

Detected 
under 
DOTS d

(%)

Cured 
under 
DOTS e

(%)(% of children under fi ve)Women
1999–2005 g

Men
1999–2005 g

Women Men
2005 1999–2005 g 1999–2005 g 2005 2005 2004 2002–04 g 2002–04 g

TA
B

L
E9 Leading global health crises and risks

54 Saint Kitts and Nevis .. .. .. .. .. 17 0 50 h .. ..

55 Tonga .. .. .. .. .. 32 96 83 h 11 h 53 h

56 Libyan Arab Jamahiriya   [<0.2] .. .. .. .. 18 178 64 .. ..

57 Antigua and Barbuda .. .. .. .. .. 9 246 100 .. ..

58 Oman   [<0.2] .. .. .. .. 11 108 90 .. ..

59 Trinidad and Tobago 2.6 [1.4–4.2] .. .. .. .. 13 .. .. .. ..

60 Romania <0.1 [<0.2] .. .. .. .. 146 82 82 10 h 32 h

61 Saudi Arabia   [<0.2] .. .. .. .. 58 38 82 8 h 19 h

62 Panama 0.9 [0.5–3.7] .. .. .. .. 46 131 78 .. ..

63 Malaysia 0.5 [0.2–1.5] .. .. .. .. 131 73 56 2 43

64 Belarus 0.3 [0.2–0.8] .. .. .. .. 70 46 74 7 53

65 Mauritius 0.6 [0.3–1.8] .. .. .. .. 132 32 89 1 32

66 Bosnia and Herzegovina <0.1 [<0.2] .. .. .. .. 57 71 98 30 49

67 Russian Federation 1.1 [0.7–1.8] .. .. .. .. 150 30 59 16 h 60 h

68 Albania   [<0.2] .. .. .. .. 28 25 78 18 h 60 h

69 Macedonia (TFYR) <0.1 [<0.2] .. .. .. .. 33 66 84 .. ..

70 Brazil 0.5 [0.3–1.6] .. .. .. .. 76 53 81 14 22

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

71 Dominica .. .. .. .. .. 24 35 h 100 h .. ..

72 Saint Lucia .. .. .. .. .. 22 92 64 .. ..

73 Kazakhstan 0.1 [0.1–3.2] 32 65 .. .. 155 72 72 9 h 65 h

74 Venezuela (Bolivarian Republic of) 0.7 [0.3–8.9] .. .. .. .. 52 73 81 .. ..

75 Colombia 0.6 [0.3–2.5] 30 .. 1 j .. 66 26 85 .. ..

76 Ukraine 1.4 [0.8–4.3] .. .. .. .. 120 .. .. 11 h 53 h

77 Samoa .. .. .. .. .. 27 66 100 .. ..

78 Thailand 1.4 [0.7–2.1] .. .. .. .. 204 73 74 3 h 49 h

79 Dominican Republic 1.1 [0.9–1.3] 29 52 .. .. 116 76 80 11 16

80 Belize 2.5 [1.4–4.0]  .. .. .. 55 102 60 .. ..

81 China 0.1 [<0.2] .. .. .. .. 208 80 94 4 k 67 k

82 Grenada .. .. .. .. .. 8 .. .. .. ..

83 Armenia 0.1 [0.1–0.6] .. 44 .. .. 79 60 71 2 h 62 h

84 Turkey   [<0.2] .. .. .. .. 44 3 91 18 49

85 Suriname 1.9 [1.1–3.1] .. .. 3 .. 99 .. .. .. ..

86 Jordan   [<0.2] .. .. .. .. 6 63 85 8 51

87 Peru 0.6 [0.3–1.7] 19 .. .. .. 206 86 90 .. ..

88 Lebanon 0.1 [0.1–0.5] .. .. .. .. 12 74 90 31 42

89 Ecuador 0.3 [0.1–3.5] .. .. .. .. 202 28 85 .. ..

90 Philippines <0.1 [<0.2] .. .. .. .. 450 75 87 8 41

91 Tunisia 0.1 [0.1–0.3] .. .. .. .. 28 82 90 2 50

92 Fiji 0.1 [0.1–0.4] .. .. .. .. 30 72 86 h 4 26

93 Saint Vincent and the Grenadines .. .. .. .. .. 42 39 86 .. ..

94 Iran ( Islamic Republic of) 0.2 [0.1–0.4] .. .. .. .. 30 64 84 2 h 22 h

95 Paraguay 0.4 [0.2–4.6] .. .. .. .. 100 33 83 7 23

96 Georgia 0.2 [0.1–2.7] .. .. .. .. 86 91 68 6 h 53 h

97 Guyana 2.4 [1.0–4.9] .. .. 6 3 194 40 72 .. ..

98 Azerbaijan 0.1 [0.1–0.4] .. .. 1 1 85 55 60 1 h ..

99 Sri Lanka <0.1 [<0.2] .. .. .. .. 80 86 85 2 23

100 Maldives   [<0.2] .. .. .. .. 53 94 95 16 h 37 h

101 Jamaica 1.5 [0.8–2.4] .. .. .. .. 10 61 46 .. ..

102 Cape Verde .. .. .. .. .. 327 34 71 .. ..

103 El Salvador 0.9 [0.5–3.8] .. .. .. .. 68 67 90 15 h 42 h

104 Algeria 0.1  [<0.2] .. .. .. .. 55 106 91 (.) 32

105 Viet Nam 0.5 [0.3–0.9] .. 68 16 7 235 84 93 2 35

106 Occupied Palestinian Territories .. .. .. .. .. 36 1 h,i 80 h,i .. ..
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107 Indonesia 0.1 [0.1–0.2] .. .. 26 1 262 66 90 3 h 58 h

108 Syrian Arab Republic  [<0.2] .. .. .. .. 46 42 86 .. ..

109 Turkmenistan <0.1 [<0.2] .. .. .. .. 90 43 86 .. ..

110 Nicaragua 0.2 [0.1–0.6] 17 .. .. 2 74 88 87 5 h ..

111 Moldova 1.1 [0.6–2.6] 44 63 .. .. 149 65 62 2 34

112 Egypt <0.1 [<0.2] .. .. .. .. 32 63 70 18 h 40 h

113 Uzbekistan 0.2 [0.1–0.7] .. 50 .. .. 139 39 78 1 24

114 Mongolia <0.1 [<0.2] .. .. .. .. 206 82 88 26 h 68 h

115 Honduras 1.5 [0.8–2.4] .. .. .. .. 99 82 85 .. ..

116 Kyrgyzstan 0.1 [0.1–1.7] .. .. .. .. 133 67 85 5 h 51 h

117 Bolivia 0.1 [0.1–0.3] 20 37 .. .. 280 72 80 .. ..

118 Guatemala 0.9 [0.5–2.7] .. .. 1 .. 110 55 85 2 h 21 h

119 Gabon 7.9 [5.1–11.5] 33 48 .. .. 385 57 40 .. ..

120 Vanuatu .. .. .. .. .. 84 61 90 .. ..

121 South Africa 18.8 [16.8–20.7] 20 j .. .. .. 511 103 70 8 23

122 Tajikistan 0.1 [0.1–1.7] .. .. 2 69 297 22 84 .. ..

123 Sao Tome and Principe .. .. .. .. 61 258 .. .. .. ..

124 Botswana 24.1 [23.0–32.0] 75 88 .. .. 556 69 65 .. ..

125 Namibia 19.6 [8.6–31.7] 48 69 3 14 577 90 68 10 23

126 Morocco 0.1 [0.1–0.4] .. .. .. .. 73 101 87 (.) 29

127 Equatorial Guinea 3.2 [2.6–3.8] .. .. 1 49 355 81 h 51 h .. ..

128 India 0.9 [0.5–1.5] 51 59 .. 12 299 61 86 17 47

129 Solomon Islands .. .. .. .. .. 201 55 87 .. ..

130 Lao People’s Democratic Republic 0.1 [0.1–0.4] .. .. 18 9 306 68 86 13 59

131 Cambodia 1.6 [0.9–2.6] .. .. .. .. 703 66 91 .. ..

132 Myanmar 1.3 [0.7–2.0] .. .. .. .. 170 95 84 12 36

133 Bhutan <0.1 [<0.2] .. .. .. .. 174 31 83 .. ..

134 Comoros <0.1 [<0.2] .. .. 9 63 89 49 94 .. ..

135 Ghana 2.3 [1.9–2.6] 33 52 4 63 380 37 72 1 7

136 Pakistan 0.1 [0.1–0.2] .. .. .. .. 297 37 82 .. ..

137 Mauritania 0.7 [0.4–2.8] .. .. 2 33 590 28 22 .. ..

138 Lesotho 23.2 [21.9–24.7] 50 48 .. .. 588 85 69 .. ..

139 Congo 5.3 [3.3–7.5] 20 38 .. .. 449 57 63 .. ..

140 Bangladesh <0.1  [<0.2] .. .. .. .. 406 59 90 27 55

141 Swaziland 33.4 [21.2–45.3] .. .. 0 26 1,211 42 50 3 11

142 Nepal 0.5 [0.3–1.3] .. .. .. .. 244 67 87 24 49

143 Madagascar 0.5 [0.2–1.2] 5 12 .. 34 396 67 71 .. ..

144 Cameroon 5.4 [4.9–5.9] 46 57 1 53 206 106 71 .. ..

145 Papua New Guinea 1.8 [0.9–4.4] .. .. .. .. 475 21 65 .. ..

146 Haiti 3.8 [2.2–5.4] 19 30 .. 12 405 57 80 6 k 15 k

147 Sudan 1.6 [0.8–2.7] .. .. 0 50 400 35 77 .. ..

148 Kenya 6.1 [5.2–7.0] 25 47 5 27 936 43 80 1 21

149 Djibouti 3.1 [0.8–6.9] .. .. .. .. 1,161 42 80 .. ..

150 Timor-Leste   [<0.2] .. .. 8 j 19 713 44 80 .. ..

151 Zimbabwe 20.1 [13.3–27.6] 42 69 .. .. 631 41 54 2 20

152 Togo 3.2  [1.9–4.7] 22 j 54 j 54 60 753 18 67 .. ..

153 Yemen   [<0.2] .. .. .. .. 136 41 82 .. ..

154 Uganda 6.7 [5.7–7.6] 53 55 0 .. 559 45 70 3 h 25 h

155 Gambia 2.4 [1.2–4.1] .. .. 15 55 352 69 86 .. ..

LOW HUMAN DEVELOPMENT

156 Senegal 0.9 [0.4–1.5] 36 52 14 29 466 51 74 .. ..

157 Eritrea 2.4 [1.3–3.9] .. .. 4 4 515 13 85 .. ..

158 Nigeria 3.9 [2.3–5.6] 24 46 1 34 536 22 73 1 ..

159 Tanzania (United Republic of) 6.5 [5.8–7.2] 42 47 16 58 496 45 81 .. ..
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NOTES
a. Data are point and range estimates based on new 

estimation models developed by UNAIDS. Range 
estimates are presented in square brackets.

b. Because of data limitations, comparisons across 
countries should be made with caution. Data 
for some countries may refer only to part of the  
country or differ from the standard defi nition.

c. Data refer to all forms of tuberculosis.
d. Calculated by dividing the new smear-positive 

cases of tuberculosis detected under DOTS, the 
internationally recommended tuberculosis control 
strategy, by the estimated annual incidence of new 
smear-positive cases. Values can exceed 100% 
because of intense case detection in an area 

with a  backlog of chronic cases, overreporting 
(for example, double counting), overdiagnosis or 
underestimation of incidence (WHO 2007b).

e. Data are the share of new smear-positive cases 
registered for treatment under the DOTS case 
detection and treatment strategy that were  
successfully treated.

f. The age range varies among countries, but in 
most is 18 and older or 15 and older.

g. Data refer to the most recent year available during 
the period specifi ed.

h. Data refer to a period other than that specifi ed.
i. UN 2006a.
j. UNICEF 2005.
k. Data refer to 2005.

SOURCES
Column 1: UNAIDS 2006.
Columns 2–5: UNICEF 2006.
Columns 6–8: WHO 2007a.
Columns 9 and 10: World Bank 2007b, based on 
data from the Tobacco Atlas, 2nd edition (2006).

160 Guinea 1.5 [1.2–1.8] 17 32 4 56 431 56 72 .. ..

161 Rwanda 3.1 [2.9–3.2] 26 40 5 13 673 29 77 .. ..

162 Angola 3.7 [2.3–5.3] .. .. 2 63 333 85 68 .. ..

163 Benin 1.8 [1.2–2.5] 19 34 7 60 144 83 83 .. ..

164 Malawi 14.1 [6.9–21.4] 35 47 15 28 518 39 71 5 21

165 Zambia 17.0 [15.9–18.1] 35 40 7 52 618 52 83 1 16

166 Côte d’Ivoire 7.1 [4.3–9.7] 25 j 56 j 4 58 659 38 71 .. ..

167 Burundi 3.3 [2.7–3.8] .. .. 1 31 602 30 78 .. ..

168 Congo (Democratic Republic of the) 3.2 [1.8–4.9] .. .. 1 45 541 72 85 .. ..

169 Ethiopia  [0.9–3.5] 17 30 1 3 546 33 79 (.) 6

170 Chad 3.5 [1.7–6.0] 17 25 1 j 44 495 22 69 .. ..

171 Central African Republic 10.7 [4.5–17.2] .. .. 2 69 483 40 91 .. ..

172 Mozambique 16.1 [12.5–20.0] 29 33 .. 15 597 49 77 .. ..

173 Mali 1.7 [1.3–2.1] 14 30 8 38 578 21 71 .. ..

174 Niger 1.1 [0.5–1.9] 7 j 30 j 6 48 294 50 61 .. ..

175 Guinea-Bissau 3.8 [2.1–6.0] .. .. 7 58 293 79 75 .. ..

176 Burkina Faso 2.0 [1.5–2.5] 54 67 2 50 461 18 67 .. ..

177 Sierra Leone 1.6 [0.9–2.4] .. .. 2 61 905 37 82 .. ..
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HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Iceland 74.3 81.0 13 2 14 3 92.4 88.7 .. 4

2 Norway 74.4 79.3 13 3 15 4 91.7 85.1 6 7

3 Australia 71.7 80.4 17 5 20 6 92.2 86.2 .. 4

4 Canada 73.2 79.8 19 5 23 6 91.0 84.9 .. 7

5 Ireland 71.3 77.8 20 5 27 6 90.0 83.2 6 1

6 Sweden 74.7 80.1 11 3 15 4 92.3 87.0 5 3

7 Switzerland 73.8 80.7 15 4 18 5 92.6 86.1 5 5

8 Japan 73.3 81.9 14 3 21 4 93.8 86.1 8 6

9 Netherlands 74.0 78.7 13 4 15 5 90.4 84.4 7 6

10 France 72.4 79.6 18 4 24 5 92.2 82.1 10 8

11 Finland 70.7 78.4 13 3 16 4 91.8 81.0 6 7

12 United States 71.5 77.4 20 6 26 7 87.0 79.4 8 11

13 Spain 72.9 80.0 27 4 34 5 93.5 83.9 6 4

14 Denmark 73.6 77.3 14 4 19 5 87.4 81.3 10 3

15 Austria 70.6 78.9 26 4 33 5 91.9 82.4 .. 4

16 United Kingdom 72.0 78.5 18 5 23 6 89.6 83.7 7 8

17 Belgium 71.6 78.2 21 4 29 5 91.0 81.9 .. 8

18 Luxembourg 70.6 78.2 19 4 26 5 90.8 82.4 0 12

19 New Zealand 71.7 79.2 17 5 20 6 90.0 84.9 15 9

20 Italy 72.1 79.9 30 4 33 4 92.5 84.6 7 3

21 Hong Kong, China (SAR) 72.0 81.5 .. .. .. .. 93.6 86.3 .. ..

22 Germany 71.0 78.7 22 4 26 5 91.0 82.9 8 4

23 Israel 71.6 79.7 24 5 27 6 92.3 85.8 5 4

24 Greece 72.3 78.3 38 4 54 5 91.3 83.7 1 3

25 Singapore 69.5 78.8 22 3 27 3 90.8 84.4 6 14

26 Korea (Republic of) 62.6 77.0 43 5 54 5 90.8 78.6 20 14

27 Slovenia 69.8 76.8 25 3 29 4 90.1 77.6 17 6

28 Cyprus 71.4 79.0 29 4 33 5 92.3 86.1 0 10

29 Portugal 68.0 77.2 53 4 62 5 90.9 81.0 8 11

30 Brunei Darussalam 68.3 76.3 58 8 78 9 87.7 84.5 0 41

31 Barbados 69.4 76.0 40 11 54 12 88.3 79.0 0 16

32 Czech Republic 70.1 75.4 21 3 24 4 89.0 75.3 4 4

33 Kuwait 67.7 76.9 49 9 59 11 88.9 83.8 5 4

34 Malta 70.6 78.6 25 5 32 6 90.4 86.0 .. 8

35 Qatar 62.1 74.3 45 18 65 21 80.1 78.7 10 12

36 Hungary 69.3 72.4 36 7 39 8 84.4 64.4 7 6

37 Poland 70.5 74.6 32 6 36 7 88.0 69.7 4 8

38 Argentina 67.1 74.3 59 15 71 18 85.6 72.5 40 77

39 United Arab Emirates 62.2 77.8 63 8 84 9 90.2 85.3 3 37

40 Chile 63.4 77.9 78 8 98 10 88.6 79.1 17 16

41 Bahrain 63.3 74.8 55 9 82 11 85.9 80.2 46 32

42 Slovakia 70.0 73.8 25 7 29 8 87.3 68.9 4 6

43 Lithuania 71.3 72.1 23 7 28 9 85.6 60.0 3 11

44 Estonia 70.5 70.9 21 6 26 7 84.3 57.2 8 25

45 Latvia 70.1 71.3 21 9 26 11 84.8 60.0 14 10

46 Uruguay 68.7 75.3 48 14 57 15 87.1 74.4 26 20

47 Croatia 69.6 74.9 34 6 42 7 88.5 73.4 8 7

48 Costa Rica 67.8 78.1 62 11 83 12 88.6 81.0 36 30

49 Bahamas 66.5 71.1 38 13 49 15 75.9 65.2 .. 16

50 Seychelles .. .. 46 12 59 13 .. .. 57 ..

51 Cuba 70.7 77.2 34 6 43 7 86.8 80.6 37 45

52 Mexico 62.4 74.9 79 22 110 27 84.5 76.2 63 60

53 Bulgaria 71.0 72.4 28 12 32 15 85.3 68.3 6 11
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54 Saint Kitts and Nevis .. .. .. 18 .. 20 .. .. 250 ..

55 Tonga 65.6 72.3 40 20 50 24 78.2 73.8 .. ..

56 Libyan Arab Jamahiriya 52.8 72.7 105 18 160 19 82.1 72.2 77 97

57 Antigua and Barbuda .. .. .. 11 .. 12 .. .. 65 ..

58 Oman 52.1 74.2 126 10 200 12 84.9 79.5 23 64

59 Trinidad and Tobago 65.9 69.0 49 17 57 19 72.1 63.8 45 45

60 Romania 69.2 71.3 46 16 57 19 83.7 66.3 17 24

61 Saudi Arabia 53.9 71.6 118 21 185 26 82.0 73.7 .. 18

62 Panama 66.2 74.7 46 19 68 24 85.9 77.4 40 83

63 Malaysia 63.0 73.0 46 10 70 12 83.1 72.9 30 62

64 Belarus 71.5 68.4 31 10 37 12 81.3 50.7 17 18

65 Mauritius 62.9 72.0 64 13 86 15 80.9 66.4 22 15

66 Bosnia and Herzegovina 67.5 74.1 60 13 82 15 85.3 74.4 8 3

67 Russian Federation 69.0 64.8 29 14 36 18 76.0 42.1 32 28

68 Albania 67.7 75.7 78 16 109 18 89.5 79.7 17 92

69 Macedonia (TFYR) 67.5 73.4 85 15 119 17 84.3 75.3 21 10

70 Brazil 59.5 71.0 95 31 135 33 78.5 64.2 72 110

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

71 Dominica .. .. .. 13 .. 15 .. .. 67 ..

72 Saint Lucia 65.3 72.5 .. 12 .. 14 78.2 72.3 35 ..

73 Kazakhstan 63.1 64.9 .. 63 .. 73 73.7 45.8 42 140

74 Venezuela (Bolivarian Republic of) 65.7 72.8 48 18 62 21 82.6 71.9 58 57

75 Colombia 61.6 71.7 68 17 105 21 81.8 69.0 84 120

76 Ukraine 70.1 67.6 22 13 27 17 79.5 50.4 13 18

77 Samoa 56.1 70.0 73 24 101 29 78.6 65.1 .. ..

78 Thailand 60.4 68.6 74 18 102 21 75.5 57.8 24 110

79 Dominican Republic 59.6 70.8 91 26 127 31 76.7 65.7 180 150

80 Belize 67.6 75.6 .. 15 .. 17 86.8 77.3 140 52

81 China 63.2 f 72.0 f 85 23 120 27 80.9 f 73.8 f 51 45

82 Grenada 64.6 67.7 .. 17 .. 21 73.8 67.0 1 ..

83 Armenia 70.8 71.4 .. 26 .. 29 81.9 66.9 22 39

84 Turkey 57.0 70.8 150 26 201 29 82.3 71.9 130 g 44

85 Suriname 64.0 69.1 .. 30 .. 39 76.9 63.3 150 72

86 Jordan 56.5 71.3 77 22 107 26 78.2 70.9 41 62

87 Peru 55.4 69.9 119 23 174 27 77.5 68.0 190 240

88 Lebanon 65.4 71.0 45 27 54 30 80.6 72.1 100 g 150

89 Ecuador 58.8 74.2 87 22 140 25 84.0 74.0 80 110

90 Philippines 58.1 70.3 56 25 90 33 79.3 70.7 170 230

91 Tunisia 55.6 73.0 135 20 201 24 85.3 76.5 69 100

92 Fiji 60.6 67.8 50 16 65 18 72.9 62.0 38 210

93 Saint Vincent and the Grenadines 61.6 70.6 .. 17 .. 20 79.9 71.3 93 ..

94 Iran ( Islamic Republic of) 55.2 69.5 122 31 191 36 78.3 71.1 37 140

95 Paraguay 65.8 70.8 58 20 78 23 77.7 70.8 180 150

96 Georgia 68.2 70.5 .. 41 .. 45 83.0 66.1 52 66

97 Guyana 60.0 63.6 .. 47 .. 63 66.8 55.0 120 470

98 Azerbaijan 65.6 66.8 .. 74 .. 89 76.0 61.2 19 82

99 Sri Lanka 65.0 70.8 65 12 100 14 81.3 62.8 43 58

100 Maldives 51.4 65.6 157 33 255 42 67.7 66.2 140 120

101 Jamaica 69.0 72.0 49 17 64 20 78.3 69.1 110 26

102 Cape Verde 57.5 70.2 .. 26 .. 35 80.3 68.3 76 210

103 El Salvador 58.2 70.7 111 23 162 27 78.5 68.3 170 170

104 Algeria 54.5 71.0 143 34 220 39 78.9 75.9 120 180

105 Viet Nam 50.3 73.0 55 16 87 19 82.7 76.0 170 150

106 Occupied Palestinian Territories 56.5 72.4 .. 21 .. 23 81.8 75.5 .. ..
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107 Indonesia 49.2 68.6 104 28 172 36 75.8 68.1 310 420

108 Syrian Arab Republic 57.3 73.1 90 14 123 15 83.6 76.4 65 130

109 Turkmenistan 59.1 62.4 .. 81 .. 104 70.8 52.1 14 130

110 Nicaragua 55.2 70.8 113 30 165 37 77.3 67.0 83 170

111 Moldova 64.8 67.9 53 14 70 16 75.5 56.7 22 22

112 Egypt 51.1 69.8 157 28 235 33 80.2 70.4 84 130

113 Uzbekistan 63.6 66.5 83 57 101 68 73.3 60.0 30 24

114 Mongolia 53.8 65.0 .. 39 .. 49 68.0 55.3 93 46

115 Honduras 53.9 68.6 116 31 170 40 76.6 62.1 110 280

116 Kyrgyzstan 61.2 65.3 104 58 130 67 74.4 56.3 49 150

117 Bolivia 46.7 63.9 147 52 243 65 69.0 61.0 30 290

118 Guatemala 53.7 69.0 115 32 168 43 77.6 65.4 150 290

119 Gabon 48.7 56.8 .. 60 .. 91 53.8 48.9 520 520

120 Vanuatu 54.0 68.4 107 31 155 38 75.6 68.2 68 ..

121 South Africa 53.7 53.4 .. 55 .. 68 46.0 33.9 150 400

122 Tajikistan 60.9 65.9 108 59 140 71 72.0 61.9 37 170

123 Sao Tome and Principe 56.5 64.3 .. 75 .. 118 72.7 65.2 100 ..

124 Botswana 56.0 46.6 99 87 142 120 31.9 24.4 330 380

125 Namibia 53.9 51.5 85 46 135 62 41.9 34.3 270 210

126 Morocco 52.9 69.6 119 36 184 40 79.4 71.2 230 240

127 Equatorial Guinea 40.5 49.3 .. 123 .. 205 44.7 39.7 .. 680

128 India 50.7 62.9 127 56 202 74 66.1 57.4 540 450

129 Solomon Islands 55.5 62.3 70 24 97 29 63.6 59.6 550 g 220

130 Lao People’s Democratic Republic 46.5 61.9 145 62 218 79 63.7 57.9 410 660

131 Cambodia 40.3 56.8 .. 98 .. 143 57.8 43.7 440 590

132 Myanmar 53.1 59.9 122 75 179 105 64.1 50.7 230 380

133 Bhutan 41.8 63.5 156 65 267 75 67.6 61.3 260 440

134 Comoros 48.9 63.0 159 53 215 71 66.9 58.3 380 400

135 Ghana 49.9 58.5 111 68 186 112 56.5 54.3 210 g 560

136 Pakistan 51.9 63.6 120 79 181 99 66.6 63.2 530 320

137 Mauritania 48.4 62.2 151 78 250 125 69.4 60.4 750 820

138 Lesotho 49.8 44.6 140 102 186 132 30.7 21.9 760 960

139 Congo 54.9 53.0 100 81 160 108 45.9 39.7 .. 740

140 Bangladesh 45.3 62.0 145 54 239 73 63.2 59.0 320 570

141 Swaziland 49.6 43.9 132 110 196 160 31.1 22.9 230 390

142 Nepal 44.0 61.3 165 56 250 74 61.3 58.4 540 830

143 Madagascar 44.9 57.3 109 74 180 119 58.1 52.1 470 510

144 Cameroon 47.0 49.9 127 87 215 149 42.5 39.9 670 1,000

145 Papua New Guinea 44.7 56.7 110 55 158 74 54.3 40.3 370 g 470

146 Haiti 48.0 58.1 148 84 221 120 57.5 50.8 520 670

147 Sudan 45.1 56.4 104 62 172 90 55.3 49.7 550 g 450

148 Kenya 53.6 51.0 96 79 156 120 42.5 37.0 410 560

149 Djibouti 44.4 53.4 .. 88 .. 133 50.4 43.7 74 650

150 Timor-Leste 40.0 58.3 .. 52 .. 61 57.3 52.9 .. 380

151 Zimbabwe 55.6 40.0 86 81 138 132 18.0 15.0 1,100 880

152 Togo 49.8 57.6 128 78 216 139 61.2 52.8 480 510

153 Yemen 39.8 60.3 202 76 303 102 61.7 55.0 370 430

154 Uganda 51.0 47.8 100 79 170 136 36.6 33.6 510 550

155 Gambia 38.3 58.0 180 97 311 137 61.4 54.8 730 690

LOW HUMAN DEVELOPMENT

156 Senegal 45.8 61.6 164 77 279 136 69.7 60.7 430 980

157 Eritrea 44.1 55.2 143 50 237 78 50.2 36.4 1,000 450

158 Nigeria 42.8 46.6 140 100 265 194 40.6 37.0 .. 1,100

159 Tanzania (United Republic of) 47.6 49.7 129 76 218 122 41.0 36.0 580 950
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Life expectancy at birth
(years)

MDG
Infant mortality rate
(per 1,000 live births)

MDG
Under-fi ve 

mortality rate
(per 1,000 live births)

Probability at birth of 
surviving to age 65 a

(% of cohort)

MDG
Maternal mortality ratio
(per 100,000 live births)

Female Male Reported b Adjusted c

1970–75 d 2000–05 d 1970 2005 1970 2005 2000–05 d 2000–05 d 1990–2005 e 2005

NOTES
a. Data refer to the probability at birth of surviving to 

age 65, multiplied by 100.
b. Data reported by national authorities.
c. Data adjusted based on reviews by 

UNICEF, WHO and UNFPA to account for 
well-documented problems of underreporting 
and misclassifi cations.

d. Data are estimates for the period specifi ed.
e. Data refer to the most recent year available during 

the period specifi ed.

f. For statistical purposes, the data for China do not 
include Hong Kong and Macao, SARs of China.

g. Data refer to years or periods other than those 
specifi ed in the column heading, differ from the 
standard defi nition or refer to only part of 
a country.

h. Data are aggregates provided by original 
data source. 

SOURCES
Columns 1, 2, 7 and 8: UN  2007e.
Columns 3–6 and 9: UNICEF 2006. 
Columns 10: UNICEF 2007a.

TA
B

L
E10 Survival: progress and setbacks

160 Guinea 38.8 53.7 197 98 345 150 55.7 48.9 530 910

161 Rwanda 44.6 43.4 124 118 209 203 34.5 28.3 1,100 1,300

162 Angola 37.9 41.0 180 154 300 260 33.9 27.5 .. 1,400

163 Benin 47.0 54.4 149 89 252 150 55.7 48.6 500 840

164 Malawi 41.8 45.0 204 79 341 125 33.7 27.4 980 1,100

165 Zambia 50.1 39.2 109 102 181 182 21.9 18.6 730 830

166 Côte d’Ivoire 49.8 46.8 158 118 239 195 40.7 34.9 600 810

167 Burundi 44.1 47.4 138 114 233 190 41.1 35.9 .. 1,100

168 Congo (Democratic Republic of the) 46.0 45.0 148 129 245 205 38.8 33.3 1,300 1,100

169 Ethiopia 43.5 50.7 160 109 239 164 46.9 41.4 870 720

170 Chad 45.6 50.5 154 124 261 208 50.5 43.7 1,100 1,500

171 Central African Republic 43.5 43.3 145 115 238 193 32.1 25.7 1,100 980

172 Mozambique 40.3 44.0 168 100 278 145 35.3 29.2 410 520

173 Mali 40.0 51.8 225 120 400 218 54.1 44.3 580 970

174 Niger 40.5 54.5 197 150 330 256 54.4 56.8 590 1,800

175 Guinea-Bissau 36.5 45.5 .. 124 .. 200 40.9 34.2 910 1,100

176 Burkina Faso 43.6 50.7 166 96 295 191 54.5 44.0 480 700

177 Sierra Leone 35.4 41.0 206 165 363 282 37.6 30.4 1,800 2,100

Developing countries 55.8 65.5 109 h 57 h 167 h 83 h 70.3 62.6 .. ..

  Least developed countries 44.6 h 52.7 h 152 h 97 h 245 h 153 h 49.9 h 44.3 h .. ..

  Arab States 51.9 66.7 129 46 196 58 73.5 66.4 .. ..

  East Asia and the Pacifi c 60.6 71.1 84 25 123 31 79.6 71.8 .. ..

  Latin America and the Caribbean 61.2 72.2 86 26 123 31 80.8 69.3 .. ..

  South Asia 50.3 62.9 130 60 206 80 66.0 58.4 .. ..

  Sub-Saharan Africa 46.0 49.1 144 102 244 172 43.3 37.8 .. ..

Central and Eastern Europe and the CIS 68.7 68.2 39 22 48 27 79.5 54.9 .. ..

OECD 70.3 77.8 41 9 54 11 89.2 80.5 .. ..

  High-income OECD 71.7 78.9 22 5 28 6 90.3 82.4 .. ..

High human development 69.4 75.7 43 13 59 15 86.6 74.8 .. ..

Medium human development 56.6 66.9 106 45 162 59 72.6 64.5 .. ..

Low human development 43.7 47.9 155 108 264 184 42.6 37.4 .. ..

High income 71.5 78.7 24 6 32 7 90.2 82.2 .. ..

Middle income 61.8 70.3 87 28 127 35 78.9 68.4 .. ..

Low income 49.1 59.2 ..130 75 209 113 60.0 53.2 .. ..

World 58.3 h 66.0 h 96 h 52 h 148 h 76 h 72.0 h 63.1 h .. ..
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Public expenditure on education
Current public expenditure on education by level a

(% of total current public expenditure on education)

As a % of GDP
As a % of total 

government expenditure
Pre-primary 
and primary

Secondary and post- 
secondary non-tertiary Tertiary

1991 2002–05 b 1991 2002–05 b 1991 2002–05 b 1991 2002–05 b 1991 2002–05 b

TA
B

L
E11 Commitment to education: public spending

. . . to acquire knowledge . . .

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Iceland .. 8.1 .. 16.6 .. 40 .. 35 .. 19

2 Norway 7.1 7.7 14.6 16.6 38 28 27 35 16 33

3 Australia 4.9 4.7 14.8 13.3 c .. 34 .. 41 .. 25

4 Canada 6.5 5.2 14.2 12.5 c .. d .. 68 .. 31 34 e

5 Ireland 5.0 4.8 9.7 14.0 37 33 40 43 21 24

6 Sweden 7.1 7.4 13.8 12.9 48 34 20 38 13 28

7 Switzerland 5.3 6.0 18.8 13.0 50 33 26 37 19 28

8 Japan .. 3.6 .. 9.8 .. 38 c,e .. 40 c,e .. 14 c,e

9 Netherlands 5.6 5.4 14.3 11.2 23 33 37 40 32 27

10 France 5.5 5.9 .. 10.9 26 31 40 48 14 21

11 Finland 6.5 6.5 11.9 12.8 30 26 41 41 28 33

12 United States 5.1 5.9 12.3 15.3 .. .. .. .. .. ..

13 Spain 4.1 4.3 .. 11.0 29 39 45 41 16 20

14 Denmark 6.9 8.5 11.8 15.3 .. 31 .. 35 .. 30

15 Austria 5.3 5.5 7.6 10.8 24 26 46 48 20 26

16 United Kingdom 4.8 5.4 .. 12.1 30 .. 44 .. 20 ..

17 Belgium 5.0 6.1 .. 12.2 24 33 42 43 16 22

18 Luxembourg 3.0 3.6 c,e 10.8 8.5 c,e .. .. .. .. .. ..

19 New Zealand 6.1 6.5 .. 20.9 31 29 25 46 37 23

20 Italy 3.0 4.7 .. 9.6 35 35 62 48 .. 17

21 Hong Kong, China (SAR) 2.8 4.2 17.4 23.0 .. 26 .. 36 .. 32

22 Germany .. 4.6 .. 9.8 .. 22 .. 51 .. 24

23 Israel 6.5 6.9 11.4 13.7 41 47 31 30 26 17

24 Greece 2.3 4.3 .. 8.5 34 30 e 45 37 20 30

25 Singapore 3.1 3.7 c 18.2 .. .. 23 c .. 43 c .. 23 c

26 Korea (Republic of) 3.8 4.6 25.6 16.5 45 35 39 43 7 13

27 Slovenia 4.8 6.0 16.1 12.6 43 28 e 37 48 e 17 24

28 Cyprus 3.7 6.3 11.6 14.4 39 35 50 50 4 14

29 Portugal 4.6 5.7 .. 11.5 43 39 35 41 15 16

30 Brunei Darussalam 3.5 .. .. 9.1 c,e 22 .. 30 .. 2 ..

31 Barbados 7.8 6.9 22.2 16.4 .. 35 e .. 33 .. 33

32 Czech Republic .. 4.4 .. 10.0 .. 24 .. 53 .. 20

33 Kuwait 4.8 5.1 3.4 12.7 .. 31 .. 38 .. 30

34 Malta 4.4 4.5 8.5 10.1 23 32 40 48 19 20

35 Qatar 3.5 1.6 e .. .. .. .. .. .. .. ..

36 Hungary 6.1 5.5 7.8 11.1 55 34 25 46 15 17

37 Poland 5.2 5.4 14.6 12.7 .. 42 .. 37 .. 21

38 Argentina 3.3 3.8 .. 13.1 .. 45 .. 38 .. 17

39 United Arab Emirates 2.0 1.3 15.0 27.4 e .. .. .. .. .. ..

40 Chile 2.4 3.5 10.0 18.5 .. 47 .. 39 .. 15

41 Bahrain 3.9 .. 12.8 .. .. .. .. .. .. ..

42 Slovakia 5.6 4.3 .. 10.8 .. 23 .. 51 .. 22

43 Lithuania 5.5 5.2 20.6 15.6 .. 28 .. 52 .. 20

44 Estonia .. 5.3 .. 14.9 .. 31 .. 50 .. 18

45 Latvia 4.1 5.3 16.9 15.4 .. .. .. .. .. ..

46 Uruguay 2.5 2.6 16.6 7.9 36 42 c,e 29 38 c,e 24 20 c,e

47 Croatia 5.5 4.7 .. 10.0 .. 29 e .. 49 e .. 19

48 Costa Rica 3.4 4.9 21.8 18.5 38 66 22 34 36 —

49 Bahamas 3.7 3.6 c,e 16.3 19.7 c,e .. .. .. .. .. ..

50 Seychelles 6.5 5.4 e 11.6 .. .. 40 e .. 42 e .. 18 e

51 Cuba 9.7 9.8 10.8 16.6 27 41 37 38 15 22

52 Mexico 3.8 5.4 15.3 25.6 39 50 28 30 17 17

53 Bulgaria 5.4 4.2 .. .. 70 36 .. 45 14 19
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Public expenditure on education
Current public expenditure on education by level a

(% of total current public expenditure on education)

As a % of GDP
As a % of total 

government expenditure
Pre-primary 
and primary

Secondary and post- 
secondary non-tertiary Tertiary

1991 2002–05 b 1991 2002–05 b 1991 2002–05 b 1991 2002–05 b 1991 2002–05 b

TA
B

L
E11 Commitment to education: public spending

54 Saint Kitts and Nevis 2.7 9.3 11.6 12.7 43 42 56 58 — —

55 Tonga .. 4.8 .. 13.5 .. 59 .. 34 .. —

56 Libyan Arab Jamahiriya .. 2.7 c .. .. .. 12 c,e .. 19 c,e .. 69 c

57 Antigua and Barbuda .. 3.8 .. .. .. 32 .. 46 .. 7

58 Oman 3.0 3.6 15.8 24.2 52 50 40 41 7 8

59 Trinidad and Tobago 4.1 4.2 e 12.4 13.4 c .. 42 c .. 39 c .. 11 c

60 Romania 3.5 3.4 .. .. .. 25 e .. 42 e .. 18

61 Saudi Arabia 5.8 6.8 17.8 27.6 .. .. .. .. .. ..

62 Panama 4.6 3.8 e 18.9 8.9 e 36 .. 22 .. 20 26 c

63 Malaysia 5.1 6.2 18.0 25.2 34 30 35 35 20 35

64 Belarus 5.7 6.0 .. 11.3 .. 27 e .. 48 e .. 25

65 Mauritius 3.8 4.5 11.8 14.3 38 32 36 43 17 12

66 Bosnia and Herzegovina .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

67 Russian Federation 3.6 3.6 e .. 12.9 e .. .. .. .. .. ..

68 Albania .. 2.9 e .. 8.4 e .. .. .. .. .. ..

69 Macedonia (TFYR) .. 3.5 .. 15.6 .. .. .. .. .. ..

70 Brazil .. 4.4 .. 10.9 .. 41 .. 40 .. 19

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

71 Dominica .. 5.0 c,e .. .. .. .. .. .. .. ..

72 Saint Lucia .. 5.8 .. 16.9 .. 40 .. 41 .. 0

73 Kazakhstan 3.9 2.3 19.1 12.1 c .. .. .. .. .. ..

74 Venezuela (Bolivarian Republic of) 4.6 .. 17.0 .. .. .. .. .. .. ..

75 Colombia 2.4 4.8 14.3 11.1 .. 51 .. 36 .. 13

76 Ukraine 6.2 6.4 18.9 18.9 .. .. .. .. .. ..

77 Samoa .. 4.5 e .. 13.7 e .. 34 c,e .. 29 c,e .. 37 c

78 Thailand 3.1 4.2 20.0 25.0 56 44 c,e 22 19 c,e 15 20 c,e

79 Dominican Republic .. 1.8 .. 9.7 .. 66 e .. 29 e .. .. 

80 Belize 4.6 5.4 18.5 18.1 .. 48 .. 48 .. 1

81 China 2.2 1.9 c 12.7 13.0 c .. 36 c,e .. 38 c,e .. 21 c,e

82 Grenada 4.9 5.2 11.9 12.9 .. 41 e .. 39 e .. 11 e

83 Armenia .. 3.2 c .. .. .. 16 c,e .. 53 c,e .. 30 c

84 Turkey 2.4 3.7 .. .. 59 40 c,e 29 32 c,e .. 28 c,e

85 Suriname 5.9 .. .. .. 59 .. 15 .. 9 ..

86 Jordan 8.0 4.9 c 19.1 20.6 c .. .. .. .. .. ..

87 Peru 2.8 2.4 .. 13.7 .. 51 .. 36 e .. 11

88 Lebanon .. 2.6 .. 11.0 .. 33 e .. 30 e .. 31

89 Ecuador 2.5 1.0 c,e 17.5 8.0 c .. .. .. .. .. ..

90 Philippines 3.0 2.7 10.5 16.4 .. 55 .. 27 .. 14

91 Tunisia 6.0 7.3 14.3 20.8 .. 35 e .. 43 e .. 22

92 Fiji 5.1 6.4 .. 20.0 .. 40 .. 34 .. 16

93 Saint Vincent and the Grenadines 5.9 8.2 13.8 16.1 64 50 32 36 .. 5

94 Iran ( Islamic Republic of) 4.1 4.7 22.4 22.8 .. 24 .. 37 .. 14

95 Paraguay 1.9 4.3 10.3 10.8 .. 54 .. 28 .. 18

96 Georgia .. 2.9 .. 13.1 .. .. .. .. .. ..

97 Guyana 2.2 8.5 6.5 14.5 .. 44 .. 13 .. 4

98 Azerbaijan 7.7 2.5 24.7 19.6 .. 25 e .. 56 e .. 6

99 Sri Lanka 3.2 .. 8.4 .. .. .. .. .. .. ..

100 Maldives 7.0 7.1 16.0 e 15.0 .. 54 e .. .. .. ..

101 Jamaica 4.5 5.3 12.8 8.8 37 37 e 33 44 e 21 20 e

102 Cape Verde 3.6 6.6 19.9 25.4 .. 54 .. 36 .. 10

103 El Salvador 1.8 2.8 15.2 20.0 .. 60 e .. 29 e .. 11 e

104 Algeria 5.1 .. 22.0 .. 95 .. .. f .. .. f ..

105 Viet Nam 1.8 .. 9.7 .. .. .. .. .. .. ..

106 Occupied Palestinian Territories .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
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Public expenditure on education
Current public expenditure on education by level a

(% of total current public expenditure on education)

As a % of GDP
As a % of total 

government expenditure
Pre-primary 
and primary

Secondary and post- 
secondary non-tertiary Tertiary

1991 2002–05 b 1991 2002–05 b 1991 2002–05 b 1991 2002–05 b 1991 2002–05 b

TA
B

L
E11

107 Indonesia 1.0 0.9 .. 9.0 e .. 39 e .. 42 e .. 19 e

108 Syrian Arab Republic 3.9 .. 14.2 .. .. .. .. .. .. ..

109 Turkmenistan 3.9 .. 19.7 .. .. .. .. .. .. ..

110 Nicaragua 3.4 3.1 e 12.1 15.0 .. .. .. .. .. ..

111 Moldova 5.3 4.3 21.6 21.1 .. 36 e .. 55 e .. 9

112 Egypt 3.9 .. .. .. .. .. .. .. .. ..

113 Uzbekistan 9.4 .. 17.8 .. .. .. .. .. .. ..

114 Mongolia 11.5 5.3 22.7 .. .. 43 .. 37 .. 19

115 Honduras 3.8 .. .. .. .. .. .. .. .. ..

116 Kyrgyzstan 6.0 4.4 e 22.7 18.6 c .. 23 e .. 46 e .. 19

117 Bolivia 2.4 6.4 .. 18.1 .. 49 .. 25 .. 23

118 Guatemala 1.3 .. 13.0 .. .. .. .. .. .. ..

119 Gabon .. 3.9 c,e .. .. .. .. .. .. .. ..

120 Vanuatu 4.6 9.6 18.8 26.7 c .. 44 c .. 41 c .. 9 c

121 South Africa 5.9 5.4 .. 17.9 76 43 .. 33 22 16

122 Tajikistan 9.1 3.5 24.4 18.0 .. 31 e .. 54 e .. 5

123 Sao Tome and Principe .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

124 Botswana 6.2 10.7 17.0 21.5 .. 25 .. 41 .. 32

125 Namibia 7.9 6.9 .. 21.0 c .. 60 c,e .. 29 c,e .. 11 c,e

126 Morocco 5.0 6.7 26.3 27.2 35 45 49 38 16 16

127 Equatorial Guinea .. 0.6 e .. 4.0 e .. 35 c,e .. .. .. 34 c

128 India 3.7 3.8 12.2 10.7 .. 31 c,e .. .. .. 18 c,e

129 Solomon Islands 3.8 3.3 c,e 7.9 .. 57 .. 30 .. 14 ..

130 Lao People’s Democratic Republic .. 2.3 .. 11.7 .. 49 .. 35 .. 15

131 Cambodia .. 1.9 .. 14.6 c .. 74 c .. 21 c .. 5 c

132 Myanmar .. 1.3 c .. 18.1 c,e .. .. .. .. .. ..

133 Bhutan .. 5.6 c .. 12.9 c .. 27 c,e .. 54 c,e .. 20 c,e

134 Comoros .. 3.9 .. 24.1 .. .. .. .. .. ..

135 Ghana .. 5.4 .. .. .. 39 .. 42 .. 18

136 Pakistan 2.6 2.3 7.4 10.9 .. .. .. .. .. ..

137 Mauritania 4.6 2.3 13.9 8.3 .. 62 e .. 33 e .. 5 e

138 Lesotho 6.2 13.4 12.2 29.8 .. 39 e .. 21 e .. 42 e

139 Congo 7.4 2.2 .. 8.1 .. 30 .. 44 .. 26

140 Bangladesh 1.5 2.5 10.3 14.2 .. 38 e .. 48 .. 14

141 Swaziland 5.7 6.2 19.5 .. .. 38 e .. 30 e .. 27

142 Nepal 2.0 3.4 8.5 14.9 .. 53 e .. 28 .. 12

143 Madagascar 2.5 3.2 .. 25.3 .. 47 .. 23 .. 12

144 Cameroon 3.2 1.8 e 19.6 8.6 e .. 68 e .. 8 e .. 24 e

145 Papua New Guinea .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

146 Haiti 1.4 .. 20.0 .. 53 .. 19 .. 9 ..

147 Sudan 6.0 .. 2.8 .. .. .. .. .. .. ..

148 Kenya 6.7 6.7 17.0 29.2 .. 64 .. 25 .. 11

149 Djibouti 3.5 7.9 11.1 27.3 53 44 21 42 14 15

150 Timor-Leste .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

151 Zimbabwe 7.7 4.6 c,e .. .. 54 .. 29 .. .. ..

152 Togo .. 2.6 .. 13.6 .. 45 c,e .. 31 c .. 19 c

153 Yemen .. 9.6 c,e .. 32.8 c .. .. .. .. .. ..

154 Uganda 1.5 5.2 e 11.5 18.3 e .. 62 e .. 24 e .. 12 e

155 Gambia 3.8 2.0 e 14.6 8.9 42 .. 21 .. 18 ..

LOW HUMAN DEVELOPMENT

156 Senegal 3.9 5.4 26.9 18.9 .. 48 e .. 28 e .. 24 e

157 Eritrea .. 5.4 .. .. .. 25 .. 13 .. 48

158 Nigeria 0.9 .. .. .. .. .. .. .. .. ..

159 Tanzania (United Republic of) 2.8 2.2 c,e 11.4 .. .. .. .. .. .. ..
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Public expenditure on education
Current public expenditure on education by level a

(% of total current public expenditure on education)

As a % of GDP
As a % of total 

government expenditure
Pre-primary 
and primary

Secondary and post- 
secondary non-tertiary Tertiary

1991 2002–05 b 1991 2002–05 b 1991 2002–05 b 1991 2002–05 b 1991 2002–05 b

NOTES
a. Expenditures by level may not sum to 100 as a 

result of rounding or the omission of expenditures 
not allocated by level.

b. Data refer to the most recent year available during 
the period specifi ed.

c. Data refer to an earlier year than that specifi ed 
(in the period 1999 to 2001).

d. Expenditure included in secondary category.
e. National or UNESCO Institute for Statistics 

estimate.
f. Expenditure included in pre-primary and 

primary category.
g. Data refer to 2006.

SOURCES
Columns 1–4, 7, 9 and 10: UNESCO Institute for 
Statistics 2007b.
Columns 5 and 6: calculated on the basis of data on 
public expenditure on pre-primary and primary levels 
of education from UNESCO Institute for Statistics 
2007b.
Column 8: calculated on the basis of data on public 
expenditure on secondary and post-secondary 
non-tertiary levels of education from UNESCO Institute 
for Statistics 2007b.

TA
B

L
E11 Commitment to education: public spending

160 Guinea 2.0 2.0 25.7 25.6 c,e .. .. .. .. .. ..

161 Rwanda .. 3.8 .. 12.2 .. 55 .. 11 .. 34

162 Angola .. 2.6 c,e .. 6.4 c,e .. .. .. .. .. ..

163 Benin .. 3.5 e .. 14.1 e .. 50 .. 28 .. 22

164 Malawi 3.2 5.8 11.1 24.6 c .. 63 .. .. .. ..

165 Zambia 2.8 2.0 7.1 14.8 .. 59 .. 15 .. 26

166 Côte d’Ivoire .. 4.6 c,e .. 21.5 c .. 43 c .. 36 c .. 20 c

167 Burundi 3.5 5.1 17.7 17.7 43 52 28 33 27 15

168 Congo (Democratic Republic of the) .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

169 Ethiopia 2.4 6.1 g 9.4 17.5 g 54 51 g 28 .. .. 17 g

170 Chad 1.6 2.1 .. 10.1 47 48 21 29 8 23

171 Central African Republic 2.2 .. .. .. 55 .. 17 .. 24 ..

172 Mozambique .. 3.7 .. 19.5 .. 70 .. 17 .. 13

173 Mali .. 4.3 .. 14.8 .. 50 c,e .. 34 c,e .. 16 c,e

174 Niger 3.3 2.3 18.6 .. .. .. .. .. .. ..

175 Guinea-Bissau .. 5.2 c .. 11.9 c .. .. .. .. .. ..

176 Burkina Faso 2.6 4.7 .. 16.6 .. 71 .. 18 .. 9

177 Sierra Leone .. 4.6 e .. .. .. 52 e .. 27 e .. 20 e
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Adult literacy rate
(% aged 15 and older)

MDG
Youth literacy rate

(% aged 15–24)

MDG
Net primary 

enrolment rate
(%)

Net secondary 
enrolment rate a

(%)

MDG
Children reaching 

grade 5 

(% of grade 1 students)

Tertiary students in 
science, engineering, 

manufacturing 
and construction

(% of tertiary students)1985–
1994 b

1995–
2005 c

1985–
1994 b

1995–
2005 c 1991 2005 1991 2005 1991 2004 1999–2005 d

TA
B

L
E12 . . . to acquire knowledge . . . 

Literacy and enrolment

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Iceland .. .. .. .. 100 e 99 e .. 88 e .. 100 f 16

2 Norway .. .. .. .. 100 98 88 97 100 100 16

3 Australia .. .. .. .. 99 97 79 e 86 e 99 .. 22

4 Canada .. .. .. .. 98 99 e,f 89 .. 97 .. 20 g

5 Ireland .. .. .. .. 90 96 80 88 100 100 e 23 g

6 Sweden .. .. .. .. 100 96 85 99 100 .. 26

7 Switzerland .. .. .. .. 84 93 80 84 .. .. 24

8 Japan .. .. .. .. 100 100 97 100 e 100 .. 19

9 Netherlands .. .. .. .. 95 99 84 87 .. 99 15

10 France .. .. .. .. 100 99 .. 99 96 98 f ..

11 Finland .. .. .. .. 98 e 98 93 95 100 99 38

12 United States .. .. .. .. 97 92 85 89 .. .. 16 g

13 Spain 96.5 .. 99.6 .. 100 99 .. 98 .. 100 e 30

14 Denmark .. .. .. .. 98 95 87 .. 94 93 18

15 Austria .. .. .. .. 88 e 97 e .. .. .. .. 24

16 United Kingdom .. .. .. .. 98 e 99 81 95 .. .. 22

17 Belgium .. .. .. .. 96 99 87 97 91 .. 17

18 Luxembourg .. .. .. .. .. 95 .. 82 .. 92 e,f ..

19 New Zealand .. .. .. .. 98 99 85 91 .. .. 17

20 Italy .. 98.4 .. 99.8 100 e 99 .. 92 .. 100 24

21 Hong Kong, China (SAR) .. .. .. .. .. 93 e .. 80 e 100 100 31 e

22 Germany .. .. .. .. 84 e 96 e .. .. .. .. ..

23 Israel .. .. .. .. 92 e 97 .. 89 .. 100 28

24 Greece 92.6 96.0 99.0 98.9 95 99 83 91 100 99 32

25 Singapore 89.1 92.5 99.0 99.5 .. .. .. .. .. .. ..

26 Korea (Republic of) .. .. .. .. 100 99 86 90 99 98 40

27 Slovenia 99.5 99.7 h 99.8 99.8 h 96 e 98 .. 94 .. .. 21

28 Cyprus 94.4 96.8 99.6 99.8 87 99 e 69 94 e 100 99 18

29 Portugal 87.9 93.8 h 99.2 99.6 h 98 98 .. 83 .. .. 29

30 Brunei Darussalam 87.8 92.7 98.1 98.9 92 93 71 87 .. 100 10

31 Barbados .. .. .. .. 80 e 98 .. 96 .. 98 ..

32 Czech Republic .. .. .. .. 87 e 92 e .. .. .. 98 29

33 Kuwait 74.5 93.3 87.5 99.7 49 e 87 .. 78 e .. .. ..

34 Malta .. 87.9 .. 96.0 97 86 78 84 99 99 f 14

35 Qatar 75.6 89.0 89.5 95.9 89 96 70 90 64 .. 19

36 Hungary .. .. .. .. 91 89 75 90 98 .. 18

37 Poland .. .. .. .. 97 96 76 93 98 99 20

38 Argentina 96.1 97.2 98.3 98.9 .. 99 f .. 79 f .. 97 f 19

39 United Arab Emirates 79.5 h 88.7 h 93.6 h 97.0 h 99 71 60 57 80 97 ..

40 Chile 94.3 95.7 98.4 99.0 89 90 e 55 .. 92 100 28

41 Bahrain 84.0 86.5 96.9 97.0 99 97 85 90 89 99 17

42 Slovakia .. .. .. .. .. 92 e .. .. .. .. 26

43 Lithuania 98.4 99.6 99.7 99.7 .. 89 .. 91 .. .. 25

44 Estonia 99.7 99.8 99.9 99.8 99 e 95 .. 91 .. 99 23

45 Latvia 99.5 99.7 99.8 99.8 92 e 88 e .. .. .. .. 15

46 Uruguay 95.4 96.8 98.6 98.6 91 93 e,f .. .. 97 91 f ..

47 Croatia 96.7 98.1 99.6 99.6 79 87 f 63 e 85 .. .. 24

48 Costa Rica .. 94.9 .. 97.6 87 .. 38 .. 84 87 23

49 Bahamas .. .. .. .. 90 e 91 .. 84 84 99 e ..

50 Seychelles 87.8 91.8 98.8 99.1 .. 99 e,f .. 97 e 93 99 f ..

51 Cuba .. 99.8 .. 100.0 93 97 70 87 92 97 ..

52 Mexico 87.6 91.6 95.4 97.6 98 98 44 65 80 94 31

53 Bulgaria .. 98.2 .. 98.2 86 93 63 88 91 .. 27
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54 Saint Kitts and Nevis .. .. .. .. .. 93 e .. 86 e .. 87 f ..

55 Tonga .. 98.9 .. 99.3 .. 95 e .. 68 e,f .. 89 e ..

56 Libyan Arab Jamahiriya 74.7 h 84.2 h 94.9 h 98.0 h 96 e .. .. .. .. .. 31

57 Antigua and Barbuda .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

58 Oman .. 81.4 .. 97.3 69 76 .. 75 97 98 20 e,g

59 Trinidad and Tobago 97.1 h 98.4 h 99.3 h 99.5 h 91 90 e .. 69 e .. 91 e 36

60 Romania 96.7 97.3 99.1 97.8 81 e 93 .. 80 .. .. 25 g

61 Saudi Arabia 70.8 82.9 87.9 95.8 59 78 31 66 83 96 17

62 Panama 88.8 91.9 95.1 96.1 .. 98 .. 64 .. 85 20 g

63 Malaysia 82.9 88.7 95.6 97.2 .. 95 f .. 76 f 97 98 f 40

64 Belarus 97.9 99.6 99.8 99.8 86 e 89 .. 89 .. .. 27

65 Mauritius 79.9 84.3 91.2 94.5 91 95 .. 82 e 97 97 26

66 Bosnia and Herzegovina .. 96.7 .. 99.8 .. .. .. .. .. .. ..

67 Russian Federation 98.0 99.4 99.7 99.7 99 e 92 e .. .. .. .. ..

68 Albania .. 98.7 .. 99.4 95 e 94 f .. 74 e,f .. .. 12

69 Macedonia (TFYR) 94.1 96.1 98.9 98.7 94 92 .. 82 .. .. 26

70 Brazil .. 88.6 .. 96.8 85 95 f 17 78 f 73 .. 16

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

71 Dominica .. .. .. .. .. 84 e .. .. 75 93 ..

72 Saint Lucia .. .. .. .. 95 e 97 .. 68 e 96 96 ..

73 Kazakhstan 97.5 99.5 99.7 99.8 89 e 91 .. 92 .. .. ..

74 Venezuela (Bolivarian Republic of) 89.8 93.0 95.4 97.2 87 91 18 63 86 91 ..

75 Colombia 81.4 92.8 90.5 98.0 69 87 34 55 e 76 81 33

76 Ukraine .. 99.4 .. 99.8 80 e 83 .. 79 .. .. 27

77 Samoa 98.1 h 98.6 h 99.1 h 99.3 h .. 90 e,f .. 66 e,f .. 94 f 14

78 Thailand .. 92.6 .. 98.0 76 e 88 i .. 64 i .. .. ..

79 Dominican Republic .. 87.0 .. 94.2 57 e 88 .. 53 .. 86 ..

80 Belize 70.3 .. 76.4 .. 94 e 94 31 71 e 67 91 f 9 g

81 China 77.8 90.9 94.3 98.9 97 .. .. .. 86 .. ..

82 Grenada .. .. .. .. .. 84 e .. 79 e .. 79 f ..

83 Armenia 98.8 99.4 99.9 99.8 .. 79 .. 84 .. .. 7 g

84 Turkey 79.2 87.4 92.5 95.6 89 89 42 67 e 98 97 21 g

85 Suriname .. 89.6 .. 94.9 81 e 94 .. 75 e .. .. 19

86 Jordan .. 91.1 .. 99.0 94 89 .. 79 .. 96 22

87 Peru 87.2 87.9 95.4 97.1 .. 96 .. 70 .. 90 ..

88 Lebanon .. .. .. .. 73 e 92 .. .. .. 93 24

89 Ecuador 88.3 91.0 96.2 96.4 98 e 98 e,f .. 52 f .. 76 e,f ..

90 Philippines 93.6 92.6 96.6 95.1 96 e 94 .. 61 .. 75 27 g

91 Tunisia .. 74.3 .. 94.3 94 97 .. 65 e 86 97 31 g

92 Fiji .. .. .. .. .. 96 e .. 83 e 87 99 f ..

93 Saint Vincent and the Grenadines .. .. .. .. .. 90 .. 64 e .. 88 e,f ..

94 Iran ( Islamic Republic of) 65.5 82.4 87.0 97.4 92 e 95 .. 77 90 88 f 40

95 Paraguay 90.3 93.5 h 95.6 95.9 h 94 88 f 26 .. 74 81 f ..

96 Georgia .. .. .. .. 97 e 93 f .. 81 f .. .. 23

97 Guyana .. .. .. .. 89 .. 67 .. .. 64 e,f 14

98 Azerbaijan .. 98.8 .. 99.9 89 85 .. 78 .. .. ..

99 Sri Lanka .. 90.7 j .. 95.6 j . 97 e,f .. .. 92 .. ..

100 Maldives 96.0 96.3 98.2 98.2 .. 79 .. 63 e .. 92 ..

101 Jamaica .. 79.9 k .. .. k 96 90 e 64 78 e .. 90 f ..

102 Cape Verde 62.8 81.2 h 88.2 96.3 h 91 e 90 .. 58 .. 93 ..

103 El Salvador 74.1 80.6 h 84.9 88.5 h .. 93 .. 53 e 58 69 e 23

104 Algeria 49.6 69.9 74.3 90.1 89 97 53 66 e,f 95 96 18 g

105 Viet Nam 87.6 90.3 93.7 93.9 90 e 88 .. 69 e .. 87 e,f 20

106 Occupied Palestinian Territories .. 92.4 .. 99.0 .. 80 .. 95 .. .. 18
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107 Indonesia 81.5 90.4 96.2 98.7 97 96 e 39 58 e 84 89 e ..

108 Syrian Arab Republic .. 80.8 .. 92.5 91 95 f 43 62 96 92 f ..

109 Turkmenistan .. 98.8 .. 99.8 .. .. .. .. .. .. ..

110 Nicaragua .. 76.7 .. 86.2 73 87 .. 43 44 54 ..

111 Moldova 96.4 99.1 h 99.7 99.7 h 89 e 86 e .. 76 e .. .. ..

112 Egypt 44.4 71.4 63.3 84.9 84 e 94 e .. 82 e .. 94 e ..

113 Uzbekistan .. .. .. .. 78 e .. .. .. .. .. ..

114 Mongolia .. 97.8 .. 97.7 90 e 84 .. 84 .. .. 23

115 Honduras .. 80.0 .. 88.9 89 e 91 e 21 .. .. 70 e 23

116 Kyrgyzstan .. 98.7 .. 99.7 92 e 87 .. 80 .. .. 17

117 Bolivia 80.0 86.7 93.9 97.3 .. 95 e,f .. 73 e,f .. 85 e,f ..

118 Guatemala 64.2 69.1 76.0 82.2 .. 94 .. 34 e,f .. 68 19 g

119 Gabon 72.2 84.0 h 93.2 96.2 h 85 e 77 e,f .. .. .. 69 e,f ..

120 Vanuatu .. 74.0 .. .. .. 94 e 17 39 e,f .. 78 e ..

121 South Africa .. 82.4 .. 93.9 90 87 f 45 62 e .. 82 f 20

122 Tajikistan 97.7 99.5 99.7 99.8 77 e 97 .. 80 .. .. 18

123 Sao Tome and Principe 73.2 84.9 93.8 95.4 .. 97 .. 32 .. 76 ..

124 Botswana 68.6 81.2 89.3 94.0 83 85 e 35 60 e 84 90 e,f 17 g

125 Namibia 75.8 85.0 88.1 92.3 .. 72 .. 39 62 86 12

126 Morocco 41.6 52.3 58.4 70.5 56 86 .. 35 e 75 79 21

127 Equatorial Guinea .. 87.0 .. 94.9 91 e 81 f .. 24 e .. 33 e,f ..

128 India 48.2 61.0 l 61.9 76.4 l .. 89 e .. .. .. 73 22 g

129 Solomon Islands .. .. .. .. .. 63 e,f .. 26 e 88 .. ..

130 Lao People’s Democratic Republic .. 68.7 .. 78.5 63 e 84 .. 38 .. 63 6 g

131 Cambodia .. 73.6 .. 83.4 69 e 99 .. 24 e .. 63 19

132 Myanmar .. 89.9 .. 94.5 98 e 90 .. 37 .. 70 42

133 Bhutan .. .. .. .. .. .. .. .. .. 91 f ..

134 Comoros .. .. .. .. 57 e 55 e,f .. .. .. 80 e 11

135 Ghana .. 57.9 .. 70.7 54 e 65 .. 37 e 80 63 f 26

136 Pakistan .. 49.9 .. 65.1 33 e 68 .. 21 e .. 70 24 g

137 Mauritania .. 51.2 .. 61.3 35 e 72 .. 15 75 53 6 g

138 Lesotho .. 82.2 .. .. 71 87 15 25 66 73 24

139 Congo 73.8 h 84.7 h 93.7 h 97.4 h 79 e 44 .. .. 60 66 f 11 g

140 Bangladesh 35.3 47.5 44.7 63.6 .. 94 e,f .. 44 f .. 65 f 20 g

141 Swaziland 67.2 79.6 83.7 88.4 75 e 80 e 30 33 e 77 77 f 9

142 Nepal 33.0 48.6 49.6 70.1 .. 79 e,f .. .. 51 61 e ..

143 Madagascar .. 70.7 .. 70.2 64 e 92 .. .. 21 43 20

144 Cameroon .. 67.9 .. .. 74 e .. .. .. .. 64 e,f 23 e

145 Papua New Guinea .. 57.3 .. 66.7 .. .. .. .. 69 68 e,f ..

146 Haiti .. .. .. .. 22 .. .. .. .. .. ..

147 Sudan .. 60.9 m .. 77.2 m 40 e 43 e,f .. .. 94 79 ..

148 Kenya .. 73.6 .. 80.3 .. 79 .. 42 e 77 83 e 29

149 Djibouti .. .. .. .. 29 33 .. 23 e 87 77 f 9 g

150 Timor-Leste .. .. .. .. .. 98 e .. .. .. .. ..

151 Zimbabwe 83.5 89.4 h 95.4 97.7 h .. 82 f .. 34 76 70 e,f ..

152 Togo .. 53.2 .. 74.4 64 78 15 22 e 48 75 8

153 Yemen 37.1 54.1 h 60.2 75.2 h 51 e 75 e,f .. .. .. 73 e,f ..

154 Uganda 56.1 66.8 69.8 76.6 .. .. .. 15 e 36 49 e 10

155 Gambia .. .. .. .. 48 e 77 e,f .. 45 e .. .. 21

LOW HUMAN DEVELOPMENT

156 Senegal 26.9 39.3 37.9 49.1 43 e 69 .. 17 e,f 85 73 ..

157 Eritrea .. .. .. .. 16 e 47 .. 25 .. 79 37

158 Nigeria 55.4 69.1 h 71.2 84.2 h 58 e 68 e .. 27 89 73 e,f ..

159 Tanzania (United Republic of) 59.1 69.4 81.8 78.4 49 91 .. .. 81 e 84 24 e,g



BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2007/2008326

H
um

an
 d

ev
el

op
m

en
t 

in
di

ca
to

rs

HDI rank

Adult literacy rate
(% aged 15 and older)

MDG
Youth literacy rate

(% aged 15–24)

MDG
Net primary 

enrolment rate
(%)

Net secondary 
enrolment rate a

(%)

MDG
Children reaching 

grade 5 

(% of grade 1 students)

Tertiary students in 
science, engineering, 

manufacturing 
and construction

(% of tertiary students)1985–
1994 b

1995–
2005 c

1985–
1994 b

1995–
2005 c 1991 2005 1991 2005 1991 2004 1999–2005 d

TA
B

L
E12 Literacy and enrolment

NOTES
a. Enrolment rates for the most recent years 

are based on the new International Standard 
Classifi cation of Education, adopted in 1997 
(UNESCO 1997), and so may not be strictly 
comparable with those for 1991.

b. Data refer to national literacy estimates from 
censuses or surveys conducted between 1985 
and 1994, unless otherwise specifi ed. Due to 
differences in methodology and timeliness of 
underlying data, comparisons across countries 
and over time should be made with caution. 
For more details, see http://www.uis.unesco.org/.

c. Data refer to national literacy estimates from 
censuses or surveys conducted between 1995 
and 2005, unless otherwise specifi ed. Due to 
differences in methodology and timeliness of 
underlying data, comparisons across countries 
and over time should be made with caution. 
For more details, see http://www.uis.unesco.org/.

d. Data refer to the most recent year available during 
the period specifi ed.

e. National or UNESCO Institute for Statistics 
estimate.

f. Data refer to an earlier year than that specifi ed.
g. Figure should be treated with caution because the 

reported number of enrolled students in the “Not 
known or unspecifi ed” category represents more 
than 10% of total enrolment.

h. UNESCO Institute for Statistics estimates based 
on its Global Age-specifi c Literacy Projections 
model, April 2007.

i. Data refer to 2006.
j. Data refer to 18 of the 25 states of the 

country only.
k. Data are based on a literacy assessment.
l. Data exclude three sub-divisions of Senapati 

district of Manipur: Mao Maram, Paomata 
and Purul.

m. Data refer to North Sudan only.
n. Data refer to aggregates calculated by UNESCO 

Institute for Statistics.

SOURCES
Columns 1–4: UNESCO Institute for 
Statistics 2007a. 
Columns 5–11: UNESCO Institute for 
Statistics 2007c. 

160 Guinea .. 29.5 .. 46.6 27 e 66 .. 24 e 59 76 34

161 Rwanda 57.9 64.9 74.9 77.6 66 74 e 7 .. 60 46 f ..

162 Angola .. 67.4 .. 72.2 50 e .. .. .. .. .. 18

163 Benin 27.2 34.7 39.9 45.3 41 e 78 .. 17 e 55 52 ..

164 Malawi 48.5 64.1 59.0 76.0 48 95 .. 24 64 42 ..

165 Zambia 65.0 68.0 66.4 69.5 .. 89 .. 26 e .. 94 f ..

166 Côte d’Ivoire 34.1 48.7 48.5 60.7 45 56 e,f .. 20 e 73 88 e,f ..

167 Burundi 37.4 59.3 53.6 73.3 53 e 60 .. .. 62 67 10 g

168 Congo (Democratic Republic of the) .. 67.2 .. 70.4 54 .. .. .. 55 .. ..

169 Ethiopia 27.0 35.9 33.6 49.9 22 e 61 .. 28 e 18 .. 17

170 Chad 12.2 25.7 17.0 37.6 35 e 61 e,f .. 11 e 51 e 33 ..

171 Central African Republic 33.6 48.6 48.2 58.5 52 .. .. .. 23 .. ..

172 Mozambique .. 38.7 .. 47.0 43 77 .. 7 34 62 24

173 Mali .. 24.0 .. .. 21 e 51 5 e .. 70 e 87 ..

174 Niger .. 28.7 .. 36.5 22 40 5 8 62 65 ..

175 Guinea-Bissau .. .. .. .. 38 e 45 e,f .. 9 e .. .. ..

176 Burkina Faso 13.6 23.6 20.2 33.0 29 45 .. 11 70 76 ..

177 Sierra Leone .. 34.8 .. 47.9 43 e .. .. .. .. .. 8

Developing countries 68.2 n 77.1 n 80.2 n 85.6 n 80 85 .. 53 n .. .. ..

  Least developed countries 47.4 n 53.4 n 56.3 n 65.5 n 47 77 .. 27 n .. .. ..

  Arab States 58.2 n 70.3 n 74.8 n 85.2 n 71 83 .. 59 n .. .. ..

  East Asia and the Pacifi c .. 90.7 .. 97.8 .. 93 .. 69 n .. .. ..

  Latin America and the Caribbean 87.6 n 89.9 n 93.7 n 96.6 n 86 95 .. 68 n .. .. ..

  South Asia 47.6 n 59.7 n 60.7 n 74.7 n .. 87 .. .. .. .. ..

  Sub-Saharan Africa 54.2 n 59.3 n 64.4 n 71.2 n 52 72 .. 26 n .. .. ..

Central and Eastern Europe and the CIS 97.5 99.1 .. 99.6 90 91 .. 84 n .. .. ..

OECD .. .. .. .. 97 96 .. 87 n .. .. ..

  High-income OECD 98.9 n 99.1 n 99.4 n .. 97 96 .. 92 n .. .. ..

High human development .. 94.1 .. 98.1 93 95 .. .. .. .. ..

Medium human development .. 78.3 .. 87.3 .. 87 .. .. .. .. ..

Low human development 43.5 54.1 55.9 66.4 45 69 .. .. .. .. ..

High income 98.4 n 98.6 n 99.0 n .. 96 95 .. 91 n .. .. ..

Middle income 82.3 n 90.1 n 93.1 n 96.8 n 92 93 .. 70 n .. .. ..

Low income 51.5 n 60.8 n 63.0 n 73.4 n .. 81 .. 40 n .. .. ..

World 76.4 n 82.4 n 83.5 n 86.5 n 83 87 .. 59 n .. .. ..
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TA
B

L
E13

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Iceland 512 653 39 1,024 0 869 0 0.0 3.0 6,807

2 Norway 503 460 46 1,028 7 735 103 78.4 1.7 4,587

3 Australia 456 564 11 906 6 698 31 25.0 1.7 3,759

4 Canada 550 566 21 514 4 520 35 107.6 1.9 3,597

5 Ireland 280 489 7 1,012 0 276 80 142.2 1.2 2,674

6 Sweden 683 717 c 54 935 6 764 166 367.7 3.7 5,416

7 Switzerland 587 689 19 921 6 498 77 .. 2.6 3,601

8 Japan 441 460 7 742 (.) 668 857 138.0 3.1 5,287

9 Netherlands 464 466 5 970 3 739 110 236.8 1.8 2,482

10 France 495 586 5 789 1 430 155 97.1 2.2 3,213

11 Finland 535 404 52 997 4 534 214 230.0 3.5 7,832

12 United States 545 606 c 21 680 8 630 c 244 191.5 2.7 4,605

13 Spain 325 422 1 952 (.) 348 53 12.9 1.1 2,195

14 Denmark 566 619 29 1,010 1 527 19 .. 2.6 5,016

15 Austria 418 450 10 991 1 486 92 21.3 2.3 2,968

16 United Kingdom 441 528 19 1,088 1 473 62 220.8 1.9 2,706

17 Belgium 393 461 c 4 903 (.) 458 51 106.5 1.9 3,065

18 Luxembourg 481 535 2 1,576 0 690 31 627.9 1.8 4,301

19 New Zealand 426 422 16 861 0 672 10 24.8 1.2 3,945

20 Italy 394 427 5 1,232 (.) 478 71 19.3 1.1 1,213

21 Hong Kong, China (SAR) 434 546 23 1,252 0 508 5 31.2 c 0.6 1,564

22 Germany 401 667 3 960 1 455 158 82.6 2.5 3,261

23 Israel 349 424 3 1,120 1 470 c 48 91.2 4.5 ..

24 Greece 389 568 0 904 0 180 29 5.4 0.6 1,413

25 Singapore 346 425 17 1,010 0 571 c 96 125.8 2.3 4,999

26 Korea (Republic of) 310 492 2 794 (.) 684 1,113 38.2 2.6 3,187

27 Slovenia 211 408 0 879 0 545 113 8.2 1.6 2,543

28 Cyprus 424 554 5 949 0 430 7 18.1 0.4 630

29 Portugal 240 401 1 1,085 0 279 14 5.7 0.8 1,949

30 Brunei Darussalam 136 224 7 623 0 277 c .. .. 0.0 274

31 Barbados 281 500 0 765 0 594 .. 5.8 .. ..

32 Czech Republic 157 314 0 1,151 0 269 34 6.2 1.3 1,594

33 Kuwait 156 201 10 939 0 276 .. 0.0 0.2 ..

34 Malta 356 501 0 803 0 315 0 7.5 0.3 681

35 Qatar 197 253 8 882 0 269 .. .. .. ..

36 Hungary 96 333 (.) 924 0 297 13 82.7 0.9 1,472

37 Poland 86 309 0 764 0 262 28 1.6 0.6 1,581

38 Argentina 93 227 (.) 570 0 177 4 1.4 0.4 720

39 United Arab Emirates 224 273 19 1,000 0 308 .. .. .. ..

40 Chile 66 211 1 649 0 172 1 3.3 0.6 444

41 Bahrain 191 270 10 1,030 0 213 .. .. .. ..

42 Slovakia 135 222 0 843 0 464 9 9.2 d 0.5 1,984

43 Lithuania 211 235 0 1,275 0 358 21 0.6 0.8 2,136

44 Estonia 204 328 0 1,074 0 513 56 4.0 0.9 2,523

45 Latvia 232 318 0 814 0 448 36 4.3 0.4 1,434

46 Uruguay 134 290 0 333 0 193 1 (.) 0.3 366

47 Croatia 172 425 (.) 672 0 327 4 16.1 1.1 1,296

48 Costa Rica 92 321 0 254 0 254 .. 0.0 0.4 ..

49 Bahamas 274 439 c 8 584 c 0 319 .. .. .. ..

50 Seychelles 124 253 0 675 0 249 .. .. 0.1 19

51 Cuba 32 75 0 12 0 17 3 .. 0.6 ..

52 Mexico 64 189 1 460 0 181 1 0.7 0.4 268

53 Bulgaria 250 321 0 807 0 206 10 0.7 0.5 1,263

. . . to acquire knowledge . . .

Technology: diffusion and creation
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54 Saint Kitts and Nevis 231 532 c 0 213 c 0 .. .. 0.0 .. ..

55 Tonga 46 .. 0 161 c 0 29 .. .. .. 45,454

56 Libyan Arab Jamahiriya 51 133 d 0 41 c 0 36 c .. 0.0 c .. 361

57 Antigua and Barbuda 252 467 c 0 663 c 0 350 .. 0.0 .. ..

58 Oman 57 103 1 519 0 111 .. .. .. ..

59 Trinidad and Tobago 136 248 0 613 0 123 c .. .. 0.1 ..

60 Romania 102 203 0 617 0 208 c 24 2.2 0.4 976

61 Saudi Arabia 75 164 1 575 0 70 c (.) 0.0 .. ..

62 Panama 90 136 0 418 0 64 .. 0.0 0.3 97

63 Malaysia 89 172 5 771 0 435 .. 1.1 0.7 299

64 Belarus 154 336 0 419 0 347 76 0.3 0.6 ..

65 Mauritius 53 289 2 574 0 146 c .. (.) 0.4 360

66 Bosnia and Herzegovina .. 248 0 408 0 206 3 .. .. ..

67 Russian Federation 140 280 0 838 0 152 135 1.8 1.2 3,319

68 Albania 12 88 c 0 405 c 0 60 .. 0.2 .. ..

69 Macedonia (TFYR) 150 262 0 620 0 79 11 1.5 0.3 504

70 Brazil 63 230 c (.) 462 0 195 1 0.5 1.0 344

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

71 Dominica 161 293 c 0 585 c 0 361 .. 0.0 .. ..

72 Saint Lucia 127 .. 0 573 c 0 339 c 0 .. 0.4 e ..

73 Kazakhstan 82 167 c 0 327 0 27 c 83 (.) 0.2 629

74 Venezuela (Bolivarian Republic of) 75 136 (.) 470 0 125 1 0.0 0.3 ..

75 Colombia 69 168 0 479 0 104 (.) 0.2 0.2 109

76 Ukraine 135 256 c 0 366 0 97 52 0.5 1.2 ..

77 Samoa 25 73 d 0 130 0 32 0 .. .. ..

78 Thailand 24 110 1 430 c 0 110 1 0.3 0.3 287

79 Dominican Republic 48 101 (.) 407 0 169 .. 0.0 .. ..

80 Belize 92 114 0 319 0 130 .. .. .. ..

81 China 6 269 (.) 302 0 85 16 0.1 1.4 708

82 Grenada 162 309 c 2 410 c 0 182 .. 0.0 .. ..

83 Armenia 158 192 c 0 106 0 53 39 .. 0.3 ..

84 Turkey 122 263 1 605 0 222 1 0.0 c 0.7 341

85 Suriname 91 180 0 518 0 71 .. .. .. ..

86 Jordan 78 119 c (.) 304 c 0 118 c .. .. .. 1,927

87 Peru 26 80 (.) 200 0 164 (.) 0.1 0.1 226

88 Lebanon 144 277 0 277 0 196 .. 0.0 c .. ..

89 Ecuador 48 129 0 472 0 47 0 0.0 c 0.1 50

90 Philippines 10 41 0 419 0 54 c (.) 0.1 0.1 48

91 Tunisia 37 125 (.) 566 0 95 .. 1.4 0.6 1,013

92 Fiji 59 122 d 0 229 0 77 .. .. .. ..

93 Saint Vincent and the Grenadines 120 189 0 593 0 84 0 .. 0.2 ..

94 Iran ( Islamic Republic of) 40 278 0 106 0 103 8 .. 0.7 1,279

95 Paraguay 27 54 0 320 0 34 .. 33.2 0.1 79

96 Georgia 99 151 c 0 326 0 39 c 42 2.1 0.3 ..

97 Guyana 22 147 0 375 0 213 .. 47.9 .. ..

98 Azerbaijan 87 130 0 267 0 81 .. (.) 0.3 ..

99 Sri Lanka 7 63 (.) 171 0 14 c 3 .. 0.1 128

100 Maldives 29 98 0 466 0 59 c .. 8.6 .. ..

101 Jamaica 44 129 0 1,017 0 404 c 1 4.7 0.1 ..

102 Cape Verde 23 141 0 161 0 49 .. 0.2 d .. 127

103 El Salvador 24 141 0 350 0 93 .. 0.4 0.1 e 47

104 Algeria 32 78 (.) 416 0 58 1 .. .. ..

105 Viet Nam 1 191 0 115 0 129 (.) .. 0.2 115

106 Occupied Palestinian Territories .. 96 0 302 0 67 .. .. .. ..
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107 Indonesia 6 58 (.) 213 0 73 .. 1.2 0.1 207

108 Syrian Arab Republic 39 152 0 155 0 58 2 .. .. 29

109 Turkmenistan 60 80 d 0 11 c 0 8 c .. .. .. ..

110 Nicaragua 12 43 0 217 0 27 1 0.0 0.0 73

111 Moldova 106 221 0 259 0 96 c 67 0.4 0.8 e ..

112 Egypt 29 140 (.) 184 0 68 1 1.9 0.2 493

113 Uzbekistan 68 67 d 0 28 0 34 c 10 .. .. 1,754

114 Mongolia 32 61 0 218 0 105 44 .. 0.3 ..

115 Honduras 18 69 0 178 0 36 1 0.0 0.0 ..

116 Kyrgyzstan 71 85 0 105 0 54 17 0.4 0.2 ..

117 Bolivia 27 70 0 264 0 52 .. 0.2 0.3 120

118 Guatemala 21 99 (.) 358 0 79 (.) (.) c .. ..

119 Gabon 22 28 0 470 0 48 .. .. .. ..

120 Vanuatu 17 33 c (.) 60 0 38 .. .. .. ..

121 South Africa 94 101 (.) 724 0 109 .. 0.9 0.8 307

122 Tajikistan 45 39 d 0 41 0 1 c 2 0.2 .. 660

123 Sao Tome and Principe 19 46 c 0 77 0 131 c .. .. .. ..

124 Botswana 18 75 0 466 0 34 .. 0.3 .. ..

125 Namibia 38 64 c 0 244 0 37 c .. 0.0 d .. ..

126 Morocco 17 44 (.) 411 0 152 1 0.4 0.6 ..

127 Equatorial Guinea 4 20 0 192 0 14 .. .. .. ..

128 India 6 45 0 82 0 55 1 (.) d 0.8 119

129 Solomon Islands 15 16 0 13 0 8 .. .. .. ..

130 Lao People’s Democratic Republic 2 13 0 108 0 4 .. .. .. ..

131 Cambodia (.) 3 d 0 75 0 3 c .. (.) .. ..

132 Myanmar 2 9 0 4 0 2 .. 0.0 d 0.1 17

133 Bhutan 3 51 0 59 0 39 .. .. .. ..

134 Comoros 8 28 0 27 0 33 .. .. .. ..

135 Ghana 3 15 0 129 0 18 .. 0.0 .. ..

136 Pakistan 8 34 (.) 82 0 67 0 0.1 0.2 75

137 Mauritania 3 13 0 243 0 7 .. .. .. ..

138 Lesotho 8 27 0 137 0 24 c .. 9.1 0.0 ..

139 Congo 6 4 c 0 123 0 13 .. .. .. 30

140 Bangladesh 2 8 0 63 0 3 .. (.) 0.6 51

141 Swaziland 18 31 0 177 0 32 c .. (.) .. ..

142 Nepal 3 17 0 9 0 4 .. .. 0.7 59

143 Madagascar 3 4 0 27 0 5 (.) (.) 0.1 15

144 Cameroon 3 6 c 0 138 0 15 .. (.) d .. ..

145 Papua New Guinea 7 11 c 0 4 0 23 .. .. .. ..

146 Haiti 7 17 c 0 48 c 0 70 .. 0.0 .. ..

147 Sudan 2 18 0 50 0 77 .. 0.0 0.3 ..

148 Kenya 7 8 0 135 0 32 .. 0.5 .. ..

149 Djibouti 10 14 0 56 0 13 .. .. .. ..

150 Timor-Leste .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

151 Zimbabwe 12 25 0 54 0 77 0 .. .. ..

152 Togo 3 10 0 72 0 49 .. 0.0 c .. 102

153 Yemen 10 39 c 0 95 0 9 c .. .. .. ..

154 Uganda 2 3 0 53 0 17 .. 0.3 0.8 ..

155 Gambia 7 29 0 163 0 33 c .. .. .. ..

LOW HUMAN DEVELOPMENT

156 Senegal 6 23 0 148 0 46 .. 0.0 c .. ..

157 Eritrea .. 9 0 9 0 16 .. .. .. ..

158 Nigeria 3 9 0 141 0 38 .. .. .. ..

159 Tanzania (United Republic of) 3 4 c 0 52 c 0 9 c .. 0.0 .. ..
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MDG
Telephone mainlines a

(per 1,000 people)

MDG
Cellular subscribers a

(per 1,000 people)

MDG
Internet users

(per 1,000 people)

Patents 
granted to 
residents
(per million 

people)

Receipts 
of royalties 
and licence 

fees
(US$ per 
person)

Research 
and 

development 
(R&D) 

expenditures
(% of GDP)

Researchers 
in R&D

(per million 
people)

1990 2005 1990 2005 1990 2005 2000–05 b 2005 2000–05 b 1990–2005 b

NOTES
a. Telephone mainlines and cellular subscribers 

combined form an indicator for MDG 8; see Index 
to Millennium Development Goal Indicators in the 
indicator tables.

b. Data refer to the most recent year available during 
the period specifi ed.

c. Data refer to 2004.
d. Data refer to 2003.
e. Data refer to year other than specifi ed.

SOURCES
Columns 1–6, 9 and 10: World Bank 2007b; 
aggregates calculated for HDRO by the World Bank. 
Column 7: calculated on the basis of data on patents 
from WIPO 2007 and data on population from 
UN 2007e. 
Column 8: calculated on the basis of data  on 
royalties and license fees from World Bank 2007b 
and data on pupulation from UN 2007e; aggregates 
calculated for HDRO by the World Bank.

TA
B

L
E13 Technology: diffusion and creation

160 Guinea 2 3 c 0 20 0 5 .. 0.0 c .. ..

161 Rwanda 1 3 c 0 32 0 6 .. 0.0 .. ..

162 Angola 7 6 0 69 0 11 .. 3.1 .. ..

163 Benin 3 9 0 89 0 50 .. 0.0 c .. ..

164 Malawi 3 8 0 33 0 4 0 .. .. ..

165 Zambia 8 8 0 81 0 20 c .. .. 0.0 e 51

166 Côte d’Ivoire 6 14 c 0 121 0 11 .. (.) c .. ..

167 Burundi 1 4 c 0 20 0 5 .. 0.0 .. ..

168 Congo (Democratic Republic of the) 1 (.) 0 48 0 2 .. .. .. ..

169 Ethiopia 2 9 0 6 0 2 .. (.) .. ..

170 Chad 1 1 c 0 22 0 4 .. .. .. ..

171 Central African Republic 2 2 0 25 0 3 .. .. .. 47

172 Mozambique 4 4 c 0 62 0 7 c .. 0.1 0.6 ..

173 Mali 1 6 0 64 0 4 .. (.) c .. ..

174 Niger 1 2 0 21 0 2 .. .. .. ..

175 Guinea-Bissau 6 7 d 0 42 0 20 .. .. .. ..

176 Burkina Faso 2 7 0 43 0 5 .. .. 0.2 e 17

177 Sierra Leone 3 .. 0 22 d 0 2 c .. 0.2 c .. ..

Developing countries 21 132 (.) 229 (.) 86 .. .. 1.0 ..

  Least developed countries 3 9 0 48 0 12 .. 0.2 .. ..

  Arab States 34 106 (.) 284 0 88 .. 0.9 .. ..

  East Asia and the Pacifi c 18 223 (.) 301 (.) 106 .. 1.7 1.6 722

  Latin America and the Caribbean 61 .. (.) 439 0 156 .. 1.1 0.6 256

  South Asia 7 51 (.) 81 0 52 .. (.) 0.7 119

  Sub-Saharan Africa 10 17 (.) 130 0 26 .. 0.3 .. ..

Central and Eastern Europe and the CIS 125 277 (.) 629 0 185 73 4.1 1.0 2,423

OECD 390 441 10 785 3 445 239 104.2 2.4 3,096

  High-income OECD 462 .. 12 828 3 524 299 130.4 2.4 3,807

High human development 308 394 7 743 2 365 189 75.8 2.4 3,035

Medium human development 16 135 (.) 209 0 73 .. 0.3 0.8 ..

Low human development 3 7 0 74 0 17 .. 0.2 .. ..

High income 450 500 12 831 3 525 286 125.3 2.4 3,781

Middle income 40 211 (.) 379 0 115 .. 1.0 0.8 725

Low income 6 37 (.) 77 0 45 .. (.) 0.7 ..

World 98 180 2 341 1 136 .. 21.6 2.3 ..
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L
E14 . . . to have access to the resources needed for a decent standard of living . . .

Economic performance

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Iceland 15.8 10.8 53,290 36,510 1.8 2.2 36,510 2005 3.3 4.2

2 Norway 295.5 191.5 63,918 41,420 2.6 2.7 41,420 2005 2.2 1.5

3 Australia 732.5 646.3 36,032 31,794 2.0 2.5 31,794 2005 2.5 2.7

4 Canada 1,113.8 1,078.0 34,484 33,375 1.6 2.2 33,375 2005 1.9 2.2

5 Ireland 201.8 160.1 48,524 38,505 4.5 6.2 38,505 2005 2.9 2.4

6 Sweden 357.7 293.5 39,637 32,525 1.6 2.1 32,525 2005 1.6 0.5

7 Switzerland 367.0 265.0 49,351 35,633 1.0 0.6 35,633 2005 1.2 1.2

8 Japan 4,534.0 3,995.1 35,484 31,267 2.2 0.8 31,267 2005 0.2 -0.3

9 Netherlands 624.2 533.4 38,248 32,684 1.8 1.9 32,684 2005 2.5 1.7

10 France 2,126.6 1,849.7 34,936 30,386 1.8 1.6 30,386 2005 1.6 1.7

11 Finland 193.2 168.7 36,820 32,153 2.0 2.5 32,153 2005 1.6 0.9

12 United States 12,416.5 12,416.5 41,890 41,890 2.0 2.1 41,890 2005 2.6 3.4

13 Spain 1,124.6 1,179.1 25,914 27,169 2.3 2.5 27,169 2005 3.4 3.4

14 Denmark 258.7 184.0 47,769 33,973 1.7 1.9 33,973 2005 2.1 1.8

15 Austria 306.1 277.5 37,175 33,700 2.1 1.9 33,700 2005 2.0 2.3

16 United Kingdom 2,198.8 2,001.8 36,509 33,238 2.2 2.5 33,238 2005 2.7 2.8

17 Belgium 370.8 336.6 35,389 32,119 1.9 1.7 32,119 2005 1.9 2.8

18 Luxembourg 36.5 27.5 79,851 60,228 3.8 3.3 60,228 2005 2.0 2.5

19 New Zealand 109.3 102.5 26,664 24,996 1.1 2.1 24,996 2005 1.9 3.0

20 Italy 1,762.5 1,672.0 30,073 28,529 2.0 1.3 28,944 2002 3.1 2.0

21 Hong Kong, China (SAR) 177.7 241.9 25,592 34,833 4.2 2.4 34,833 2005 2.5 0.9

22 Germany 2,794.9 2,429.6 33,890 29,461 2.0 1.4 29,461 2005 1.7 2.0

23 Israel 123.4 179.1 17,828 25,864 1.8 1.5 25,864 2005 6.6 1.3

24 Greece 225.2 259.6 20,282 23,381 1.3 2.5 23,381 2005 6.5 3.6

25 Singapore 116.8 128.8 26,893 29,663 4.7 3.6 29,663 2005 1.2 0.5

26 Korea (Republic of) 787.6 1,063.9 16,309 22,029 6.0 4.5 22,029 2005 4.3 2.7

27 Slovenia 34.4 44.6 17,173 22,273 3.2 b 3.2 22,273 b 2005 9.2 2.5

28 Cyprus 15.4 c 16.3 c 20,841 c 22,699 c 4.0 b 2.3 22,699 b 2004 3.3 2.6

29 Portugal 183.3 215.3 17,376 20,410 2.7 2.1 20,679 2002 3.8 2.3

30 Brunei Darussalam 6.4 .. 17,121 .. -1.9 b -0.8 b .. .. 1.3 1.2

31 Barbados 3.1 .. 11,465 .. 1.3 b 1.5 b .. .. 2.2 6.1

32 Czech Republic 124.4 210.2 12,152 20,538 1.9 b 1.9 20,538 b 2005 5.2 1.8

33 Kuwait 80.8 66.7 d 31,861 26,321 d -0.5 b 0.6 b 34,680 b 1979 1.8 4.1

34 Malta 5.6 7.7 13,803 19,189 4.1 2.7 19,862 2002 2.8 3.0

35 Qatar 42.5 .. 52,240 .. .. .. .. .. 2.7 8.8

36 Hungary 109.2 180.4 10,830 17,887 1.3 3.1 17,887 2005 15.0 3.6

37 Poland 303.2 528.5 7,945 13,847 4.3 b 4.3 13,847 b 2005 16.0 2.1

38 Argentina 183.2 553.3 4,728 14,280 0.3 1.1 14,489 1998 7.1 9.6

39 United Arab Emirates 129.7 115.7 d 28,612 25,514 d -2.6 -0.9 50,405 1981 .. ..

40 Chile 115.2 196.0 7,073 12,027 3.9 3.8 12,027 2005 6.3 3.1

41 Bahrain 12.9 15.6 17,773 21,482 1.5 b 2.3 21,482 b 2005 0.5 2.6

42 Slovakia 46.4 85.5 8,616 15,871 1.0 b 2.8 15,871 b 2005 7.8 2.7

43 Lithuania 25.6 49.5 7,505 14,494 1.9 b 1.9 14,494 b 2005 14.6 2.7

44 Estonia 13.1 20.8 9,733 15,478 1.1 b 4.2 15,478 b 2005 12.0 4.1

45 Latvia 15.8 31.4 6,879 13,646 0.6 3.6 13,646 2005 15.5 6.8

46 Uruguay 16.8 34.5 4,848 9,962 1.1 0.8 10,459 1998 22.3 4.7

47 Croatia 38.5 57.9 8,666 13,042 2.6 b 2.6 13,042 b 2005 40.6 3.3

48 Costa Rica 20.0 44.1 d 4,627 10,180 d 1.5 2.3 10,180 2005 13.5 13.8

49 Bahamas 5.5 e 5.3 f 17,497 e 18,380 f 1.3 b 0.4 b 19,162 b 2000 2.0 1.6

50 Seychelles 0.7 1.4 8,209 16,106 2.6 1.5 18,872 2000 2.5 0.9

51 Cuba .. .. .. .. .. 3.5 b .. .. .. ..

52 Mexico 768.4 1,108.3 7,454 10,751 1.0 1.5 10,751 2005 14.8 4.0

53 Bulgaria 26.6 69.9 3,443 9,032 0.7 b 1.5 9,032 b 2005 67.6 5.0



BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2007/2008332

H
um

an
 d

ev
el

op
m

en
t 

in
di

ca
to

rs

HDI rank

GDP

GDP per capita

Average annual change 
in consumer price index 

(%)US$
2005

2005 PPP 
US$a

2005

Annual growth rate
(%)

Highest 
value during 
1975–2005
2005 PPP 

US$ a

Year of 
highest 
value

US$ billions
2005

PPP US$ 
billions
2005 1975–2005 1990–2005 1990–2005 2004–05

Economic performanceTA
B

L
E14

54 Saint Kitts and Nevis 0.5 0.6 c 9,438 13,307 c 4.9 b 2.9 13,307 b 2004 3.0 1.8

55 Tonga 0.2 0.8 d 2,090 8,177 d 1.8 b 1.9 8,177 b 2005 5.2 8.3

56 Libyan Arab Jamahiriya 38.8 .. 6,621 .. 2.5 b .. .. .. 1.9 ..

57 Antigua and Barbuda 0.9 1.0 c 10,578 12,500 c 3.7 b 1.5 12,500 b 2004 .. ..

58 Oman 24.3 c 38.4 c 9,584 c 15,602 c 2.4 b 1.8 15,602 b 2004 0.1 1.2

59 Trinidad and Tobago 14.4 19.1 11,000 14,603 0.6 4.3 14,603 2005 5.1 6.9

60 Romania 98.6 196.0 4,556 9,060 -0.3 b 1.6 9,060 b 2005 66.5 9.0

61 Saudi Arabia 309.8 363.2 d 13,399 15,711 d -2.0 0.1 27,686 1977 0.4 0.7

62 Panama 15.5 24.6 4,786 7,605 1.0 2.2 7,605 2005 1.0 3.3

63 Malaysia 130.3 275.8 5,142 10,882 3.9 3.3 10,882 2005 2.9 3.0

64 Belarus 29.6 77.4 3,024 7,918 2.2 b 2.2 7,918 b 2005 144.6 10.3

65 Mauritius 6.3 15.8 5,059 12,715 4.4 b 3.8 12,715 b 2005 5.8 4.9

66 Bosnia and Herzegovina 9.9 .. 2,546 .. .. 12.7 b .. .. .. ..

67 Russian Federation 763.7 1,552.0 5,336 10,845 -0.7 b -0.1 11,947 b 1989 53.5 12.7

68 Albania 8.4 16.6 2,678 5,316 0.9 b 5.2 5,316 b 2005 15.6 2.4

69 Macedonia (TFYR) 5.8 14.6 2,835 7,200 -0.1 b -0.1 7,850 b 1990 5.7 (.)

70 Brazil 796.1 1,566.3 4,271 8,402 0.7 1.1 8,402 2005 86.0 6.9

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

71 Dominica 0.3 0.4 c 3,938 6,393 c 3.1 b 1.3 6,393 b 2004 1.6 2.2

72 Saint Lucia 0.8 1.1 c 5,007 6,707 c 3.6 b 0.9 6,707 b 2004 2.7 3.9

73 Kazakhstan 57.1 119.0 3,772 7,857 2.0 b 2.0 7,857 b 2005 29.7 7.6

74 Venezuela (Bolivarian Republic of) 140.2 176.3 d 5,275 6,632 -1.0 -1.0 8,756 1977 37.6 16.0

75 Colombia 122.3 333.1 d 2,682 7,304 d 1.4 0.6 7,304 2005 15.2 5.0

76 Ukraine 82.9 322.4 1,761 6,848 -3.8 b -2.4 10,587 b 1989 63.9 13.5

77 Samoa 0.4 1.1 2,184 6,170 1.4 b 2.5 6,170 b 2005 4.0 1.8

78 Thailand 176.6 557.4 2,750 8,677 4.9 2.7 8,677 2005 3.7 4.5

79 Dominican Republic 29.5 73.1 d 3,317 8,217 d 2.1 3.9 8,217 2005 10.5 4.2

80 Belize 1.1 2.1 3,786 7,109 3.1 2.3 7,120 2004 1.8 3.6

81 China 2,234.3 8,814.9 g 1,713 6,757 g 8.4 8.8 6,757 2005 5.1 1.8

82 Grenada 0.5 0.8 c 4,451 7,843 c 3.4 b 2.5 8,264 b 2003 2.0 ..

83 Armenia 4.9 14.9 1,625 4,945 4.4 b 4.4 4,945 b 2005 27.3 0.6

84 Turkey 362.5 605.9 5,030 8,407 1.8 1.7 8,407 2005 64.2 8.2

85 Suriname 1.3 3.5 2,986 7,722 -0.5 1.1 8,634 1978 60.7 ..

86 Jordan 12.7 30.3 2,323 5,530 0.5 1.6 5,613 1986 2.8 3.5

87 Peru 79.4 168.9 2,838 6,039 -0.3 2.2 6,097 1981 15.0 1.6

88 Lebanon 21.9 20.0 6,135 5,584 3.2 b 2.8 5,586 b 2004 .. ..

89 Ecuador 36.5 57.4 2,758 4,341 0.3 0.8 4,341 2005 34.1 2.4

90 Philippines 99.0 426.7 1,192 5,137 0.4 1.6 5,137 2005 6.6 7.6

91 Tunisia 28.7 84.0 2,860 8,371 2.3 3.3 8,371 2005 3.6 2.0

92 Fiji 2.7 5.1 3,219 6,049 0.9 b 1.4 b 6,056 b 2004 3.1 2.4

93 Saint Vincent and the Grenadines 0.4 0.8 3,612 6,568 3.2 1.6 6,568 2005 1.8 3.7

94 Iran ( Islamic Republic of) 189.8 543.8 2,781 7,968 -0.2 2.3 9,311 1976 21.3 13.4

95 Paraguay 7.3 27.4 d 1,242 4,642 d 0.5 -0.6 5,430 1981 11.1 6.8

96 Georgia 6.4 15.1 1,429 3,365 -3.9 0.2 6,884 1985 12.8 8.2

97 Guyana 0.8 3.4 d 1,048 4,508 d 0.9 3.2 4,618 2004 5.5 6.3

98 Azerbaijan 12.6 42.1 1,498 5,016 (.) b (.) 5,310 b 1990 66.4 9.5

99 Sri Lanka 23.5 90.2 1,196 4,595 3.2 3.7 4,595 2005 9.5 11.6

100 Maldives 0.8 .. 2,326 .. .. 3.8 b .. .. 4.3 3.3

101 Jamaica 9.6 11.4 3,607 4,291 1.0 0.7 4,291 2005 16.6 15.3

102 Cape Verde 1.0 2.9 d 1,940 5,803 d 2.9 b 3.4 5,803 b 2005 3.9 0.4

103 El Salvador 17.0 36.2 d 2,467 5,255 d 0.3 1.6 5,745 1978 5.9 4.7

104 Algeria 102.3 232.0 d 3,112 7,062 d 0.1 1.1 7,062 2005 10.7 1.6

105 Viet Nam 52.4 255.3 631 3,071 5.2 b 5.9 3,071 b 2005 3.3 8.3

106 Occupied Palestinian Territories 4.0 .. 1,107 .. .. -2.9 b .. .. .. ..
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107 Indonesia 287.2 847.6 1,302 3,843 3.9 2.1 3,843 2005 13.3 10.5

108 Syrian Arab Republic 26.3 72.5 1,382 3,808 0.9 1.4 3,808 2005 4.9 ..

109 Turkmenistan 8.1 15.4 h 1,669 3,838 h .. -6.8 b 6,752 b 1988 .. ..

110 Nicaragua 4.9 18.9 d 954 3,674 d -2.1 1.8 7,187 1977 18.9 9.4

111 Moldova 2.9 8.8 694 2,100 -4.4 b -3.5 4,168 b 1989 16.5 13.1

112 Egypt 89.4 321.1 1,207 4,337 2.8 2.4 4,337 2005 6.6 4.9

113 Uzbekistan 14.0 54.0 533 2,063 -0.4 b 0.3 2,080 b 1989 .. ..

114 Mongolia 1.9 5.4 736 2,107 1.2 b 2.2 2,107 b 2005 19.2 8.9

115 Honduras 8.3 24.7 d 1,151 3,430 d 0.2 0.5 3,430 2005 15.0 8.8

116 Kyrgyzstan 2.4 9.9 475 1,927 -2.3 b -1.3 2,806 b 1990 13.2 4.4

117 Bolivia 9.3 25.9 1,017 2,819 -0.2 1.3 3,025 1977 6.3 5.4

118 Guatemala 31.7 57.6 d 2,517 4,568 d 0.4 1.3 4,568 2005 8.6 8.4

119 Gabon 8.1 9.6 5,821 6,954 -1.4 -0.4 13,812 1976 3.0 (.)

120 Vanuatu .. .. .. 3,225 0.1 b .. 3,833 b 1984 .. ..

121 South Africa 239.5 520.9 d 5,109 11,110 d -0.3 0.6 11,617 1981 7.4 3.4

122 Tajikistan 2.3 8.8 355 1,356 -6.3 b -4.0 3,150 b 1988 .. ..

123 Sao Tome and Principe 0.1 0.3 451 2,178 0.3 b 0.5 2,178 b 2005 .. ..

124 Botswana 10.3 21.9 5,846 12,387 5.9 4.8 12,387 2005 7.9 8.6

125 Namibia 6.1 15.4 d 3,016 7,586 d 0.1 b 1.4 7,586 b 2005 .. 2.3

126 Morocco 51.6 137.4 1,711 4,555 1.4 1.5 4,555 2005 2.8 1.0

127 Equatorial Guinea 3.2 3.8 c,d 6,416 7,874 c,d 11.7 b 16.6 7,874 b 2004 7.6 ..

128 India 805.7 3,779.0 d 736 3,452 d 3.4 4.2 3,452 2005 7.2 4.2

129 Solomon Islands 0.3 1.0 d 624 2,031 d 1.1 -2.4 2,804 1996 9.6 7.2

130 Lao People’s Democratic Republic 2.9 12.1 485 2,039 3.4 b 3.8 2,039 b 2005 28.0 7.2

131 Cambodia 6.2 38.4 d 440 2,727 d .. 5.5 b 2,727 b 2005 3.9 5.7

132 Myanmar .. .. .. .. 2.6 b 6.6 b .. .. 25.2 9.4

133 Bhutan 0.8 .. 1,325 .. 5.4 b 5.6 b .. .. 7.0 5.3

134 Comoros 0.4 1.2 d 645 1,993 d -0.6 b -0.4 2,272 b 1984 .. ..

135 Ghana 10.7 54.8 d 485 2,480 d 0.7 2.0 2,480 2005 25.6 15.1

136 Pakistan 110.7 369.2 711 2,370 2.5 1.3 2,370 2005 7.5 9.1

137 Mauritania 1.9 6.9 d 603 2,234 d -0.1 0.3 2,338 1976 5.8 12.1

138 Lesotho 1.5 6.0 d 808 3,335 d 2.7 2.3 3,335 2005 8.5 3.4

139 Congo 5.1 5.0 1,273 1,262 -0.1 -1.0 1,758 1984 6.4 5.3

140 Bangladesh 60.0 291.2 423 2,053 2.0 2.9 2,053 2005 5.1 7.0

141 Swaziland 2.7 5.5 2,414 4,824 1.6 0.2 4,824 2005 8.7 4.8

142 Nepal 7.4 42.1 272 1,550 2.0 2.0 1,550 2005 6.8 6.8

143 Madagascar 5.0 17.2 271 923 -1.6 -0.7 1,450 1975 14.7 18.5

144 Cameroon 16.9 37.5 1,034 2,299 -0.4 0.6 3,175 1986 4.7 2.0

145 Papua New Guinea 4.9 15.1 d 840 2,563 d 0.5 0.2 2,986 1994 10.1 1.7

146 Haiti 4.3 14.2 d 500 1,663 d -2.2 -2.0 3,151 1980 19.6 15.7

147 Sudan 27.5 75.5 d 760 2,083 d 1.3 3.5 2,083 2005 41.8 8.5

148 Kenya 18.7 42.5 547 1,240 0.1 -0.1 1,263 1990 11.6 10.3

149 Djibouti 0.7 1.7 d 894 2,178 d -2.7 b -2.7 3,200 b 1990 .. ..

150 Timor-Leste 0.3 .. 358 .. .. .. .. .. .. ..

151 Zimbabwe 3.4 26.5 259 2,038 -0.5 -2.1 3,228 1998 36.1 ..

152 Togo 2.2 9.3 d 358 1,506 d -1.1 (.) 2,133 1980 5.7 6.8

153 Yemen 15.1 19.5 718 930 1.5 b 1.5 943 b 2002 20.8 ..

154 Uganda 8.7 41.9 d 303 1,454 d 2.4 b 3.2 1,454 b 2005 7.1 8.2

155 Gambia 0.5 2.9 d 304 1,921 d -0.1 0.1 1,932 1984 5.0 3.2

LOW HUMAN DEVELOPMENT

156 Senegal 8.2 20.9 707 1,792 (.) 1.2 1,792 2005 3.7 1.7

157 Eritrea 1.0 4.9 d 220 1,109 d .. 0.3 b 1,435 b 1997 .. ..

158 Nigeria 99.0 148.3 752 1,128 -0.1 0.8 1,177 1977 23.5 13.5

159 Tanzania (United Republic of) 12.1 28.5 316 744 1.4 b 1.7 744 b 2005 13.8 8.6
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GDP

GDP per capita

Average annual change 
in consumer price index 

(%)US$
2005

2005 PPP 
US$a

2005

Annual growth rate
(%)

Highest 
value during 
1975–2005
2005 PPP 

US$ a

Year of 
highest 
value

US$ billions
2005

PPP US$ 
billions
2005 1975–2005 1990–2005 1990–2005 2004–05

TA
B

L
E14 Economic performance  

NOTES
a. GDP values expressed in 2005 constant prices.
b. Data refer to a period shorter than that specifi ed.
c. Data refer to 2004.
d. World Bank estimates based on regression.
e. Data refer to 2003.
f. Data refer to 2002.
g. Estimate based on a bilateral comparison 

between China and the United States (Ruoen and 
Kai 1995).

h. Data refer to 2000.
i. Data refer to 2001.

SOURCES
Columns 1–4: World Bank 2007b; aggregates 
calculated for HDRO by the World Bank.
Columns 5 and 6: World Bank 2007b; aggregates 
calculated for HDRO by the World Bank using the least 
squares method.
Columns 7 and 8: calculated based on GDP per 
capita (PPP US$) time series from World Bank 2007b.
Columns 9 and 10: calculated based on data on the 
consumer price index from World Bank 2007b.

160 Guinea 3.3 21.8 350 2,316 1.0 b 1.2 2,316 b 2005 .. ..

161 Rwanda 2.2 10.9 d 238 1,206 d -0.3 0.1 1,358 1983 11.2 9.1

162 Angola 32.8 37.2 d 2,058 2,335 d -0.6 b 1.5 2,335 b 2005 393.3 23.0

163 Benin 4.3 9.6 508 1,141 0.4 1.4 1,141 2005 5.6 5.4

164 Malawi 2.1 8.6 161 667 -0.2 1.0 719 1979 28.4 15.4

165 Zambia 7.3 11.9 623 1,023 -1.8 -0.3 1,559 1976 40.0 18.3

166 Côte d’Ivoire 16.3 29.9 900 1,648 -2.1 -0.5 3,195 1978 5.4 3.9

167 Burundi 0.8 5.3 d 106 699 d -1.0 -2.8 1,047 1991 13.8 13.0

168 Congo (Democratic Republic of the) 7.1 41.1 d 123 714 d -4.9 -5.2 2,488 1975 424.3 21.3

169 Ethiopia 11.2 75.1 d 157 1,055 d -0.2 b 1.5 1,055 b 2005 4.2 11.6

170 Chad 5.5 13.9 d 561 1,427 d 0.5 1.7 1,427 2005 5.3 7.9

171 Central African Republic 1.4 4.9 d 339 1,224 d -1.5 -0.6 1,935 1977 3.9 2.9

172 Mozambique 6.6 24.6 d 335 1,242 d 2.3 b 4.3 1,242 b 2005 22.1 7.2

173 Mali 5.3 14.0 392 1,033 0.2 2.2 1,033 2005 3.8 6.4

174 Niger 3.4 10.9 d 244 781 d -1.7 -0.5 1,293 1979 4.4 7.8

175 Guinea-Bissau 0.3 1.3 d 190 827 d -0.6 -2.6 1,264 1997 20.2 3.3

176 Burkina Faso 5.2 16.0 d 391 1,213 d 0.9 1.3 1,213 2005 4.1 6.4

177 Sierra Leone 1.2 4.5 216 806 -2.1 -1.4 1,111 1982 19.7 12.1

Developing countries 9,812.5 T 26,732.3 T 1,939 5,282 2.5 3.1 .. .. .. ..

  Least developed countries 306.2 T 1,081.8 T 424 1,499 0.9 1.8 .. .. .. ..

  Arab States 1,043.4 T 1,915.2 T 3,659 6,716 0.7 2.3 .. .. .. ..

  East Asia and the Pacifi c 4,122.5 T 12,846.6 T 2,119 6,604 6.1 5.8 .. .. .. ..

  Latin America and the Caribbean 2,469.5 T 4,639.2 T 4,480 8,417 0.7 1.2 .. .. .. ..

  South Asia 1,206.1 T 5,152.2 T 800 3,416 2.6 3.4 .. .. .. ..

  Sub-Saharan Africa 589.9 T 1,395.6 T 845 1,998 -0.5 0.5 .. .. .. ..

Central and Eastern Europe and the CIS 1,873.0 T 3,827.2 T 4,662 9,527 1.4 1.4 .. .. .. ..

OECD 34,851.2 T 34,076.8 T 29,860 29,197 2.0 1.8 .. .. .. ..

  High-income OECD 32,404.5 T 30,711.7 T 35,696 33,831 2.1 1.8 .. .. .. ..

High human development 37,978.4 T 39,633.4 T 22,984 23,986 1.9 1.8 .. .. .. ..

Medium human development 5,881.2 T 20,312.6 T 1,412 4,876 3.2 4.0 .. .. .. ..

Low human development 236.4 T 544.2 T 483 1,112 -0.7 0.6 .. .. .. ..

High income 34,338.1 T 32,680.7 T 34,759 33,082 2.1 1.8 .. .. .. ..

Middle income 8,552.0 T 22,586.3 T 2,808 7,416 2.1 3.0 .. .. .. ..

Low income 1,416.2 T 5,879.1 T 610 2,531 2.2 2.9 .. .. .. ..

World 44,155.7 T 60,597.3 T 6,954 9,543 1.4 1.5 .. .. .. ..
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E15 . . . to have access to the resources needed for a decent standard of living . . .

Inequality in income or expenditure

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Iceland .. .. .. .. .. .. .. ..

2 Norway 2000 c 3.9 9.6 37.2 23.4 6.1 3.9 25.8

3 Australia 1994 c 2.0 5.9 41.3 25.4 12.5 7.0 35.2

4 Canada 2000 c 2.6 7.2 39.9 24.8 9.4 5.5 32.6

5 Ireland 2000 c 2.9 7.4 42.0 27.2 9.4 5.6 34.3

6 Sweden 2000 c 3.6 9.1 36.6 22.2 6.2 4.0 25.0

7 Switzerland 2000 c 2.9 7.6 41.3 25.9 9.0 5.5 33.7

8 Japan 1993 c 4.8 10.6 35.7 21.7 4.5 3.4 24.9

9 Netherlands 1999 c 2.5 7.6 38.7 22.9 9.2 5.1 30.9

10 France 1995 c 2.8 7.2 40.2 25.1 9.1 5.6 32.7

11 Finland 2000 c 4.0 9.6 36.7 22.6 5.6 3.8 26.9

12 United States 2000 c 1.9 5.4 45.8 29.9 15.9 8.4 40.8

13 Spain 2000 c 2.6 7.0 42.0 26.6 10.3 6.0 34.7

14 Denmark 1997 c 2.6 8.3 35.8 21.3 8.1 4.3 24.7

15 Austria 2000 c 3.3 8.6 37.8 23.0 6.9 4.4 29.1

16 United Kingdom 1999 c 2.1 6.1 44.0 28.5 13.8 7.2 36.0

17 Belgium 2000 c 3.4 8.5 41.4 28.1 8.2 4.9 33.0

18 Luxembourg .. .. .. .. .. .. .. ..

19 New Zealand 1997 c 2.2 6.4 43.8 27.8 12.5 6.8 36.2

20 Italy 2000 c 2.3 6.5 42.0 26.8 11.6 6.5 36.0

21 Hong Kong, China (SAR) 1996 c 2.0 5.3 50.7 34.9 17.8 9.7 43.4

22 Germany 2000 c 3.2 8.5 36.9 22.1 6.9 4.3 28.3

23 Israel 2001 c 2.1 5.7 44.9 28.8 13.4 7.9 39.2

24 Greece 2000 c 2.5 6.7 41.5 26.0 10.2 6.2 34.3

25 Singapore 1998 c 1.9 5.0 49.0 32.8 17.7 9.7 42.5

26 Korea (Republic of) 1998 c 2.9 7.9 37.5 22.5 7.8 4.7 31.6

27 Slovenia 1998 d 3.6 9.1 35.7 21.4 5.9 3.9 28.4

28 Cyprus .. .. .. .. .. .. .. ..

29 Portugal 1997 c 2.0 5.8 45.9 29.8 15.0 8.0 38.5

30 Brunei Darussalam .. .. .. .. .. .. .. ..

31 Barbados .. .. .. .. .. .. .. ..

32 Czech Republic 1996 c 4.3 10.3 35.9 22.4 5.2 3.5 25.4

33 Kuwait .. .. .. .. .. .. .. ..

34 Malta .. .. .. .. .. .. .. ..

35 Qatar .. .. .. .. .. .. .. ..

36 Hungary 2002 d 4.0 9.5 36.5 22.2 5.5 3.8 26.9

37 Poland 2002 d 3.1 7.5 42.2 27.0 8.8 5.6 34.5

38 Argentina e 2004 c 0.9 3.1 55.4 38.2 40.9 17.8 51.3

39 United Arab Emirates .. .. .. .. .. .. .. ..

40 Chile 2003 c 1.4 3.8 60.0 45.0 33.0 15.7 54.9

41 Bahrain .. .. .. .. .. .. .. ..

42 Slovakia 1996 c 3.1 8.8 34.8 20.9 6.7 4.0 25.8

43 Lithuania 2003 d 2.7 6.8 43.2 27.7 10.4 6.3 36.0

44 Estonia 2003 d 2.5 6.7 42.8 27.6 10.8 6.4 35.8

45 Latvia 2003 d 2.5 6.6 44.7 29.1 11.6 6.8 37.7

46 Uruguay e 2003 c 1.9 5.0 50.5 34.0 17.9 10.2 44.9

47 Croatia 2001 d 3.4 8.3 39.6 24.5 7.3 4.8 29.0

48 Costa Rica 2003 c 1.0 3.5 54.1 37.4 37.8 15.6 49.8

49 Bahamas .. .. .. .. .. .. .. ..

50 Seychelles .. .. .. .. .. .. .. ..

51 Cuba .. .. .. .. .. .. .. ..

52 Mexico 2004 d 1.6 4.3 55.1 39.4 24.6 12.8 46.1

53 Bulgaria 2003 d 3.4 8.7 38.3 23.9 7.0 4.4 29.2
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54 Saint Kitts and Nevis .. .. .. .. .. .. .. ..

55 Tonga .. .. .. .. .. .. .. ..

56 Libyan Arab Jamahiriya .. .. .. .. .. .. .. ..

57 Antigua and Barbuda .. .. .. .. .. .. .. ..

58 Oman .. .. .. .. .. .. .. ..

59 Trinidad and Tobago 1992 c 2.2 5.9 44.9 28.8 12.9 7.6 38.9

60 Romania 2003 d 3.3 8.1 39.2 24.4 7.5 4.9 31.0

61 Saudi Arabia .. .. .. .. .. .. .. ..

62 Panama 2003 c 0.7 2.5 59.9 43.0 57.5 23.9 56.1

63 Malaysia 1997 c 1.7 4.4 54.3 38.4 22.1 12.4 49.2

64 Belarus 2002 d 3.4 8.5 38.3 23.5 6.9 4.5 29.7

65 Mauritius .. .. .. .. .. .. .. ..

66 Bosnia and Herzegovina 2001 d 3.9 9.5 35.8 21.4 5.4 3.8 26.2

67 Russian Federation 2002 d 2.4 6.1 46.6 30.6 12.7 7.6 39.9

68 Albania 2004 d 3.4 8.2 39.5 24.4 7.2 4.8 31.1

69 Macedonia (TFYR) 2003 d 2.4 6.1 45.5 29.6 12.5 7.5 39.0

70 Brazil 2004 c 0.9 2.8 61.1 44.8 51.3 21.8 57.0

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

71 Dominica .. .. .. .. .. .. .. ..

72 Saint Lucia .. .. .. .. .. .. .. ..

73 Kazakhstan 2003 d 3.0 7.4 41.5 25.9 8.5 5.6 33.9

74 Venezuela (Bolivarian Republic of) 2003 0.7 3.3 52.1 35.2 48.3 16.0 48.2

75 Colombia 2003 c 0.7 2.5 62.7 46.9 63.8 25.3 58.6

76 Ukraine 2003 d 3.9 9.2 37.5 23.0 5.9 4.1 28.1

77 Samoa .. .. .. .. .. .. .. ..

78 Thailand 2002 d 2.7 6.3 49.0 33.4 12.6 7.7 42.0

79 Dominican Republic 2004 c 1.4 4.0 56.7 41.1 28.5 14.3 51.6

80 Belize .. .. .. .. .. .. .. ..

81 China 2004 c 1.6 4.3 51.9 34.9 21.6 12.2 46.9

82 Grenada .. .. .. .. .. .. .. ..

83 Armenia 2003 d 3.6 8.5 42.8 29.0 8.0 5.0 33.8

84 Turkey 2003 d 2.0 5.3 49.7 34.1 16.8 9.3 43.6

85 Suriname .. .. .. .. .. .. .. ..

86 Jordan 2002-03 d 2.7 6.7 46.3 30.6 11.3 6.9 38.8

87 Peru 2003 c 1.3 3.7 56.7 40.9 30.4 15.2 52.0

88 Lebanon .. .. .. .. .. .. .. ..

89 Ecuador 1998 d 0.9 3.3 58.0 41.6 44.9 17.3 53.6

90 Philippines 2003 d 2.2 5.4 50.6 34.2 15.5 9.3 44.5

91 Tunisia 2000 d 2.3 6.0 47.3 31.5 13.4 7.9 39.8

92 Fiji .. .. .. .. .. .. .. ..

93 Saint Vincent and the Grenadines .. .. .. .. .. .. .. ..

94 Iran ( Islamic Republic of) 1998 d 2.0 5.1 49.9 33.7 17.2 9.7 43.0

95 Paraguay 2003 c 0.7 2.4 61.9 46.1 65.4 25.7 58.4

96 Georgia 2003 d 2.0 5.6 46.4 30.3 15.4 8.3 40.4

97 Guyana .. .. .. .. .. .. .. ..

98 Azerbaijan 2001 d 3.1 7.4 44.5 29.5 9.7 6.0 36.5

99 Sri Lanka 2002 d 3.0 7.0 48.0 32.7 11.1 6.9 40.2

100 Maldives .. .. .. .. .. .. .. ..

101 Jamaica 2004 d 2.1 5.3 51.6 35.8 17.3 9.8 45.5

102 Cape Verde .. .. .. .. .. .. .. ..

103 El Salvador 2002 c 0.7 2.7 55.9 38.8 57.5 20.9 52.4

104 Algeria 1995 d 2.8 7.0 42.6 26.8 9.6 6.1 35.3

105 Viet Nam 2004 d 4.2 9.0 44.3 28.8 6.9 4.9 34.4

106 Occupied Palestinian Territories .. .. .. .. .. .. .. ..
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107 Indonesia 2002 d 3.6 8.4 43.3 28.5 7.8 5.2 34.3

108 Syrian Arab Republic .. .. .. .. .. .. .. ..

109 Turkmenistan 1998 d 2.6 6.1 47.5 31.7 12.3 7.7 40.8

110 Nicaragua 2001 d 2.2 5.6 49.3 33.8 15.5 8.8 43.1

111 Moldova 2003 d 3.2 7.8 41.4 26.4 8.2 5.3 33.2

112 Egypt 1999-00 d 3.7 8.6 43.6 29.5 8.0 5.1 34.4

113 Uzbekistan 2003 d 2.8 7.2 44.7 29.6 10.6 6.2 36.8

114 Mongolia 2002 d 3.0 7.5 40.5 24.6 8.2 5.4 32.8

115 Honduras 2003 c 1.2 3.4 58.3 42.2 34.2 17.2 53.8

116 Kyrgyzstan 2003 d 3.8 8.9 39.4 24.3 6.4 4.4 30.3

117 Bolivia 2002 c 0.3 1.5 63.0 47.2 168.1 42.3 60.1

118 Guatemala 2002 c 0.9 2.9 59.5 43.4 48.2 20.3 55.1

119 Gabon .. .. .. .. .. .. .. ..

120 Vanuatu .. .. .. .. .. .. .. ..

121 South Africa 2000 d 1.4 3.5 62.2 44.7 33.1 17.9 57.8

122 Tajikistan 2003 d 3.3 7.9 40.8 25.6 7.8 5.2 32.6

123 Sao Tome and Principe .. .. .. .. .. .. .. ..

124 Botswana 1993 d 1.2 3.2 65.1 51.0 43.0 20.4 60.5

125 Namibia 1993 c 0.5 1.4 78.7 64.5 128.8 56.1 74.3

126 Morocco 1998-99 d 2.6 6.5 46.6 30.9 11.7 7.2 39.5

127 Equatorial Guinea .. .. .. .. .. .. .. ..

128 India 2004-05 d 3.6 8.1 45.3 31.1 8.6 5.6 36.8

129 Solomon Islands .. .. .. .. .. .. .. ..

130 Lao People’s Democratic Republic 2002 d 3.4 8.1 43.3 28.5 8.3 5.4 34.6

131 Cambodia 2004 d 2.9 6.8 49.6 34.8 12.2 7.3 41.7

132 Myanmar .. .. .. .. .. .. .. ..

133 Bhutan .. .. .. .. .. .. .. ..

134 Comoros .. .. .. .. .. .. .. ..

135 Ghana 1998-99 d 2.1 5.6 46.6 30.0 14.1 8.4 40.8

136 Pakistan 2002 d 4.0 9.3 40.3 26.3 6.5 4.3 30.6

137 Mauritania 2000 d 2.5 6.2 45.7 29.5 12.0 7.4 39.0

138 Lesotho 1995 d 0.5 1.5 66.5 48.3 105.0 44.2 63.2

139 Congo .. .. .. .. .. .. .. ..

140 Bangladesh 2000 d 3.7 8.6 42.7 27.9 7.5 4.9 33.4

141 Swaziland 2000-01 c 1.6 4.3 56.3 40.7 25.1 13.0 50.4

142 Nepal 2003-04 d 2.6 6.0 54.6 40.6 15.8 9.1 47.2

143 Madagascar 2001 d 1.9 4.9 53.5 36.6 19.2 11.0 47.5

144 Cameroon 2001 d 2.3 5.6 50.9 35.4 15.7 9.1 44.6

145 Papua New Guinea 1996 d 1.7 4.5 56.5 40.5 23.8 12.6 50.9

146 Haiti 2001 c 0.7 2.4 63.4 47.7 71.7 26.6 59.2

147 Sudan .. .. .. .. .. .. .. ..

148 Kenya 1997 d 2.5 6.0 49.1 33.9 13.6 8.2 42.5

149 Djibouti .. .. .. .. .. .. .. ..

150 Timor-Leste .. .. .. .. .. .. .. ..

151 Zimbabwe 1995-96 d 1.8 4.6 55.7 40.3 22.0 12.0 50.1

152 Togo .. .. .. .. .. .. .. ..

153 Yemen 1998 d 3.0 7.4 41.2 25.9 8.6 5.6 33.4

154 Uganda 2002 d 2.3 5.7 52.5 37.7 16.6 9.2 45.7

155 Gambia 1998 d 1.8 4.8 53.4 37.0 20.2 11.2 50.2

LOW HUMAN DEVELOPMENT

156 Senegal 2001 d 2.7 6.6 48.4 33.4 12.3 7.4 41.3

157 Eritrea .. .. .. .. .. .. .. ..

158 Nigeria 2003 d 1.9 5.0 49.2 33.2 17.8 9.7 43.7

159 Tanzania (United Republic of) 2000-01 d 2.9 7.3 42.4 26.9 9.2 5.8 34.6
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NOTES
 Because the underlying household surveys differ 

in method and in the type of data collected, the 
distribution data are not strictly comparable 
across countries. 

a. Data show the ratio of the income or expenditure 
share of the richest group to that of the poorest. 
Because of rounding, results may differ from 
ratios calculated using the income or expenditure 
shares in columns 2-5.

b. A value of 0 represents absolute equality, and a 
value of 100 absolute inequality.

c. Data refer to income shares by percentiles of 
population, ranked by per capita income.

d. Data refer to expenditure shares by percentiles of 
population, ranked by per capita expenditure.

e. Data refer to urban areas only.

SOURCES
Columns 1–5 and 8: World Bank 2007b.
Columns 6 and 7: calculated based on data on 
income or expenditure from World Bank 2007b.

160 Guinea 2003 d 2.9 7.0 46.1 30.7 10.5 6.6 38.6

161 Rwanda 2000 d 2.1 5.3 53.0 38.2 18.6 9.9 46.8

162 Angola .. .. .. .. .. .. .. ..

163 Benin 2003 d 3.1 7.4 44.5 29.0 9.4 6.0 36.5

164 Malawi 2004-05 d 2.9 7.0 46.6 31.8 10.9 6.7 39.0

165 Zambia 2004 d 1.2 3.6 55.1 38.8 32.3 15.3 50.8

166 Côte d’Ivoire 2002 d 2.0 5.2 50.7 34.0 16.6 9.7 44.6

167 Burundi 1998 d 1.7 5.1 48.0 32.8 19.3 9.5 42.4

168 Congo (Democratic Republic of the) .. .. .. .. .. .. .. ..

169 Ethiopia 1999-00  d 3.9 9.1 39.4 25.5 6.6 4.3 30.0

170 Chad .. .. .. .. .. .. .. ..

171 Central African Republic 1993 d 0.7 2.0 65.0 47.7 69.2 32.7 61.3

172 Mozambique 2002-03 d 2.1 5.4 53.6 39.4 18.8 9.9 47.3

173 Mali 2001 d 2.4 6.1 46.6 30.2 12.5 7.6 40.1

174 Niger 1995 d 0.8 2.6 53.3 35.4 46.0 20.7 50.5

175 Guinea-Bissau 1993 d 2.1 5.2 53.4 39.3 19.0 10.3 47.0

176 Burkina Faso 2003 d 2.8 6.9 47.2 32.2 11.6 6.9 39.5

177 Sierra Leone 1989 d 0.5 1.1 63.4 43.6 87.2 57.6 62.9
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Exports of goods 
and services

(% of GDP)

Primary exports a

(% of merchandise 
exports)

Manufactured exports
(% of merchandise 

exports)

High-technology 
exports

(% of manufactured 
exports)

Terms of 
trade

(2000=100) b

1990 2005 1990 2005 1990 2005 1990 2005 1990 2005 2004–05 c
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B
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E16 . . . to have access to the resources needed for a decent standard of living . . .

Structure of trade

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Iceland 32 45 34 32 91 80 8 19 10.0 27.1 ..

2 Norway 34 28 40 45 67 80 32 17 12.4 17.3 122

3 Australia 16 21 d 16 18 d 73 67 27 25 11.9 12.7 131

4 Canada 26 34 d 26 39 d 36 37 59 58 13.7 14.4 111

5 Ireland 52 68 d 57 83 d 26 10 70 86 .. .. 99

6 Sweden 30 41 30 49 16 15 83 79 13.3 16.7 90

7 Switzerland 34 39 d 36 46 d 6 6 94 93 12.1 21.7 ..

8 Japan 10 11 d 10 13 d 3 4 96 92 23.8 22.5 83

9 Netherlands 52 63 56 71 37 31 59 68 16.4 30.1 100

10 France 23 27 21 26 23 18 77 80 16.1 20.0 111

11 Finland 24 35 22 39 17 15 83 84 7.6 25.2 86

12 United States 11 15 d 10 10 d 21 15 75 82 33.7 31.8 97

13 Spain 19 31 16 25 24 22 75 77 6.4 7.1 102

14 Denmark 33 44 37 49 35 31 60 65 15.2 21.6 104

15 Austria 37 48 38 53 12 16 88 80 7.8 12.8 102

16 United Kingdom 27 30 24 26 19 18 79 77 23.6 28.0 105

17 Belgium 68 85 69 87 19 e 19 77 e 79 .. 8.7 99

18 Luxembourg 88 136 102 158 .. 14 .. 82 .. 11.8 ..

19 New Zealand 27 30 d 27 29 d 72 66 26 31 9.5 14.2 112

20 Italy 19 26 19 26 11 12 88 85 7.6 7.8 101

21 Hong Kong, China (SAR) 122 185 131 198 7 3 92 96 12.1 f 33.9 98

22 Germany 25 35 25 40 10 10 89 83 11.1 16.9 101

23 Israel 45 51 35 46 13 4 87 83 10.4 13.9 95

24 Greece 28 28 18 21 46 41 54 56 2.2 10.2 95

25 Singapore .. 213 .. 243 27 15 72 81 39.7 56.6 87

26 Korea (Republic of) 29 40 28 42 6 9 94 91 17.8 32.3 77

27 Slovenia 79 65 91 65 14 f 12 86 f 88 3.2 f 4.6 ..

28 Cyprus 57 .. 52 .. 42 36 58 63 8.2 46.3 ..

29 Portugal 38 37 31 29 19 16 80 75 4.4 8.7 d 102 d

30 Brunei Darussalam .. .. .. .. 97 88 d 3 12 d .. 4.9 d ..

31 Barbados 52 69 49 58 55 56 43 43 20.2 f 14.8 d ..

32 Czech Republic 43 70 45 72 .. 10 .. 88 .. 12.9 d ..

33 Kuwait 58 30 45 68 94 93 d 6 7 d 3.5 1.0 d ..

34 Malta 99 82 85 71 7 4 93 95 43.6 53.5 85

35 Qatar .. 33 .. 68 82 84 18 7 0.4 f 1.2 ..

36 Hungary 29 69 31 66 35 11 63 84 4.0 f 24.5 97

37 Poland 22 37 29 37 36 20 58 78 3.7 f 3.8 107

38 Argentina 5 19 10 25 71 68 29 31 7.1 f 6.6 107

39 United Arab Emirates 41 76 66 94 88 f 76 d 12 f 24 d (.) f 10.2 d ..

40 Chile 31 34 34 42 87 84 11 14 4.6 4.8 d 115

41 Bahrain 95 64 d 116 82 d 54 93 45 7 .. 2.0 ..

42 Slovakia 36 83 27 79 .. 16 .. 84 .. 7.3 ..

43 Lithuania 61 65 52 58 38 f 44 59 f 56 0.4 f 6.1 ..

44 Estonia 54 f 90 60 f 84 .. 22 .. 69 .. 17.6 ..

45 Latvia 49 62 48 48 .. 40 .. 57 .. 5.3 ..

46 Uruguay 18 28 24 30 61 68 39 32 .. 2.4 d 108

47 Croatia 86 f 56 78 f 47 32 f 32 68 f 68 5.3 f 11.5 ..

48 Costa Rica 36 54 30 48 66 34 27 66 .. 38.0 102

49 Bahamas .. .. .. .. 81 f 58 d 19 f 42 d .. 4.9 d ..

50 Seychelles 67 121 62 110 74 93 26 6 59.4 f 18.2 99 d

51 Cuba .. .. .. .. .. 81 d .. 19 d .. 29.1 d ..

52 Mexico 20 32 19 30 56 23 43 77 8.3 19.6 98

53 Bulgaria 37 77 33 61 .. 37 .. 59 .. 4.7 ..
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54 Saint Kitts and Nevis 83 61 d 52 49 d .. 4 .. 96 .. 0.7 d ..

55 Tonga 65 44 d 34 10 d 74 g 93 d 24 5 d .. 0.3 d ..

56 Libyan Arab Jamahiriya 31 36 d 40 48 d 96 f,g .. 4 f .. .. .. 186 d

57 Antigua and Barbuda 87 69 d 89 62 d .. 71 .. 29 .. 16.1 d ..

58 Oman 28 43 d 47 57 d 94 89 5 6 2.1 2.2 ..

59 Trinidad and Tobago 29 46 d 45 58 d 73 74 27 26 0.8 f 1.3 ..

60 Romania 26 43 17 33 26 20 73 80 2.5 3.4 ..

61 Saudi Arabia 32 26 41 61 92 90 8 9 0.7 f 1.3 ..

62 Panama 79 72 87 69 78 91 21 9 .. 0.9 94

63 Malaysia 72 100 75 123 46 24 54 75 38.2 54.7 99

64 Belarus 44 60 46 61 .. 46 .. 52 .. 2.6 ..

65 Mauritius 71 61 64 57 34 29 66 70 0.5 21.3 85

66 Bosnia and Herzegovina .. 81 .. 36 .. .. .. .. .. .. ..

67 Russian Federation 18 22 18 35 .. 60 .. 19 .. 8.1 ..

68 Albania 23 46 15 22 .. 20 .. 80 .. 1.0 ..

69 Macedonia (TFYR) 36 62 26 45 .. 28 .. 72 .. 1.1 ..

70 Brazil 7 12 8 17 47 46 52 54 7.1 12.8 101

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

71 Dominica 81 69 55 45 65 40 35 60 .. 7.2 ..

72 Saint Lucia 84 70 d 73 60 d 68 63 32 36 4.5 f 20.1 d ..

73 Kazakhstan 75 f 45 74 f 54 .. 84 d .. 16 d .. 2.3 d ..

74 Venezuela (Bolivarian Republic of) 20 21 39 41 90 91 10 9 3.9 2.7 d 108

75 Colombia 15 21 21 21 74 64 25 36 5.2 f 4.9 93

76 Ukraine 29 53 28 54 .. 30 .. 69 .. 3.7 ..

77 Samoa .. 51 d .. 27 d 90 23 d 10 77 d .. 0.1 d ..

78 Thailand 42 75 34 74 36 22 63 77 20.7 26.6 93

79 Dominican Republic 44 38 34 34 22 f 60 d 78 f 34 d .. 1.3 d 95

80 Belize 60 63 62 55 88 g 86 d 15 13 d 10.4 f 2.8 d ..

81 China 16 32 19 37 27 8 72 92 6.1 f 30.6 92

82 Grenada 63 76 d 42 43 d 66 64 d 34 36 d .. 4.7 d ..

83 Armenia 46 40 35 27 .. 29 .. 71 .. 0.7 ..

84 Turkey 18 34 13 27 32 17 68 82 1.2 1.5 101

85 Suriname 44 60 42 41 26 27 d 74 80 d .. 0.2 d ..

86 Jordan 93 93 62 52 44 28 56 72 6.8 5.2 88

87 Peru 14 19 16 25 82 83 18 17 1.6 f 2.6 109

88 Lebanon 100 44 18 19 .. 29 d .. 70 d .. 2.4 d ..

89 Ecuador 32 32 33 31 98 91 2 9 0.3 7.6 108

90 Philippines 33 52 28 47 31 11 38 89 32.5 f 71.0 89

91 Tunisia 51 51 44 48 31 22 d 69 78 d 2.1 4.9 d 99

92 Fiji 67 .. 62 74 d 64 74 35 25 12.1 3.2 ..

93 Saint Vincent and the Grenadines 77 65 66 44 .. 75 .. 25 .. 7.7 d ..

94 Iran ( Islamic Republic of) 23 30 15 39 .. 88 .. 9 .. 2.6 d ..

95 Paraguay 39 54 33 47 90 g 87 d 10 13 d 0.2 6.6 d 112 d

96 Georgia 46 54 40 42 .. 60 .. 40 .. 22.6 ..

97 Guyana 80 124 63 88 .. 78 .. 20 .. 1.1 ..

98 Azerbaijan 39 54 44 57 .. 87 .. 13 .. 0.8 ..

99 Sri Lanka 38 46 29 34 42 28 54 70 0.6 1.5 d 101 d

100 Maldives .. 110 .. 62 .. 92 .. 8 .. 2.1 ..

101 Jamaica 52 61 48 41 30 34 d 70 66 d 9.5 f 0.4 d ..

102 Cape Verde 44 66 d 13 32 d .. 65 d .. 90 d .. (.) d 91

103 El Salvador 31 45 19 27 62 40 d 38 60 d .. 4.1 d 91

104 Algeria 25 23 23 48 97 98 d 3 2 d 1.3 f 1.0 d 126

105 Viet Nam 45 75 36 70 .. 46 d .. 53 d .. 5.6 d ..

106 Occupied Palestinian Territories .. 68 .. 14 .. .. .. .. .. .. ..
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107 Indonesia 24 29 25 34 65 53 35 47 1.2 16.3 104

108 Syrian Arab Republic 28 40 28 37 64 87 d 36 11 d .. 1.0 d ..

109 Turkmenistan .. 48 .. 65 .. 92 d .. 7 d .. 4.9 d ..

110 Nicaragua 46 58 25 28 92 89 8 11 .. 5.2 91

111 Moldova 51 91 48 53 .. 61 .. 39 .. 2.7 ..

112 Egypt 33 33 20 30 57 64 d 42 31 d .. 0.6 d 107

113 Uzbekistan 48 30 29 40 .. .. .. .. .. .. ..

114 Mongolia 49 84 22 76 .. 79 .. 21 .. 0.1 ..

115 Honduras 40 61 37 41 91 64 9 36 .. 2.2 d 90

116 Kyrgyzstan 50 58 29 39 .. 35 .. 27 .. 2.2 ..

117 Bolivia 24 33 23 36 95 89 5 11 6.8 f 9.2 d 108

118 Guatemala 25 30 21 16 76 43 24 57 .. 3.2 93

119 Gabon 31 39 46 59 .. 93 d .. 7 d .. 14.5 d 125

120 Vanuatu 77 .. 49 .. 87 g 92 d 13 8 d 19.8 1.2 d ..

121 South Africa 19 29 24 27 29 f,h 43 h 29 f,h 57 h 6.8 f 6.6 109

122 Tajikistan 35 73 28 54 .. 87 d .. 13 d .. 41.8 d ..

123 Sao Tome and Principe 72 99 14 40 .. .. .. .. .. .. 137

124 Botswana 50 35 55 51 .. i 13 d,i .. i 86 d,i .. 0.2 d 92

125 Namibia 67 45 52 46 .. i 58 d,i .. i 41 d,i .. 2.9 d 97

126 Morocco 32 43 26 36 48 35 52 65 .. 10.1 100

127 Equatorial Guinea 70 .. 32 .. .. .. .. .. .. .. 124

128 India 9 24 7 21 28 29 70 70 2.4 4.9 d 76

129 Solomon Islands 73 46 d 47 48 d 109 f,g .. .. .. .. .. ..

130 Lao People’s Democratic Republic 25 31 12 27 .. .. .. .. .. .. ..

131 Cambodia 13 74 6 65 .. 3 d .. 97 d .. 0.2 d ..

132 Myanmar 5 .. 3 .. 89 f .. 11 f .. 3.0 f .. 102

133 Bhutan 31 55 27 27 58 f .. 42 f .. .. .. ..

134 Comoros 37 35 14 12 .. 89 d .. 8 d .. 0.5 d 58

135 Ghana 26 62 17 36 92 f 88 d 8 f 12 d 2.1 f 9.3 d 123

136 Pakistan 23 20 16 15 21 18 79 82 0.4 1.6 75

137 Mauritania 61 95 46 36 .. .. .. .. .. .. 95

138 Lesotho 122 88 17 48 .. i .. i .. i .. i .. .. 91

139 Congo 46 55 54 82 .. .. .. .. .. .. 121

140 Bangladesh 14 23 6 17 22 g 10 d 77 90 d 0.1 (.) d 88

141 Swaziland 87 95 75 88 .. i 23 d,i .. i 76 d,i .. 0.5 d 94

142 Nepal 21 33 11 16 17 g 26 d 83 74 d .. 0.1 d ..

143 Madagascar 28 40 17 26 85 76 d 14 22 d 7.5 0.8 d 82

144 Cameroon 17 25 20 23 91 85 9 3 3.1 2.0 112

145 Papua New Guinea 49 54 d 41 45 d 89 94 d 10 6 d .. 39.4 d ..

146 Haiti 20 45 d 18 16 d 15 .. 85 .. 13.8 .. 87

147 Sudan .. 28 .. 18 98 f,g 99 2 f (.) .. (.) d 121

148 Kenya 31 35 26 27 70 79 d 30 21 d 3.9 3.1 d ..

149 Djibouti 78 54 54 37 44 .. 8 .. .. .. ..

150 Timor-Leste .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

151 Zimbabwe 23 53 23 43 68 72 d 31 28 d 1.5 0.9 d 104

152 Togo 45 47 33 34 89 42 9 58 0.6 f 0.1 30

153 Yemen 20 38 14 46 85 f 96 15 f 4 .. 5.3 ..

154 Uganda 19 27 7 13 .. 83 .. 17 .. 14.0 88

155 Gambia 72 65 60 45 .. 84 g .. 17 .. 5.9 115

LOW HUMAN DEVELOPMENT

156 Senegal 30 42 25 27 77 55 23 43 .. 11.7 96

157 Eritrea 45 f 56 11 f 9 .. .. .. .. .. .. 93

158 Nigeria 29 35 43 53 99 f 98 d 1 f 2 d .. 1.7 d 122

159 Tanzania (United Republic of) 37 26 13 17 .. 85 .. 14 .. 0.8 100
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NOTES
a. Primary exports include exports of agricultural raw 

materials, food, fuels, ores and metals as defi ned 
in the Standard International Trade Classifi cation.

b. The ratio of the export price index to the import 
price index measured relative to the base year 
2000. A value of more than 100 means that the 
price of exports has risen relative to the price of 
imports.

c. Data refer to the most recent year available during 
the period specifi ed, unless otherwise noted.

d. Data refer to an earlier year than that specifi ed; 
from 2000 onwards.

e. Data before 1999 include Luxembourg.
f. Data refer to the closest available year between 

1988 and 1992.
g. One or more of the components of primary exports 

are missing.
h. Data refer to the South African Customs Union, 

which includes Botswana, Lesotho, Namibia, 
South Africa, and Swaziland.

i  Included in data for South Africa.

SOURCES 
Columns 1–4 and 7–10: World Bank 2007b, based 
on data from UNCTAD; aggregates calculated for 
HDRO by the World Bank. 
Columns 5 and 6: calculated on the basis of export 
data on agricultural raw materials, food, fuels, ores 
and metals and total merchandise from World Bank 
2007b, based on data from UNCTAD; aggregates 
calculated for HDRO by the World Bank. 
Column 11: World Bank 2007b.

160 Guinea 31 30 31 26 .. 75 d .. 25 d .. (.) d 106

161 Rwanda 14 31 6 11 .. 90 d .. 10 d .. 25.4 d 89

162 Angola 21 48 39 74 100 .. (.) .. .. .. 121

163 Benin 26 26 14 13 87 f 87 13 f 13 .. 0.3 93

164 Malawi 33 53 24 27 93 84 7 16 3.8 7.5 82

165 Zambia 37 25 36 16 .. 91 .. 9 .. 1.1 119

166 Côte d’Ivoire 27 42 32 50 .. 78 d .. 20 d .. 8.4 d 121

167 Burundi 28 36 8 8 .. 94 .. 6 .. 5.9 d 84

168 Congo (Democratic Republic of the) 29 39 30 32 .. .. .. .. .. .. 94

169 Ethiopia 9 39 6 16 .. 89 d .. 11 d .. 0.2 d 91

170 Chad 28 39 13 59 .. .. .. .. .. .. 101

171 Central African Republic 28 17 d 15 12 d 56 f 59 44 f 36 .. (.) 99

172 Mozambique 36 42 8 33 .. 89 .. 7 .. 7.5 94

173 Mali 34 37 17 26 98 g 44 d 2 55 d .. 6.6 d 113 d

174 Niger 22 24 15 15 .. 91 d .. 8 d .. 3.2 d 131

175 Guinea-Bissau 37 55 10 38 .. .. .. .. .. .. 94

176 Burkina Faso 24 22 11 9 .. 92 d .. 8 d .. 9.8 d 97

177 Sierra Leone 24 43 22 24 .. 93 d .. 7 d .. 31.1 d 78

Developing countries 24 40 25 44 40 28 59 71 10.4 f 28.3 ..

  Least developed countries 22 34 13 24 .. .. 31 f .. .. .. ..

  Arab States 38 38 38 54 87 f .. 14 f .. 1.2 f 2.0 d ..

  East Asia and the Pacifi c 32 59 34 66 25 13 73 86 15.3 f 36.4 ..

  Latin America and the Caribbean 15 23 17 26 63 46 36 54 6.6 14.5 ..

  South Asia 13 25 10 23 28 47 71 51 2.0 f 3.8 d ..

  Sub-Saharan Africa 26 35 27 33 .. 66 d .. 34 d .. 4.0 d ..

Central and Eastern Europe and the CIS 28 43 29 45 .. 36 .. 54 .. 8.3 ..

OECD 18 23 d 17 22 d 21 18 77 79 18.1 18.2 ..

  High-income OECD 18 22 d 17 21 d 19 17 79 79 18.5 18.8 ..

High human development 19 25 d 19 25 d 24 20 74 76 18.1 20.3 ..

Medium human development 21 34 20 35 42 30 55 69 7.2 f 24.3 ..

Low human development 28 36 28 38 98 f 93 d 1 f 7 d .. 3.1 d ..

High income 19 24 18 24 d 21 18 77 78 18.3 20.9 ..

Middle income 21 33 22 36 48 33 50 65 .. 21.5 ..

Low income 16 29 13 25 50 f 49 d 49 f 50 d .. 3.8 d ..

World 19 26 19 26 d 26 21 72 75 17.5 21.0 ..
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Net offi cial development 

assistance (ODA) disbursed

ODA per capita of 
donor country

(2005 US$)

MDG
ODA to least 

developed countries b

(% of total)

MDG
ODA to basic 

social services c

(% of total allocable 
by sector)

MDG
Untied bilateral ODA

(% of total)

Total a

(US$ 
millions) As % of GNI

2005 1990 d 2005 1990 2005 1990 2005 1996/97 e 2004/05 e 1990 2005

TA
B

L
E17 . . . to have access to the resources needed for a decent standard of living . . .

OECD-DAC country expenditures on aid

NOTES
 This table presents data for members of the 

Development Assistance Committee (DAC) of 
the Organisation for Economic Co-operation and 
Development (OECD).

a. Some non-DAC countries and areas also provide 
ODA.  According to OECD-DAC 2007a., net 
ODA disbursed in 2005 by Taiwan Province of 
China, Czech  Republic, Hungary, Iceland, Israel, 
Republic of Korea, Kuwait, Poland, Saudi Arabia, 
Slovakia, Turkey, United Arab Emirates and 
other small donors,  including Estonia, Latvia, 
Lithuania and Slovenia totalled US$3,231 million. 
China also provides aid but does not disclose the 
amount.

b. Includes imputed multilateral fl ows that make 
allowance for contributions through multilateral 
organizations. These are calculated using the  
geographic distribution of disbursements for the 
year specifi ed.

c. Data exclude technical cooperation and 
administrative costs.

d. Data include forgiveness of non-ODA claims, 
except for Total DAC.

e. Aggregates are considered incomplete as missing 
data comprises a signifi cant portion of total 
disbursed ODA.

SOURCES
All columns: OECD-DAC  2007b; aggregates 
calculated for HDRO by OECD.

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

2 Norway 2,786 1.17 0.94 453 600 44 37 12.9 14.3 61 100

3 Australia 1,680 0.34 0.25 76 83 18 25 12.0 10.7 33 72

4 Canada 3,756 0.44 0.34 115 116 30 28 5.7 30.4 47 66

5 Ireland 719 0.16 0.42 27 180 37 51 0.5 32.0 .. 100

6 Sweden 3,362 0.91 0.94 256 371 39 33 10.3 15.2 87 98

7 Switzerland 1,767 0.32 0.44 148 237 43 23 8.6 7.2 78 97

8 Japan 13,147 0.31 0.28 91 103 19 18 2.5 4.6 89 90

9 Netherlands 5,115 0.92 0.82 247 313 33 32 13.1 22.0 56 96

10 France 10,026 0.60 0.47 166 165 32 24 .. 6.3 64 95

11 Finland 902 0.65 0.46 174 171 38 27 6.5 13.4 31 95

12 United States 27,622 0.21 0.22 63 93 19 21 20.0 18.4 .. ..

13 Spain 3,018 0.20 0.27 35 70 20 27 10.4 18.3 .. 87

14 Denmark 2,109 0.94 0.81 315 388 39 39 9.6 17.6 .. 87

15 Austria 1,573 0.11 0.52 29 191 63 16 4.5 13.9 32 89

16 United Kingdom 10,767 0.27 0.47 72 179 32 25 22.9 30.2 .. 100

17 Belgium 1,963 0.46 0.53 123 188 41 31 11.3 16.5 .. 96

18 Luxembourg 256 0.21 0.82 101 570 39 41 34.4 29.5 .. 99

19 New Zealand 274 0.23 0.27 44 67 19 25 .. 29.9 100 92

20 Italy 5,091 0.31 0.29 77 87 41 28 7.3 9.4 22 92

22 Germany 10,082 0.42 0.36 125 122 28 19 9.7 12.1 62 93

24 Greece 384 .. 0.17 .. 35 .. 21 16.9 18.8 .. 74

29 Portugal 377 0.24 0.21 25 36 70 56 8.5 2.7 .. 61

DAC 106,777 T 0.33 0.33 93 122 28 24 7.3 15.3 68 e 92 e
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E18 . . . to have access to the resources needed for a decent standard of living . . .

Flows of aid, private capital and debt

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Iceland .. .. .. .. 0.3 15.6 .. .. .. .. .. ..

2 Norway .. .. .. .. 0.9 1.1 .. .. .. .. .. ..

3 Australia .. .. .. .. 2.5 -4.7 .. .. .. .. .. ..

4 Canada .. .. .. .. 1.3 3.1 .. .. .. .. .. ..

5 Ireland .. .. .. .. 1.3 -14.7 .. .. .. .. .. ..

6 Sweden .. .. .. .. 0.8 3.0 .. .. .. .. .. ..

7 Switzerland .. .. .. .. 2.4 4.2 .. .. .. .. .. ..

8 Japan .. .. .. .. 0.1 0.1 .. .. .. .. .. ..

9 Netherlands .. .. .. .. 3.5 6.5 .. .. .. .. .. ..

10 France .. .. .. .. 1.1 3.3 .. .. .. .. .. ..

11 Finland .. .. .. .. 0.6 2.1 .. .. .. .. .. ..

12 United States .. .. .. .. 0.8 0.9 .. .. .. .. .. ..

13 Spain .. .. .. .. 2.7 2.0 .. .. .. .. .. ..

14 Denmark .. .. .. .. 0.8 2.0 .. .. .. .. .. ..

15 Austria .. .. .. .. 0.4 3.0 .. .. .. .. .. ..

16 United Kingdom .. .. .. .. 3.4 7.2 .. .. .. .. .. ..

17 Belgium .. .. .. .. 4.0 8.6 .. .. .. .. .. ..

18 Luxembourg .. .. .. .. .. 301.3 .. .. .. .. .. ..

19 New Zealand .. .. .. .. 4.0 1.8 .. .. .. .. .. ..

20 Italy .. .. .. .. 0.6 1.1 .. .. .. .. .. ..

21 Hong Kong, China (SAR) .. .. (.) .. .. 20.2 .. .. .. .. .. ..

22 Germany .. .. .. .. 0.2 1.1 .. .. .. .. .. ..

23 Israel .. .. 2.6 .. 0.3 4.5 .. .. .. .. .. ..

24 Greece .. .. .. .. 1.2 0.3 .. .. .. .. .. ..

25 Singapore .. .. (.) .. 15.1 17.2 .. .. .. .. .. ..

26 Korea (Republic of) .. .. (.) .. 0.3 0.6 .. .. .. .. .. ..

27 Slovenia .. .. .. .. .. 1.6 .. .. .. .. .. ..

28 Cyprus .. .. 0.7 .. 2.3 7.3 d .. .. .. .. .. ..

29 Portugal .. .. .. .. 3.5 1.7 .. .. .. .. .. ..

30 Brunei Darussalam .. .. 0.1 .. .. .. .. .. .. .. .. ..

31 Barbados -2.1 -7.7 0.2 -0.1 0.7 2.0 -0.8 -0.3 8.2 3.1 15.1 4.7

32 Czech Republic .. .. .. .. 0.0 4.1 d 1.9 -3.8 3.0 4.8 .. ..

33 Kuwait .. .. (.) .. 0.0 0.3 .. .. .. .. .. ..

34 Malta .. .. 0.2 .. .. .. .. .. .. .. .. ..

35 Qatar .. .. (.) .. .. .. .. .. .. .. .. ..

36 Hungary .. .. .. .. 1.9 5.9 -1.4 4.7 12.8 21.5 34.3 31.0

37 Poland .. .. .. .. 0.2 3.2 (.) 5.1 1.6 11.2 4.9 28.8

38 Argentina 99.7 2.6 0.1 0.1 1.3 2.6 -1.5 0.5 4.4 5.8 37.0 20.7

39 United Arab Emirates .. .. (.) .. .. .. .. .. .. .. .. ..

40 Chile 151.7 9.3 0.3 0.1 2.1 5.8 4.9 4.2 8.8 6.7 25.9 15.4

41 Bahrain .. .. 3.2 .. .. .. .. .. .. .. .. ..

42 Slovakia .. .. .. .. 0.6 4.1 0.0 -5.0 .. 12.6 .. 13.8 e

43 Lithuania .. .. .. .. .. 4.0 0.0 0.4 .. 10.1 .. 16.5

44 Estonia .. .. .. .. .. 22.9 0.0 -7.1 .. 12.1 .. 13.7

45 Latvia .. .. .. .. .. 4.6 0.0 15.8 .. 19.6 .. 37.4

46 Uruguay 14.6 4.2 0.6 0.1 0.4 4.2 -2.1 2.1 10.6 13.3 40.8 38.9

47 Croatia 125.4 28.2 .. 0.3 .. 4.6 .. 4.6 .. 12.8 .. 23.9

48 Costa Rica 29.5 6.8 3.1 0.1 2.2 4.3 -1.9 1.3 6.8 3.0 23.9 5.9

49 Bahamas .. .. 0.1 .. -0.6 3.5 e .. .. .. .. .. ..

50 Seychelles 18.8 222.6 9.6 2.7 5.5 11.9 -1.7 2.6 5.8 7.9 8.9 7.4

51 Cuba 87.8 7.8 .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

52 Mexico 189.4 1.8 0.1 (.) 1.0 2.4 2.7 0.5 4.3 5.7 20.7 17.2

53 Bulgaria .. .. .. .. (.) 9.8 0.0 4.7 .. 21.7 .. 31.5
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54 Saint Kitts and Nevis 3.5 73.3 5.1 0.8 30.6 10.4 -0.3 -3.2 1.9 10.6 2.9 22.8

55 Tonga 31.8 310.3 26.2 14.8 0.2 2.1 -0.1 0.0 1.7 1.9 2.9 ..

56 Libyan Arab Jamahiriya 24.4 .. (.) 0.1 .. .. .. .. .. .. .. ..

57 Antigua and Barbuda 7.2 89.3 1.2 0.8 .. .. .. .. .. .. .. ..

58 Oman 30.7 12.0 0.5 .. 1.2 0.8 d 0.0 -0.1 d .. 4.1 d .. 7.5

59 Trinidad and Tobago -2.1 -1.6 0.4 (.) 2.2 7.7 -3.5 -1.0 8.9 2.6 19.3 5.4 d

60 Romania .. .. .. .. (.) 6.7 (.) 7.7 (.) 7.0 0.3 18.3

61 Saudi Arabia 26.3 1.1 (.) (.) .. .. .. .. .. .. .. ..

62 Panama 19.5 6.0 1.9 0.1 2.6 6.6 -0.1 2.5 6.5 13.5 6.2 17.5

63 Malaysia 31.6 1.2 1.1 (.) 5.3 3.0 -4.2 -1.6 9.8 7.2 12.6 5.6

64 Belarus 53.8 .. .. 0.2 .. 1.0 0.0 0.1 .. 2.3 .. 3.7

65 Mauritius 31.9 25.6 3.7 0.5 1.7 0.6 1.9 (.) 6.5 4.5 8.8 7.2

66 Bosnia and Herzegovina 546.1 139.8 .. 5.5 .. 3.0 .. 2.8 .. 2.7 .. 4.9

67 Russian Federation .. .. .. .. .. 2.0 0.0 5.6 .. 5.5 .. 14.6

68 Albania 318.7 101.8 0.5 3.8 .. 3.1 0.0 0.4 .. 1.0 .. 2.5

69 Macedonia (TFYR) 230.3 113.2 .. 4.0 .. 1.7 0.0 2.8 .. 4.1 .. 8.6

70 Brazil 191.9 1.0 (.) (.) 0.2 1.9 -0.1 1.0 1.8 7.9 22.2 44.8

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT 

71 Dominica 15.2 210.7 11.8 5.3 7.7 9.2 -0.3 -0.2 3.5 6.0 5.6 13.2

72 Saint Lucia 11.1 66.8 3.1 1.3 11.3 13.1 -0.1 -0.6 1.6 4.0 2.1 7.1

73 Kazakhstan 229.2 15.1 .. 0.4 .. 3.5 0.0 11.9 .. 23.1 .. 42.1

74 Venezuela (Bolivarian Republic of) 48.7 1.8 0.2 (.) 1.0 2.1 -1.2 3.5 10.6 4.0 23.3 9.1

75 Colombia 511.1 11.2 0.2 0.4 1.2 8.5 -0.4 -0.2 9.7 8.3 40.9 35.3

76 Ukraine 409.6 .. .. 0.5 .. 9.4 0.0 4.8 .. 7.1 .. 13.0

77 Samoa 44.0 237.6 42.4 10.9 5.9 -0.9 0.0 0.0 4.9 5.5 5.8 17.3

78 Thailand -171.1 -2.7 0.9 -0.1 2.9 2.6 2.3 3.0 6.2 11.0 16.9 14.6

79 Dominican Republic 77.0 8.7 1.4 0.3 1.9 3.5 (.) 0.6 3.3 3.0 10.4 6.9

80 Belize 12.9 44.2 7.3 1.2 4.2 11.4 0.5 2.5 4.4 20.7 6.8 34.5

81 China 1,756.9 1.3 0.6 0.1 1.0 3.5 1.3 1.1 2.0 1.2 11.7 3.1

82 Grenada 44.9 421.3 6.2 9.5 5.8 5.6 0.1 -0.4 1.5 2.6 3.1 7.1

83 Armenia 193.3 64.1 .. 3.9 81.4 5.3 0.0 1.7 .. 2.8 .. 7.9

84 Turkey 464.0 6.4 0.8 0.1 0.5 2.7 0.8 6.5 4.9 11.6 29.4 39.1

85 Suriname 44.0 97.9 15.3 3.3 .. .. .. .. .. .. .. ..

86 Jordan 622.0 114.9 22.0 4.9 0.9 12.1 5.3 1.6 15.6 4.8 20.4 6.5

87 Peru 397.8 14.2 1.5 0.5 0.2 3.2 0.1 3.1 1.8 7.0 10.8 26.0

88 Lebanon 243.0 67.9 8.9 1.1 0.2 11.7 0.2 11.3 3.5 16.1 .. 17.7

89 Ecuador 209.5 15.8 1.5 0.6 1.2 4.5 0.6 1.6 10.5 11.4 32.5 30.6

90 Philippines 561.8 6.8 2.9 0.6 1.2 1.1 0.2 2.6 8.1 10.0 27.0 16.7

91 Tunisia 376.5 37.6 3.2 1.3 0.6 2.5 -1.6 -0.4 11.6 7.2 24.5 13.0

92 Fiji 64.0 75.5 3.7 2.3 6.9 -0.1 -1.2 -0.1 7.9 0.6 12.0 ..

93 Saint Vincent and the Grenadines 4.9 41.1 7.8 1.1 3.9 12.9 0.0 5.3 2.2 5.5 2.9 11.2

94 Iran ( Islamic Republic of) 104.0 1.5 0.1 0.1 -0.3 (.) (.) 0.3 0.6 1.3 3.2 ..

95 Paraguay 51.1 8.3 1.1 0.7 1.5 0.9 -0.2 (.) 6.2 6.7 12.4 11.4

96 Georgia 309.8 69.2 .. 4.8 .. 7.0 0.0 0.8 .. 2.9 .. 7.4

97 Guyana 136.8 182.1 42.4 17.4 2.0 9.8 -4.1 -0.1 74.5 4.2 .. 3.7

98 Azerbaijan 223.4 26.6 .. 1.8 (.) 13.4 0.0 0.1 .. 1.9 .. 2.6

99 Sri Lanka 1,189.3 60.7 9.1 5.1 0.5 1.2 0.1 -1.3 4.8 1.9 13.8 4.5

100 Maldives 66.8 203.0 9.7 8.7 2.6 1.2 0.5 0.6 4.1 4.4 4.8 6.9

101 Jamaica 35.7 13.5 5.9 0.4 3.0 7.1 -1.0 9.8 14.4 10.1 26.9 16.3

102 Cape Verde 160.6 316.9 31.1 16.3 0.1 5.5 (.) 0.4 1.7 3.4 4.8 6.4

103 El Salvador 199.4 29.0 7.2 1.2 (.) 3.0 0.1 2.7 4.3 3.8 15.3 8.6

104 Algeria 370.6 11.3 0.2 0.4 (.) 1.1 -0.7 -0.8 14.2 5.8 63.4 ..

105 Viet Nam 1,904.9 23.0 2.8 3.6 2.8 3.7 (.) 1.3 2.7 1.8 .. 2.6

106 Occupied Palestinian Territories 1,101.6 303.8 .. 27.4 .. .. .. .. .. .. .. ..
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E18 Flows of aid, private capital and debt

107 Indonesia 2,523.5 11.4 1.5 0.9 1.0 1.8 1.6 0.5 8.7 6.3 33.3 22.0 d

108 Syrian Arab Republic 77.9 4.1 5.5 0.3 0.6 1.6 -0.1 (.) 9.7 0.8 21.8 1.9

109 Turkmenistan 28.3 5.8 .. 0.4 .. 0.8 0.0 -1.0 .. 3.8 .. ..

110 Nicaragua 740.1 134.9 32.6 15.1 0.1 4.9 2.0 0.3 1.6 3.5 3.9 6.9

111 Moldova 191.8 45.6 .. 6.6 .. 6.8 0.0 2.9 .. 8.6 .. 10.2

112 Egypt 925.9 12.5 12.6 1.0 1.7 6.0 -0.2 5.8 7.1 2.8 20.4 6.8

113 Uzbekistan 172.3 6.5 .. 1.2 .. 0.3 0.0 -1.7 .. 5.6 .. ..

114 Mongolia 211.9 82.9 0.6 11.3 .. 9.7 0.0 (.) .. 2.4 .. 2.9 d

115 Honduras 680.8 94.5 14.7 8.2 1.4 5.6 1.0 0.7 12.8 4.6 35.3 7.2

116 Kyrgyzstan 268.5 52.1 .. 11.0 .. 1.7 0.0 (.) .. 5.2 .. 10.0

117 Bolivia 582.9 63.5 11.2 6.2 0.6 -3.0 -0.5 3.4 7.9 5.7 38.6 14.8

118 Guatemala 253.6 20.1 2.6 0.8 0.6 0.7 -0.1 (.) 3.0 1.5 13.6 5.8

119 Gabon 53.9 38.9 2.2 0.7 1.2 3.7 0.5 0.1 3.0 1.4 6.4 5.3 d

120 Vanuatu 39.5 186.8 32.9 11.6 8.7 3.9 -0.1 0.0 1.6 0.7 2.1 1.3

121 South Africa 700.0 15.5 .. 0.3 -0.1 2.6 0.3 3.4 .. 2.0 .. 6.9

122 Tajikistan 241.4 37.1 .. 10.4 .. 2.4 0.0 -0.1 .. 3.4 .. 4.5

123 Sao Tome and Principe 31.9 203.8 94.0 45.2 .. 9.9 -0.2 0.0 4.9 13.8 34.4 ..

124 Botswana 70.9 40.2 3.8 0.7 2.5 2.7 -0.5 0.6 2.8 0.5 4.3 0.9

125 Namibia 123.4 60.7 5.1 2.0 .. .. .. .. .. .. .. ..

126 Morocco 651.8 21.6 4.1 1.3 0.6 3.0 1.2 0.3 6.9 5.3 21.5 11.3

127 Equatorial Guinea 39.0 77.5 45.6 1.2 8.4 57.6 0.0 0.0 3.9 0.1 12.1 ..

128 India 1,724.1 1.6 0.4 0.2 0.1 0.8 0.5 1.5 2.6 3.0 31.9 19.1 e

129 Solomon Islands 198.2 415.0 21.6 66.5 4.9 -0.3 -1.5 -2.1 5.5 4.7 11.8 ..

130 Lao People’s Democratic Republic 295.7 49.9 17.2 10.3 0.7 1.0 0.0 7.9 1.0 6.0 8.7 ..

131 Cambodia 537.8 38.2 3.7 8.7 .. 6.1 0.0 0.0 2.7 0.5 .. 0.7

132 Myanmar 144.7 2.9 .. .. .. .. .. .. .. .. 18.4 3.8 d

133 Bhutan 90.0 98.1 15.4 10.7 0.5 0.1 -0.9 0.0 1.7 0.8 .. ..

134 Comoros 25.2 42.0 17.9 6.5 0.2 0.3 0.0 0.0 0.4 1.0 2.3 ..

135 Ghana 1,119.9 50.6 9.5 10.4 0.3 1.0 -0.4 0.1 6.2 2.7 38.1 7.1

136 Pakistan 1,666.5 10.7 2.8 1.5 0.6 2.0 -0.2 1.3 4.8 2.2 21.3 10.2

137 Mauritania 190.4 62.0 23.2 10.3 0.7 6.2 -0.1 0.8 14.3 3.6 29.8 ..

138 Lesotho 68.8 38.3 22.6 4.7 2.8 6.3 (.) -0.5 3.8 3.7 4.2 5.0

139 Congo 1,448.9 362.3 7.8 28.5 -0.5 14.2 -3.6 0.0 19.0 2.3 35.3 2.4

140 Bangladesh 1,320.5 9.3 6.9 2.2 (.) 1.3 0.2 (.) 2.5 1.3 25.8 5.3

141 Swaziland 46.0 40.7 6.1 1.7 3.4 -0.6 -0.5 0.4 5.3 1.6 5.7 1.9

142 Nepal 427.9 15.8 11.7 5.8 0.2 (.) -0.4 (.) 1.9 1.6 15.7 4.6

143 Madagascar 929.2 49.9 12.9 18.4 0.7 0.6 -0.5 (.) 7.2 1.5 45.5 17.0

144 Cameroon 413.8 25.4 4.0 2.5 -1.0 0.1 -0.1 -0.3 4.6 4.7 20.3 15.4 e

145 Papua New Guinea 266.1 45.2 12.8 5.4 4.8 0.7 1.5 -3.3 17.2 7.9 37.2 10.7

146 Haiti 515.0 60.4 5.8 12.1 0.3 0.2 0.0 0.0 1.3 1.4 11.1 3.7

147 Sudan 1,828.6 50.5 6.2 6.6 -0.2 8.4 0.0 0.2 0.4 1.4 8.7 6.5

148 Kenya 768.3 22.4 13.8 4.1 0.7 0.1 0.8 (.) 9.2 1.3 35.4 4.4

149 Djibouti 78.6 99.1 42.8 11.1 .. 3.2 -0.1 0.0 3.3 2.6 .. ..

150 Timor-Leste 184.7 189.4 .. 52.9 .. .. .. .. .. .. .. ..

151 Zimbabwe 367.7 28.3 3.8 10.9 -0.1 3.0 1.1 -0.5 5.4 6.7 23.1 ..

152 Togo 86.7 14.1 15.9 3.9 1.1 0.1 0.3 0.0 5.3 0.8 11.9 2.2 d

153 Yemen 335.9 16.0 8.3 2.2 -2.7 -1.8 3.3 0.2 3.5 1.4 5.6 2.6

154 Uganda 1,198.0 41.6 15.4 13.7 -0.1 2.9 0.4 0.1 3.4 2.0 81.4 9.2

155 Gambia 58.2 38.3 30.7 12.6 4.5 11.3 -2.4 0.0 11.9 6.3 22.2 12.0

LOW HUMAN DEVELOPMENT

156 Senegal 689.3 59.1 14.2 8.4 1.0 0.7 -0.2 0.2 5.7 2.3 19.9 11.8 d

157 Eritrea 355.2 80.7 .. 36.6 .. 1.2 .. 0.0 .. 2.1 .. ..

158 Nigeria 6,437.3 48.9 0.9 6.5 2.1 2.0 -0.4 -0.2 11.7 9.0 22.6 15.8

159 Tanzania (United Republic of) 1,505.1 39.3 27.3 12.4 (.) 3.9 0.1 (.) 4.2 1.1 32.9 4.3
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NOTES
 This table presents data for countries included 

in Parts I and II of the DAC list of aid recipients 
(OECD-DAC 2007a). The denominator 
conventionally used when comparing offi cial 
development assistance and total debt service 
to the size of the economy is GNI, not GDP (see 
Defi nitions of statistical terms ). GDP is used here, 
however, to allow comparability throughout the 
table. With few exceptions the denominators 
produce similar results.

a. ODA receipts are total net ODA fl ows from DAC 
countries as well as Taiwan Province of China, 
Czech Republic, Hungary, Iceland, Israel, Republic 
of Korea, Kuwait, Poland, Saudi Arabia, Slovakia, 
Turkey, United Arab Emirates and other small 
donors, including Estonia, Latvia, Lithuania 

and Slovenia, and concessional lending from 
multilateral organizations. A negative value 
indicates that repayments of ODA loans exceed 
the amount of ODA received.

b. A negative value indicates that the capital fl owing 
out of the country exceeds that fl owing in.

c. Other private fl ows combine non-debt-creating 
portfolio equity investment fl ows, portfolio debt 
fl ows and bank and trade-related lending. 

d. Data refer to 2004.
e. Data refer to 2003.
f. Mexico and Turkey were the only OECD 

member states to receive ODA from these sources 
in 2005.

g. World total includes US$ 14,614 million not 
allocated either to individual countries or to 
specifi c regions.

SOURCES
Column 1: OECD-DAC 2007b. 
Column 2: Calculated on the basis of data on ODA 
and population from OECD-DAC 2007b.
Columns 3 and 4: Calculated on the basis of data 
on ODA from OECD-DAC 2007b and GDP from World 
Bank 2007b.
Columns 5 and 6: Calculated on the basis of data on 
foreign direct investment and GDP from World Bank 
2007b and GDP from World Bank 2007b.
Columns 7 and 8: Calculated on the basis of data on 
portfolio investment, bank- and trade-related lending 
and GDP data from World Bank 2007b. 
Columns 9 and 10: Calculated on the basis of data 
on debt service and GDP data from World Bank 
2007b. 
Columns 11 and 12: World Bank 2007b.

160 Guinea 182.1 19.4 10.3 5.5 0.6 3.1 -0.7 0.0 6.0 4.9 20.0 19.9 d

161 Rwanda 576.0 63.7 11.1 26.7 0.3 0.4 -0.1 0.0 0.8 1.1 14.2 8.1

162 Angola 441.8 27.7 2.6 1.3 -3.3 -4.0 5.6 4.7 3.2 6.8 8.1 9.2

163 Benin 349.1 41.4 14.5 8.1 3.4 0.5 (.) -0.1 2.1 1.6 8.2 7.2 d

164 Malawi 575.3 44.7 26.6 27.8 1.2 0.1 0.1 -0.1 7.1 4.6 29.3 ..

165 Zambia 945.0 81.0 14.4 13.0 6.2 3.6 -0.3 1.8 6.1 3.3 14.7 ..

166 Côte d’Ivoire 119.1 6.6 6.4 0.7 0.4 1.6 0.1 -0.8 11.7 2.8 35.4 5.5

167 Burundi 365.0 48.4 23.2 45.6 0.1 0.1 -0.5 -0.6 3.7 4.9 43.4 41.4

168 Congo (Democratic Republic of the) 1,827.6 31.8 9.6 25.7 0.2 5.7 -0.1 (.) 3.7 3.0 .. ..

169 Ethiopia 1,937.3 27.2 8.4 17.3 0.1 2.4 -0.5 1.0 2.0 0.8 39.0 4.1

170 Chad 379.8 39.0 17.9 6.9 0.5 12.9 (.) (.) 0.7 1.1 4.4 ..

171 Central African Republic 95.3 23.6 16.7 7.0 (.) 0.4 (.) 0.0 2.0 0.4 13.2 ..

172 Mozambique 1,285.9 65.0 40.5 19.4 0.4 1.6 1.0 -0.3 3.2 1.4 26.2 4.2

173 Mali 691.5 51.1 19.8 13.0 0.2 3.0 (.) 0.2 2.8 1.7 12.3 7.2 d

174 Niger 515.4 36.9 15.6 15.1 1.6 0.4 0.4 -0.2 4.0 1.1 17.4 7.1 d

175 Guinea-Bissau 79.1 49.9 51.8 26.3 0.8 3.3 (.) 0.0 3.5 10.8 31.1 40.2 d

176 Burkina Faso 659.6 49.9 10.5 12.8 (.) 0.4 (.) (.) 1.1 0.9 6.8 ..

177 Sierra Leone 343.4 62.1 9.1 28.8 5.0 4.9 0.6 0.0 3.3 2.1 10.1 9.2

Developing countries 86,043.0 T 16.5 1.4 0.9 0.9 2.7 0.5 1.5 4.4 4.6 .. 13.0

  Least developed countries 25,979.5 T 33.9 11.8 9.3 0.3 2.6 0.5 0.8 3.0 2.3 16.9 7.0

  Arab States 29,612.0 T 94.3 2.9 3.0 .. .. .. 1.8 .. .. .. ..

  East Asia and the Pacifi c 9,541.6 T 4.9 0.8 0.2 .. .. .. .. .. .. .. ..

  Latin America and the Caribbean 6,249.5 T 11.3 0.5 0.3 0.8 2.9 0.5 1.2 4.0 6.6 23.7 22.9

  South Asia 9,937.5 T 6.3 1.2 0.8 (.) 0.8 0.3 1.2 2.3 2.6 .. 15.4

  Sub-Saharan Africa 30,167.7 T 41.7 5.7 5.1 0.4 2.4 0.3 1.7 .. .. .. ..

Central and Eastern Europe and the CIS 5,299.4 T 13.1 (.) 0.3 .. .. (.) 4.4 .. .. .. ..

OECD 759.4 Tf .. .. (.) 1.0 1.6 .. .. .. .. .. ..

  High-income OECD 0.0 T 0.0 .. 0.0 1.0 1.6 .. .. ..

High human development 2,633.0 T 1.6 .. (.) 1.0 1.7 .. .. .. .. .. ..

Medium human development 40,160.4 T 9.4 1.8 0.7 0.7 2.8 0.6 1.9 4.8 3.7 22.2 10.3

Low human development 21,150.9 T 42.0 9.7 9.0 0.7 1.5 0.4 0.6 6.4 5.6 22.0 12.2

High income .. T .. .. .. 1.0 1.6 .. .. ..

Middle income 42,242.2 T 13.7 0.7 1.3 0.9 3.1 0.4 2.2 4.5 5.5 20.3 14.3

Low income 44,123.0 T 18.2 4.1 3.2 0.4 1.4 0.3 1.0 3.7 3.1 27.1 13.7

World 106,372.9 Tg 16.3 0.3 0.2 1.0 1.9 .. 2.0 .. 5.1 .. ..
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E19 . . . to have access to the resources needed for a decent standard of living . . .

Priorities in public spending

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Iceland 8.3 .. 8.1 0.0 0.0 .. ..

2 Norway 8.1 7.1 7.7 2.9 1.7 .. ..

3 Australia 6.5 4.9 4.7 2.0 1.8 .. ..

4 Canada 6.8 6.5 5.2 2.0 1.1 .. ..

5 Ireland 5.7 5.0 4.8 1.3 0.6 .. ..

6 Sweden 7.7 7.1 7.4 2.6 1.5 .. ..

7 Switzerland 6.7 5.3 6.0 1.8 1.0 .. ..

8 Japan 6.3 .. 3.6 0.9 1.0 .. ..

9 Netherlands 5.7 5.6 5.4 2.5 1.5 .. ..

10 France 8.2 5.5 5.9 3.4 2.5 .. ..

11 Finland 5.7 6.5 6.5 1.6 1.4 .. ..

12 United States 6.9 5.1 5.9 5.3 4.1 .. ..

13 Spain 5.7 4.1 4.3 1.8 1.1 .. ..

14 Denmark 7.1 6.9 8.5 2.0 1.8 .. ..

15 Austria 7.8 5.3 5.5 1.2 0.9 .. ..

16 United Kingdom 7.0 4.8 5.4 3.9 2.7 .. ..

17 Belgium 6.9 5.0 6.1 2.4 1.1 .. ..

18 Luxembourg 7.2 3.0 3.6 d,e 0.9 0.8 .. ..

19 New Zealand 6.5 6.1 6.5 1.9 1.0 .. ..

20 Italy 6.5 3.0 4.7 2.1 1.9 .. ..

21 Hong Kong, China (SAR) .. 2.8 4.2 .. .. .. ..

22 Germany 8.2 .. 4.6 2.8 f 1.4 .. ..

23 Israel 6.1 6.5 6.9 12.3 9.7 .. ..

24 Greece 4.2 2.3 4.3 4.5 4.1 .. ..

25 Singapore 1.3 3.1 3.7 e 4.9 4.7 .. ..

26 Korea (Republic of) 2.9 3.8 4.6 3.7 2.6 .. ..

27 Slovenia 6.6 4.8 6.0 2.2 g 1.5 .. ..

28 Cyprus 2.6 3.7 6.3 5.0 1.4 .. ..

29 Portugal 7.0 4.6 5.7 2.7 2.3 .. ..

30 Brunei Darussalam 2.6 3.5 .. 6.4 3.9 .. ..

31 Barbados 4.5 7.8 6.9 0.8 0.8 e 8.2 3.1

32 Czech Republic 6.5 .. 4.4 .. 1.8 3.0 4.8

33 Kuwait 2.2 4.8 5.1 48.5 4.8 .. ..

34 Malta 7.0 4.4 4.5 0.9 0.7 .. ..

35 Qatar 1.8 3.5 1.6 d .. .. .. ..

36 Hungary 5.7 6.1 5.5 2.8 1.5 12.8 21.5

37 Poland 4.3 5.2 5.4 2.8 1.9 1.6 11.2

38 Argentina 4.3 3.3 3.8 1.2 1.0 4.4 5.8

39 United Arab Emirates 2.0 2.0 1.3 d 6.2 2.0 .. ..

40 Chile 2.9 2.4 3.5 4.3 3.8 8.8 6.7

41 Bahrain 2.7 3.9 .. 5.1 3.6 .. ..

42 Slovakia 5.3 5.6 4.3 .. 1.7 .. 12.6

43 Lithuania 4.9 5.5 5.2 .. 1.2 .. 10.1

44 Estonia 4.0 .. 5.3 0.5 g 1.5 .. 12.1

45 Latvia 4.0 4.1 5.3 .. 1.7 .. 19.6

46 Uruguay 3.6 2.5 2.6 3.1 1.3 10.6 13.3

47 Croatia 6.2 h,i 5.5 4.7 7.6 g 1.6 .. 12.8

48 Costa Rica 5.1 3.4 4.9 0.0 0.0 6.8 3.0

49 Bahamas 3.4 3.7 3.6 d,e 0.8 0.7 .. ..

50 Seychelles 4.6 6.5 5.4 d 4.0 1.8 5.8 7.9

51 Cuba 5.5 9.7 9.8 .. .. .. ..

52 Mexico 3.0 3.8 5.4 0.4 0.4 4.3 5.7

53 Bulgaria 4.6 5.4 4.2 3.5 2.4 .. 21.7
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54 Saint Kitts and Nevis 3.3 2.7 9.3 .. .. 1.9 10.6

55 Tonga 5.0 .. 4.8 .. 1.0 e 1.7 1.9

56 Libyan Arab Jamahiriya 2.8 .. 2.7 e .. 2.0 .. ..

57 Antigua and Barbuda 3.4 .. 3.8 .. .. .. ..

58 Oman 2.4 3.0 3.6 16.5 11.9 .. 4.1

59 Trinidad and Tobago 1.4 4.1 4.2 d .. .. 8.9 2.6

60 Romania 3.4 3.5 3.4 4.6 2.0 (.) 7.0

61 Saudi Arabia 2.5 5.8 6.8 14.0 8.2 .. ..

62 Panama 5.2 4.6 3.8 d 1.3 1.0 e 6.5 13.5

63 Malaysia 2.2 5.1 6.2 2.6 2.4 9.8 7.2

64 Belarus 4.6 5.7 6.0 1.5 g 1.2 .. 2.3

65 Mauritius 2.4 3.8 4.5 0.3 0.2 6.5 4.5

66 Bosnia and Herzegovina 4.1 .. .. .. 1.9 .. 2.7

67 Russian Federation 3.7 3.6 3.6 d 12.3 4.1 .. 5.5

68 Albania 3.0 .. 2.9 d 5.9 1.4 .. 1.0

69 Macedonia (TFYR) 5.7 .. 3.5 .. 2.2 .. 4.1

70 Brazil 4.8 .. 4.4 2.4 1.6 1.8 7.9

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

71 Dominica 4.2 .. 5.0 d,e .. .. 3.5 6.0

72 Saint Lucia 3.3 .. 5.8 .. .. 1.6 4.0

73 Kazakhstan 2.3 3.9 2.3 .. 1.1 .. 23.1

74 Venezuela (Bolivarian Republic of) 2.0 4.6 .. 1.8 g 1.2 10.6 4.0

75 Colombia 6.7 2.4 4.8 1.8 3.7 9.7 8.3

76 Ukraine 3.7 6.2 6.4 .. 2.4 .. 7.1

77 Samoa 4.1 .. 4.5 d .. .. 4.9 5.5

78 Thailand 2.3 3.1 4.2 2.6 1.1 6.2 11.0

79 Dominican Republic 1.9 .. 1.8 0.6 0.5 3.3 3.0

80 Belize 2.7 4.6 5.4 1.2 .. 4.4 20.7

81 China 1.8 i 2.2 1.9 e 2.7 2.0 2.0 1.2

82 Grenada 5.0 4.9 5.2 .. .. 1.5 2.6

83 Armenia 1.4 .. 3.2 e 2.2 g 2.7 .. 2.8

84 Turkey 5.6 h,i 2.4 3.7 3.5 2.8 4.9 11.6

85 Suriname 3.6 5.9 .. .. .. .. ..

86 Jordan 4.7 i 8.0 4.9 e 6.9 5.3 15.6 4.8

87 Peru 1.9 2.8 2.4 0.1 1.4 1.8 7.0

88 Lebanon 3.2 .. 2.6 7.6 4.5 3.5 16.1

89 Ecuador 2.2 2.5 1.0 d,e 1.9 2.6 10.5 11.4

90 Philippines 1.4 3.0 2.7 1.4 0.9 8.1 10.0

91 Tunisia 2.8 e 6.0 7.3 2.0 1.6 11.6 7.2

92 Fiji 2.9 5.1 6.4 2.3 1.2 e 7.9 0.6

93 Saint Vincent and the Grenadines 3.9 5.9 8.2 .. .. 2.2 5.5

94 Iran ( Islamic Republic of) 3.2 4.1 4.7 2.9 5.8 0.6 1.3

95 Paraguay 2.6 1.9 4.3 1.0 0.7 6.2 6.7

96 Georgia 1.5 .. 2.9 .. 3.5 .. 2.9

97 Guyana 4.4 2.2 8.5 0.9 .. 74.5 4.2

98 Azerbaijan 0.9 7.7 2.5 2.5 g 2.5 .. 1.9

99 Sri Lanka 2.0 3.2 .. 2.1 2.6 4.8 1.9

100 Maldives 6.3 7.0 7.1 .. .. 4.1 4.4

101 Jamaica 2.8 4.5 5.3 0.6 0.6 14.4 10.1

102 Cape Verde 3.9 3.6 6.6 .. 0.7 e 1.7 3.4

103 El Salvador 3.5 1.8 2.8 2.0 0.6 4.3 3.8

104 Algeria 2.6 5.1 .. 1.5 2.9 14.2 5.8

105 Viet Nam 1.5 1.8 .. .. .. 2.7 1.8

106 Occupied Palestinian Territories 7.8 e .. .. .. .. .. ..
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E19 Priorities in public spending

107 Indonesia 1.0 1.0 0.9 1.8 1.2 8.7 6.3

108 Syrian Arab Republic 2.2 3.9 .. 6.0 5.1 9.7 0.8

109 Turkmenistan 3.3 3.9 .. .. 2.9 e .. 3.8

110 Nicaragua 3.9 3.4 3.1 d 4.0 g 0.7 1.6 3.5

111 Moldova 4.2 5.3 4.3 .. 0.3 .. 8.6

112 Egypt 2.2 3.9 .. 4.7 2.8 7.1 2.8

113 Uzbekistan 2.4 9.4 .. .. 0.5 e .. 5.6

114 Mongolia 4.0 11.5 5.3 4.3 1.6 .. 2.4

115 Honduras 4.0 3.8 .. .. 0.6 12.8 4.6

116 Kyrgyzstan 2.3 6.0 4.4 d 1.6 g 3.1 .. 5.2

117 Bolivia 4.1 2.4 6.4 2.3 1.6 7.9 5.7

118 Guatemala 2.3 1.3 .. 1.5 0.3 3.0 1.5

119 Gabon 3.1 .. 3.9 d,e .. 1.5 3.0 1.4

120 Vanuatu 3.1 4.6 9.6 .. .. 1.6 0.7

121 South Africa 3.5 5.9 5.4 3.8 1.5 .. 2.0

122 Tajikistan 1.0 9.1 3.5 0.3 g 2.2 e .. 3.4

123 Sao Tome and Principe 9.9 .. .. .. .. 4.9 13.8

124 Botswana 4.0 6.2 10.7 4.1 3.0 2.8 0.5

125 Namibia 4.7 7.9 6.9 5.6 g 3.2 .. ..

126 Morocco 1.7 5.0 6.7 5.0 4.5 6.9 5.3

127 Equatorial Guinea 1.2 .. 0.6 d .. .. 3.9 0.1

128 India 0.9 3.7 3.8 3.2 2.8 2.6 3.0

129 Solomon Islands 5.6 3.8 3.3 d,e .. .. 5.5 4.7

130 Lao People’s Democratic Republic 0.8 .. 2.3 .. 2.1 e 1.0 6.0

131 Cambodia 1.7 .. 1.9 3.1 1.8 2.7 0.5

132 Myanmar 0.3 .. 1.3 e .. .. .. ..

133 Bhutan 3.0 .. 5.6 e .. .. 1.7 0.8

134 Comoros 1.6 .. 3.9 .. .. 0.4 1.0

135 Ghana 2.8 .. 5.4 0.4 0.7 6.2 2.7

136 Pakistan 0.4 2.6 2.3 5.8 3.5 4.8 2.2

137 Mauritania 2.0 4.6 2.3 3.8 3.6 14.3 3.6

138 Lesotho 5.5 6.2 13.4 4.5 2.3 3.8 3.7

139 Congo 1.2 7.4 2.2 .. 1.4 19.0 2.3

140 Bangladesh 0.9 1.5 2.5 1.0 1.0 2.5 1.3

141 Swaziland 4.0 5.7 6.2 1.8 1.8 e 5.3 1.6

142 Nepal 1.5 2.0 3.4 0.9 2.1 1.9 1.6

143 Madagascar 1.8 2.5 3.2 1.2 1.1 7.2 1.5

144 Cameroon 1.5 3.2 1.8 d 1.5 1.3 4.6 4.7

145 Papua New Guinea 3.0 .. .. 2.1 0.6 17.2 7.9

146 Haiti 2.9 1.4 .. .. .. 1.3 1.4

147 Sudan 1.5 6.0 .. 3.5 2.3 e 0.4 1.4

148 Kenya 1.8 6.7 6.7 2.9 1.7 9.2 1.3

149 Djibouti 4.4 3.5 7.9 5.9 4.2 e 3.3 2.6

150 Timor-Leste 8.8 .. .. .. .. .. ..

151 Zimbabwe 3.5 7.7 4.6 d,e 4.4 2.3 5.4 6.7

152 Togo 1.1 .. 2.6 3.1 1.5 5.3 0.8

153 Yemen 1.9 .. 9.6 d,e 7.9 7.0 3.5 1.4

154 Uganda 2.5 1.5 5.2 d 3.1 2.3 3.4 2.0

155 Gambia 1.8 3.8 2.0 d 1.2 0.5 e 11.9 6.3

LOW HUMAN DEVELOPMENT

156 Senegal 2.4 3.9 5.4 2.0 1.5 5.7 2.3

157 Eritrea 1.8 .. 5.4 .. 24.1 e .. 2.1

158 Nigeria 1.4 0.9 .. 0.9 0.7 11.7 9.0

159 Tanzania (United Republic of) 1.7 2.8 2.2 d,e 2.0 1.1 4.2 1.1
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NOTES
a. Because of limitations in the data, comparisons 

across countries should be made with caution.  
For detailed notes on the data see  SIPRI 2007c.

b. For aggregates, see Table 18.
c. Data refer to the most recent year available during 

the period specifi ed.
d. National or UNESCO Institute for Statistics 

estimate.
e. Data refer to an earlier year than that specifi ed; 

from 1999 onwards.

f. Data refer to the Federal Republic of Germany 
before reunifi cation.

g. Data refer to the closest available year between 
1991 and 1992.

h. Data refer to 2005.
i. Data differ from the standard defi nition or refer to 

only part of a country.
j. Data refer to 2006.

SOURCES
Column 1: World Bank 2007b.
Columns 2 and 3: UNESCO Institute for Statistics  
2007b.
Column 4: SIPRI 2007b.
Column 5: SIPRI 2007c. 
Columns 6 and 7: calculated on the basis of data on 
debt service and GDP data from World Bank 2007b. 

160 Guinea 0.7 2.0 2.0 2.4 g 2.0 e 6.0 4.9

161 Rwanda 4.3 .. 3.8 3.7 2.9 0.8 1.1

162 Angola 1.5 .. 2.6 d,e 2.7 5.7 3.2 6.8

163 Benin 2.5 .. 3.5 d .. .. 2.1 1.6

164 Malawi 9.6 3.2 5.8 1.3 0.7 e 7.1 4.6

165 Zambia 3.4 2.8 2.0 3.7 2.3 e 6.1 3.3

166 Côte d’Ivoire 0.9 .. 4.6 d,e 1.3 1.5 e 11.7 2.8

167 Burundi 0.8 3.5 5.1 3.4 6.2 3.7 4.9

168 Congo (Democratic Republic of the) 1.1 .. .. .. 2.4 3.7 3.0

169 Ethiopia 2.7 2.4 6.1 j 8.5 2.6 2.0 0.8

170 Chad 1.5 1.6 2.1 .. 1.0 0.7 1.1

171 Central African Republic 1.5 2.2 .. 1.6 g 1.1 2.0 0.4

172 Mozambique 2.7 .. 3.7 5.9 0.9 3.2 1.4

173 Mali 3.2 .. 4.3 2.1 2.3 2.8 1.7

174 Niger 2.2 3.3 2.3 .. 1.2 e 4.0 1.1

175 Guinea-Bissau 1.3 .. 5.2 e .. 4.0 3.5 10.8

176 Burkina Faso 3.3 2.6 4.7 2.7 1.3 1.1 0.9

177 Sierra Leone 1.9 .. 3.8 d 1.4 1.0 3.3 2.1
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MDG

Youth unemployment rate

HDI rank

Unemployed 
people

(thousands)

Total
(% of labour 

force)

Average 
annual

(% of labour 
force)

Female
(% of male rate)

Total
(% of labour 
force aged 
15–24) a

Female
(% of male rate)

Long-term unemployment
(% of total unemployment)

Women Men

2006 2006 1996/2006 2006 2006 2006 2006 2006

TA
B

L
E20 . . . to have access to the resources needed for a decent standard of living . . .

Unemployment in OECD countries

NOTES
a. The age range may be 16–24 for some countries.
b. Data refer to 2005.

SOURCES
Columns 1—3, 5, 7 and 8: OECD  2007.
Columns 4 and 6: calculated on the basis of 
data on male and female unemployment rates 
from OECD  2007.

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Iceland 5.2 3.0 2.9 110 8.4 81 5.3 9.2

2 Norway 83.8 3.5 3.9 94 8.6 101 11.1 16.8

3 Australia 527.0 4.9 6.6 104 10.4 90 15.2 20.1

4 Canada 1,106.0 6.3 7.7 94 11.6 80 8.3 9.1

5 Ireland 91.4 4.4 6.0 89 8.4 89 24.5 40.8

6 Sweden 331.9 7.0 6.9 103 21.3 102 12.2 16.1

7 Switzerland 168.7 4.0 3.7 138 7.7 94 42.6 35.0

8 Japan 2,730.0 4.1 4.5 91 8.0 81 20.8 40.9

9 Netherlands 365.0 3.9 3.9 126 7.6 117 43.6 46.8

10 France 2,729.0 9.4 9.9 121 23.9 115 43.3 44.8

11 Finland 204.0 7.7 10.1 109 18.8 95 21.8 28.0

12 United States 7,002.0 4.6 5.0 100 10.5 86 9.2 10.7

13 Spain 1,837.1 8.5 12.2 184 17.9 144 32.2 25.9

14 Denmark 114.2 3.9 5.0 136 7.6 100 20.2 20.7

15 Austria 195.5 4.8 4.3 118 9.1 105 25.1 29.5

16 United Kingdom 1,602.0 5.3 5.6 86 13.9 75 14.9 27.5

17 Belgium 381.8 8.2 8.3 126 18.9 106 56.5 54.7

18 Luxembourg 9.1 b 4.8 3.3 180 13.7 b 138 b 20.5 b 33.8 b

19 New Zealand 82.6 3.8 5.4 117 9.6 108 5.5 8.8

20 Italy 1,673.6 6.8 9.4 165 21.6 132 54.8 50.8

22 Germany 4,250.0 8.4 8.5 119 13.5 89 56.5 57.8

24 Greece 427.4 8.9 10.3 243 24.5 196 60.1 48.1

26 Korea (Republic of) 824.0 3.5 4.0 76 10.0 77 0.9 1.2

29 Portugal 427.8 7.7 5.9 138 16.2 126 53.3 50.3

32 Czech Republic 371.1 7.2 7.2 153 17.5 112 56.3 53.9

36 Hungary 316.8 7.5 7.1 108 19.1 107 45.1 47.1

37 Poland 2,344.3 13.8 15.7 116 29.8 112 52.0 49.0

42 Slovakia 353.1 13.4 15.8 120 26.6 103 72.3 73.9

52 Mexico 1,367.3 3.2 3.3 118 6.2 138 2.3 2.7

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

84 Turkey 2,445.0 9.9 8.6 106 18.7 109 44.2 32.6

OECD 34,366.6 T 6.0 6.7 112 12.5 98 32.0 32.4
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Agriculture

(%)
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Both 
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(%)
Female
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(%)1996–2005d 1996–2005d 1996–2005d 1996–2005d 1996–2005d 1996–2005d 1996–2005d

TA
B

L
E21 . . . to have access to the resources needed for a decent standard of living . . .

Unemployment and informal sector work in non-OECD countries

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

21 Hong Kong, China (SAR) 201 5.6 68 3,386 (.) 15 85 .. .. .. ..

23 Israel 246 9.0 112 2,494 2 22 76 .. .. .. ..

25 Singapore 116 5.3 98 2,267 0 30 70 .. .. .. ..

27 Slovenia 58 5.8 111 946 9 37 53 .. .. .. ..

28 Cyprus 19 5.3 148 338 5 24 71 .. .. .. ..

30 Brunei Darussalam 7 e .. .. 146 1 21 77 .. .. .. ..

31 Barbados 14 9.8 118 132 3 17 70 .. .. .. ..

33 Kuwait 15 f 1.1 f 173 f .. .. .. .. .. .. .. ..

34 Malta 12 7.5 142 149 2 29 68 .. .. .. ..

35 Qatar 13 3.9 548 438 3 41 56 .. .. .. ..

38 Argentina 1,141 10.6 135 9,639 1 24 75 2003 g 40 g 31 g 46 g

39 United Arab Emirates 41 2.3 118 1,779 8 33 59 .. .. .. ..

40 Chile 440 6.9 139 5,905 13 23 64 1996 h 36 h 44 h 31 h

41 Bahrain 16 .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

43 Lithuania 133 8.3 101 1,474 14 29 57 .. .. .. ..

44 Estonia 52 7.9 81 607 5 34 61 .. .. .. ..

45 Latvia 99 8.7 93 1,036 g 12 g 26 g 62 g .. .. .. ..

46 Uruguay 155 12.2 161 1,115 g 5 g 22 g 74 g 2000 30 25 34

47 Croatia 229 12.7 120 1,573 17 29 54 .. .. .. ..

48 Costa Rica 126 6.6 192 1,777 15 22 63 2000 20 17 22

49 Bahamas 18 10.2 122 161 4 18 78 .. .. .. ..

50 Seychelles 4 .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

51 Cuba 88 1.9 129 4,642 21 19 59 .. .. .. ..

53 Bulgaria 334 10.1 95 2,980 9 34 57 .. .. .. ..

57 Antigua and Barbuda .. .. .. 28 g 4 g 19 g 74 g .. .. .. ..

58 Oman 53 .. .. 282 g 6 g 11 g 82 g .. .. .. ..

59 Trinidad and Tobago 50 8.0 190 525 7 28 64 .. .. .. ..

60 Romania 705 7.2 83 9,147 32 30 38 .. .. .. ..

61 Saudi Arabia 327 5.2 274 5,913 5 21 74 .. .. .. ..

62 Panama 137 10.3 173 1,188 16 17 67 2004 33 29 35

63 Malaysia 370 3.6 100 9,987 15 30 53 .. .. .. ..

64 Belarus 68 f 1.5 f 325 f 4,701 g 21 g 35 g 40 g .. .. .. ..

65 Mauritius 52 9.6 284 490 10 32 57 2004 8 6 9

67 Russian Federation 5,775 7.8 105 68,169 10 30 60 2004 12 11 12

68 Albania 157 14.4 141 931 58 14 28 i .. .. .. ..

69 Macedonia (TFYR) 324 37.3 105 545 20 32 48 .. .. .. ..

70 Brazil 8,264 8.9 172 84,596 21 21 58 2003 37 31 42

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

71 Dominica 3 11.0 80 26 24 18 54 .. .. .. ..

72 Saint Lucia 13 16.4 164 59 11 18 53 .. .. .. ..

73 Kazakhstan 659 8.4 140 7,182 34 17 49 .. .. .. ..

74 Venezuela (Bolivarian Republic of) 1,823 15.8 127 9,994 11 20 69 2004 46 45 47

75 Colombia 2,406 11.8 174 18,217 22 19 59 i 2004 g 58 g 59 g 55 g

76 Ukraine 1,601 7.2 91 20,680 19 24 56 i 2004 4 4 4

78 Thailand 496 1.4 80 36,302 43 20 37 2002 72 .. ..

79 Dominican Republic 716 17.9 254 3,315 16 21 63 1997 h 48 h 50 h 47 h

80 Belize 12 11.0 230 78 28 17 55 .. .. .. ..

81 China 8,390 4.2 .. 737,400 44 18 16 .. .. .. ..

82 Grenada .. .. .. 35 14 24 59 .. .. .. ..

83 Armenia 424 36.4 91 1,108 46 17 38 .. .. .. ..

85 Suriname 12 14.0 200 73 6 15 75 .. .. .. ..

86 Jordan .. .. .. 43 4 22 74 .. .. .. ..

87 Peru 437 11.4 143 3,400 1 24 76 2004 g 56 g 55 g 57 g
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TA
B

L
E21 Unemployment and informal sector work in non-OECD countries

88 Lebanon 116 .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

89 Ecuador 334 7.9 186 3,892 8 21 70 2004 g 40 g 44 g 37 g

90 Philippines 2,619 7.4 99 32,875 37 15 48 1995 h 72 h 73 h 71 h

91 Tunisia 486 14.2 132 .. .. .. .. 1994–95 50 h 39 h 53 h

93 Saint Vincent and the Grenadines .. .. .. 35 15 20 56 .. .. .. ..

94 Iran ( Islamic Republic of) 2,556 11.5 170 19,760 25 30 45 .. .. .. ..

95 Paraguay 206 8.1 151 2,247 32 16 53 1995 h 66 h .. ..

96 Georgia 279 13.8 85 1,745 54 9 36 .. .. .. ..

97 Guyana .. .. .. 240 28 23 48 .. .. .. ..

98 Azerbaijan 369 8.5 125 3,850 g 39 g 12 g 49 g .. .. .. ..

99 Sri Lanka 623 7.7 216 6,943 34 23 39 .. .. .. ..

100 Maldives 2 .. .. 86 14 19 50 .. .. .. ..

101 Jamaica 130 10.9 207 1,063 18 18 64 .. .. .. ..

103 El Salvador 184 6.8 44 2,526 19 24 57 1997 h 57 h 69 h 46 h

104 Algeria 1,475 15.3 103 7,798 21 26 53 1997 h 43 h 41 h 43 h

105 Viet Nam 926 2.1 131 42,316 58 17 25 .. .. .. ..

106 Occupied Palestinian Territories 212 26.7 71 578 16 25 58 .. .. .. ..

107 Indonesia 10,854 9.1 155 94,948 44 18 38 1998 h 78 h 77 h 78 h

108 Syrian Arab Republic 638 11.7 290 4,822 30 27 43 2003 22 7 24

110 Nicaragua 135 12.2 165 1,953 31 18 40 2000 g 55 g 59 g 52 g

111 Moldova 104 7.3 69 1,319 41 16 43 2004 8 5 11

112 Egypt 2,241 11.0 311 18,119 30 20 50 2003 g 45 g 59 g 42 g

113 Uzbekistan .. .. .. 8,885 39 19 35 .. .. .. ..

114 Mongolia 33 f 3.3 f 120 f 951 40 16 44 .. .. .. ..

115 Honduras 108 4.1 197 2,544 39 21 40 1997 h 58 h 66 h 74 h

116 Kyrgyzstan 186 8.5 116 1,807 53 10 37 2003 43 39 45

117 Bolivia 222 5.5 161 2,091 g 5 g 28 g 67 g 1997 h 64 h 74 h 55 h

118 Guatemala 172 3.4 196 4,769 39 20 38 .. .. .. ..

121 South Africa 4,385 26.6 100 11,622 10 25 65 2004 16 16 15

122 Tajikistan 51 f 2.7 f 121 f .. .. .. .. .. .. .. ..

124 Botswana 144 23.8 123 567 23 22 50 .. .. .. ..

125 Namibia 221 33.8 138 432 31 12 56 .. .. .. ..

126 Morocco 1,226 11.0 106 9,603 44 20 36 i 1995 h 45 h 47 h 44 h

128 India 16,634 4.3 100 308,760 g 67 g 13 g 20 g,i 2000 g 56 g 57 g 55 g

130 Lao People’s Democratic Republic 38 .. .. 2,165 g 85 g 4 g 11 g .. .. .. ..

131 Cambodia 503 1.8 147 6,243 70 11 19 .. .. .. ..

132 Myanmar 190 f .. .. 18,359 63 12 25 i .. .. .. ..

135 Ghana .. .. .. 8,300 55 14 31 .. .. .. ..

136 Pakistan 3,566 7.7 194 38,882 42 21 37 2003–04 70 66 70

138 Lesotho 216 39.3 153 353 57 15 23 .. .. .. ..

140 Bangladesh 2,002 4.3 117 44,322 52 14 35 .. .. .. ..

142 Nepal 178 1.8 85 7,459 g 79 g 6 g 21 g .. .. .. ..

143 Madagascar 383 4.5 160 8,099 78 7 15 .. .. .. ..

144 Cameroon 468 7.5 82 5,806 g 61 g 9 g 23 g .. .. .. ..

145 Papua New Guinea 69 2.8 30 2,345 72 4 23 .. .. .. ..

146 Haiti .. .. .. .. 51 11 39 .. .. .. ..

148 Kenya 1,276 .. .. 1,674 19 20 62 1999 h 72 h 83 h 59 h

149 Djibouti .. .. .. 77 g 2 g 8 g 80 g .. .. .. ..

151 Zimbabwe 298 6.0 63 .. .. .. .. .. .. .. ..

153 Yemen 469 11.5 66 3,622 54 11 35 .. .. .. ..

154 Uganda 346 3.2 156 9,257 69 8 22 .. .. .. ..
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% of non-agricultural employment cUnemployed 
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Total
(% of labour 
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(% of male rate)
Total

(thousands)
Agriculture

(%)
Industry

(%)
Services

(%) Survey 
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Both 
sexes

(%)
Female

(%)
Male
(%)1996–2005d 1996–2005d 1996–2005d 1996–2005d 1996–2005d 1996–2005d 1996–2005d

NOTES
 Data are not strictly comparable across countries 

as they were compiled using different sources. 
As a result data may differ from the standard 
defi nitions of unemployment and the informal 
sector.

a. Data refer to the ILO defi nition of unemployment 
unless otherwise specifi ed.

b. Employment by economic activity may not sum 
to 100 as a result of rounding or the omission 
of employment in economic activity that is not 
adequately defi ned.

c. Informal sector may not be of the same year as 
data for employment and unemployment. As a 
result, they may not be strictly comparable.

d. Data refer to the most recent year during the 
period specifi ed. 

e. Data refer to work applicants.
f. Data refer to the registered unemployed.
g. Data refer to a year or period other than that 

specifi ed, differ from the standard defi nition or 
refer to only part of a country.

h. Data are from Charmes and Rani 2007.
i. Services include persons engaged in extra-

territorial organizations and bodies and/or persons 
not classifi able by economic activity.

SOURCES
Columns 1–3: ILO 2007b. 
Columns 4–7: ILO 2005.
Columns 8–11: ILO Bureau of Statistics 2007, 
unless otherwise specifi ed. 
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LOW HUMAN DEVELOPMENT

157 Eritrea .. .. .. 82 g 4 g 19 g 77 g .. .. .. ..

158 Nigeria .. .. .. 5,229 g 3 g 22 g 75 g .. .. .. ..

159 Tanzania (United Republic of) 913 5.1 132 16,915 82 3 15 2001 43 41 46

160 Guinea .. .. .. .. .. .. .. 1991 h 72 h 87 h 66 h

161 Rwanda 16 0.6 38 3,143 g 90 g 3 g 7 g .. .. .. ..

162 Angola 19 e .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

163 Benin .. .. .. .. .. .. .. 1992 h 93 h 97 h 87 h

165 Zambia 508 12.0 92 3,530 70 7 23 .. .. .. ..

167 Burundi 1 e 14.0 e 88 e .. .. .. .. .. .. .. ..

169 Ethiopia 1,654 5.0 312 20,843 g 93 g 3 g 5 g 2004 41 48 36

170 Chad .. .. .. .. .. .. .. 1993 h 74 h 95 h 60 h

171 Central African Republic .. .. .. .. .. .. .. 2003 g 21 g 21 g 21 g

172 Mozambique 192 .. .. .. .. .. .. 1999 h 74 h .. ..

173 Mali 227 8.8 153 .. .. .. .. 2004 71 80 63

176 Burkina Faso 7 e .. .. .. .. .. .. 2000 h 77 h .. ..
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Forest area

Electricity consumption 
per capita Electrifi cation 

rate
(%)

Population 
without  

electricity
(millions)

GDP per unit of energy use % of total 
land area

(%)

Total Total change 
Average 
annual 
change 

(%) 
(kilowatt-

hours) (% change)
(2000 PPP US$ per 
kg of oil equivalent) (% change)

(thousand 
sq km) 

(thousand 
sq km)

2004 1990–2004 2000–05 a 2005 2004 1990–2004 2005 2005 1990–2005 1990–2005

TA
B

L
E22 . . . while preserving it for future generations . . .

Energy and the environment

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Iceland 29,430 66.4 100 .. 2.5 -12.1 0.5 0.5 0.2 5.6

2 Norway 26,657 6.5 100 .. 5.9 15.9 30.7 93.9 2.6 0.2

3 Australia 11,849 30.4 100 .. 4.8 21.3 21.3 1,636.8 -42.3 -0.2

4 Canada 18,408 5.9 100 .. 3.4 12.5 33.6 3,101.3 .. ..

5 Ireland 6,751 62.7 100 .. 9.5 81.9 9.7 6.7 2.3 3.4

6 Sweden 16,670 -1.9 100 .. 4.5 13.0 66.9 275.3 1.6 (.)

7 Switzerland 8,669 b 10.3 b 100 .. 8.3 0.9 30.9 12.2 0.7 0.4

8 Japan 8,459 21.8 100 .. 6.4 -1.4 68.2 248.7 -0.8 (.)

9 Netherlands 7,196 32.7 100 .. 5.8 11.7 10.8 3.7 0.2 0.4

10 France 8,231 c 24.6 c 100 .. 5.9 8.0 28.3 155.5 10.2 0.5

11 Finland 17,374 33.2 100 .. 3.8 -1.1 73.9 225.0 3.1 0.1

12 United States 14,240 11.9 100 .. 4.6 25.3 33.1 3,030.9 44.4 0.1

13 Spain 6,412 63.3 100 .. 6.9 -4.9 35.9 179.2 44.4 2.2

14 Denmark 6,967 7.4 100 .. 7.9 14.7 11.8 5.0 0.6 0.8

15 Austria 8,256 27.7 100 .. 7.3 2.9 46.7 38.6 0.9 0.2

16 United Kingdom 6,756 15.9 100 .. 7.3 22.2 11.8 28.5 2.3 0.6

17 Belgium 8,986 33.4 100 .. 5.2 10.3 22.0 6.7 -0.1 -0.1

18 Luxembourg 16,630 21.1 100 .. 6.1 77.5 33.5 0.9 (.) 0.1

19 New Zealand 10,238 6.7 100 .. 5.1 25.0 31.0 83.1 5.9 0.5

20 Italy 6,029 d 36.1 d 100 .. 8.2 -2.5 33.9 99.8 16.0 1.3

21 Hong Kong, China (SAR) 6,401 34.4 .. .. 11.5 6.4 .. .. .. ..

22 Germany 7,442 10.4 100 .. 6.2 31.6 31.7 110.8 3.4 0.2

23 Israel 6,924 62.8 97 0.2 7.3 4.7 8.3 1.7 0.2 0.7

24 Greece 5,630 60.1 100 .. 7.4 11.1 29.1 37.5 4.5 0.9

25 Singapore 8,685 67.7 100 0.0 4.4 30.6 3.4 (.) 0.0 0.0

26 Korea (Republic of) 7,710 178.3 100 .. 4.2 -6.3 63.5 62.7 -1.1 -0.1

27 Slovenia 7,262 .. .. .. 5.4 10.6 62.8 12.6 0.8 0.4

28 Cyprus 5,718 97.2 .. .. 5.9 8.5 18.9 1.7 0.1 0.5

29 Portugal 4,925 69.9 100 .. 7.1 -9.8 41.3 37.8 6.8 1.5

30 Brunei Darussalam 8,842 80.9 99 0.0 .. .. 52.8 2.8 -0.4 -0.7

31 Barbados 3,304 85.0 .. .. .. .. 4.0 (.) .. ..

32 Czech Republic 6,720 .. .. .. 4.0 30.8 34.3 26.5 0.2 (.)

33 Kuwait 15,423 75.0 100 0.0 1.9 63.1 0.3 0.1 (.) 6.7

34 Malta 5,542 53.4 .. .. 7.5 47.9 1.1 .. .. ..

35 Qatar 19,840 101.8 71 0.2 .. .. (.) .. .. ..

36 Hungary 4,070 6.7 .. .. 5.9 40.6 21.5 19.8 1.8 0.6

37 Poland 3,793 6.9 .. .. 5.1 74.8 30.0 91.9 3.1 0.2

38 Argentina 2,714 70.6 95 1.8 7.4 15.8 12.1 330.2 -22.4 -0.4

39 United Arab Emirates 12,000 41.5 92 0.4 2.2 15.7 3.7 3.1 0.7 1.8

40 Chile 3,347 138.7 99 0.2 6.1 11.9 21.5 161.2 8.6 0.4

41 Bahrain 11,932 52.3 99 0.0 1.8 21.5 0.6 .. .. ..

42 Slovakia 5,335 .. .. .. 3.9 45.3 40.1 19.3 0.1 (.)

43 Lithuania 3,505 .. .. .. 4.5 60.5 33.5 21.0 1.5 0.5

44 Estonia 6,168 .. .. .. 3.5 113.2 53.9 22.8 1.2 0.4

45 Latvia 2,923 .. .. .. 5.6 122.6 47.4 29.4 1.7 0.4

46 Uruguay 2,408 52.4 95 0.2 10.4 5.3 8.6 15.1 6.0 4.4

47 Croatia 3,818 .. .. .. 5.6 12.0 38.2 21.4 0.2 0.1

48 Costa Rica 1,876 54.4 99 0.1 10.0 2.9 46.8 23.9 -1.7 -0.4

49 Bahamas 6,964 e 87.0 .. .. .. .. 51.5 5.2 .. ..

50 Seychelles 2,716 e 88.2 .. .. .. .. 88.9 0.4 0.0 0.0

51 Cuba 1,380 0.6 96 0.5 .. .. 24.7 27.1 6.6 2.1

52 Mexico 2,130 46.5 .. .. 5.5 8.5 33.7 642.4 -47.8 -0.5

53 Bulgaria 4,582 -10.3 .. .. 3.0 44.7 32.8 36.3 3.0 0.6
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54 Saint Kitts and Nevis 3,333 e 115.3 .. .. .. .. 14.7 0.1 0.0 0.0

55 Tonga 327 e 30.8 .. .. .. .. 5.0 (.) 0.0 0.0

56 Libyan Arab Jamahiriya 3,147 -22.2 97 0.2 .. .. 0.1 2.2 0.0 0.0

57 Antigua and Barbuda 1,346 e -10.7 .. .. .. .. 21.4 0.1 .. ..

58 Oman 5,079 83.2 96 0.1 3.0 -29.9 (.) (.) 0.0 0.0

59 Trinidad and Tobago 4,921 67.1 99 0.0 1.3 -5.3 44.1 2.3 -0.1 -0.3

60 Romania 2,548 -19.9 .. .. 4.5 80.9 27.7 63.7 (.) 0.0

61 Saudi Arabia 6,902 57.9 97 0.8 2.0 -28.2 1.3 27.3 0.0 0.0

62 Panama 1,807 51.0 85 0.5 8.4 13.5 57.7 42.9 -0.8 -0.1

63 Malaysia 3,196 129.6 98 0.6 4.1 -5.1 63.6 208.9 -14.9 -0.4

64 Belarus 3,508 .. .. .. 2.4 89.6 38.0 78.9 5.2 0.5

65 Mauritius 1,775 147.2 94 0.1 .. .. 18.2 0.4 (.) -0.3

66 Bosnia and Herzegovina 2,690 .. .. .. 5.3 .. 43.1 21.9 -0.3 -0.1

67 Russian Federation 6,425 .. .. .. 2.0 28.3 47.9 8,087.9 -1.6 0.0

68 Albania 1,847 82.3 .. .. 5.9 55.2 29.0 7.9 0.1 (.)

69 Macedonia (TFYR) 3,863 .. .. .. 4.6 13.7 35.8 9.1 0.0 0.0

70 Brazil 2,340 39.5 97 6.5 6.8 -6.7 57.2 4,777.0 -423.3 -0.5

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

71 Dominica 1,129 170.7 .. .. .. .. 61.3 0.5 (.) -0.5

72 Saint Lucia 1,879 136.6 .. .. .. .. 27.9 0.2 0.0 0.0

73 Kazakhstan 4,320 .. .. .. 1.9 86.7 1.2 33.4 -0.9 -0.2

74 Venezuela (Bolivarian Republic of) 3,770 23.6 99 0.4 2.6 0.5 54.1 477.1 -43.1 -0.6

75 Colombia 1,074 e 3.1 86 6.3 10.9 29.6 58.5 607.3 -7.1 -0.1

76 Ukraine 3,727 .. .. .. 2.0 11.7 16.5 95.8 3.0 0.2

77 Samoa 619 e 103.0 .. .. .. .. 60.4 1.7 0.4 2.1

78 Thailand 2,020 e 141.1 99 0.6 4.9 -14.0 28.4 145.2 -14.5 -0.6

79 Dominican Republic 1,536 197.7 93 0.7 7.6 7.0 28.4 13.8 .. ..

80 Belize 686 e 13.8 .. .. .. .. 72.5 16.5 .. ..

81 China 1,684 212.4 99 8.5 4.4 108.6 21.2 1,972.9 401.5 1.7

82 Grenada 1,963 225.0 .. .. .. .. 12.2 (.) .. ..

83 Armenia 1,744 .. .. .. 5.6 122.8 10.0 2.8 -0.6 -1.2

84 Turkey 2,122 109.5 .. .. 6.2 6.4 13.2 101.8 5.0 0.3

85 Suriname 3,437 -9.9 .. .. .. .. 94.7 147.8 0.0 0.0

86 Jordan 1,738 53.4 100 0.0 3.6 4.3 0.9 0.8 0.0 0.0

87 Peru 927 44.6 72 7.7 10.9 30.0 53.7 687.4 -14.1 -0.1

88 Lebanon 2,691 374.6 100 0.0 3.5 29.9 13.3 1.4 f 0.2 0.8

89 Ecuador 1,092 77.3 90 1.3 4.8 -17.7 39.2 108.5 -29.6 -1.4

90 Philippines 677 68.8 81 16.2 7.9 -12.7 24.0 71.6 -34.1 -2.2

91 Tunisia 1,313 93.7 99 0.1 8.2 22.2 6.8 10.6 4.1 4.3

92 Fiji 926 e 44.9 .. .. .. .. 54.7 10.0 0.2 0.1

93 Saint Vincent and the Grenadines 1,030 114.1 .. .. .. .. 27.4 0.1 (.) 1.5

94 Iran ( Islamic Republic of) 2,460 126.7 97 1.8 3.1 -13.6 6.8 110.8 0.0 0.0

95 Paraguay 1,146 99.3 86 0.9 6.4 -2.0 46.5 184.8 -26.8 -0.8

96 Georgia 1,577 .. .. .. 4.1 236.3 39.7 27.6 .. ..

97 Guyana 1,090 155.3 .. .. .. .. 76.7 151.0 f .. ..

98 Azerbaijan 2,796 .. .. .. 2.5 .. 11.3 9.4 .. ..

99 Sri Lanka 420 127.0 66 6.7 8.3 13.8 29.9 19.3 -4.2 -1.2

100 Maldives 539 385.6 .. .. .. .. 3.0 (.) 0.0 0.0

101 Jamaica 2,697 160.8 87 0.3 2.5 -18.2 31.3 3.4 -0.1 -0.1

102 Cape Verde 529 330.1 .. .. .. .. 20.7 0.8 0.3 3.0

103 El Salvador 732 62.7 80 1.4 7.0 -3.1 14.4 3.0 -0.8 -1.4

104 Algeria 889 40.7 98 0.6 6.0 4.5 1.0 22.8 4.9 1.8

105 Viet Nam 560 324.2 84 13.2 4.2 26.5 39.7 129.3 35.7 2.5

106 Occupied Palestinian Territories 513 .. .. .. .. .. 1.5 0.1 f 0.0 0.0
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107 Indonesia 476 e 75.0 54 101.2 4.1 -0.1 48.8 885.0 -280.7 -1.6

108 Syrian Arab Republic 1,784 88.4 90 1.9 3.4 19.9 2.5 4.6 0.9 1.6

109 Turkmenistan 2,060 .. .. .. 1.3 g -21.3 8.8 41.3 0.0 0.0

110 Nicaragua 525 37.1 69 1.7 5.2 -2.3 42.7 51.9 -13.5 -1.4

111 Moldova 1,554 .. .. .. 2.0 40.8 10.0 3.3 0.1 0.2

112 Egypt 1,465 e 93.0 98 1.5 4.9 -2.2 0.1 0.7 0.2 3.5

113 Uzbekistan 1,944 .. .. .. 0.8 11.1 8.0 33.0 2.5 0.5

114 Mongolia 1,260 -25.2 65 1.0 .. .. 6.5 102.5 -12.4 -0.7

115 Honduras 730 79.4 62 2.7 4.8 -3.9 41.5 46.5 -27.4 -2.5

116 Kyrgyzstan 2,320 .. .. .. 3.3 92.3 4.5 8.7 0.3 0.3

117 Bolivia 493 42.1 64 3.3 4.5 -10.6 54.2 587.4 -40.6 -0.4

118 Guatemala 532 100.0 79 2.7 6.4 -3.6 36.3 39.4 -8.1 -1.1

119 Gabon 1,128 5.4 48 0.7 4.9 3.1 84.5 217.8 -1.5 (.)

120 Vanuatu 206 e 18.4 .. .. .. .. 36.1 4.4 0.0 0.0

121 South Africa 4,818 h 20.8 h 70 14.0 3.7 -4.5 7.6 92.0 0.0 0.0

122 Tajikistan 2,638 .. .. .. 2.1 139.6 2.9 4.1 (.) (.)

123 Sao Tome and Principe 99 e -23.8 .. .. .. .. 28.4 0.3 0.0 0.0

124 Botswana .. i .. i 39 1.1 8.6 40.0 21.1 119.4 -17.8 -0.9

125 Namibia .. i .. i 34 1.4 10.2 -16.5 9.3 76.6 -11.0 -0.8

126 Morocco 652 84.7 85 4.5 10.3 -13.9 9.8 43.6 0.8 0.1

127 Equatorial Guinea 52 e 0 .. .. .. .. 58.2 16.3 -2.3 -0.8

128 India 618 77.6 56 487.2 5.5 37.1 22.8 677.0 37.6 0.4

129 Solomon Islands 107 e 13.8 .. .. .. .. 77.6 21.7 -6.0 -1.4

130 Lao People’s Democratic Republic 126 e 80.0 .. .. .. .. 69.9 161.4 -11.7 -0.5

131 Cambodia 10 e -44.4 20 10.9 .. .. 59.2 104.5 -25.0 -1.3

132 Myanmar 129 111.5 11 45.1 .. .. 49.0 322.2 -70.0 -1.2

133 Bhutan 229 e 126.7 .. .. .. .. 68.0 32.0 1.6 0.4

134 Comoros 31 e 3.3 .. .. .. .. 2.9 0.1 -0.1 -3.9

135 Ghana 289 -22.3 49 11.3 5.4 18.3 24.2 55.2 -19.3 -1.7

136 Pakistan 564 61.6 54 71.1 4.2 7.7 2.5 19.0 -6.3 -1.6

137 Mauritania 112 e 60.0 .. .. .. .. 0.3 2.7 -1.5 -2.4

138 Lesotho .. i .. i 11 1.9 .. .. 0.3 0.1 (.) 4.0

139 Congo 229 -2.1 20 3.2 3.3 45.4 65.8 224.7 -2.6 -0.1

140 Bangladesh 154 111.0 32 96.2 10.5 7.2 6.7 8.7 -0.1 -0.1

141 Swaziland .. i .. i .. .. .. .. 31.5 5.4 0.7 1.0

142 Nepal 86 104.8 33 18.1 4.0 18.4 25.4 36.4 -11.8 -1.6

143 Madagascar 56 5.7 15 15.2 .. .. 22.1 128.4 -8.5 -0.4

144 Cameroon 256 8.9 47 8.7 4.5 -4.4 45.6 212.5 -33.0 -0.9

145 Papua New Guinea 620 e 28.1 .. .. .. .. 65.0 294.4 -20.9 -0.4

146 Haiti 61 -17.6 36 5.5 6.2 -39.9 3.8 1.1 -0.1 -0.6

147 Sudan 116 123.1 30 25.4 3.7 33.2 28.4 675.5 -88.4 -0.8

148 Kenya 169 26.1 14 29.4 2.1 -3.8 6.2 35.2 -1.9 -0.3

149 Djibouti 260 e -46.8 .. .. .. .. 0.2 0.1 .. ..

150 Timor-Leste 294 e .. .. .. .. .. 53.7 8.0 -1.7 -1.2

151 Zimbabwe 924 -10.1 34 8.7 2.6 -13.4 45.3 175.4 -46.9 -1.4

152 Togo 102 1.0 17 5.1 3.1 -26.9 7.1 3.9 -3.0 -2.9

153 Yemen 208 34.2 36 13.2 2.8 -6.0 1.0 5.5 0.0 0.0

154 Uganda 63 e 61.5 9 24.6 .. .. 18.4 36.3 -13.0 -1.8

155 Gambia 98 e 30.7 .. .. .. .. 41.7 4.7 0.3 0.4

LOW HUMAN DEVELOPMENT

156 Senegal 206 70.2 33 7.8 6.5 28.2 45.0 86.7 -6.8 -0.5

157 Eritrea 67 .. 20 3.5 .. .. 15.4 15.5 -0.7 -0.3

158 Nigeria 157 -1.9 46 71.1 1.4 22.7 12.2 110.9 -61.5 -2.4

159 Tanzania (United Republic of) 69 4.5 11 34.2 1.3 -12.5 39.9 352.6 -61.8 -1.0
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NOTES
a. Data refer to the most recent year available during 

the period specifi ed.
b. Includes Liechtenstein.
c. Includes Monaco.
d. Includes San Marino.
e. Data are estimates produced by the UN 

Statistics Division.
f. Estimate produced by the Food and Agriculture 

Organization based on information provided by the 
country.

g. Data refer to a year or period other than 
that specifi ed.

h. Data refer to the South African Customs Union, 
which includes Botswana, Lesotho, Namibia and 
Swaziland.

i. Included in data for South Africa.
j. Data are aggregates provided by original 

data source. 

SOURCES
Column 1: UN2007d.
Column 2: calculated based on data from UN 2007b.
Column 3-4: IEA 2002 and IEA  2006.
Column 5: World Bank 2007b, based on data 
from IEA.  
Columns 6: calculated based on data from World 
Bank 2007b.
Column 7-8: FAO 2006.
Columns 9–10: calculated based on data from 
FAO 2006.

160 Guinea 87 e 3.6 .. .. .. .. 27.4 67.2 -6.8 -0.6

161 Rwanda 31 e 24.0 .. .. .. .. 19.5 4.8 1.6 3.4

162 Angola 220 161.9 15 13.5 3.3 -12.4 47.4 591.0 -18.7 -0.2

163 Benin 81 72.3 22 6.5 3.3 25.8 21.3 23.5 -9.7 -1.9

164 Malawi 100 e 14.9 7 11.8 .. .. 36.2 34.0 -4.9 -0.8

165 Zambia 721 -7.8 19 9.5 1.5 0.4 57.1 424.5 -66.7 -0.9

166 Côte d’Ivoire 224 7.7 50 9.1 3.7 -29.1 32.7 104.1 1.8 0.1

167 Burundi 22 e -4.3 .. .. .. .. 5.9 1.5 -1.4 -3.2

168 Congo (Democratic Republic of the) 92 -42.1 6 53.8 2.2 -55.8 58.9 1,336.1 -69.2 -0.3

169 Ethiopia 36 .. 15 60.8 2.8 5.8 11.9 130.0 -21.1 -0.9

170 Chad 11 e -31.3 .. .. .. .. 9.5 119.2 -11.9 -0.6

171 Central African Republic 28 e -12.5 .. .. .. .. 36.5 227.6 -4.5 -0.1

172 Mozambique 545 856.1 6 18.6 2.6 105.8 24.6 192.6 -7.5 -0.2

173 Mali 41 e 36.7 .. .. .. .. 10.3 125.7 -15.0 -0.7

174 Niger 40 e -13.0 .. .. .. .. 1.0 12.7 -6.8 -2.3

175 Guinea-Bissau 44 e 4.8 .. .. .. .. 73.7 20.7 -1.4 -0.4

176 Burkina Faso 31 e 55.0 7 12.4 .. .. 29.0 67.9 -3.6 -0.3

177 Sierra Leone 24 -54.7 .. .. .. .. 38.5 27.5 -2.9 -0.6

Developing countries 1,221 .. 68 j 1,569.0 j 4.6 .. 27.9 21,147.8 -1,381.7 -0.4

  Least developed countries 119 .. .. .. .. .. 27.5 5,541.6 -583.6 -0.6

  Arab States 1,841 .. .. .. 3.4 .. 7.2 877.7 -88.0 -0.6

  East Asia and the Pacifi c 1,599 .. .. .. .. .. 28.6 4,579.3 -75.5 0.1

  Latin America and the Caribbean 2,043 .. 90 j 45.0 j 6.2 .. 45.9 9,159.0 -686.3 -0.5

  South Asia 628 .. .. .. 5.1 .. 14.2 911.8 12.5 0.1

  Sub-Saharan Africa 478 .. 26 j 547.0 j .. .. 26.8 5,516.4 -549.6 -0.6

Central and Eastern Europe and the CIS 4,539 .. .. .. 2.6 .. 38.3 8,856.5 22.7 (.)

OECD 8,795 .. 100 .. 5.3 .. 30.9 10,382.4 67.9 0.1

  High-income OECD 10,360 .. 100 .. 5.3 .. 31.2 9,480.8 105.6 0.1

High human development 7,518 .. 99 .. 5.0 .. 36.2 24,327.1 -366.8 -0.1

Medium human development 1,146 .. 72 .. 4.5 .. 23.3 10,799.6 -462.4 -0.2

Low human development 134 .. 25 .. .. .. 29.8 4,076.5 -379.5 -0.5

High income 10,210 .. 100 .. 5.2 .. 29.2 9,548.4 107.1 0.1

Middle income 2,039 .. 90 .. 4.2 .. 33.8 23,132.3 -683.1 -0.2

Low income 449 .. 45 .. .. .. 23.9 6,745.6 -676.2 -0.6

World 2,701 j .. 76 j 1,577.0 j 4.8 j .. 30.3 j 39,520.3 j -1,252.7 j -0.2
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HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Iceland 2.2 3.6 3.0 2.7 32.6 24.6 0.0 0.0 64.5 72.6 0.0 0.1 0.0 0.0

2 Norway 21.5 32.1 4.0 2.4 39.8 44.1 9.2 16.1 48.5 36.6 4.8 4.1 0.0 0.0

3 Australia 87.5 122.0 40.0 44.5 37.1 31.1 16.9 18.9 1.5 1.2 4.5 4.3 0.0 0.0

4 Canada 209.4 272.0 11.6 10.3 36.9 35.8 26.1 29.6 12.2 11.5 3.9 4.6 9.3 8.8

5 Ireland 10.4 15.3 33.3 17.6 47.0 56.0 18.1 22.7 0.6 1.0 1.0 1.6 0.0 0.0

6 Sweden 47.6 52.2 6.2 5.0 30.8 28.5 1.2 1.6 13.1 12.7 11.6 17.2 37.4 36.2

7 Switzerland 25.0 27.2 1.4 0.6 53.8 47.1 6.5 10.2 10.5 10.5 3.7 7.1 24.7 22.5

8 Japan 444.5 530.5 17.4 21.1 57.4 47.4 9.9 13.3 2.3 2.0 1.1 1.2 11.9 15.0

9 Netherlands 66.8 81.8 13.4 10.0 36.5 40.2 46.1 43.1 (.) 0.3 1.4 3.2 1.4 1.3

10 France 227.8 276.0 8.9 5.2 38.3 33.1 11.4 14.9 2.1 1.7 5.1 4.3 35.9 42.6

11 Finland 29.2 35.0 18.2 14.1 35.1 30.6 7.5 10.3 3.2 3.9 15.6 19.6 17.2 17.3

12 United States 1,927.5 2,340.3 23.8 23.7 40.0 40.7 22.8 21.8 2.0 1.5 3.2 3.2 8.3 9.0

13 Spain 91.1 145.2 21.2 14.1 51.0 49.1 5.5 20.5 2.4 2.5 4.5 3.5 15.5 10.3

14 Denmark 17.9 19.6 34.0 18.9 45.7 41.8 10.2 22.4 0.3 3.0 6.4 13.2 0.0 0.0

15 Austria 25.1 34.4 16.3 11.8 42.4 42.2 20.7 24.0 10.9 9.7 9.8 11.6 0.0 0.0

16 United Kingdom 212.2 233.9 29.7 16.1 38.9 36.2 22.2 36.3 0.2 0.3 0.3 1.7 8.1 9.1

17 Belgium 49.2 56.7 21.7 9.0 38.1 40.2 16.6 24.9 0.1 0.2 1.5 2.8 22.6 21.9

18 Luxembourg 3.6 4.8 31.7 1.7 45.9 66.2 12.0 24.7 0.2 0.3 0.7 1.2 0.0 0.0

19 New Zealand 13.8 16.9 8.2 11.8 28.8 40.3 28.3 18.9 30.7 23.8 4.0 5.1 0.0 0.0

20 Italy 148.0 185.2 9.9 8.9 57.3 44.2 26.4 38.1 3.8 4.3 0.6 2.3 0.0 0.0

21 Hong Kong, China (SAR) 10.7 18.1 51.5 36.8 49.4 47.7 0.0 12.1 0.0 0.0 0.5 0.3 0.0 0.0

22 Germany 356.2 344.7 36.1 23.7 35.5 35.8 15.4 23.4 0.4 1.3 1.3 3.5 11.2 12.3

23 Israel 12.1 19.5 19.8 39.2 77.3 51.2 0.2 6.6 3.0 3.7 (.) (.) 0.0 0.0

24 Greece 22.2 31.0 36.4 28.9 57.7 57.1 0.6 7.6 1.0 2.1 4.0 3.3 0.0 0.0

25 Singapore 13.4 30.1 0.2 (.) 99.8 80.3 0.0 19.7 0.0 0.0 0.0 0.0 0.0 0.0

26 Korea (Republic of) 93.4 213.8 27.4 23.1 53.6 45.0 2.9 12.8 0.6 0.2 0.8 1.0 14.8 17.9

27 Slovenia 5.6 7.3 25.4 20.2 31.7 35.8 13.6 12.7 4.5 4.1 4.8 6.7 21.5 21.0

28 Cyprus 1.6 2.6 3.7 1.5 95.9 96.3 0.0 0.0 0.0 1.6 0.4 0.6 0.0 0.0

29 Portugal 17.7 27.2 15.5 12.3 66.0 58.5 0.0 13.8 4.5 2.4 14.0 10.8 0.0 0.0

30 Brunei Darussalam 1.8 2.6 0.0 0.0 6.8 29.7 92.2 69.6 0.0 0.0 1.0 0.7 0.0 0.0

31 Barbados .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

32 Czech Republic 49.0 45.2 64.2 44.7 18.3 22.1 10.7 17.0 0.2 0.5 0.0 3.9 6.7 14.3

33 Kuwait 8.5 28.1 0.0 0.0 40.1 66.5 59.8 33.5 0.0 0.0 0.1 0.0 0.0 0.0

34 Malta 0.8 0.9 23.8 0.0 76.2 100.0 0.0 0.0 0.0 0.0 0.0 0.0 0.0 0.0

35 Qatar 6.3 15.8 0.0 0.0 12.1 15.7 87.8 84.3 0.0 0.0 0.1 (.) 0.0 0.0

36 Hungary 28.6 27.8 21.4 11.1 29.8 26.0 31.2 43.6 0.4 0.4 1.3 4.0 12.5 13.0

37 Poland 99.9 93.0 75.5 58.7 13.3 23.8 9.0 13.2 0.1 0.2 2.2 5.1 0.0 0.0

38 Argentina 46.1 63.7 2.1 1.4 45.7 36.7 40.8 50.4 3.4 4.6 3.7 3.5 4.1 2.8

39 United Arab Emirates 22.5 46.9 0.0 0.0 39.9 27.9 60.1 72.1 0.0 0.0 0.0 (.) 0.0 0.0

40 Chile 14.1 29.6 18.4 13.9 45.8 39.2 10.6 23.8 6.2 7.0 19.0 15.5 0.0 0.0

41 Bahrain 4.8 8.1 0.0 0.0 26.5 23.2 73.5 76.8 0.0 0.0 0.0 0.0 0.0 0.0

42 Slovakia 21.3 18.8 36.7 22.5 21.1 18.4 23.9 31.2 0.8 2.2 0.8 2.4 14.7 24.8

43 Lithuania 16.2 8.6 4.9 2.3 42.2 29.1 28.9 28.8 0.7 2.4 1.8 8.3 27.8 31.9

44 Estonia 9.6 5.1 59.9 59.3 31.7 15.5 12.8 15.7 0.0 0.1 2.0 12.1 0.0 0.0

45 Latvia 7.8 4.7 6.3 1.3 45.3 29.7 30.6 28.8 5.4 6.1 8.5 30.2 0.0 0.0

46 Uruguay 2.3 2.9 (.) 0.1 58.6 59.4 0.0 3.1 26.8 19.9 24.2 15.4 0.0 0.0

47 Croatia 9.1 8.9 9.0 7.5 53.4 50.7 24.2 26.7 3.6 6.1 3.4 4.0 0.0 0.0

48 Costa Rica 2.0 3.8 0.1 0.5 48.3 51.4 0.0 0.0 14.4 41.1 36.6 7.0 0.0 0.0

49 Bahamas .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

50 Seychelles .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

51 Cuba 16.8 10.2 0.8 0.2 64.1 73.4 0.2 6.0 (.) 0.1 34.9 20.3 0.0 0.0

52 Mexico 124.3 176.5 2.8 4.9 67.0 58.8 18.6 25.0 5.2 4.9 5.9 4.7 0.6 1.6

53 Bulgaria 28.8 20.1 32.1 34.6 33.7 24.6 18.7 14.0 0.6 2.0 0.6 3.7 13.3 24.3

. . . while preserving it for future generation . . .

Energy sourcesTA
B

L
E23
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54 Saint Kitts and Nevis .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

55 Tonga .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

56 Libyan Arab Jamahiriya 11.5 19.0 0.0 0.0 63.8 72.2 35.1 27.0 0.0 0.0 1.1 0.8 0.0 0.0

57 Antigua and Barbuda .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

58 Oman 4.6 14.0 0.0 0.0 46.6 33.3 53.4 66.7 0.0 0.0 0.0 0.0 0.0 0.0

59 Trinidad and Tobago 6.0 12.7 0.0 0.0 21.4 13.6 77.8 86.2 0.0 0.0 0.8 0.2 0.0 0.0

60 Romania 62.4 38.3 20.7 22.7 29.2 24.6 46.2 36.4 1.6 4.7 1.0 8.5 0.0 3.8

61 Saudi Arabia 61.3 140.3 0.0 0.0 64.7 63.6 35.3 36.4 0.0 0.0 (.) (.) 0.0 0.0

62 Panama 1.5 2.6 1.3 0.0 57.1 71.7 0.0 0.0 12.8 12.3 28.3 16.1 0.0 0.0

63 Malaysia 23.3 61.3 4.4 9.6 55.8 43.3 29.2 41.8 1.5 0.8 9.1 4.5 0.0 0.0

64 Belarus 42.2 26.6 5.6 2.4 62.2 27.9 29.7 63.7 (.) (.) 0.5 4.8 0.0 0.0

65 Mauritius .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

66 Bosnia and Herzegovina 7.0 5.0 59.4 55.3 29.0 26.6 5.5 7.4 3.7 9.5 2.3 3.7 0.0 0.0

67 Russian Federation 878.3 646.7 20.7 16.0 31.0 20.6 41.8 54.1 1.6 2.4 1.4 1.1 3.6 6.1

68 Albania 2.7 2.4 23.7 1.0 45.2 68.1 7.6 0.6 9.2 19.3 13.6 9.6 0.0 0.0

69 Macedonia (TFYR) 2.7 2.7 57.6 48.7 40.6 33.2 0.0 2.3 1.6 5.1 0.0 5.6 0.0 0.0

70 Brazil 134.0 209.5 7.2 6.5 43.9 42.2 2.4 8.0 13.3 13.9 31.1 26.5 0.4 1.2

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

71 Dominica .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

72 Saint Lucia .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

73 Kazakhstan 73.7 52.4 54.2 52.6 28.2 14.5 14.5 33.5 0.9 1.3 0.2 0.1 0.0 0.0

74 Venezuela (Bolivarian Republic of) 43.9 60.9 1.1 0.1 43.2 50.4 47.2 38.1 7.2 10.6 1.2 0.9 0.0 0.0

75 Colombia 24.7 28.6 12.4 9.4 42.0 43.3 13.6 21.4 9.6 12.0 22.3 14.4 0.0 0.0

76 Ukraine 251.7 143.2 32.0 26.0 24.1 10.3 36.5 47.1 0.4 0.7 0.1 0.2 7.9 16.1

77 Samoa .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

78 Thailand 43.9 100.0 8.7 11.2 45.2 45.5 11.6 25.9 1.0 0.5 33.4 16.5 0.0 0.0

79 Dominican Republic 4.1 7.4 0.3 4.0 74.8 75.1 0.0 0.1 0.7 2.2 24.2 18.6 0.0 0.0

80 Belize .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

81 China 863.2 1,717.2 61.2 63.3 12.8 18.5 1.5 2.3 1.3 2.0 23.2 13.0 0.0 0.8

82 Grenada .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

83 Armenia 7.9 2.6 3.1 0.0 48.9 16.6 45.2 52.3 1.7 6.0 (.) (.) 0.0 27.7

84 Turkey 53.0 85.2 31.9 26.4 44.6 35.1 5.4 26.7 4.6 5.6 13.6 6.3 0.0 0.0

85 Suriname .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

86 Jordan 3.5 7.1 0.0 0.0 95.3 78.5 2.9 19.5 1.7 1.0 0.1 (.) 0.0 0.0

87 Peru 10.0 13.8 1.5 6.7 58.5 53.5 4.1 10.6 9.0 12.8 26.9 16.4 0.0 0.0

88 Lebanon 2.3 5.6 0.0 2.4 93.7 92.9 0.0 0.0 1.9 1.8 4.4 2.3 0.0 0.0

89 Ecuador 6.1 10.4 0.0 0.0 75.9 83.5 3.7 4.4 7.0 5.7 13.5 5.1 0.0 0.0

90 Philippines 26.2 44.7 5.0 13.6 45.9 35.4 0.0 5.9 20.0 20.7 29.2 24.4 0.0 0.0

91 Tunisia 5.5 8.5 1.4 0.0 57.5 50.0 22.3 36.6 0.1 0.2 18.7 13.3 0.0 0.0

92 Fiji .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

93 Saint Vincent and the Grenadines .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

94 Iran ( Islamic Republic of) 68.8 162.5 0.9 0.7 71.9 47.5 25.4 50.5 0.8 0.9 1.0 0.5 0.0 0.0

95 Paraguay 3.1 4.0 .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

96 Georgia 12.3 3.2 4.8 0.5 47.1 25.3 36.9 33.5 5.3 17.0 3.7 20.1 0.0 0.0

97 Guyana .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

98 Azerbaijan 26.0 13.8 0.3 0.0 45.2 38.6 54.7 58.7 0.2 1.9 (.) (.) 0.0 0.0

99 Sri Lanka 5.5 9.4 0.1 0.7 24.0 43.2 0.0 0.0 4.9 3.2 71.0 52.9 0.0 0.0

100 Maldives .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

101 Jamaica 2.9 3.8 1.1 1.0 82.4 86.5 0.0 0.0 0.3 0.3 16.2 12.2 0.0 0.0

102 Cape Verde .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

103 El Salvador 2.5 4.6 0.0 (.) 32.0 44.4 0.0 0.0 19.8 22.6 48.1 32.4 0.0 0.0

104 Algeria 23.9 34.8 2.6 2.0 40.6 31.7 56.7 66.0 (.) 0.1 0.1 0.2 0.0 0.0

105 Viet Nam 24.3 51.3 9.1 15.8 11.3 24.3 (.) 9.6 1.9 3.6 77.7 46.7 0.0 0.0

106 Occupied Palestinian Territories .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
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107 Indonesia 103.2 179.5 3.8 14.2 33.2 36.6 17.9 17.1 1.5 3.7 43.6 28.5 0.0 0.0

108 Syrian Arab Republic 11.7 17.9 0.0 (.) 86.3 65.3 11.7 33.0 2.0 1.7 (.) (.) 0.0 0.0

109 Turkmenistan 19.6 16.3 1.5 0.0 38.0 26.5 62.4 75.0 0.3 (.) 0.0 0.0 0.0 0.0

110 Nicaragua 2.1 3.3 0.0 0.0 29.2 41.4 0.0 0.0 17.3 8.1 53.2 50.5 0.0 0.0

111 Moldova 10.0 3.6 20.0 2.1 49.3 19.0 32.8 69.0 0.2 0.2 0.4 2.1 0.0 0.0

112 Egypt 31.9 61.3 2.4 1.5 70.5 49.2 21.1 45.3 2.7 1.9 3.3 2.3 0.0 0.0

113 Uzbekistan 46.4 47.0 7.3 2.2 21.8 12.1 70.0 84.6 1.2 1.1 (.) (.) 0.0 0.0

114 Mongolia 3.4 2.6 73.6 75.0 24.5 22.7 0.0 0.0 0.0 0.0 1.3 1.7 0.0 0.0

115 Honduras 2.4 3.9 (.) 2.9 31.1 51.0 0.0 0.0 8.1 4.0 62.0 42.0 0.0 0.0

116 Kyrgyzstan 7.6 2.8 33.2 19.7 40.5 22.5 19.9 22.1 11.3 43.8 0.1 0.1 0.0 0.0

117 Bolivia 2.8 5.3 0.0 0.0 46.5 56.2 22.6 25.8 3.7 4.0 27.2 14.0 0.0 0.0

118 Guatemala 4.5 8.0 0.0 3.1 28.8 40.5 0.0 0.0 3.4 3.5 67.9 53.2 0.0 0.0

119 Gabon 1.2 1.7 0.0 0.0 28.2 31.0 7.2 6.1 4.9 4.1 59.7 58.8 0.0 0.0

120 Vanuatu .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

121 South Africa 91.2 127.6 72.9 72.0 11.6 12.2 1.6 2.8 0.1 0.2 11.4 10.5 2.4 2.3

122 Tajikistan 5.6 3.5 11.2 1.3 36.8 42.6 24.8 14.0 25.4 41.5 0.0 0.0 0.0 0.0

123 Sao Tome and Principe .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

124 Botswana 1.3 1.9 39.4 31.5 26.9 36.5 0.0 0.0 (.) (.) 33.1 24.1 0.0 0.0

125 Namibia .. 1.4 .. 0.2 .. 66.8 .. 0.0 .. 10.3 .. 13.5 .. 0.0

126 Morocco 6.7 13.8 16.8 32.3 76.1 60.2 0.6 2.8 1.6 1.0 4.7 3.3 0.0 0.0

127 Equatorial Guinea .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

128 India 319.9 537.3 33.2 38.7 19.6 23.9 3.1 5.4 1.9 1.7 41.7 29.4 0.5 0.8

129 Solomon Islands .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

130 Lao People’s Democratic Republic .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

131 Cambodia .. 4.8 .. 0.0 .. 26.6 .. 0.0 .. 0.1 .. 73.2 .. 0.0

132 Myanmar 10.7 14.7 0.6 0.6 6.9 13.7 7.1 14.4 1.0 1.8 84.4 69.6 0.0 0.0

133 Bhutan .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

134 Comoros .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

135 Ghana 5.3 8.9 0.0 0.0 18.9 28.7 0.0 0.0 9.2 5.1 73.1 66.0 0.0 0.0

136 Pakistan 43.4 76.3 4.8 5.3 25.2 21.9 23.2 33.0 3.4 3.5 43.2 35.5 0.2 0.8

137 Mauritania .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

138 Lesotho .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

139 Congo 1.1 1.2 0.0 0.0 26.5 38.2 0.0 0.0 4.0 2.5 69.4 56.3 0.0 0.0

140 Bangladesh 12.8 24.2 2.2 1.4 14.7 19.1 29.0 44.7 0.6 0.5 53.5 34.3 0.0 0.0

141 Swaziland .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

142 Nepal 5.8 9.2 0.8 2.0 4.5 9.2 0.0 0.0 1.3 2.3 93.4 86.6 0.0 0.0

143 Madagascar .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

144 Cameroon 5.0 7.0 0.0 0.0 19.5 16.6 0.0 0.0 4.5 4.8 75.9 78.6 0.0 0.0

145 Papua New Guinea .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

146 Haiti 1.6 2.5 0.5 0.0 20.5 23.2 0.0 0.0 2.5 0.9 76.5 75.8 0.0 0.0

147 Sudan 10.6 18.4 0.0 0.0 17.5 19.9 0.0 0.0 0.8 0.6 81.7 79.5 0.0 0.0

148 Kenya 12.5 17.2 0.7 0.4 16.8 19.1 0.0 0.0 4.0 5.9 78.4 74.6 0.0 0.0

149 Djibouti .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

150 Timor-Leste .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

151 Zimbabwe 9.4 9.7 36.6 23.1 8.7 7.1 0.0 0.0 4.0 5.2 50.4 61.9 0.0 0.0

152 Togo 1.4 2.0 0.0 0.0 15.6 18.2 0.0 0.0 0.6 0.3 82.6 79.4 0.0 0.0

153 Yemen 2.6 6.7 0.0 0.0 97.0 98.8 0.0 0.0 0.0 0.0 3.0 1.2 0.0 0.0

154 Uganda .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

155 Gambia .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

LOW HUMAN DEVELOPMENT

156 Senegal 2.2 3.0 0.0 3.1 39.2 55.3 0.2 0.4 0.0 2.0 60.6 39.2 0.0 0.0

157 Eritrea .. 0.8 .. 0.0 .. 35.2 .. 0.0 .. (.) .. 64.8 .. 0.0

158 Nigeria 70.9 103.8 0.1 (.) 15.0 13.9 4.6 7.5 0.5 0.7 79.8 78.0 0.0 0.0

159 Tanzania (United Republic of) 9.8 20.4 (.) 0.2 7.6 6.3 0.0 0.6 1.4 0.7 91.0 92.1 0.0 0.0
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NOTES
a. Total primary energy supply (TPES) is made up 

of ‘indigenous production + imports - exports 
- international marine bunkers ± stock changes’. 
TPES is a measure of commercial energy 
consumption.  In some instances, the sum of the 
shares by energy source may not sum up to 100%  
because pumped storage generation has not been 
deducted from hydroelectricity generation.

b. In 2005, 12.6% of the world’s energy needs were 
supplied by renewable sources. Hydro-electric 
power constitutes 17% of this total, solar/wind/
other 1%, geothermal 3% and biomass and waste 
79%. Shares for individual countries are different. 

c. Coal and coal products.

d. Crude, natural gas liquids (NGLs), feedstocks and 
petroleum products.

e. Biomass, also referred to as traditional fuel, is 
comprised of animal and plant materials (wood, 
vegetal waste, ethanol, animal materials/wastes 
and sulphite lyes). Waste is comprised of 
municipal waste (wastes produced by the 
residential, commercial and public service sectors 
that are collected by local authorities for disposal 
in a central location for the production of heat 
and/or power) and industrial waste.

f. Data is a world aggregate from IEA 2007.
g. Data calculated based on world aggregates from 

IEA 2007.

SOURCES
Columns 1-2: IEA 2007.
Columns 3-14: calculated based on data on primary 
energy supply from IEA 2007.
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B

L
E23

160 Guinea .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

161 Rwanda .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

162 Angola 6.3 9.9 0.0 0.0 23.2 28.5 7.0 6.2 1.0 1.5 68.8 63.8 0.0 0.0

163 Benin 1.7 2.6 0.0 0.0 5.8 33.3 0.0 0.0 0.0 (.) 93.2 64.7 0.0 0.0

164 Malawi .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

165 Zambia 5.5 7.1 4.0 1.3 12.6 9.6 0.0 0.0 12.5 10.7 73.4 78.7 0.0 0.0

166 Côte d’Ivoire 4.4 7.8 0.0 0.0 24.8 23.9 0.0 17.8 2.6 1.6 72.1 58.3 0.0 0.0

167 Burundi .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

168 Congo (Democratic Republic of the) 11.9 17.0 1.8 1.5 10.1 3.2 0.0 0.0 4.1 3.7 84.0 92.5 0.0 0.0

169 Ethiopia 15.2 21.6 0.0 0.0 6.6 8.2 0.0 0.0 0.6 1.1 92.8 90.6 0.0 0.0

170 Chad .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

171 Central African Republic .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

172 Mozambique 7.2 10.2 0.5 0.0 4.6 5.2 0.0 0.2 0.3 11.2 94.4 85.4 0.0 0.0

173 Mali .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

174 Niger .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

175 Guinea-Bissau .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

176 Burkina Faso .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

177 Sierra Leone .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

Developing countries .. T .. T 30.3 32.5 30.5 31.0 9.4 14.1 2.7 2.9 26.3 18.0 0.8 1.4

  Least developed countries .. T .. T .. .. .. 17.4 .. .. .. .. .. .. .. ..

  Arab States 237.4 T 477.1 T 1.1 1.3 59.5 54.2 33.9 40.2 0.7 0.4 4.8 3.8 0.0 0.0

  East Asia and the Pacifi c .. T .. T .. .. .. 25.1 .. .. .. .. .. .. .. ..

  Latin America and the Caribbean .. T .. T 4.5 4.8 51.9 48.7 16.8 21.7 7.9 9.0 17.7 14.3 0.7 1.1

  South Asia 456.2 T 818.9 T 23.9 26.1 27.7 28.3 9.0 17.9 1.9 1.7 37.1 25.3 0.4 0.6

  Sub-Saharan Africa .. T .. T .. .. .. 13.8 .. .. .. .. .. .. .. ..

Central and Eastern Europe and the CIS 1,751.5 T 1,266.3 T 27.6 22.6 29.8 20.5 36.1 46.0 1.4 2.2 1.2 2.1 4.0 7.0

OECD 4,525.5 T 5,547.6 T 23.5 20.4 42.0 40.5 18.6 21.8 2.9 2.7 3.1 3.5 9.9 11.0

  High-income OECD 4,149.4 T 5,101.1 T 22.2 19.9 42.3 40.6 19.0 21.7 2.9 2.6 3.0 3.4 10.6 11.6

High human development 5,950.8 T 6,981.2 T 21.7 18.3 40.9 39.3 22.8 26.0 2.8 2.9 3.4 3.9 8.3 9.5

Medium human development .. T 3,816.7 T 36.8 40.6 24.7 25.1 12.9 13.8 2.0 2.5 22.7 16.8 1.0 1.2

Low human development .. T .. T .. .. .. 13.1 .. .. .. .. .. .. .. ..

High income 4,300.4 T 5,423.2 T 21.7 19.0 42.9 41.5 19.5 22.7 2.8 2.5 2.9 3.2 10.2 11.0

Middle income 3,556.4 T 4,594.4 T 31.6 34.3 31.0 28.3 21.7 21.7 2.3 3.1 11.4 10.1 2.1 2.4

Low income .. T .. T .. 23.3 .. 20.6 .. 11.6 .. 2.3 .. 41.8 .. 0.5

World 8,757.7 Tf 11,433.9 Tf 25.3 25.3 g 36.8 g 35.0 g 19.1 g 20.7 g 2.5 g 2.6 g 10.3 g 10.0 g 6.0 g 6.3 g
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Carbon dioxide emissionsa

Total
(Mt CO2)

Annual 
change

(%)

Share of 
world totalb

(%)
Per capita

(t CO2)

Carbon intensity 
of energy

CO2 emissions per 
unit of energy use

(kt of CO2 per 
kt of oil equivalent)

Carbon intensity 
of growth

CO2 emissions 
per unit of GDP

(kt of CO2 per million 
2000 PPP US$)

Carbon 
dioxide 

emissions 
from forest 
biomassc

 (Mt CO2 / year)

Carbon 
stocks 

in forest 
biomassd

(Mt Carbon)

1990 2004 1990–2004 1990 2004 1990 2004 1990 2004 1990 2004 1990–2005 2005

 Carbon dioxide emissions and stocksTA
B

L
E24 . . . while preserving it for future generations . . .

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Iceland 2.0 2.2 0.7 (.) (.) 7.9 7.6 0.93 0.64 0.32 0.24 -0.1 1.5

2 Norway 33.2 87.5 11.7 0.1 0.3 7.8 19.1 1.54 3.17 0.31 0.53 -15.6 344.0

3 Australia 278.5 326.6 1.2 1.2 1.1 16.3 16.2 3.18 2.82 0.81 0.58 .. 8,339.0

4 Canada 415.8 639.0 3.8 1.8 2.2 15.0 20.0 1.99 2.38 0.66 0.69 .. ..

5 Ireland 30.6 42.3 2.7 0.1 0.1 8.8 10.5 2.94 2.78 0.55 0.31 -1.0 19.8

6 Sweden 49.5 53.0 0.5 0.2 0.2 5.8 5.9 1.04 0.98 0.26 0.21 -30.2 1,170.0

7 Switzerland 42.7 40.4 -0.4 0.2 0.1 6.2 5.4 1.71 1.49 0.21 0.17 -6.1 154.0

8 Japan 1,070.7 1,257.2 1.2 4.7 4.3 8.7 9.9 2.40 2.36 0.37 0.36 -118.5 1,892.0

9 Netherlands 141.0 142.0 (.) 0.6 0.5 9.4 8.7 2.11 1.73 0.41 0.30 -1.2 25.0

10 France 363.8 373.5 0.2 1.6 1.3 6.4 6.0 1.60 1.36 0.29 0.23 -44.2 1,165.0

11 Finland 51.2 65.8 2.0 0.2 0.2 10.3 12.6 1.76 1.73 0.46 0.45 -22.5 815.7

12 United States 4,818.3 6,045.8 1.8 21.2 20.9 19.3 20.6 2.50 2.60 0.68 0.56 -499.5 18,964.0

13 Spain 212.1 330.3 4.0 0.9 1.1 5.5 7.6 2.33 2.32 0.31 0.33 -28.3 392.0

14 Denmark 49.8 52.9 0.5 0.2 0.2 9.7 9.8 2.78 2.64 0.42 0.33 -1.0 26.0

15 Austria 57.6 69.8 1.5 0.3 0.2 7.4 8.6 2.30 2.10 0.32 0.29 .. ..

16 United Kingdom 579.4 586.9 0.1 2.6 2.0 10.0 9.8 2.73 2.51 0.47 0.34 -4.2 112.0

17 Belgium 100.6 100.7 (.) 0.4 0.3 10.1 9.7 2.05 1.74 0.45 0.34 -3.7 65.3

18 Luxembourg 9.9 11.3 1.0 (.) (.) 25.9 25.0 2.77 2.37 0.78 0.48 -0.5 9.0

19 New Zealand 22.6 31.6 2.8 0.1 0.1 6.7 7.7 1.65 1.79 0.39 0.35 .. ..

20 Italy 389.7 449.7 1.1 1.7 1.6 6.9 7.8 2.63 2.44 0.32 0.30 -51.9 636.0

21 Hong Kong, China (SAR) 26.2 37.4 3.1 0.1 0.1 4.6 5.5 2.46 2.18 0.23 0.19 .. ..

22 Germany 980.4 h 808.3 -1.3 4.3 h 2.8 12.3 h 9.8 2.75 h 2.32 0.58 h 0.38 -74.9 1,303.0

23 Israel 33.1 71.2 8.2 0.1 0.2 6.9 10.4 2.74 3.43 0.39 0.47 .. ..

24 Greece 72.4 96.6 2.4 0.3 0.3 7.1 8.8 3.26 3.17 0.49 0.43 -1.7 58.7

25 Singapore 45.1 52.2 1.1 0.2 0.2 14.9 12.3 3.37 2.04 0.99 0.48 .. ..

26 Korea (Republic of) 241.2 465.4 6.6 1.1 1.6 5.6 9.7 2.60 2.18 0.57 0.51 -32.2 258.0

27 Slovenia 12.3 i 16.2 2.6 j 0.1 i 0.1 6.2 i 8.1 2.46 2.26 0.51 i 0.43 -8.5 147.1

28 Cyprus 4.6 6.7 3.2 (.) (.) 6.8 9.2 3.02 2.58 0.52 0.45 -0.1 2.8

29 Portugal 42.3 58.9 2.8 0.2 0.2 4.3 5.6 2.39 2.22 0.30 0.31 -8.9 113.8

30 Brunei Darussalam 5.8 8.8 3.7 (.) (.) 23.0 24.0 3.20 3.27 .. .. 1.2 39.3

31 Barbados 1.1 1.3 1.3 (.) (.) 4.1 4.7 .. .. .. .. .. ..

32 Czech Republic 138.4 i 116.9 -1.3 j 0.6 i 0.4 13.4 i 11.4 3.20 2.57 1.03 i 0.66 -12.6 326.3

33 Kuwait 43.4 99.3 9.2 0.2 0.3 20.3 37.1 5.13 3.95 .. 1.81 .. ..

34 Malta 2.2 2.5 0.7 (.) (.) 6.3 6.1 2.88 2.70 0.53 0.36 0.0 0.1

35 Qatar 12.2 52.9 23.9 0.1 0.2 24.9 79.3 1.76 2.93 .. .. .. ..

36 Hungary 60.1 57.1 -0.4 0.3 0.2 5.8 5.6 2.10 2.17 0.50 0.37 -6.2 173.0

37 Poland 347.6 307.1 -0.8 1.5 1.1 9.1 8.0 3.48 3.35 1.24 0.68 -44.1 895.6

38 Argentina 109.7 141.7 2.1 0.5 0.5 3.4 3.7 2.38 2.22 0.38 0.31 121.6 2,411.0

39 United Arab Emirates 54.7 149.1 12.3 0.2 0.5 27.2 34.1 2.43 3.40 1.19 1.57 -0.7 16.6

40 Chile 35.6 62.4 5.4 0.2 0.2 2.7 3.9 2.53 2.23 0.47 0.38 -105.9 1,945.9

41 Bahrain 11.7 16.9 3.2 0.1 0.1 24.2 23.9 2.43 2.26 1.92 1.30 .. ..

42 Slovakia 44.3 i 36.3 -1.5 j 0.2 i 0.1 8.4 i 6.7 2.45 1.98 0.96 i 0.51 -9.8 202.9

43 Lithuania 21.4 i 13.3 -3.1 j 0.1 i (.) 5.7 i 3.8 1.92 1.45 0.67 i 0.32 -6.3 128.9

44 Estonia 24.9 i 18.9 -2.0 j 0.1 i 0.1 16.1 i 14.0 3.96 3.66 2.46 i 1.12 .. 167.2

45 Latvia 12.7 i 7.1 -3.7 j 0.1 i (.) 4.8 i 3.0 2.15 1.54 0.85 i 0.28 -13.9 230.9

46 Uruguay 3.9 5.5 2.9 (.) (.) 1.2 1.6 1.74 1.91 0.18 0.19 .. ..

47 Croatia 17.4 i 23.5 2.9 j 0.1 i 0.1 3.9 i 5.3 2.59 2.66 0.52 i 0.48 -10.8 192.4

48 Costa Rica 2.9 6.4 8.5 (.) (.) 1.0 1.5 1.44 1.73 0.15 0.17 3.4 192.8

49 Bahamas 1.9 2.0 0.2 (.) (.) 7.6 6.7 .. .. 0.46 .. .. ..

50 Seychelles 0.1 0.5 27.2 (.) (.) 1.6 6.7 .. .. 0.13 0.44 0.0 3.7

51 Cuba 32.0 25.8 -1.4 0.1 0.1 3.0 2.3 1.91 2.41 .. .. -34.7 347.0

52 Mexico 413.3 437.8 0.4 1.8 1.5 5.0 4.2 3.32 2.65 0.65 0.46 .. ..

53 Bulgaria 75.3 42.5 -3.1 0.3 0.1 8.4 5.5 2.61 2.25 1.29 0.72 -18.3 263.0
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54 Saint Kitts and Nevis 0.1 0.1 6.3 (.) (.) 1.5 3.2 .. .. 0.20 0.22 .. ..

55 Tonga 0.1 0.1 3.7 (.) (.) 0.8 1.1 .. .. 0.15 0.16 .. ..

56 Libyan Arab Jamahiriya 37.8 59.9 4.2 0.2 0.2 9.1 9.3 3.27 3.29 .. .. 0.0 6.4

57 Antigua and Barbuda 0.3 0.4 2.7 (.) (.) 4.8 6.0 .. .. 0.54 0.46 .. ..

58 Oman 10.3 30.9 14.3 (.) 0.1 6.3 13.6 2.25 2.61 0.52 0.88 .. ..

59 Trinidad and Tobago 16.9 32.5 6.6 0.1 0.1 13.9 24.9 2.80 2.88 1.98 2.05 0.2 23.6

60 Romania 155.1 90.4 -3.0 0.7 0.3 6.7 4.2 2.48 2.34 0.99 0.54 (.) 566.5

61 Saudi Arabia 254.8 308.2 1.5 1.1 1.1 15.9 13.6 3.78 2.19 1.18 1.02 0.0 17.5

62 Panama 3.1 5.7 5.8 (.) (.) 1.3 1.8 2.10 2.22 0.29 0.28 9.8 620.0

63 Malaysia 55.3 177.5 15.8 0.2 0.6 3.0 7.5 2.44 3.13 0.56 0.76 3.4 3,510.0

64 Belarus 94.6 i 64.9 -2.6 j 0.4 i 0.2 9.2 i 6.6 2.43 2.42 1.96 i 1.03 -20.0 539.0

65 Mauritius 1.5 3.2 8.5 (.) (.) 1.4 2.6 .. .. 0.21 0.24 (.) 3.9

66 Bosnia and Herzegovina 4.7 i 15.6 19.2 j (.) i 0.1 1.1 i 4.0 1.06 3.31 .. .. -10.9 175.5

67 Russian Federation 1,984.1 i 1,524.1 -1.9 j 8.8 i 5.3 13.4 i 10.6 2.56 2.38 1.61 i 1.17 71.8 32,210.0

68 Albania 7.3 3.7 -3.5 (.) (.) 2.2 1.2 2.73 1.55 0.73 0.26 -0.7 52.0

69 Macedonia (TFYR) 10.6 i 10.4 -0.2 j (.) i (.) 5.2 i 5.1 3.63 3.86 0.91 i 0.83 0.0 20.3

70 Brazil 209.5 331.6 4.2 0.9 1.1 1.4 1.8 1.56 1.62 0.22 0.24 1,111.4 49,335.0

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

71 Dominica 0.1 0.1 5.8 (.) (.) 0.8 1.5 .. .. 0.17 0.26 .. ..

72 Saint Lucia 0.2 0.4 9.1 (.) (.) 1.2 2.2 .. .. 0.24 0.38 .. ..

73 Kazakhstan 259.2 i 200.2 -1.9 j 1.1 i 0.7 15.7 i 13.3 3.25 3.65 3.30 i 2.07 0.2 136.7

74 Venezuela (Bolivarian Republic of) 117.4 172.5 3.4 0.5 0.6 6.0 6.6 2.67 3.07 1.03 1.20 .. ..

75 Colombia 58.0 53.6 -0.5 0.3 0.2 1.6 1.2 2.32 1.94 0.30 0.19 23.8 8,062.2

76 Ukraine 600.0 i 329.8 -3.8 j 2.6 i 1.1 11.5 i 7.0 2.86 2.35 1.59 i 1.18 -60.5 744.5

77 Samoa 0.1 0.2 1.5 (.) (.) 0.8 0.8 .. .. 0.19 0.16 .. ..

78 Thailand 95.7 267.9 12.8 0.4 0.9 1.7 4.2 2.18 2.76 0.38 0.56 17.8 716.0

79 Dominican Republic 9.6 19.6 7.5 (.) 0.1 1.3 2.2 2.31 2.56 0.31 0.33 0.0 82.0

80 Belize 0.3 0.8 11.0 (.) (.) 1.6 2.9 .. .. 0.39 0.44 0.0 59.0

81 China 2,398.9 5,007.1 7.8 10.6 17.3 2.1 3.8 2.77 3.11 1.30 0.70 -334.9 6,096.0

82 Grenada 0.1 0.2 5.6 (.) (.) 1.3 2.7 .. .. 0.23 0.29 .. ..

83 Armenia 3.7 i 3.6 -0.1 j (.) i (.) 1.0 i 1.2 0.86 1.71 0.65 i 0.31 0.4 18.1

84 Turkey 146.2 226.0 3.9 0.6 0.8 2.6 3.2 2.76 2.76 0.48 0.45 -18.0 816.8

85 Suriname 1.8 2.3 1.9 (.) (.) 4.5 5.2 .. .. 0.81 0.78 0.0 5,692.0

86 Jordan 10.2 16.5 4.4 (.) 0.1 3.1 2.9 2.91 2.52 0.84 0.66 0.0 2.3

87 Peru 21.0 31.5 3.5 0.1 0.1 1.0 1.1 2.11 2.38 0.25 0.22 .. ..

88 Lebanon 9.1 16.3 5.6 (.) 0.1 3.3 4.2 3.94 3.01 1.24 0.92 .. 1.8

89 Ecuador 16.7 29.3 5.4 0.1 0.1 1.6 2.2 2.73 2.90 0.50 0.60 .. ..

90 Philippines 43.9 80.5 5.9 0.2 0.3 0.7 1.0 1.68 1.82 0.19 0.22 111.2 970.7

91 Tunisia 13.3 22.9 5.2 0.1 0.1 1.6 2.3 2.40 2.63 0.35 0.32 -0.9 9.8

92 Fiji 0.8 1.1 2.3 (.) (.) 1.1 1.2 .. .. 0.22 i 0.24 .. ..

93 Saint Vincent and the Grenadines 0.1 0.2 10.4 (.) (.) 0.8 1.7 .. .. 0.16 0.29 .. ..

94 Iran ( Islamic Republic of) 218.3 433.3 7.0 1.0 1.5 4.0 6.4 3.17 2.97 0.85 0.93 -1.7 334.0

95 Paraguay 2.3 4.2 6.1 (.) (.) 0.5 0.7 0.73 1.04 0.12 0.18 .. ..

96 Georgia 15.1 i 3.9 -6.2 j 0.1 i (.) 2.8 i 0.8 1.73 1.38 1.39 i 0.32 -4.6 210.0

97 Guyana 1.1 1.4 2.0 (.) (.) 1.5 1.9 .. .. 0.63 0.47 .. 1,722.0

98 Azerbaijan 49.8 i 31.3 -3.1 j 0.2 i 0.1 6.9 i 3.8 2.99 2.42 1.92 i 1.06 0.0 57.9

99 Sri Lanka 3.8 11.5 14.8 (.) (.) 0.2 0.6 0.68 1.22 0.09 0.15 3.2 40.0

100 Maldives 0.2 0.7 26.5 (.) (.) 0.7 2.5 .. .. .. .. .. ..

101 Jamaica 8.0 10.6 2.4 (.) (.) 3.3 4.0 2.70 2.60 1.04 1.06 0.2 34.0

102 Cape Verde 0.1 0.3 15.2 (.) (.) 0.3 0.7 .. .. 0.08 0.11 -0.6 7.9

103 El Salvador 2.6 6.2 9.7 (.) (.) 0.5 0.9 1.03 1.37 0.14 0.20 .. ..

104 Algeria 77.0 193.9 10.8 0.3 0.7 3.0 5.5 3.23 5.89 0.56 0.99 -6.0 114.0

105 Viet Nam 21.4 98.6 25.8 0.1 0.3 0.3 1.2 0.88 1.96 0.28 0.47 -72.5 1,174.0

106 Occupied Palestinian Territories .. 0.6 .. .. (.) .. 0.2 .. .. .. .. .. ..
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E24 Carbon dioxide emissions and stocks

107 Indonesia 213.8 378.0 5.5 0.9 1.3 1.2 1.7 2.19 2.17 0.54 0.53 2,271.5 5,897.0

108 Syrian Arab Republic 35.9 68.4 6.5 0.2 0.2 3.0 3.8 3.08 3.71 1.11 1.11 .. ..

109 Turkmenistan 28.0 i 41.7 4.1 j 0.1 i 0.1 7.0 i 8.8 2.48 2.68 1.54 i .. -0.2 17.4

110 Nicaragua 2.6 4.0 3.7 (.) (.) 0.7 0.7 1.25 1.22 0.24 0.24 45.4 716.0

111 Moldova 20.9 i 7.7 -5.3 j 0.1 i (.) 4.8 i 1.8 3.03 2.27 2.23 i 1.05 -0.7 13.2

112 Egypt 75.4 158.1 7.8 0.3 0.5 1.5 2.3 2.37 2.78 0.48 0.58 -0.6 7.1

113 Uzbekistan 118.1 i 137.8 1.4 j 0.5 i 0.5 5.5 i 5.3 2.62 2.55 3.55 i 3.07 -1.7 12.4

114 Mongolia 10.0 8.5 -1.0 (.) (.) 4.7 3.1 .. .. 2.71 1.90 16.9 573.9

115 Honduras 2.6 7.6 13.8 (.) (.) 0.5 1.1 1.07 1.97 0.19 0.36 .. ..

116 Kyrgyzstan 11.0 i 5.7 -4.0 j (.) i (.) 2.4 i 1.1 2.18 2.06 1.26 i 0.65 -0.8 12.6

117 Bolivia 5.5 7.0 1.9 (.) (.) 0.9 0.8 1.98 1.40 0.40 0.31 89.4 5,296.0

118 Guatemala 5.1 12.2 10.0 (.) (.) 0.6 1.0 1.14 1.61 0.17 0.25 25.0 498.0

119 Gabon 6.0 1.4 -5.5 (.) (.) 6.4 1.0 4.82 0.81 0.96 0.16 5.9 3,643.0

120 Vanuatu 0.1 0.1 2.4 (.) (.) 0.5 0.4 .. .. 0.16 0.15 .. ..

121 South Africa 331.8 436.8 2.3 1.5 1.5 9.1 9.8 3.64 3.33 1.03 0.99 0.0 823.9

122 Tajikistan 20.6 i 5.0 -6.3 j 0.1 i (.) 3.7 i 0.8 2.26 1.50 2.38 i 0.68 0.1 2.8

123 Sao Tome and Principe 0.1 0.1 2.8 (.) (.) 0.6 0.5 .. .. 0.32 0.31 0.0 4.6

124 Botswana 2.2 4.3 7.0 (.) (.) 1.7 2.4 1.71 2.30 0.27 0.23 5.1 141.5

125 Namibia (.) 2.5 .. (.) (.) 0.0 1.2 0.02 1.85 (.) 0.19 8.1 230.9

126 Morocco 23.5 41.1 5.4 0.1 0.1 1.0 1.4 3.49 3.59 0.29 0.34 -9.5 240.0

127 Equatorial Guinea 0.1 5.4 .. (.) (.) 0.3 10.5 .. .. 0.28 1.57 3.9 115.0

128 India 681.7 1,342.1 6.9 3.0 4.6 0.8 1.2 1.89 2.34 0.48 0.44 -40.8 2,343.0

129 Solomon Islands 0.2 0.2 0.6 (.) (.) 0.5 0.3 .. .. 0.23 0.21 .. ..

130 Lao People’s Democratic Republic 0.2 1.3 32.4 (.) (.) 0.1 0.2 .. .. 0.05 0.13 26.4 1,487.0

131 Cambodia 0.5 0.5 1.3 (.) (.) (.) (.) .. .. .. 0.02 80.6 1,266.0

132 Myanmar 4.3 9.8 9.2 (.) (.) 0.1 0.2 0.40 0.69 .. .. 156.6 3,168.0

133 Bhutan 0.1 0.4 15.9 (.) (.) 0.1 0.2 .. .. .. .. -7.3 345.0

134 Comoros 0.1 0.1 2.4 (.) (.) 0.1 0.1 .. .. 0.08 0.09 0.2 0.8

135 Ghana 3.8 7.2 6.5 (.) (.) 0.3 0.3 0.71 0.86 0.15 0.16 40.9 496.4

136 Pakistan 68.0 125.6 6.0 0.3 0.4 0.6 0.8 1.57 1.69 0.39 0.41 22.2 259.0

137 Mauritania 2.6 2.6 -0.2 (.) (.) 1.3 0.8 .. .. 0.70 0.44 0.9 6.6

138 Lesotho .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

139 Congo 1.2 3.5 14.4 (.) (.) 0.5 1.0 1.11 3.33 0.38 0.86 14.2 5,181.0

140 Bangladesh 15.4 37.1 10.1 0.1 0.1 0.1 0.3 1.20 1.63 0.12 0.15 1.2 31.0

141 Swaziland 0.4 1.0 8.9 (.) (.) 0.5 0.8 .. .. 0.13 0.20 0.2 23.4

142 Nepal 0.6 3.0 27.3 (.) (.) (.) 0.1 0.11 0.34 0.03 0.08 -26.9 485.0

143 Madagascar 0.9 2.7 13.6 (.) (.) 0.1 0.1 .. .. 0.08 0.19 50.8 3,130.0

144 Cameroon 1.6 3.8 9.9 (.) (.) 0.1 0.3 0.32 0.55 0.07 0.12 72.1 1,902.0

145 Papua New Guinea 2.4 2.4 0.1 (.) (.) 0.7 0.4 .. .. 0.31 0.19 .. ..

146 Haiti 1.0 1.8 5.5 (.) (.) 0.1 0.2 0.63 0.80 0.07 0.14 0.2 8.3

147 Sudan 5.4 10.4 6.6 (.) (.) 0.2 0.3 0.51 0.59 0.19 0.17 48.9 1,530.7

148 Kenya 5.8 10.6 5.8 (.) (.) 0.3 0.3 0.47 0.63 0.22 0.30 5.5 334.7

149 Djibouti 0.4 0.4 0.3 (.) (.) 1.0 0.5 .. .. 0.22 0.25 0.0 0.4

150 Timor-Leste .. 0.2 .. .. (.) .. 0.2 .. .. .. .. .. ..

151 Zimbabwe 16.6 10.6 -2.6 0.1 (.) 1.6 0.8 1.77 1.13 0.58 0.42 34.2 535.0

152 Togo 0.8 2.3 14.8 (.) (.) 0.2 0.4 0.52 0.86 0.13 0.29 .. ..

153 Yemen 10.1 i 21.1 8.3 j (.) i 0.1 0.9 i,k 1.0 3.25 3.31 1.15 i 1.25 0.0 5.1

154 Uganda 0.8 1.8 8.9 (.) (.) (.) 0.1 .. .. 0.06 0.05 12.1 138.2

155 Gambia 0.2 0.3 3.6 (.) (.) 0.2 0.2 .. .. 0.12 0.12 -0.5 33.2

LOW HUMAN DEVELOPMENT

156 Senegal 3.1 5.0 4.2 (.) (.) 0.4 0.4 1.40 1.81 0.28 0.28 6.8 371.0

157 Eritrea .. 0.8 .. .. (.) .. 0.2 .. .. .. 0.17 .. ..

158 Nigeria 45.3 114.0 10.8 0.2 0.4 0.5 0.9 0.64 1.15 0.59 0.92 181.6 1,401.5

159 Tanzania (United Republic of) 2.3 4.3 6.2 (.) (.) 0.1 0.1 0.24 0.23 0.17 0.18 167.3 2,254.0
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NOTES
a. Refers to carbon dioxide emissions stemming 

from consumption of solid, liquid and gaseous 
fossil fuels as well as from gas fl aring and the 
production of cement. Original values were 
reported in terms of metric carbon tonnes, in 
order to convert these values to metric tonnes 
of carbon dioxide a conversion factor of 3.664 
(relative molecular weights 44/12) has been 
applied.

b. The world total includes carbon dioxide emissions 
not included in national totals, such as those from 
bunker fuels, oxidation of non-fuel hydrocarbon 
products (e.g., asphalt) and emissions by 
countries not shown in the main indicator tables. 
These emissions amount to approximately 5% 
of the world total. Thus the shares listed for 
individual countries in this table do not sum to 
100%.

c. Refers to net emissions or sequestration due 
to changes in carbon stock of forest biomass. 
A positive number suggests carbon emissions 

while a negative number suggests carbon 
sequestration. It is assumed that all negative 
carbon stock changes are released as emissions. 

d. Refers only to living biomass - above and below 
ground. Carbon in deadwood, soil and litter is not 
included.

e. Includes Monaco.
f. Includes American Samoa, Guam, Puerto Rico, 

Turks and Caicos and the US Virgin Islands.
g. Includes San Marino.
h. Data refers to the sum of the emissions from 

the former Federal Republic of Germany and the 
former German Democratic Republic in 1990.

i. In cases where data for 1990 are not available, 
data for the closest year between 1991 and 1992 
have been used.

j. Refers to the 1992-2004 period.

SOURCES
Columns 1, 2 and 4–7: calculated based on data 
from CDIAC  2007. 
Column 3: calculated on the basis of data in columns 
1 and 2.
Columns 8–11: calculated based on data from CDIAC  
2007 and World Bank 2007b. 
Column 12: calculated based on data from FAO 
2007b; aggregates calculated for HDRO by FAO.
Column 13: FAO 2007b; aggregates calculated for 
HDRO by FAO.

TA
B

L
E24

160 Guinea 1.0 1.3 2.3 (.) (.) 0.2 0.1 .. .. 0.09 0.07 15.9 636.0

161 Rwanda 0.5 0.6 0.6 (.) (.) 0.1 0.1 .. .. 0.07 0.06 -2.1 44.1

162 Angola 4.6 7.9 5.0 (.) (.) 0.5 0.7 0.74 0.83 0.25 0.29 37.6 4,829.3

163 Benin 0.7 2.4 16.7 (.) (.) 0.1 0.3 0.43 0.96 0.16 0.29 .. ..

164 Malawi 0.6 1.0 5.3 (.) (.) 0.1 0.1 .. .. 0.13 0.14 5.6 161.0

165 Zambia 2.4 2.3 -0.5 (.) (.) 0.3 0.2 0.45 0.33 0.31 0.23 44.4 1,156.1

166 Côte d’Ivoire 5.4 5.2 -0.3 (.) (.) 0.5 0.3 1.22 0.74 0.26 0.20 -9.0 1,864.0

167 Burundi 0.2 0.2 0.9 (.) (.) (.) (.) .. .. 0.04 0.05 .. ..

168 Congo (Democratic Republic of the) 4.0 2.1 -3.4 (.) (.) 0.1 (.) 0.33 0.13 0.07 0.06 293.1 23,173.0

169 Ethiopia 3.0 8.0 12.1 (.) (.) 0.1 0.1 0.20 0.38 0.07 0.13 13.4 252.0

170 Chad 0.1 0.1 -0.9 (.) (.) (.) 0.0 .. .. 0.03 0.01 5.6 236.0

171 Central African Republic 0.2 0.3 2.0 (.) (.) 0.1 0.1 .. .. 0.05 0.06 13.7 2,801.0

172 Mozambique 1.0 2.2 8.4 (.) (.) 0.1 0.1 0.14 0.25 0.12 0.11 5.7 606.3

173 Mali 0.4 0.6 2.4 (.) (.) (.) (.) .. .. 0.07 0.05 7.1 241.9

174 Niger 1.0 1.2 1.1 (.) (.) 0.1 0.1 .. .. 0.16 0.13 1.7 12.5

175 Guinea-Bissau 0.2 0.3 2.1 (.) (.) 0.2 0.2 .. .. 0.21 0.24 0.5 61.0

176 Burkina Faso 1.0 1.1 0.7 (.) (.) 0.1 0.1 .. .. 0.13 0.08 19.1 298.0

177 Sierra Leone 0.3 1.0 14.1 (.) (.) 0.1 0.2 .. .. 0.10 0.27 .. ..

Developing countries 6,831.1 T 12,303.3 T 5.7 30.1 42.5 1.7 2.4 2.34 2.59 0.64 0.56 5,091.5 190,359.7

  Least developed countries 74.1 T 146.3 T 7.0 0.3 0.5 0.2 0.2 .. .. 0.14 0.17 1,097.8 50,811.2

  Arab States 733.6 T 1,348.4 T 6.0 3.2 4.7 3.4 4.5 3.02 2.94 0.75 0.86 44.4 2,393.3

  East Asia and the Pacifi c 3,413.5 T 6,682.0 T 6.8 15.0 23.1 2.1 3.5 .. .. 0.90 0.63 2,293.8 27,222.9

  Latin America and the Caribbean 1,087.7 T 1,422.6 T 2.2 4.8 4.9 2.5 2.6 2.25 2.19 0.40 0.36 1,667.0 97,557.2

  South Asia 990.7 T 1,954.6 T 7.0 4.4 6.7 0.8 1.3 1.94 2.34 0.49 0.46 -49.3 3,843.5

  Sub-Saharan Africa 454.8 T 663.1 T 3.3 2.0 2.3 1.0 1.0 .. .. 0.55 0.57 1,153.6 58,523.2

Central and Eastern Europe and the CIS 4,182.0 T 3,168.0 T -2.0 18.4 10.9 10.3 7.9 2.71 2.51 1.49 0.97 -165.9 37,592.0

OECD 11,205.2 T 13,318.6 T 1.3 49.4 46.0 10.8 11.5 2.47 2.42 0.54 0.45 -999.7 59,956.6

  High-income OECD 10,055.4 T 12,137.5 T 1.5 44.3 41.9 12.0 13.2 2.42 2.39 0.52 0.45 -979.6 45,488.9

High human development 14,495.5 T 16,615.8 T 1.0 63.9 57.3 9.8 10.1 2.45 2.40 0.60 0.48 89.8 152,467.3

Medium human development 5,944.4 T 10,215.2 T 5.1 26.2 35.2 1.8 2.5 2.39 2.76 0.83 0.61 3,026.5 86,534.2

Low human development 77.6 T 161.7 T 7.7 0.3 0.6 0.3 0.3 .. .. 0.24 0.36 858.0 41,254.0

High income 10,572.1 T 12,975.1 T 1.6 46.6 44.8 12.1 13.3 2.44 2.40 0.53 0.46 -937.4 54,215.3

Middle income 8,971.5 T 12,162.9 T 2.5 39.5 42.0 3.4 4.0 2.57 2.76 0.95 0.65 3,693.1 170,735.6

Low income 1,323.4 T 2,083.9 T 4.1 5.8 7.2 0.8 0.9 .. .. 0.47 0.43 1,275.1 56,686.1

World 22,702.5 Tb 28,982.7 Tb 2.0 100.0 100.0 4.3 4.5 2.64 2.63 0.68 0.55 4,038.1 282,650.1
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B

L
E25 . . . while preserving it for future generations . . .

Status of major international environmental treaties

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Iceland 2001 1993 2002 1994 1989 1989 2002 1985 1997

2 Norway 2001 1993 2002 1993 1986 1988 2002 1996 1996

3 Australia .. 1992 1998 1993 1987 1989 2004 1994 2000

4 Canada 2001 1992 2002 1992 1986 1988 2001 2003 1995

5 Ireland 2003 1994 2002 1996 1988 1988 2001 1996 1997

6 Sweden 2002 1993 2002 1993 1986 1988 2002 1996 1995

7 Switzerland 2002 1993 2003 1994 1987 1988 2003 1984 1996

8 Japan 2003 1993 2002 1993 1988 1988 2002 1996 1998

9 Netherlands 2002 1993 2002 1994 1988 1988 2002 1996 1995

10 France 2003 1994 2002 1994 1987 1988 2004 1996 1997

11 Finland 2004 1994 2002 1994 1986 1988 2002 1996 1995

12 United States .. 1992 1998 1993 1986 1988 2001 .. 2000

13 Spain 2002 1993 2002 1993 1988 1988 2004 1997 1996

14 Denmark 2002 1993 2002 1993 1988 1988 2003 2004 1995

15 Austria 2002 1994 2002 1994 1987 1989 2002 1995 1997

16 United Kingdom 2003 1993 2002 1994 1987 1988 2005 1997 1996

17 Belgium 2004 1996 2002 1996 1988 1988 2006 1998 1997

18 Luxembourg 2002 1994 2002 1994 1988 1988 2003 2000 1997

19 New Zealand 2005 1993 2002 1993 1987 1988 2004 1996 2000

20 Italy 2004 1994 2002 1994 1988 1988 2001 1995 1997

21 Hong Kong, China (SAR) .. .. .. .. .. .. .. .. ..

22 Germany 2003 1993 2002 1993 1988 1988 2002 1994 1996

23 Israel .. 1996 2004 1995 1992 1992 2001 .. 1996

24 Greece 2004 1994 2002 1994 1988 1988 2006 1995 1997

25 Singapore .. 1997 2006 1995 1989 1989 2005 1994 1999

26 Korea (Republic of) 2000 1993 2002 1994 1992 1992 .. 1996 1999

27 Slovenia 2002 1995 2002 1996 1992 1992 2004 1995 2001

28 Cyprus 2003 1997 1999 1996 1992 1992 2005 1988 2000

29 Portugal 2004 1993 2002 1993 1988 1988 2004 1997 1996

30 Brunei Darussalam .. .. .. .. 1990 1993 2002 1996 2002

31 Barbados 2002 1994 2000 1993 1992 1992 2004 1993 1997

32 Czech Republic 2001 1993 2001 1993 1993 1993 2002 1996 2000

33 Kuwait .. 1994 2005 2002 1992 1992 2006 1986 1997

34 Malta 2007 1994 2001 2000 1988 1988 2001 1993 1998

35 Qatar 2007 1996 2005 1996 1996 1996 2004 2002 1999

36 Hungary 2004 1994 2002 1994 1988 1989 2001 2002 1999

37 Poland 2003 1994 2002 1996 1990 1990 2001 1998 2001

38 Argentina 2000 1994 2001 1994 1990 1990 2005 1995 1997

39 United Arab Emirates .. 1995 2005 2000 1989 1989 2002 1982 1998

40 Chile 2000 1994 2002 1994 1990 1990 2005 1997 1997

41 Bahrain .. 1994 2006 1996 1990 1990 2006 1985 1997

42 Slovakia 2003 1994 2002 1994 1993 1993 2002 1996 2002

43 Lithuania 2003 1995 2003 1996 1995 1995 2006 2003 2003

44 Estonia 2004 1994 2002 1994 1996 1996 .. 2005 ..

45 Latvia 2004 1995 2002 1995 1995 1995 2004 2004 2002

46 Uruguay 2001 1994 2001 1993 1989 1991 2004 1992 1999

47 Croatia 2002 1996 1999 1996 1992 1992 2007 1995 2000

48 Costa Rica 2007 1994 2002 1994 1991 1991 2007 1992 1998

49 Bahamas 2004 1994 1999 1993 1993 1993 2005 1983 2000

50 Seychelles 2004 1992 2002 1992 1993 1993 2002 1991 1997

51 Cuba 2002 1994 2002 1994 1992 1992 2001 1984 1997

52 Mexico 2002 1993 2000 1993 1987 1988 2003 1983 1995

53 Bulgaria 2000 1995 2002 1996 1990 1990 2004 1996 2001
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54 Saint Kitts and Nevis 2001 1993 .. 1993 1992 1992 2004 1993 1997

55 Tonga 2003 1998 .. 1998 1998 1998 2002 1995 1998

56 Libyan Arab Jamahiriya 2005 1999 2006 2001 1990 1990 2005 1984 1996

57 Antigua and Barbuda 2003 1993 1998 1993 1992 1992 2003 1989 1997

58 Oman 2003 1995 2005 1995 1999 1999 2005 1989 1996

59 Trinidad and Tobago 2000 1994 1999 1996 1989 1989 2002 1986 2000

60 Romania 2003 1994 2001 1994 1993 1993 2004 1996 1998

61 Saudi Arabia .. 1994 2005 2001 1993 1993 2002 1996 1997

62 Panama 2002 1995 1999 1995 1989 1989 2003 1996 1996

63 Malaysia 2003 1994 2002 1994 1989 1989 2002 1996 1997

64 Belarus 2002 2000 2005 1993 1986 1988 2004 2006 2001

65 Mauritius 2002 1992 2001 1992 1992 1992 2004 1994 1996

66 Bosnia and Herzegovina .. 2000 2007 2002 1993 1993 2001 1994 2002

67 Russian Federation .. 1994 2004 1995 1986 1988 2002 1997 2003

68 Albania 2005 1994 2005 1994 1999 1999 2004 2003 2000

69 Macedonia (TFYR) 2005 1998 2004 1997 1994 1994 2004 1994 2002

70 Brazil 2003 1994 2002 1994 1990 1990 2004 1988 1997

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

71 Dominica 2004 1993 2005 1994 1993 1993 2003 1991 1997

72 Saint Lucia 2005 1993 2003 1993 1993 1993 2002 1985 1997

73 Kazakhstan .. 1995 1999 1994 1998 1998 2001 .. 1997

74 Venezuela (Bolivarian Republic of) 2002 1994 2005 1994 1988 1989 2005 .. 1998

75 Colombia 2003 1995 2001 1994 1990 1993 2001 1982 1999

76 Ukraine 2002 1997 2004 1995 1986 1988 2001 1999 2002

77 Samoa 2002 1994 2000 1994 1992 1992 2002 1995 1998

78 Thailand 2005 1994 2002 2003 1989 1989 2005 1982 2001

79 Dominican Republic 2006 1998 2002 1996 1993 1993 2007 1982 1997

80 Belize 2004 1994 2003 1993 1997 1998 2002 1983 1998

81 China 2005 1993 2002 1993 1989 1991 2004 1996 1997

82 Grenada 2004 1994 2002 1994 1993 1993 .. 1991 1997

83 Armenia 2004 1993 2003 1993 1999 1999 2003 2002 1997

84 Turkey 2003 2004 .. 1997 1991 1991 2001 .. 1998

85 Suriname .. 1997 2006 1996 1997 1997 2002 1998 2000

86 Jordan 2003 1993 2003 1993 1989 1989 2004 1995 1996

87 Peru 2004 1993 2002 1993 1989 1993 2005 .. 1995

88 Lebanon .. 1994 2006 1994 1993 1993 2003 1995 1996

89 Ecuador 2003 1993 2000 1993 1990 1990 2004 .. 1995

90 Philippines 2006 1994 2003 1993 1991 1991 2004 1984 2000

91 Tunisia 2003 1993 2003 1993 1989 1989 2004 1985 1995

92 Fiji 2001 1993 1998 1993 1989 1989 2001 1982 1998

93 Saint Vincent and the Grenadines 2003 1996 2004 1996 1996 1996 2005 1993 1998

94 Iran ( Islamic Republic of) 2003 1996 2005 1996 1990 1990 2006 1982 1997

95 Paraguay 2004 1994 1999 1994 1992 1992 2004 1986 1997

96 Georgia .. 1994 1999 1994 1996 1996 2006 1996 1999

97 Guyana .. 1994 2003 1994 1993 1993 .. 1993 1997

98 Azerbaijan 2005 1995 2000 2000 1996 1996 2004 .. 1998

99 Sri Lanka 2004 1993 2002 1994 1989 1989 2005 1994 1998

100 Maldives 2002 1992 1998 1992 1988 1989 2006 2000 2002

101 Jamaica 2001 1995 1999 1995 1993 1993 2007 1983 1997

102 Cape Verde 2005 1995 2006 1995 2001 2001 2006 1987 1995

103 El Salvador 2003 1995 1998 1994 1992 1992 2001 1984 1997

104 Algeria 2004 1993 2005 1995 1992 1992 2006 1996 1996

105 Viet Nam 2004 1994 2002 1994 1994 1994 2002 1994 1998

106 Occupied Palestinian Territories .. .. .. .. .. .. .. .. ..
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107 Indonesia 2004 1994 2004 1994 1992 1992 2001 1986 1998

108 Syrian Arab Republic 2004 1996 2006 1996 1989 1989 2005 .. 1997

109 Turkmenistan .. 1995 1999 1996 1993 1993 .. .. 1996

110 Nicaragua 2002 1995 1999 1995 1993 1993 2005 2000 1998

111 Moldova 2003 1995 2003 1995 1996 1996 2004 2007 1999

112 Egypt 2003 1994 2005 1994 1988 1988 2003 1983 1995

113 Uzbekistan .. 1993 1999 1995 1993 1993 .. .. 1995

114 Mongolia 2003 1993 1999 1993 1996 1996 2004 1996 1996

115 Honduras 2000 1995 2000 1995 1993 1993 2005 1993 1997

116 Kyrgyzstan 2005 2000 2003 1996 2000 2000 2006 .. 1997

117 Bolivia 2002 1994 1999 1994 1994 1994 2003 1995 1996

118 Guatemala 2004 1995 1999 1995 1987 1989 2002 1997 1998

119 Gabon 2007 1998 2006 1997 1994 1994 2007 1998 1996

120 Vanuatu .. 1993 2001 1993 1994 1994 2005 1999 1999

121 South Africa 2003 1997 2002 1995 1990 1990 2002 1997 1997

122 Tajikistan 2004 1998 .. 1997 1996 1998 2007 .. 1997

123 Sao Tome and Principe .. 1999 .. 1999 2001 2001 2006 1987 1998

124 Botswana 2002 1994 2003 1995 1991 1991 2002 1990 1996

125 Namibia 2005 1995 2003 1997 1993 1993 2005 1983 1997

126 Morocco 2000 1995 2002 1995 1995 1995 2004 2007 1996

127 Equatorial Guinea .. 2000 2000 1994 1988 2006 .. 1997 1997

128 India 2003 1993 2002 1994 1991 1992 2006 1995 1996

129 Solomon Islands 2004 1994 2003 1995 1993 1993 2004 1997 1999

130 Lao People’s Democratic Republic 2004 1995 2003 1996 1998 1998 2006 1998 1996

131 Cambodia 2003 1995 2002 1995 2001 2001 2006 1983 1997

132 Myanmar 2001 1994 2003 1994 1993 1993 2004 1996 1997

133 Bhutan 2002 1995 2002 1995 2004 2004 .. 1982 2003

134 Comoros .. 1994 .. 1994 1994 1994 2007 1994 1998

135 Ghana 2003 1995 2003 1994 1989 1989 2003 1983 1996

136 Pakistan 2001 1994 2005 1994 1992 1992 2001 1997 1997

137 Mauritania 2005 1994 2005 1996 1994 1994 2005 1996 1996

138 Lesotho 2001 1995 2000 1995 1994 1994 2002 2007 1995

139 Congo 2006 1996 2007 1996 1994 1994 2007 1982 1999

140 Bangladesh 2004 1994 2001 1994 1990 1990 2007 2001 1996

141 Swaziland 2006 1996 2006 1994 1992 1992 2006 1984 1996

142 Nepal 2001 1994 2005 1993 1994 1994 2007 1998 1996

143 Madagascar 2003 1999 2003 1996 1996 1996 2005 2001 1997

144 Cameroon 2003 1994 2002 1994 1989 1989 2001 1985 1997

145 Papua New Guinea 2005 1993 2002 1993 1992 1992 2003 1997 2000

146 Haiti 2000 1996 2005 1996 2000 2000 2001 1996 1996

147 Sudan 2005 1993 2004 1995 1993 1993 2006 1985 1995

148 Kenya 2002 1994 2005 1994 1988 1988 2004 1989 1997

149 Djibouti 2002 1995 2002 1994 1999 1999 2004 1991 1997

150 Timor-Leste .. 2006 .. 2006 .. .. .. .. 2003

151 Zimbabwe 2005 1992 .. 1994 1992 1992 2001 1993 1997

152 Togo 2004 1995 2004 1995 1991 1991 2004 1985 1995

153 Yemen 2005 1996 2004 1996 1996 1996 2004 1987 1997

154 Uganda 2001 1993 2002 1993 1988 1988 2004 1990 1997

155 Gambia 2004 1994 2001 1994 1990 1990 2006 1984 1996

LOW HUMAN DEVELOPMENT

156 Senegal 2003 1994 2001 1994 1993 1993 2003 1984 1995

157 Eritrea 2005 1995 2005 1996 2005 2005 2005 .. 1996

158 Nigeria 2003 1994 2004 1994 1988 1988 2004 1986 1997

159 Tanzania (United Republic of) 2003 1996 2002 1996 1993 1993 2004 1985 1997
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NOTES
 Data are as of 1 July 2007. Data refer to year of 

ratifi cation, accession approval or succession 
unless otherwise specifi ed. All these stages have 
the same legal effects. Bold signifi es signature 
not yet followed by ratifi cation.

a. Countries or areas, in addition to the countries or 
areas included in the main indicator tables, that 
have signed at least one of the nine environmental 
treaties listed in this table.

b. Following separation of Serbia and Montenegro 
into two independent states in June 2006, all 
treaty actions (ratifi cation, signature etc.) continue 
in force for the Republic of Serbia.  

c. Refers to ratifi cation, acceptance, approval, 
accession or succession.

SOURCE
All columns: UN 2007a

TA
B

L
E25

160 Guinea 2000 1993 2000 1993 1992 1992 2001 1985 1997

161 Rwanda 2004 1998 2004 1996 2001 2001 2002 1982 1998

162 Angola .. 2000 2007 1998 2000 2000 2006 1990 1997

163 Benin 2005 1994 2002 1994 1993 1993 2004 1997 1996

164 Malawi 2000 1994 2001 1994 1991 1991 2002 1984 1996

165 Zambia 2004 1993 2006 1993 1990 1990 2006 1983 1996

166 Côte d’Ivoire .. 1994 2007 1994 1993 1993 2004 1984 1997

167 Burundi .. 1997 2001 1997 1997 1997 2005 1982 1997

168 Congo (Democratic Republic of the) 2005 1995 2005 1994 1994 1994 2005 1989 1997

169 Ethiopia 2003 1994 2005 1994 1994 1994 2003 1982 1997

170 Chad 2006 1994 .. 1994 1989 1994 2004 1982 1996

171 Central African Republic 2000 1995 .. 1995 1993 1993 2002 1984 1996

172 Mozambique 2002 1995 2005 1995 1994 1994 2005 1997 1997

173 Mali 2002 1994 2002 1995 1994 1994 2003 1985 1995

174 Niger 2004 1995 2004 1995 1992 1992 2006 1982 1996

175 Guinea-Bissau .. 1995 2005 1995 2002 2002 2002 1986 1995

176 Burkina Faso 2003 1993 2005 1993 1989 1989 2004 2005 1996

177 Sierra Leone .. 1995 2006 1994 2001 2001 2003 1994 1997

Others a

Afghanistan .. 2002 .. 2002 2004 2004 .. 1983 1995

Andorra .. .. .. .. .. .. .. .. 2002

Cook Islands 2001 1993 2001 1993 2003 2003 2004 1995 1998

Iraq .. .. .. .. .. .. .. 1985 ..

Kiribati 2004 1995 2000 1994 1993 1993 2004 2003 1998

Korea (Democratic People’s Rep. of) 2003 1994 2005 1994 1995 1995 2002 1982 2003

Liberia 2002 2002 2002 2000 1996 1996 2002 1982 1998

Liechtenstein .. 1994 2004 1997 1989 1989 2004 1984 1999

Marshall Islands 2003 1992 2003 1992 1993 1993 2003 1991 1998

Micronesia (Federated States of) .. 1993 1999 1994 1994 1995 2005 1991 1996

Monaco 2000 1992 2006 1992 1993 1993 2004 1996 1999

Montenegro 2006 2006 2007 2006 2006 2006 2006 2006 2007

Nauru 2001 1993 2001 1993 2001 2001 2002 1996 1998

Niue 2002 1996 1999 1996 2003 2003 2005 2006 1998

Palau 2003 1999 1999 1999 2001 2001 2002 1996 1999

San Marino .. 1994 .. 1994 .. .. .. .. 1999

Serbia b 2006 2001 .. 2002 2001 2001 2002 2001 ..

Somalia .. .. .. .. 2001 2001 .. 1989 2002

Tuvalu .. 1993 1998 2002 1993 1993 2004 2002 1998

Total states parties c 140 190 173 189 190 190 145 154 191
Treaties signed, not yet ratifi ed 18 0 4 1 0 0 35 23 0
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Refugees and armaments

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Iceland .. (.) (.) .. .. .. .. 0 ..

2 Norway .. 43 .. 183 501 2 (.) 23 62

3 Australia .. 69 (.) 582 768 4 (.) 52 74

4 Canada .. 152 (.) 389 100 227 1 63 76

5 Ireland .. 8 .. 0 11 .. .. 10 73

6 Sweden .. 80 (.) 104 122 472 2 28 43

7 Switzerland .. 49 (.) 187 72 144 1 4 ..

8 Japan .. 2 (.) 813 400 0 (.) 240 99

9 Netherlands .. 101 (.) 181 171 1,481 3 53 50

10 France .. 146 (.) 28 121 1,557 8 255 55

11 Finland .. 12 (.) 605 84 31 (.) 29 79

12 United States .. 844 1 540 417 7,888 30 1,506 70

13 Spain .. 5 2 435 378 803 1 147 46

14 Denmark .. 37 (.) 70 133 3 (.) 22 74

15 Austria .. 25 (.) 10 0 61 (.) 40 73

16 United Kingdom .. 302 0 735 462 1,071 4 191 57

17 Belgium .. 17 (.) 4 4 50 (.) 40 44

18 Luxembourg .. 2 .. 4 0 .. .. 1 129

19 New Zealand .. 5 (.) 7 8 0 (.) 9 73

20 Italy .. 27 (.) 293 697 860 2 191 50

21 Hong Kong, China (SAR) .. 2 (.) .. .. .. .. .. ..

22 Germany .. 605 (.) 213 529 3,850 9 246 51

23 Israel 150–420 f 1 1 88 994 224 2 168 118

24 Greece .. 2 (.) 377 1,452 23 (.) 147 73

25 Singapore .. .. (.) 153 54 0 (.) 73 133

26 Korea (Republic of) .. (.) 1 1,759 1,292 89 (.) 687 115

27 Slovenia .. (.) 2 14 2 .. .. 7 ..

28 Cyprus 210 g 1 (.) 169 26 0 (.) 10 100

29 Portugal .. (.) (.) 7 431 .. .. 44 60

30 Brunei Darussalam .. .. .. 17 3 .. .. 7 171

31 Barbados .. .. (.) .. .. .. .. 1 61

32 Czech Republic .. 2 2 24 65 56 (.) 25 12

33 Kuwait .. (.) 1 1,161 107 0 (.) 16 133

34 Malta .. 2 (.) 1 0 0 (.) 2 250

35 Qatar .. (.) (.) 201 0 0 (.) 12 200

36 Hungary .. 8 3 138 337 0 (.) 32 30

37 Poland .. 7 14 99 224 169 (.) 142 45

38 Argentina .. 3 1 57 53 0 (.) 72 67

39 United Arab Emirates .. (.) (.) 474 2,439 7 (.) 51 119

40 Chile .. 1 1 180 1,125 0 (.) 76 75

41 Bahrain .. .. (.) 181 60 0 (.) 11 393

42 Slovakia .. (.) 1 30 0 0 (.) 15 ..

43 Lithuania .. 1 1 15 33 0 (.) 12 ..

44 Estonia .. (.) 1 1 8 0 (.) 4 ..

45 Latvia .. (.) 1 0 4 .. .. 5 ..

46 Uruguay .. (.) (.) 4 7 0 (.) 25 78

47 Croatia 4–7 2 94 14 0 0 (.) 21 ..

48 Costa Rica .. 12 (.) .. .. .. .. 0 ..

49 Bahamas .. .. (.) 0 0 .. .. 1 172

50 Seychelles .. .. (.) .. .. .. .. (.) 17

51 Cuba .. 1 34 .. .. .. .. 49 30

52 Mexico 10–12 g 3 3 79 68 .. .. 238 184

53 Bulgaria .. 5 3 123 20 0 (.) 51 34
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54 Saint Kitts and Nevis .. .. .. .. .. .. .. .. ..

55 Tonga .. .. (.) 0 0 .. .. .. ..

56 Libyan Arab Jamahiriya .. 3 2 0 5 24 (.) 76 ..

57 Antigua and Barbuda .. .. (.) .. .. .. .. (.) 170

58 Oman .. (.) (.) 284 406 0 (.) 42 144

59 Trinidad and Tobago .. .. (.) 0 0 .. .. 3 143

60 Romania .. 2 7 41 131 0 (.) 70 37

61 Saudi Arabia .. 241 1 1,725 148 0 (.) 225 360

62 Panama .. 2 (.) 0 0 .. .. 0 0

63 Malaysia .. 37 1 38 654 0 (.) 109 99

64 Belarus .. 1 9 0 254 0 (.) 73 ..

65 Mauritius .. .. (.) 30 0 .. .. 0 0

66 Bosnia and Herzegovina 180 10 200 52 0 0 (.) 12 ..

67 Russian Federation 82–190 1 159 0 4 6,733 29 1,027 19

68 Albania .. (.) 14 0 0 .. .. 11 27

69 Macedonia (TFYR) 1 1 8 0 0 .. .. 11 ..

70 Brazil .. 3 1 531 323 1 (.) 288 104

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT 

71 Dominica .. .. (.) .. .. .. .. .. ..

72 Saint Lucia .. .. (.) .. .. .. .. .. ..

73 Kazakhstan .. 4 7 170 53 0 (.) 66 ..

74 Venezuela (Bolivarian Republic of) .. 1 4 35 498 6 (.) 82 167

75 Colombia 1853–3833 h (.) 73 57 33 .. .. 209 316

76 Ukraine .. 2 64 .. .. 133 1 188 ..

77 Samoa .. .. .. .. .. .. .. .. ..

78 Thailand .. 133 3 611 47 0 (.) 307 130

79 Dominican Republic .. .. (.) 4 0 .. .. 25 113

80 Belize .. (.) (.) 0 0 .. .. 1 167

81 China .. 301 141 1,274 3,261 564 2 2,255 58

82 Grenada .. .. (.) .. .. .. .. .. ..

83 Armenia 8 g 114 15 104 0 .. .. 44 ..

84 Turkey 954–1201 3 227 1,510 454 45 (.) 515 82

85 Suriname .. .. (.) 0 0 .. .. 2 100

86 Jordan .. 500 2 76 117 13 (.) 101 144

87 Peru 60 g 1 7 138 365 0 (.) 80 63

88 Lebanon 216–800 20 12 20 0 0 (.) 72 414

89 Ecuador .. 12 1 29 0 .. .. 57 134

90 Philippines 120 (.) 1 32 43 .. .. 106 92

91 Tunisia .. (.) 3 56 16 .. .. 35 100

92 Fiji .. .. 2 0 0 .. .. 4 148

93 Saint Vincent and the Grenadines .. .. (.) .. .. .. .. .. ..

94 Iran ( Islamic Republic of) .. 968 102 630 891 9 (.) 545 89

95 Paraguay .. (.) (.) 2 0 .. .. 10 69

96 Georgia 222–241 1 6 0 0 0 (.) 11 ..

97 Guyana .. .. 1 0 0 .. .. 1 15

98 Azerbaijan 579–687 i 3 126 0 0 .. .. 67 ..

99 Sri Lanka 600 g (.) 117 152 20 .. .. 151 699

100 Maldives .. .. (.) 0 0 .. .. .. ..

101 Jamaica .. .. 1 0 25 .. .. 3 143

102 Cape Verde .. .. (.) 0 0 .. .. 1 13

103 El Salvador .. (.) 6 3 0 .. .. 16 38

104 Algeria 1,000 g 94 j 8 87 173 .. .. 138 81

105 Viet Nam .. 2 374 207 179 .. .. 455 44

106 Occupied Palestinian Territories 25–57 g,k .. 334 9 0 .. .. .. ..
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TA
B

L
E26 Refugees and armaments

107 Indonesia 150–250 (.) 35 435 54 8 (.) 302 109

108 Syrian Arab Republic 305 g 702 12 21 9 3 (.) 308 77

109 Turkmenistan 0 1 1 0 0 .. .. 26 ..

110 Nicaragua .. (.) 2 .. .. 0 (.) 14 22

111 Moldova .. (.) 12 0 0 0 (.) 7 ..

112 Egypt .. 88 8 986 526 0 (.) 469 105

113 Uzbekistan 3 g 1 9 0 0 0 1 55 ..

114 Mongolia .. (.) 1 .. .. .. .. 9 27

115 Honduras .. (.) 1 .. .. .. .. 12 72

116 Kyrgyzstan .. (.) 2 0 1 0 (.) 13 ..

117 Bolivia .. 1 (.) 0 26 .. .. 46 167

118 Guatemala 242 g (.) 7 0 0 .. .. 16 50

119 Gabon .. 8 (.) 0 63 .. .. 5 208

120 Vanuatu .. .. .. .. .. .. .. .. ..

121 South Africa .. 35 1 38 862 115 (.) 62 58

122 Tajikistan .. 1 1 0 13 .. .. 8 ..

123 Sao Tome and Principe .. .. (.) .. .. .. .. .. ..

124 Botswana .. 3 (.) 29 0 .. .. 9 225

125 Namibia .. 5 1 0 0 .. .. 9 ..

126 Morocco .. 1 5 86 49 .. .. 201 135

127 Equatorial Guinea .. .. (.) 0 0 .. .. 1 45

128 India 600 158 18 996 1,672 11 (.) 1,316 104

129 Solomon Islands .. .. (.) .. .. .. .. .. ..

130 Lao People’s Democratic Republic .. .. 26 0 0 .. .. 29 54

131 Cambodia .. (.) 18 33 0 0 (.) 124 354

132 Myanmar 500 l .. 203 120 7 .. .. 375 202

133 Bhutan .. .. 108 0 0 .. .. .. ..

134 Comoros .. .. (.) .. .. .. .. .. ..

135 Ghana .. 45 10 7 0 .. .. 14 93

136 Pakistan .. m 1,044 n 26 529 309 0 (.) 619 ..

137 Mauritania .. 1 33 2 0 .. .. 16 188

138 Lesotho .. .. (.) 0 0 .. .. 2 100

139 Congo 8 g 56 21 0 0 .. .. 10 115

140 Bangladesh 500 26 8 5 208 .. .. 127 139

141 Swaziland .. 1 (.) 0 0 .. .. .. ..

142 Nepal 100–200 128 3 0 0 .. .. 69 276

143 Madagascar .. .. (.) 19 0 .. .. 14 66

144 Cameroon .. 35 10 4 0 .. .. 14 192

145 Papua New Guinea .. 10 (.) 0 0 .. .. 3 94

146 Haiti .. .. 21 .. .. .. .. .. ..

147 Sudan 5,355 202 686 29 48 .. .. 105 186

148 Kenya 431 273 5 0 0 .. .. 24 175

149 Djibouti .. 9 (.) 0 0 .. .. 11 367

150 Timor-Leste 100 .. (.) .. .. .. .. 1 ..

151 Zimbabwe 570 g,o 4 13 0 20 .. .. 29 71

152 Togo 2 6 27 0 0 .. .. 9 250

153 Yemen .. 96 1 0 0 .. .. 67 105

154 Uganda 1200–1700 272 22 0 0 .. .. 45 225

155 Gambia .. 14 1 0 0 .. .. 1 200

LOW HUMAN DEVELOPMENT

156 Senegal 64 g 21 15 0 0 .. .. 14 139

157 Eritrea 40–45 5 187 15 70 0 (.) 202 ..

158 Nigeria .. 9 13 16 72 .. .. 85 90

159 Tanzania (United Republic of) .. 485 2 0 0 .. .. 27 67
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NOTES
a. Estimates maintained by the IDMC based on 

various sources. Estimates are associated with 
high levels of uncertainty.

b. Data are as of 10 May 2007. Figures are trend 
indicator values, which are an indicator only of 
the volume of international arms transfers, not 
of the actual fi nancial value of such transfers. 
Published reports of arms transfers provide partial 
information, as not all transfers are fully reported. 
The estimates presented are conservative and 
may understate actual transfers of conventional 
weapons. 

c. The country of origin for many refugees is 
unavailable or unreported. These data may 
therefore be underestimates.

d. Calculated using the 2002-06 totals for all 
countries and non-state actors with exports of 
major conventional weapons as defi ned in 
SIPRI 2007a.

e. Data refer to the end of 2006 unless 
otherwise specifi ed. 

f. Higher fi gure includes estimate of Bedoin 
internally displaced people. 

g. Data refer to a year or period other than 
that specifi ed.

h. Lower estimate is cumulative since 1994. Higher 
fi gure is cumulative since 1985.

i. Figures do not include an estimated 30,000 ethnic 
Armenians displaced to Nagorno Karabakh.

j. According to the Government of Algeria, there 
are an estimated 165,000 Saharawi refugees in 
Tindouf camps.

k. Lower estimate includes only internally displaced 
people evicted mainly by dwelling demolitions 
since 2000. Higher fi gure is cumulative 
since 1967.

l. Estimate excludes certain parts of the country or 
some groups of internally displaced people.

m. Confl ict-induced displacement has taken place in 
Balochistan and Waziristan, but no estimates are 
available due to lack of access.

n. Figures are only for Afghans living in camps and 
assisted by UNHCR.

o. Not including people previously displaced by 
land acquisitions or political violence. Also not 
including people recently displaced due to losing 
their businesses or other forms livelihood.

p. Data are aggregates provided by original 
data source.

SOURCES
Column 1: IDMC 2007.
Columns 2 and 3: UNHCR 2007.
Columns 4 – 6: SIPRI 2007a.
Column 7: calculated on the basis of data on arms 
transfers from SIPRI 2007a.
Column 8: IISS 2007.
Column 9: calculated on the basis of data on armed 
forces from IISS 2007.

TA
B

L
E26

160 Guinea 19 g 31 7 0 0 .. .. 12 121

161 Rwanda .. 49 93 1 0 .. .. 33 635

162 Angola 62 g 13 207 9 0 0 (.) 107 216

163 Benin .. 11 (.) 0 0 .. .. 5 111

164 Malawi .. 4 (.) .. .. 0 (.) 5 94

165 Zambia .. 120 (.) 5 15 .. .. 15 93

166 Côte d’Ivoire 750 39 26 0 0 .. .. 17 129

167 Burundi 100 13 397 0 0 .. .. 35 673

168 Congo (Democratic Republic of the) 1,100 208 402 46 13 .. .. 51 106

169 Ethiopia 100–280 97 83 0 0 .. .. 153 71

170 Chad 113 287 36 0 2 .. .. 17 139

171 Central African Republic 212 12 72 0 9 .. .. 3 130

172 Mozambique .. 3 (.) 0 0 .. .. 11 70

173 Mali .. 11 1 0 0 .. .. 7 143

174 Niger .. (.) 1 0 0 .. .. 5 227

175 Guinea-Bissau .. 8 1 .. .. .. .. 9 105

176 Burkina Faso .. 1 (.) 0 0 .. .. 11 275

177 Sierra Leone .. 27 43 0 0 .. .. 11 355

Developing countries .. 7,084 .. .. .. .. .. 13,950 T 90

  Least developed countries .. 2,177 .. .. .. .. .. 1,781 T 152

  Arab States .. 2,001 .. .. .. .. .. 2,167 T 80

  East Asia and the Pacifi c .. .. .. .. .. .. .. 5,952 T 80

  Latin America and the Caribbean .. .. .. .. .. .. .. 1,327 T 99

  South Asia .. 2,326 .. .. .. .. .. 2,877 T 113

  Sub-Saharan Africa .. 2,227 .. .. .. .. .. 1,102 T 130

Central and Eastern Europe and the CIS .. 168 .. .. .. .. .. 2,050 T ..

OECD .. 2,556 .. .. .. .. .. 4,995 T 69

  High-income OECD .. 2,533 .. .. .. .. .. 4,028 69

High human development .. 2,885 .. .. .. 25,830 .. 7,101 52

Medium human development .. 5,389 .. .. .. .. .. 10,143 91

Low human development .. 1,453 .. .. .. .. .. 835 146

High income .. .. .. .. .. .. .. 4,611 74

Middle income .. 3,267 .. .. .. .. .. 9,440 ..

Low income .. 3,741 .. .. .. .. .. 5,413 110

World 23,700 Tp 9,894 Tp 9,894 Tp 22,115 Tp 26,130 Tp 26,742 Tp .. 19,801 T 73
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TA
B

L
E27 . . . protecting personal security . . .

Crime and justice

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Iceland 1.0 119 40 6 1928

2 Norway 0.8 3,048 66 5 1979

3 Australia 1.3 25,353 126 7 1985

4 Canada 1.9 34,096 f 107 f 5 1998

5 Ireland 0.9 3,080 72 4 1990

6 Sweden 2.4 7,450 82 5 1972

7 Switzerland 2.9 6,111 83 5 1992

8 Japan 0.5 79,055 62 6 .. g

9 Netherlands 1.0 21,013 128 9 1982

10 France 1.6 52,009 f 85 f 4 1981

11 Finland 2.8 3,954 75 6 1972

12 United States 5.6 2,186,230 738 9 .. g

13 Spain 1.2 64,215 145 8 1995

14 Denmark 0.8 4,198 77 5 1978

15 Austria 0.8 8,766 105 5 1968

16 United Kingdom 2.1 88,458 f 124 f 6 f 1998

17 Belgium 1.5 9,597 91 4 1996

18 Luxembourg 0.9 768 167 5 1979

19 New Zealand 1.3 7,620 186 6 1989

20 Italy 1.2 61,721 f 104 f 5 1994

21 Hong Kong, China (SAR) 0.6 11,580 168 20 ..

22 Germany 1.0 78,581 95 5 1987

23 Israel 2.6 13,909 209 2 1954 h

24 Greece 0.8 9,984 90 6 2004

25 Singapore 0.5 15,038 f 350 f 11 .. g

26 Korea (Republic of) 2.2 45,882 97 5 .. g

27 Slovenia 1.5 1,301 65 4 1989

28 Cyprus 1.7 580 f 76 f 3 2002

29 Portugal 1.8 12,870 121 7 1976

30 Brunei Darussalam 1.4 529 140 8 1957 i

31 Barbados 7.5 997 367 5 .. g

32 Czech Republic 2.2 18,950 185 5 1990

33 Kuwait 1.0 3,500 130 15 .. g

34 Malta 1.8 352 86 4 2000

35 Qatar 0.8 465 55 1 .. g

36 Hungary 2.1 15,720 156 6 1990

37 Poland 1.6 87,901 230 3 1997

38 Argentina 9.5 54,472 140 5 1984 h

39 United Arab Emirates 0.6 8,927 288 11 .. g

40 Chile 1.7 39,916 240 7 2001 h

41 Bahrain 1.0 701 95 .. .. g

42 Slovakia 2.3 8,493 158 5 1990

43 Lithuania 9.4 8,124 240 3 1998

44 Estonia 6.8 4,463 333 4 1998

45 Latvia 8.6 6,676 292 6 1999 h

46 Uruguay 5.6 6,947 193 6 1907

47 Croatia 1.8 3,594 81 5 1990

48 Costa Rica 6.2 7,782 181 7 1877

49 Bahamas 15.9 f 1,500 462 2 .. g

50 Seychelles 7.4 193 239 8 1993

51 Cuba .. 55,000 487 .. .. g

52 Mexico 13.0 214,450 196 5 2005

53 Bulgaria 3.1 11,436 148 3 1998
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TA
B

L
E27

54 Saint Kitts and Nevis 4.8 f 214 547 1 .. g

55 Tonga 2.0 f 128 114 6 1982 i

56 Libyan Arab Jamahiriya .. 11,790 207 3 .. g

57 Antigua and Barbuda .. 176 225 3 .. g

58 Oman 0.6 2,020 81 5 .. g

59 Trinidad and Tobago .. 3,851 296 3 .. g

60 Romania 2.4 35,429 164 5 1989

61 Saudi Arabia 0.9 28,612 132 6 .. g

62 Panama 9.6 11,649 364 7 1922

63 Malaysia 2.4 35,644 141 7 .. g

64 Belarus 8.3 41,583 426 8 .. g

65 Mauritius 2.5 2,464 205 6 1995

66 Bosnia and Herzegovina .. 1,526 59 3 2001

67 Russian Federation 19.9 869,814 611 7 1999 i

68 Albania 5.7 3,491 111 3 2007

69 Macedonia (TFYR) 2.3 2,026 99 2 1991

70 Brazil .. 361,402 191 6 1979 h

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

71 Dominica 2.8 289 419 (.) .. g

72 Saint Lucia .. 503 303 2 .. g

73 Kazakhstan 16.8 f 49,292 340 7 .. g

74 Venezuela (Bolivarian Republic of) 33.2 19,853 74 6 1863

75 Colombia 62.7 62,216 134 6 1910

76 Ukraine 7.4 165,716 356 6 1999

77 Samoa .. 223 123 9 2004

78 Thailand 8.5 164,443 256 17 .. g

79 Dominican Republic .. 12,725 143 3 1966

80 Belize .. 1,359 487 2 .. g

81 China 2.1 f 1,548,498 f 118 f 5 .. g

82 Grenada .. 237 265 1 1978 i

83 Armenia 2.5 2,879 89 3 2003

84 Turkey 3.8 65,458 91 3 2004

85 Suriname 10.3 1,600 356 6 1982 i

86 Jordan 0.9 f 5,589 104 2 .. g

87 Peru 5.5 35,642 126 7 1979 h

88 Lebanon 5.7 f 5,971 168 4 .. g

89 Ecuador 18.3 12,251 93 11 1906

90 Philippines 4.3 89,639 108 8 2006

91 Tunisia 1.2 26,000 263 .. 1991 i

92 Fiji 1.7 f 1,113 131 2 1979 h

93 Saint Vincent and the Grenadines .. 367 312 3 .. g

94 Iran ( Islamic Republic of) 2.9 147,926 214 4 .. g

95 Paraguay 12.6 5,063 86 5 1992

96 Georgia 6.2 11,731 276 2 1997

97 Guyana 13.8 f 1,524 199 4 .. g

98 Azerbaijan 2.4 18,259 219 2 1998

99 Sri Lanka 6.7 23,613 114 4 1976 i

100 Maldives 1.3 1,125 f 343 f 22 1952 i

101 Jamaica 34.4 4,913 182 5 .. g

102 Cape Verde .. 755 178 5 1981

103 El Salvador 31.5 12,176 174 6 1983 h

104 Algeria 1.4 42,000 127 1 1993 i

105 Viet Nam .. 88,414 105 12 .. g

106 Occupied Palestinian Territories 4.0 .. .. .. .. g
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 TA
B

L
E27  Crime and justice

107 Indonesia 1.1 99,946 45 5 .. g

108 Syrian Arab Republic 1.1 10,599 58 7 .. g

109 Turkmenistan .. 22,000 489 .. 1999

110 Nicaragua 12.8 f 5,610 98 7 1979

111 Moldova 6.7 8,876 f 247 f 5 1995

112 Egypt 0.4 f 61,845 87 4 .. g

113 Uzbekistan .. 48,000 184 .. .. g

114 Mongolia 12.8 6,998 269 4 .. g

115 Honduras .. 11,589 161 3 1956

116 Kyrgyzstan 8.0 15,744 292 5 1998 i

117 Bolivia 2.8 7,710 83 7 1997 h

118 Guatemala 25.5 7,227 57 5 .. g

119 Gabon .. 2,750 j 212 j .. ..

120 Vanuatu 0.7 f 138 65 4 1980 i

121 South Africa 47.5 157,402 335 2 1997

122 Tajikistan 7.6 f 10,804 164 4 .. g

123 Sao Tome and Principe 6.2 f 155 82 2 1990

124 Botswana 0.5 f 6,259 348 5 .. g

125 Namibia 6.3 4,814 267 2 1990

126 Morocco 0.5 54,542 175 2 1993 i

127 Equatorial Guinea .. .. .. .. .. g

128 India 3.7 f 332,112 30 4 .. g

129 Solomon Islands .. 297 62 1 1966 h

130 Lao People’s Democratic Republic .. 4,020 69 11 .. g

131 Cambodia .. 8,160 58 6 1989

132 Myanmar 0.2 60,000 120 18 ..

133 Bhutan .. .. .. .. 2004

134 Comoros .. 200 30 .. .. g

135 Ghana .. 12,736 55 2 1957 i

136 Pakistan 0.0 89,370 57 2 .. g

137 Mauritania .. 815 26 3 k 1987 i

138 Lesotho 50.7 f 2,924 156 3 .. g

139 Congo .. 918 38 .. 1982 i

140 Bangladesh .. 71,200 50 3 .. g

141 Swaziland 13.6 2,734 249 3 1968 i

142 Nepal 3.4 7,135 26 8 1997

143 Madagascar 0.5 f 20,294 107 3 1958 i

144 Cameroon .. 20,000 125 .. .. g

145 Papua New Guinea 9.1 4,056 69 5 1950 i

146 Haiti .. 3,670 43 7 1987

147 Sudan 0.3 f 12,000 36 2 .. g

148 Kenya .. 47,036 130 4 1987 i

149 Djibouti .. 384 61 .. 1995

150 Timor-Leste .. 320 41 (.) 1999

151 Zimbabwe 8.4 18,033 139 3 .. g

152 Togo .. 3,200 65 2 1960 i

153 Yemen 4.0 14,000 f 83 f .. l .. g

154 Uganda 7.4 26,126 95 3 .. g

155 Gambia .. 450 32 1 1981 i

LOW HUMAN DEVELOPMENT

156 Senegal .. 5,360 54 4 2004

157 Eritrea .. .. .. .. .. g

158 Nigeria 1.5 f 40,444 30 2 .. g

159 Tanzania (United Republic of) 7.5 f 43,911 113 3 .. g
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NOTES
a. Because of differences in the legal defi nition of 

offences, data are not strictly comparable across 
countries.

b. Data are as of 4 April 2007 and refer to the year 
of abolition for all crimes 
(unless otherwise specifi ed).

c. Data were collected during one of the 
years specifi ed.

d. Data are as of January 2007.
e. Data are as of  May 2007 unless otherwise 

specifi ed.
f. Data refer to years or periods other than those 

specifi ed in the column heading, differ from the 
standard defi nition or refer to only part of 
a country.

g. Country retaining the death penalty.
h. Death penalty abolished for ordinary 

crimes only.
i. Death penalty abolished in practice if not in law. 

No execution since the year reported.
j. Data are downloaded directly from http://www.

kcl.ac.uk/depsta/rel/icps/worldbrief/highest_to_
lowest_rates.php.

k. In 2005, six of the 435 prisoners in Nouakchott 
main prison were women.

l. In 2005 Parliamentary Committee on Human 
Rights reported that 2.7% of prisoners in Sana’a 
central prisons were women.

SOURCES
Column 1: UNODC 2007. 
Columns 2–4: ICPS 2007. 
Column 5:  Amnesty International 2007.

TA
B

L
E27

160 Guinea .. 3,070 37 2 .. g

161 Rwanda 8.0 f 67,000 f 691 f,j 3 .. g

162 Angola .. 6,008 44 3 1992

163 Benin .. 5,834 75 4 1987 i

164 Malawi .. 9,656 74 1 1992 i

165 Zambia 8.1 14,347 120 3 .. g

166 Côte d’Ivoire 4.1 9,274 f 49 f 2 2000

167 Burundi .. 7,969 106 3 .. g

168 Congo (Democratic Republic of the) .. 30,000 57 3 .. g

169 Ethiopia .. 65,000 92 .. .. g

170 Chad .. 3,416 35 2 .. g

171 Central African Republic .. 4,168 110 .. 1981 i

172 Mozambique .. 10,000 51 6 1990

173 Mali .. 4,407 33 2 1980 i

174 Niger .. 5,709 46 3 1976 i

175 Guinea-Bissau .. .. .. .. 1993

176 Burkina Faso .. 2,800 23 1 1988 i

177 Sierra Leone .. 1,740 32 .. .. g
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TA
B

L
E28 . . . and achieving equality for all women and men

Gender-related development index

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Iceland 1 0.962 83.1 79.9 .. e .. e 101 f 90 f 28,637 f 40,000 f 0

2 Norway 3 0.957 82.2 77.3 .. e .. e 103 f 95 f 30,749 f 40,000 f -1

3 Australia 2 0.960 83.3 78.5 .. e .. e 114 f 112 f 26,311 37,414 1

4 Canada 4 0.956 82.6 77.9 .. e .. e 101 f,g 98 f,g 25,448 f,h 40,000 f,h 0

5 Ireland 15 0.940 80.9 76.0 .. e .. e 102 f 98 f 21,076 f 40,000 f -10

6 Sweden 5 0.955 82.7 78.3 .. e .. e 100 f 91 f 29,044 36,059 1

7 Switzerland 9 0.946 83.7 78.5 .. e .. e 83 88 25,056 f 40,000 f -2

8 Japan 13 0.942 85.7 78.7 .. e .. e 85 87 17,802 f 40,000 f -5

9 Netherlands 6 0.951 81.4 76.9 .. e .. e 98 99 25,625 39,845 3

10 France 7 0.950 83.7 76.6 .. e .. e 99 94 23,945 37,169 3

11 Finland 8 0.947 82.0 75.6 .. e .. e 105 f 98 f 26,795 37,739 3

12 United States 16 0.937 80.4 75.2 .. e .. e 98 89 25,005 f,h 40,000 f,h -4

13 Spain 12 0.944 83.8 77.2 .. e .. e 101 f 95 f 18,335 h 36,324 h 1

14 Denmark 11 0.944 80.1 75.5 .. e .. e 107 f 99 f 28,766 39,288 3

15 Austria 19 0.934 82.2 76.5 .. e .. e 93 91 18,397 f 40,000 f -4

16 United Kingdom 10 0.944 81.2 76.7 .. e .. e 96 90 26,242 f 40,000 f 6

17 Belgium 14 0.940 81.8 75.8 .. e .. e 97 94 22,182 f 40,000 f 3

18 Luxembourg 23 0.924 81.4 75.4 .. e .. e 85 i 84 i 20,446 f 40,000 f -5

19 New Zealand 18 0.935 81.8 77.7 .. e .. e 115 f 102 f 20,666 29,479 1

20 Italy 17 0.936 83.2 77.2 98.0 98.8 93 88 18,501 h 39,163 h 3

21 Hong Kong, China (SAR) 22 0.926 84.9 79.1 97.3 j 97.3 j 73 79 22,433 f 40,000 f -1

22 Germany 20 0.931 81.8 76.2 .. e .. e 87 88 21,823 37,461 2

23 Israel 21 0.927 82.3 78.1 97.7 j 97.7 j 92 87 20,497 h 31,345 h 2

24 Greece 24 0.922 80.9 76.7 94.2 97.8 101 f 97 f 16,738 30,184 0

25 Singapore .. .. 81.4 77.5 88.6 96.6 .. .. 20,044 39,150 ..

26 Korea (Republic of) 26 0.910 81.5 74.3 .. e .. e 89 f 102 f 12,531 31,476 -1

27 Slovenia 25 0.914 81.1 73.6 99.6 f,k 99.7 f,k 99 90 17,022 h 27,779 h 1

28 Cyprus 27 0.899 81.5 76.6 95.1 98.6 78 77 16,805 l 27,808 l 0

29 Portugal 28 0.895 80.9 74.5 92.0 k 95.8 k 93 87 15,294 25,881 0

30 Brunei Darussalam 31 0.886 79.3 74.6 90.2 95.2 79 76 15,658 h,m 37,506 h,m -2

31 Barbados 30 0.887 79.3 73.6 99.7 f,j 99.7 f,j 94 g 84 g 12,868 h,m 20,309 h,m 0

32 Czech Republic 29 0.887 79.1 72.7 .. e .. e 84 82 13,992 27,440 2

33 Kuwait 32 0.884 79.6 75.7 91.0 94.4 79 71 12,623 h 36,403 h 0

34 Malta 33 0.873 81.1 76.8 89.2 86.4 81 81 12,834 25,623 0

35 Qatar 37 0.863 75.8 74.6 88.6 89.1 85 71 9,211 h,m 37,774 h,m -3

36 Hungary 34 0.872 77.0 68.8 .. e .. e 93 86 14,058 22,098 1

37 Poland 35 0.867 79.4 71.0 .. e .. e 91 84 10,414 h 17,493 h 1

38 Argentina 36 0.865 78.6 71.1 97.2 97.2 94 g 86 g 10,063 h 18,686 h 1

39 United Arab Emirates 43 0.855 81.0 76.8 87.8 k 89.0 k 68 g 54 g 8,329 h 33,555 h -5

40 Chile 40 0.859 81.3 75.3 95.6 95.8 82 84 6,871 h 17,293 h -1

41 Bahrain 42 0.857 77.0 73.9 83.6 88.6 90 82 10,496 29,796 -2

42 Slovakia 39 0.860 78.2 70.3 .. e .. e 80 77 11,777 h 20,218 h 2

43 Lithuania 38 0.861 78.0 66.9 99.6 f 99.6 f 97 87 12,000 17,349 4

44 Estonia 41 0.858 76.8 65.5 99.8 f 99.8 f 99 86 12,112 h 19,430 h 2

45 Latvia 44 0.853 77.3 66.5 99.7 f 99.8 f 97 83 10,951 16,842 0

46 Uruguay 45 0.849 79.4 72.2 97.3 96.2 95 g 83 g 7,203 h 12,890 h 0

47 Croatia 46 0.848 78.8 71.8 97.1 f 99.3 f 75 g 72 g 10,587 15,687 0

48 Costa Rica 47 0.842 80.9 76.2 95.1 94.7 74 72 6,983 13,271 0

49 Bahamas 48 0.841 75.0 69.6 95.0 j 95.0 j 71 71 14,656 h,l 20,803 h,l 0

50 Seychelles .. .. .. .. 92.3 91.4 84 81 .. h .. h ..

51 Cuba 49 0.839 79.8 75.8 99.8 f 99.8 f 92 83 4,268 h,m 9,489 h,m 0

52 Mexico 51 0.820 78.0 73.1 90.2 93.2 76 75 6,039 15,680 -1

53 Bulgaria 50 0.823 76.4 69.2 97.7 98.7 81 82 7,176 11,010 1
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54 Saint Kitts and Nevis .. .. .. .. .. .. 74 72 .. h,l .. h,l ..

55 Tonga 53 0.814 73.8 71.8 99.0 98.8 81 79 5,243 h 10,981 h -1

56 Libyan Arab Jamahiriya 62 0.797 76.3 71.1 74.8 k 92.8 k 97 g 91 g 4,054 h,m 13,460 h,m -9

57 Antigua and Barbuda .. .. .. .. .. .. .. .. .. h,l .. h,l ..

58 Oman 67 0.788 76.7 73.6 73.5 86.9 67 67 4,516 h,l 23,880 h,l -13

59 Trinidad and Tobago 56 0.808 71.2 67.2 97.8 k 98.9 k 66 64 9,307 h 20,053 h -1

60 Romania 54 0.812 75.6 68.4 96.3 98.4 79 75 7,443 10,761 2

61 Saudi Arabia 70 0.783 74.6 70.3 76.3 87.5 76 76 4,031 h 25,678 h -13

62 Panama 55 0.810 77.8 72.7 91.2 92.5 83 76 5,537 9,636 3

63 Malaysia 58 0.802 76.1 71.4 85.4 92.0 77 g 72 g 5,751 15,861 1

64 Belarus 57 0.803 74.9 62.7 99.4 f 99.8 f 91 87 6,236 9,835 3

65 Mauritius 63 0.796 75.8 69.1 80.5 88.2 75 76 7,407 h 18,098 h -2

66 Bosnia and Herzegovina .. .. 77.1 71.8 94.4 f 99.0 f .. .. 2,864 h,m 4,341 h,m ..

67 Russian Federation 59 0.801 72.1 58.6 99.2 f 99.7 f 93 85 8,476 h 13,581 h 3

68 Albania 61 0.797 79.5 73.1 98.3 f 99.2 f 68 g 69 g 3,728 h 6,930 h 2

69 Macedonia (TFYR) 64 0.795 76.3 71.4 94.1 98.2 71 69 4,676 h 9,734 h 0

70 Brazil 60 0.798 75.5 68.1 88.8 88.4 89 g 86 g 6,204 10,664 5

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

71 Dominica .. .. .. .. .. .. 84 78 .. h,l .. h,l ..

72 Saint Lucia .. .. 75.0 71.3 .. .. 78 72 4,501 h,l 8,805 h,l ..

73 Kazakhstan 65 0.792 71.5 60.5 99.3 f 99.8 f 97 91 6,141 9,723 1

74 Venezuela (Bolivarian Republic of) 68 0.787 76.3 70.4 92.7 93.3 76 g 73 g 4,560 h 8,683 h -1

75 Colombia 66 0.789 76.0 68.7 92.9 92.8 77 74 5,680 8,966 2

76 Ukraine 69 0.785 73.6 62.0 99.2 f 99.7 f 87 86 4,970 9,067 0

77 Samoa 72 0.776 74.2 67.8 98.3 k 98.9 k 76 72 3,338 h 8,797 h -2

78 Thailand 71 0.779 74.5 65.0 90.5 94.9 72 71 6,695 10,732 0

79 Dominican Republic 74 0.773 74.8 68.6 87.2 86.8 78 g 70 g 4,907 h 11,465 h -2

80 Belize 52 0.814 79.1 73.1 94.6 j 94.6 j 81 83 4,022 h 10,117 h 21

81 China 73 0.776 74.3 n 71.0 n 86.5 95.1 69 70 5,220 h 8,213 h 1

82 Grenada .. .. 69.8 66.5 .. .. 74 72 .. h,l .. h,l ..

83 Armenia 75 0.772 74.9 68.2 99.2 f 99.7 f 74 68 3,893 h 6,150 h 0

84 Turkey 79 0.763 73.9 69.0 79.6 95.3 64 73 4,385 12,368 -3

85 Suriname 78 0.767 73.0 66.4 87.2 92.0 82 72 4,426 h 11,029 h -1

86 Jordan 80 0.760 73.8 70.3 87.0 95.2 79 77 2,566 8,270 -2

87 Peru 76 0.769 73.3 68.2 82.5 93.7 87 85 4,269 h 7,791 h 3

88 Lebanon 81 0.759 73.7 69.4 93.6 j 93.6 j 86 83 2,701 h 8,585 h -1

89 Ecuador .. .. 77.7 71.8 89.7 92.3 .. .. 3,102 h 5,572 h ..

90 Philippines 77 0.768 73.3 68.9 93.6 91.6 83 79 3,883 6,375 4

91 Tunisia 83 0.750 75.6 71.5 65.3 83.4 79 74 3,748 h 12,924 h -1

92 Fiji 82 0.757 70.6 66.1 95.9 j 95.9 j 76 74 3,928 h 8,103 h 1

93 Saint Vincent and the Grenadines .. .. 73.2 69.0 .. .. 70 68 4,449 h 8,722 h ..

94 Iran ( Islamic Republic of) 84 0.750 71.8 68.7 76.8 88.0 73 73 4,475 h 11,363 h 0

95 Paraguay 86 0.744 73.4 69.2 92.7 k 94.3 k 70 g 69 g 2,358 6,892 -1

96 Georgia .. .. 74.5 66.7 .. .. 77 75 1,731 5,188 ..

97 Guyana 88 0.742 68.1 62.4 99.2 f,j 99.2 f,j 87 84 2,665 h 6,467 h -2

98 Azerbaijan 87 0.743 70.8 63.5 98.2 f 99.5 f 66 68 3,960 h 6,137 h 0

99 Sri Lanka 89 0.735 75.6 67.9 89.1 o 92.3 o 64 g 63 g 2,647 6,479 -1

100 Maldives 85 0.744 67.6 66.6 96.4 96.2 66 65 3,992 h,m 7,946 h,m 4

101 Jamaica 90 0.732 74.9 69.6 85.9 o 74.1 o 82 74 3,107 h 5,503 h 0

102 Cape Verde 93 0.723 73.8 67.5 75.5 k 87.8 k 66 67 3,087 h 8,756 h -2

103 El Salvador 92 0.726 74.3 68.2 79.2 k 82.1 k 70 70 3,043 7,543 0

104 Algeria 95 0.720 73.0 70.4 60.1 79.6 74 73 3,546 h 10,515 h -2

105 Viet Nam 91 0.732 75.7 71.9 86.9 93.9 62 66 2,540 h 3,604 h 3

106 Occupied Palestinian Territories .. .. 74.4 71.3 88.0 96.7 84 81 .. .. ..
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E28 Gender-related development index  

107 Indonesia 94 0.721 71.6 67.8 86.8 94.0 67 70 2,410 h 5,280 h 1

108 Syrian Arab Republic 96 0.710 75.5 71.8 73.6 87.8 63 67 1,907 h 5,684 h 0

109 Turkmenistan .. .. 67.0 58.5 98.3 f 99.3 f .. .. 6,108 h,m 9,596 h,m ..

110 Nicaragua 99 0.696 75.0 69.0 76.6 76.8 72 70 1,773 h 5,577 h -2

111 Moldova 97 0.704 72.0 64.7 98.6 f,k 99.6 f,k 73 67 1,634 h 2,608 h 1

112 Egypt .. .. 73.0 68.5 59.4 83.0 .. .. 1,635 7,024 ..

113 Uzbekistan 98 0.699 70.0 63.6 99.6 f,j 99.6 f,j 72 g 75 g 1,547 h 2,585 h 1

114 Mongolia 100 0.695 69.2 62.8 97.5 98.0 83 72 1,413 h 2,799 h 0

115 Honduras 101 0.694 73.1 65.8 80.2 79.8 74 68 2,160 h 4,680 h 0

116 Kyrgyzstan 102 0.692 69.6 61.7 98.1 f 99.3 f 80 76 1,414 h 2,455 h 0

117 Bolivia 103 0.691 66.9 62.6 80.7 93.1 84 g 90 g 2,059 h 3,584 h 0

118 Guatemala 104 0.675 73.2 66.2 63.3 75.4 64 70 2,267 h 6,990 h 0

119 Gabon 105 0.670 56.9 55.6 79.7 k 88.5 k 68 g 72 g 5,049 h 8,876 h 0

120 Vanuatu .. .. 71.3 67.5 .. .. 61 66 2,601 h 3,830 h ..

121 South Africa 107 0.667 52.0 49.5 80.9 84.1 77 g 77 g 6,927 h 15,446 h -1

122 Tajikistan 106 0.669 69.0 63.8 99.2 f 99.7 f 64 77 992 h 1,725 h 1

123 Sao Tome and Principe 110 0.637 66.7 63.0 77.9 92.2 65 65 1,022 h 3,357 h -2

124 Botswana 109 0.639 48.4 47.6 81.8 80.4 70 69 5,913 19,094 0

125 Namibia 108 0.645 52.2 50.9 83.5 86.8 66 63 5,527 h 9,679 h 2

126 Morocco 112 0.621 72.7 68.3 39.6 65.7 55 62 1,846 h 7,297 h -1

127 Equatorial Guinea 111 0.631 51.6 49.1 80.5 93.4 52 g 64 g 4,635 h,l 10,814 h,l 1

128 India 113 0.600 65.3 62.3 47.8 o 73.4 o 60 68 1,620 h 5,194 h 0

129 Solomon Islands .. .. 63.8 62.2 .. .. 46 50 1,345 h 2,672 h ..

130 Lao People’s Democratic Republic 115 0.593 64.5 61.9 60.9 77.0 56 67 1,385 h 2,692 h -1

131 Cambodia 114 0.594 60.6 55.2 64.1 84.7 56 64 2,332 h 3,149 h 1

132 Myanmar .. .. 64.2 57.6 86.4 93.9 51 48 .. .. ..

133 Bhutan .. .. 66.5 63.1 .. .. .. .. 2,141 h,m 4,463 h,m ..

134 Comoros 116 0.554 66.3 62.0 63.9 j 63.9 j 42 50 1,337 h 2,643 h 0

135 Ghana 117 0.549 59.5 58.7 49.8 66.4 48 53 2,056 h 2,893 h 0

136 Pakistan 125 0.525 64.8 64.3 35.4 64.1 34 45 1,059 h 3,607 h -7

137 Mauritania 118 0.543 65.0 61.5 43.4 59.5 45 47 1,489 h 2,996 h 1

138 Lesotho 119 0.541 42.9 42.1 90.3 73.7 67 65 2,340 h 4,480 h 1

139 Congo 120 0.540 55.2 52.8 79.0 k 90.5 k 48 54 841 h 1,691 h 1

140 Bangladesh 121 0.539 64.0 62.3 40.8 53.9 56 g 56 g 1,282 h 2,792 h 1

141 Swaziland 123 0.529 41.4 40.4 78.3 80.9 58 62 2,187 7,659 0

142 Nepal 128 0.520 62.9 62.1 34.9 62.7 54 62 1,038 h 2,072 h -4

143 Madagascar 122 0.530 60.1 56.7 65.3 76.5 58 61 758 h 1,090 h 3

144 Cameroon 126 0.524 50.2 49.4 59.8 77.0 57 68 1,519 h 3,086 h 0

145 Papua New Guinea 124 0.529 60.1 54.3 50.9 63.4 38 g 43 g 2,140 h 2,960 h 3

146 Haiti .. .. 61.3 57.7 56.5 j 56.5 j .. .. 1,146 h 2,195 h ..

147 Sudan 131 0.502 58.9 56.0 51.8 o 71.1 o 35 39 832 h 3,317 h -3

148 Kenya 127 0.521 53.1 51.1 70.2 77.7 59 62 1,126 1,354 2

149 Djibouti 129 0.507 55.2 52.6 79.9 j 79.9 j 22 29 1,422 h 2,935 h 1

150 Timor-Leste .. .. 60.5 58.9 .. .. 71 73 .. h .. h ..

151 Zimbabwe 130 0.505 40.2 41.4 86.2 k 92.7 k 51 g 54 g 1,499 h 2,585 h 1

152 Togo 134 0.494 59.6 56.0 38.5 68.7 46 64 907 h 2,119 h -2

153 Yemen 136 0.472 63.1 60.0 34.7 k 73.1 k 43 67 424 h 1,422 h -3

154 Uganda 132 0.501 50.2 49.1 57.7 76.8 62 64 1,199 h 1,708 h 2

155 Gambia 133 0.496 59.9 57.7 49.9 j 49.9 j 49 g 51 g 1,327 h 2,525 h 2

LOW HUMAN DEVELOPMENT

156 Senegal 135 0.492 64.4 60.4 29.2 51.1 37 42 1,256 h 2,346 h 1

157 Eritrea 137 0.469 59.0 54.0 71.5 j 71.5 j 29 41 689 1,544 0

158 Nigeria 139 0.456 47.1 46.0 60.1 k 78.2 k 51 61 652 h 1,592 h -1

159 Tanzania (United Republic of) 138 0.464 52.0 50.0 62.2 77.5 49 52 627 h 863 h 1
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 1 Iceland
 2 Australia
 3 Norway
 4 Canada
 5 Sweden
 6 Netherlands
 7 France
 8 Finland
 9 Switzerland
 10 United Kingdom
 11 Denmark
 12 Spain
 13 Japan
 14 Belgium
 15 Ireland
 16 United States
 17 Italy
 18 New Zealand
 19 Austria
 20 Germany
 21 Israel
 22 Hong Kong, China (SAR)
 23 Luxembourg
 24 Greece
 25 Slovenia
 26 Korea (Republic of)
 27 Cyprus

 28 Portugal
 29 Czech Republic
 30 Barbados
 31 Brunei Darussalam
 32 Kuwait
 33 Malta
 34 Hungary
 35 Poland
 36 Argentina
 37 Qatar
 38 Lithuania
 39 Slovakia
 40 Chile
 41 Estonia
 42 Bahrain
 43 United Arab Emirates
 44 Latvia
 45 Uruguay
 46 Croatia
 47 Costa Rica
 48 Bahamas
 49 Cuba
 50 Bulgaria
 51 Mexico
 52 Belize
 53 Tonga
 54 Romania

 55 Panama
 56 Trinidad and Tobago
 57 Belarus
 58 Malaysia
 59 Russian Federation
 60 Brazil
 61 Albania
 62 Libyan Arab Jamahiriya
 63 Mauritius
 64 Macedonia (TFYR)
 65 Kazakhstan
 66 Colombia
 67 Oman
 68  Venezuela (Bolivarian 

Republic of)
 69 Ukraine
 70 Saudi Arabia
 71 Thailand
 72 Samoa
 73 China
 74 Dominican Republic
 75 Armenia
 76 Peru
 77 Philippines
 78 Suriname
 79 Turkey
 80 Jordan

 81 Lebanon
 82 Fiji
 83 Tunisia
 84 Iran (Islamic Republic of)
 85 Maldives
 86 Paraguay
 87 Azerbaijan
 88 Guyana
 89 Sri Lanka
 90 Jamaica
 91 Viet Nam
 92 El Salvador
 93 Cape Verde
 94 Indonesia
 95 Algeria
 96 Syrian Arab Republic
 97 Moldova
 98 Uzbekistan
 99 Nicaragua
 100 Mongolia
 101 Honduras
 102 Kyrgyzstan
 103 Bolivia
 104 Guatemala
 105 Gabon
 106 Tajikistan
 107 South Africa

 108 Namibia
 109 Botswana
 110 Sao Tome and Principe
 111 Equatorial Guinea
 112 Morocco
 113 India
 114 Cambodia
 115  Lao People’s Democratic 

Republic
 116 Comoros
 117 Ghana
 118 Mauritania
 119 Lesotho
 120 Congo
 121 Bangladesh
 122 Madagascar
 123 Swaziland
 124 Papua New Guinea
 125 Pakistan
 126 Cameroon
 127 Kenya
 128 Nepal
 129 Djibouti
 130 Zimbabwe
 131 Sudan
 132 Uganda
 133 Gambia

 134 Togo
 135 Senegal
 136 Yemen
 137 Eritrea
 138  Tanzania 

(United Republic of)
 139 Nigeria
 140 Rwanda
 141 Guinea
 142 Angola
 143 Malawi
 144 Zambia
 145 Benin
 146 Côte d’Ivoire
 147 Burundi
 148  Congo (Democratic 

Republic of the)
 149 Ethiopia
 150 Mozambique
 151 Mali
 152 Chad
 153 Central African Republic
 154 Burkina Faso
 155 Niger
 156 Guinea-Bissau
 157 Sierra Leone

GDI ranks for 157 countries and areas

TA
B

L
E28

NOTES
a. Data refer to national literacy estimates from 

censuses or surveys conducted between 1995 
and 2005, unless otherwise specifi ed. Due to 
differences in methodology and timeliness of 
underlying data, comparisons across countries 
and over time should be made with caution. For 
more details, see http://www.uis.unesco.org/.

b. Data for some countries may refer to national or 
UNESCO Institute for Statistics estimates. For 
details, see http://www.uis.unesco.org/.

c. Because of the lack of gender-disaggregated 
income data, female and male earned income are 
crudely estimated on the basis of data on the ratio 
of the female nonagricultural wage to the male 
nonagricultural wage, the female and male shares 
of the economically active population, the total 
female and male population and GDP per capita in 
PPP US$ (see Technical note 1). The wage ratios 
used in this calculation are based on data for the 
most recent year available between 1996 and 
2005.

d. The HDI ranks used in this calculation are 
recalculated for the 157 countries with a GDI 
value. A positive fi gure indicates that the GDI 
rank is higher than the HDI rank, a negative the 
opposite.

e. For the purposes of calculating the GDI, a value of 
99.0 % was applied.

f. For the purpose of calculating the GDI, the female 
and male values appearing in this table were 
scaled downward to refl ect the maximum values 
for adult literacy (99%), gross enrolment ratios 
(100%), and GDP per capita ($40,000). For more 
details, see Technical note 1.

g. Data refer to an earlier year than that specifi ed.
h. No wage data are available. For the purposes of 

calculating the estimated female and male earned 
income, a value of 0.75 was used for the ratio 
of the female nonagricultural wage to the male 
nonagricultural wage.

i. Statec. 2006. 
j. In the absence of recent data, estimates from 

UNESCO Institute for Statistics 2003, based on 

outdated census or survey information were used, 
and should be interpreted with caution.

k. UNESCO Institute for Statistics estimates based 
on its Global age-specifi c literacy projections 
model.

l. Data from earlier years were adjusted to refl ect 
their values in 2005 prices.

m. Heston, Alan, Robert Summers and Bettina 
Aten. 2006. Data may differ from the standard 
defi nition.

n. For statistical purposes, the data for China do not 
include Hong Kong and Macao, SARs of China.

o. Data refer to years or periods other than those 
specifi ed in the column heading, differ from 
the standard defi nition or refer to only part of a 
country.

SOURCES
Column 1: determined on the basis of the GDI values 
in column 2.
Column 2: calculated on the basis of data in columns 
3–10; see Technical note 1 for details.
Columns 3 and 4: UN 2007e.
Columns 5 and 6: UNESCO Institute for Statistics 
2007a. 
Columns 7 and 8: UNESCO Institute for Statistics 
2007c. 
Columns 9 and 10: calculated on the basis of 
data on GDP per capita (PPP US$) and population 
data from World Bank 2007b unless otherwise 
specifi ed; data on wages from ILO 2007b; data on the 
economically active population from ILO 2005. 
Column 11: calculated on the basis of recalculated 
HDI ranks and GDI ranks in column 1.

160 Guinea 141 0.446 56.4 53.2 18.1 42.6 38 52 1,876 h 2,734 h -1

161 Rwanda 140 0.450 46.7 43.6 59.8 71.4 51 51 1,031 h 1,392 h 1

162 Angola 142 0.439 43.3 40.1 54.2 82.9 24 g 28 g 1,787 h 2,898 h 0

163 Benin 145 0.422 56.5 54.1 23.3 47.9 42 59 732 h 1,543 h -2

164 Malawi 143 0.432 46.7 46.0 54.0 74.9 62 64 565 h 771 h 1

165 Zambia 144 0.425 40.6 40.3 59.8 76.3 58 63 725 h 1,319 h 1

166 Côte d’Ivoire 146 0.413 48.3 46.5 38.6 60.8 32 g 47 g 795 h 2,472 h 0

167 Burundi 147 0.409 49.8 47.1 52.2 67.3 34 42 611 h 791 h 0

168 Congo (Democratic Republic of the) 148 0.398 47.1 44.4 54.1 80.9 28 g 39 g 488 h 944 h 0

169 Ethiopia 149 0.393 53.1 50.5 22.8 50.0 36 48 796 h 1,316 h 0

170 Chad 152 0.370 51.8 49.0 12.8 40.8 28 47 1,126 h 1,735 h -2

171 Central African Republic 153 0.368 45.0 42.3 33.5 64.8 23 g 36 g 933 h 1,530 h -2

172 Mozambique 150 0.373 43.6 42.0 25.0 54.8 48 58 1,115 h 1,378 h 2

173 Mali 151 0.371 55.3 50.8 15.9 32.7 31 42 833 h 1,234 h 2

174 Niger 155 0.355 54.9 56.7 15.1 42.9 19 26 561 h 991 h -1

175 Guinea-Bissau 156 0.355 47.5 44.2 60.0 60.0 j 29 g 45 g 558 h 1,103 h -1

176 Burkina Faso 154 0.364 52.9 49.8 16.6 31.4 25 33 966 h 1,458 h 2

177 Sierra Leone 157 0.320 43.4 40.2 24.2 46.7 38 g 52 g 507 h 1,114 h 0



BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2007/2008384

H
um

an
 d

ev
el

op
m

en
t 

in
di

ca
to

rs

HDI rank

Gender empowerment measure 
(GEM)

MDG
Seats in parliament 
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Female professional 
and technical 

workers b

(% of total)

Ratio of estimated 
female to male 

earned income cRank Value

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Iceland 5 0.862 31.7 27 56 0.72

2 Norway 1 0.910 37.9 30 50 0.77

3 Australia 8 0.847 28.3 37 56 0.70

4 Canada 10 0.820 24.3 36 56 0.64

5 Ireland 19 0.699 14.2 31 52 0.53

6 Sweden 2 0.906 47.3 30 51 0.81

7 Switzerland 27 0.660 24.8 8 22 0.63

8 Japan 54 0.557 11.1 10 d 46 d 0.45

9 Netherlands 6 0.859 36.0 26 50 0.64

10 France 18 0.718 13.9 37 47 0.64

11 Finland 3 0.887 42.0 30 55 0.71

12 United States 15 0.762 16.3 42 56 0.63

13 Spain 12 0.794 30.5 32 48 0.50

14 Denmark 4 0.875 36.9 25 53 0.73

15 Austria 13 0.788 31.0 27 49 0.46

16 United Kingdom 14 0.783 19.3 34 47 0.66

17 Belgium 7 0.850 35.7 32 49 0.55

18 Luxembourg .. .. 23.3 .. .. 0.51

19 New Zealand 11 0.811 32.2 36 53 0.70

20 Italy 21 0.693 16.1 32 46 0.47

21 Hong Kong, China (SAR) .. .. .. 27 40 0.56

22 Germany 9 0.831 30.6 37 50 0.58

23 Israel 28 0.660 14.2 26 54 0.65

24 Greece 37 0.622 13.0 26 49 0.55

25 Singapore 16 0.761 24.5 26 44 0.51

26 Korea (Republic of) 64 0.510 13.4 8 39 0.40

27 Slovenia 41 0.611 10.8 33 57 0.61

28 Cyprus 48 0.580 14.3 15 45 0.60

29 Portugal 22 0.692 21.3 34 50 0.59

30 Brunei Darussalam .. .. .. e 26 44 0.42

31 Barbados 30 0.649 17.6 43 52 0.63

32 Czech Republic 34 0.627 15.3 30 52 0.51

33 Kuwait .. .. 3.1 f .. .. 0.35

34 Malta 63 0.514 9.2 20 38 0.50

35 Qatar 84 0.374 0.0 8 24 0.24

36 Hungary 50 0.569 10.4 35 62 0.64

37 Poland 39 0.614 19.1 33 61 0.60

38 Argentina 17 0.728 36.8 33 53 0.54

39 United Arab Emirates 29 0.652 22.5 8 25 0.25

40 Chile 60 0.519 12.7 25 d 52 d 0.40

41 Bahrain .. .. 13.8 .. .. 0.35

42 Slovakia 33 0.630 19.3 31 58 0.58

43 Lithuania 25 0.669 24.8 43 67 0.69

44 Estonia 31 0.637 21.8 37 70 0.62

45 Latvia 38 0.619 19.0 42 65 0.65

46 Uruguay 59 0.525 10.8 40 54 0.56

47 Croatia 40 0.612 21.7 24 50 0.67

48 Costa Rica 24 0.680 38.6 25 40 0.53

49 Bahamas 20 0.696 22.2 46 60 0.70

50 Seychelles .. .. 23.5 .. .. ..

51 Cuba 26 0.661 36.0 34 d 62 d 0.45

52 Mexico 46 0.589 21.5 29 42 0.39

53 Bulgaria 42 0.606 22.1 34 60 0.65

TA
B

L
E29 . . . and achieving equality for all women and men

Gender empowerment measure
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TA
B

L
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54 Saint Kitts and Nevis .. .. 0.0 .. .. ..

55 Tonga .. .. 3.3 .. .. 0.48

56 Libyan Arab Jamahiriya .. .. 7.7 .. .. 0.30

57 Antigua and Barbuda .. .. 13.9 45 55 ..

58 Oman 80 0.391 7.8 9 33 0.19

59 Trinidad and Tobago 23 0.685 25.4 43 53 0.46

60 Romania 68 0.497 10.7 29 57 0.69

61 Saudi Arabia 92 0.254 0.0 31 6 0.16

62 Panama 49 0.574 16.7 43 51 0.57

63 Malaysia 65 0.504 13.1 23 40 0.36

64 Belarus .. .. 29.8 .. .. 0.63

65 Mauritius 51 0.562 17.1 25 43 0.41

66 Bosnia and Herzegovina .. .. 14.0 .. .. ..

67 Russian Federation 71 0.489 8.0 39 65 0.62

68 Albania .. .. 7.1 .. .. 0.54

69 Macedonia (TFYR) 35 0.625 28.3 29 52 0.48

70 Brazil 70 0.490 9.3 34 52 0.58

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

71 Dominica .. .. 12.9 48 55 ..

72 Saint Lucia 66 0.502 10.3 g 55 53 0.51

73 Kazakhstan 74 0.469 8.6 38 67 0.63

74 Venezuela (Bolivarian Republic of) 56 0.542 18.6 27 d 61 d 0.53

75 Colombia 69 0.496 9.7 38 d 50 d 0.63

76 Ukraine 75 0.462 8.7 38 64 0.55

77 Samoa .. .. 6.1 .. .. 0.38

78 Thailand 73 0.472 8.7 29 54 0.62

79 Dominican Republic 53 0.559 17.1 32 51 0.43

80 Belize 62 0.517 11.9 41 50 0.40

81 China 57 0.534 20.3 17 52 0.64

82 Grenada .. .. 28.6 .. .. ..

83 Armenia .. .. 9.2 .. .. 0.63

84 Turkey 90 0.298 4.4 7 32 0.35

85 Suriname .. .. 25.5 .. .. 0.40

86 Jordan .. .. 7.9 .. .. 0.31

87 Peru 32 0.636 29.2 34 46 0.55

88 Lebanon .. .. 4.7 .. .. 0.31

89 Ecuador 43 0.600 25.0 35 48 0.56

90 Philippines 45 0.590 22.1 58 61 0.61

91 Tunisia .. .. 19.3 .. .. 0.29

92 Fiji .. .. .. h .. .. 0.48

93 Saint Vincent and the Grenadines .. .. 18.2 .. .. 0.51

94 Iran ( Islamic Republic of) 87 0.347 4.1 16 34 0.39

95 Paraguay 78 0.428 9.6 23 54 d 0.34

96 Georgia 79 0.414 9.4 26 62 0.33

97 Guyana .. .. 29.0 .. .. 0.41

98 Azerbaijan .. .. 11.3 .. .. 0.65

99 Sri Lanka 85 0.369 4.9 21 46 0.41

100 Maldives 76 0.437 12.0 15 40 0.50

101 Jamaica .. .. 13.6 .. .. 0.56

102 Cape Verde .. .. 15.3 .. .. 0.35

103 El Salvador 58 0.529 16.7 33 45 0.40

104 Algeria .. .. 6.2 .. 32 0.34

105 Viet Nam 52 0.561 25.8 22 51 0.70

106 Occupied Palestinian Territories .. .. .. 11 35 ..
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TA
B

L
E29 Gender empowerment measure

107 Indonesia .. .. 11.3 .. .. 0.46

108 Syrian Arab Republic .. .. 12.0 .. 40 d 0.34

109 Turkmenistan .. .. 16.0 .. .. 0.64

110 Nicaragua .. .. 18.5 .. .. 0.32

111 Moldova 55 0.547 21.8 39 66 0.63

112 Egypt 91 0.263 3.8 9 30 0.23

113 Uzbekistan .. .. 16.4 .. .. 0.60

114 Mongolia 77 0.429 6.6 50 54 0.50

115 Honduras 47 0.589 23.4 41 d 52 d 0.46

116 Kyrgyzstan 89 0.302 0.0 25 57 0.58

117 Bolivia 67 0.500 14.6 36 40 0.57

118 Guatemala .. .. 8.2 .. .. 0.32

119 Gabon .. .. 13.7 .. .. 0.57

120 Vanuatu .. .. 3.8 .. .. 0.68

121 South Africa .. .. 32.8 i .. .. 0.45

122 Tajikistan .. .. 19.6 .. .. 0.57

123 Sao Tome and Principe .. .. 7.3 .. .. 0.30

124 Botswana 61 0.518 11.1 33 51 0.31

125 Namibia 36 0.623 26.9 30 55 0.57

126 Morocco 88 0.325 6.4 12 35 0.25

127 Equatorial Guinea .. .. 18.0 .. .. 0.43

128 India .. .. 9.0 .. .. 0.31

129 Solomon Islands .. .. 0.0 .. .. 0.50

130 Lao People’s Democratic Republic .. .. 25.2 .. .. 0.51

131 Cambodia 83 0.377 11.4 14 33 0.74

132 Myanmar .. .. .. j .. .. ..

133 Bhutan .. .. 2.7 .. .. ..

134 Comoros .. .. 3.0 .. .. 0.51

135 Ghana .. .. 10.9 .. .. 0.71

136 Pakistan 82 0.377 20.4 2 26 0.29

137 Mauritania .. .. 17.6 .. .. 0.50

138 Lesotho .. .. 25.0 .. .. 0.52

139 Congo .. .. 10.1 .. .. 0.50

140 Bangladesh 81 0.379 15.1 k 23 12 0.46

141 Swaziland .. .. 16.8 .. .. 0.29

142 Nepal 86 0.351 17.3 l 8 19 0.50

143 Madagascar .. .. 8.4 .. .. 0.70

144 Cameroon .. .. 8.9 .. .. 0.49

145 Papua New Guinea .. .. 0.9 .. .. 0.72

146 Haiti .. .. 6.3 .. .. 0.52

147 Sudan .. .. 16.4 .. .. 0.25

148 Kenya .. .. 7.3 .. .. 0.83

149 Djibouti .. .. 10.8 .. .. 0.48

150 Timor-Leste .. .. 25.3 m .. .. ..

151 Zimbabwe .. .. 22.2 .. .. 0.58

152 Togo .. .. 8.6 .. .. 0.43

153 Yemen 93 0.129 0.7 4 15 0.30

154 Uganda .. .. 29.8 .. .. 0.70

155 Gambia .. .. 9.4 .. .. 0.53

LOW HUMAN DEVELOPMENT

156 Senegal .. .. 19.2 .. .. 0.54

157 Eritrea .. .. 22.0 .. .. 0.45

158 Nigeria .. .. .. .. .. 0.41

159 Tanzania (United Republic of) 44 0.597 30.4 49 32 0.73



BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2007/2008 387

H
um

an developm
ent indicators

HDI rank

Gender empowerment measure 
(GEM)

MDG
Seats in parliament 

held by women a

(% of total)

Female legislators, 
senior offi cials 
and managers b

(% of total)

Female professional 
and technical 

workers b

(% of total)

Ratio of estimated 
female to male 

earned income cRank Value

NOTES
a. Data are as of 31 May 2007, unless otherwise 

specifi ed. Where there are lower and upper 
houses, data refer to the weighted average of 
women’s shares of seats in both houses.

b. Data refer to the most recent year available 
between 1994 and 2005. Estimates for countries
that have implemented the International Standard 
Classifi cation of Occupations ( ISCO-88) are not 
strictly comparable with those for countries using 
the previous classifi cation ( ISCO-1968).

c. Calculated on the basis of data in columns 9 and 
10 in Table 27. Estimates are based on data
for the most recent year available between 1996 
and 2005. Following the methodology
implemented in the calculation of the GDI, the 
income component of the GEM has been scaled 
downward for countries whose income exceeds 
the maximum goalpost GDP per capita value of
40,000 (PPP US$). For more details, see 
Technical note 1.

d. Data follow the ISCO-1968 classifi cation.
e. Brunei Darussalam does not currently have a 

parliament.
f. No woman candidate was elected in the 2006 

elections. One woman was appointed to the 
16-member cabinet sworn in July 2006. A 
new cabinet sworn in March 2007 included 
two women. As cabinet ministers also sit in 
parliament, there are two women out of a total of 
65 members.

g. No woman candidate was elected in the 2006 
elections. However one woman was appointed
Speaker of the House and therefore became a 
member of the House.

h. Parliament has been dissolved or suspended for 
an indefi nite period.

i. The fi gures on the distribution of seats do 
not include the 36 special rotating delegates 
appointed on an ad hoc basis. All percentages 
given are therefore calculated on the basis of the 
54 permanent seats.

j. The parliament elected in 1990 has never been 
convened nor authorized to sit, and many of its 
members were detained or forced into exile.

k. In 2004, the number of seats in parliament was 
raised from 300 to 345, with the additional 45 
seats reserved for women. These reserved seats 
were fi lled in September and October 2005, being 
allocated to political parties in proportion to their 
share of the national vote received in the 2001 
election.

I. A transitional assembly was established in 
January 2007. Elections for the constituent 
assembly will be held in 2007.

m. The purpose of the elections held on 30 August 
2001 was to elect the members of the constituent 
assembly of Timor-Leste. This body became the 
national parliament on 20 May 2002, the date on 
which the country became independent, without 
any new elections. 

SOURCES
Column 1: determined on the basis of GEM values 
in column 2.
Column 2: calculated on the basis of data in columns 
3–6; see Technical note 1 for details.
Column 3: calculated on the basis of data on 
parliamentary seats from IPU 2007c.
Columns 4 and 5: calculated on the basis of 
occupational data from ILO 2007b.
Column 6: calculated on the basis of data in columns 
9 and 10 of Table 28.

 1 Norway
 2 Sweden
 3 Finland
 4 Denmark
 5 Iceland
 6 Netherlands
 7 Belgium
 8 Australia
 9 Germany
 10 Canada
 11 New Zealand
 12 Spain
 13 Austria
 14 United Kingdom
 15 United States
 16 Singapore
 17 Argentina

 18 France
 19 Ireland
 20 Bahamas 
 21 Italy
 22 Portugal
 23  Trinidad and 

Tobago
 24 Costa Rica
 25 Lithuania
 26 Cuba
 27 Switzerland
 28 Israel
 29  United Arab 

Emirates
 30 Barbados
 31 Estonia
 32 Peru

 33 Slovakia
 34 Czech Republic
 35 Macedonia (TFYR)
 36 Namibia
 37 Greece
 38 Latvia
 39 Poland
 40 Croatia
 41 Slovenia
 42 Bulgaria
 43 Ecuador
 44  Tanzania (United 

Republic of)
 45 Philippines
 46 Mexico
 47 Honduras
 48 Cyprus

 49 Panama
 50 Hungary
 51 Mauritius
 52 Viet Nam
 53 Dominican Republic 
 54 Japan
 55 Moldova
 56  Venezuela 

(Bolivarian 
Republic of)

 57 China
 58 El Salvador
 59 Uruguay
 60 Chile
 61 Botswana
 62 Belize
 63 Malta

 64 Korea (Republic of)
 65 Malaysia
 66 Saint Lucia
 67 Bolivia
 68 Romania
 69 Colombia
 70 Brazil
 71 Russian Federation
 72 Ethiopia
 73 Thailand
 74 Kazakhstan
 75 Ukraine
 76 Maldives
 77 Mongolia
 78 Paraguay
 79 Georgia
 80 Oman

 81 Bangladesh
 82 Pakistan
 83 Cambodia
 84 Qatar
 85 Sri Lanka
 86 Nepal
 87  Iran (Islamic 

Republic of)
 88 Morocco
 89 Kyrgyzstan
 90 Turkey
 91 Egypt
 92 Saudi Arabia
 93 Yemen

GEM ranks for 93 countries

TA
B

L
E29

160 Guinea .. .. 19.3 .. .. 0.69

161 Rwanda .. .. 45.3 .. .. 0.74

162 Angola .. .. 15.0 .. .. 0.62

163 Benin .. .. 8.4 .. .. 0.47

164 Malawi .. .. 13.6 .. .. 0.73

165 Zambia .. .. 14.6 .. .. 0.55

166 Côte d’Ivoire .. .. 8.5 .. .. 0.32

167 Burundi .. .. 31.7 .. .. 0.77

168 Congo (Democratic Republic of the) .. .. 7.7 .. .. 0.52

169 Ethiopia 72 0.477 21.4 20 30 0.60

170 Chad .. .. 6.5 .. .. 0.65

171 Central African Republic .. .. 10.5 .. .. 0.61

172 Mozambique .. .. 34.8 .. .. 0.81

173 Mali .. .. 10.2 .. .. 0.68

174 Niger .. .. 12.4 .. .. 0.57

175 Guinea-Bissau .. .. 14.0 .. .. 0.51

176 Burkina Faso .. .. 11.7 .. .. 0.66

177 Sierra Leone .. .. 14.5 .. .. 0.45
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MDG
Youth literacy a

Net primary 
enrolment b, c

MDG
Gross primary 
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MDG
Gross secondary 

enrolment b, d

MDG
Gross tertiary 
enrolment b, d

Female 
rate

(% aged 15 
and older)

1995–2005

Ratio of 
female 
rate to 

male rate
1995–2005

Female 
rate

(% aged 
15–24)

1995–2005

Ratio of 
female 
rate to 

male rate
1995–2005

Female 
rate
(%)

2005

Ratio of 
female 
rate to 

male rate
2005

Female 
ratio
(%)

2005

Ratio of 
female 
rate to 

male rate
2005

Female 
ratio
(%)

2005

Ratio of 
female 
rate to 

male rate
2005

Female 
ratio
(%)

2005

Ratio of 
female 
rate to 

male rate
2005

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Iceland .. .. .. .. 97 e 0.97 e 98 e 0.97 e 109 e 1.03 e 93 e 1.85 e

2 Norway .. .. .. .. 98 1.00 98 1.00 114 1.01 97 1.54

3 Australia .. .. .. .. 97 1.00 104 0.99 144 0.95 80 1.25

4 Canada .. .. .. .. .. .. 99 e,f 1.00 e,f 116 e,f 0.98 e,f 72 e,f 1.36 e,f

5 Ireland .. .. .. .. 96 1.00 106 0.99 118 1.09 67 1.27

6 Sweden .. .. .. .. 96 1.00 97 1.00 103 1.00 100 1.55

7 Switzerland .. .. .. .. 93 0.99 101 0.99 91 0.93 43 0.84

8 Japan .. .. .. .. 100 1.00 100 1.00 102 1.00 52 0.89

9 Netherlands .. .. .. .. 98 0.99 106 0.98 117 0.98 63 1.08

10 France .. .. .. .. 99 f 1.00 f 110 0.99 116 1.00 64 1.29

11 Finland .. .. .. .. 98 1.00 99 0.99 113 1.05 101 1.21

12 United States .. .. .. .. 93 1.01 99 0.99 95 1.02 97 1.40

13 Spain .. .. .. .. 99 0.99 105 0.98 127 1.05 74 1.22

14 Denmark .. .. .. .. 96 1.01 99 1.00 126 1.03 94 1.39

15 Austria .. .. .. .. 98 e 1.02 e 106 1.00 100 0.95 55 1.20

16 United Kingdom .. .. .. .. 99 1.00 107 1.00 107 1.03 70 1.39

17 Belgium .. .. .. .. 99 1.00 103 0.99 108 0.97 70 1.24

18 Luxembourg .. .. .. .. 95 1.01 100 1.00 97 1.06 13 e,f 1.18 e,f

19 New Zealand .. .. .. .. 99 1.00 102 1.00 127 1.07 99 1.50

20 Italy 98.0 0.99 99.8 1.00 98 0.99 102 0.99 99 0.99 76 1.36

21 Hong Kong, China (SAR) .. .. .. .. 90 e 0.94 e 101 0.94 85 0.96 31 0.95

22 Germany .. .. .. .. 96 e 1.01 e 101 1.00 99 0.98 .. ..

23 Israel .. .. .. .. 98 1.01 110 1.01 92 0.99 66 1.34

24 Greece 94.2 0.96 99.0 1.00 99 1.00 101 1.00 101 0.98 95 1.14

25 Singapore 88.6 0.92 99.6 1.00 .. .. .. .. .. .. .. ..

26 Korea (Republic of) .. .. .. .. 99 1.00 104 0.99 93 1.00 69 0.62

27 Slovenia 99.6 g 1.00 g 99.9 g 1.00 g 98 0.99 100 0.99 99 1.00 96 1.43

28 Cyprus 95.1 0.96 99.8 1.00 99 e 1.00 e 101 e 1.00 e 97 e 1.02 e 35 e 1.13 e

29 Portugal 92.0 g 0.96 g 99.6 g 1.00 g 98 1.00 112 0.96 104 1.10 64 1.30

30 Brunei Darussalam 90.2 0.95 98.9 1.00 94 1.01 107 1.00 98 1.04 20 2.02

31 Barbados .. .. .. .. 98 1.00 108 1.00 113 1.00 54 f 2.47 f

32 Czech Republic .. .. .. .. 93 e 1.02 e 100 0.98 97 1.02 52 1.16

33 Kuwait 91.0 0.96 99.8 1.00 86 0.99 97 0.98 98 1.06 29 2.66

34 Malta 89.2 1.03 97.8 1.04 84 0.95 95 0.94 101 1.03 37 1.36

35 Qatar 88.6 0.99 97.5 1.03 96 1.00 106 0.99 99 0.98 33 3.45

36 Hungary .. .. .. .. 88 0.98 97 0.98 96 0.99 78 1.46

37 Poland .. .. .. .. 97 1.00 98 0.99 99 0.99 74 1.41

38 Argentina 97.2 1.00 99.1 1.00 98 f 0.99 f 112 f 0.99 f 89 f 1.07 f 76 f 1.41 f

39 United Arab Emirates 87.8 g 0.99 g 95.5 g 0.98 g 70 0.97 82 0.97 66 1.05 39 e,f 3.24 e,f

40 Chile 95.6 1.00 99.2 1.00 89 e 0.98 e 101 0.96 91 1.01 47 0.96

41 Bahrain 83.6 0.94 97.3 1.00 97 1.00 104 0.99 102 1.06 50 2.23

42 Slovakia .. .. .. .. 92 e 1.01 e 98 0.99 95 1.01 46 1.29

43 Lithuania 99.6 1.00 99.7 1.00 89 1.00 95 1.00 96 0.99 93 1.57

44 Estonia 99.8 1.00 99.8 1.00 95 0.99 99 0.97 101 1.01 82 1.66

45 Latvia 99.7 1.00 99.8 1.00 89 e 1.03 e 90 0.96 98 1.01 96 1.79

46 Uruguay 97.3 1.01 99.0 1.01 93 e,f 1.01 e,f 108 f 0.98 f 113 f 1.16 f 55 e,f 2.03 e,f

47 Croatia 97.1 0.98 99.7 1.00 87 f 0.99 f 94 f 0.99 f 89 f 1.02 f 42 f 1.19 f

48 Costa Rica 95.1 1.00 98.0 1.01 .. .. 109 0.99 82 1.06 28 e 1.26 e

49 Bahamas .. .. .. .. 92 1.03 101 1.00 91 1.00 .. ..

50 Seychelles 92.3 1.01 99.4 1.01 100 e,f 1.01 e,f 116 e 1.01 e 105 e 0.99 e .. ..

51 Cuba 99.8 1.00 100.0 1.00 96 0.98 99 0.95 94 1.00 78 e 1.72 e

52 Mexico 90.2 0.97 97.6 1.00 98 1.00 108 0.98 83 1.07 24 0.99

53 Bulgaria 97.7 0.99 98.1 1.00 93 0.99 101 0.99 101 0.95 47 1.14

TA
B

L
E30 . . . and achieving equality for all women and men

Gender inequality in education
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B

L
E30

54 Saint Kitts and Nevis .. .. .. .. 96 e 1.06 e 102 e 1.06 e 93 e 0.98 e .. ..

55 Tonga 99.0 1.00 99.4 1.00 93 e 0.96 e 112 e 0.95 e 102 e,f 1.08 e,f 8 e,f 1.67 e,f

56 Libyan Arab Jamahiriya 74.8 g 0.81 g 96.5 g 0.97 g .. .. 106 0.98 107 e 1.19 e 59 e,f 1.09 e,f

57 Antigua and Barbuda .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

58 Oman 73.5 0.85 96.7 0.99 76 1.01 85 1.00 85 0.96 19 1.09

59 Trinidad and Tobago 97.8 g 0.99 g 99.5 g 1.00 g 90 e 1.00 e 99 e 0.97 e 82 e 1.04 e 14 e 1.27 e

60 Romania 96.3 0.98 97.8 1.00 92 0.99 106 0.99 86 1.01 50 1.26

61 Saudi Arabia 76.3 0.87 94.7 0.98 79 1.03 91 1.00 86 0.96 34 1.47

62 Panama 91.2 0.99 95.6 0.99 98 0.99 109 0.97 73 1.07 55 1.63

63 Malaysia 85.4 0.93 97.3 1.00 95 f 1.00 f 96 f 1.00 f 81 f 1.14 f 36 f 1.31 f

64 Belarus 99.4 1.00 99.8 1.00 88 e 0.97 e 100 0.97 96 1.01 72 1.37

65 Mauritius 80.5 0.91 95.4 1.02 96 1.02 102 1.00 88 e 0.99 e 19 1.26

66 Bosnia and Herzegovina 94.4 0.95 99.8 1.00 .. .. .. .. .. .. .. ..

67 Russian Federation 99.2 1.00 99.8 1.00 93 e 1.01 e 128 1.00 91 0.99 82 e 1.36 e

68 Albania 98.3 0.99 99.5 1.00 94 f 1.00 f 105 f 0.99 f 77 f 0.96 f 23 f 1.57 f

69 Macedonia (TFYR) 94.1 0.96 98.5 0.99 92 1.00 98 1.00 83 0.98 35 1.38

70 Brazil 88.8 1.00 97.9 1.02 95 f 1.00 f 135 f 0.93 f 111 f 1.10 f 27 f 1.32 f

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

71 Dominica .. .. .. .. 85 e 1.02 e 92 e 0.99 e 106 e 0.97 e .. ..

72 Saint Lucia .. .. .. .. 96 0.98 107 0.97 85 1.21 20 2.80

73 Kazakhstan 99.3 1.00 99.9 1.00 90 0.98 108 0.99 97 0.97 62 1.42

74 Venezuela (Bolivarian Republic of) 92.7 0.99 98.1 1.02 92 1.01 104 0.98 79 1.13 41 e,f 1.08 e,f

75 Colombia 92.9 1.00 98.4 1.01 87 1.00 111 0.98 82 1.11 31 1.09

76 Ukraine 99.2 0.99 99.8 1.00 83 e 1.00 e 107 1.00 85 0.92 75 1.20

77 Samoa 98.3 g 0.99 g 99.4 g 1.00 g 91 e,f 1.00 e,f 100 e 1.00 e 85 e 1.12 e 7 e,f 0.93 e,f

78 Thailand 90.5 0.95 97.8 1.00 86 h 0.96 h 94 h 0.96 h 72 h 1.05 h 44 h 1.06 h

79 Dominican Republic 87.2 1.00 95.4 1.03 88 1.01 110 0.95 78 1.21 41 e,f 1.64 e,f

80 Belize .. .. .. .. 96 1.03 125 0.96 85 e 1.02 e 4 f 2.43 f

81 China 86.5 0.91 98.5 0.99 .. .. 112 e 0.99 e 74 e 1.00 e 20 0.95

82 Grenada .. .. .. .. 83 e 0.99 e 91 e 0.96 e 102 e 1.03 e .. ..

83 Armenia 99.2 0.99 99.9 1.00 81 1.05 96 1.04 89 1.03 31 1.22

84 Turkey 79.6 0.84 93.3 0.95 87 0.95 91 e 0.95 e 68 e 0.82 e 26 0.74

85 Suriname 87.2 0.95 94.1 0.98 96 1.04 120 1.00 100 1.33 15 f 1.62 f

86 Jordan 87.0 0.91 99.0 1.00 90 1.02 96 1.01 88 1.02 40 1.06

87 Peru 82.5 0.88 96.3 0.98 97 1.00 112 1.00 92 1.01 34 e 1.03 e

88 Lebanon .. .. .. .. 92 0.99 105 0.97 93 1.10 54 1.15

89 Ecuador 89.7 0.97 96.5 1.00 98 e,f 1.01 e,f 117 e 1.00 e 61 e 1.00 e .. ..

90 Philippines 93.6 1.02 96.6 1.03 95 1.02 112 0.99 90 1.12 31 1.23

91 Tunisia 65.3 0.78 92.2 0.96 97 1.01 108 0.97 88 1.09 35 1.40

92 Fiji .. .. .. .. 96 e 0.99 e 105 e 0.98 e 91 e 1.07 e 17 e 1.20 e

93 Saint Vincent and the Grenadines .. .. .. .. 88 0.95 105 0.90 83 1.24 .. ..

94 Iran ( Islamic Republic of) 76.8 0.87 96.7 0.99 100 1.10 122 1.22 78 0.94 25 1.09

95 Paraguay 92.7 g 0.98 g 96.1 g 1.00 g 88 f 1.00 f 103 f 0.97 f 64 f 1.02 f 28 e,f 1.34 e,f

96 Georgia .. .. .. .. 92 f 0.99 f 94 1.01 83 1.01 47 1.04

97 Guyana .. .. .. .. .. .. 131 0.98 103 1.02 13 2.13

98 Azerbaijan 98.2 0.99 99.9 1.00 84 0.98 95 0.98 81 0.96 14 0.90

99 Sri Lanka 89.1 0.97 96.1 1.01 98 e,f 1.00 e,f 101 e,f 0.99 e,f 83 e,f 1.00 e,f .. ..

100 Maldives 96.4 1.00 98.3 1.00 79 1.00 93 0.98 78 e,f 1.14 e,f (.) e,f 2.37 e,f

101 Jamaica 85.9 1.16 .. .. 90 e 1.00 e 94 1.00 89 1.03 26 e,f 2.29 e,f

102 Cape Verde 75.5 g 0.86 g 96.7 g 1.01 g 89 0.98 105 0.95 70 1.07 7 1.04

103 El Salvador 79.2 g 0.96 g 90.3 g 1.04 g 93 1.00 111 0.96 64 1.03 21 1.23

104 Algeria 60.1 0.76 86.1 0.92 95 0.98 107 0.93 86 e 1.07 e 24 1.37

105 Viet Nam 86.9 0.93 93.6 0.99 .. .. 91 0.94 75 0.97 13 0.71

106 Occupied Palestinian Territories 88.0 0.91 98.8 1.00 80 0.99 88 0.99 102 1.07 39 e 1.04 e
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rate to 

male rate
2005

TA
B

L
E30 Gender inequality in education

107 Indonesia 86.8 0.92 98.5 1.00 94 e 0.96 e 115 e 0.96 e 63 e 0.99 e 15 e 0.79 e

108 Syrian Arab Republic 73.6 0.84 90.2 0.95 .. .. 121 0.95 65 0.94 .. ..

109 Turkmenistan 98.3 0.99 99.8 1.00 .. .. .. .. .. .. .. ..

110 Nicaragua 76.6 1.00 88.8 1.06 86 0.98 110 0.97 71 1.15 19 e,f 1.11 e,f

111 Moldova 98.6 g 0.99 g 99.7 g 1.00 g 86 e 0.99 e 92 e 0.99 e 83 e 1.03 e 41 e 1.48 e

112 Egypt 59.4 0.71 78.9 0.88 91 e 0.95 e 97 0.94 82 0.92 .. ..

113 Uzbekistan .. .. .. .. .. .. 99 e,f 0.99 e,f 93 e,f 0.97 e,f 14 e,f 0.80 e,f

114 Mongolia 97.5 1.00 98.4 1.01 85 1.03 94 1.02 98 1.13 54 1.62

115 Honduras 80.2 1.01 90.9 1.05 92 e 1.02 e 113 e 1.00 e 73 e 1.24 e 20 e,f 1.46 e,f

116 Kyrgyzstan 98.1 0.99 99.7 1.00 86 0.99 97 0.99 87 1.01 46 1.25

117 Bolivia 80.7 0.87 96.1 0.98 96 e,f 1.01 e,f 113 e,f 1.00 e,f 87 f 0.97 f .. ..

118 Guatemala 63.3 0.84 78.4 0.91 92 0.95 109 0.92 49 0.91 8 e,f 0.72 e,f

119 Gabon 79.7 g 0.90 g 95.1 g 0.98 g .. .. 129 e,f 0.99 e,f 42 e,f 0.86 e,f .. ..

120 Vanuatu .. .. .. .. 93 e 0.98 e 116 e 0.97 e 38 f 0.86 f 4 e,f 0.58 e,f

121 South Africa 80.9 0.96 94.3 1.01 87 f 1.00 f 102 f 0.96 f 97 f 1.07 f 17 1.22

122 Tajikistan 99.2 1.00 99.8 1.00 96 0.96 99 0.96 74 0.83 9 0.35

123 Sao Tome and Principe 77.9 0.85 94.9 0.99 96 0.99 132 0.98 46 1.08 .. ..

124 Botswana 81.8 1.02 95.6 1.04 84 e 1.00 e 105 0.98 75 e 1.05 e 5 1.00

125 Namibia 83.5 0.96 93.5 1.03 74 1.07 100 1.01 60 1.15 7 f 1.15 f

126 Morocco 39.6 0.60 60.5 0.75 83 0.94 99 0.89 46 e 0.85 e 10 0.85

127 Equatorial Guinea 80.5 0.86 94.9 1.00 .. .. 111 0.95 22 e,f 0.57 e,f 2 f 0.43 f

128 India 47.8 0.65 67.7 0.80 85 e 0.93 e 116 e 0.94 e 50 0.80 9 0.70

129 Solomon Islands .. .. .. .. .. .. 94 0.95 27 0.83 .. ..

130 Lao People’s Democratic Republic 60.9 0.79 74.7 0.90 81 0.95 108 0.88 40 0.76 7 0.72

131 Cambodia 64.1 0.76 78.9 0.90 98 0.98 129 0.92 24 e,f 0.69 e,f 2 0.46

132 Myanmar 86.4 0.92 93.4 0.98 91 1.02 101 1.02 40 0.99 .. ..

133 Bhutan .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

134 Comoros .. .. .. .. .. .. 80 e 0.88 e 30 e 0.76 e 2 e,f 0.77 e,f

135 Ghana 49.8 0.75 65.5 0.86 65 0.99 87 0.96 40 e 0.85 e 4 0.56

136 Pakistan 35.4 0.55 53.1 0.69 59 0.76 75 0.76 23 0.74 4 0.88

137 Mauritania 43.4 0.73 55.5 0.82 72 1.00 94 1.01 19 0.85 2 0.33

138 Lesotho 90.3 1.23 .. .. 89 1.06 131 1.00 43 1.26 4 1.27

139 Congo 79.0 g 0.87 g 96.5 g 0.98 g 48 1.20 84 0.92 35 e,f 0.84 e,f 1 e,f 0.19 e,f

140 Bangladesh 40.8 0.76 60.3 0.90 96 e,f 1.03 e,f 111 f 1.03 f 48 f 1.03 f 4 0.53

141 Swaziland 78.3 0.97 89.8 1.03 80 e 1.01 e 104 e 0.93 e 44 e 0.96 e 5 1.06

142 Nepal 34.9 0.56 60.1 0.75 74 e,f 0.87 e,f 108 0.91 42 e 0.86 e 3 f 0.40 f

143 Madagascar 65.3 0.85 68.2 0.94 92 1.00 136 0.96 .. .. 2 0.89

144 Cameroon 59.8 0.78 .. .. .. .. 107 e 0.85 e 39 e 0.80 e 5 e 0.66 e

145 Papua New Guinea 50.9 0.80 64.1 0.93 .. .. 70 e,f 0.88 e,f 23 e,f 0.79 e,f .. ..

146 Haiti .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

147 Sudan 51.8 0.73 71.4 0.84 .. .. 56 0.87 33 0.94 .. ..

148 Kenya 70.2 0.90 80.7 1.01 79 1.01 110 0.96 48 e 0.95 e 2 f 0.60 f

149 Djibouti .. .. .. .. 30 0.81 36 0.82 19 0.66 2 0.73

150 Timor-Leste .. .. .. .. .. .. 145 0.92 52 1.00 12 e,f 1.48 e,f

151 Zimbabwe 86.2 g 0.93 g 97.9 g 1.00 g 82 f 1.01 f 95 f 0.98 f 35 f 0.91 f 3 e,f 0.63 e,f

152 Togo 38.5 0.56 63.6 0.76 72 0.86 92 0.85 27 e 0.51 e 1 e,f 0.20 e,f

153 Yemen 34.7 g 0.47 g 58.9 g 0.65 g 63 e,f 0.73 e,f 75 0.74 31 0.49 5 0.37

154 Uganda 57.7 0.75 71.2 0.86 .. .. 119 1.00 17 e 0.81 e 3 f 0.62 f

155 Gambia .. .. .. .. 77 e,f 0.99 e,f 84 f 1.06 f 42 f 0.82 f (.) f 0.23 f

LOW HUMAN DEVELOPMENT

156 Senegal 29.2 0.57 41.0 0.70 67 0.97 77 0.97 18 0.75 .. ..

157 Eritrea .. .. .. .. 43 0.86 57 0.81 23 0.59 (.) f 0.15 f

158 Nigeria 60.1 g 0.77 g 81.3 g 0.94 g 64 e 0.88 e 95 0.86 31 0.84 7 f 0.55 f

159 Tanzania (United Republic of) 62.2 0.80 76.2 0.94 91 0.98 104 0.96 .. .. 1 e 0.48 e
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NOTES
a. Data refer to national literacy estimates from 

censuses or surveys conducted between 1995 
and 2005, unless otherwise specifi ed. Due to 
differences in methodology and timeliness of 
underlying data, comparisons across countries 
and over time should be made with caution. For 
more details, see http://www.uis.unesco.org/.

b. Data for some countries may refer to national or 
UNESCO Institute for Statistics estimates. For 
more details, see http://www.uis.unesco.org/.

c. The net enrolment rate is the number of pupils of 
the theoretical school-age group for a given level 
of education level who are enrolled in that level, 
expressed as a percentage of the total population 
in that age group. 

d. The gross enrolment ratio is the total number 
of pupils or students enrolled in a given level of 
education, regardless of age, expressed as a 
percentage of the population in the theoretical 

age group for the same level of education. For the 
tertiary level, the population used is the fi ve-year 
age group following on from the secondary school 
leaving age. Gross enrolment ratios in excess 
of 100 indicate that there are pupils or students 
outside the theoretical age group who are enrolled 
in that level of education.

e. National or UNESCO Institute for 
Statistics estimate.

f. Data refer to an earlier year than that specifi ed.
g. UNESCO Institute for Statistics estimate based on 

its Global Age-specifi c Literacy Projections model, 
April 2007.

h. Data refer to the 2006 school year.
i. Data refer to aggregates calculated by UNESCO 

Institute for Statistics.

SOURCES
Columns 1–4: UNESCO Institute for 
Statistics 2007a.
Columns 5–12: UNESCO Institute for 
Statistics 2007c.

160 Guinea 18.1 0.43 33.7 0.57 61 0.87 74 0.84 21 e 0.53 e 1 0.24

161 Rwanda 59.8 0.84 76.9 0.98 75 e 1.04 e 121 e 1.02 e 13 e 0.89 e 2 e 0.62 e

162 Angola 54.2 0.65 63.2 0.75 .. .. .. .. 15 f 0.78 f 1 e,f 0.66 e,f

163 Benin 23.3 0.49 33.2 0.56 70 0.81 85 0.80 23 e 0.57 e 1 e,f 0.25 e,f

164 Malawi 54.0 0.72 70.7 0.86 97 1.05 124 1.02 25 0.81 (.) f 0.54 f

165 Zambia 59.8 0.78 66.2 0.91 89 1.00 108 0.95 25 e 0.82 e .. ..

166 Côte d’Ivoire 38.6 0.63 52.1 0.74 50 e,f 0.80 e,f 63 e,f 0.79 e,f 18 e,f 0.55 e,f .. ..

167 Burundi 52.2 0.78 70.4 0.92 58 0.91 78 0.86 11 e 0.74 e 1 e 0.38 e

168 Congo (Democratic Republic of the) 54.1 0.67 63.1 0.81 .. .. 54 e,f 0.78 e,f 16 e,f 0.58 e,f .. ..

169 Ethiopia 22.8 0.46 38.5 0.62 59 0.92 86 0.86 24 0.65 1 0.32

170 Chad 12.8 0.31 23.2 0.42 .. .. 62 0.67 8 e 0.33 e (.) e 0.14 e

171 Central African Republic 33.5 0.52 46.9 0.67 .. .. 44 e 0.66 e .. .. .. ..

172 Mozambique 25.0 0.46 36.6 0.61 74 0.91 94 0.85 11 0.69 1 0.49

173 Mali 15.9 0.49 16.9 0.52 45 0.81 59 0.80 18 e 0.62 e 2 e 0.47 e

174 Niger 15.1 0.35 23.2 0.44 33 0.73 39 0.73 7 0.68 1 0.45

175 Guinea-Bissau .. .. .. .. 37 e,f 0.71 e,f 56 e,f 0.67 e,f 13 e,f 0.54 e,f (.) e,f 0.18 e,f

176 Burkina Faso 16.6 0.53 26.5 0.66 40 0.79 51 0.80 12 0.70 1 0.45

177 Sierra Leone 24.2 0.52 37.4 0.63 .. .. 65 f 0.71 f 22 e,f 0.71 e,f 1 e,f 0.40 e,f

Developing countries 69.9 0.91 81.4 0.91 83 i 0.95 i 104 i 0.94 i 58 i 0.93 i 16 i 0.91 i

  Least developed countries 44.3 0.80 58.0 0.80 70 i 0.92 i 90 i 0.89 i 28 i 0.81 i 3 i 0.63 i

  Arab States 59.4 0.88 79.5 0.88 77 i 0.92 i 88 i 0.90 i 65 i 0.92 i 21 i 1.01 i

  East Asia and the Pacifi c 86.7 0.99 97.5 0.99 93 i 0.99 i 110 i 0.98 i 72 i 1.00 i 21 i 0.93 i

  Latin America and the Caribbean 89.7 1.01 97.0 1.01 95 i 1.00 i 115 i 0.96 i 91 i 1.08 i 32 i 1.17 i

  South Asia 47.4 0.81 66.6 0.81 82 i 0.92 i 109 i 0.93 i 48 i 0.83 i 9 i 0.74 i

  Sub-Saharan Africa 51.2 0.84 65.1 0.84 68 i 0.93 i 92 i 0.89 i 28 i 0.79 i 4 i 0.62 i

Central and Eastern Europe and the CIS 98.7 1.00 99.6 1.00 91 i 1.00 i 107 i 0.99 i 90 i 0.98 i 63 i 1.30 i

OECD .. .. .. .. 96 i 1.00 i 101 i 0.99 i 98 i 1.00 i 65 i 1.17 i

  High-income OECD .. .. .. .. 96 i 1.01 i 102 i 0.99 i 103 i 1.00 i 76 i 1.20 i

High human development 93.6 1.01 98.4 1.01 .. .. .. .. .. .. .. ..

Medium human development 71.2 0.92 83.2 0.92 .. .. .. .. .. .. .. ..

Low human development 43.8 0.80 58.9 0.80 .. .. .. .. .. .. .. ..

High income .. .. .. .. 95 i 1.01 i 101 i 0.99 i 102 i 1.00 i 73 i 1.21 i

Middle income 86.5 0.99 96.2 0.99 92 i 0.99 i 110 i 0.97 i 78 i 1.01 i 28 i 1.09 i

Low income 48.8 0.82 65.8 0.82 76 i 0.92 i 99 i 0.91 i 41 i 0.82 i 7 i 0.68 i

World 72.7 0.92 82.5 0.92 85 i 0.96 i 104 i 0.95 i 64 i 0.94 i 25 i 1.05 i
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2005 b

TA
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E31 . . . and achieving equality for all women and men

Gender inequality in economic activity

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Iceland 70.5 104 86 4 11 11 34 85 55 50 50

2 Norway 63.3 112 87 2 5 8 32 90 63 50 50

3 Australia 56.4 109 80 3 5 9 31 88 65 60 40

4 Canada 60.5 105 84 2 4 11 32 88 64 61 39

5 Ireland 53.2 150 74 1 9 12 39 86 51 53 47

6 Sweden 58.7 93 87 1 3 9 34 90 63 50 50

7 Switzerland 60.4 116 80 3 5 12 32 85 63 62 38

8 Japan 48.3 96 66 5 4 18 35 77 59 80 20

9 Netherlands 56.2 129 77 2 4 8 30 86 62 79 21

10 France 48.2 105 79 3 5 12 35 84 60 .. ..

11 Finland 56.9 98 86 3 7 12 38 84 56 40 60

12 United States 59.6 105 82 1 2 10 30 90 68 62 38

13 Spain 44.9 132 66 4 6 12 41 84 52 64 36

14 Denmark 59.3 96 84 2 4 12 34 86 62 84 16

15 Austria 49.5 115 76 6 6 13 40 81 55 68 32

16 United Kingdom 55.2 104 80 1 2 9 33 90 65 60 40

17 Belgium 43.7 120 73 1 3 11 35 82 62 85 15

18 Luxembourg 44.6 124 69 3 c 3 c 8 c 42 c 89 c 55 c .. ..

19 New Zealand 60.4 113 82 5 9 11 32 84 59 66 34

20 Italy 37.4 104 62 3 5 18 39 79 56 54 46

21 Hong Kong, China (SAR) 53.7 114 76 (.) (.) 7 22 93 77 .. ..

22 Germany 50.8 114 77 2 3 16 41 82 56 76 24

23 Israel 50.1 122 85 1 3 11 32 88 64 72 28

24 Greece 43.5 121 67 14 12 10 30 76 58 68 32

25 Singapore 50.6 101 66 (.) (.) 21 36 79 63 .. ..

26 Korea (Republic of) 50.2 107 68 9 7 17 34 74 59 .. ..

27 Slovenia 53.6 99 80 9 9 25 47 65 43 58 42

28 Cyprus 53.7 113 76 4 6 11 34 85 59 75 25

29 Portugal 55.7 113 79 13 12 21 42 66 46 65 35

30 Brunei Darussalam 44.1 98 55 (.) 2 11 29 88 69 .. ..

31 Barbados 64.9 110 83 3 4 8 26 78 62 .. ..

32 Czech Republic 51.9 85 77 3 5 27 49 71 46 74 26

33 Kuwait 49.0 141 58 .. .. .. .. .. .. .. ..

34 Malta 34.0 159 49 1 2 18 34 81 63 .. ..

35 Qatar 36.3 123 41 (.) 3 3 48 97 49 .. ..

36 Hungary 42.1 91 73 3 7 21 42 76 51 69 31

37 Poland 47.7 83 78 17 18 17 39 66 43 60 40

38 Argentina 53.3 139 70 1 2 11 33 88 66 .. ..

39 United Arab Emirates 38.2 152 42 (.) 9 14 36 86 55 .. ..

40 Chile 36.6 114 52 6 17 12 29 83 54 .. ..

41 Bahrain 29.3 103 33 .. .. .. .. .. .. .. ..

42 Slovakia 51.8 87 76 3 6 25 50 72 44 74 26

43 Lithuania 51.7 87 82 11 17 21 37 68 46 62 38

44 Estonia 52.3 81 80 4 7 24 44 72 49 50 50

45 Latvia 49.0 78 77 8 15 16 35 75 49 43 57

46 Uruguay 56.4 123 72 2 7 13 29 86 64 .. ..

47 Croatia 44.7 96 74 19 16 18 37 63 47 73 27

48 Costa Rica 44.9 137 56 5 21 13 26 82 52 .. ..

49 Bahamas 64.4 105 91 (.) 6 5 30 94 64 .. ..

50 Seychelles .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

51 Cuba 43.9 113 59 10 28 14 23 76 50 .. ..

52 Mexico 40.2 116 50 5 21 19 30 76 49 .. ..

53 Bulgaria 41.2 69 78 7 11 29 39 64 50 65 35
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54 Saint Kitts and Nevis .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

55 Tonga 47.5 126 63 .. .. .. .. .. .. .. ..

56 Libyan Arab Jamahiriya 32.1 168 40 .. .. .. .. .. .. .. ..

57 Antigua and Barbuda .. .. .. 3 c 5 c 7 c 29 c 87 c 63 c .. ..

58 Oman 22.7 149 28 5 7 14 11 80 82 .. ..

59 Trinidad and Tobago 46.7 112 61 2 10 14 37 84 53 .. ..

60 Romania 50.1 94 80 33 31 25 35 42 34 70 30

61 Saudi Arabia 17.6 118 22 1 5 1 24 98 71 .. ..

62 Panama 50.8 131 64 4 22 9 22 86 56 .. ..

63 Malaysia 46.5 105 57 11 16 27 35 62 49 .. ..

64 Belarus 52.5 87 82 .. .. .. .. .. .. .. ..

65 Mauritius 42.7 102 54 9 11 29 34 62 55 .. ..

66 Bosnia and Herzegovina 58.3 97 86 .. .. .. .. .. .. .. ..

67 Russian Federation 54.3 90 80 8 12 21 38 71 50 24 76

68 Albania 49.0 84 70 .. .. .. .. .. .. .. ..

69 Macedonia (TFYR) 40.8 85 63 19 20 30 34 51 46 54 46

70 Brazil 56.7 127 71 16 25 13 27 71 48 .. ..

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

71 Dominica .. .. .. 14 31 10 24 72 40 .. ..

72 Saint Lucia 54.0 116 67 9 14 11 23 62 45 .. ..

73 Kazakhstan 65.3 106 87 32 35 10 24 58 41 54 46

74 Venezuela (Bolivarian Republic of) 57.4 152 69 2 16 11 25 86 59 .. ..

75 Colombia 61.3 135 76 8 32 16 21 76 48 .. ..

76 Ukraine 49.6 86 79 17 21 21 38 62 41 50 50

77 Samoa 39.2 97 51 .. .. .. .. .. .. .. ..

78 Thailand 65.6 87 81 41 44 19 22 41 34 .. ..

79 Dominican Republic 46.4 127 57 2 23 15 24 83 53 .. ..

80 Belize 43.3 139 52 6 37 12 19 83 44 .. ..

81 China 68.8 94 83 .. .. .. .. .. .. .. ..

82 Grenada .. .. .. 10 17 12 32 77 46 .. ..

83 Armenia 47.9 67 79 .. .. .. .. .. .. 38 63

84 Turkey 27.7 81 36 52 22 15 28 33 50 67 33

85 Suriname 33.6 92 52 2 8 1 22 97 64 .. ..

86 Jordan 27.5 155 36 2 4 13 23 83 73 .. ..

87 Peru 59.1 126 72 (.) 1 13 31 86 68 .. ..

88 Lebanon 32.4 102 41 .. .. .. .. .. .. .. ..

89 Ecuador 60.0 184 73 4 11 12 27 84 62 .. ..

90 Philippines 54.7 115 66 25 45 12 17 64 39 .. ..

91 Tunisia 28.6 138 38 .. .. .. .. .. .. .. ..

92 Fiji 51.8 106 64 .. .. .. .. .. .. .. ..

93 Saint Vincent and the Grenadines 55.3 124 68 8 20 8 27 72 46 .. ..

94 Iran ( Islamic Republic of) 38.6 180 52 34 23 28 31 37 46 .. ..

95 Paraguay 65.1 126 77 20 39 10 19 70 42 .. ..

96 Georgia 50.1 73 66 57 52 4 14 38 34 65 35

97 Guyana 43.5 120 53 16 34 20 24 61 42 .. ..

98 Azerbaijan 60.2 95 82 37 41 9 15 54 44 .. ..

99 Sri Lanka 34.9 77 45 40 32 35 40 25 29 .. ..

100 Maldives 48.5 233 67 5 18 24 16 39 56 .. ..

101 Jamaica 54.1 83 73 9 25 5 27 86 48 .. ..

102 Cape Verde 34.0 81 45 .. .. .. .. .. .. .. ..

103 El Salvador 47.3 93 62 3 30 22 25 75 45 .. ..

104 Algeria 35.7 158 45 22 20 28 26 49 54 .. ..

105 Viet Nam 72.2 98 92 60 56 14 21 26 23 .. ..

106 Occupied Palestinian Territories 10.3 111 15 34 12 8 28 56 59 .. ..
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107 Indonesia 51.0 101 60 45 43 15 20 40 37 .. ..

108 Syrian Arab Republic 38.6 135 44 58 24 7 31 35 45 .. ..

109 Turkmenistan 60.5 94 83 .. .. .. .. .. .. .. ..

110 Nicaragua 35.7 100 41 10 43 17 19 52 32 .. ..

111 Moldova 56.6 92 81 40 41 12 21 48 38 75 25

112 Egypt 20.1 76 27 39 28 6 23 55 49 .. ..

113 Uzbekistan 56.6 95 78 .. .. .. .. .. .. .. ..

114 Mongolia 53.9 97 66 38 43 14 19 49 39 .. ..

115 Honduras 54.0 162 61 13 51 23 20 63 29 .. ..

116 Kyrgyzstan 55.0 94 74 55 51 7 13 38 36 65 35

117 Bolivia 62.6 129 74 3 6 14 39 82 55 .. ..

118 Guatemala 33.8 116 41 18 50 23 18 56 27 .. ..

119 Gabon 61.4 98 75 .. .. .. .. .. .. .. ..

120 Vanuatu 79.3 99 91 .. .. .. .. .. .. .. ..

121 South Africa 45.9 85 58 7 13 14 33 79 54 .. ..

122 Tajikistan 46.3 89 74 .. .. .. .. .. .. .. ..

123 Sao Tome and Principe 29.8 83 40 .. .. .. .. .. .. .. ..

124 Botswana 45.3 79 67 19 26 13 29 58 43 .. ..

125 Namibia 46.6 96 74 29 33 7 17 63 49 .. ..

126 Morocco 26.8 110 33 57 39 19 21 25 40 .. ..

127 Equatorial Guinea 50.3 106 56 .. .. .. .. .. .. .. ..

128 India 34.0 94 42 .. .. .. .. .. .. .. ..

129 Solomon Islands 54.3 98 66 .. .. .. .. .. .. .. ..

130 Lao People’s Democratic Republic 54.0 101 67 89 81 3 4 8 14 .. ..

131 Cambodia 74.4 96 93 75 72 10 7 15 20 .. ..

132 Myanmar 68.2 99 79 .. .. .. .. .. .. .. ..

133 Bhutan 46.7 134 58 .. .. .. .. .. .. .. ..

134 Comoros 57.9 92 67 .. .. .. .. .. .. .. ..

135 Ghana 70.3 92 94 50 60 15 14 36 27 .. ..

136 Pakistan 32.7 117 39 65 38 16 22 20 40 .. ..

137 Mauritania 54.4 98 65 .. .. .. .. .. .. .. ..

138 Lesotho 45.7 81 63 45 66 13 17 31 17 .. ..

139 Congo 56.4 98 65 .. .. .. .. .. .. .. ..

140 Bangladesh 52.7 83 61 59 50 18 12 23 38 .. ..

141 Swaziland 31.2 82 43 .. .. .. .. .. .. .. ..

142 Nepal 49.9 104 64 .. .. .. .. .. .. .. ..

143 Madagascar 78.9 100 92 79 77 6 7 15 16 .. ..

144 Cameroon 51.7 92 65 68 c 53 c 4 c 14 c 23 c 26 c .. ..

145 Papua New Guinea 71.8 101 96 .. .. .. .. .. .. .. ..

146 Haiti 55.6 97 67 37 63 6 15 57 23 .. ..

147 Sudan 23.7 86 33 .. .. .. .. .. .. .. ..

148 Kenya 69.1 93 78 16 20 10 23 75 57 .. ..

149 Djibouti 52.9 94 64 (.) c 3 c 1 c 11 c 88 c 78 c .. ..

150 Timor-Leste 54.3 109 67 .. .. .. .. .. .. .. ..

151 Zimbabwe 64.0 92 76 .. .. .. .. .. .. .. ..

152 Togo 50.3 93 56 .. .. .. .. .. .. .. ..

153 Yemen 29.7 108 39 88 43 3 14 9 43 .. ..

154 Uganda 79.7 99 92 77 60 5 11 17 28 .. ..

155 Gambia 59.1 94 69 .. .. .. .. .. .. .. ..

LOW HUMAN DEVELOPMENT

156 Senegal 56.3 92 69 .. .. .. .. .. .. .. ..

157 Eritrea 58.1 95 64 .. .. .. .. .. .. .. ..

158 Nigeria 45.4 95 53 2 4 11 30 87 67 .. ..

159 Tanzania (United Republic of) 85.8 97 95 84 80 1 4 15 16 .. ..
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NOTES
 Because of limitations in the data, comparisons 

of labour statistics over time and across countries 
should be made with caution. For detailed notes 
on the data, see ILO 2005.

a. The percentage shares of employment by 
economic activity may not sum to 100 because 
of rounding or the omission of activities not 
classifi ed.

b. Data refer to the most recent year available during 
the period specifi ed.

c. Data refer to a year or period other than 
that specifi ed.

SOURCES
Columns 1 and 4–9 : ILO 2005. 
Columns 2, 3, 10 and 11: calculated on the basis of 
data on economically active rates from 
ILO 2005.

160 Guinea 79.4 100 91 .. .. .. .. .. .. .. ..

161 Rwanda 80.0 93 95 .. .. .. .. .. .. .. ..

162 Angola 73.7 99 81 .. .. .. .. .. .. .. ..

163 Benin 53.7 92 62 .. .. .. .. .. .. .. ..

164 Malawi 85.4 100 95 .. .. .. .. .. .. .. ..

165 Zambia 66.0 100 73 78 64 2 10 20 27 .. ..

166 Côte d’Ivoire 38.8 89 44 .. .. .. .. .. .. .. ..

167 Burundi 91.8 101 99 .. .. .. .. .. .. .. ..

168 Congo (Democratic Republic of the) 61.2 101 68 .. .. .. .. .. .. .. ..

169 Ethiopia 70.8 98 79 91 c 94 c 3 c 3 c 6 c 3 c .. ..

170 Chad 65.6 102 85 .. .. .. .. .. .. .. ..

171 Central African Republic 70.3 99 79 .. .. .. .. .. .. .. ..

172 Mozambique 84.5 96 102 .. .. .. .. .. .. .. ..

173 Mali 72.5 100 87 .. .. .. .. .. .. .. ..

174 Niger 71.3 101 75 .. .. .. .. .. .. .. ..

175 Guinea-Bissau 61.0 105 66 .. .. .. .. .. .. .. ..

176 Burkina Faso 77.6 101 87 .. .. .. .. .. .. .. ..

177 Sierra Leone 56.1 105 60 .. .. .. .. .. .. .. ..

Developing countries 52.4 101 64 .. .. .. .. .. .. .. ..

  Least developed countries 61.8 95 72 .. .. .. .. .. .. .. ..

  Arab States 26.7 110 34 .. .. .. .. .. .. .. ..

  East Asia and the Pacifi c 65.2 96 79 .. .. .. .. .. .. .. ..

  Latin America and the Caribbean 51.9 127 65 .. .. .. .. .. .. .. ..

  South Asia 36.2 99 44 .. .. .. .. .. .. .. ..

  Sub-Saharan Africa 62.6 96 73 .. .. .. .. .. .. .. ..

Central and Eastern Europe and the CIS 52.4 89 79 .. .. .. .. .. .. .. ..

OECD 50.3 105 72 .. .. .. .. .. .. .. ..

  High-income OECD 52.8 107 76 .. .. .. .. .. .. .. ..

High human development 51.6 107 73 .. .. .. .. .. .. .. ..

Medium human development 52.2 98 64 .. .. .. .. .. .. .. ..

Low human development 63.4 97 72 .. .. .. .. .. .. .. ..

High income 52.1 107 75 .. .. .. .. .. .. .. ..

Middle income 57.0 101 72 .. .. .. .. .. .. .. ..

Low income 45.7 96 55 .. .. .. .. .. .. .. ..

World 52.5 101 67 .. .. .. .. .. .. .. ..
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Year

Total work in 
market and 
nonmarket 
activities Market activitiesa

Specifi c nonmarket activities Other activities

Cooking and 
cleaningb Care of childrenc Free timed Personal caree

(hours and 
minutes per day)

(as % of total 
work time) (hours and minutes per day) (hours and minutes per day)

HDI rank Women Men Women Men Women Men Women Men Women Men Women Men

TA
B

L
E32 . . . and achieving equality for all women and men . . .

Gender, work and time allocation

NOTES
 Comparisons between countries and areas must 

be made with caution. Unless otherwise noted, 
time use data in this table refer to an average day 
of the year for the total population aged 20 to 74. 
Travel time for each of the activities is included in 
the reported time for most of the countries, but 
exceptions may exist. 

a. Refers to market-oriented production activities 
as defi ned by the 1993 revised UN System of 
National Accounts.

b. Includes the following activities: dishwashing, 
cleaning dwelling, laundry, ironing and other 
household upkeep.

c. Includes physical care of children, teaching, 
playing, etc. with children and other childcare.

d. Includes social life, entertainment, resting, doing 
sports, arts, computers, exposure to media, etc. 

e. Includes sleep, eating and other personal care. 
f. Data refer to age groups other than specifi ed in 

the standard defi nition.

g. In addition to childcare, the value represented 
includes caring for adults with special needs or 
elderly persons, either in the home or elsewhere 
(e.g. help with personal care).

h. Harvey 2001. 
i. Data refer to urban population only.
j. Data in columns 1-4 pertain to an age group 

different from the data in columns 5-12.  In 
neither case is the reference population the same 
as in the standard defi nition.

k. UN 2002. 

SOURCE
All columns: Time use 2007. 

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

2 Norway 2000–01 7:13 7:23 41 61 2:14 0:52 0:34 0:17 6:08 6:23 10:18 9:59

3 Australia 1997 7:15 6:58 30 62 .. .. .. .. .. .. .. ..

4 Canada f 2005 7:57 7:51 40 59 1:54 0:48 0:35 g 0:17 g 5:28 5:53 10:49 10:26

5 Ireland 2005 6:38 6:10 30 72 2:46 1:14 1:55 g 0:31 g 5:35 6:08 10:06 9:54

6 Sweden 2000–01 7:32 7:43 42 59 2:04 0:59 0:29 0:16 5:16 5:37 10:39 10:12

8 Japan h 1996 6:33 6:03 43 93 .. .. .. .. .. .. .. ..

9 Netherlands h 1995 5:08 5:15 27 69 .. .. .. .. .. .. .. ..

10 France 1998–99 7:01 6:27 33 59 3:04 0:48 0:28 0:09 3:52 4:26 11:57 11:46

11 Finland 1999–00 7:20 6:58 38 59 2:28 1:01 0:28 0:11 5:29 6:08 10:38 10:23

12 United States 2005 8:06 7:54 42 64 1:54 0:36 0:48 g 0:24 g 4:54 5:18 10:42 10:24

13 Spain 2002–03 7:54 6:51 30 71 3:22 0:37 0:30 0:12 4:34 5:34 11:05 11:11

16 United Kingdom 2000–01 7:41 7:32 35 62 2:34 0:59 0:33 0:12 5:11 5:44 10:43 10:22

17 Belgium 1999–00 6:35 6:04 29 54 2:57 0:55 0:35 0:19 4:40 5:12 11:12 10:55

19 New Zealand h 1999 7:00 6:57 32 60 .. .. .. .. .. .. .. ..

20 Italy 2002–03 8:08 6:51 26 70 4:02 0:31 0:28 0:11 4:15 5:29 11:12 11:16

22 Germany 2001–02 7:00 6:49 30 55 2:32 0:52 0:26 0:10 5:35 6:02 11:02 10:44

26 Korea (Republic of) 2004 7:30 6:51 40 86 2:36 0:20 0:55 0:15 5:03 5:34 10:41 10:45

    Rural f 2005 11:11 10:35 67 96 2:22 0:07 0:37 g 0:11 g 3:37 3:52 9:08 9:29

27 Slovenia 2000–01 8:22 7:24 35 57 3:21 0:54 0:29 0:12 4:40 5:43 10:32 10:30

29 Portugal f 1999 7:39 6:05 39 82 3:59 0:57 0:42 g 0:10 g 3:08 4:05 11:26 11:25

36 Hungary 1999–00 8:00 7:08 32 56 3:16 0:47 0:35 0:15 4:44 5:36 11:00 11:00

37 Poland 2003–04 7:55 7:25 31 59 3:13 1:02 0:39 0:16 4:33 5:23 11:03 10:44

43 Lithuania 2003–04 8:55 8:00 43 65 3:05 1:05 0:25 0:07 3:51 4:52 10:57 10:53

44 Estonia 1999–00 8:55 8:09 38 60 3:07 1:01 0:37 0:10 4:19 5:01 10:30 10:35

45 Latvia 2003–04 8:31 8:02 46 70 2:31 0:47 0:22 0:04 4:17 4:58 10:53 10:46

46 Uruguay i 2002 7:20 6:56 33 68 .. .. .. .. .. .. .. ..

52 Mexico f 2002 8:10 6:25 23 78 4:43 0:39 1:01 g 0:21 g 2:37 3:01 9:56 9:43

65 Mauritius j 2003 6:33 6:09 30 80 3:33 0:30 0:44 0:13 4:34 5:09 11:49 11:35

MEDIUM AND LOW HUMAN DEVELOPMENT

110 Nicaragua j 1998 6:29 6:08 28 74 3:31 0:31 1:01 0:17 5:05 5:05 10:48 10:42

    Rural j 1998 6:33 6:40 36 73 3:49 0:21 1:00 0:11 5:05 5:18 11:00 10:42

    Urban j 1998 6:30 5:30 18 76 3:16 0:43 1:01 0:24 5:52 5:56 10:42 10:36

114 Mongolia f 2000 9:02 8:16 49 76 3:49 1:45 0:45 0:16 2:54 3:39 10:29 10:40

    Rural j 2000 10:35 9:52 48 80 4:46 1:46 0:43 0:12 2:18 2:51 10:20 10:31

    Urban j 2000 7:41 6:49 51 70 3:00 1:44 0:47 0:19 3:25 4:23 10:38 10:47

121 South Africa 2000 6:52 6:01 38 76 3:06 1:00 0:39 g 0:04 g 4:08 4:53 12:11 11:58

128 India k 2000 7:37 6:31 35 92 .. .. .. .. .. .. .. ..

143 Madagascar j 2001 7:14 7:03 50 80 2:51 0:17 0:31 0:08 1:45 2:15 13:09 13:04

    Rural j 2001 7:30 7:40 53 78 2:52 0:14 0:31 0:07 1:24 1:54 13:18 13:13

    Urban j 2001 6:36 5:37 44 86 2:49 0:22 0:31 0:11 2:35 3:05 12:47 12:43

163 Benin j 1998 8:03 5:36 59 80 2:49 0:27 0:45 0:05 1:32 3:22 12:05 11:59

    Rural j 1998 8:20 5:50 61 81 2:50 0:22 0:50 0:05 1:51 3:26 11:52 11:55

    Urban j 1998 7:23 5:02 53 78 2:46 0:37 0:35 0:04 1:58 3:16 12:13 12:06
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appointed (A) 
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government at 
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MDG
Seats in parliament held by women
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or senate
2007To vote
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B

L
E33 . . . and achieving equality for all women and men

Women’s political participation

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Iceland 1915, 1920 1915, 1920 1922 E 27.3 20.6 31.7 —

2 Norway 1913 1907, 1913 1911 A 44.4 35.8 37.9 —

3 Australia 1902, 1962 1902, 1962 1943 E 20.0 6.1 24.7 35.5

4 Canada 1917, 1960 1920, 1960 1921 E 23.1 13.3 20.8 35.0

5 Ireland 1918, 1928 1918, 1928 1918 E 21.4 7.8 13.3 16.7

6 Sweden 1919, 1921 1919, 1921 1921 E 52.4 38.4 47.3 —

7 Switzerland 1971 1971 1971 E 14.3 14.0 25.0 23.9

8 Japan 1945, 1947 1945, 1947 1946 E 12.5 1.4 9.4 14.5

9 Netherlands 1919 1917 1918 E 36.0 21.3 36.7 34.7

10 France 1944 1944 1945 E 17.6 6.9 12.2 16.9

11 Finland 1906 1906 1907 E 47.1 31.5 42.0 —

12 United States 1920, 1965 1788 d 1917 E 14.3 6.6 16.3 16.0

13 Spain 1931 1931 1931 E 50.0 14.6 36.0 23.2

14 Denmark 1915 1915 1918 E 33.3 30.7 36.9 —

15 Austria 1918 1918 1919 E 35.3 11.5 32.2 27.4

16 United Kingdom 1918, 1928 1918, 1928 1918 E 28.6 6.3 19.7 18.9

17 Belgium 1919, 1948 1921 1921 A 21.4 8.5 34.7 38.0

18 Luxembourg 1919 1919 1919 E 14.3 13.3 23.3 —

19 New Zealand 1893 1919 1933 E 23.1 14.4 32.2 —

20 Italy 1945 1945 1946 E 8.3 12.9 17.3 13.7

21 Hong Kong, China (SAR) .. .. .. .. .. .. ..

22 Germany 1918 1918 1919 E 46.2 .. 31.6 21.7

23 Israel 1948 1948 1949 E 16.7 6.7 14.2 —

24 Greece 1952 1952 1952 E 5.6 6.7 13.0 —

25 Singapore 1947 1947 1963 E 0.0 4.9 24.5 —

26 Korea (Republic of) 1948 1948 1948 E 5.6 2.0 13.4 —

27 Slovenia 1946 1946 1992 E e 6.3 .. 12.2 7.5

28 Cyprus 1960 1960 1963 E 0.0 1.8 14.3 —

29 Portugal 1931, 1976 1931, 1976 1934 E 16.7 7.6 21.3 —

30 Brunei Darussalam — — — 9.1 .. f .. f .. f

31 Barbados 1950 1950 1966 A 29.4 3.7 13.3 23.8

32 Czech Republic 1920 1920 1992 E e 11.1 .. 15.5 14.8

33 Kuwait 2005 2005 2005 A 0.0 .. 3.1 g —

34 Malta 1947 1947 1966 E 15.4 2.9 9.2 —

35 Qatar 2003 h .. .. 7.7 .. 0.0 —

36 Hungary 1918, 1945 1918, 1945 1920 E 11.8 20.7 10.4 —

37 Poland 1918 1918 1919 E 5.9 13.5 20.4 13.0

38 Argentina 1947 1947 1951 E 8.3 6.3 35.0 43.1

39 United Arab Emirates — — — 5.6 0.0 22.5 —

40 Chile 1949 1949 1951 E 16.7 .. 15.0 5.3

41 Bahrain 1973, 2002 1973, 2002 2002 A 8.7 .. 2.5 25.0

42 Slovakia 1920 1920 1992 E e 0.0 .. 19.3 —

43 Lithuania 1919 1919 1920 A 15.4 .. 24.8 —

44 Estonia 1918 1918 1919 E 15.4 .. 21.8 —

45 Latvia 1918 1918 .. 23.5 .. 19.0 —

46 Uruguay 1932 1932 1942 E 0.0 6.1 11.1 9.7

47 Croatia 1945 1945 1992 E e 33.3 .. 21.7 —

48 Costa Rica 1949 1949 1953 E 25.0 10.5 38.6 —

49 Bahamas 1961, 1964 1961, 1964 1977 A 26.7 4.1 12.2 53.8

50 Seychelles 1948 1948 1976 E+A 12.5 16.0 23.5 —

51 Cuba 1934 1934 1940 E 16.2 33.9 36.0 —

52 Mexico 1947 1953 1952 A 9.4 12.0 22.6 17.2

53 Bulgaria 1937, 1945 1945 1945 E 23.8 21.0 22.1 —
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54 Saint Kitts and Nevis 1951 1951 1984 E 0.0 6.7 0.0 —

55 Tonga 1960 1960 1993 E .. 0.0 3.3 —

56 Libyan Arab Jamahiriya 1964 1964 .. .. .. 7.7 —

57 Antigua and Barbuda 1951 1951 1984 A 15.4 0.0 10.5 17.6

58 Oman 1994, 2003 1994, 2003 .. 10.0 .. 2.4 15.5

59 Trinidad and Tobago 1946 1946 1962 E+A 18.2 16.7 19.4 32.3

60 Romania 1929, 1946 1929, 1946 1946 E 12.5 34.4 11.2 9.5

61 Saudi Arabia — — — 0.0 .. 0.0 —

62 Panama 1941, 1946 1941, 1946 1946 E 14.3 7.5 16.7 —

63 Malaysia 1957 1957 1959 E 9.1 5.1 9.1 25.7

64 Belarus 1918 1919 1990 E e 10.0 .. 29.1 31.0

65 Mauritius 1956 1956 1976 E 8.0 7.1 17.1 —

66 Bosnia and Herzegovina 1946 1946 1990 E e 11.1 .. 14.3 13.3

67 Russian Federation 1918 1918 1993 E e 0.0 .. 9.8 3.4

68 Albania 1920 1920 1945 E 5.3 28.8 7.1 —

69 Macedonia (TFYR) 1946 1946 1990 E e 16.7 .. 28.3 —

70 Brazil 1932 1932 1933 E 11.4 5.3 8.8 12.3

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

71 Dominica 1951 1951 1980 E 0.0 10.0 12.9 —

72 Saint Lucia 1951 1951 1979 A 8.3 0.0 5.6 i 18.2

73 Kazakhstan 1924, 1993 1924, 1993 1990 E e 17.6 .. 10.4 5.1

74 Venezuela (Bolivarian Republic of) 1946 1946 1948 E 13.6 10.0 18.6 —

75 Colombia 1954 1954 1954 A 35.7 4.5 8.4 11.8

76 Ukraine 1919 1919 1990 E e 5.6 .. 8.7 —

77 Samoa 1948, 1990 1948, 1990 1976 A 7.7 0.0 6.1 —

78 Thailand 1932 1932 1948 A 7.7 2.8 8.7 —

79 Dominican Republic 1942 1942 1942 E 14.3 7.5 19.7 3.1

80 Belize 1954 1954 1984 E+A 6.3 0.0 6.7 25.0

81 China 1949 1949 1954 E 6.3 21.3 20.3 —

82 Grenada 1951 1951 1976 E+A 40.0 .. 26.7 30.8

83 Armenia 1918 1918 1990 E e 0.0 35.6 9.2 —

84 Turkey 1930, 1934 1930, 1934 1935 A 4.3 1.3 4.4 —

85 Suriname 1948 1948 1975 E 11.8 7.8 25.5 —

86 Jordan 1974 1974 1989 A 10.7 0.0 5.5 12.7

87 Peru 1955 1955 1956 E 11.8 5.6 29.2 —

88 Lebanon 1952 1952 1991 A 6.9 0.0 4.7 —

89 Ecuador 1929 1929 1956 E 14.3 4.5 25.0 —

90 Philippines 1937 1937 1941 E 25.0 9.1 22.5 18.2

91 Tunisia 1959 1959 1959 E 7.1 4.3 22.8 13.4

92 Fiji 1963 1963 1970 A 9.1 .. j .. j .. j

93 Saint Vincent and the Grenadines 1951 1951 1979 E 20.0 9.5 18.2 —

94 Iran ( Islamic Republic of) 1963 1963 1963 E+A 6.7 1.5 4.1 —

95 Paraguay 1961 1961 1963 E 30.8 5.6 10.0 8.9

96 Georgia 1918, 1921 1918, 1921 1992 E e 22.2 .. 9.4 —

97 Guyana 1953 1945 1968 E 22.2 36.9 29.0 —

98 Azerbaijan 1918 1918 1990 E e 15.0 .. 11.3 —

99 Sri Lanka 1931 1931 1947 E 10.3 4.9 4.9 —

100 Maldives 1932 1932 1979 E 11.8 6.3 12.0 —

101 Jamaica 1944 1944 1944 E 17.6 5.0 11.7 19.0

102 Cape Verde 1975 1975 1975 E 18.8 12.0 15.3 —

103 El Salvador 1939 1961 1961 E 35.3 11.7 16.7 —

104 Algeria 1962 1962 1962 A 10.5 2.4 7.2 3.1

105 Viet Nam 1946 1946 1976 E 11.5 17.7 25.8 —

106 Occupied Palestinian Territories .. .. .. .. .. .. ..
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107 Indonesia 1945, 2003 1945 1950 A 10.8 12.4 11.3 —

108 Syrian Arab Republic 1949, 1953 1953 1973 E 6.3 9.2 12.0 —

109 Turkmenistan 1927 1927 1990 E e 9.5 26.0 16.0 —

110 Nicaragua 1955 1955 1972 E 14.3 14.8 18.5 —

111 Moldova 1924, 1993 1924, 1993 1990 E 11.1 .. 21.8 —

112 Egypt 1956 1956 1957 E 5.9 3.9 2.0 6.8

113 Uzbekistan 1938 1938 1990 E e 3.6 .. 17.5 15.0

114 Mongolia 1924 1924 1951 E 5.9 24.9 6.6 —

115 Honduras 1955 1955 1957 E 14.3 10.2 23.4 —

116 Kyrgyzstan 1918 1918 1990 E e 12.5 .. 0.0 —

117 Bolivia 1938, 1952 1938, 1952 1966 E 6.7 9.2 16.9 3.7

118 Guatemala 1946 1946, 1965 1956 E 25.0 7.0 8.2 —

119 Gabon 1956 1956 1961 E 11.8 13.3 12.5 15.4

120 Vanuatu 1975, 1980 1975, 1980 1987 E 8.3 4.3 3.8 —

121 South Africa 1930, 1994 1930, 1994 1933 E 41.4 2.8 32.8 k 33.3 k

122 Tajikistan 1924 1924 1990 E e 3.1 .. 17.5 23.5

123 Sao Tome and Principe 1975 1975 1975 E 14.3 11.8 7.3 —

124 Botswana 1965 1965 1979 E 26.7 5.0 11.1 —

125 Namibia 1989 1989 1989 E 19.0 6.9 26.9 26.9

126 Morocco 1963 1963 1993 E 5.9 0.0 10.8 1.1

127 Equatorial Guinea 1963 1963 1968 E 4.5 13.3 18.0 —

128 India 1935, 1950 1935, 1950 1952 E 3.4 5.0 8.3 10.7

129 Solomon Islands 1974 1974 1993 E 0.0 0.0 0.0 —

130 Lao People’s Democratic Republic 1958 1958 1958 E 0.0 6.3 25.2 —

131 Cambodia 1955 1955 1958 E 7.1 .. 9.8 14.8

132 Myanmar 1935 1946 1947 E .. .. l .. l .. l

133 Bhutan 1953 1953 1975 E 0.0 2.0 2.7 —

134 Comoros 1956 1956 1993 E .. 0.0 3.0 —

135 Ghana 1954 1954 1960 A 11.8 .. 10.9 —

136 Pakistan 1935, 1947 1935, 1947 1973 E e 5.6 10.1 21.3 17.0

137 Mauritania 1961 1961 1975 E 9.1 .. 17.9 17.0

138 Lesotho 1965 1965 1965 A 27.8 .. 23.5 30.3

139 Congo 1947, 1961 1963 1963 E 14.7 14.3 8.5 13.3

140 Bangladesh 1935, 1972 1935, 1972 1973 E 8.3 10.3 15.1 m —

141 Swaziland 1968 1968 1972 E+A 13.3 3.6 10.8 30.0

142 Nepal 1951 1951 1952 A 7.4 6.1 17.3 n —

143 Madagascar 1959 1959 1965 E 5.9 6.5 6.9 11.1

144 Cameroon 1946 1946 1960 E 11.1 14.4 8.9 —

145 Papua New Guinea 1964 1963 1977 E .. 0.0 0.9 —

146 Haiti 1957 1957 1961 E 25.0 .. 4.1 13.3

147 Sudan 1964 1964 1964 E 2.6 .. 17.8 4.0

148 Kenya 1919, 1963 1919, 1963 1969 E+A 10.3 1.1 7.3 —

149 Djibouti 1946 1986 2003 E 5.3 0.0 10.8 —

150 Timor-Leste .. .. .. 22.2 .. 25.3 o —

151 Zimbabwe 1919, 1957 1919, 1978 1980 E+A 14.7 11.0 16.7 34.8

152 Togo 1945 1945 1961 E 20.0 5.2 8.6 —

153 Yemen 1967, 1970 1967, 1970 1990 E e 2.9 4.1 0.3 1.8

154 Uganda 1962 1962 1962 A 23.4 12.2 29.8 —

155 Gambia 1960 1960 1982 E 20.0 7.8 9.4 —

LOW HUMAN DEVELOPMENT

156 Senegal 1945 1945 1963 E 20.6 12.5 19.2 —

157 Eritrea 1955 p 1955 p 1994 E 17.6 .. 22.0 —

158 Nigeria 1958 1958 .. 10.0 .. 6.4 q 7.3

159 Tanzania (United Republic of) 1959 1959 .. 15.4 .. 30.4 —
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NOTES
a. Data refer to the year in which the right to vote 

or stand for national election on a universal and 
equal basis was recognized. Where two years 
are shown, the fi rst refers to the fi rst partial 
recognition of the right to vote or stand for 
election. In some countries, women were granted 
the right to vote or stand at local elections before 
obtaining these rights for national elections. 
Data on local election rights are not included in 
this table.

b. Data are as of 1 January 2005. The total 
includes deputy prime ministers and ministers. 
Prime ministers who hold ministerial portfolios 
and vice-presidents and heads of ministerial 
level departments or agencies who exercise a 
ministerial function in the government structure 
are also included. 

c. Data are as of 31 May 2007 unless otherwise 
specifi ed. The percentage was calculated using 
as a reference the number of total seats fi lled in 
parliament at that time.

d. No information is available on the year all women 
received the right to stand for election. However, 
the constitution does not mention gender with 
regard to this right.  

e. Refers to the year women were elected to the 
current parliamentary system.

f. Brunei Darussalam does not currently have 
a parliament.

g. No woman candidate was elected in the 2006 
elections. One woman was appointed to the 
16-member cabinet sworn in July 2006. A 
new cabinet sworn in March 2007 included 
two women. As cabinet ministers also sit in 
parliament, there are two women out of a total of 
65 members.

h. According to the new constitution approved in 
2003, women are granted suffrage. To date no 
legislative elections have been held. 

i. No woman was elected in the 2006 elections.  
However one woman was appointed Speaker 
of the House and therefore became a member 
of the House.

j. Parliament has been dissolved or suspended for 
an indefi nite period.

k. The fi gures on the distribution of seats do 
not include the 36 special rotating delegates 
appointed on an ad hoc basis, and all percentages 
given are therefore calculated on the basis of the 
54 permanent seats.

l. The parliament elected in 1990 has never been 
convened nor authorized to sit, and many of its 
members were detained or forced into exile.

m. In 2004, the number of seats in parliament was 
raised from 300 to 345, with the addition of 45 
reserved seats for women. These reserved seats 
were fi lled in September and October 2005, being 
allocated to political parties in proportion to their 
share of the national vote received in the 2001 
election. 

n. A transitional legislative parliament was 
established in January 2007. Elections for the 
Constituent Assembly will be held in 2007. 

o. The purpose of the elections held on 30 August 
2001 was to elect the members of the Constituent 

Assembly of Timor-Leste. This body became the 
National Parliament on 20 May 2002, the date on 
which the country became independent, without 
any new elections.

p. In November 1955, Eritrea was part of Ethiopia. 
The Constitution of sovereign Eritrea adopted on 
23 May 1997 stipulates that “All Eritrean citizens, 
of eighteen years of age or more, shall have the 
right to vote.”

q. Data are as of 31 May 2006.
r. Serbia and Montenegro separated into two 

independent states in June 2006. Women 
received the right to vote and to stand for 
elections in 1946, when Serbia and Montenegro 
were part of the former Yugoslavia.

SOURCES
Columns 1–3: IPU 2007b.
Column 4: IPU 2007a. 
Column 5: UN 2007c, based on data from IPU.
Columns 6 and 7: IPU 2007c.

160 Guinea 1958 1958 1963 E 15.4 .. 19.3 —

161 Rwanda 1961 1961 1981 E 35.7 17.1 48.8 34.6

162 Angola 1975 1975 1980 E 5.7 14.5 15.0 —

163 Benin 1956 1956 1979 E 19.0 2.9 8.4 —

164 Malawi 1961 1961 1964 E 14.3 9.8 13.6 —

165 Zambia 1962 1962 1964 E+A 25.0 6.6 14.6 —

166 Côte d’Ivoire 1952 1952 1965 E 17.1 5.7 8.5 —

167 Burundi 1961 1961 1982 E 10.7 .. 30.5 34.7

168 Congo (Democratic Republic of the) 1967 1970 1970 E 12.5 5.4 8.4 4.6

169 Ethiopia 1955 1955 1957 E 5.9 .. 21.9 18.8

170 Chad 1958 1958 1962 E 11.5 .. 6.5 —

171 Central African Republic 1986 1986 1987 E 10.0 3.8 10.5 —

172 Mozambique 1975 1975 1977 E 13.0 15.7 34.8 —

173 Mali 1956 1956 1959 E 18.5 .. 10.2 —

174 Niger 1948 1948 1989 E 23.1 5.4 12.4 —

175 Guinea-Bissau 1977 1977 1972 A 37.5 20.0 14.0 —

176 Burkina Faso 1958 1958 1978 E 14.8 .. 11.7 —

177 Sierra Leone 1961 1961 .. 13.0 .. 14.5 —

OTHERS

Afghanistan 1963 1963 1965 E 10.0 3.7 27.3 22.5

Andorra 1970 1973 1993 E 33.3 .. 28.6 —

Iraq 1980 1980 1980 E 18.8 10.8 25.5 —

Kiribati 1967 1967 1990 E 0.0 0.0 7.1 —

Korea (Democratic People’s Rep) 1946 1946 1948 E .. 21.1 20.1 —

Liberia 1946 1946 .. 13.6 .. 12.5 16.7

Liechtenstein 1984 1984 1986 E 20.0 4.0 24.0 —

Marshall Islands 1979 1979 1991 E 0.0 .. 3.0 —

Micronesia (Federated States of) 1979 1979 .. .. .. 0.0 —

Monaco 1962 1962 1963 E 0.0 11.1 20.8 —

Montenegro 1946 r 1946 r .. .. .. 8.6 —

Nauru 1968 1968 1986 E 0.0 5.6 0.0 —

Palau 1979 1979 .. 12.5 .. 0.0 0.0

San Marino 1959 1973 1974 E 12.5 11.7 11.7 —

Serbia 1946 r 1946 r .. .. .. 20.4 —

Somalia 1956 1956 1979 E .. 4.0 8.2 —

Tuvalu 1967 1967 1989 E 0.0 7.7 0.0 —
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Discrimination 
against Women
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or Degrading 
Treatment or 
Punishment

1984

Convention 
on the Rights 
of the Child

1989
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B

L
E34 Human and labour rights instruments

Status of major international human rights instruments

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Iceland 1949 1967 1979 1979 1985 1996 1992

2 Norway 1949 1970 1972 1972 1981 1986 1991

3 Australia 1949 1975 1980 1975 1983 1989 1990

4 Canada 1952 1970 1976 1976 1981 1987 1991

5 Ireland 1976 2000 1989 1989 1985 2002 1992

6 Sweden 1952 1971 1971 1971 1980 1986 1990

7 Switzerland 2000 1994 1992 1992 1997 1986 1997

8 Japan .. 1995 1979 1979 1985 1999 1994

9 Netherlands 1966 1971 1978 1978 1991 1988 ..

10 France 1950 1971 1980 1980 1983 1986 1990

11 Finland 1959 1970 1975 1975 1986 1989 1991

12 United States 1988 1994 1992 1977 1980 1994 1995

13 Spain 1968 1968 1977 1977 1984 1987 1990

14 Denmark 1951 1971 1972 1972 1983 1987 1991

15 Austria 1958 1972 1978 1978 1982 |1987 1992

16 United Kingdom 1970 1969 1976 1976 1986 1988 1991

17 Belgium 1951 1975 1983 1983 1985 1999 1991

18 Luxembourg 1981 1978 1983 1983 1989 1987 1994

19 New Zealand 1978 1972 1978 1978 1985 1989 1993

20 Italy 1952 1976 1978 1978 1985 1989 1991

22 Germany 1954 1969 1973 1973 1985 1990 1992

23 Israel 1950 1979 1991 1991 1991 1991 1991

24 Greece 1954 1970 1997 1985 1983 1988 1993

25 Singapore 1995 .. .. .. 1995 .. 1995

26 Korea (Republic of) 1950 1978 1990 1990 1984 1995 1991

27 Slovenia 1992 1992 1992 1992 1992 1993 1992

28 Cyprus 1982 1967 1969 1969 1985 1991 1991

29 Portugal 1999 1982 1978 1978 1980 1989 1990

30 Brunei Darussalam .. .. .. .. 2006 .. 1995

31 Barbados 1980 1972 1973 1973 1980 .. 1990

32 Czech Republic 1993 1993 1993 1993 1993 1993 1993

33 Kuwait 1995 1968 1996 1996 1994 1996 1991

34 Malta .. 1971 1990 1990 1991 1990 1990

35 Qatar .. 1976 .. .. .. 2000 1995

36 Hungary 1952 1967 1974 1974 1980 1987 1991

37 Poland 1950 1968 1977 1977 1980 1989 1991

38 Argentina 1956 1968 1986 1986 1985 1986 1990

39 United Arab Emirates 2005 1974 .. .. 2004 .. 1997

40 Chile 1953 1971 1972 1972 1989 1988 1990

41 Bahrain 1990 1990 2006 .. 2002 1998 1992

42 Slovakia 1993 1993 1993 1993 1993 1993 1993

43 Lithuania 1996 1998 1991 1991 1994 1996 1992

44 Estonia 1991 1991 1991 1991 1991 1991 1991

45 Latvia 1992 1992 1992 1992 1992 1992 1992

46 Uruguay 1967 1968 1970 1970 1981 1986 1990

47 Croatia 1992 1992 1992 1992 1992 1992 1992

48 Costa Rica 1950 1967 1968 1968 1986 1993 1990

49 Bahamas 1975 1975 .. .. 1993 .. 1991

50 Seychelles 1992 1978 1992 1992 1992 1992 1990

51 Cuba 1953 1972 .. .. 1980 1995 1991

52 Mexico 1952 1975 1981 1981 1981 1986 1990

53 Bulgaria 1950 1966 1970 1970 1982 1986 1991

54 Saint Kitts and Nevis .. 2006 .. .. 1985 .. 1990
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55 Tonga 1972 1972 .. .. .. .. 1995

56 Libyan Arab Jamahiriya 1989 1968 1970 1970 1989 1989 1993

57 Antigua and Barbuda 1988 1988 .. .. 1989 1993 1993

58 Oman .. 2003 .. .. 2006 .. 1996

59 Trinidad and Tobago 2002 1973 1978 1978 1990 .. 1991

60 Romania 1950 1970 1974 1974 1982 1990 1990

61 Saudi Arabia 1950 1997 .. .. 2000 1997 1996

62 Panama 1950 1967 1977 1977 1981 1987 1990

63 Malaysia 1994 .. .. .. 1995 .. 1995

64 Belarus 1954 1969 1973 1973 1981 1987 1990

65 Mauritius .. 1972 1973 1973 1984 1992 1990

66 Bosnia and Herzegovina 1992 1993 1993 1993 1993 1993 1993

67 Russian Federation 1954 1969 1973 1973 1981 1987 1990

68 Albania 1955 1994 1991 1991 1994 1994 1992

69 Macedonia (TFYR) 1994 1994 1994 1994 1994 1994 1993

70 Brazil 1952 1968 1992 1992 1984 1989 1990

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

71 Dominica .. .. 1993 1993 1980 .. 1991

72 Saint Lucia .. 1990 .. .. 1982 .. 1993

73 Kazakhstan 1998 1998 2006 2006 1998 1998 1994

74 Venezuela (Bolivarian Republic of) 1960 1967 1978 1978 1983 1991 1990

75 Colombia 1959 1981 1969 1969 1982 1987 1991

76 Ukraine 1954 1969 1973 1973 1981 1987 1991

77 Samoa .. .. .. .. 1992 .. 1994

78 Thailand .. 2003 1996 1999 1985 .. 1992

79 Dominican Republic 1948 1983 1978 1978 1982 1985 1991

80 Belize 1998 2001 1996 2000 1990 1986 1990

81 China 1983 1981 1998 2001 1980 1988 1992

82 Grenada .. 1981 1991 1991 1990 .. 1990

83 Armenia 1993 1993 1993 1993 1993 1993 1993

84 Turkey 1950 2002 2003 2003 1985 1988 1995

85 Suriname .. 1984 1976 1976 1993 .. 1993

86 Jordan 1950 1974 1975 1975 1992 1991 1991

87 Peru 1960 1971 1978 1978 1982 1988 1990

88 Lebanon 1953 1971 1972 1972 1997 2000 1991

89 Ecuador 1949 1966 1969 1969 1981 1988 1990

90 Philippines 1950 1967 1986 1974 1981 1986 1990

91 Tunisia 1956 1967 1969 1969 1985 1988 1992

92 Fiji 1973 1973 .. .. 1995 .. 1993

93 Saint Vincent and the Grenadines 1981 1981 1981 1981 1981 2001 1993

94 Iran ( Islamic Republic of) 1956 1968 1975 1975 .. .. 1994

95 Paraguay 2001 2003 1992 1992 1987 1990 1990

96 Georgia 1993 1999 1994 1994 1994 1994 1994

97 Guyana .. 1977 1977 1977 1980 1988 1991

98 Azerbaijan 1996 1996 1992 1992 1995 1996 1992

99 Sri Lanka 1950 1982 1980 1980 1981 1994 1991

100 Maldives 1984 1984 2006 2006 1993 2004 1991

101 Jamaica 1968 1971 1975 1975 1984 .. 1991

102 Cape Verde .. 1979 1993 1993 1980 1992 1992

103 El Salvador 1950 1979 1979 1979 1981 1996 1990

104 Algeria 1963 1972 1989 1989 1996 1989 1993

105 Viet Nam 1981 1982 1982 1982 1982 .. 1990

106 Occupied Palestinian Territories .. .. .. .. .. .. ..

107 Indonesia .. 1999 2006 2006 1984 1998 1990
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108 Syrian Arab Republic 1955 1969 1969 1969 2003 2004 1993

109 Turkmenistan .. 1994 1997 1997 1997 1999 1993

110 Nicaragua 1952 1978 1980 1980 1981 2005 1990

111 Moldova 1993 1993 1993 1993 1994 1995 1993

112 Egypt 1952 1967 1982 1982 1981 1986 1990

113 Uzbekistan 1999 1995 1995 1995 1995 1995 1994

114 Mongolia 1967 1969 1974 1974 1981 2002 1990

115 Honduras 1952 2002 1997 1981 1983 1996 1990

116 Kyrgyzstan 1997 1997 1994 1994 1997 1997 1994

117 Bolivia 2005 1970 1982 1982 1990 1999 1990

118 Guatemala 1950 1983 1992 1988 1982 1990 1990

119 Gabon 1983 1980 1983 1983 1983 2000 1994

120 Vanuatu .. .. .. .. 1995 .. 1993

121 South Africa 1998 1998 1998 1994 1995 1998 1995

122 Tajikistan .. 1995 1999 1999 1993 1995 1993

123 Sao Tome and Principe .. 2000 1995 .. 2003 2000 1991

124 Botswana .. 1974 2000 .. 1996 2000 1995

125 Namibia 1994 1982 1994 1994 1992 1994 1990

126 Morocco 1958 1970 1979 1979 1993 1993 1993

127 Equatorial Guinea .. 2002 1987 1987 1984 2002 1992

128 India 1959 1968 1979 1979 1993 1997 1992

129 Solomon Islands .. 1982 .. 1982 2002 .. 1995

130 Lao People’s Democratic Republic 1950 1974 2000 a 2007 1981 .. 1991

131 Cambodia 1950 1983 1992 1992 1992 1992 1992

132 Myanmar 1956 .. .. .. 1997 .. 1991

133 Bhutan .. 1973 .. .. 1981 .. 1990

134 Comoros 2004 2004 .. .. 1994 2000 1993

135 Ghana 1958 1966 2000 2000 1986 2000 1990

136 Pakistan 1957 1966 .. 2004 1996 .. 1990

137 Mauritania .. 1988 2004 2004 2001 2004 1991

138 Lesotho 1974 1971 1992 1992 1995 2001 1992

139 Congo .. 1988 1983 1983 1982 2003 1993

140 Bangladesh 1998 1979 2000 1998 1984 1998 1990

141 Swaziland .. 1969 2004 2004 2004 2004 1995

142 Nepal 1969 1971 1991 1991 1991 1991 1990

143 Madagascar .. 1969 1971 1971 1989 2005 1991

144 Cameroon .. 1971 1984 1984 1994 1986 1993

145 Papua New Guinea 1982 1982 .. .. 1995 .. 1993

146 Haiti 1950 1972 1991 .. 1981 .. 1995

147 Sudan 2003 1977 1986 1986 .. 1986 1990

148 Kenya .. 2001 1972 1972 1984 1997 1990

149 Djibouti .. 2006 2002 2002 1998 2002 1990

150 Timor-Leste .. 2003 2003 2003 2003 2003 2003

151 Zimbabwe 1991 1991 1991 1991 1991 .. 1990

152 Togo 1984 1972 1984 1984 1983 1987 1990

153 Yemen 1987 1972 1987 1987 1984 1991 1991

154 Uganda 1995 1980 1995 1987 1985 1986 1990

155 Gambia 1978 1978 1979 1978 1993 1985 1990

LOW HUMAN DEVELOPMENT

156 Senegal 1983 1972 1978 1978 1985 1986 1990

157 Eritrea .. 2001 2002 2001 1995 .. 1994

158 Nigeria .. 1967 1993 1993 1985 2001 1991

159 Tanzania (United Republic of) 1984 1972 1976 1976 1985 .. 1991

160 Guinea 2000 1977 1978 1978 1982 1989 1990
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L
E34 Status of major international human rights instruments

NOTES
 Data refer to year of ratifi cation, accession or 

succession unless otherwise specifi ed. All these 
stages have the same legal effects. Bold signifi es 
signature not yet followed by ratifi cation. Data are 
as of 1 July 2007.

a. Countries or areas, in addition to the 177 
countries or areas included in the main indicator 
tables, that have signed at least one of the seven 
human rights instruments.

b. Following separation of Serbia and Montenegro 
into two independent states in June 2006, all 
treaty actions (ratifi cation or signature) continue 
in force for the Republic of Serbia.  As of  1 July 
2007, the UN Secretary-General had not received 
notifi cation from the Republic of Montenegro with 
regard to the treaties reported in this table, unless 
otherwise specifi ed.

c. Refers to ratifi cation, accession or succession.

SOURCE
Columns 1–7: UN 2007a.

161 Rwanda 1975 1975 1975 1975 1981 .. 1991

162 Angola .. .. 1992 1992 1986 .. 1990

163 Benin .. 2001 1992 1992 1992 1992 1990

164 Malawi .. 1996 1993 1993 1987 1996 1991

165 Zambia .. 1972 1984 1984 1985 1998 1991

166 Côte d’Ivoire 1995 1973 1992 1992 1995 1995 1991

167 Burundi 1997 1977 1990 1990 1992 1993 1990

168 Congo (Democratic Republic of the) 1962 1976 1976 1976 1986 1996 1990

169 Ethiopia 1949 1976 1993 1993 1981 1994 1991

170 Chad .. 1977 1995 1995 1995 1995 1990

171 Central African Republic .. 1971 1981 1981 1991 .. 1992

172 Mozambique 1983 1983 1993 .. 1997 1999 1994

173 Mali 1974 1974 1974 1974 1985 1999 1990

174 Niger .. 1967 1986 1986 1999 1998 1990

175 Guinea-Bissau .. 2000 a 2000 a 1992 1985 2000 a 1990

176 Burkina Faso 1965 1974 1999 1999 1987 1999 1990

177 Sierra Leone .. 1967 1996 1996 1988 2001 1990

OTHERSa

Afghanistan 1956 1983 1983 1983 2003 1987 1994

Andorra 2006 2006 2006 .. 1997 2006 1996

Iraq 1959 1970 1971 1971 1986 .. 1994

Kiribati .. .. .. 2004 .. 1995

Democratic People’s Republic of Korea 1989 .. 1981 1981 2001 .. 1990

Liberia 1950 1976 2004 2004 1984 2004 1993

Liechtenstein 1994 2000 1998 1998 1995 1990 1995

Marshall Islands .. .. .. 2006 .. 1993

Monaco 1950 1995 1997 1997 2005 1991 1993

Montenegrob 2006 2006 2006 2006 2006 2006 2006

Nauru .. 2001 2001 .. .. 2001 a 1994

Palau .. .. .. .. .. 1995

San Marino .. 2002 1985 1985 2003 2006 1991

Serbiab 2001 2001 2001 2001 2001 2001 2001

Somalia .. 1975 1990 1990 .. 1990 2002

Tuvalu .. .. .. 1999 .. 1995

Total state partiesc 140 172 160 156 183 143 189

Treaties signed, not yet ratifi ed 1 6 5 5 1 8 2
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98 b
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29 c
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105 d
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100 e

Convention 
111 f

Convention 
138 g

Convention 
182 h

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Iceland 1950 1952 1958 1960 1958 1963 1999 2000

2 Norway 1949 1955 1932 1958 1959 1959 1980 2000

3 Australia 1973 1973 1932 1960 1974 1973 .. 2006

4 Canada 1972 .. .. 1959 1972 1964 .. 2000

5 Ireland 1955 1955 1931 1958 1974 1999 1978 1999

6 Sweden 1949 1950 1931 1958 1962 1962 1990 2001

7 Switzerland 1975 1999 1940 1958 1972 1961 1999 2000

8 Japan 1965 1953 1932 .. 1967 .. 2000 2001

9 Netherlands 1950 1993 1933 1959 1971 1973 1976 2002

10 France 1951 1951 1937 1969 1953 1981 1990 2001

11 Finland 1950 1951 1936 1960 1963 1970 1976 2000

12 United States .. .. .. 1991 .. .. .. 1999

13 Spain 1977 1977 1932 1967 1967 1967 1977 2001

14 Denmark 1951 1955 1932 1958 1960 1960 1997 2000

15 Austria 1950 1951 1960 1958 1953 1973 2000 2001

16 United Kingdom 1949 1950 1931 1957 1971 1999 2000 2000

17 Belgium 1951 1953 1944 1961 1952 1977 1988 2002

18 Luxembourg 1958 1958 1964 1964 1967 2001 1977 2001

19 New Zealand .. 2003 1938 1968 1983 1983 .. 2001

20 Italy 1958 1958 1934 1968 1956 1963 1981 2000

22 Germany 1957 1956 1956 1959 1956 1961 1976 2002

23 Israel 1957 1957 1955 1958 1965 1959 1979 2005

24 Greece 1962 1962 1952 1962 1975 1984 1986 2001

25 Singapore .. 1965 1965 [1965] i 2002 .. 2005 2001

26 Korea (Republic of) .. .. .. .. 1997 1998 1999 2001

27 Slovenia 1992 1992 1992 1997 1992 1992 1992 2001

28 Cyprus 1966 1966 1960 1960 1987 1968 1997 2000

29 Portugal 1977 1964 1956 1959 1967 1959 1998 2000

30 Brunei Darussalam .. .. .. .. .. .. .. ..

31 Barbados 1967 1967 1967 1967 1974 1974 2000 2000

32 Czech Republic 1993 1993 1993 1996 1993 1993 2007 2001

33 Kuwait 1961 .. 1968 1961 .. 1966 1999 2000

34 Malta 1965 1965 1965 1965 1988 1968 1988 2001

35 Qatar .. .. 1998 2007 .. 1976 2006 2000

36 Hungary 1957 1957 1956 1994 1956 1961 1998 2000

37 Poland 1957 1957 1958 1958 1954 1961 1978 2002

38 Argentina 1960 1956 1950 1960 1956 1968 1996 2001

39 United Arab Emirates .. .. 1982 1997 1997 2001 1998 2001

40 Chile 1999 1999 1933 1999 1971 1971 1999 2000

41 Bahrain .. .. 1981 1998 .. 2000 .. 2001

42 Slovakia 1993 1993 1993 1997 1993 1993 1997 1999

43 Lithuania 1994 1994 1994 1994 1994 1994 1998 2003

44 Estonia 1994 1994 1996 1996 1996 2005 2007 2001

45 Latvia 1992 1992 2006 1992 1992 1992 2006 2006

46 Uruguay 1954 1954 1995 1968 1989 1989 1977 2001

47 Croatia 1991 1991 1991 1997 1991 1991 1991 2001

48 Costa Rica 1960 1960 1960 1959 1960 1962 1976 2001

49 Bahamas 2001 1976 1976 1976 2001 2001 2001 2001

50 Seychelles 1978 1999 1978 1978 1999 1999 2000 1999

51 Cuba 1952 1952 1953 1958 1954 1965 1975 ..

52 Mexico 1950 .. 1934 1959 1952 1961 .. 2000

53 Bulgaria 1959 1959 1932 1999 1955 1960 1980 2000

54 Saint Kitts and Nevis 2000 2000 2000 2000 2000 2000 2005 2000

TA
B

L
E35 Human and labour rights instruments

Status of fundamental labour rights conventions
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55 Tonga .. .. .. .. .. .. .. ..

56 Libyan Arab Jamahiriya 2000 1962 1961 1961 1962 1961 1975 2000

57 Antigua and Barbuda 1983 1983 1983 1983 2003 1983 1983 2002

58 Oman .. .. 1998 2005 .. .. 2005 2001

59 Trinidad and Tobago 1963 1963 1963 1963 1997 1970 2004 2003

60 Romania 1957 1958 1957 1998 1957 1973 1975 2000

61 Saudi Arabia .. .. 1978 1978 1978 1978 .. 2001

62 Panama 1958 1966 1966 1966 1958 1966 2000 2000

63 Malaysia .. 1961 1957 [1958] j 1997 .. 1997 2000

64 Belarus 1956 1956 1956 1995 1956 1961 1979 2000

65 Mauritius 2005 1969 1969 1969 2002 2002 1990 2000

66 Bosnia and Herzegovina 1993 1993 1993 2000 1993 1993 1993 2001

67 Russian Federation 1956 1956 1956 1998 1956 1961 1979 2003

68 Albania 1957 1957 1957 1997 1957 1997 1998 2001

69 Macedonia (TFYR) 1991 1991 1991 2003 1991 1991 1991 2002

70 Brazil .. 1952 1957 1965 1957 1965 2001 2000

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

71 Dominica 1983 1983 1983 1983 1983 1983 1983 2001

72 Saint Lucia 1980 1980 1980 1980 1983 1983 .. 2000

73 Kazakhstan 2000 2001 2001 2001 2001 1999 2001 2003

74 Venezuela (Bolivarian Republic of) 1982 1968 1944 1964 1982 1971 1987 2005

75 Colombia 1976 1976 1969 1963 1963 1969 2001 2005

76 Ukraine 1956 1956 1956 2000 1956 1961 1979 2000

77 Samoa .. .. .. .. .. .. .. ..

78 Thailand .. .. 1969 1969 1999 .. 2004 2001

79 Dominican Republic 1956 1953 1956 1958 1953 1964 1999 2000

80 Belize 1983 1983 1983 1983 1999 1999 2000 2000

81 China .. .. .. .. 1990 2006 1999 2002

82 Grenada 1994 1979 1979 1979 1994 2003 2003 2003

83 Armenia 2006 2003 2004 2004 1994 1994 2006 2006

84 Turkey 1993 1952 1998 1961 1967 1967 1998 2001

85 Suriname 1976 1996 1976 1976 .. .. .. 2006

86 Jordan .. 1968 1966 1958 1966 1963 1998 2000

87 Peru 1960 1964 1960 1960 1960 1970 2002 2002

88 Lebanon .. 1977 1977 1977 1977 1977 2003 2001

89 Ecuador 1967 1959 1954 1962 1957 1962 2000 2000

90 Philippines 1953 1953 2005 1960 1953 1960 1998 2000

91 Tunisia 1957 1957 1962 1959 1968 1959 1995 2000

92 Fiji 2002 1974 1974 1974 2002 2002 2003 2002

93 Saint Vincent and the Grenadines 2001 1998 1998 1998 2001 2001 2006 2001

94 Iran ( Islamic Republic of) .. .. 1957 1959 1972 1964 .. 2002

95 Paraguay 1962 1966 1967 1968 1964 1967 2004 2001

96 Georgia 1999 1993 1997 1996 1993 1993 1996 2002

97 Guyana 1967 1966 1966 1966 1975 1975 1998 2001

98 Azerbaijan 1992 1992 1992 2000 1992 1992 1992 2004

99 Sri Lanka 1995 1972 1950 2003 1993 1998 2000 2001

100 Maldives .. .. .. .. .. .. .. ..

101 Jamaica 1962 1962 1962 1962 1975 1975 2003 2003

102 Cape Verde 1999 1979 1979 1979 1979 1979 .. 2001

103 El Salvador 2006 2006 1995 1958 2000 1995 1996 2000

104 Algeria 1962 1962 1962 1969 1962 1969 1984 2001

105 Viet Nam .. .. 2007 .. 1997 1997 2003 2000

107 Indonesia 1998 1957 1950 1999 1958 1999 1999 2000

108 Syrian Arab Republic 1960 1957 1960 1958 1957 1960 2001 2003
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109 Turkmenistan 1997 1997 1997 1997 1997 1997 .. ..

110 Nicaragua 1967 1967 1934 1967 1967 1967 1981 2000

111 Moldova 1996 1996 2000 1993 2000 1996 1999 2002

112 Egypt 1957 1954 1955 1958 1960 1960 1999 2002

113 Uzbekistan .. 1992 1992 1997 1992 1992 .. ..

114 Mongolia 1969 1969 2005 2005 1969 1969 2002 2001

115 Honduras 1956 1956 1957 1958 1956 1960 1980 2001

116 Kyrgyzstan 1992 1992 1992 1999 1992 1992 1992 2004

117 Bolivia 1965 1973 2005 1990 1973 1977 1997 2003

118 Guatemala 1952 1952 1989 1959 1961 1960 1990 2001

119 Gabon 1960 1961 1960 1961 1961 1961 .. 2001

120 Vanuatu 2006 2006 2006 2006 2006 2006 .. 2006

121 South Africa 1996 1996 1997 1997 2000 1997 2000 2000

122 Tajikistan 1993 1993 1993 1999 1993 1993 1993 2005

123 Sao Tome and Principe 1992 1992 2005 2005 1982 1982 2005 2005

124 Botswana 1997 1997 1997 1997 1997 1997 1997 2000

125 Namibia 1995 1995 2000 2000 .. 2001 2000 2000

126 Morocco .. 1957 1957 1966 1979 1963 2000 2001

127 Equatorial Guinea 2001 2001 2001 2001 1985 2001 1985 2001

128 India .. .. 1954 2000 1958 1960 .. ..

129 Solomon Islands .. .. 1985 .. .. .. .. ..

130 Lao People’s Democratic Republic .. .. 1964 .. .. .. 2005 2005

131 Cambodia 1999 1999 1969 1999 1999 1999 1999 2006

132 Myanmar 1955 .. 1955 .. .. .. .. ..

133 Bhutan .. .. .. .. .. .. .. ..

134 Comoros 1978 1978 1978 1978 1978 2004 2004 2004

135 Ghana 1965 1959 1957 1958 1968 1961 .. 2000

136 Pakistan 1951 1952 1957 1960 2001 1961 2006 2001

137 Mauritania 1961 2001 1961 1997 2001 1963 2001 2001

138 Lesotho 1966 1966 1966 2001 1998 1998 2001 2001

139 Congo 1960 1999 1960 1999 1999 1999 1999 2002

140 Bangladesh 1972 1972 1972 1972 1998 1972 .. 2001

141 Swaziland 1978 1978 1978 1979 1981 1981 2002 2002

142 Nepal .. 1996 2002 .. 1976 1974 1997 2002

143 Madagascar 1960 1998 1960 2007 1962 1961 2000 2001

144 Cameroon 1960 1962 1960 1962 1970 1988 2001 2002

145 Papua New Guinea 2000 1976 1976 1976 2000 2000 2000 2000

146 Haiti 1979 1957 1958 1958 1958 1976 .. ..

147 Sudan .. 1957 1957 1970 1970 1970 2002 2003

148 Kenya .. 1964 1964 1964 2001 2001 1979 2001

149 Djibouti 1978 1978 1978 1978 1978 2005 2005 2005

150 Timor-Leste .. .. .. .. .. .. .. ..

151 Zimbabwe 2003 1998 1998 1998 1989 1999 2000 2000

152 Togo 1960 1983 1960 1999 1983 1983 1984 2000

153 Yemen 1976 1969 1969 1969 1976 1969 2000 2000

154 Uganda 2005 1963 1963 1963 2005 2005 2003 2001

155 Gambia 2000 2000 2000 2000 2000 2000 2000 2001

LOW HUMAN DEVELOPMENT

156 Senegal 1960 1961 1960 1961 1962 1967 1999 2000

157 Eritrea 2000 2000 2000 2000 2000 2000 2000 ..

158 Nigeria 1960 1960 1960 1960 1974 2002 2002 2002

159 Tanzania (United Republic of) 2000 1962 1962 1962 2002 2002 1998 2001

160 Guinea 1959 1959 1959 1961 1967 1960 2003 2003

161 Rwanda 1988 1988 2001 1962 1980 1981 1981 2000
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NOTES
 Table includes UN member states. Information 

is as of 1 July 2007. Years indicate the date of 
ratifi cation. 

a. Freedom of Association and Protection of the 
Right to Organize Convention (1948).

b. Right to Organize and Collective Bargaining 
Convention (1949).

c. Forced Labour Convention (1930).
d. Abolition of Forced Labour Convention (1957).
e. Equal Remuneration Convention (1951).

f. Discrimination (Employment and Occupation) 
Convention (1958).

g. Minimum Age Convention (1973).
h. Worst Forms of Child Labour Convention (1999).
i. Convention was denounced in 1979.
j. Convention was denounced in 1990.
k. Countries or areas, in addition to the 177 

countries or areas included in the main indicator 
tables, that are members of ILO.

SOURCE
All columns: ILO 2007a. 
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162 Angola 2001 1976 1976 1976 1976 1976 2001 2001

163 Benin 1960 1968 1960 1961 1968 1961 2001 2001

164 Malawi 1999 1965 1999 1999 1965 1965 1999 1999

165 Zambia 1996 1996 1964 1965 1972 1979 1976 2001

166 Côte d’Ivoire 1960 1961 1960 1961 1961 1961 2003 2003

167 Burundi 1993 1997 1963 1963 1993 1993 2000 2002

168 Congo (Democratic Republic of the) 2001 1969 1960 2001 1969 2001 2001 2001

169 Ethiopia 1963 1963 2003 1999 1999 1966 1999 2003

170 Chad 1960 1961 1960 1961 1966 1966 2005 2000

171 Central African Republic 1960 1964 1960 1964 1964 1964 2000 2000

172 Mozambique 1996 1996 2003 1977 1977 1977 2003 2003

173 Mali 1960 1964 1960 1962 1968 1964 2002 2000

174 Niger 1961 1962 1961 1962 1966 1962 1978 2000

175 Guinea-Bissau .. 1977 1977 1977 1977 1977 .. ..

176 Burkina Faso 1960 1962 1960 1997 1969 1962 1999 2001

177 Sierra Leone 1961 1961 1961 1961 1968 1966 .. ..

OTHERSk

Afghanistan .. .. .. 1963 1969 1969 .. ..

Iraq .. 1962 1962 1959 1963 1959 1985 2001

Kiribati 2000 2000 2000 2000 .. .. .. ..

Liberia 1962 1962 1931 1962 .. 1959 .. 2003

Montenegro 2006 2006 2006 2006 2006 2006 2006 2006

San Marino 1986 1986 1995 1995 1985 1986 1995 2000

Serbia 2000 2000 2000 2003 2000 2000 2000 2003

Somalia .. .. 1960 1961 .. 1961 .. ..

Total ratifi cations 142 150 164 158 158 158 145 158
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Long-term
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A long and
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Percentage of adults 
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Knowledge
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TECHNICAL NOTE 1

Calculating the human development indices

Th e diagrams here summarize how the fi ve human development indices used in the Human Development Report are constructed, 
highlighting both their similarities and their diff erences. Th e text on the following pages provides a detailed explanation.



BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2007/2008410

1.00

.900

.800

.700

.600

.500

.400

.300

.200

.100

0

Indicator
Dimension

index

Goalpost for
maximum

value

Goalpost for
minimum

value

Indicator
value

Index
value

Goalposts for calculating the HDI
 Maximum Minimum
Indicator value value

Life expectancy at birth (years) 85 25

Adult literacy rate (%)* 100 0

Combined gross enrolment ratio (%) 100 0

GDP per capita (PPP US$) 40,000 100

1.00

.800

.600

.400

.200

0

Life
expectancy

(years)

Life 
expectancy

index

Goalpost
85 years

Goalpost
25 years

90

80

70

60

50

40

30

20

71.4
0.773

1.00

.800

.600

.400

.200

0

Adult
literacy

rate
(%)

Gross
enrolment

ratio
(%)

Education
index

100

90

80

70

60

50

40

30

20

10

0

87.4 68.7 0.812

GDP
per capita
(PPP US$)
Log scale

Goalpost
US$40,000

Goalpost
US$100

1.00

.800

.600

.400

.200

0

GDP
index

0.740

100,000

10,000

1,000

8,407

 4. Calculating the HDI
Once the dimension indices have been calculated, 
determining the HDI is straightforward. It is a 
simple average of the three dimension indices.

HDI = 1/3 (life expectancy index) + 1/3 (education index)

 + 1/3 (GDP index)

 = 1/3 (0.773) + 1/3 (0.812) + 1/3 (0.740) = 0.775
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*  The goalpost for calculating adult literacy implies the 
maximum literacy rate is 100%. In practice, the HDI is 
calculated using an upper bound of 99%.
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Calculating the GDI continues on next page
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Calculating the GDI (continued)

Second, the female and male income indices are combined to create the equally distributed 
income index :

 FEMALE MALE
 Population share: 0.504 Population share: 0.496
 Income index: 0.681 Income index: 0.877

 

Equally distributed income index = {[0.504 (0.681–1)] + [0.496 (0.877–1)]}–1 = 0.766

4. Calculating the GDI
Calculating the GDI is straightforward. It is simply the unweighted average of the three 
component indices—the equally distributed life expectancy index, the equally distributed 
education index and the equally distributed income index.

GDI = 1/3 (life expectancy index) + 1/3 (education index) + 1/3 (income index) 

= 1/3 (0.380) + 1/3 (0.773) + 1/3 (0.766) = 0.639
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Human development is about expanding free-
doms and capabilities. Yet, as explained in chap-
ter 2, this process can be derailed by climate-re-
lated disasters. Besides their immediate costs in 
terms of lives lost and livelihoods disrupted, cli-
mate-related shocks carry substantial intrinsic 
costs that are likely to follow people throughout 
their lives, locking them into low human devel-
opment traps. Climate change promises to raise 
these stakes for billions of vulnerable people.

To capture the extent of the threat to 
human development that is embedded in cli-
mate-related shocks, the short and long-term 
eff ects of being born in a disaster-aff ected area 
were measured. More specifi cally, some critical 
determinants of human development outcomes 
were examined for children under fi ve years of 
age and adult women between the ages of 15 
and 30, and those who were aff ected by a di-
saster were compared with those who were not.

Data

Data for the research were derived from Demo-
graphic and Health Surveys (DHS) and the in-
ternational disasters database EM-DAT main-
tained by the University of Louvain.

Demographic and Health Surveys (DHS)
 Th e DHS are household and community sur-
veys administered by Macro International and 
partly fi nanced by the United States Agency 
for International Development (USAID). 
Th ese surveys collect information on a wide 
range of socio-economic variables at indi-
vidual, household and community levels, and 
are usually conducted every fi ve years to allow 
comparisons over time. DHS generally con-
sist of a sample of 5,000–30,000 households 
but are not longitudinal in design. Th e survey 

TECHNICAL NOTE 2

Measuring the short and long-term 
effects of climate-related disasters

design is representative at national, urban and 
rural levels. 

Although their primary focus is on women 
aged 15–49, DHS also collect information on 
demographic indicators for all members of the 
household. For children under fi ve years of age, 
these surveys also collect such monitoring and 
impact evaluation variables as health and nutri-
tion indicators.

International disasters database EM-DAT
Th e EM-DAT is an international disasters da-
tabase that presents core data on the occur-
rence of disasters worldwide from 1900 to the 
present. Disasters in EM-DAT are defi ned as: 
“a situation or event which overwhelms local 
capacity, necessitating a request to the national 
or international level for external assistance, or 
is recognized as such by a multilateral agency 
or at least by two sources, such as national, re-
gional or international assistance groups and 
the media”. For a disaster to be recorded in the 
database, it has to meet one or more of the fol-
lowing criteria:
• 10 or more people are killed;
• 100 people or more are reported aff ected;
• A state of emergency is declared;
• An international call for assistance is 

issued.
A key feature of this database is that it re-

cords both the date of occurrence of a disas-
ter—relatively recent ones—its location, and 
the extent of its severity through the number 
of people aff ected, the number of casualties and 
the fi nancial damage.1 

Country selection criteria
For the purposes of this study, only countries 
where over 1,000,000 people were reported af-
fected by a disaster were selected. For children 
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under the age of fi ve countries that had a DHS 
with a geographic positioning system (GPS) 
module two to three years following a disas-
ter were selected. Th e selection of countries 
with GPS modules was necessary, especially 
for countries where some administrative dis-
tricts were more aff ected than others. For adult 
women selection was limited to major disasters 
that had occurred during the 1970s and 1980s; 
with the requirement that the disaster in ques-
tion occurred at least 15 years prior to the fi rst 
DHS. See table for country coverage and sam-
ple characteristics.

Methodology

Th is approach borrows from impact evaluation 
techniques widely used in the social sciences. 
For children under the age of fi ve, the outcome 
indicators used were: stunting (low height for 
age), wasting (low weight for height) and mal-
nourishment (low weight for age). For adult 
women 15–30, the outcome indicator was edu-
cational outcome. In the absence of longitudinal 
data, a set of synthetic before and aft er cohorts 
were constructed and their outcomes compared 
using logit regressions with a diff erence-in-dif-
ference approach, controlling for individual, 
household and community characteristics.

 To construct the cohorts, children and 
adult women in DHS were identifi ed and their 
birth dates tracked. Th e subject’s birth date and 
birth location were then crosschecked against 
the occurrence of a natural disaster as indi-
cated in EM-DAT. Th e following groups were 
identifi ed:
• Subjects born before a disaster in an area 

that was subsequently aff ected (born before, 
aff ected—group 1, aff ected).

• Subjects born before a disaster in an area 
that was not subsequently aff ected (born be-
fore, not aff ected—group 1, not aff ected).

• Subjects born during a disaster in an area 
that was aff ected (born during, aff ected—
group 2, aff ected).

• Subjects born during a disaster in an area 
that was not aff ected (born during, not af-
fected—group 2, not aff ected).
Using these diff erent groups, the following 

model was estimated:

φ̂ = 1— 
N 

  
n

Σ
i=1

 [(ya
i2 – ya

i1)– (yna
i2 – yna

i2)]  where yi is the outcome 
in question for the ith person.2 

At each step, a set of control variables were 
used to identify the eff ects of specifi c character-
istics on children’s nutritional outcomes. Th ese 
included individual variables (the sex of the 
child, birth intervals and such maternal char-
acteristics as mother’s age and  education) and 
community-level variables (e.g., urban/rural 
location). A regression analysis was then con-
ducted to isolate the specifi c risks associated 
with being aff ected by a disaster.

For adults, if it is assumed that disasters are 
a deterministic process, then virtually every in-
dicator including household socio-economic 
characteristics is determined by early expo-
sure to a disaster, and is therefore endogenous. 
As a result, only variables that can reasonably 
be assumed exogenous, such as religion, were 
included.

Most of the results are shown and discussed 
in chapter 2 and in Fuentes and Seck 2007.

Notes

1 Guha-Sapir et al. 2004

2 Cameron and Trivedi 2005

Table Country coverage and sample characteristics

Country Year of survey Sample size Stunted (%) Malnourished (%) Wasted (%)

Children

Ethiopia 2005  9,861 43.4 37.8  11.1

Kenya 2003  5,949 32.5 20.2  6.7

Niger 1992  6,899 38.2 38.9  14.5

Adults Year of survey
Sample 

size
No education 

(%)
At least primary 
education (%)

At least secondary 
education (%)

India 1998  90,303 35.3 50.5  33.6
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Antimalarial measures, fevers treated with anti-
malarial drugs Th e percentage of children under age 
fi ve who were ill with fever in the two weeks before the 
survey and received antimalarial drugs. 

Antimalarial measures, use of insecticide treated 
bednets Th e percentage of children under age fi ve 
sleeping under insecticide trreated bednets. 

Armed forces, total Strategic, land, naval, air, com-
mand, administrative and support forces. Also includ-
ed are paramilitary forces such as the gendarmerie, 
customs service and border guard, if these are trained 
in military tactics. 

Arms transfers, conventional Refers to the volun-
tary transfer by the supplier (and thus excludes cap-
tured weapons and weapons obtained through defec-
tors) of weapons with a military purpose destined for 
the armed forces, paramilitary forces or intelligence 
agencies of another country. Th ese include major con-
ventional weapons or systems in six categories: ships, 
aircraft , missiles, artillery, armoured vehicles and guid-
ance and radar systems (excluded are trucks, services, 
ammunition, small arms, support items, components 
and component technology and towed or naval artillery 
under 100-millimetre calibre). 

Births attended by skilled health personnel Th e per-
centage of deliveries attended by personnel (including 
doctors, nurses and midwives) trained to give the nec-
essary care, supervision and advice to women during 
pregnancy, labour and the post-partum period; to con-
duct deliveries on their own; and to care for newborns. 
Traditional birth attendants, trained or not, are not 
included in this category.

Birthweight, infants with low Th e percentage of 
infants with a birthweight of less than 2,500 grams. 

Carbon dioxide emissions Anthropogenic (human 
originated) carbon dioxide emissions stemming from 
the burning of fossil fuels, gas fl aring and the produc-
tion of cement. Emissions are calculated from data on 
the consumption of solid, liquid and gaseous fuels; gas 
fl aring; and the production of cement. Carbon dioxide 
can also be emitted by forest biomass through depletion 
of forest areas.

Carbon intensity of energy refers to the amount 
of carbon dioxide (CO2) generated for every unit 
of energy used. It is the ratio of emitted CO2 to 
energy use.

Carbon intensity  of growth also known as the carbon 
intensity of the economy, refers to the amount of car-
bon dioxide generated by every dollar of growth in the 
world economy. It is the ratio of emitted CO2to GDP 
(in PPP terms).

Cellular subscribers Subscribers to an automatic pub-
lic mobile telephone service that provides access to the 
public switched telephone network using cellular tech-
nology. Systems can be analogue or digital. 

Children reaching grade 5 Th e percentage of children 
starting primary school who eventually attain grade 5. 
Th e estimates are based on the reconstructed cohort 
student fl ow method, which uses data on enrolment 
and repeaters for two consecutive school years in order 
to estimate the survival rates to successive grades of 
primary school.

Children under age fi ve with diarrhoea receiving 
oral rehydration and continued feeding Th e percent-
age of children (aged 0–4) with diarrhoea in the two 
weeks preceding the survey who received either oral 
rehydration therapy (oral rehydration solutions or rec-
ommended homemade fl uids) or increased fl uids and 
continued feeding. 

Condom use at last high-risk sex Th e percentage of 
men and women who have had sex with a nonmarital, 
noncohabiting partner in the last 12 months and who 
say they used a condom the last time they did so. 

Consumer price index, average annual change in 
Refl ects changes in the cost to the average consumer 
of acquiring a basket of goods and services that may be 
fi xed or may change at specifi ed intervals.

Contraceptive prevalence rate Th e percentage of 
women of reproductive age (15–49 years) who are 
using, or whose partners are using, any form of contra-
ception, whether modern or traditional. 

Contributing family worker Defi ned according to the 
1993 International Classifi cation by Status in Employ-
ment (ICSE) as a person who works without pay in an 
economic enterprise operated by a related person living 
in the same household. 

Debt service, total Th e sum of principal repayments 
and interest actually paid in foreign currency, goods or 
services on long-term debt (having a maturity of more 
than one year), interest paid on short-term debt and 
repayments to the International Monetary Fund. 

Defi nitions of statistical terms
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Earned income (PPP US$), estimated Derived on 
the basis of the ratio of the female nonagricultural 
wage to the male nonagricultural wage, the female 
and male shares of the economically active popula-
tion, total female and male population and GDP 
per capita (in purchasing power parity terms in US 
dollars; see PPP). For details of this estimation, see 
Technical note 1. 

Earned income, ratio of estimated female to male 
Th e ratio of estimated female earned income to esti-
mated male earned income. See Earned income (PPP 
US$), estimated. 

Education expenditure, current public Spending on 
goods and services that are consumed within the cur-
rent year and that would need to be renewed the follow-
ing year, including such expenditures as staff  salaries 
and benefi ts, contracted or purchased services, books 
and teaching materials, welfare services, furniture and 
equipment, minor repairs, fuel, insurance, rents, tel-
ecommunications and travel. 

Education expenditure, public Includes both capi-
tal expenditures (spending on construction, renova-
tion, major repairs and purchases of heavy equipment 
or vehicles) and current expenditures. See Education 
expenditure, current public. 

Education index One of the three indices on which 
the human development index is built. It is based on 
the adult literacy rate and the combined gross enrol-
ment ratio for primary, secondary and tertiary schools. 
See Literacy rate, adult, and enrolment ratio, gross com-
bined, for primary, secondary and tertiary schools. For 
details on how the index is calculated, see Technical 
note 1. 

Education levels Categorized as pre-primary, prima-
ry, secondary, post-secondary and tertiary in accord-
ance with the International Standard Classifi cation of 
Education (ISCED). Pre-primary education (ISCED 
level 0) is the initial stage of organized instruction, 
designed primarily to introduce very young chil-
dren to a school-type environment and to provide a 
bridge between home and school. Primary education 
(ISCED level 1) provides a sound basic education 
in reading, writing and mathematics along with an 
elementary understanding of other subjects such as 
history, geography, natural and social science, art, 
music and religion. Secondary education (ISCED lev-
els 2 and 3) is generally designed to continue the basic 
programmes of the primary level but the instruction 
is typically more subject-focused, requiring more spe-
cialized teachers for each subject area. Post-secondary 
(non-tertiary) education (ISCED level 4) includes pro-
grammes which lie between upper secondary (ISCED 
3) and tertiary education (ISCED 5 and 6) in an inter-
national context though typically are clearly within 
one or other level in the national context in diff erent 
countries. ISCED 4 programmes are usually not sig-
nifi cantly more advanced than ISCED 3 programmes 
but they serve to broaden the knowledge of students 
who have already completed an upper secondary pro-
gramme. Tertiary education (ISCED levels 5 and 6) 
refers to programmes with an educational content 

that is more advanced than upper secondary or post-
secondary education. Th e fi rst stage of tertiary educa-
tion (ISCED 5) is composed both of programmes of 
a theoretical nature (ISCED 5A) intended to provide 
access to advanced research programmes and pro-
fessions with high skill requirements as well as pro-
grammes of a more practical, technical or occupation-
ally specifi c nature (ISCED 5B). Th e second stage of 
tertiary education (ISCED 6) comprises programmes 
devoted to advanced study and original research, lead-
ing to the award of an advanced research qualifi cation 
such as a doctorate.  

Energy supply, primary refers to the supply of energy 
extracted or captured directly from natural resources 
such as crude oil, hard coal, natural gas, or are produced 
from primary commodities. Primary energy commodi-
ties may also be divided into fuels of fossil origin and 
renewable energy commodities. See fossil fuels and 
renewable energy.

Electricity consumption per capita Refers to gross 
production in per capita terms and includes consump-
tion by station auxiliaries and any losses in transform-
ers that are considered integral parts of the station. 
Also included is total electric energy produced by 
pumping installations without deduction of electric 
energy absorbed by pumping.

Electricity, people without access refers to the lack 
of access to electricity at the household level; that is the 
number of people who do not have electricity in their 
home. Access to electricity is comprised of electricity 
sold commercially, both on-grid and off -grid. It also 
includes self-generated electricity in those countries 
where access to electricity has been assessed through 
surveys by national administrations. Th is data does not 
capture unauthorised connections.

Electrifi cation rates indicate the number of peo-
ple with electricity access as a percentage of the total 
population. 

Employment by economic activity Employment in 
industry, agriculture or services as defi ned according 
to the International Standard Industrial Classifi cation 
(ISIC) system (revisions 2 and 3). Industry refers to 
mining and quarrying, manufacturing, construction 
and public utilities (gas, water and electricity). Agricul-
ture refers to activities in agriculture, hunting, forestry 
and fi shing. Services refer to wholesale and retail trade; 
restaurants and hotels; transport, storage and commu-
nications; fi nance, insurance, real estate and business 
services; and community, social and personal services. 

Energy use, GDP per unit of Th e ratio of GDP (in 
2000 PPP US$) to commercial energy use, measured 
in kilograms of oil equivalent. Th is indicator provides 
a measure of energy effi  ciency by showing comparable 
and consistent estimates of real GDP across countries 
relative to physical inputs (units of energy use). See 
GDP (gross domestic product) and PPP (purchasing 
power parity). Diff erences in this ratio over time and 
across countries partly refl ect structural changes in the 
economy, changes in energy effi  ciency of particular sec-
tors, and diff erences in fuel mixes. 
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Enrolment ratio, gross Th e total number of pupils or 
students enrolled in a given level of education, regard-
less of age, expressed as a percentage of the population 
in the theoretical age group for the same level of educa-
tion. For the tertiary level, the population used is the 
fi ve-year age group following on from the secondary 
school leaving age. Gross enrolment ratios in excess of 
100% indicate that there are pupils or students outside 
the theoretical age group who are enrolled in that level 
of education. See Education levels. 

Enrolment ratio, gross combined, for primary, sec-
ondary and tertiary schools Th e number of students 
enrolled in primary, secondary and tertiary levels of 
education, regardless of age, as a percentage of the 
population of theoretical school age for the three lev-
els. See Education levels and Enrolment ratio, gross. 

Enrolment rate, net Th e number of pupils of the theo-
retical school-age group for a given level of education 
level who are enrolled in that level, expressed as a per-
centage of the total population in that age group. See 
Education levels. 

Exports, high-technology Exports of products with 
a high intensity of research and development. Th ey 
include high-technology products such as those used 
in aerospace, computers, pharmaceuticals, scientifi c 
instruments and electrical machinery. 

Exports, manufactured Defi ned according to the 
Standard International Trade Classifi cation to include 
exports of chemicals, basic manufactures, machinery 
and transport equipment and other miscellaneous 
manufactured goods. 

Exports of goods and services Th e value of all goods 
and other market services provided to the rest of the 
world. Included is the value of merchandise, freight, 
insurance, transport, travel, royalties, licence fees and 
other services, such as communication, construction, 
fi nancial, information, business, personal and gov-
ernment services. Excluded are labour and property 
income and transfer payments. 

Exports, primary Defi ned according to the Standard 
International Trade Classifi cation to include exports 
of food, agricultural raw materials, fuels and ores 
and metals. 

Fertility rate, total Th e number of children that would 
be born to each woman if she were to live to the end of 
her child-bearing years and bear children at each age 
in accordance with prevailing age-specifi c fertility rates 
in a given year/period, for a given country, territory or 
geographical area. 

Foreign direct investment, net infl ows of  Net infl ows 
of investment to acquire a lasting management interest 
(10% or more of voting stock) in an enterprise operat-
ing in an economy other than that of the investor. It 
is the sum of equity capital, reinvestment of earnings, 
other long-term capital and short-term capital.

Forest area is land under natural or planted stands of 
trees, whether productive or not. 

Fossil fuels are fuels taken from natural resources 
which were formed from biomass in the geological past. 
Th e main fossil fuels are coal, oil and natural gas. By 
extension, the term fossil is also applied to any second-
ary fuel manufactured from a fossil fuel. Fossil Fuels 
belong to the primary energy commodities group. 

GDP (gross domestic product) Th e sum of value add-
ed by all resident producers in the economy plus any 
product taxes (less subsidies) not included in the valua-
tion of output. It is calculated without making deduc-
tions for depreciation of fabricated capital assets or for 
depletion and degradation of natural resources. Value 
added is the net output of an industry aft er adding up 
all outputs and subtracting intermediate inputs. 

GDP (US$) Gross domestic product converted to US 
dollars using the average offi  cial exchange rate reported 
by the International Monetary Fund. An alternative 
conversion factor is applied if the offi  cial exchange rate 
is judged to diverge by an exceptionally large margin 
from the rate eff ectively applied to transactions in for-
eign currencies and traded products. See GDP (gross 
domestic product). 

GDP index One of the three indices on which the 
human development index is built. It is based on gross 
domestic product per capita (in purchasing power par-
ity terms in US dollars; see PPP). For details on how the 
index is calculated, see Technical note 1. 

GDP per capita (PPP US$) Gross domestic prod-
uct (in purchasing power parity terms in US dollars) 
divided by midyear population. See GDP (gross domes-
tic product), PPP (purchasing power parity) and Popula-
tion, total. 

GDP per capita (US$) Gross domestic product in US 
dollar terms divided by midyear population. See GDP 
(US$) and Population, total. 

GDP per capita annual growth rate Least squares 
annual growth rate, calculated from constant price 
GDP per capita in local currency units. 

Gender empowerment measure (GEM) A composite 
index measuring gender inequality in three basic dimen-
sions of empowerment—economic participation and 
decision-making, political participation, and decision-
making and power over economic resources. For details 
on how the index is calculated, see Technical note 1. 

Gender-related development index (GDI) A compos-
ite index measuring average achievement in the three 
basic dimensions captured in the human development 
index—a long and healthy life, knowledge and a decent 
standard of living—adjusted to account for inequalities 
between men and women. For details on how the index 
is calculated, see Technical note 1. 

Gini index Measures the extent to which the distribu-
tion of income (or consumption) among individuals or 
households within a country deviates from a perfectly 
equal distribution. A Lorenz curve plots the cumulative 
percentages of total income received against the cumu-
lative number of recipients, starting with the poorest 
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individual or household. Th e Gini index measures the 
area between the Lorenz curve and a hypothetical line of 
absolute equality, expressed as a percentage of the maxi-
mum area under the line. A value of 0 represents absolute 
equality, a value of 100 absolute inequality. 

GNI (gross national income) Th e sum of value added 
by all resident producers in the economy plus any prod-
uct taxes (less subsidies) not included in the valuation 
of output plus net receipts of primary income (compen-
sation of employees and property income) from abroad. 
Value added is the net output of an industry aft er add-
ing up all outputs and subtracting intermediate inputs. 
Data are in current US dollars converted using the 
World Bank Atlas method. 

Health expenditure per capita (PPP US$) Th e 
sum of public and private expenditure (in purchas-
ing power parity terms in US dollars), divided by the 
mid-year population. Health expenditure includes the 
provision of health services (preventive and curative), 
family planning activities, nutrition activities and 
emergency aid designated for health, but excludes the 
provision of water and sanitation. See Health expendi-
ture, private; Health expenditure, public; Population, 
total; and PPP (purchasing power parity). 

Health expenditure, private Direct household (out of 
pocket) spending, private insurance, spending by non-
profi t institutions serving households and direct service 
payments by private corporations. Together with public 
health expenditure, it makes up total health expendi-
ture. See Health expenditure per capita (PPP US$) and 
Health expenditure, public. 

Health expenditure, public Current and capital 
spending from government (central and local) budg-
ets, external borrowings and grants (including dona-
tions from international agencies and nongovern-
mental organizations) and social (or compulsory) 
health insurance funds. Together with private health 
expenditure, it makes up total health expenditure. See 
Health expenditure per capita (PPP US$) and Health 
expenditure, private. 

HIV prevalence Th e percentage of people aged 15–49 
years who are infected with HIV. 

Human development index (HDI) A composite index 
measuring average achievement in three basic dimen-
sions of human development—a long and healthy life, 
knowledge and a decent standard of living. For details 
on how the index is calculated, see Technical note 1. 

Human poverty index for developing countries 
(HPI-1) A composite index measuring deprivations 
in the three basic dimensions captured in the human 
development index—a long and healthy life, knowledge 
and a decent standard of living. For details on how the 
index is calculated, see Technical note 1. 

Human poverty index for selected high-income 
OECD countries (HPI-2) A composite index measur-
ing deprivations in the three basic dimensions captured 
in the human development index—a long and healthy 
life, knowledge and a decent standard of living—and 

also capturing social exclusion. For details on how the 
index is calculated, see Technical note 1.

Homicide, intentional Death deliberately infl icted on 
a person by another person, including infanticide.

Illiteracy rate, adult Calculated as 100 minus the 
adult literacy rate. See Literacy rate, adult.

Immunization, one-year-olds fully immunized 
against measles or tuberculosis One-year-olds inject-
ed with an antigen or a serum containing specifi c anti-
bodies against measles or tuberculosis. 

Imports of goods and services Th e value of all goods 
and other market services received from the rest of the 
world. Included is the value of merchandise, freight, 
insurance, transport, travel, royalties, licence fees and 
other services, such as communication, construction, 
fi nancial, information, business, personal and gov-
ernment services. Excluded are labour and property 
income and transfer payments. 

Income poverty line, population below Th e percentage 
of the population living below the specifi ed poverty line: 

 • US$1 a day—at 1985 international prices (equiv-
alent to US$1.08 at 1993 international prices), 
adjusted for purchasing power parity. 

 • US$2 a day—at 1985 international prices 
(equivalent to US$2.15 at 1993 international 
prices), adjusted for purchasing power parity. 

 • US$4 a day—at 1990 international prices, 
adjusted for purchasing power parity. 

 • US$11 a day (per person for a family of three)—
at 1994 international prices, adjusted for pur-
chasing power parity. 

 • National poverty line—the poverty line deemed 
appropriate for a country by its authorities. Nation-
al estimates are based on population-weighted sub-
group estimates from household surveys. 

 • 50% of median income—50% of the median 
adjusted disposable household income. See PPP 
(purchasing power parity).

Income or consumption, shares of Th e shares of 
income or consumption accruing to subgroups of 
population indicated by deciles or quintiles, based 
on national household surveys covering various years. 
Consumption surveys produce results showing lower 
levels of inequality between poor and rich than do 
income surveys, as poor people generally consume a 
greater share of their income. Because data come from 
surveys covering diff erent years and using diff erent 
methodologies, comparisons between countries must 
be made with caution. 

Infant mortality rate See Mortality rate, infant. 

Informal sector The informal sector, as defined by 
the International Expert Group on Informal Sector 
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Statistics (the Delhi Group) includes private unincor-
porated enterprises (excluding quasi-corporations), 
which produce at least some of their goods and serv-
ices for sale or barter, have less than five paid employ-
ees, are not registered, and are engaged in nonagricul-
tural activities (including professional or technical 
activities). Paid domestic employees are excluded 
from this category. 

Informal sector, employment in, as a percentage of 
nonagricultural employment Refers to the ratio of 
total employment in the informal sector to total employ-
ment in all nonagricultural sectors. See Informal sector.

Internally displaced people People or groups of people 
who have been forced or obliged to fl ee or to leave their 
homes or places of habitual residence, in particular as a 
result of or to avoid the eff ects of armed confl ict, situa-
tions of generalized violence, violations of human rights 
or natural or human-made disasters, and who have not 
crossed an internationally recognized state border. 

Internet users People with access to the world-
wide network. 

Labour force All people employed (including people 
above a specifi ed age who, during the reference period, 
were in paid employment, at work, self-employed or 
with a job but not at work) and unemployed (including 
people above a specifi ed age who, during the reference 
period, were without work, currently available for work 
and actively seeking work).

Labour force participation rate A measure of the 
proportion of a country’s working-age population that 
engages actively in the labour market, either by work-
ing or actively looking for work. It is calculated by 
expressing the number of persons in the labour force as 
a percentage of the working-age population. Th e work-
ing-age population is the population above 15 years of 
age (as used in this Report). See Labour force. 

Labour force participation rate, female Th e number 
of women in the labour force expressed as a percentage 
of the female working-age population. See Labour force 
participation rate and Labour force.   

Legislators, senior offi  cials and managers, female 
Women’s share of positions defi ned according to the 
International Standard Classifi cation of Occupations 
(ISCO-88) to include legislators, senior government 
offi  cials, traditional chiefs and heads of villages, sen-
ior offi  cials of special-interest organizations, corporate 
managers, directors and chief executives, production 
and operations department managers and other depart-
ment and general managers. 

Life expectancy at birth Th e number of years a new-
born infant would live if prevailing patterns of age-spe-
cifi c mortality rates at the time of birth were to stay the 
same throughout the child’s life. 

Life expectancy index One of the three indices on 
which the human development index is built. For details 
on how the index is calculated, see Technical note 1. 

Literacy rate, adult Th e proportion of the adult 
population aged 15 years and older which is literate, 
expressed as a percentage of the corresponding popula-
tion, total or for a given sex, in a given country, territo-
ry, or geographic area, at a specifi c point in time, usually 
mid-year. For statistical purposes, a person is literate 
who can, with understanding, both read and write a 
short simple statement on his/her everyday life.

Literacy rate, youth Th e percentage of people aged 
15–24 years who can, with understanding, both read 
and write a short, simple statement related to their eve-
ryday life, see Literacy rate, adult. 

Literacy skills, functional, people lacking Th e share 
of the population aged 16–65 years scoring at level 1 on 
the prose literacy scale of the International Adult Literacy 
Survey. Most tasks at this level require the reader to locate 
a piece of information in the text that is identical to or 
synonymous with the information given in the directive. 

Market activities See Time use, market activities.

Medium-variant projection Population projections 
by the United Nations Population Division assuming 
medium-fertility path, normal mortality and normal 
international migration. Each assumption implies 
projected trends in fertility, mortality and net migra-
tion levels, depending on the specifi c demographic 
characteristics and relevant policies of each country or 
group of countries. In addition, for the countries high-
ly aff ected by the HIV/AIDS epidemic, the impact of 
HIV/AIDS is included in the projection. Th e United 
Nations Population Division also publishes low-and 
high-variant projections. For more information, see 
http://esa.un.org/unpp/assumptions.html. 

Military expenditure All expenditures of the defence 
ministry and other ministries on recruiting and train-
ing military personnel as well as on construction and 
purchase of military supplies and equipment. Mili-
tary assistance is included in the expenditures of the 
donor country. 

Mortality rate, infant The probability of dying 
between birth and exactly one year of age, expressed 
per 1,000 live births. 

Mortality rate, under-fi ve Th e probability of dying 
between birth and exactly fi ve years of age, expressed 
per 1,000 live births. 

Mortality ratio, maternal Th e quotient between the 
number of maternal deaths in a given year and the 
number of live births in that same year, expressed per 
100,000 live births, for a given country, territory, or 
geographic area. Maternal death is defi ned as the death 
of a woman while pregnant or within the 42 days aft er 
termination of that pregnancy, regardless of the length 
and site of the pregnancy, due to any cause related to or 
aggravated by the pregnancy itself or its care, but not 
due to accidental or incidental causes.

Mortality ratio, maternal adjusted Maternal mor-
tality ratio adjusted to account for well-documented 
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problems of under reporting and misclassifi cation of 
maternal deaths, as well as estimates for countries with 
no data. See Mortality ratio, maternal. 

Mortality ratio, maternal reported Maternal mortal-
ity ratio as reported by national authorities. See Mortal-
ity ratio, maternal. 

Nonmarket activities See Time use, nonmarket 
activities.

Offi  cial aid Grants or loans that meet the same stand-
ards as for offi  cial development assistance (ODA) 
except that recipient countries do not qualify as recipi-
ents of ODA. Th ese countries are identifi ed in part II 
of the Development Assistance Committee (DAC) list 
of recipient countries, which includes more advanced 
countries of Central and Eastern Europe, the countries 
of the former Soviet Union and certain advanced devel-
oping countries and territories. See Offi  cial development 
assistance (ODA), net. 

Offi  cial development assistance (ODA), net Disburse-
ments of loans made on concessional terms (net of repay-
ments of principal) and grants by offi  cial agencies of the 
members of the Development Assistance Committee 
(DAC), by multilateral institutions and by non-DAC 
countries to promote economic development and welfare 
in countries and territories in part I of the DAC list of 
aid recipients. It includes loans with a grant element of at 
least 25% (calculated at a discount rate of 10%). 

Offi  cial development assistance (ODA), per capita 
of donor country Offi  cial development assistance 
granted by a specifi c country divided by the country’s 
total population. See Offi  cial development assistance 
(ODA), net and population, total. 

Offi  cial development assistance (ODA) to basic social 
services ODA directed to basic social services, which 
include basic education (primary education, early child-
hood education and basic life skills for youth and adults), 
basic health (including basic health care, basic health infra-
structure, basic nutrition, infectious disease control, health 
education and health personnel development) and popu-
lation policies and programmes and reproductive health 
(population policy and administrative management; repro-
ductive health care; family planning; control of sexually 
transmitted diseases, including HIV/AIDS; and personnel 
development for population and reproductive health). Aid 
to water supply and sanitation is included only if it has a 
poverty focus. 

Offi  cial development assistance (ODA) to least 
developed countries See Offi  cial development assist-
ance (ODA), net and country classifi cations for least 
developed countries. 

Official development assistance (ODA), untied 
Bilateral ODA for which the associated goods and serv-
ices may be fully and freely procured in substantially all 
countries and that is given by one country to another.

Patents granted to residents Refer to documents 
issued by a government offi  ce that describe an inven-

tion and create a legal situation in which the patented 
invention can normally be exploited (made, used, sold, 
imported) only by or with the authorization of the pat-
entee. Th e protection of inventions is generally limited 
to 20 years from the fi ling date of the application for 
the grant of a patent. 

Physicians Includes graduates of a faculty or school of 
medicine who are working in any medical fi eld (includ-
ing teaching, research and practice). 

Population growth rate, annual Refers to the average 
annual exponential growth rate for the period indicat-
ed. See Population, total. 

Population, total Refers to the de facto popula-
tion in a country, area or region as of 1 July of the 
year indicated. 

Population, urban Refers to the de facto population 
living in areas classifi ed as urban according to the cri-
teria used by each area or country. Data refer to 1 July 
of the year indicated. See Population, total. 

PPP (purchasing power parity) A rate of exchange 
that accounts for price diff erences across countries, 
allowing international comparisons of real output and 
incomes. At the PPP US$ rate (as used in this Report), 
PPP US$1 has the same purchasing power in the domes-
tic economy as US$1 has in the United States. 

Private fl ows, other A category combining non-debt-
creating portfolio equity investment fl ows (the sum of 
country funds, depository receipts and direct purchas-
es of shares by foreign investors), portfolio debt fl ows 
(bond issues purchased by foreign investors) and bank 
and trade-related lending (commercial bank lending 
and other commercial credits). 

Probability at birth of not surviving to a specifi ed 
age Calculated as 100 minus the probability (expressed 
as a percentage) of surviving to a specifi ed age for a 
given cohort. See Probability at birth of surviving to a 
specifi ed age. 

Probability at birth of surviving to a specifi ed age 
Th e probability of a newborn infant surviving to a spec-
ifi ed age if subject to prevailing patterns of age-specifi c 
mortality rates, expressed as a percentage. 

Professional and technical workers, female Women’s 
share of positions defi ned according to the Internation-
al Standard Classifi cation of Occupations (ISCO-88) 
to include physical, mathematical and engineering sci-
ence professionals (and associate professionals), life sci-
ence and health professionals (and associate profession-
als), teaching professionals (and associate professionals) 
and other professionals and associate professionals. 

Refugees People who have fl ed their country because of 
a well-founded fear of persecution for reasons of their 
race, religion, nationality, political opinion or member-
ship in a particular social group and who cannot or do 
not want to return. Country of asylum is the country in 
which a refugee has fi led a claim of asylum but has not 
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yet received a decision or is otherwise registered as an 
asylum seeker. Country of origin refers to the claimant’s 
nationality or country of citizenship. 

Renewable energy Energy derived from natural proc-
esses that are constantly replenished. Among the forms 
of renewable energy are deriving directly or indirectly 
from the sun, or from heat generated deep within the 
earth. Renewable energy includes energy generated from 
solar, wind, biomass, geothermal, hydropower and ocean 
resources and some waste. Renewable energy commodi-
ties belong to the primary energy commodities group.

Research and development (R&D) expenditures 
Current and capital expenditures (including overhead) 
on creative, systematic activity intended to increase 
the stock of knowledge. Included are fundamental and 
applied research and experimental development work 
leading to new devices, products or processes. 

Researchers in R&D People trained to work in any 
fi eld of science who are engaged in professional research 
and development activity. Most such jobs require the 
completion of tertiary education. 

Royalties and licence fees, receipts of Receipts by 
residents from nonresidents for the authorized use of 
intangible, nonproduced, nonfi nancial assets and pro-
prietary rights (such as patents, trademarks, copyrights, 
franchises and industrial processes) and for the use, 
through licensing agreements, of produced originals of 
prototypes (such as fi lms and manuscripts). Data are 
based on the balance of payments. 

Sanitation facilities, improved, population using 
Th e percentage of the population with access to ade-
quate excreta disposal facilities, such as a connection 
to a sewer or septic tank system, a pour-fl ush latrine, a 
simple pit latrine or a ventilated improved pit latrine. 
An excreta disposal system is considered adequate 
if it is private or shared (but not public) and if it can 
eff ectively prevent human, animal and insect contact 
with excreta. 

Science, maths and engineering, tertiary students 
in Th e share of tertiary students enrolled in natural sci-
ences; engineering; mathematics and computer sciences; 
architecture and town planning; transport and commu-
nications; trade, craft  and industrial programmes; and 
agriculture, forestry and fi sheries. See Education levels. 

Seats in parliament held by women Refers to seats 
held by women in a lower or single house or an upper 
house or senate, where relevant. 

Smoking, prevalence among adults of Th e percent-
age of men and women who smoke cigarettes. 

Telephone mainlines Telephone lines connecting a 
customer’s equipment to the public switched telephone 
network. 

Terms of trade Th e ratio of the export price index 
to the import price index measured relative to a base 
year. A value of more than 100 means that the price of 
exports has risen relative to the price of imports. 

Time use, market activities Time spent on activi-
ties such as employment in establishments, primary 
production not in establishments, services for income 
and other production of goods not in establishments 
as defi ned according to the 1993 revised UN System of 
National Accounts. See Time use, nonmarket activities 
and Time use, work time, total.

Time use, nonmarket activities Time spent on activi-
ties such as household maintenance (cleaning, laundry 
and meal preparation and cleanup), management and 
shopping for own household; care for children, the 
sick, the elderly and the disabled in own household; and 
community services, as defi ned according to the 1993 
revised UN System of National Accounts. See Time 
use, market activities and Time use, work time, total. 

Time use, work time, total Time spent on market and 
nonmarket activities as defi ned according to the 1993 
revised UN System of National Accounts. See Time use, 
market activities and Time use, nonmarket activities. 

Treaties, ratifi cation of Aft er signing a treaty, a country 
must ratify it, oft en with the approval of its legislature. 
Such process implies not only an expression of interest as 
indicated by the signature, but also the transformation of 
the treaty’s principles and obligations into national law.

Tuberculosis cases, prevalence Th e total number 
of tuberculosis cases reported to the World Health 
Organization. A tuberculosis case is defi ned as a patient 
in whom tuberculosis has been bacteriologically con-
fi rmed or diagnosed by a clinician. 

Tuberculosis cases cured under DOTS Th e percent-
age of estimated new infectious tuberculosis cases 
cured under DOTS, the internationally recommended 
tuberculosis control strategy. 

Tuberculosis cases detected under DOTS The 
percentage of estimated new infectious tuberculosis 
cases detected (diagnosed in a given period) under 
DOTS, the internationally recommended tuberculosis 
control strategy. 

Under-five mortality rate See Mortality rate, 
under-fi ve. 

Under height for age, children under age five 
Includes moderate stunting (defined as between 
two and three standard deviations below the medi-
an height-for-age of the reference population), and 
severe stunting (defi ned as more than three standard 
deviations below the median height-for-age of the 
reference population). 

Under weight for age, children under age fi ve Includes 
moderate underweight (defi ned as between two and 
three standard deviations below the median weight-for-
age of the reference population), and severe underweight 
(defi ned as more than three standard deviations below 
the median weight-for-age of the reference population). 

Undernourished people People whose food intake 
is chronically insuffi  cient to meet their minimum 
energy requirements. 
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Unemployment Refers to all people above a specifi ed 
age who are not in paid employment or self-employed, 
but are available for work and have taken specifi c steps 
to seek paid employment or self-employment. 

Unemployment, long-term Unemployment lasting 
12 months or longer. See Unemployment. 

Unemployment rate Th e unemployed divided by the 
labour force (those employed plus the unemployed). See 
Unemployment and Labour force. 

Unemployment rate, youth Refers to the unemploy-
ment rate between the ages of 15 or 16 and 24, depend-
ing on the national defi nition. See Unemployment and 
Unemployment rate. 

Water source, improved, population not using 
Calculated as 100 minus the percentage of the popu-
lation using an improved water source. Unimproved 
sources include vendors, bottled water, tanker trucks 

and unprotected wells and springs. See Water source, 
improved, population using. 

Water source, improved, population using Th e share 
of the population with reasonable access to any of the 
following types of water supply for drinking: household 
connections, public standpipes, boreholes, protected 
dug wells, protected springs and rainwater collection. 
Reasonable access is defi ned as the availability of at least 
20 litres a person per day from a source within one kilo-
metre of the user’s dwelling. 

Women in government at ministerial level 
Includes deputy prime ministers and ministers. 
Prime ministers were included when they held 
ministerial portfolios. Vice-presidents and heads of 
ministerial-level departments or agencies were also 
included when exercising a ministerial function in 
the government structure. 

Work time, total See Time use, work time, total.
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Classifi cation of countries

Albania

Antigua and Barbuda

Argentina

Australia

Austria

Bahamas

Bahrain

Barbados

Belarus

Belgium

Bosnia and Herzegovina

Brazil

Brunei Darussalam

Bulgaria

Canada

Chile

Costa Rica

Croatia

Cuba

Cyprus

Czech Republic

Denmark

Estonia

Finland

France

Germany

Greece

Hong Kong, China (SAR)

Hungary

Iceland

Ireland

Israel

Italy

Japan

Korea (Republic of)

Kuwait

Latvia

Libyan Arab Jamahiriya

Lithuania

Luxembourg

Macedonia (TFYR)

Malaysia

Malta

Mauritius

Mexico

Netherlands

New Zealand

Norway

Oman

Panama

Poland

Portugal

Qatar

Romania

Russian Federation

Saint Kitts and Nevis

Saudi Arabia

Seychelles

Singapore

Slovakia

Slovenia

Spain

Sweden

Switzerland

Tonga

Trinidad and Tobago

United Arab Emirates

United Kingdom

United States

Uruguay

(70 countries or areas)

Algeria

Armenia

Azerbaijan

Bangladesh

Belize

Bhutan

Bolivia

Botswana

Cambodia

Cameroon

Cape Verde

China

Colombia

Comoros

Congo

Djibouti

Dominica

Dominican Republic

Ecuador

Egypt

El Salvador

Equatorial Guinea

Fiji

Gabon

Gambia

Georgia

Ghana

Grenada

Guatemala

Guyana

Haiti

Honduras

India

Indonesia

Iran ( Islamic Republic of)

Jamaica

Jordan

Kazakhstan

Kenya

Kyrgyzstan

Lao People’s Democratic 

Republic

Lebanon

Lesotho

Madagascar

Maldives

Mauritania

Moldova

Mongolia

Morocco

Myanmar

Namibia

Nepal

Nicaragua

Occupied Palestinian 

Territories

Pakistan

Papua New Guinea

Paraguay

Peru

Philippines

Saint Lucia

Saint Vincent and the 

Grenadines

Samoa

Sao Tome and Principe

Solomon Islands

South Africa

Sri Lanka

Sudan

Suriname

Swaziland

Syrian Arab Republic

Tajikistan

Thailand

Timor-Leste

Togo

Tunisia

Turkey

Turkmenistan

Uganda

Ukraine

Uzbekistan

Vanuatu

Venezuela (Bolivarian 

Republic of)

Viet Nam

Yemen

Zimbabwe

(85 countries or areas)

Angola

Benin

Burkina Faso

Burundi

Central African Republic

Chad

Congo (Democratic Republic 

of the)

Côte d’Ivoire

Eritrea

Ethiopia

Guinea

Guinea-Bissau

Malawi

Mali

Mozambique

Niger

Nigeria

Rwanda

Senegal

Sierra Leone

Tanzania (United Republic of)

Zambia

(22 countries or areas)

High human development
(HDI 0.800 and above)

Medium human development
(HDI 0.500–0.799)

Low human development
(HDI below 0.500)

Note:  The following UN member countries are not included in the human development aggregates because the HDI cannot be computed for them: Afghanistan, Andorra, Iraq, Kiribati, Korea (Democratic People’s Republic of), Liberia, 
Liechtenstein, Marshall Islands, Micronesia (Federated States of ), Monaco, Montenegro, Nauru, Palau, San Marino, Serbia, Somalia and Tuvalu.

Countries in the human development aggregates

Classifi cation of countries
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Andorra

Antigua and Barbuda

Aruba

Australia

Austria

Bahamas

Bahrain

Belgium

Bermuda

Brunei Darussalam

Canada

Cayman Islands

Cyprus

Denmark

Faeroe Islands

Finland

France

French Polynesia

Germany

Greece

Greenland

Guam

Hong Kong, China (SAR)

Iceland

Ireland

Isle of Man

Israel

Italy

Japan

Korea (Republic of)

Kuwait

Liechtenstein

Luxembourg

Macao, China (SAR)

Malta

Monaco

Netherlands

Netherlands Antilles

New Caledonia

New Zealand

Norway

Portugal

Puerto Rico

Qatar

San Marino

Saudi Arabia

Singapore

Slovenia

Spain

Sweden

Switzerland

United Arab Emirates

United Kingdom

United States

United States Virgin Islands

(55 countries or areas)

Albania

Algeria

American Samoa

Angola

Argentina

Armenia

Azerbaijan

Barbados

Belarus

Belize

Bolivia

Bosnia and Herzegovina

Botswana

Brazil

Bulgaria

Cameroon

Cape Verde

Chile

China

Colombia

Congo

Costa Rica

Croatia

Cuba

Czech Republic

Djibouti

Dominica

Dominican Republic

Ecuador

Egypt

El Salvador

Equatorial Guinea

Estonia

Fiji

Gabon

Georgia

Grenada

Guatemala

Guyana

Honduras

Hungary

Indonesia

Iran ( Islamic Republic of)

Iraq

Jamaica

Jordan

Kazakhstan

Kiribati

Latvia

Lebanon

Lesotho

Libya Arab Jamahiriya

Lithuania

Macedonia (TFYR)

Malaysia

Maldives

Marshall Islands

Mauritius

Mexico

Micronesia (Federated 

States of)

Moldova

Montenegro

Morocco

Namibia

Nicaragua

Northern Mariana Islands

Occupied Palestinian 

Territories

Oman

Palau

Panama

Paraguay

Peru

Philippines

Poland

Romania

Russian Federation

Saint Kitts and Nevis

Saint Lucia

Saint Vincent and the 

Grenadines

Samoa

Serbia

Seychelles

Slovakia

South Africa

Sri Lanka

Suriname

Swaziland

Syrian Arab Republic

Thailand

Tonga

Tunisia

Turkey

Turkmenistan

Ukraine

Uruguay

Vanuatu

Venezuela (Bolivarian 

Republic of)

(97 countries or areas)

Afghanistan

Bangladesh

Benin

Bhutan

Burkina Faso

Burundi

Cambodia

Central African Republic

Chad

Comoros

Congo (Democratic Republic 

of the)

Côte d’Ivoire

Eritrea

Ethiopia

Gambia

Ghana

Guinea

Guinea-Bissau

Haiti

India

Kenya

Korea (Democratic People’s 

Republic of)

Kyrgyzstan

Lao People’s Democratic 

Republic

Liberia

Madagascar

Malawi

Mali

Mauritania

Mongolia

Mozambique

Myanmar

Nepal

Niger

Nigeria

Pakistan

Papua New Guinea

Rwanda

Sao Tome and Principe

Senegal

Sierra Leone

Solomon Islands

Somalia

Sudan

Tajikistan

Tanzania (United Republic of)

Timor-Leste

Togo

Uganda

Uzbekistan

Viet Nam

Yemen

Zambia

Zimbabwe

(54 countries or areas)

Countries in the income aggregates

High income 
(GNI per capita of US$10,726 or more in 2005)

Middle income 
(GNI per capita of US$876–US$10,725 in 2005)

Low income 
(GNI per capita of US$875 or less in 2005)

Note:  Income aggregates use World Bank classifi cation (effective 1 July 2006) based on gross national income (GNI) per capita. They include the following countries or areas that are not UN member states and therefore not included 
in the HDI tables: high income - Aruba, Bermuda, Cayman Islands, Faeroe Islands, French Polynesia, Greenland, Guam, Isle of Man, Macao, China (SAR), Netherlands Antilles, New Caledonia, Puerto Rico and United States Virgin 
Islands; middle income - American Samoa. These countries or areas are included in the aggregates by income level. UN member countries Nauru and Tuvalu are not included because of lack of data.



BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2007/2008430

Afghanistan

Algeria

Angola

Antigua and Barbuda

Argentina

Bahamas

Bahrain

Bangladesh

Barbados

Belize

Benin

Bhutan

Bolivia

Botswana

Brazil

Brunei Darussalam

Burkina Faso

Burundi

Cambodia

Cameroon

Cape Verde

Central African Republic

Chad

Chile

China

Colombia

Comoros

Congo

Congo (Dem. Rep. of the)

Costa Rica

Côte d’Ivoire

Cuba

Cyprus

Djibouti

Dominica

Dominican Republic

Ecuador

Egypt

El Salvador

Equatorial Guinea

Eritrea

Ethiopia

Fiji

Gabon

Gambia

Ghana

Grenada

Guatemala

Guinea

Guinea-Bissau

Guyana

Haiti

Honduras

Hong Kong, China (SAR)

India

Indonesia

Iran ( Islamic Republic of)

Iraq

Jamaica

Jordan

Kenya

Kiribati

Korea (Democratic People’s 

Republic of)

Korea (Republic of)

Kuwait

Lao People’s Democratic 

Republic

Lebanon

Lesotho

Liberia

Libya

Madagascar

Malawi

Malaysia

Maldives

Mali

Marshall Islands

Mauritania

Mauritius

Mexico

Micronesia (Federated 

States of)

Mongolia

Morocco

Mozambique

Myanmar

Namibia

Nauru

Nepal

Nicaragua

Niger

Nigeria

Occupied Palestinian 

Territories

Oman

Pakistan

Palau

Panama

Papua New Guinea

Paraguay

Peru

Philippines

Qatar

Rwanda

Saint Kitts and Nevis

Saint Lucia

Saint Vincent and the 

Grenadines

Samoa

Sao Tome and Principe

Saudi Arabia

Senegal

Seychelles

Sierra Leone

Singapore

Solomon Islands

Somalia

South Africa

Sri Lanka

Sudan

Suriname

Swaziland

Syrian Arab Republic

Tanzania (United Republic of)

Thailand

Timor-Leste

Togo

Tonga

Trinidad and Tobago

Tunisia

Turkey

Tuvalu

Uganda

United Arab Emirates

Uruguay

Vanuatu

Venezuela (Bolivarian 

Republic of)

Viet Nam

Yemen

Zambia

Zimbabwe

(137 countries or areas)

Least developed 
countriesa

Afghanistan

Angola

Bangladesh

Benin

Bhutan

Burkina Faso

Burundi

Cambodia

Cape Verde

Central African Republic

Chad

Comoros

Congo (Democratic Republic 

of the)

Djibouti

Equatorial Guinea

Eritrea

Ethiopia

Gambia

Guinea

Guinea-Bissau

Haiti

Kiribati

Lao People’s Democratic 

Republic

Lesotho

Liberia

Madagascar

Malawi

Maldives

Mali

Mauritania

Mozambique

Myanmar

Nepal

Niger

Rwanda

Samoa

Sao Tome and Principe

Senegal

Sierra Leone

Solomon Islands

Somalia

Sudan

Tanzania (United Republic of)

Timor-Leste

Togo

Tuvalu

Uganda

Vanuatu

Yemen

Zambia

(50 countries or areas)

Developing countries

a UN classifi cation based on UN-OHRLLS 2007.

Central and Eastern 
Europe and the 
Commonwealth 
of Independent 
States (CIS)
Albania

Armenia

Azerbaijan

Belarus

Bosnia and Herzegovina

Bulgaria

Croatia

Czech Republic

Estonia

Georgia

Hungary

Kazakhstan

Kyrgyzstan

Latvia

Lithuania

Macedonia (TFYR)

Moldova

Montenegro

Poland

Romania

Russian Federation

Serbia

Slovakia

Slovenia

Tajikistan

Turkmenistan

Ukraine

Uzbekistan

(28 countries or areas)

Organisation for 
Economic 
Co-operation 
and Development 
(OECD)
Australia

Austria

Belgium

Canada

Czech Republic

Denmark

Finland

France

Germany

Greece

Hungary

Iceland

Ireland

Italy

Japan

Korea (Republic of)

Luxembourg

Mexico

Netherlands

New Zealand

Norway

Poland

Portugal

Slovakia

Spain

Sweden

Switzerland

Turkey

United Kingdom

United States

(30 countries or areas)

High-income OECD 
countries

Australia

Austria

Belgium

Canada

Denmark

Finland

France

Germany

Greece

Iceland

Ireland

Italy

Japan

Korea (Republic of)

Luxembourg

Netherlands

New Zealand

Norway

Portugal

Spain

Sweden

Switzerland

United Kingdom

United States

(24 countries or areas)

Countries in the major world aggregates
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Arab States
Algeria

Bahrain

Djibouti

Egypt

Iraq

Jordan

Kuwait

Lebanon

Libya

Morocco

Occupied Palestinian 

Territories

Oman

Qatar

Saudi Arabia

Somalia

Sudan

Syrian Arab Republic

Tunisia

United Arab Emirates

Yemen

(20 countries or areas)

East Asia and 
the Pacifi c
Brunei Darussalam

Cambodia

China

Fiji

Hong Kong, China (SAR)

Indonesia

Kiribati

Korea (Democratic People’s 

Republic of)

Korea (Republic of)

Lao People’s Democratic 

Republic

Malaysia

Marshall Islands

Micronesia (Federated 

States of)

Mongolia

Myanmar

Nauru

Palau

Papua New Guinea

Philippines

Samoa

Singapore

Solomon Islands

Thailand

Timor-Leste

Tonga

Tuvalu

Vanuatu

Viet Nam

(28 countries or areas)

South Asia
Afghanistan

Bangladesh

Bhutan

India

Iran ( Islamic Republic of)

Maldives

Nepal

Pakistan

Sri Lanka

(9 countries or areas)

Latin America 
and Caribbean
Antigua and Barbuda 

Argentina 

Bahamas 

Barbados 

Belize 

Bolivia 

Brazil 

Chile 

Colombia 

Costa Rica 

Cuba 

Dominica 

Dominican Republic 

Ecuador 

El Salvador 

Grenada 

Guatemala 

Guyana 

Haiti 

Honduras 

Jamaica 

Mexico 

Nicaragua 

Panama 

Paraguay 

Peru 

Saint Kitts and Nevis 

Saint Lucia 

Saint Vincent and the 

Grenadines 

Suriname 

Trinidad and Tobago 

Uruguay 

Venezuela (Bolivarian 

Republic of) 

(33 countries or areas)

Southern Europe 
Cyprus 

Turkey 

(2 countries or areas)

Sub-Saharan Africa
Angola 

Benin 

Botswana 

Burkina Faso 

Burundi 

Cameroon 

Cape Verde 

Central African Republic 

Chad 

Comoros 

Congo 

Congo (Democratic Republic 

of the)

Côte d’Ivoire 

Equatorial Guinea 

Eritrea 

Ethiopia 

Gabon 

Gambia 

Ghana 

Guinea 

Guinea-Bissau 

Kenya 

Lesotho 

Liberia 

Madagascar 

Malawi 

Mali 

Mauritania 

Mauritius 

Mozambique 

Namibia 

Niger 

Nigeria 

Rwanda 

Sao Tome and Principe

Senegal 

Seychelles 

Sierra Leone 

South Africa 

Swaziland 

Tanzania (United Republic of)

Togo 

Uganda 

Zambia 

Zimbabwe 

(45 countries or areas)

Developing countries in the regional aggregates
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Index to indicators

 Indicator table Indicator  Indicator table Indicator

A
  Armed forces

 26  index

 26  total

  Arms transfers, conventional  

   exports

 26   share

 26   total

 26  imports, total

B
 6 Births, % attended by skilled health personnel 

 8  poorest 20%   

 8  richest 20%   

 7 Birthweight, % of infants with low  

C
  Carbon dioxide emissions  

 24  average annual change  

 24  from forest biomass  

 24  per capita   

 24  per unit of energy use   

 24  per unit of GDP   

 24  share of world total   

 24  total   

  Carbon stocks in forests   

 24  total   

 13 Cellular subscribers   

  Children   

 9  fevers, treated with antimalarial drugs 

(malaria treatment)

 8, 10  mortality rate, infant

 1a, 8, 10  mortality rate, under-fi ve

   one-year olds fully immunized, total  

 6   against measles   

 6   against tuberculosis  

 8   poorest 20%   

 8   richest 20%   

 12  reaching grade 5  

 7, 8  under height for age (stunted)

 3, 7  under weight for age (wasted)

 9  use of insecticide-treated bed nets (malaria prevention)

 6  with diarrhoea, receiving oral rehydration and 

continued feeding

  Condom use rate, at last high-risk sex  

 9  men   

 9  women   

 14 Consumer price index, average annual change in 

 6 Contraceptive prevalence rate  

  Contributing family workers   

 31  men   

 31  women   

  Conventions, treaties and international instruments 

 25  environmental treaties, status of major international 

 34  human rights instruments, status of major international 

 35  labour rights conventions, status of fundamental 

D
 27 Death penalty, year of abolition  

  Debt service, total   

 18  as % of exports of goods and services and net income 

from abroad

 18, 19  as % of GDP   

  Diarrhoea   

 6  treatment, children with diarrhoea receiving oral rehydration 

and continued feeding

E
  Economic activity rate  

 31  female   

 31  as % of male rate   

 31  index   

  Education expenditure, public  

 11, 19  as % of GDP   

 11  as % of total government expenditure  

  Education expenditure, current public (% share on) 

 11  pre-primary and primary  

 11  secondary and post-secondary non-tertiary 

 11  tertiary   

 1 Education index   
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 Indicator table Indicator  Indicator table Indicator

 33 Elected or appointed to parliament, year fi rst woman 

 33 Election, year women received right to stand for 

  Electricity consumption per capita  

 22  kilowatt-hours   

 22  % change   

 22 Electricity, population without  

 22 Electrifi cation rate   

  Emancipation of women 

 33  women in government at ministerial level 

 33  year fi rst woman elected or appointed to parliament 

 33  year women received right to stand for election 

 33  year women received right to vote 

 21 Employment, thousands   

   by economic activity 

 21   agriculture, % of total  

 31    men   

 31    women   

 21   industry, % of total  

 31    men   

 31    women   

 21   services, % of total  

 31    men   

 31    women   

 21  in informal sector, as % of non-agricultural employment 

 21   female   

 21   male   

 21   total   

  Energy supply, primary   

 23  biomass and waste   

 23  coal   

 23  hydropower and other renewables  

 23  natural gas   

 23  nuclear   

 23  oil   

 23  total   

 22 Energy use, GDP per unit of Enrolment ratio, gross

 1,1a  combined primary, secondary and tertiary education, total

 28   female   

 28   male   

   primary   

 30   female   

 30   ratio of female rate to male rate 

   secondary   

 30   female   

 30   ratio of female rate to male rate 

   tertiary   

 30   female   

 30   ratio of female rate to male rate 

  Enrolment rate, net   

 1a, 12  primary, total   

 30   female   

 30   ratio of female rate to male rate 

 12  secondary, total   

 25 Environmental treaties, status of major international 

  Expenditure on   

 18, 19  debt service   

 11, 19  education   

 6, 19  health   

 19  military   

 13  research and development (R&D)  

  Exports   

 26  conventional arms transfers  

 16  goods and services, as % of GDP  

 16  high technology, as % of manufactured exports 

 16  manufactured, as % of merchandise exports 

 16  primary, as % of merchandise exports  

F
  Family workers, contributing   

 31  men   

 31  women   

 1a, 5 Fertility rate, total   

  Foreign direct investment, net infl ows of   

 18  as % of GDP   

  Forest area   

 22  average annual change  

 22  % of total land area   

 22  total   

 22  total change   

  Forests   

 24  carbon dioxide emissions from   

 24  carbon stocks in   

 G
 1 GDP index   

  GDP per capita   

 14  annual growth rate   

 14  in US$   

 1, 1a  in PPP US$   

 14  in 2005 PPP US$   

 14   highest value in period 1975–2005 

 14   year of highest value  

  GDP, total   

 14  in US$ billions   

 14  in PPP US$ billions   

 22  per unit of energy use   
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 Indicator table Indicator  Indicator table Indicator

  Gender empowerment measure (GEM)  

 29  rank   

 29  value   

  Gender-related development index (GDI)  

 28  HDI rank minus GDI rank  

 28  rank   

 28  value   

 15 Gini index   

  Goods and services   

 16  exports of, as % of GDP  

 16  imports of, as % of GDP  

H
  Health expenditure   

 6  per capita   

 6  private, as a % of GDP   

 6, 19  public, as a % of GDP   

 1a, 9 HIV prevalence rate   

 27 Homicides, intentional   

  Human development index (HDI)  

 1  GDP per capita rank minus HDI rank  

 1  rank   

 2  trends in   

 1  value   

  Human poverty index (HPI-1)  

 3  HPI-1 rank minus income poverty rank  

 3  rank   

 3  value   

  Human poverty index (HPI-2)  

 4  HPI-2 rank minus income poverty rank  

 4  rank   

 4  value   

 34 Human rights instruments, status of major international 

I
  Illiteracy rate, adult   

 3  total   

  Immunized, one year olds fully  

 6  against measles   

 6  against tuberculosis   

 8  poorest 20%   

 8  richest 20%   

  Imports   

 26  conventional arms transfers  

 16  goods and services as % of GDP  

  Income, estimated earned   

 28  female   

 28  male   

 29  ratio of female to male 

  Income inequality measures   

 15  Gini index   

 15  income ratio, richest 10% to poorest 10% 

 15  income ratio, richest 20% to poorest 20% 

  Income or expenditure, share of  

 15  poorest 10%   

 15  poorest 20%   

 15  richest 10%   

 15  richest 20%   

 10 Infant mortality rate, total   

 8  poorest 20%   

 8  richest 20%   

 26 Internally displaced persons   

  International instruments, conventions and treaties 

 25  environmental treaties, status of major international 

 34  human rights instruments, status of major international 

 35  labour rights conventions, status of fundamental 

 13 Internet users

L
 35 Labour rights conventions, status of fundamental 

  Legislators, senior offi cials and managers  

 29  female   

 1, 1a, 10 Life expectancy at birth, total  

 28  female   

 28  male   

 1 Life expectancy index 

  Literacy rate, adult   

 28, 30  female   

 28  male   

 30  ratio of female rate to male rate  

 1, 1a, 12  total   

  Literacy rate, youth   

 30  female   

 30  ratio of female rate to male rate  

 12  total   

 4 Literacy skills, % population lacking functional 

M
  Malaria   

 9  prevention, children under age fi ve using insecticide–treated 

bed nets

 9  treatment, children under age fi ve with fever treated with  

antimalarial drugs

  Maternal mortality ratio   

 10  adjusted   

 10  reported   
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 Indicator table Indicator  Indicator table Indicator

  Measles   

 6  one-year olds fully immunized against  

 19 Military expenditure, as a % of GDP  

 33 Ministerial level, women in government at  

  Mortality rates   

 8, 10  infant   

 10  maternal   

 1a, 8, 10  under-fi ve   

O
  Offi cial development assistance (ODA) disbursed, net 

 17  as % of GNI   

 17  per capita of donor country  

 17  to basic social services, % of total allocable by sector 

 17  to least developed countries, % of total  

 17  total   

 17  untied bilateral, % of total  

  Offi cial development assistance (ODA) received 

(net disbursements)

 18  as % of GDP   

 18  per capita   

 18  total   

P
  Parliament  

 33  year fi rst woman elected or appointed to parliament 

 33  year women received right to stand for election 

to parliament 

 29 Parliamentary seats held by women  

 33  lower or single house   

 33  upper house or senate   

 13 Patents, granted to residents  

 6 Physicians   

  Population   

 5  aged 65 and above   

 5  annual growth rate   

 4  % lacking functional literacy skills  

 3  living below US$1 a day  

 3  living below US$2 a day  

 4  living below US$4 a day  

 4  living below US$11 a day  

 4  living below 50% of median income 

 3  living below national poverty line 

 27  in prisons   

 1a, 5  total   

 5  under age 15   

 1a, 7  % undernourished   

 5  urban   

 7  using improved sanitation  

 1a, 7  using an improved water source  

 3  not using an improved water source  

 22  without electricity  

  Poverty, income   

 3  population living below US$1 a day  

 3  population living below US$2 a day  

 4  population living below US$4 a day  

 4  population living below US$11 a day  

 4  population living below 50% of median income 

 3  population living below national poverty line 

  Primary energy supply   

 23  biomass and waste   

 23  coal   

 23  hydropower and other renewables  

 23  natural gas   

 23  nuclear   

 23  oil   

 23  total   

  Prison population   

 27  % female   

 27  per 100,000 population  

 27  total   

  Private fl ows (of capital), other  

 18  as % of GDP   

  Professional and technical workers  

 29  female   

R
  Refugees   

 26  by country of asylum   

 26  by country of origin   

  Research and development (R&D)  

 13  expenditure   

 13  researchers   

 13 Royalties and licence fees, receipts of  

S
 7 Sanitation, population using improved  

 29 Seats in parliament held by women  

 33  lower or single house   

 33  upper house or senate   

  Smoking, adult prevalence of  

 9   men   

 9   women   

  Survival   

 12  children reaching grade 5 

 3  probability at birth of not surviving to age 40 
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 Indicator table Indicator  Indicator table Indicator

 4  probability at birth of not surviving to age 60 

   probability at birth of surviving to age 65 

 10   female   

 10   male   

T
  Telephones

 13  cellular subscribers   

 13  mainlines   

  Tertiary students   

 12  % in science, engineering, manufacturing and construction

  Time spent on   

   non-market activities, care of children 

 32   men  

 32   women  

   non-market activities, cooking and cleaning 

 32   men  

 32   women  

   other activities, free time 

 32   men  

 32   women  

   other activities, personal care 

 32   men  

 32   women  

   work, total 

 32   men  

 32   women  

   work, market activities only 

 32   men, % of total work  

 32   women, % of total work  

 16 Trade, terms of   

  Treaties, conventions and international instruments 

 25  environmental treaties, status of major international 

 34  human rights instruments, status of major international 

 35  labour rights conventions, status of fundamental 

  Tuberculosis   

   cases   

 9  cured under DOTS  

 9  detected under DOTS  

 9  prevalence rate   

 6  one-year olds fully immunized against  

U
 1a, 10 Under-fi ve mortality rate, total  

 8  poorest 20%   

 8  richest 20%   

 7 Under height for age, % of children under age fi ve 

 8  poorest 20%   

 8  richest 20%   

 1a, 7 Undernourished population, %  

 3, 7 Under weight for age, % of children under age fi ve 

 20, 21 Unemployed people   

  Unemployment, long-term   

 20  % of unemployed men  

 20  % of unemployed women  

  Unemployment, rate   

   adult   

 20   average annual   

 20, 21   female rate as % of male rate  

 20, 21   total   

   long-term   

 4   total   

   youth   

 20   female rate as % of male rate  

 20   total   

V
 33 Vote, year women received right to  

W
  Water source, improved   

 1a, 7  % population using   

 3  % population not using   

  Women’s economic and political participation  

 29  female legislators, senior offi cials and managers  

 29  female professional and technical workers  

 29  seats in parliament held by women   

 33   lower or single house  

 33   upper house or senate  

 33  women in government at ministerial level  

 33  year fi rst woman elected or appointed to parliament 

 33  year woman received right to stand for election

 33  year woman received right to vote

  Work time   

   total 

 32   men  

 32   women  

   market activities only 

 32   men, % of total work  

 32   women, % of total work
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Index to Millennium Development Goal indicators in the HDR indicator tables

Goals and targets from the Millennium Declaration* Indicators for monitoring progress Indicator tables

Goal 1: Eradicate extreme poverty and hunger

Target 1: 

Halve, between 1990 and 2015, the proportion of people whose income is 

less than one dollar a day

1. Proportion of population below one dollar (PPP) a day

2. Poverty gap ratio [incidence x depth of poverty]

3. Share of poorest quintile in national consumption

3

15

Target 2: 

Halve, between 1990 and 2015, the proportion of people who suffer 

from hunger

4. Prevalence of underweight children under-fi ve years of age

5. Proportion of population below minimum level of dietary energy consumption

3, 7

1aa, 7a

Goal 2: Achieve universal primary education

Target 3: 

Ensure that, by 2015, children everywhere, boys and girls alike, will be able 

to complete a full course of primary schooling

6. Net enrolment ratio in primary education

7. Proportion of pupils starting grade 1 who reach grade 5

8. Literacy rate of 15–24 year-olds

1a, 12

12

12

Goal 3: Promote gender equality and empower women

Target 4: 

Eliminate gender disparity in primary and secondary education, preferably by 

2005, and in all levels of education not later than 2015

9. Ratio of girls to boys in primary, secondary and tertiary education

10. Ratio of literate women to men, 15–24 years old

11. Share of women in wage employment in the non-agricultural sector 

12. Proportion of seats held by women in national parliament

30 b

30

31 c

29, 33 d

Goal 4: Reduce child mortality 

Target 5: 

Reduce by two-thirds, between 1990 and 2015, the under-fi ve mortality rate

13. Under-fi ve mortality rate

14. Infant mortality rate

15. Proportion of 1 year-old children immunised against measles

1a, 10

10

6

Goal 5: Improve maternal health 

Target 6: 

Reduce by three-quarters, between 1990 and 2015, the maternal 

mortality ratio

16. Maternal mortality ratio

17. Proportion of births attended by skilled health personnel 

10

6

Goal 6: Combat HIV/AIDS, malaria and other diseases

Target 7: 

Have halted by 2015 and begun to reverse the spread of HIV/AIDS

18. HIV prevalence among pregnant women aged 15–24 years

19. Condom use rate of the contraceptive prevalence rate

19a. Condom use at last high-risk sex 

19b. Proportion of population aged 15–24 years with comprehensive correct knowledge 

of HIV/AIDS

19c. Contraceptive prevalence rate

20. Ratio of school attendance of orphans to school attendance of non-orphans aged 

10–14 years

1a e, 9 e

9

6

Target 8: 

Have halted by 2015 and begun to reverse the incidence of malaria and 

other major diseases

21. Prevalence and death rates associated with malaria

22. Proportion of population in malaria-risk areas using effective malaria prevention and 

treatment measures

23. Prevalence and death rates associated with tuberculosis

24. Proportion of tuberculosis cases detected and cured under directly observed treatment  

short course (DOTS)

9 f

9 g

9

Goal 7: Ensure environmental sustainability

Target 9: 

Integrate the principles of sustainable development into country policies and 

programmes and reverse the loss of environmental resources

25. Proportion of land area covered by forest

26. Ratio of area protected to maintain biological diversity to surface area

27. Energy use (kg oil equivalent) per US$1 GDP (PPP)

28. Carbon dioxide emissions per capita and consumption of ozone-depleting CFCs (ODP tons)

29. Proportion of population using solid fuels

22

22 h

24 i

Target 10: 

Halve, by 2015, the proportion of people without sustainable access to safe 

drinking water and basic sanitation

30. Proportion of population with sustainable access to an improved water source, urban 

and rural

31. Proportion of population with access to improved sanitation, urban and rural  

1a, 7 , 3 j

7
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Index to Millennium Development Goal indicators in the HDR indicator tables
(continued)

Goals and targets from the Millennium Declaration* Indicators for monitoring progress Indicator tables

Target 11: By 2020, to have achieved a signifi cant improvement in the lives 

of at least 100 million slum dwellers

32. Proportion of households with access to secure tenure.

Goal 8: Develop a global partnership for development

Target 12: 

Develop further an open, rule-based, predictable, non-discriminatory trading 

and fi nancial system.

Includes a commitment to good governance, development and poverty 

reduction—both nationally and internationally

Some of the indicators listed below are monitored separately for the least developed countries 

(LDCs), Africa, landlocked developing countries and small island developing States.

Offi cial development assistance (ODA)

Target 13: 

Address the special needs of the least developed countries

Includes: tariff and quota free access for the least developed countries’ 

exports; enhanced programme of debt relief for heavily indebted poor 

countries (HIPC) and cancellation of offi cial bilateral debt; and more 

generous ODA for countries committed to poverty reduction

33. Net ODA, total and to the least developed countries, as percentage of OECD/DAC 

donors’ gross national income

34. Proportion of total bilateral, sector-allocable ODA of OECD/DAC donors to basic social 

services (basic education, primary health care, nutrition, safe water and sanitation)

35. Proportion of bilateral offi cial development assistance of OECD/DAC donors that is untied

17 k

17

17

Target 14: 

Address the special needs of landlocked developing countries and small 

island developing States (through the Programme of Action for the 

Sustainable Development of Small Island Developing States and the outcome 

of the twenty-second special session of the General Assembly)

36. ODA received in landlocked developing countries as a proportion of their gross national 

incomes

37. ODA received in small island developing States as a proportion of their gross national 

incomes

18 l

18 l

Market access

Target 15: 

Deal comprehensively with the debt problems of developing countries 

through national and international measures in order to make debt 

sustainable in the long term

38. Proportion of total developed country imports (by value and excluding arms) from develop-

ing countries and least developed countries, admitted free of duty

39. Average tariffs imposed by developed countries on agricultural products and textiles and 

clothing from developing countries

40. Agricultural support estimate for OECD countries as a percentage of their gross domestic 

product

41. Proportion of ODA provided to help build trade capacity

Debt sustainability

42. Total number of countries that have reached their HIPC decision points and number that 

have reached their HIPC completion points (cumulative)

43. Debt relief committed under HIPC initiative

44. Debt service as a percentage of exports of goods and services 18

Target 16:
In cooperation with developing countries, develop and implement strategies 
for decent and productive work for youth.

45. Unemployment rate of young people aged 15–24 years, each sex and total

Target 17: 

In cooperation with pharmaceutical companies, provide access to affordable 

essential drugs in developing countries

46. Proportion of population with access to affordable essential drugs on a sustainable basis

Target 18:

In cooperation with the private sector, make available the benefi ts of new 

technologies, especially information and communications

47. Telephone lines and cellular subscribers per 100 people

48a. Personal computers in use per 100 people 

48b. Internet users per 100 people

13 m

13 m

* The Millennium Development Goals and targets come from the Millennium Declaration, signed by 189 countries, including 147 heads of State and Government, in September 2000 (http://www.un.org/millennium/declaration/
ares552e.htm). The goals and targets are interrelated and should be seen as a whole. They represent a partnership between the developed countries and the developing countries “to create an environment – at the national 
and global levels alike – which is conducive to development and the elimination of poverty”.

a Tables 1a and 7 present this indicator as undernourished people as a percentage of total population.
b Table presents female (net or gross) enrolment ratio as a percentage of male ratio for primary, secondary and tertiary education levels separately.
c Table includes data on female employment by economic activity.
d Table 33 presents a breakdown of the percentage of lower and upper house seats held by women.
e Tables 1a and 9 present HIV prevalence among people ages 15–49.
f Table includes data on children under fi ve using insecticide-treated bed nets, and children under fi ve with fever treated with antimalarial drugs.
g Table presents tuberculosis prevalence rates. Data on death rates are not included.
h Table shows data as GDP per unit of energy use in 2000 PPP US$ per kg of oil equivalent.
i Table shows data on carbon dioxide emissions per capita. Data on consumption of ozone depleting CFCs are not included.
j Tables 1a and 7 present this indicator as the percentage of people  with access to an improved drinking water source, and Table 3 includes data on people without access to an improved drinking water source.
k Table includes data on offi cial development assistance (ODA) to least developed countries as a percentage of total ODA.
l Table includes data on received ODA by all recipient countries as percentage of GDP.
m Data on telephone mainlines, cellular subscribers and internet users expressed in ‘per 1,000 people’.
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